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Vorwort  des  Herausgebers. 


Vergleicht  man  die  von  Maurer  hier  gegebene  Darstellung  des 
altisländischen  Staatsrechtes  mit  den  entsprechenden  Abschnitten  in 
seiner  Jubiläumsschrift  „Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis  zum 
Untergange  des  Freistaats"  (1874),  so  sieht  man  auf  den  ersten  Blick, 
daß  der  gelehrte  Verfasser  bei  den  beiden  Bearbeitungen  desselben 
Stoffes  verschiedene  Ziele  und  Wege  verfolgt  hat.  Während  er  in 
„Island"  sich  über  die  Entdeckungsgeschichte  der  Insel,  die  Be- 
schaffenheit des  Landes  und  des  einwandernden  Volkes  sowie 
über  die  Bildung  und  den  Untergang  des  Freistaates  und  seiner 
Verfassung  ausführlich  aussprach,  hat  er  in  den  hier  veröffentlichten 
Vorlesungen  alles  dieses  in  einer  verhältnismäßig  kurzen  Einleitung 
.zusammengefaßt.  Gleichzeitig  hat  er  in  der  letzten  Redaktion  seiner 
Vorlesungen  alles,  was  die  kirchliche  Organisation  der  Insel  anbelangt, 
so  gut  wie  gänzlich  ausgeschieden,  und  man  ist  somit  für  diesen 
wichtigen  und  umfassenden  Gegenstand  seiner  Forschung  auf  die 
„Altnordische  Kirchenverfassung"  im  zweiten  Bande  dieser  Ausgabe 
angewiesen.  Dagegen  behandelt  er  in  den  jetzt  vorliegenden  Vor- 
lesungen um  so  eingehender  und  erschöpfender  die  weltliche  Ver- 
fassung, die  zentrale  und  lokale  Administration  und  die  Legislative 
des  Freistaates,  so  daß  vielfach  die  Ergebnisse,  die  er  in  seiner 
früheren  Schrift  kürzer  und  bündiger,  aber  auch  mehr  in  der  Form 
von  Postulaten  referierte,  erst  hier  in  ihrer  ganzen  Breite  und  Tiefe 
quellenmäßig  begründet  werden. 

Das  letzte  Mal,  daß  Konrad  Maurer  isländisches  Staatsrecht 
vortrug,  geschah  dem  Vorlesungsindex  zufolge  im  Wintersemester 
1884 — 85.  Von  dieser  Zeit  liegt  dann  auch  ein  ausführliches  Manu- 
skript vor.  Er  muß  aber  die  Absicht  gehabt  haben,  noch  einmal 
über  dieses  ihn  stets  so  stark  fesselnde  Thema  zu  lesen;  denn  zu 
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einem  etwas  späteren  Zeitpunkte,  wie  es  scheint,  gegen  das  Ende 
der  So  er  Jahre,  hat  er  aufs  neue  die  Materie  teilweise  durchgearbeitet. 
Die  Grundlage  der  hier  gedruckten  Redaktion  bildet  eben  diese  seine 
letzte,  leider  undatierte  Bearbeitung.  Doch  sind  die  beiden  Abschnitte 
III  und  IV  (bzw.  über  „Die  Dingversammlungen"  und  über  „Die  Be- 
grenzung der  Aufgabe  des  Staates")  nach  Maurers  eigenem  Hinweis 
in  seinem  Manuskripte  der  Bearbeitung  von  1884 — 85  entnommen. 
Auf  diese  Weise  ist  eine  vollständige  Darstellung  des  altisländischen 
Staatsrechtes  hergestellt,  die  auch  in  Rücksicht  auf  Einheitlichkeit 
so  weit  wie  möglich  der  Intention  des  Verfassers  entspricht. 

Kristiania,  im  Juli  1909. 

Ebbe  Hertzberg. 
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Einleitung. 


§  i.    Die  Entdeckung  und  erste  Bevölkerung  Islands. 

Die  ersten  Entdecker  sowohl  als  Besucher  Islands  waren  die 
Kelten,  deren  Bekanntschaft  mit  der  Insel  bis  in  das  Ende  des 
8.  Jahrhunderts  hinaufreicht.  Ein  irischer]  Mönch,  Dicuilus,  be- 
richtet in  einem  um  das  Jahr  825  geschriebenen  Werke,1)  daß  einige 
Kleriker  seiner  Bekanntschaft  ihm  vor  etwa  30  Jahren  von  einem  Be- 
suche erzählt  hätten,  welchen  sie  einer  weit  im  Norden  gelegenen 
Insel  abgestattet  hätten.  Ihre  Angaben  über  den  Sonnenstand  und 
die  Meerestemperatur  lassen  darüber  keinen  Zweifel,  daß  es  Island  war, 
welches  sie  besuchten;  dagegen  ist  es  nur  eine  irrige  Vermutung 
des  Dicuilus,  wenn  er  in  der  betreffenden  Insel  die  Thüle  des  Plinius, 
dann  des  Solinus  oder  vielmehr  seines  Interpolators  u.  dgl.  m.  er- 
kennen zu  sollen  glaubte,  und  mit  Unrecht  sind  manche  Spätere, 
wie  z.  B.  Beda,  Adam  von  Bremen,  Saxo  Grammaticus,  Ari  frööi 2) 
u.  a.  m.  dieser  Annahme  gefolgt.  Auch  isländische  Quellen 
bestätigen  die  Bekanntschaft  irischer  Männer  mit  Island,  indem  sie 
bezeugen,  daß  einzelne  solche  daselbst  ihren  Aufenthalt  nahmen; 
wahrscheinlich  Anachoreten,  welche  sich  die  Einsamkeit  des  fernen 
Landes  in  derselben  Weise  zunutze  machten,  wie  andere  schon  früher 
aus  gleichen  Gründen  die  Fsereyjar  aufgesucht  hatten. 3) 

Erst  um  reichlich  70  Jahre  später  wurde  die  Insel  von  den 
Nordleuten  entdeckt,  und  erst  mit  dieser  ihrer  zweiten  Entdeckung 
beginnt  deren  eigentliche   Geschichte.     Ein  norwegischer  Viking, 

*)  De  mensura  orbis  terrae,  cap.  7. 

2)  So  auch  Historia  Norvegise,  S.  92,  wogegen  Theodoricus  mo- 
nachus,  3/8  und  12/19  sich  zweifelnd  äußert.  Über  Thüle  vgl.  K.  Müllenhoff, 
Deutsche  Altertumskunde,  I,  S.  385—410. 

3J  Dicuilus,  ang.  O. 

1* 
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Naddoör,  wurde  zufällig  nach  derselben  verschlagen  und  legte  ihr, 
durch  einen  starken  Schneefall  veranlaßt,  den  Namen  Snaeland, 
d.  h.  Schneeland  bei.  Ihm  folgte  Garöarr  Svavarson,  ein  Mann 
schwedischer  Abkunft,  aber  auf  Seeland  wohnhaft;  er  umsegelte  das 
Land  und  stellte  damit  fest,  daß  es  eine  Insel  sei,  und  nach  ihm 
wurde  dasselbe  Garöarshölmr,  d.  h.  die  Insel  des  Garöarr  genannt. 
Als  der  dritte  fuhr  sodann  Flöki  Vilgeröarson  hinüber,  ein  norwe- 
gischer Mann,  in  dessen  Geschichte  mehrfach  sagenhafte  Züge  ein- 
gedrungen sind  und  dessen  Namen  eben  darum  die  Volksüberlieferung 
bis  auf  die  Gegenwart  herab  festgehalten  hat;1)  er  gab  der  Insel 
von  dem  vielen  Treibeise,  mit  welchem  er  einen  ihrer  Meerbusen 
gefüllt  fand,  ihren  heutigen  Namen,  Island,  d.  h.  Eisland.  Alle 
drei  Fahrten,  bezüglich  deren  die  Berichte  der  verschiedenen  Quellen 
nur  in  unbedeutenden  Einzelheiten  voneinander  abweichen,  fallen 
etwa  in  die  Jahre  860 — 70;  nur  um  wenige  Jahre  später  beginnt 
aber  auch  schon  eine  massenhafte  Einwanderung  nach  der  Insel, 
soferne  bereits  im  Jahre  874  ein  angesehener  Norweger,  Ingölfr  Arn- 
arson,  nach  einer  vorläufigen  Erforschungsreise  als  der  erste  dahin 
abging,  um  seinen  bleibenden  Aufenthalt  daselbst  zu  nehmen.  Diesem 
ersten  Ansiedler,  welcher  zufällig  zu  Reykjavik  seinen  Wohnsitz  auf- 
schlug, also  an  derselben  Stelle,  an  welcher  jetzt  die  Hauptstadt  der 
Insel  liegt,  folgten  bald  andere  nach.  Die  wenigen  Bewohner,  welche 
man  an  einzelnen  Punkten  der  Süd-  und  Ostküste  traf,  und  welche 
man  P  a  p  a  r ,  d.  h.  Pfaffen  hieß,  zogen  sich  scheu  von  der  Insel  weg, 
weil  sie  mit  dem  fremden,  heidnischen  Volke  nichts  zu  schaffen 
haben  wollten;  aus  einzelnen  Büchern,  Glocken  und  Krummstäben 
aber,  die  sie  zurückließen,  schloß  man  hinterher,  daß  sie  christlichen 
Glaubens  und  irischer  Abkunft  gewesen  seien.  Im  Verlaufe  von 
etwa  60  Jahren  erhielt  Island  sodann  seine  volle  nordische  Bevölke- 
rung, soweit  sich  die  Insel  überhaupt  dauernden  Niederlassungen  zu- 
gänglich erwies. 2) 

In  buntester  Weise  war  aber  die  Bevölkerung  gemischt,  welche 
sich  auf  der  Insel  niederließ.  Ihrer  weitaus  überwiegenden  Masse 
nach  waren  die  Einwanderer  allerdings  norwegischen  Stammes ;  aber 

1)  vfel-  J^n  Arnason,  fslenzkur  J)jöÖsögur  og  aefintyri,  II,  S.  75  und  meine: 
Isländische  Volkssagen  der  Gegenwart,  S.  216. 

2)  Islendi'ngabök,  1/4  und  3/6;  Landnama,  Prolog  und  I,  I— 9/23 — 39, 
dann  V,  15/321;  Olafs  s.  Tryggvasonar,  I io—l 7/233— 42  (FMS.  I)  und  Flbk. 
I,  S.  247—48  und  263—68;  Sögubrot,  S.  409—12  (FMS.  XI);  Theodoricus 
monachus,  3/8 — 9;  Historia  Norvegise,  S.  92 — 93. 
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nur  ein  Teil  derselben  kam  unmittelbar  aus  Norwegen  herüber, 
während  ein  anderer,  und  vielleicht  der  größere  Teil  erst  nach 
längerem  Pierumschwärmen  in  den  nördlichen  Meeren  oder  auch 
nach  längerem  Wohnen  auf  den  Inseln  des  Westens  sich  nach  Island 
wandte.  Innere  Wirren  im  Norden,  über  welche  uns  nur  verworrene 
Sagen  Bericht  geben,  als  deren  Ergebnis  aber  die  Bildung  der  großen 
Einheitsstaaten  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen  hervortritt, 
hatten  seit  dem  Ende  des  8.  Jahrhunderts  zu  einem  massenhaften 
Ausströmen  unzufriedener  oder  unruhiger  Elemente  aus  der  Heimat 
geführt,  und  zumal  gedenken  irische  und  wälsche,  angelsächsische 
und  fränkische  Quellen  von  da  ab  in  fortwährend  steigendem  Maße 
des  Auftretens  dänischer  sowohl  als  norwegischer  Heerschiffe  an  den 
Küsten  der  britischen  Inseln  und  des  Frankenreiches,  ja  gelegentlich 
sogar  Spaniens  und  Italiens.  Bald  vollzog  sich  innerhalb  eines  großen 
Teiles  dieser  Heerleute  eine  sehr  fühlbare  Veränderung.  War  es 
anfangs  bei  der  Heerfahrt  nur  auf  vorübergehende  Plünderungen  und 
Brandschatzungen  abgesehen,  durch  welche  man  den  eigenen  Bedarf 
aufzubringen  und  allenfalls  auch  sich  zu  bereichern  suchte,  um  dann 
mit  der  Zeit  zu  ruhigem  Leben  in  die  Heimat  zurückzukehren,  so 
sah  man  sich  später  durch  politische  Umgestaltungen  im  Vaterlande 
auch  wohl  bleibend  aus  diesem  verdrängt  und  somit  genötigt,  im 
fremden  Lande  sich  eine  dauernde  Unterkunft  zu  suchen,  sei  es  nun, 
daß  man  bei  auswärtigen  Fürsten  Dienst  nahm,  oder  daß  man  sich 
im  fremden  Lande  als  Eroberer  eine  eigene  Herrschaft  erkämpfte, 
oder  auch  durch  Anknüpfung  von  Familienverbindungen  zu  fried- 
licher Niederlassung  gelangte.  Die  kleineren  Inselgruppen  im  Nord- 
westen, die  Orkneyjar  also  und  die  Suöreyjar,  dann  weiterhin  auch 
Hjaltland  und  die  Faereyjar,  dienten  dabei  den  nordischen  Heer- 
leuten vorwiegend  nur  als  Stützpunkte,  über  welche  sie  ihren  Weg 
weiter  westwärts  und  südwärts  nahmen  und  wohin  sie  sich  je  nach 
Umständen  zurückzogen,  um  bei  günstiger  Gelegenheit  wieder  her- 
vorzubrechen; in  Irland  dagegen  und  in  Schottland,  in  England 
ferner  und  im  Frankenreiche  bildeten  sich  schon  gegen  die  Mitte 
des  9.  Jahrhunderts  und  von  da  ab  immer  häufiger  bleibende  Nieder- 
lassungen norwegischer  und  dänischer  Heerleute,  teils  in  voller  Un- 
abhängigkeit, teils  die  Unterordnung  unter  fremde  Herrscher  wenig- 
stens dem  Namen  nach  anerkennend.  Nach  England  und  dem 
Frankenreiche  wandten  sich  dabei  vorzugsweise  Leute  dänischer 
Herkunft,  während  auf  Irland,  Schottland  und  den  Suöreyjar  zumeist 
Nordleute  sich  herumtrieben;  doch  fehlte  es  selbstverständlich  weder 


6 


Einleitung. 


unter  den  vorzugsweise  dänischen  Heerscharen  an  einzelnen  Leuten 
norwegischer  Abstammung,  noch  unter  den  vorwiegend  nordischen 
Haufen  an  einzelnen  Dänen,  Göten  oder  Schweden.  Waren  erst 
feste  Niederlassungen  in  der  Fremde  entstanden,  so  mischten  sich 
überdies  der  Natur  der  Sache  nach  bald  auch  Leute  nichtgermani- 
schen, oder  doch  nicht  nordgermanischen  Stammes  mit  den  Heer- 
leuten, und  weit  häufiger  noch  brachte  die  Kriegsgefangenschaft 
solche  in  die  Hand  dieser  letzteren.  Aus  den  norwegischen  Nieder- 
lassungen auf  den  britischen  Inseln  aber  kam  ein  guter  Teil  der 
Einwanderer  herüber,  die  sich  um  die  Grenzscheide  des  9.  und  10. 
Jahrhunderts  auf  Island  niederließen.  Gerade  damals  hatte  die  Auf- 
richtung der  Alleinherrschaft  in  Norwegen  der  Auswanderung  aus 
diesem  Lande  einen  ganz  besonders  kräftigen  Anstoß  gegeben,  und 
das  eben  entdeckte  Island  wurde  zumal  von  solchen  Männern  gerne 
aufgesucht,  welchen  es  nicht  um  die  Heerfahrt,  sondern  um  ein 
friedliches  Leben  in  einem  von  keiner  Königsmacht  bedrohten  Lande 
zu  tun  war.  So  groß  war  die  Zahl  der  Auswanderer,  welche  direkt 
von  Norwegen  aus  nach  der  Insel  hinüberging,  daß  K.  Haraldr  här- 
fagri,  die  Verödung  seines  eigenen  Landes  befürchtend,  die  Fahrt 
dahin  frischweg  verbot  und  hinterher,  von  der  Undurchführbarkeit 
des  Verbotes  sich  überzeugend,  wenigstens  mit  einer  nicht  unbe- 
trächtlichen Steuer  (den  landaurar)  belegte.  Die  fortwährenden  Ein- 
fälle, durch  welche  die  nach  den  britischen  Inseln  gewanderten  nor- 
dischen Häuptlinge  ihr  Stammland  belästigten,  bestimmten  aber 
überdies  denselben  König  auch  zu  einer  Heerfahrt  gegen  Westen, 
welche  zwar  nur  zu  einer  wenig  haltbaren  Unterwerfung  der  dortigen 
Inselgruppen  unter  seine  Herrschaft  führte,  jedoch  immerhin  genügte, 
um  eine  beträchtliche  Zahl  der  Männer,  welche  zunächst  auf  diesen 
sich  niedergelassen  hatten,  zu  einer  Übersiedelung  nach  Island  zu 
bestimmen.  Es  konnte  nicht  fehlen,  daß  die  mancherlei  Verbin- 
dungen, welche  die  nordischen  Heerleute  auf  den  britischen  Inseln 
mit  Leuten  fremden  Stammes  und  fremden  Glaubens  angeknüpft 
hatten,  vielfach  zersetzend  auf  deren  eigene  Nationalität  einwirkten; 
nicht  fehlen  auch,  daß  an  die  Kolonisten  nordischer  Abstammung, 
welche  von  hier  aus  nach  Island  hinüberzogen,  gar  manche  Leute 
anderer  Herkunft  sich  anschlössen.  So  finden  wir  denn  unter  den 
Einwanderern  nicht  nur  einzelne  Männer  schwedischer  und  gotischer 
Abkunft  und  allenfalls  auch  einen  vereinzelten  Dänen,  eine  angel- 
sächsische Königstochter  und  den  Sohn  einer  vlämischen  Mutter, 
sondern  auch  eine  ziemliche  Zahl  keltischer  oder  halbkeltischer  Leute, 
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wie  denn  Namen  wie  Dufan.  Dufgüs,  Dufjiakr,  Dufnjäll,  Kaiman, 
Kylan,  Kjaran,  Kjartan,  Kjallakr,  Konäll,  Njäll,  oder  Myrün,  Myrgjol 
u.  dgl.  stets  wenigstens  auf  innige  Beziehungen  zum  Keltentum  hin- 
deuten, wenn  nicht  auf  dieses  selbst.1)  Aber  auch  die  Einwanderer 
von  norwegischer  Abstammung,  die  allerdings  die  durchschlagende 
Masse  der  Zuzügler  ausmachten,  kamen  nicht  in  geschlossenen  Volks- 
abteilungen, sondern  in  einzelnen  Häuflein  an,  wie  eben  der  Zufall 
individueller  Umstände  den  einzelnen  Mann  zum  Wandern  bestimmt, 
und  aus  Weib  und  Kind,  Sklaven  und  freien  Hausdienern,  dann  etwa 
noch  einzelnen  Klienten  oder  Freunden  eine  kleine  Genossenschaft  um 
ihn  gesammelt  hatte.  Alle  Teile  Norwegens,  von  Hälogaland  herab 
bis  nach  Vi'kin  und  den  Upplönd  waren  an  der  Einwanderung  be- 
teiligt; aber  von  hier  aus  sowohl  als  von  den  britischen  Inseln  aus 
sind  es  nur  zersplitterte  Volkstrümmer,  welche  nach  Island  herüber- 
kommen, und  ein  guter  Teil  der  Einwanderer  war  überdies,  ehe  er 
in  der  neuen  Heimat  sich  niederließ,  durch  die  rauhe  Schule  eines 
längeren  Kriegerlebens  gegangen,  und  durch  die  bald  freundliche, 
bald  feindliche  Berührung  mit  fremden  Nationalitäten  mehr  oder 
minder  beeinflußt,  wie  sich  denn  insbesondere  in  religiöser  Beziehung 
unter  denselben  einzelne  eifrige  Christen  neben  einer  größeren  Zahl 
von  Halbchristen  oder  doch  an  allem  Götterglauben  irre  gewordenen 
Leuten  nachweisen  lassen.  Zu  zeigen,  wie  sich  aus  diesem  spröden 
Menschenmateriale  auf  der  Insel  ein  Staatswesen  aufbaute,  wird  nun 
die  Aufgabe  des  nächsten  Paragraphen  sein. 


§  2.  Die  Bildung  des  isländischen  Staates  und  seiner  Verfassung. 

Infolge  des  bereits  geschilderten  Verlaufes  der  Einwanderung  hat 
die  Geschichte  Islands  von  einem  vollkommen  staatlosen  Zu- 
stande auszugehen.  Da  die  einzelnen  einwandernden  Haufen  das 
Land  unbewohnt  fanden,  konnte  der  Führer  einer  jeden  ankommen- 
den Schar  den  Ort  für  seine  Niederlassung  frei  wählen,  mochte  er 
sich  nun  dabei  durch  die  Beschaffenheit  der  Gegend  bestimmen  lassen, 
oder  durch  die  Rücksicht  auf  eine  göttliche  Weisung,  wie  man  solche 
in  mancherlei  Wahrzeichen  ausgesprochen  zu  finden  meinte.  Die 
Besitzergreifung  des  Landes  bezeichnete  der  Ausdruck:  nema  land, 


*)  vgl.  Münch,  Samlede  Af handlinger,  I,  S.  126 — 27. 
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und  als  landnäm  wird  das  von  den  einzelnen  in  Besitz  genommene 
bezeichnet;  man  pflegte  dieses  mit  Feuer  zu  umgehen  (fara  eldi 
um  1  a n d),  und  dadurch  zum  eigenen  Gebrauche  zu  weihen  (h e  1  g a 
ser  1  a n d i t).  Anfangs  pflegten  wenigstens  angesehenere  Einwanderer 
sehr  ausgedehnte  Landstrecken  sich  anzueignen;  später  aber,  als  das 
noch  herrenlose  Land  nicht  mehr  zureichen  wollte,  bestimmte  man, 
wie  es  heißt  auf  des  K.  Haraldr  Rat,  daß  niemand  mehr  Land  nehmen 
dürfe,  als  er  an  einem  Tage  mit  Feuer  umfahren  könne, x)  und  daß 
Weiber  nicht  mehr  Land  in  Besitz  nehmen  dürfen,  als  um  welches 
sie  an  einem  Tage  eine  zweijährige  Kalbin  herumführen  könnten.  2) 
In  dieser  späteren  Zeit  erwarben  neue  Zuzügler  allenfalls  auch  bereits 
okkupiertes  Land  von  dessen  Besitzer  kauf-  oder  schenkungsweise, 
obwohl  der  Erwerb  geschenkten  Landes  manchem  nicht  recht  an- 
ständig, oder  auch  nicht  genügend  sicher  erschien ;  andere  Male  setzte 
man  sich  auch  wohl  auf  gewaltsamem  Wege  in  den  Besitz  fremden 
Landes,  wozu  die  Herausforderung  zum  Zweikampfe  sogar  eine  rechtlich 
anerkannte  Form  geboten  zu  haben  scheint.  Innerhalb  seiner  Land- 
nahme wählte  aber  jeder  einzelne  Führer  eines  Einwandererhaufens 
nicht  nur  das  Land  für  seine  eigene  Niederlassung,  sondern  er  gab  auch 
seinen  Dienern  und  Freunden,  mochten  sie  nun  mit  ihm  eingewandert 
oder  ihm  später  gefolgt  sein,  Land  zu  eigen  oder  zu  Pachtrecht,  so 
daß  sich  innerhalb  der  einzelnen  Landnahmen  neben  der  Haupt- 
niederlassung noch  Nebengüter  bildeten,  deren  Besitzer  dieselben  zu 
verschiedenem  Rechte  inne  haben  konnten,  aber  immerhin  eine  ge- 
wisse moralische  Unterordnung  unter  den  Besitzer  des  Haupthofes 
anerkannten.  Doch  ist  nicht  in  den  Landnahmen  der  Ausgangspunkt 
für  die  ersten  Anfänge  staatlicher  Verbände  zu  suchen,  sondern  viel- 
mehr in  den  Tempelgemeinden,  welche  mit  jenen  ersteren  nur  teil- 
weise in  einigem  Zusammenhange  stehen. 

Die  althergebrachte  Religionsverfassung  im  Norden  forderte  das 
Bestehen  von  Tempeln  (h  o  f),  an  welche  sich  der  gemeinsame  Opfer- 
dienst anschloß;  der  Bau  von  solchen  war  aber  auf  Island  eine  um 
so  kostspieligere  Sache,  als  alles  Baumaterial  vom  Auslande  her  ein- 
zuführen war.  Nur  die  vermöglichsten  und  angesehendsten  unter  den 
Einwanderern  vermochten  sich  demgemäß  Tempel  zu  bauen;  dafür 
gestatteten  sie  aber  nicht  nur  ihren  eigenen  Angehörigen  den  Zu- 
tritt zu  diesen,  sondern  erlaubten  auch  anderen  Nachbarsleuten,  welche 
nicht  imstande  waren,  selbst  einen  Tempel  zu  gründen,  zu  dem  ihrigen 


])  Landnama,  V,  1/276. 


2)  ebenda,  IV,  10/264,  Anm.  7. 
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zu  halten.  Durch  beiderseits  freie  Übereinkunft  bildeten  sich  somit 
Tempelgemeinden,  an  deren  Spitze  je  der  Besitzer  des  betreffenden 
Tempels  stand,  und  da  bereits  in  Norwegen  der  Opferdienst  eine 
wesentliche  Seite  des  öffentlichen  Lebens  gebildet  hatte,  die  Volks- 
versammlungen zugleich  Opferfeste  und  die  politischen  Häuptlinge 
zugleich  die  Leiter  des  Opferkultus  gewesen  waren,  lag  es  nahe  ge- 
nug, daß  auf  Island,  wo  infolge  der  eigentümlichen  Art  der  Einwande- 
rung alle  und  jede  staatliche  Organisation  fehlte,  gerade  die  Tempel- 
gemeinde und  die  mit  ihr  zusammenhängende  Gewalt  des  Tempel- 
besitzers es  war,  an  welche  die  Anfänge  einer  solchen  sich  anlehnten. 
In  der  Tat  finden  wir  auf  Island  schon  in  der  nächsten  Zeit  nach 
dem  Beginne  der  nordischen  Einwanderung  herrschaftliche  Verbände 
vor,  deren  eigentümliche  Ausprägung  gerade  auf  diese  Entstehung 
hinzuweisen  scheint.  Als  goöorö,  mannaforräö  oder  riki  wird 
sowohl  der  Verband,  als  auch  die  herrschaftliche  Gewalt  bezeichnet, 
welche  an  seiner  Spitze  steht  und  ihn  zusammenhält;  ho  f  goöi, 
goöi  oder  goöorösmaör,  allenfalls  auch  höföingi,  yfirmaör 
oder  fyrirmaör  heißt  das  Oberhaupt,  in  dessen  Hand  diese  Ge- 
walt ruht,  und  |)i'ngmenn  oder  undirmenn  nennt  man  dessen 
Untergebene,  wie  denn  auch  der  Verband  selbst  als  ]nnghä  oder 
|)i'ngmannasveit  bezeichnet  werden  mag.  Von  diesen  Bezeich- 
nungen enthalten  einige  nur  den  allgemeinen  Begriff  der  Herrschaft 
und  der  Überordnung  (mannaforräö  und  riki,  höföingi,  yfirmaör  und 
fyrirmaör,  undirmenn)  und  läßt  sich  demnach  aus  ihnen  nicht  auf 
die  Beschaffenheit  des  Verbandes  schließen;  andere  weisen  auf  die 
Volksversammlungen  hin  flringhä  und  Jnngamannasveit ;  )nngmenn), 
und  lassen  somit  die  Abhaltung  von  solchen  als  für  den  Verband 
charakteristisch  erkennen,  womit  wir  indessen  auch  noch  nicht  erheblich 
gefördert  werden;  wieder  andere,  und  gerade  die  von  Anfang  an  am 
öftesten  gebrauchten,  deuten  dagegen  auf  den  Kultus  als  die  Grund- 
lage des  Verbandes  hin,  und  auf  diese  ist  darum  noch  näher  einzu- 
gehen. Goöi,  wofür  in  älteren  Texten  auch  noch  die  Form  guöi 
vorkommt,  leitet  sich  von  goö,  guö,  d.  h.  Gott  ab,  und  entspricht 
vollständig  dem  gothischen  gudja,  womit  Wulfila  lEgevg  übersetzt; 
die  Zusammensetzung  hofgoöi  hebt  nur  noch  bestimmter  den  Zu- 
sammenhang der  Würde  mit  dem  Tempel  hervor;  die  für  diese  ge- 
brauchte Bezeichnung  goöorö  aber  ist  ganz  ähnlich  gebildet  wie 
banorö,  legorö,  gjaforö,  metorö,  vitorö,  und  bedeutet  somit  lediglich 
den  Zustand  eines  goöi.  Der  Titel  mag  ja  bereits  in  Norwegen  üb- 
lich gewesen  sein,  da  uns  bereits  von  einem  der  ersten  Einwanderer 
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erzählt  wird, *)  er  sei  „hofgoöi  i  prändheimi  ä  Maeri"  gewesen,  und 
auch  in  mythischen  Uberlieferungen  ein  Gautr  guöi  2)  und  ein  Lyuth- 
guthi, :5)  dann  auf  dänischen  Runensteinen  ein  Ruulfr  Nuragu])i  und 
ein  Ali  Sauluagu])i  genannt  wird;4)  er  scheint  aber  im  übrigen  Norden 
nur  Besitzer  von  Privattempeln  ohne  weitere  öffentliche  Funktion  be- 
zeichnet zu  haben,  und  damit  mag  es  zusammenhängen,  daß  in  voll- 
kommen zuverlässigen  isländischen  Quellen  wiederholt  auch  Weiber 
den  Titel  gyöja  oder  hofgyöja  führen,  welche  doch  öffentliche  Funk- 
tionen unmöglich  geübt  haben  können.  Dagegen  war  auf  Island 
der  goöi  keineswegs  auf  die  Tempelpflege  und  die  Leitung  des 
Opferdienstes  beschränkt,  sondern  er  vereinigte  ganz  ebenso  wie  dies 
bei  den  norwegischen  Königen  und  Jarlen  der  Fall  war,  mit  seinen 
priesterlichen  Funktionen  auch  die  weltliche  Gewalt  über  seine  Unter- 
gebenen, also  die  Leitung  der  Volksversammlungen  und  des  mit  ihnen 
in  Verbindung  stehenden  Gerichtswesens,  die  Sorge  für  die  Wahrung 
des  Friedens  in  seiner  Gegend,  die  Aufsicht  über  Handel  und  Ver- 
kehr, endlich  die  Vertretung,  Beratung  und  Unterstützung  jedes  ein- 
zelnen seiner  Untergebenen,  der  gerade  solcher  Beihilfe  bedurfte, 
während  ihm  als  Mittel  zur  Erfüllung  seiner  Obliegenheiten  die  Bann- 
gewalt über  seine  Untergebenen  und  der  Anspruch  auf  eine  von 
ihnen  zu  entrichtende  Tempelsteuer  zustand.  In  zwei  Beziehungen 
unterschied  sich  aber  doch  die  isländische  Godenwürde  sehr  erheb- 
lich von  der  norwegischen  Häuptlingsschaft,  und  zwar  stehen  beide 
Eigentümlichkeiten  derselben  in  engster  Beziehung  zu  deren  Ent- 
stehungsgeschichte. Zunächst  ist  es  das  Recht  auf  die  Würde, 
welches  hier  und  dort  verschieden  geregelt  erscheint.  Keinem  Zweifel 
kann  unterliegen,  daß  diese  in  Norwegen  teils  erblich,  teils  von  einer 
Volkswahl  abhängig  war,  wenn  auch  das  Verhältnis  beider  Momente 
zueinander  nicht  völlig  klar,  und  vielleicht  auch  zu  verschiedenen 
Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  nicht  ganz  gleichmäßig  geregelt 
war;  dagegen  kann  nicht  dem  mindesten  Zweifel  unterliegen,  daß 
das  isländische  goöorö  jederzeit  nur  als  ein  Vermögensstück  wie 
jedes  andere  in  Betracht  kam,  so  daß  also  bei  dessen  Übergang  aus 
einer  Hand  in  die  andere  nicht  nur  keinerlei  Volkswahl  in  Betracht 
kam,  sondern  überdies  nicht  nur  das  Erbrecht  unbedingt  anerkannt, 

1)  Landnama,  IV,  6/254. 

2)  Sögubrot  af  fornkonüngum,  8/38 1. 

3)  Saxo  Grammaticus,  VIII,  381. 

4j  Thorsen,  De  danske  Runemindesmcerker,  I,  S.  334—38,  Anra.  3;  Wimm  er, 
Runeskriftens  Oprindelse,  S.  231 — 34  und  238,  dann  S.  247 — 48. 
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sondern  auch  eine  Veräußerung  unter  Lebenden,  sei  es  nun  durch 
Schenkung,  Kauf,  Hingabe  an  Zahlungsstatt  oder  wie  immer,  schlecht- 
hin statthaft  war.  Es  ist  klar,  daß  in  dieser  Beziehung  die  privat- 
rechtliche Natur  des  Tempelbesitzes  maßgebend  geworden  war,  welche 
ihrerseits  wieder  darauf  beruhte,  daß  es  Privatleute  waren,  welche 
aus  ihren  Privatmitteln  die  Tempel  bauten,  im  Anschlüsse  an  welche 
die  Tempelgemeinden  erwuchsen.  Zweitens  aber  bezog  sich  die 
norwegische  Fürstenwürde  immer  auf  bleibend  organisierte  Verbände 
mit  festbestimmten  geographischen  Grenzen,  gleichviel  übrigens,  ob 
dabei  heraö,  fylki  oder  ])jöö  in  Frage  stand,  und  von  einem  will- 
kürlichen Eintreten  in  den  Verband  oder  Ausscheiden  aus  demselben 
konnte  demnach  nur  etwa  insoweit  die  Rede  sein,  als  es  dem  ein- 
zelnen freistand,  aus  dem  betreffenden  Gebiete  auszuwandern  oder 
in  dasselbe  überzusiedeln.  Auf  Island  dagegen  fehlte  dem  goöorö 
alle  und  jede  geographische  Geschlossenheit,  und  selbst  die  persön- 
liche Verbindung  des  Goden  mit  seinen  Dingleuten  war  keineswegs 
eine  recht  dauerhafte ;  wie  dieselbe  durch  freie  WbM  von  Anfang 
an  zwischen  beiden  geknüpft  wurde,  so  stand  vielmehr  auch  hinterher 
die  einseitige  Kündigung  derselben  beiden  Teilen  jederzeit  frei,  nur 
daß  dabei  gewisse  Fristen  und  Förmlichkeiten  einzuhalten  waren. 
Vermöge  dieser  eigentümlichen  Gestaltung  des  Godordes  konnte 
also  der  isländische  Dingmann  beliebig  seinen  Wohnort  wechseln, 
ohne  darum  doch  aus  seinem  bisherigen  Verbände  mit  seinen  Goden 
auszuscheiden,  oder  umgekehrt  aus  diesem  Verbände  ausscheiden, 
ohne  darum  seinen  Wohnort  wechseln  zu  müssen,  wenn  auch  tat- 
sächlich allerdings  der  Anschluß  an  allzu  entfernt  wohnende  Häupt- 
linge aus  praktischen  Gründen  zumeist  untunlich  erscheinen  mußte. 
Auch  nach  dieser  Seite  hin  ist  aber  wieder  die  eigentümliche  Ent- 
stehungsweise der  isländischen  Godorde  maßgebend  geworden,  in- 
dem deren  Begründung  auf  den  Besitz  von  Privattempeln  auch  die 
Bildung  der  Tempelgemeinden  nur  auf  dem  Wege  des  Privatver- 
trages vor  sich  gehen  ließ.  Nur  insoweit  als  die  Führerschaft  von 
Einwandererscharen  auf  die  Bildung  von  Tempelgemeinden  Einfluß 
gewann,  stehen  hiernach  die  Godorde  mit  jener  ersteren  hin  und 
wieder  in  einem  gewissen  tatsächlichen  Zusammenhange;  nur  soweit 
die  Entwicklung  der  Gewalt  des  Tempelbesitzers  zu  einer  allseitigen 
Staatsgewalt  dem  Vorbilde  des  norwegischen  Kleinfürstentumes 
folgte,  läßt  sich  allenfalls  auch  von  einem  Zusammenhange  dieses 
letzteren  mit  der  Godenwürde  sprechen. 

Wenn  in  den  einzelnen  Godorden  sich  frühzeitig  die  Anfänge 


12 


Einleitung. 


einer  Staatenbildung  zeigten,  so  bestand  dafür  unter  den  verschiedenen 
nebeneinander  erwachsenen  Herrschaftsgebieten  regelmäßig  keinerlei 
Verbindung.  Nur  ganz  ausnahmsweise  sehen  wir  an  zwei  Punkten 
der  Insel  den  Versuch  gemacht,  in  weiteren  Kreisen  für  Recht 
und  Frieden  zu  sorgen,  und  es  ist  der  Weg  der  Verbündung,  auf 
welchem  dieses  Ziel  erstrebt  wird.  Einerseits  wird  uns  nämlich  be- 
richtet, x)  wie  Dörölfr  Mostrarskegg  gleich  nach  seiner  Einwanderung 
das  pörsnessjung  am  Breiöifjörör  einrichtete,  und  zwar  „meö  räöi 
allra  sveitarmanna",  und  mit  der  Bestimmung,  als  „herausging"  für 
die  ganze  Umgegend  zu  dienen  •  andererseits  erfahren  wir  auch, 2) 
daß  porsteinn,  des  ersten  Einwanderers  Ingölfr  Sohn,  „ok  höf- 
(nngjar  }:>eir  es  at  jjvi  hurfo",  das  K  j  a  1  a  r  n  e  s  s  ))  i  n  g  im  Süd- 
westen der  Insel  einsetzten.  Es  mag  ja  sein,  daß  Ähnliches  auch 
noch  in  einzelnen  anderen  Fällen  versucht  wurde,  von  denen  wir 
keine  Kunde  haben ;  wie  schlimm  es  aber  zunächst  noch  um  die 
Rechtszustände  der  Insel  bestellt  war,  kann  man  daraus  ersehen, 
daß  (um  910)  eine  Totschlagssache,  bei  welcher  der  Blutkläger  der 
späteren  Strandasysla,  der  Totschläger  aber  und  der  Erschlagene 
der  späteren  Arnesssysla  angehörten,  im  Kompromißwege  an  das 
Kjalarness]nng  gebracht  wurde,  um  nur  überhaupt  auf  gerichtlichem 
Wege  erledigt  werden  zu  können.  3)  Erst  etwa  60  Jahre  nach  dem 
Beginne  der  Einwanderung,  also  etwa  um  das  Jahr  930,  wurde  ein 
weiterer  Schritt  getan,  welcher  zur  Entstehung  eines  Gesamtstaates 
auf  der  Insel  führte,  und  zwar  wiederum  auf  dem  Wege  friedlichen 
Vertrages.  Man  einigte  sich  darüber,  daß  ein  gemeinsamer  Staat 
und  ein  gemeinsames  Landrecht  geschaffen  werden  solle,  und  beauf- 
tragte einen  erst  kürzlich  aus  Norwegen  herübergekommenen  Mann, 
Namens  Ulfljötr,  das  letztere  zu  entwerfen.  Nach  mehrfachen  Be- 
richten, welche  insgesamt  auf  den  alten  Ari  frööi  zurückzugehen 
scheinen,4)  begab  sich  dieser  sofort  nach  Norwegen,  arbeitete  dort 
sein  Landrecht  nach  dem  Vorbilde  der  Gulajnngslög  und  mit  Bei- 
hilfe seines  Mutterbruders,  porleifr  spaki,  aus,  welcher  anderwärts 


*)  Eyrbyggja  s.,  4/7;  Landnäma,  II,  12/97. 

2J  Islendi'ngabok,  3/6 ;  Landnäma,  I,  9/38  und  jüngere  Melabök,  336. 
?')  Grettla,  10/14 — 15. 

4j  f slendiügabok,  2—3/5—6;  Landnäma,  IV,  7/257 — 59  (Hauksbök)  und 
jüngere  Melabök,  234 — 36;  ])orsteins  b.  uxaföts,  in  der  Flbk.  I,  249  und 
ältere  börßar  s.  hreÖu,  1/93 — 94.  Vgl.  meine  Abhandlung:  Die  Quellenzeug- 
nisse über  das  erste  Landrecht  und  die  Ordnung  der  Bezirksverfassung  des  isländischen 
Freistaats. 
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als  bei  der  Ordnung  der  Gula|)ingslög  selbst  tätig  erwähnt  wird,  *) 
und  kehrte  dann  nach  dreijähriger  Abwesenheit  nach  Island  zurück, 
wo  sein  Entwurf  unter  dem  Namen  der  Ulflj  ötslög  sofort  als  Gesetz 
angenommen  wurde.  Uber  den  Inhalt  dieses  ersten  Landrechtes 
sind  wir  nur  sehr  mangelhaft  unterrichtet;  doch  erfahren  wir  dessen 
Hauptpunkte.  Eine  gemeinsame  Landesversammlung  wurde  einge- 
setzt, das  aljungi,  für  welches  ein  Pflegebruder  des  Ulfljötr,  Grimr 
geitskör,  einen  passenden  Ort  ausfindig  gemacht  hatte,  wofür  er 
durch  den  Ertrag  einer  Kopfsteuer  belohnt  wurde;  wir  wissen,  daß 
hier  fortan  sowohl  Gesetzgebung  als  Gerichtsbarkeit  geübt  wurde,2) 
und  können  vermuten,  daß  zu  solchem  Behufe,  ähnlich  wie  in  Nor- 
wegen, ein  aus  36  von  den  Goden  ernannten  Mitgliedern  bestehen- 
der Ausschuß  (lögretta)  bestellt  wurde,  obwohl  uns  letzteres  nicht 
gesagt  wird.  Das  Amt  des  Gesetzessprechers  (lögsögumaör) 
wurde  ferner,  wohl  ebenfalls  nach  norwegischem  Muster,  eingeführt, 
welchem  der  Vorsitz  am  Allding,  die  Haltung  von  Rechtsvorträgen 
an  der  Landsgemeinde,  und  die  Erteilung  von  Rechtsgutachten  an 
jeden  oblag,  der  solches  von  ihm  verlangte,  wogegen  derselbe  von 
allem  Anteile  an  der  vollziehenden  Gewalt  völlig  ausgeschlossen  war. 
Da  auch  Vorschriften  über  die  Form  der  am  Ding  abzuschwören- 
den Eide  und  über  die  Aufbewahrung  der  hierbei  gebrauchten 
Tempelringe  die  Rede  ist,  wird  das  Gesetz  wohl  auch  über  das 
Gerichtswesen,  und  da  Bestimmungen  über  den  Schutz  der  „1  and- 
vaettir"  besprochen  werden,  wird  es  auch  solche  über  das  Straf- 
recht enthalten  haben;  doch  läßt  sich  nur  aus  einem  wenig  späteren 
Vorfalle  ersehen, 3)  daß  die  Pflicht  gege  nseitigRecht  zu  geben 
und  zu  nehmen,  und  der  Grundsatz  ausgesprochen  war,  daß  in 
Totschlagssachen  zunächst  das  dem  Orte  der  Tat  nächstgelegene 
Ding  als  kompetent  galt,  und  der  Zug  an  das  Allding  ging,  wenn 
hier  die  Klagsache  nicht  erledigt  werden  konnte.  Unklar  ist  da- 
gegen, wie  weit  das  Gesetz  auf  die  Stellung  der  Goden  einwirkte. 
Eine  Beschränkung  ihrer  Zahl  scheint  zunächst  nicht  eingetreten  zu 
sein,  da  wir  noch  in  der  nächstfolgenden  Zeit  unbedenklich  zu  der 
Stiftung  neuer  Godorde  schreiten  sehen,  4)  und  ebensowenig  scheint 
man  an  irgendwelche  Veränderung  in  den  Beziehungen  der  Goden 
zu  ihrem  Dingleuten  gedacht  zu  haben;  dagegen  entwickelte  sich 


2) 
4) 


Heimskr.  Hakonar  s.  göÖa, 
Islendingabök,  4 — 5/6—8. 
Hrafnkels  s.  FreysgoÖa,  S. 


n/90;  vgl.  Fagrsk.  29/18. 

3)  ebenda,  5/8. 
4  und  24. 
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nunmehr  hinsichtlich  ihrer  Befugnisse  der  Gegensatz  einer  heraös- 
stjörn  und  einer  landsstjörn,  indem  zwar  daheim  in  seinem 
Bezirke  jeder  einzelne  Gode  für  sich  seine  Untergebenen  regierte, 
nur  etwa  durch  die  Notwendigkeit  einer  Rücksichtnahme  auf  diese 
selbst  in  seiner  Gewalt  einigermaßen  beschränkt,  dagegen  in  den 
gemeinsamen  Angelegenheiten  des  Landes  die  Gesamtheit  der  Goden, 
mit  derselben  Einschränkung,  die  Regierungsgewalt  inne  hatte,  wo- 
mit selbstverständlich  zugleich  eine  Beschränkung  und  eine  Er- 
weiterung der  jedem  einzelnen  von  ihnen  zustehenden  Befugnisse 
gesetzt  war. 

Durch  die  Ülfljötslög  war  nun  ein  Gesamtstaat  geschaffen,  für 
dessen  Organisation  einerseits  das  Vorbild  der  norwegischen  Ver- 
fassung maßgebend  wurde,  andererseits  aber  auch  der  faktische  Zu- 
stand, wie  er  sich  im  Lande  seit  der  Einwanderung  einmal  gebildet 
hatte.  Selbstverständlich  waren  die  ersten  Satzungen,  wie  sie  jenes 
Gesetz  enthielt,  noch  mancher  Ergänzung  und  Verbesserung  be- 
dürftig; schon  nach  wenigen  Jahrzehnten  wurde  ein  entscheidender 
Schritt  in  dieser  Beziehung  getan,  durch  die  Ordnung  der  Be- 
zirksverfassung, welche  um  das  Jahr  965  erfolgte.  Aus  Anlaß 
eines  Mordbrandes  war  ein  Rechtsstreit  entstanden,  in  welchem  sich 
zwei  der  mächtigsten  Häuptlinge,  f)örör  gellir  und  Tüngu-Oddr,  gegen- 
überstanden. Am  pingnessfunge  erwies  sich  die  Ubermacht  des 
letzteren  zu  groß,  als  daß  die  Sache  erledigt  werden  konnte,  und 
auch  am  Alldinge  kam  es  zu  einem  blutigen  Kampfe,  ehe  eine  ge- 
richtliche Entscheidung  erlangt  wurde.  Da  wurde  auf  den  Antrag 
des  ])örör  gellir  ein  Gesetz  angenommen,  welches  auf  eigentümlichem 
Wege  den  Mängeln  der  bestehenden  Rechtsordnung  abzuhelfen 
suchte.1)  Man  teilte  zunächst  die  Insel  in  vier  Viertel  (fj  öröüngar), 
deren  jedes  je  drei  Dingverbände  (Jnn  gsöknir)  in  sich  schließen 
sollte,  während  jeder  Dingverband  drei  Herrschaften  (goöorö)  mit 
je  einem  Haupttempel  (höfuöhof)  in  sich  zu  schließen  hatte;  nur 
dem  Nordlande  wies  man  aus  lokalen  Gründen  ausnahmsweise  vier 
Dingverbände  und  zwölf  Herrschaften  zu,  sodaß  im  ganzen  Lande 
13  [ungsöknir  und  39  goöorö  enthalten  waren.  Die  Godorde  blieben 
dabei  nach  wie  vor  rein  persönliche  Verbände,  und  auch  die  Ding- 


J)  fslendi'ngabök,  5/8—9;  Hcensna- Jöris  s.,  14/173,  Anm. ;  vgl.  die 
Hauksbök  und  jüngere  Melabok,  den  |>orsteins  b.  uxaföts  und  die 
ältere  böröar  s.  hreöu,  ang.  O.  Siehe  auch  m  e  i  n  e  Abhandlungen  :  Die  Quellen- 
zeugnisse usw.,  S.  I  — 101  und:  Die  Hoensna-böris  s.,  S.  157 — 216. 
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verbände  hatten  demgemäß  nur  persönliche  Bedeutung;  dagegen  er- 
hielten die  Landesviertel  ihre  feste  geographische  Begrenzung,  und 
die  Zahl  der  Godorde  wurde  nunmehr  bestimmt  abgeschlossen,  sei 
es  nun,   daß  sich  für  die  Zukunft  solche  überhaupt  nicht  mehr  neu 
bilden  durften,  oder  daß  die  sich  etwa  neu  bildenden  wenigstens 
von  aller  Beteiligung  an  der  Dingverfassung  des  Landes  ausgeschlossen 
bleiben  sollten.    Das   goöorö   war  und  hieß   demnach   fortan  ein 
Drittel  (j)riöjüngr)  des  Dingbezirks,  und  als  J>  r  i  ö  j  ü  n  g  s  m  e  n  n  werden 
darum  fortan  auch  wohl  die  Untergebenen  des  Goden  bezeichnet; 
die  drei  je  zu  einem  Godorde  vereinigten  Häuptlinge  aber  (sam- 
fringisgoöar)  sollten  fortan  zweimal  im  Jahre  gemeinsam  Ding  halten, 
ein  Frühlingsding  (värjnng)  also  und  ein  Herbstding  (h  au  st])  in  g; 
leiö),  neben  welchen  von  den  neun  resp.  zwölf  Goden  eines  jeden 
Landesviertels  auch  noch  ein  gemeinsames  Viertelsding  (fj  öröüngs- 
])lng)  zu  halten  war,  wie  ein  solches  für  das  Westland  sofort  von 
pörör  gellir  selbst  eingesetzt  wurde.  x)    Endlich  wurde  jetzt  auch  die 
Organisation  des  Alldinges  durchgreifend  verändert.    Das  ursprüng- 
lich einheitliche  Obergericht  wurde  in  vier  Senate  zerlegt,  den  vier 
Landesvierteln  entsprechend  (f  j  ö  r  ö  ü  n  g  s  d  ö  m  a  r) ;  da  aber  die  mit 
demselben  zusammenfallende  gesetzgebende  Versammlung  der  Natur 
der  Sache  nach  eine  solche  Zerlegung  nicht  vertrug,  wurde  die  ge- 
setzgebende Gewalt  nunmehr  von   der  richterlichen  getrennt  und 
einer  eigenen  Versammlung  anvertraut,  auf  welche  die  alte  Bezeich- 
nung als  lögretta  fortan  ausschließlich  beschränkt  wurde.    Wie  es 
scheint  wurde  jetzt  auch  die  Besetzung  dieser  Versammlung  ver- 
ändert, indem  man  zwar  für  die  Viertelsgerichte  an  dem  altnorwegi- 
schen Brauche  festhielt,  welcher  die  Besetzung  der  lögretta  durch  36 
von  den  regierenden  Herren  ernannte  Volksgenossen  forderte,  da- 
gegen  für  die   neue  gesetzgebende  Versammlung   nicht   nur  die 
Zahl  der  Ernannten  vermehrte,   sondern  neben  ihnen  auch  den 
regierenden  Herren  selbst  Sitz  und  Stimme  einräumte.  Übrigens 
sollten  bei  der  Besetzung  der  lögretta  sowohl  als  der  fjöröüngsdömar 
die  sämtlichen  Landesviertel  gleich  gehalten  werden,  obwohl  das 
Nordland  zwölf,  jedes  der  drei  anderen  Landesviertel  aber  nur  je  neun 
Goden  zählte;  es  wird  sich  später  zeigen,  daß  das  Ausgleichungs- 
verfahren bei  der  Ernennung  der  Richter  ein  etwas  anderes  war  als 
bei  der  Besetzung  der  gesetzgebenden  Versammlung.    Es  ist  klar,, 
daß  durch  die  Änderung  in  der  Besetzung  dieser  letzteren  im  Grunde 


*)  Eyrbyggja,  10/12;  Landnäma,  II,  12/98. 
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über  den  nächsten  Zweck  hinaus  gegriffen  wurde,  welchen  das  neue 
Gesetz  verfolgte,  denn  dieser  kann  nur  dahin  gerichtet  gewesen  sein, 
durch  die  Verbindung  mehrerer  Godorde  zu  einem  Dingverbande, 
dann  mehrerer  Dingverbände  zu  einem  Landesviertel  das  drückende 
Übergewicht  abzuschwächen,  welches  früher  der  Herr  jeder  einzelnen 
Dingstätte  gegenüber  allen  Angehörigen  anderer  Godorde  besessen 
hatte,  und  andererseits  durch  die  Spaltung  des  Alldinggerichtes  in 
vier  Senate  die  Erledigung  aller  an  dasselbe  zu  bringenden  Rechts- 
sachen trotz  der  Kürze  der  Dingzeit  sicher  zu  stellen.  Aber  doch 
stand  jene  andere  Neuerung  mit  den  um  jenes  Hauptzweckes  willen 
beliebten  V eränderungen  in  so  engem  Zusammenhange,  daß  sie  sich 
ganz  wohl  nebenbei  ergeben  konnte;  mußte  doch  auch  die  Ab- 
schließung  der  Godorde  auf  eine  bestimmt  begrenzte  Zahl  auf  eine 
mehr  aristokratische  Ausprägung  der  Staatsverfassung  hinwirken, 
wenn  sie  auch  zunächst  nur  ganz  beiläufig  gelegentlich  der  Bildung 
der  Dingbezirke  beschlossen  worden  war. 

Eine  weitere  Vervollständigung  der  Rechtsverfassung  des  Frei- 
staates ergab  sich  sodann  am  Anfange  des  n.  Jahrhunderts  durch 
die  Errichtung  des  fünften  Gerichtes  am  Alldinge  und  die 
damit  zusammenhängende  Abschaffu  n g  des  Zweikampfes  als 
Rechtsmittel.  Der  ersteren  Neuerung  gedenkt  der  alte  Ari  nur  in 
aller  Kürze,  während  die  Njäla  eine  sehr  eingehende  Erzählung  des 
Herganges  bei  derselben  bietet;1)  aber  freilich  ist  der  Bericht  dieser 
letzteren  Quelle,  wie  deren  gesamter  Inhalt,  so  romantisch  aufgeputzt 
und  sogleich  so  sehr  mit  Zuhilfenahme  jüngerer  Rechtsbücher  über- 
arbeitet, daß  derselbe  nur  mit  größter  Vorsicht  gebraucht  werden 
darf. 2)  Immerhin  läßt  sich  aus  demselben  erkennen,  daß  sich  in 
der  Praxis  Mängel  des  bestehenden  Gerichtswesens  ergeben  hatten, 
welche  eine  Abhilfe  forderten,  und  zwar  scheint  es  sich  dabei  zu- 
nächst um  die  Forderung  der  Einstimmigkeit  bei  der  Fällung  der 
Urteile,  vielleicht  auch  um  die  Anschuldigung  falschen  Zeugnisses 
oder  Wahrspruches,  die  Beschuldigung  wegen  Gebens  und  Nehmens 
von  Bestechung  in  der  Richtung  auf  die  Mitglieder  der  Gerichte, 
oder  auch  noch  manche  andere  Dingstörungen  gehandelt  zu  haben. 
Nicht  minder  ist  klar,  daß  man  die  Abhülfe  in  der  Einführung  eines 
fünften  Gerichtes  suchte,  durch  dessen  eigentümliche  Zusammen- 


1)  fslendingabök,  8/13;  Njäla,  97/494 — 508. 

2)  vgl.  Karl  Lehmann  und  Hans  Schnorr  von  Carolsfeld, 
sage,  insbesondere  in  ihren  juristischen  Bestandteilen  (1883). 
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Setzung  man  bereits  größere  Gewähr  für  einen  richtigen  Spruch  zu 
erzielen  sich  bemühte,  während  man  durch  die  Verstärkung  der  Eide, 
welche  von  den  Richtern  und  allen  anderen  im  Verfahren  auftreten- 
den Personen  gefordert  wurden,  eine  weitere  Gewähr  zu  gewinnen 
suchte,  und  durch  das  Prinzip  der  Entscheidung  nach  Stimmen- 
mehrheit die  Gefahr  einer  Unmöglichkeit  der  Entscheidung  zu  be- 
seitigen wußte.  Aber  während  insoweit  der  Bericht  der  Njäla,  vor- 
behaltlich mancher  Ungenauigkeiten  im  einzelnen,  die  z.  T.  später 
noch  zu  erörtern  sein  werden,  sowohl  mit  dem  Inhalte  der  späteren 
Rechtsbücher  als  mit  dem  stimmt,  was  wir  über  den  allgemeinen 
Verlauf  des  isländischen  Gerichtswesens  wissen  oder  vermuten  dürfen, 
enthält  derselbe  auch  noch  andere  Punkte,  welche  über  die  Ver- 
besserung des  Gerichtswesens  weit  hinausgehen,  und  auf  teils  nur 
beabsichtigte,  teils  aber  auch  wirklich  durchgeführte  Veränderungen 
in  viel  tiefer  greifender  politischer  Richtung  hindeuten.  Zunächst 
nämlich  soll  die  Errichtung  neuer  Godorde  gestattet,  und  diesen 
ein  Anteil  an  der  Besetzung  des  neuen  fünften  Gerichtes  eingeräumt 
worden  sein.  Außerdem  sollte  aber  auch  die  Mittelbank  in  der 
lögretta  fortan  durch  Wahl  besetzt  und  die  beschließende  Stimme 
auf  deren  Mitglieder  beschränkt  werden,  während  zugleich  das  Prinzip 
der  Abstimmung  nach  Stimmenmehrheit  auch  auf  die  lögretta  er- 
streckt werden  sollte,  nur  mit  einer  nicht  ganz  klaren  Einschränkung 
zugunsten  derjenigen,  die  in  ihren  Rechten  gekränkt  erschienen  durch 
deren  einseitiges  Vorgehen.  Die  Zulassung  neuer  Godorde,  durch 
welche  die  erst  kürzlich  geschaffene  Bezirksordnung  sofort  wieder 
erschüttert  wurde,  erscheint  allerdings  mit  der  besonderen  Art  der 
Besetzung  des  fünften  Gerichtes  in  Verbindung  gebracht;  aber 
doch  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  sich  diese  allenfalls  auch  in 
anderer,  und  minder  bedenklicher  Weise  hätte  ordnen  lassen, 
und  daß  die  Zulassung  neuer  Godorde  entschieden  in  den  Besitz- 
stand der  kaum  erst  abgeschlossenen  Aristokratie  eingriff.  Bedenkt 
man  ferner,  daß  nach  dem  Zeugnis  der  Konüngsbök  auf  der  Mittel- 
bank in  der  lögretta  die  regierenden  Herren  saßen,  wogegen  auf 
der  äußeren  und  inneren  Bank  die  von  ihnen  ernannten  Beisitzer 
Platz  zu  nehmen  hatten,  daß  ferner  nur  den  ersteren  entscheidende 
Stimme  zukam,  wogegen  die  letzteren  auf  eine  bloß  beratende 
Stimme  beschränkt  waren,  so  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  es  bei 
den  Vorschlägen  des  Njäll  darauf  abgesehen  war,  gewählten  Männern 
die  entscheidende  Stimme  bei  der  Gesetzgebung  zu  verschaffen,  und 
somit  auch  insoweit  die  Machtstellung  der  herrschenden  Häuser  zu 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  2 
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schwachen,  daß  aber  allerdings  durch  die  nur  teilweise  Annahme 
seiner  Anträge  deren  Machtstellung  viel  mehr  verstärkt  wurde,  in- 
dem zwar  die  Beschränkung  der  beschließenden  Stimme  auf  die 
Inhaber  der  Mittelbank  angenommen  wurde,  aber  die  Besetzung 
dieser  Bank  mit  gewählten  Männern  nicht  durchging  und  somit  jene 
Beschränkung  der  beschließenden  Stimme  den  Goden  selbst  zuteil 
wurde.  Wie  dem  aber  auch  sei,  die  entscheidende  Bedeutung  der 
wirklich  durchgedrungenen  Neuerung  lag  auf  dem  Gebiete  der  Ge- 
richtsverfassung ;  in  dieser  Richtung  aber  war  dieselbe  auch  so  durch- 
greifend, daß  der  um  das  Jahr  1004  erfolgten  Einsetzung  des  fünften 
Gerichtes  nur  wenige  Jahre  später,  etwa  um  1006,  die  Abschaffung 
des  Zweikampfes  nachfolgen  konnte, J)  welcher  auf  Island  wie  in 
anderen  germanischen  Ländern  bis  dahin  zur  Entscheidung  von 
Rechtsstreitigkeiten  benützt  worden  war,  welche  auf  anderem  Wege 
nicht  erledigt  zu  werden  vermochten. 

Mit  der  Einführung  des  fünften  Gerichtes  hatte  die  weltliche 
Verfassung  des  Freistaates  im  wesentlichen  ihren  Abschluß  erreicht ; 
bereits  um  einige  Jahre  früher,  im  Jahre  1000  nämlich,  war  aber 
der  Übergang  des  Volkes  zum  Christentum  durch  förm- 
lichen Beschluß  der  Landsgemeinde  erfolgt,  ein  Vorgang,  der,  wenn 
auch  zunächst  dem  religiösen  Gebiete  angehörig,  doch  nicht  ver- 
fehlen konnte,  auch  auf  das  politische  Gebiet  herüberzuwirken.  Wenn 
man  bedenkt,  daß  das  Godord  von  Anfang  an  auf  dem  Tempel- 
besitze beruht  hatte  und  daß  dessen  Träger  nicht  nur  von  jeher 
priesterliche  Funktionen  neben  den  staatlichen  geübt,  sondern  von 
den  ersteren  geradezu  ihren  Namen  erhalten  hatten,  so  sollte  man 
erwarten,  daß  der  Glaubenswechsel  die  Stellung  der  Goden  bis  in 
ihre  tiefsten  Grundlagen  habe  erschüttern  müssen;  dem  ist  jedoch 
keineswegs  so,  vielmehr  löste  sich  zwar  infolge  jenes  Ereignisses  das 
Priestertum  von  der  Staatsgewalt  vollkommen  los,  aber  im  Besitze 
dieser  letzteren  verblieben  die  regierenden  Häuser  ungestört,  so  daß 
insoweit  der  folgenreiche  Schritt  ihre  Machtstellung  völlig  unberührt 
ließ.  Wie  vordem  der  Tempelbau,  so.  blieb  jetzt  auch  der  Bau  von 
Kirchen  lediglich  Privatsache,  und  ebenso  die  Beschaffung  von 
Priestern  zur  Besorgung  des  Gottesdienstes  in  denselben;  aber 
keinerlei  Staatsgewalt  schloß  sich  fortan  an  das  Priestertum  an,  viel- 
mehr blieb  die  kirchliche  Hierarchie  von  der  politischen  fortan  prin- 
zipiell geschieden,  wenn  es  auch  oft  genug  vorkam,  daß  Inhaber  von 


')  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  11/258 — 
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Godorden  zugleich  die  Priesterweihe  nahmen,  um  den  Gottesdienst 
in  ihrer  eigenen  Kirche  selber  versehen  zu  können.  Später  freilich, 
nachdem  die  Insel  in  Isleifr  Gizurarson  einen  einheimischen  Bischof 
(1055)  und  durch  die  Stiftung  seines  Sohnes  und  Nachfolgers  Gizurr 
(1082 — 11 18)  einen  bleibenden  Bischofssitz  zu  Skälholt,  dann  wenige 
Jahre  später  (1105 — 6)  einen  zweiten  zu  Hölar  erlangt  hatte,  änderte 
sich  die  Sache  insoferne,  als,  ungewiß  in  welchem  Jahre,  den  beiden 
Landesbischöfen  als  solchen  Sitz  und  Stimme  in  der  lögretta 
eingeräumt  und  überdies  die  Abhaltung  eines  eigenen  Priesterge- 
richtes (prestadömr)  am  Allding  übertragen  wurde,  das  in  ge- 
wissen Disziplinarsachen  der  Kleriker  Recht  zu  sprechen  hatte ;  in- 
dessen blieb  doch  nach  wie  vor  grundsätzlich  Kirche  und  Staat  ge- 
schieden, wenn  auch  einerseits  der  Staat  die  Gesetzgebung  und  Ge- 
richtsbarkeit in  kirchlichen  Dingen  insoweit  an  sich  zog,  als  kirchliche 
Gebote  in  foro  externo  durchgeführt  und  gehandhabt  werden  wollten, 
und  andererseits  den  Dienern  der  Kirche  insoweit  ein  gewisser  Ein- 
fluß auf  den  Gang  der  Gesetzgebung  und  die  Handhabung  der  Ge- 
richtsbarkeit eingeräumt  wurde,  als  kirchliche  Interessen  und  Gebote 
dies  zu  fordern  schienen.  Einen  gewissen  Abschluß  erreichte  aber 
die  kirchliche  sowohl  als  die  weltliche  Gesetzgebung,  als  man  zu 
Anfang  des  12.  Jahrhunderts  zur  schriftlichen  Aufzeichnung 
des  geltenden  Rechtes  schritt.  Der  alte  Ari  erzählt  uns,1)  daß 
man  am  Alldinge  des  Jahres  11 17  beschlossen  habe,  durch  eine 
Kommission  von  Rechtsverständigen  das  geltende  Recht  aufzeichnen 
und  soweit  es  diesen  zweckmäßig  erscheinen  würde,  durch  neue 
Bestimmungen  verbessern  zu  lassen ;  am  nächsten  Allding  sollte  dann 
deren  Entwurf  vorgelegt,  und  soweit  er  nicht  etwa  von  der  Mehrheit 
in  der  lögretta  beanstandet  würde,  mit  Gesetzeskraft  bekleidet  werden. 
So  sei  es  denn  auch  geschehen,  „so  daß  damals  Vigslööi  geschrieben 
wurde  und  viel  Anderes  in  den  Gesetzen,  und  in  der  lögretta  von 
Klerikern  vorgelesen  im  Sommer  darauf,  und  das  gefiel  Allen  wohl 
und  Niemand  sprach  dem  entgegen".  Neben  dem  Gesetzsprecher 
Berg]DÖrr  Hrafnsson  wird  noch  der  mächtige  Hafliöi  Märsson  als  ein 
einflußreiches  Mitglied  dieser  Kommission  genannt,  und  nach  ihm, 
auf  dessen  Hof  diese  im  Winter  11 17 — 18  ihren  Sitz  gehabt  hatte, 
erhielt  die  Aufzeichnung  den  Namen  der  Hafliöaskrä,  welchen 


l)  fslendingabök,  10/17.  Der  Bericht  in  der  Kr  ist  ni  s.,  13/29  ist  sichtlich 
aus  derselben  Quelle  geflossen,  jedoch,  wie  die  Vergleichung  der  Sturlünga,  VII, 
14/205  zeigt,  verstümmelt.    Die  A  nnalar,  a.  1117,  bemerken  nur  ,,lögfundr". 

2* 


20 


Einleitung. 


ein  späteres  Rechtsbuch  uns  nennt. J)  Nur  um  etwa  ein  Jahrzehnt 
später  erfolgte  aber  auf  Betreiben  der  Bischöfe  porläkr  Runölfsson 
von  Skalholt  (1118 — 33)  und  Ketill  Dorsteinsson  von  Hölar  (1122 
— 45)  auch  die  schriftliche  Aufzeichnung  des  Kristinnre  ttr,  d.h. 
des  kirchlichen  Rechtes ; 2)  wir  werden  kaum  fehlgehen,  wenn  wir 
annehmen,  daß  hier  wie  dort  wesentlich  die  Rechtsvorträge  des  Ge- 
setzsprechers der  Aufzeichnung  zugrunde  gelegen  haben,  und  daß 
•andererseits  die  uns  erhaltenen  Rechtsbücher  wesentlich  gerade  auf 
diesen  Aufzeichnungen  beruhen,  wie  sie  denn  auch  gelegentlich  aus- 
drücklich die  „üppsaga"  zitieren, 3)  nur  daß  diese  Aufzeichnungen 
freilich  in  jenen  Rechtsbüchern  vielfach  umgestaltet  und  durch  spätere 
Zutaten  vermehrt  vorliegen.  Wir  werden  hiernach  in  diesen  im 
ganzen  ein  getreues  Abbild  der  isländischen  Rechtsverfassung  auf 
ihrem  Höhepunkt  zu  erblicken  haben,  und  auf  ihnen  beruht  denn 
auch  hauptsächlich  die  hier  gegebene  Darstellung  des  Staatsrechtes 
der  Republik. 


§  3.    Der  Untergang  des  isländischen  Freistaates. 

Schon  kurze  Zeit,  nachdem  die  isländische  Staatsverfassung  ihren 
Abschluß  erreicht  hatte,  beginnt  auch  bereits  deren  Verfall  sich 
geltend  zu  machen,  und  es  verlohnt  sich  der  Mühe,  den  Gründen 
nachzuspüren,  welche  diesen  raschen  Verfall  verschuldet  haben. 
Zunächst  sind  es  innere  Gründe,  welche  dabei  in  Betracht 
kommen,  und  zwar  liegen  diese  einerseits  in  der  eigentümlichen 
Gestaltung,  welche  die  Godenwürde  von  Anfang  an  gezeigt  hatte, 
andererseits  aber  in  der  nicht  minder  eigentümlichen  Stellung  vor, 
welche  die  Kirche  zum  isländischen  Staate  einnahm. 

Das  Godord  war  von  Anfang  an  die  Säule  gewesen,  auf 
welcher  der  gesamte  Bau  der  isländischen  Staatsverfassung  ruhte. 
Die  gesamte  Macht,  welche  dem  germanischen  Kleinkönigtume  über- 
haupt innewohnte,  war  von  Anfang  an  in  die  Hand  der  Goden  ge- 
legt gewesen,  und  wenn  zwar  die  Bildung  eines  Gesamtstaates,  und 
hinterher  auch  die  Einführung  der  Dingverbände  und  Landesviertel 


*)  Konüngsbök,  II 7/2 13. 
■  2)  Hungrvaka,  n/73;  Konüngsbök,  17/36  u.  dgl. 
*)  Konüngsbök,  86/150;  StaÖarhölsbök,  283/316. 
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einen  Teil  dieser  Gewalt  auf  höhere  Gesamtheiten  übertrug,  so  waren 
es  doch  wieder  wesentlich  die  Goden,  welche  kollektiv  in  dem  wei- 
teren Gebiete  die  Macht  ausübten,  welche  jeden  einzelnen  von  ihnen 
in  seinem  eigenen  Godorde  beschränkte.  Aber  nach  einer  anderen 
Seite  hin  zeigte  die  Würde  von  Anfang  an  doch  auch  eine  sehr  be- 
denkliche Schwäche,  und  zwar  lag  diese  in  der  privatrechtlichen 
Behandlung  begründet,  welche  ihr  zuteil  wurde.  Das  Godord  war 
nämlich  nicht  nur,  wie  alles  germanische  Königtum,  schlechthin  ver- 
erblich und  somit  auch  wie  jedes  andere  Besitztum  auf  dem  Wege 
des  Erbganges  teilbar,  sondern  es  war  auch,  was  anderwärts  ohne 
Analogon  blieb,  frei  veräußerlich  und  konnte  somit  auch  bei  Ver- 
äußerungen unter  Lebenden  beliebig  geteilt  werden.  Auch  beruhte, 
und  auch  hierfür  fehlt  anderwärts  jede  Parallele,  die  Herrschaft  des 
Goden  über  seine  Untergebenen  lediglich  auf  einem  Vertrage,  welcher 
jederzeit  gelöst  werden  konnte,  und  entbehrte  damit  jeder  territo- 
rialen Begrenzung  und  Stabilität.  Von  beiden  Seiten  her  war 
ebensowohl  eine  unbegrenzte  Zersplitterung  als  umgekehrt  eine 
ebenso  schrankenlose  Ausdehnung  und  Anhäufung  von  Godorden  in 
einer  Hand  ermöglicht;  es  konnte  hiernach  nicht  fehlen,  daß  früher 
oder  später  einzelne  Herren  durch  die  Zahl  ihrer  Dingleute  und  die 
Vereinigung  mehrerer  Godorde  oder  doch  Bruchteile  von  solchen  in 
ihrer  alleinigen  Hand  ein  erdrückendes  Übergewicht  über  ihre  Ge- 
nossen erlangten,  und  daß  dadurch  das  Gleichgewicht  unter  den 
Goden  sich  verschob,  welches  doch  die  stillschweigende  Voraus- 
setzung für  den  ruhigen  Bestand  der  Verfassung  bildete.  Dazu 
kommt,  daß  die  Bezirksverfassung,  wie  sie  um  das  Jahr  965 
gesetzlich  festgestellt  worden  war,  teils  überhaupt  niemals  vollständig 
zur  Durchführung  gelangte,  teils  aber  sehr  frühzeitig  wieder  in  Verfall 
zu  geraten  begann.  Die  Viertelsdinge  zunächst  scheinen  es  über- 
haupt niemals  zu  bleibendem  Bestände  gebracht  zu  haben;  in  den 
Geschichtsquellen  geschieht  ihrer  nur  selten  Erwähnung  und  immer 
nur  in  Bezug  auf  das  Westland,1)  in  den  Rechtsquellen  aber  werden 
sie  nur  als  hin  und  wieder  vorkommend  erwähnt, 2)  aber  nicht  zu 
den  drei  echten  Dingen  (skapjn'ng)  gezählt,  welche  in  jedem  Jahre 
gehalten   werden  müssen.3)    Die  Dingverbände   ferner  sehen  wir 


1)  Eyrbyggja,  10/12  und  Landnäma,  II,  12/98;  vgl.  auch  Landnama, 
II,  29/150,  wo  aber  die  Hauksbök  das  „hmgeyrarhi'ng  1'  DyrafirÖi"  nennt. 

2)  StaÖarhölsbök,  328'356. 

■')  Konüngsbök,  82/140;  StaÖarhölsbök,  245/277. 


22 


Einleitung. 


schon  frühzeitig  zersplittert,  und  teilweise  bot  das  Recht  selber  hierzu 
bestimmte  Anhaltspunkte.  Allerdings  galt  fortwährend  als  Regel, 
daß  die  drei  zu  einem  und  demselben  Dingverbande  gehörigen  Goden 
ihr  Frühlingsding  sowohl  als  Herbstding  gemeinsam  und  an  der  alt- 
hergebrachten Dingstätte  halten  sollten;1)  aber  Ausnahmen  von 
dieser  Regel  waren  gestattet.  Die  Verlegung  der  Dingstätte  nicht 
nur,  sondern  auch  die  Spaltung  eines  Dingverbandes  oder  umgekehrt 
die  Zusammenlegung  zweier  bisher  getrennter  Dingverbände  zu  einem 
einzigen  war  gestattet,  falls  nur  die  sämtlichen  beteiligten  Goden 
sich  in  vorschriftsmäßiger  Form  hierüber  einigten,  die  Zustimmung 
der  lögretta  erlangten  und  die  beschlossene  Neuerung  gehörig  be- 
kannt gaben. 2)  Mit  Zustimmung  der  lögretta  durfte  insbesondere 
auch  das  Herbstding  an  einer  anderen  als  der  hergebrachten  Ding- 
stätte, und,  wie  es  scheint,  sogar  von  den  einzelnen  zum  Dingbezirke 
gehörigen  Goden  einzeln  abgehalten  werden. 3)  Gelegentlich  der 
Einführung  des  fünften  Gerichtes  waren  überdies  auch  Godorde  ge- 
schaffen worden,  welche  ganz  außerhalb  der  regelmäßigen  13  Ding- 
verbände standen  und  welche  demnach  von  vornherein  darauf  ange- 
wiesen waren,  an  selbstgewählter  Stätte  mit  ihren  Untergebenen  für  sich 
allein  Ding  zu  halten,4)  und  es  konnte  nicht  fehlen,  daß  solchen  völlig 
legalen  Vorgängen  gegenüber  gar  mancher  Häuptling  sich  nur  um  so 
mehr  befugt  halten  konnte,  auch  ohne  gesetzlichen  Anhaltspunkt  aus 
seinem  Dingverbande  auszuscheiden,  wenn  ihm  dies  aus  irgendwelchen 
Gründen  wünschenswert  schien.  Es  wird  sich  später  noch  Gelegen- 
heit ergeben,  auf  derartige  Vorkommnisse  des  näheren  einzugehen ; 
es  ist  aber  klar,  daß  der  mäßigende  Einfluß,  welchen  die  Ver- 
bindung mehrerer  Godorde  zu  einem  Dingbezirke,  dann  mehrere 
Dingbezirke  zu  einem  Landesviertel  auf  die  Selbstherrlichkeit  der 
einzelnen  Goden  auszuüben  bestimmt  war,  durch  derartige  Vorgänge 
untergraben  und  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  abgeschwächt 
werden  mußte,  welches  die  Gewohnheit  des  stetigen  Zusammen- 
wirkens daheim  wie  am  Dinge  unter  den  samlnngisgoöar  zu  er- 
zeugen geeignet  war.  Die  Abhängigkeit  der  Dingleute  aber  von 
den  mächtigeren  Goden,  die  Ungleichheit  in  der  Stellung  der  ver- 
schiedenen Häuptlinge  selbst,  endlich  die  eifersüchtige  Spannung- 
unter  den  Häuptern  der  regierenden  Häuser  mußte  eben  damit  in 


*)  Konüngsbök,  56/96  und  61/m. 

2)  ebenda,  59/107— 8.  3)  ebenda,  61/ui. 

4j  vgl.  z.  B.  Njäla,  107/556. 
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hohem  Grade  wachsen.  Schon  am  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts 
sehen  wir  in  der  Hand  mächtiger  Häuptlinge  durch  die  Vereinigung 
zahlreicher  Godorde  größere  Herrschaften  gebildet,  welchen  man  bei 
passender  Gelegenheit  möglichst  geographische  Geschlossenheit  zu 
sichern  bestrebt  war,  und  mag  für  solche  Vorkommnisse  als  Beleg 
dienen,  was  über  die  Herrschaft  des  Kolbeinn  Tumason  (f  1208) 
im  Nordlande,1)  dann  über  den  zwischen  porvaldr  Vatnsfiröingr  und 
den  Hrafnssöhnen  ergangenen  Schiedsspruch  (1214)2),  sowie  über  den 
Vergleich  des  Saemundr  Ormsson  mit  J)orvarör  I)örarinsson  und 
dessen  Bruder  Oddr  (125 1)3)  berichtet  wird.  Sogar  in  unseren 
Rechtsbüchern  zeigen  einzelne  spätere  Einschaltungen  bereits  eine 
Einteilung  des  Landes  in  geographisch  begrenzte  „takmörk"4)  oder 
auch  Ausdrücke  wie  „])fngmark",  „[nngsökn"  für  geographisch  be- 
grenzte Bezirke  gebraucht. 5)  Es  ist  klar,  daß,  sowie  erst  in  dieser 
Richtung  einiger  Fortschritt  gemacht  war,  das  Ubergewicht  des 
einzelnen  Häuptlings  in  seinem  Bezirke  drückend  genug  werden 
mußte,  um  der  Mehrheit  seiner  Dingleute  wenigstens  den  Uber- 
tritt in  das  Godord  eines  anderen  Herrn  tatsächlich  unmöglich 
zu  machen,  wenn  derselbe  auch  rechtlich  ihnen  nach  wie  vor 
frei  stand;  daß  ferner  der  Abstand,  welcher  derartige  Herrn  von 
ihren  Dingleuten  trennte,  ein  ganz  anders  fühlbarer  sein  mußte, 
als  derselbe  in  früheren  Zeiten  gewesen  war.  Noch  um  die  Mitte 
des  11.  Jahrhunderts  war  es  dem  Järnskeggi  Einarsson  als  ein 
Beweis  unerträglichen  Hochmutes  ausgelegt  worden,  daß  er  ein- 
mal am  Vöölufnnge  eine  Fahne  vor  sich  hertragen  ließ,  wie  dieses 
bei  Königen  und  Jarlen  üblich  war;6)  im  13.  Jahrhundert  dagegen 
finden  wir  die  isländischen  Häuptlinge  ganz  in  derselben  Weise  von 
einem  Dienstgefolge  umgeben,  wie  sich  die  norwegischen  Könige 
ein  solches  hielten,  und  pörör  kakali  z.  B.  ließ  im  Flöa  bardagi  (1244) 
eine  eigene  „gestasveit"  für  sich  kämpfen. 7)  Es  waren  iortan  nur 
noch  wenige  Häuser,  um  deren  Zerwürfnisse  sich  die  Geschichte  der 
Insel  drehte,  nämlich  die  Oddaverjar  und  Haukdoelir  im  Süden,  die 


')  Sturlünga,  VII,  23/213;  vgl.  GuÖmundar  bps.  s.,  51/488. 

2)  Hrafns  s.  Sveinbjarnarsonar,  19/675;  Sturlünga,  VI,  20/186 — 87. 

*)  Sturlünga,  VII,  215/90—91;  vgl.  S.  89 — 90. 

4j  Konüngsbök,  167/72. 

5)  Staöarholsbök,  227/261;  228/262;  231/264.  Eine  Reihe  anderer  Belege 
siehe  bei  Kälund,  I,  S.  70 — 71. 

6)  Bandamanna  s.,  S.  34. 

7)  Sturlünga,  VII,  1 69/11  und  189/50. 
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die  Svmfelh'ngar  und  Hofsverjar  im  Osten,  die  Mööruvellmgar  und 
Skagfiröingar  im  Norden,  endlich  die  Vatnsfirömgar  und  zumal  die 
Sturlungar  im  Westen;  die  Ausdehnung  aber,  welche  die  Heerzüge 
und  Gefechte  dieser  späteren  Zeit  annehmen,  steht  weit  von 
den  bescheidenen  Verhältnissen  ab,  welche  selbst  die  größten 
Unternehmungen  der  früheren  Zeit  gezeigt  hatten.  Als  im  Jahre 
964  J)örör  gellir  und  Tüngu-Oddr  sich  am  I)ingness]Dinge  gegen- 
überstanden, gebot  der  erstere  über  zwei,  der  letztere  aber  über  vier 
Hunderte  von  Männern,1)  und  als  Snorri  goöi  im  Jahre  1008  nach 
dem  Borgarfjörör  zog,  um  des  Vigastyrr  Tötung  zu  rächen,  hatte  er 
vier  Hunderte  von  Leuten  unter  sich,  während  seine  Gegner  ihm  mit 
nahezu  fünf  Hunderten  gegenübertraten.  2)  Beide  Ziffern  galten  da- 
mals als  außerordentlich  hohe;  aber  schon  im  Jahre  1121  hatte  porgils 
Oddason  von  Staöarhöll,  als  er  zum  Alldinge  ritt,  um  seine  ein  Jahr 
zuvor  erfolgte  Verurteilung  rückgängig  zu  machen,  sieben  Hunderte 
von  Männern  bei  sich,  und  sein  Gegner,  Hafliöi  Märsson  von  Breiöa- 
bölstaör,  sogar  zwölf  Hunderte,3)  zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts 
aber  wurden  bei  Viöiness  (1208)  und  Örlygsstaöir  (1238)  bereits 
förmliche  Feldschlachten  geliefert  und  im  Meerbusen  von  Flöi  kam 
es  sogar  (1244)  zu  einer  regelrechten  Seeschlacht. 

Andererseits  war  der  Zustand  der  Kirche,  wie  er  sich  auf 
Island  allmählich  herausgebildet  hatte,  und  wie  er  in  dem  Christen- 
rechte aus  den  Jahren  1122 — 33  normiert  erscheint,  vom  Stand- 
punkte des  kanonischen  Rechtes  aus  betrachtet,  ein  vielfach  un- 
befriedigender. Die  Bestellung  der  Priester  war  lediglich  Sache  der 
Privatherrn,  welchen  die  einzelnen  Kirchen  gehörten,  und  selbst  in 
die  Wahl  der  Bischöfe  griffen  neben  dem  Klerus  der  betreffenden 
Diözese  und  dem  zweiten  Landesbischofe  die  Häuptlinge  weltlichen 
Standes  bestimmend  ein.  Die  Priesterehe  war  allgemein  üblich,  und 
selbst  verheiratete  Bischöfe  kamen  bis  in  das  13.  Jahrhundert  herab 
vor.  Die  Beteiligung  des  Klerus  an  weltlichen  Geschäften  war  eine 
sehr  weitgehende,  wie  denn  Godorde  sowohl  als  das  Gesetzsprecher- 
amt oft  genug  in  geistlicher  Hand  lagen,  und  Priester  oft  genug  bei 
den  inneren  Kämpfen  auf  der  Insel  mit  gewaffneter  Hand  sich  be- 
teiligten, umgekehrt  lag  die  Verwaltung  des  Kirchengutes  zumeist 
in  der  Hand  der  Kirchbesitzer,  und  von  einer  Befreiung  der  Kleriker 
und  des  Kirchengutes  von  weltlichen  Lasten,  wie  die  Kirche  ihrer 

1)  Hcensnaböris  s.,  13/169.  2)  Eyrbyggja,  56/103. 

3j  Sturlünga,  II,  21 — 22/30—31 ;  Kristni  s.,  14/31 ;  Anhang  der  SkarÖs- 
ärb6k  zur  Landnäma,  S.  330. 
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anderwärts  genoß,  war  auf  der  Insel  keine  Rede.  Die  Gesetzgebung 
in  kirchlichen  Dingen  war  ferner,  soweit  es  sich  um  das  forum  ex- 
ternum  handelte,  Sache  des  Staates,  und  das  Christenrecht  bildete 
demnach  einen  Teil  des  gemeinen  Landrechtes;  von  einer  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit  endlich  war  nur  insofern  die  Rede,  als  ein 
eigenes  Priestergericht  in  Disziplinarsachen  der  Kleriker  judizierte, 
wogegen  diese  in  allen  anderen,  bürgerlichen  sowohl  als  Strafsachen 
gleich  den  Laien  vor  den  weltlichen  Gerichten  Recht  zu  geben  und 
zu  nehmen  hatten.  Es  begreift  sich,  daß  der  Widerstreit,  in  welchem 
derartige  Zustände  mit  den  Anforderungen  des  kanonischen  Rechtes 
standen,  den  Keim  zu  Zerwürfnissen  in  sich  trugen,  deren  Ausbruch 
zwar  durch  die  weite  Entlegenheit  und  die  eigentümlichen  geistigen 
Zustände  Islands  lange  genug  hingehalten  werden  konnte,  aber  doch 
schließlich  unausbleiblich  erfolgen  mußte.  Maßgebend  für  den  Be- 
ginn der  Bewegung  innerhalb  der  isländischen  Kirche  scheint  aber 
vorab  die  Errichtung  des  Erzbistums  Niöarös  (1152)  ge- 
wesen zu  sein.  Solange  die  Insel  zur  Kirchenprovinz  von  Bremen, 
Hamburg,  oder  auch  (seit  1103)  von  Lund  gehörte,  war  dieselbe 
wesentlich  sich  selbst  überlassen  geblieben,  indem  die  geringe  Be- 
kanntschaft des  deutschen  oder  dänischen  Metropoliten  mit  den  Zu- 
ständen des  Landes  und  die  Schwierigkeit  des  Verkehres  mit  dem- 
selben eine  stetige  Einwirkung  desselben  auf  dieses  unmöglich 
machte ;  ganz  anders  gestaltete  sich  aber  die  Sache  von  dem  Augen- 
blicke an,  da  der  norwegische  Stamm  ein  eigenes  Erzbistum  erhalten 
hatte.  Durch  regen  Verkehr  und  eigene  Erfahrung  der  Bedürfnisse 
der  nordischen  Kirche,  sowie  der  zu  ihrer  Befriedigung  verfügbaren 
Mittel  kundig,  und  zumal  mit  den  in  Betracht  kommenden  Persön- 
lichkeiten wohl  bekannt,  vermochte  der  norwegische  Erzbischof  auf 
alle  Teile  seiner  Provinz  kräftig  und  stetig  einzuwirken,  und  ein 
wirkliches  Kirchenregiment  in  derselben  einzuführen;  zugleich  aber 
trat  die  nordische  Kirche  von  jetzt  ab  auch  in  einen  unmittelbaren 
Verkehr  mit  dem  päpstlichen  Stuhle,  sodaß  auch  diesem  letzteren 
fortan  ein  regelmäßigeres  Eingreifen  in  die  Zustände  der  nordischen 
Diözesen  möglich  wurde.  So  begann  denn  von  der  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts  ab  ein  strafferes  Kirchenregiment  auf  Island  wie  in 
Norwegen  sich  geltend  zu  machen,  und  der  isländische  wie  der 
norwegische  Klerus  fing  von  da  ab  an,  sich  als  Glied  der  die  ganze 
abendländische  Christenheit  umfassenden  Hierarchie  zu  fühlen,  und 
von  dem  Geiste  beseelt  zu  werden,  welcher  diese  seit  Gregors  VII. 
Zeiten  durchdrang.    Schon  in  dem  vergeblichen  Versuche,  welchen 
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B.  porläkr  pörhallsson  von  Skälholt  auf  Weisung  seines  Erzbischofes 
machte  (1178),  das  Laienpatronat  zu  beseitigen  und  das  Kirchengut 
unter  die  Verwaltung  der  kirchlichen  Obern  zu  bringen,  tritt  diese 
Wendung  der  Dinge  sehr  deutlich  zutage,  und  nicht  minder  in  einer 
Reihe  erzbischöflicher  Erlasse,  welche  sich  gegen  das  WafTentragen  der 
Kleriker  und  deren  Beteiligung  an  blutigen  Gewalttaten,  dann  gegen 
deren  Einmischung  in  weltliche  Händel,  sei  es  nun  durch  Führung 
fremder  Prozesse  oder  auch  die  Verwaltung  von  Godorden  erklären 
(1173,  1179 — 80,  1189,  1190).  Selbst  der  harte  Kampf,  welchen  die 
Kirche  am  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  in  Norwegen  um  ihre 
Stellung  mit  K.  Sverrir  auszufechten  hatte,  wirkte  nur  verzögernd 
auf  deren  Vorgehen  in  Island  ein.  Wir  sehen  hier  innerhalb  des 
des  Klerus  eine  streng  hierarchisch  gesinnte  Partei  sich  heranbilden, 
wrelche  unter  der  Führung  des  fanatischen  Priesters  Guömundr  Arason 
zumal  im  Nordlande  rasch  Boden  gewann;  mancherlei  Visionen  und 
Wunder,  dann  auch  die  Heiligsprechung  der  Bischöfe  porläkr  J)ör- 
hallsson  von  Skälholt  und  Jon  Ögmundarson  von  Hölar,  geben  von 
der  Höhe  der  kirchlichen  Erregung  sowohl  als  von  den  Mitteln 
Zeugnis,  durch  welche  der  Kampf  geführt  wurde.  Als  vollends  eben 
dieser  Guömundr  Arason  selbst  den  bischöflichen  Stuhl  von  Hölar 
bestieg  (1203),  brach  der  Kampf  mit  der  Staatsgewalt  sofort  in  der 
heftigsten  WTeise  aus,  und  zwar  war  es  diesmal  der  Streit  über  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit,  welcher  hierzu  den  Anlaß  gab.  Allerdings 
ließ  die  maßlose  Leidenschaftlichkeit,  mit  welcher  B.  Guömundr 
seine  Sache  führte,  diese  um  so  weniger  zum  Ziele  gelangen,  als  die 
gleichzeitig  regierenden  Bischöfe  von  Skälholt,  Päll  Jönsson  und 
Magnus  Gizurarson,  in  besonnendster  und  mildester  Weise  Maß  zu 
halten  und  auszugleichen  bestrebt  waren;  um  so  bedenklicher  war 
aber,  daß  B.  Guömundr  wiederholt  das  Einschreiten  seines  norwegischen 
Metropoliten  und  selbst  des  Papstes  gegen  seine  Widersacher  anrief, 
und  dadurch  dem  ersteren  erwünschte  Gelegenheit  zur  Einmischung 
in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Insel  verschaffte.  Wiederholt 
sehen  wir  jetzt  erzbischöfliche  Mahnschreiben  an  isländische  Bischöfe 
gerichtet,  oder  Ladung  vor  das  erzbischöfliche  Gericht  an  die  Bischöfe 
nicht  nur,  sondern  auch  an  weltliche  Häuptlinge  auf  der  Insel  er- 
lassen; vor  dem  Erzbischofe  nicht  nur,  sondern  selbst  vor  dem  Papste 
kommt  es  zu  persönlichen  Verhandlungen  über  die  obschwebenden 
Streitfragen,  und  gelegentlich  wird  auch  wohl  über  den  einen  oder 
anderen  Bischof  die  Suspension  verhängt.  Als  man  aber  endlich, 
des  langen  Streites  müde,  auf  der  Insel  auch  bei  Lebzeiten  beider 
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Bischöfe  für  dieselben  Nachfolger  gewählt  hatte  (1236),  und  als  dann 
kurz  darauf  B.  Guömundr  sowohl  als  B.  Magnus  gestorben  waren 
(1237),  nahm  Erzbischof  Sigurör  hieraus  Anlaß  zu  einem  bisher 
unerhörten  Schritte;  mit  Umgehung  der  beiden  auf  der  Insel  ge- 
wählten Nachfolger  weihte  derselbe  nämlich  sofort  norwegische  Männer 
für  beide  Bistümer,  nämlich  den  Benediktinerabt  Sigvarör  pettmarsson 
von  Selja  für  Skälholt  (1238 — 68),  und  den  Augustinermönch  Bötölfr 
von  Helgisetr  (1238 — 46)  für  Hölar,  welchem  letzteren  nach  seinem 
Tode  wiederum  ein  Norweger,  Heinrikr  Kärason  folgte  (1247 — 60). 
Durch  einfache  Ernennung  des  norwegischen  Metropoliten,  oder 
doch  höchstens  mit  Zustimmung  des  prändheimer  Domkapitels,  jeden- 
falls aber  ohne  alle  Mitwirkung  des  isländischen  Klerus  und  Volkes 
werden  fortan  überhaupt  die  isländischen  Bischofsstühle  besetzt,  und 
gutenteils  sind  es  ausländische  Männer,  welche  auf  dieselben  berufen 
werden.  Ungleich  strammer  wird  seitdem  das  Regiment  der  nor- 
wegischen Metropoliten  über  seine  isländischen  Diözesen,  und  wenn 
B.  Heinrich  sofort  mit  aller  Strenge  den  Zölibat  durchzuführen 
sucht,1)  welchen  selbst  B.  Guömundr  seinem  Klerus  zuzumuten  nicht 
gewagt  hatte,2)  wenn  ferner  im  Jahre  1253  sogar  von  der  lögretta 
beschlossen  wurde,  daß  bei  jedem  Widerstreite  zwischen  beiden 
Rechten  das  geistliche  Recht  dem  weltlichen  vorgehen  solle, 3)  so 
ist  hierin  deutlich  die  Wirkung  dieser  festeren  norwegischen  Führung 
zu  erkennen.  Nun  war  ja  allerdings  das  Eingreifen  der  norwegischen 
Erzbischöfe  in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  der  Insel  eine  ein- 
fache Folge  des  Metropolitannexus,  in  welchem  die  beiden  isländi- 
schen Diözesen  nun  einmal  rechtlich  standen,  und  auch  das  Ver- 
fahren, welches  Erzbischof  Sigurör  im  Jahre  1237  bei  der  Besetzung 
der  dortigen  Bischofsstühle  einschlug,  war  in  den  kanonischen 
Satzungen  vollständig  begründet.  Schon  die  Einmischung  von  Laien 
in  die  Bischofswahl,  wie  sie  auf  Island  üblich  war,  galt  nach  kano- 
nischem Recht  als  unzulässig, 4)  wie  dies  B.  Päll  Jönsson  selbst  in 
einem  seiner  Schreiben  ziemlich  deutlich  zugab;5)  außerdem  galt 
aber  auch  jede  Wahl  eines  Bischofes  für  eine  Diözese  als  nichtig, 
welche  bereits  einen  solchen  besaß, 6)  und  die  Besetzung  der  er- 

1)  Sturlünga,  VII,  239/136;  Ärna  bps.  s.,  4/682. 

2)  mittlere  Guömundar  bps.  s.,  26/596 — 97. 

'■')  Ärna  bps.  s.,  28/718 — 19;  Flateyjar  annälar,  h.  a. ;  Ärna  bps.  Kr R. 
9/54 — 56,  "wo  indessen  die  Jahreszahl  in  manchen  Hss.  verschrieben  ist. 

4)  c.  51  und  56  X,  de  electione  (I,  6).  5)  Diplom,  island.  I,  91/338. 
6)  can.  5  und  6  Caus.  VII.  qu.  I. 


28 


Einleitung. 


ledigten  Stühle  fiel  somit,  da  die  betreffenden  Wahlen  aus  zwie- 
fachem Grunde  ungültig  waren,  von  Rechts  wegen  wirklich  jure 
devölutionis  dem  Erzbischofe  zu. *)  Auch  mochte  manches  dafür 
sprechen,  die  isländischen  Diözesen  zur  Zeit  Ausländern  anzuvertrauen, 
die  an  den  inneren  Parteiungen  auf  der  Insel  unbeteiligt,  und  darum 
besser  befähigt  waren,  ihres  kirchlichen  Amtes  unbehelligt  durch 
anderweitige  Interessen  zu  walten.  Aber  doch  konnte  das  letztere 
Motiv  nur  eine  ganz  vorübergehende  Besetzung  der  isländischen 
Bistümer  mit  Ausländern  rechtfertigen,  und  das  erstere  mußte  dem 
Erzbischofe  die  Verpflichtung  nahe  legen,  durch  sofortige  Errichtung 
von  Domkapiteln  auf  Island  für  die  Zukunft  dem  kanonischen  Rechte 
entsprechende  Bischofswahlen  in  derselben  Weise  zu  ermöglichen, 
wie  dies  in  Norwegen  wirklich  bereits  geschehen  war;  von  einem 
Versuche  in  dieser  letzteren  Richtung  ist  indessen  erst  in  etwas 
späterer  Zeit,  und  nur  in  ganz  vorübergehender  Weise  inbezug  auf 
Hölar  die  Rede.2)' 

Die  bisher  erörterten  Momente  erklären  vollkommen  genügend 
die  schwere  Krisis,  in  welcher  sich  Island  zu  Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts befand;  daß  diese  Krisis  aber  nicht,  wie  nach  anderweitigen 
Vorgängen  zu  erwarten  gewesen  wäre,  zur  gewaltsamen  Herstellung 
eines  Alleinkönigtumes,  allenfalls  mit  halbwegs  kirchlicher  Färbung, 
sondern  zur  Unterwerfung  des  Landes  unter  einen  aus- 
ländischen Regenten  führte,  das  findet  seinen  Grund  nur  in 
den  eigentümlichen  Beziehungen,  in  welchen  Island  zu  Norwegen 
und  dessen  Königen  stand.  —  Schon  frühzeitig  stoßen  wir  auf  Ver- 
suche der  norwegischen  Könige,  Island  unter  ihre  Herrschaft  zu 
bringen,  wie  ihnen  dies  ja  mit  den  Orkneyjar  und  Hjaltland,  den 
Faereyjar  und  zeitweise  auch  den  Suöreyjar  wirklich  gelang.  Bereits 
K.  Haraldr  härfagri  hatte  durch  Uni  hinn  danski  oder  hinn  öborni, 
einen  Sohn  des  Entdeckers  Garöar  gegen  das  Versprechen  der  Jarls- 
würde  einen  solchen  Versuch  anstellen  lassen,  der  aber  scheiterte, 
indem  dieser  in  einer  Privatfehde  auf  Island  umkam.  B)  Später  hatte 
der  heil.  Olafr  den  Versuch  erneuert,  indem  er  um  das  Jahr  1024  an  die 
isländische  Landgemeinde  geradezu  die  Aufforderung  richtete,  sich  seiner 
Herrschaft  zu  unterwerfen;  eventuell  aber  verlangte  er  wenigstens 
die  Abtretung  der  kleinen  Insel  Grimsey  nördlich  des  Eyjafjordes. 
Nachdem  beide  Forderungen  vom  Alldinge  abgelehnt  worden  waren, 


l)  c.  41  X,  cit.  2)  Annälar,  a.  1267. 

3j  Landnama,iV,  4/246—47;  vgl.  I,  1/28  und  IV,  1 1/268,  sowie  Nj  äl a ,  19/78- 
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wußte  der  König-  in  hinterlistigster  Weise  eine  Reihe  angesehener 
Isländer  nach  Norwegen  zu  locken,  und  ließ  dann  (um  1026)  seine 
Vorschläge  durch  einen  von  diesen  in  bestimmterer  Weise  erneuern, 
während  er  die  übrigen  als  Geiseln  zurückhielt.  Dem  norwegischen 
Rechte  sollten  sich  die  Isländer  unterwerfen,  sowie  der  König  es  ge- 
ordnet habe;  außerdem  aber  sollten  sie  sich  zur  Entrichtung  einer 
Kopfsteuer  verpflichten,  sowie  zur  Zahlung  eines  Totschlagsgewettes 
(l^egngildi)  für  jeden  an  einem  Isländer  begangenen  Totschlag. 
Auch  diesmal  wurde  indessen  das  Ansinnen  abgeschlagen  und  da 
dem  Könige  die  Zerwürfnisse  mit  seinen  norwegischen  Untertanen 
sowohl  als  mit  K.  Knütr  von  Dänemark  vollauf  zu  schaffen  machten, 
konnte  er  nicht  daran  denken,  mit  Gewalt  gegen  die  Isländer  vor- 
zugehen, wie  er  ihnen  angedroht  hatte. x)  Um  die  Mitte  des 
11.  Jahrhunderts  scheint  ferner  K.  Haraldr  haröräöi  ähnliche  Pläne 
verfolgt  zu  haben.  Wenn  freilich  Meister  Adam  und  sein  Scholiast 
diesen  König  sein  Reich  wirklich  bis  nach  Island  ausdehnen  lassen,2) 
so  geht  dies  entschieden  zu  weit;  dagegen  steht  fest,  daß  er  sich 
den  Isländern  auf  alle  Weise  angenehm  zu  machen  suchte,  und  bei 
seinem  ebenso  verschlagenen  als  herrschsüchtigen  Charakter  ist  nicht 
anzunehmen,  daß  er  dies  ohne  Hintergedanken  getan  haben  sollte.3) 
Aber  auch  in  diesem  Falle  hemmte  der  verfrühte  Tod  des  Königs 
die  Ausführung  seiner  Projekte,  und  nach  wie  vor  galt  von  den  Is- 
ländern der  Satz:  „apud  illos  non  est  rex,  nisi  tantum  lex".4)  In 
den  nächstfolgenden  Zeiten  scheinen  dagegen  andere  Sorgen,  und 
zumal  die  langjährigen  Bürgerkriege  in  Norwegen  jeden  Gedanken 
an  die  Unterwerfung  Islands  in  den  Hintergrund  gedrängt  zu  haben ; 
erst  im  13.  Jahrhundert,  nachdem  das  dortige  Königtum  wieder 
einigermaßen  freie  Hand  gewonnen  hatte,  wurden  die  alten  Projekte 
in  dieser  Richtung  wieder  aufgenommen,  und  zwar  unter  weit  gün- 
stigeren Umständen  als  je  zuvor.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  war 
es  bei  jungen  Isländern,  und  zwar  selbst  aus  den  vornehmsten 
Häusern,  von  jeher  üblich  gewesen,  an  fremden  Fürstenhöfen  Dienst 
zu  nehmen,  und  zumal  in  den  Dienst  norwegischer  Könige 

1)  Heimskr.  Olafs  s.  ens  helga,  134— 35/369— 72  und  146/390—91,  sowie 
die  verwandten  Sagen. 

2)  Adam.  Brem.,  III,  16/341;  Schol.  141/382. 

;;  Heimskr.  Haralds  s.  harÖräÖa,  36—38/574—76  undFMS.  VI,  54/265 
—66;  Fagrsk.  188/126—27;  Flbk.  III,  S.  343— 44,  wogegen  dieMorkinsk.  S.  59 
hier  defekt  ist. 

*)  Adam.  Brem.  Schol.  150/385. 
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traten  solche  ganz  besonders  gern  und  zahlreich  ein ;  die  weitaus 
meisten  dieser  Leute  kehrten  dann  in  reiferen  Jahren  nach  Island 
heim,  unterhielten  aber  auch  noch  von  dort  aus  mit  ihrem  früheren 
Dienstherrn  die  einmal  begründeten  freundlichen  Beziehungen.  Man 
schickte  sich  gegenseitig  gelegentlich  noch  Geschenke  zu ;  unbe- 
denklich wandte  sich  aber  auch  in  einer  Reihe  nachweisbarer  Fälle 
der  norwegische  König  an  seine  früheren  Dienstleute  auf  Island, 
wenn  er  irgend  etwas  dort  zu  besorgen  oder  durchzusetzen  hatte, 
und  sogar  unsere  Rechtsbücher  räumen  diesen  ohne  weiteres  ein 
Klagerecht  wegen  Spottliedern  ein,  die  etwa  von  Isländern  auf  den 
König  von  Norwegen  oder  auch  von  Schweden  oder  Dänemark  ge- 
dichtet wurden. ])  Es  begreift  sich  hiernach,  daß  den  norwegischen 
Königen,  wenn  sie  ernstlich  an  die  Unterwerfung  Islands  Hand  an- 
zulegen gedachten,  ihre  dortigen  Dienstleute  hierzu  ein  sehr  brauch- 
bares Werkzeug  abgeben  konnten,  und  daß  die  Brauchbarkeit  der- 
selben zu  diesem  Behufe  in  eben  dem  Maße  steigen  mußte,  in 
welchem  die  zunehmende  innere  Parteiung  den  Gemeingeist  und  den 
vaterländischen  Sinn  der  isländischen  Häuptlinge  abschwächte.  An- 
dererseits bot  aber  auch  der  isländische  Klerus  dem  norwegi- 
schen Königtume  von  dem  Momente  an  eine  willkommene  Stütze, 
in  welchem  die  isländischen  Diözesen  einer  Kirchenprovinz  zugeteilt 
worden  waren,  deren  Oberhaupt  im  norwegischen  Reiche  seinen 
Sitz  hatte.  Auf  kirchlichem  Gebiete  mußte  Island  von  da  ab  ganz 
ebensogut  als  ein  Norwegen  unterworfenes  Land  gelten  wie  die  fünf 
Diözesen  Norwegens  selbst  oder  die  drei  seiner  Schatzlande,  und  nur 
ganz  ausnahmsweise  mochte  sich  in  einzelnen  Fällen  hin  und  wieder 
ein  Widerstand  gegen  diese  Gleichstellung  auf  der  Insel  geltend 
machen,  wie  etwa  Sigurör  Ormsson  von  Svinafell  dem  heil,  porläkr, 
als  dieser  im  Verlaufe  des  Patronatsrechtes  sich  auf  das  norwegische 
Recht  berief,  sofort  entgegnete : 2)  „daß  Norweger  oder  andere  Aus- 
länder durch  ihren  Verzicht  den  Isländern  an  ihren  Rechten  nichts 
benehmen  können";  da  konnte  es  nun  bei  der  innigen  Berührung 
der  kirchlichen  Angelegenheiten  mit  den  staatlichen  nicht  fehlen, 
daß  gelegentlich  die  für  jene  begründete  Unterordnung  auch  wohl 
auf  diese  herübe/bezogen  wurde.  Zumal  für  den  norwegischen  König 
lag  es  nahe,  die  Schutzpflicht,  welche  er  seinem  Erzbischofe  zweifellos 
schuldete,  zu  einer  Einmischung  in  dessen  Streitigkeiten  mit  seinen 


]j  Konüngsbök,  238/184;  StaÖarhölsbök,  377/393. 
2)  Oddaverja  b-,  in  der  jüngeren  Lorläks  bps.  s.,  18/281. 
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isländischen  Diözesanen  zu  benützen  und  allenfalls  auch  das  Unter- 
tanenverhältnis, in  welchem  der  Erzbischof  nicht  minder  unbestreitbar 
zu  ihm  stand,  zu  einer  Einwirkung  auf  dessen  kirchliche  Untergebene 
in  Island  zu  mißbrauchen.  Schon  aus  den  Jahren  1 173  und  1 177 
liegen  Beispiele  solchen  Eingreifens  des  norwegischen  Königs  in  die 
kirchlichen  Angelegenheiten  Islands,  oder  umgekehrt  der  Benützung 
des  Erzbischofes  durch  denselben  zur  Förderung  weltlicher  Zwecke 
auf  der  Insel  vor;  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  aber  wird  die  enge 
Verbindung,  in  welcher  zumal  die  hierarchische  Partei  auf  Island 
stand,  sehr  vielfach  von  dem  Könige  benützt,  um  seinen  politischen 
Projekten  auf  der  Insel  als  Stütze  zu  dienen.  Wiederholt  sind  es 
kirchliche  Differenzen,  in  welchen  der  König  seinem  Erzbischofe  is- 
ländischen Häuptlingen  gegenüber  zur  Seite  steht,  und  zweimal  sehen 
wir  von  dem  ersteren  in  solchen  Fällen  Ladungen  an  diese  erlassen 
(1230  und  1237);  dem  Eingreifen  des  Königs  in  die  Angelegenheiten 
der  Insel  war  damit  Tür  und  Tor  geöffnet,  und  die  Besetzung  der 
isländischen  Bistümer  mit  norwegischen  Untertanen  erwies  sich  auch 
nach  dieser  Seite  hin  als  überaus  wirksam. 

Die  äußere  Geschichte  des  Unterganges  der  Republik  ist 
eine  so  verworrene,  daß  sie  hier  nur  in  ihren  obersten  Grundzügen 
dargestellt  werden  kann.  Zuerst  hatten  Zerwürfnisse,  in  welche  nor- 
wegische Kaufleute  mit  dem  mächtigen  Hause  der  Oddaverjar  ge- 
raten waren,  zur  Unterbrechung  alles  Verkehrs  zwischen  Norwegen 
und  Island  geführt  (12 19)  und  sogar  den  Gedanken  an  einen  Heerzug 
gegen  die  Insel  nahegelegt;  damals  hatte  Snorri  Sturluson,  um 
die  Kriegsgefahr  von  seiner  Heimat  abzuwenden,  in  Aussicht  gestellt, 
daß  er  diese  dem  Könige  zu  unterwerfen  imstande  sein  werde.  Der 
Heerzug  unterblieb  daraufhin ;  aus  der  Unterwerfung  Islands  wurde 
jedoch  nichts.  Später  wußte  der  König  den  Sturla  Sighvatsson 
für  die  Durchführung  seines  Planes  zu  gewinnen  (1235);  er  erwies 
sich  eifrig,  aber  an  dem  erbitterten  Widerstande  der  verbündeten 
Haukdcelir  und  Skagfiröingar  scheiterte  sein  Unternehmen,  und  Sturla 
selbst  fiel  in  der  Schlacht  bei  Örlygsstaöir  (1238).  Jetzt  wandte  sich 
K.  Häkon  an  Gizurr  porvaldsson  aus  dem  Hause  der  Hauk- 
dcelir. Dieser  tötete  in  seinem  Auftrage  den  Snorri  Sturluson  (1241), 
der  sich  in  Norwegen  mit  Herzog  Sküli  eingelassen  und  dann  gegen 
des  Königs  Verbot  das  Land  verlassen  hatte  ;  des  Snorri  Güter  be- 
trachtete der  König  als  nach  norwegischem  Dienstmannenrechte  ihm 
heimgefallen  und  sie  bildeten  den  ersten  Kern  eines  herrschaftlichen 
Besitzes  des  Königs  auf  Island.    Da  aber  auch  Gizurr  sich  unver- 
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lässig  erwies  und  mehr  seinen  eigenen  Vorteil  als  den  des  Königs 
suchte,  wählte  dieser  (1242)  den  Sturlüngen  pörör  kakali,  des 
Sighvatr  Sohn  und  des  Sturla  Bruder,  zum  Vertreter  seiner  Interessen 
auf  der  Insel;  doch  erwies  dieser  sich  zu  schwach  und  so  mußte 
der  König  wieder  auf  Gizurr  zurückgreifen  (1244),  der  sich  in- 
dessen schwer  gegen  pörör  und  den  ihm  verbündeten  Brandr  Kol- 
beinsson  aus  dem  Hause  der  Skagfiröingar  behauptete.  Selbst  nach- 
dem ihm  gelungen  war,  den  Brandr  von  pörör  zu  trennen,  ging  es 
nicht  besser,  da  pörör  den  letzteren  zu  besiegen  wußte,  und  so  legten 
die  beiden  Gegner  im  Vergleichswege  die  Entscheidung  ihrer  Streitig- 
keiten in  des  Königs  Hand.  Dieser  zog  den  Kardinal  Wilhelm  von 
Sabina  zu  Rate,  welcher  eben  nach  Norwegen  gekommen  war,  um 
ihn  zu  krönen  (1247),  und  dieser  sowohl  als  B.  Heinrich  sprach  sich 
für  pörör  aus,  der  sofort  nach  Island  zurückgeschickt  wurde,  wäh- 
rend Gizurr  in  Norwegen  bleiben  mußte.  Auf  die  Autorität  des 
Kardinals  hin,  der  es  für  gänzlich  ungebührlich  erklärt  hatte,  daß 
die  Isländer  allein  unter  allen  Völkern  der  Welt  keinen  König  über 
sich  haben  wollten,  wurde  pörör  sowohl  als  B.  Heinrich  nunmehr 
ausdrücklich  angewiesen,  die  formelle  Unterwerfung  der  Insel  und 
die  Übernahme  einer  bestimmten  Schätzung  seitens  derselben  durch- 
zusetzen, ein  Verlangen,  welches  von  K.  Häkon  jetzt  zum  ersten 
Male  kurz  und  bündig  ausgesprochen  worden  zu  sein  scheint.  Durch 
feste  Verbindung  mit  den  verschiedenen  Zweigen  der  Sturlüngar, 
dann  {)orvarör  pörarinsson  und  dessen  Bruder  Oddr  aus  dem  Hause 
der  Hofsverjar  wußte  I)örör  sich  rasch  auf  der  Insel  festzusetzen; 
aber  auch  diesmal  hatte  der  König  darüber  zu  klagen,  daß  sein  Ver- 
treter nur  in  seinem  eigenen  Interesse  wirke,  und  so  kam  es,  daß 
[jörör  nach  Norwegen  berufen  und  dort  zurückgehalten,  dagegen 
aber  sein  alter  Gegner  Gizurr  mit  B.  Heinrich  nach  Island  geschickt 
wurde  (1250),  diesmal  freilich  zugleich  mit  einer  Reihe  anderer 
Männer,  unter  welchen  der  Sturlünge  porgils  skaröi  der  be- 
deutendste war.  Haraldr  und  Philippus,  die  Söhne  des  Saemundr 
aus  dem  Hause  der  Oddaverjar,  mußten  gleichzeitig  ihre  Godorde 
an  den  König  abtreten,  und  dieser  verteilte  jetzt  geradezu  die  ein- 
zelnen Bezirke  auf  der  Insel  unter  die  Männer,  welche  dieselben  in 
seinem  Namen  regieren  sollten.  Freilich  fehlte  es  hier  nicht  an 
Leuten,  welche  „des  Königs  Verteilung  der  Bezirke  nicht  anerkennen 
wollten",1)  und  die  Anhänger  des  pörör  suchten  dessen  Herrschafts- 


l)  Sturlünga,  VII,  242/140;  vgl.  232/118— 21. 
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gebiete  für  ihn  zu  behaupten,  während  andererseits  unter  der  könig- 
lichen Partei  selbst  keine  Einigkeit  herrschte;  ein  verworrenes  Spiel 
der  treulosesten  Intriguen  und  wildesten  Fehden,  als  deren  bezeich- 
nender Inzidentpunkt  der  schauerliche  Mordbrand  von  Flugumyri 
(1253)  dasteht,  veranlaßte  endlich  den  König,  den  unzuverlässigen 
Gizurr  nach  Norwegen  zu  berufen  und  dafür  B.  Sigvarör  und  einen 
anderen  Norweger,  Sigurör  silkiauga,  mit  seiner  Vertretung  am 
Alldinge  zu  beauftragen  (1254).  Indessen  gingen  die  Unruhen  auf 
der  Insel  fort,  indem  neben  dem  Sturlüngen  porgils  skaröi  und  dem 
Ostländer  porvarör  pörarinsson  auch  die  Ansprüche  des  Gizurr  und 
des  pörör  von  deren  Anhängern  nach  wie  vor  verfochten  wurden. 
Die  Sendung  des  königlichen  Schatzministers,  Ivarr  Englason,  brachte 
zwar  die  Bauern  im  Skagafjörör  und  Eyjafjörör  zum  Versprechen 
einer  Schätzung,1)  und  es  schien  sich  auch  die  Herrschaft  des  beim 
Volke  sehr  beliebten  und  auch  beim  Könige  wohlangesehenen  porgils 
um  so  mehr  befestigen  zu  wollen,  als  durch  den  in  Norwegen  er- 
folgten Tod  des  pörör  kakali  (f  1256)  wenigstens  einer  der  Kon- 
kurrenten beseitigt  war ;  aber  Streitigkeiten  über  die  Erbschaft  dieses 
letzteren  verfeindeten  porgils  mit  porvarör  pörarinsson,  von  welchem 
jener  in  hinterlistigster  Weise  überfallen  und  getötet  wurde  (1258). 
Da  porvarör  durch  diese  Untat  sich  aufs  äußerste  verhaßt  gemacht 
hatte,  blieb  dem  Könige  nun  keine  andere  Wahl  als  die,  den  Gizurr 
nach  Island  zu  schicken,  so  unverlässig  er  sich  auch  gezeigt  hatte; 
im  Sommer  des  Jahres  1258  wurde  diesem  die  Jarlswürde  verliehen, 
wogegen  er  sich  dazu  verpflichten  mußte,  die  Bauern  zur  Entrichtung 
der  vom  Könige  begehrten  Schätzung  zu  bestimmen. 2)  Auf  Island 
angekommen,  zeigte  sich  dieser  allerdings  auch  diesmal  wieder  sehr 
zweideutig,  und  die  Sendung  des  Ivarr  Arnljötarson  und  Päll 
Hnseyma  (1260)  führte  infolgedessen  nicht  zum  Ziele;  als  nun 
aber  Hallvarör  gullskör  vom  Könige  geschickt  wurde  (1261), 
und  mit  allem  Nachdruck  auf  die  Erfüllung  der  übernommenen  Ver- 
pflichtungen drang,  kam  die  Sache,  nach  manchen  vergeblichen 
Winkelzügen  des  Gizurr,  endlich  doch  zur  Entscheidung.  Am  All- 
dinge des  Jahres  1262  wurde  auf  gemeinsames,  energisches  Betreiben 
des  Gizurr  und  des  Hallvarör  die  Unterwerfung  von  Land  und  Leuten 
unter  den  König  und  die  Entrichtung  einer  Schätzung  an  diesen  für 
ewige  Zeiten  beschlossen;  noch  an  demselben  Alldinge  erfolgte  so- 


')  Häkonar  s.  gamla,  283/61. 

2)  Sturlünga,  VII,  317/250 ;  Häkonar  s.  gamla,  297/93 ;  Annälar ,  h.  a. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  3 
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dann  die  Huldigung  der  Nordländer  sowohl  als  der  Südländer,  mit 
Ausnahme  der  östlich  der  pjörsä  gelegenen  Bezirke,  dann  wenig 
spater,  am  f>verärlnnge,  die  Huldigung  der  Westländer.1)  Die  Hul- 
digungsurkunde der  Nord-  und  Südländer  ist  uns  erhalten.2)  Schon 
im  folgenden  Jahre  (1263)  unterwarfen  sich  auch  die  Oddaverjar  mit 
dem  Überreste  des  Südlandes,  und  wieder  um  ein  Jahr  später  (1264) 
die  Siöumenn  und  Svmfellmgar  mit  ihrem  Häuptlinge  Ormr  Orms- 
son ; 3)  um  dieselbe  Zeit  muß  endlich  auch  die  Unterwerfung  der 
nördlichen  Hälfte  des  Ostlandes  erfolgt  sein,  da  deren  Häuptling, 
porvarör  pörarinsson,  in  eben  jenem  Jahre  sein  ganzes  Herrschafts- 
gebiet dem  Könige  abtreten  mußte. 4)  Damit  war  der  ganze  Frei- 
staat zum  norwegischen  Schatzlande  geworden  und  Hall- 
varör  konnte  im  Jahre  1264  nach  Norwegen  die  Botschaft  bringen, 
daß  sich  die  ganze  Insel  dem  K.  Magnus  unterworfen  habe.  5) 

Sehr  deutlich  läßt  dieser  Verlauf  der  Dinge  erkennen,  daß  es 
im  Grunde  die  Faulheit  der  inneren  Zustände  des  Freistaates  selbst 
war,  welche  diesem  sein  Ende  bereitete.  Wie  kommt  es,  daß  der 
norwegische  König  es  wagen  darf,  isländische  Häuptlinge  nach  Be- 
lieben zu  sich  nach  Norwegen  zu  berufen  und  dort  ganz  nach  Ge- 
fallen bald  längere,  bald  kürzere  Zeit  festzuhalten?  Wie  kommt  es 
ferner,  daß  derselbe  Schritt  vor  Schritt  Besitzungen  und  Herrschaften 
auf  der  Insel  zu  erwerben  und  schließlich  geradezu  deren  formelle 
Unterwerfung  durchzusetzen  vermag?  In  erster  Linie  kommt  dabei 
das  norwegische  Dienstmannenrecht  in  Betracht,  welchem  sich  so 
viele  angesehene  Isländer  durch  ihren  Eintritt  in  des  Königs  Dienst- 
verband unterworfen  hatten.  Aus  ihm  ergab  sich  ganz  von  selbst 
die  Verpflichtung,  des  Königs  Gebot  und  Verbot  sich  zu  fügen  und 
somit  dessen  Ladung  nach  Norwegen  Folge  zu  leisten  und  dieses 
Land  ohne  seine  Erlaubnis  nicht  zu  verlassen;  auf  sein  Dienstmannen- 
recht stützte  sich  aber  auch  der  König,  wenn  er  den  gesamten  Besitz 
eines  isländischen  Dienstmannes,  welcher  ihm  den  Gehorsam  ver- 

v)  Häkonar  s.,  311/113 — 14;  Annälar,  a.  1262.  Die  Sturlünga  erwähnt 
den  Vorgang  zunächst  nur  ganz  kurz,  VII,  322/254,  dann  weitläufiger,  327/260.  Die 
ältere  Ausgabe  hatte  den  letzteren  Bericht  nicht  nur  in  X,  n/298— 99,  sondern  auch 
in  wenig  geänderter  Fassung  nochmals  in  21/312 — 13  gebracht  und  in  26/319 — 20 
auch  noch  einen  der  Häkonar  saga  entlehnten  weiteren  Bericht  gegeben. 

2)  Diplom,  island.  I,  152/620. 

'■')  Annälar,  a.  1263  und  1264. 

4)  Magnüss  s.  lagaboetis,  S.  157;  die  Zeitbestimmung  ergibt  sich  aus  der 
Vergleichung  der  Annälen. 

r>)  Magnüss  s.  lagaboetis,  S.  156 — 57. 
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sagte,  als  an  ihn  selber  heimgefallen  betrachtete.  Der  gesamte 
Nachlaß  des  Snorri  Sturluson  z.  B.  wurde  von  K.  Mäkon  auf  diesen 
Titel  hin  in  Anspruch  genommen,  1)  und  wenn  zwar  gar  manche 
Leute  auf  Island  der  Ansicht  waren,  daß  dieser  Anspruch  unbe- 
gründet sei,  2)  so  ließ  er  sich  doch  wenigstens  von  solchen  Männern 
nicht  wohl  bestreiten,  welche  selbst  zu  des  Königs  Dienstgefolge 
gehörten;  zu  dem  heimgefallenen  Besitze  gehörten  aber  auch  die 
Godorde,  welche  ja  mit  den  Liegenschaften  rechtlich  ganz  auf  einer 
Linie  standen.  In  zweiter  Linie  kommen  aber  auch  förmliche  Ab- 
tretungen von  Herrschaftsgebieten  an  den  norwegischen  König  vor, 
wie  denn  eine  solche,  von  den  Oddaverjar  ausgehend,  oben  bereits 
erwähnt  wurde;  zumal  dann,  wenn  einzelne  Männer  vom  Könige 
nach  der  Insel  geschickt  wurden,  um  dort  in  seinem  Sinne  zu  wirken, 
wie  dies  z.  B.  bei  Sturla  Sighvatsson,  pörör  kakali,  porgils  skaröi, 
Gizurr  porvaldsson  der  Fall  war,  scheint  derselbe  von  ihnen  eine 
Art  von  Lehnsauftrag  bezüglich  ihrer  eigenen  Godorde  gefordert  zu 
haben,  und  auch  nach  dieser  Seite  hin  war  es  wieder  die  freie  Ver- 
äußerlichkeit  der  Godorde,  welche  derartige  Transaktionen  rechtlich 
ermöglichte.  Freilich  setzte  die  Bereitwilligkeit,  mit  welcher  die  is- 
ländischen Häuptlinge  zu  so  bedenklichen  Abmachungen  sich  herbei- 
ließen, auf  ihrer  Seite  einen  sehr  bedenklichen  Mangel  an  Patriotismus 
und  Selbstachtung  voraus,  aber  nach  ihrer  Meinung  sollte  ja  unver- 
kennbar nicht  etwa  die  Herrschaft  des  norwegischen  Königs  auf  der 
Insel  begründet,  sondern  dieser  vielmehr  nur  als  ein  Mittel  benützt 
werden,  um  im  Kampfe  mit  den  eigenen  Nebenbuhlern  auf  Island 
sich  selber  den  Sieg  zu  sichern,  und  es  war  nicht  ihre  Schuld,  wenn 
diese  Spekulation  fehlschlug  und  aus  dem  gemeinsamen  Geschäfte 
der  König  den  Vorteil  davontrug,  den  sie  selber  daraus  zu  ziehen 
gehofft  hatten.  Nur  adminikulierend  wirkt  in  dritter  Linie  die  Unter- 
stützung, welche  des  Königs  Absichten  bei  der  Kirche  fanden ;  jeden- 
falls aber  gehen  die  isländischen  Schriftsteller  zu  weit,  wenn  sie  den 
Untergang  des  Freistaates  lediglich  den  Ränken  des  Königs  Häkon 
zuschreiben,  während  dieser  doch  nur  die  Vorteile  klug  benützte, 
welche  ihm  die  Mangelhaftigkeit  der  Verfassung  des  Freistaates  und 
die  sittliche  Verwilderung  seiner  Häuptlinge  an  die  Han4  gab. 
Überdies  läßt  sich  wohl  bezweifeln,  ob  Island  selbst  besser  dabei 
gefahren  wäre,  wenn  statt  der  Unterwerfung  unter  den  norwegischen 


*)  Sturlünga,  VII,  230/116. 
2)  ebenda,  232/118. 
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Konig  ein  selbständiges  Königreich  in  der  Hand  der  Sturlüngar  oder 
der  Haukdcelir  erwachsen  wäre,  ja  ob  ein  solches  auch  nur  imstande 
gewesen  wäre,  seine  und  des  Landes  Selbständigkeit  auf  die  Dauer 
zu  bewahren. 


Abschnitt  I. 

Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 

§  4.    Die  Bezirksverfassung. 

In  dreifacher  Richtung  kann  von  einer  Bezirksverfassung  der 
Insel  gesprochen  werden,  in  staatlicher  nämlich,  in  kirchlicher  und 
in  gemeindlicher;  von  der  Bezirksverfassung  des  Staates  aber  ist 
selbstverständlich  in  erster  Linie  zu  sprechen. 

Die  Bezirksverfassung  des  isländischen  Staates 
wurde,  wie  bereits  bemerkt,  um  das  Jahr  965  gesetzlich  geordnet, 
und  die  damals  eingeführte  Gliederung  des  Landes  und  Volkes  in 
Landesviertel,  Dingverbände  und  Godorde  blieb,  wenn  auch  im 
einzelnen  vielfach  durch  Ausnahmen  beeinträchtigt,  doch  im  großen 
und  ganzen  bis  zum  Untergange  des  Freistaates  maßgebend,  und 
hat  diesen  teilweise  sogar  noch  überdauert. 

Die  Einteilung  in  Landes  viertel  (landsfjöröüngar; 
fjöröüngar)  war  von  Anfang  an  eine  territoriale  gewesen,  und  ist 
dies  auch  zu  allen  Zeiten  geblieben.  Die  Bezeichnung  der  einzelnen 
Viertel  war  dabei  teils  von  der  Himmelsrichtung,  teils  von  irgend 
einem  auffälligen  Zug  der  geographischen  Gestaltung  hergenommen, 
und  demgemäß  keine  völlig  gleichförmige;  man  sprach  von  einem 
Norölendinga-  oder  Eyfirömgafjöröüngr,  einem  Vestfirömga-  oder 
Breiönröingafjöröüngr,  einem  Sunnlendmga-  oder  Rangaemga- 
fjorötingr,  endlich  einem  Austfirömgafjöröüngr. x)  Die  Begren- 
zung der  einzelnen  Landesviertel  betreffend  steht  zunächst  fest, 
daß    von   jeher    der   Hrütafjörör   seiner   Länge   nach   das  West- 


x)  Die  Bezeichnungen  nennt  z.  B.  die  t slendingab ök,  10/16  — 17;  Konüngs- 
bök,  5/19;  Landndma  u.  dgl.  m. 
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land  vom  Nordlande  schied, x)  wie  denn  auch  die  Landnäma  hier 
ihr  zweites  und  drittes  Buch  scheidet,  und  ebenda  die  Bistumsgrenze 
lief; 2)  daß  ferner  die  Jökulsä  ä  Sölheimasandi  die  Grenze  zwischen 
dem  Südlande  und  dem  Ostlande  bildete. 3)  Als  die  Grenze  zwischen 
dem  Nordlande  und  Ostlande  bezeichnet  die  Uberschrift  des  vierten 
Buches  der  Landnama,  welche  freilich  in  der  Hauksbök  fehlt,  das 
Vorgebirge  Länganes;4)  aber  da  sie  „Länganes  allt  fyrir  ütan  Hel- 
kunduheiöi"  bereits  in  ihrem  viertem  Buche  behandelt,  muß  die 
Grenze  etwas  westlich  von  dem  Vorgebirge  gelaufen  sein,  wahrschein- 
lich bei  dem  Sköruvikrbjarg,  wo  man  noch  einen  „Biskupsstein"  als 
Grenze  der  beiden  Diözesen  zeigt.  5)  In  der  Tat  wurde  der  Austr- 
hreppr  oder  Strandarhreppr,  welcher  das  Land  von  der  Nordseite 
jenes  Vorgebirges  bis  zu  dem  Ubergange  über  die  Helkunduheiöi 
umfaßte,  ursprünglich  noch  zum  Ostlande  gerechnet,  und  erst  im 
Jahre  1841,  als  man  die  bis  dahin  einheitliche  IMngeyjarsysla  in 
zwei  Hälften  zerlegte,  wurden  die  zehn  Bauern,  welche  jene  Gemeinde 
bildeten,  von  der  Norörmülasysla ,  welcher  sie  bis  dahin  angehört 
hatten,  abgetrennt  und  der  Norör])mgeyjarsysla  zugewiesen,  wobei  es 
auch  dann  sein  Verbleiben  hatte,  als  man  zehn  Jahre  später  nach 
einläßlichen  Verhandlungen  am  Alldinge  des  Jahres  1849  jene 
Teilung  der  Sysel  wieder  aufhob. 6)  Mit  der  Sy seigrenze  wurde 
damals  auch  die  Viertelsgrenze  verrückt.  Nicht  mit  gleicher  Sicher- 
heit läßt  sich  aber  die  Grenze  bestimmen,  welche  das  Südland  vom 
Westlande  trennte,  und  es  stehen  sich  in  dieser  Beziehung  zwei  An- 
sichten gegenüber,  deren  Begründung  und  Nichtbegründung  hier  in 
Frage  kommt.  Isländische  Schriftsteller  hatten  in  früherer  Zeit  mit 
vollster  Bestimmtheit  die  Hvftä  als  Viertelsgrenze  bezeichnet,  und 
zwar  nicht  nur  Arngrimr  laeröi  in  mehreren  seiner  grundlegenden 
Schriften, 7)  sondern  auch  ~[)örör  Dorläksson  8)  und  selbst  nach  Eggert 

l)  Konüngsbök,  83/140 — 41;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  246/278. 
-)  Arngn'ms  GuÖmundar  bps.  s.,  38/76. 

3)  Landnäma,  IV,  5/251  und  13/273. 

4)  ebenda,  1/237. 

5)  vgl.  Kr.  Kälund  ,  Bidrag  til  en  historisk-topographisk  tteskrivelse  af  Island, 
II,  S.  191  und  427. 

"  vgl.  die  kgl.  Entschließungen  vom  17.  Februar  1841  und  I.  Mai  1 85 1  im 
Lagasafn,  XII,  S.  18 — 19  und  dazu  noch  das  Rentekammerschreiben  vom  13.  März 
und  die  kgl.  Entschließung  vom  28.  September  1841,  ebenda,  S.  38 — 39  und  166 
— 68,  sowie  die  Skyrslur  um  landshagi,  III,  S.  30. 

7)  Crymogaea,  S.  15  (1609);  Specimen  Islandiae  historicum,  S.  27  (1643). 

8)  Dissertatio  chorographico-historica  de  Islandia,  Thes.  II,  §  I  (1666). 
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Ölafsson  in  einer  früheren  Schrift;1)  später  aber  kam  auf  der  Insel 
die  andere  Ansicht  auf,  daß  diese  Grenze  ursprünglich  der  Länge 
nach  durch  den  Hvalfjörör  gegangen  und  dann  weiter  hinauf  der 
Botnsä  gefolgt  sei.  Ich  finde  diese  neuere  Ansicht  zuerst  in  der 
Beschreibung  der  Reisen  ausgesprochen,  welche  der  eben  genannte 
Eggert  Ölafsson  und  Bjarni  Pälsson  im  Auftrage  der  Regierung 
machten, 2)  und  wird  dieselbe  demnach  wohl  von  Eggert  Ölafsson 
herstammen,  obwohl  das  betr.  Werk  erst  nach  dessen  Tod  (f  1/68) 
veröffentlicht  wurde;  von  da  ab  setzte  sich  dieselbe  aber  auf  Island 
so  entschieden  fest,  daß  sie  nicht  nur  in  einer  beim  Alldinge  ein- 
gereichten Petition  als  selbstverständliche  Wahrheit  behandelt, 3) 
sondern  auch  beim  Entwerfen  der  Karten  als  solche  zugrunde  gelegt 
werden  konnte,  welche  die  Gesellschaft  der  nordischen  Altertums- 
forscher einigen  ihrer  Publikationen,  "4)  und  Münch  seiner  norwegischen 
Geschichte  beigab. 5)  Auch  Guöbrandr  Vigfüsson  in  seiner  Arbeit 
über  die  Chronologie  in  den  Islendingasögur  nimmt  den  Hvalfjörör 
als  ältere  Viertelsgrenze  an, 6)  wogegen  die  Verfasser  der  Ortsregister, 
welche  die  vorhin  genannte  Gesellschaft  ihrer  Ausgabe  der  Forn- 
mannasögur  (1837),  sowie  deren  dänischer  und  lateinischer  Uber- 
setzung beigab  (1837  und  1846),  wieder  zu  der  älteren  Ansicht  zu- 
rückkehrten, und  die  Hvftä  als  Viertelsgrenze  ansahen.  Bezüglich 
der  Zeit,  in  welcher  die  von  den  neueren  angenommene  Verlegung 
der  Viertelsgrenze  stattgefunden  habe,  spricht  sich  der  Verfasser  der 
„Reise  igjennem  Island"  dahin  aus,  daß  er  über  diesen  Punkt  nichts 
habe  finden  können,  jedoch  vermute,  daß  die  Wahl  der  Hvi'tä  als 
Grenze  lediglich  auf  einer  eigenmächtigen  Verfügung  der  Lögmänner 
beruhen  möge,  welche  ihre  Amtsbezirke  in  dieser  Weise  abgeteilt 
hätten ;  da  nun  eine  Mehrheit  von  Lögmännern  erst  nach  der  Unter- 
werfung Islands  unter  den  König  von  Norwegen  in  Frage  ist, 7)  so 
würde  durch  diese  Vermutung  die  Verlegung  der  Viertelsgrenze 
frühestens  in  den  Schluß  des  13.  Jahrhunderts  verlegt  werden.  Da- 

x)  Enarrationes  historicoe  de  Islandiae  natura  et  constitutione,  S.  23 — 24  und 
51  (1749). 

2)  Reise  igjennem  Island,  §  116,  S.  78  und  §  829,  S.  849  (1772);  nach  Kai  und, 
I,  S.  333,  Anm.  2  hatte  übrigens  bereits  Ärni  Magnüsson  dieselbe  Ansicht  ausge- 
sprochen. 

3j  Albi'ngis  ü'Öindi,  1849,  S.  139. 

4)  Antiquitates  Americame  (1837)  und  Islendinga  sögur,  I  (1843). 

5)  Det  norske  Folks  Historie,  IV,  2  (1859). 

°)  Safn  til  sögu  Islands  og  Islenzkra  bökmenta,  I,  S.  208  (1856). 

7)  vgl.  über  den  Punkt  Jon  SigurÖsson,  im  Safn,  II,  S.  4,  Anm.  I. 
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gegen  hält  Guöbrandr  Vigfüsson  dafür,  daß  diese  Verlegung  wohl 
schon  im  12.  Jahrhundert  erfolgt  sein  werde,  ohne  doch  für  diese 
seine  Annahme  Gründe  anzugeben;  fragt  sich  nun,  wie  sich  unsere 
Quellen  zu  der  einen  und  der  anderen  Ansicht  verhalten. l)  Da 
kann  nun  zunächst  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Landnäma 
ganz  konsequent  die  Hvftä  als  Viertelsgrenze  behandelt.  Sie  gibt 
ihrem  zweiten  Teile  die  Überschrift:2)  „her  hefr  upp  landnäm  i 
Vestfirömgafjöröüngi",  oder  nach  der  Hauksbök:  „her  hefr  landnäm 
i  Vestfjöröum",  und  nennt  dann  als  ersten  Ansiedler  in  diesem  den 
Kaiman  in  Kaimanstür) ga,  zu  oberst  am  nördlichen  Ufer  der  Hvftä. 
Sie  zählt  ferner  zu  den  angesehensten  Landnahmemännern  des 
Südlandes  den  Holgrimr  hinn  gamli,  den  Björn  gullberi  und  den 
Önundr  breiöskeggr, 3)  von  welchem  der  erste  zu  Ferstikla  auf 
den  Hvalfjaröarströnd , 4)  der  zweite  Gullberastaöir  im  Lundar- 
reykjadalr, 5)  der  dritte  aber  zu  Breiöabölstaör  im  Reykholtsdalr 
wohnte,  ö)  also  drei  Männer,  welche  zwischen  Hvalfjörör  und  Hvftä 
angesessen  waren.  Wenn  aber  dieselbe  Quelle  den  Hroskell  porsteins- 
son  sowohl  als  den  Skallagrimr  zu  den  angesehensten  Landnahme- 
männern des  Westlandes  rechnet, 7)  so  ist  für  den  ersteren  nicht 
sein  früherer  und  nur  vorübergehender  Aufenthalt  auf  Akranes  be- 
stimmend geworden,  sondern  sein  späterer  und  bleibender  in  der 
Hvitärsi'öa,s)  für  den  letzteren  dagegen  sein  Wohnort  zu  Borg,  während 
seine  Besitzungen  allerdings  von  den  Hafnarfjöll  bis  zum  Borgar- 
hraun  reichten,9)  und  somit  über  beide  Ufer  der  Hvftä  sich  erstreckte. 
Andererseits  stimmt  mit  obigen  Angaben  auch  vollständig  überein, 
daß  die  Landnäma  zu  den  mächtigsten  Häuptlingen  des  Westlandes, 
welche  um  die  Mitte  des  10.  Jahrhunderts  lebten,  den  Egill  Skalla- 
grimsson  zu  Borg  zählt,  dagegen  den  Tüngu-Oddr  Önundarson  zu 
Breiöabölstaör  zu  den  gleichzeitigen  Häuptlingen  des  Südlandes 
rechnet.10)  Auch  andere  Quellen  sprechen  sich  im  ähnlichem  Sinne 
aus.  Bedenklich  könnte  zwar  erscheinen,  daß  die  Kristni  saga  zu 
den  angesehensten  Häuptlingen  des  Westlandes  um  das  Jahr  980, 
nicht  nur  den  I)orsteinn  Egilsson  zu  Borg,   sondern  auch  den  Illugi 


!)  vgl.  Kälund,  ang.  O.,  I,  S.  331-37- 
2J  Landnäma,  II,  1/64. 

■'')  ebenda,  V,  15/320— 21.  *)  ebenda,  I,  14/48. 

5)  ebenda,  I,  19/58—59  und  Hölmverja  s.,  1/3—4. 
,;    Landnäma,  I,  2060.  ')  ebenda,  II,  13/267. 

H)  ebenda,  I,  17/53  und  II,  1/66 — 67. 

*)  ebenda,  I,  19/57;  Eigla,  28/57.  10)  Landnäma,  V,  15/321. 
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hinn  räuöi  zählt, *)  von  dem  wir  doch  wissen,  daß  er  zuerst  zu 
Hraunsäss,  dann  zu  Hofstaöir  im  Reykholtsdalr,  und  zuletzt  zu  Hölmr 
auf  Akranes  wohnte, 2)  welche  drei  Höfe  nach  unseren  Karten  sämt- 
lich zwischen  der  Hvftä  und  dem  Hvalfjörör  gelegen  sind;  aber 
doch  ist,  ganz  abgesehen  davon,  daß  des  Illugi  Vater,  Hrölfr,  nach- 
weisbar vom  Borgarfjörör  weg  nach  Ballarä  auf  die  Skarösströnd 
zog,  3)  und  somit  seitdem  ganz  unzweifelhaft  dem  Westlande  ange- 
hörte, wohl  zu  beachten,  daß  gelegentlich  von  einer  auf  künstlichem 
Wege  bewirkten  Veränderung  des  Wasserlaufes  der  Hvitä  gesprochen 
wird,  welche  gerade  deren  Verhältnis  zum  Hofe  von  Hraunsäss  be- 
traf,4)  und  daß  bis  in  das  Jahr  1852  herab  nicht  der  oberste  Lauf 
der  Hvitä,  sondern  das  Deildargil  die  Viertelgrenze  bildete. 5)  Man 
möchte  hiernach  vermuten,  daß  in  der  älteren  Zeit  die  Deildargilsä 
für  den  Hauptfluß  gegolten  und  den  Namen  der  Hvitä  getragen  habe, 
und  daß  erst  durch  deren  künstliche  Verlegung  der  Hof  zu  Hrauns- 
äss von  ihrem  östlichen  und  nördlichen  auf  ihr  westliches  und  süd- 
liches Ufer  zu  stehen  gekommen  sei;  unter  dieser  Vorausetzung 
konnte  dann  aber  der  zu  Hraunsäss  wohnhafte  Illugi  allerdings  zu 
den  Westländern  zählen.  Wie  dem  aber  auch  sei,  gewiß  ist,  daß 
ein  aus  dem  Jahre  1143  stammendes  Verzeichnis  isländischer  Priester 
den  Päll  Sölvason  zu  den  Südländern  zählt,  und  nicht  zu  den  West- 
ländern, 6)  während  dieser  doch  zu  Reykholt  wohnte,  7)  und  Inhaber 
des  Reykhyltmgagoöorö  war. 8)  Ebenso  bemerkt  ein  V erzeichnis 
der  isländischen  Meerbusen  in  AM.  415  in  40  einer  Hs.,  die  vielleicht 
unter  des  Haukr  Erlendsson  Einfluß  entstand,  jedenfalls  aber  dem 
Anfange  des  14.  Jahrhunderts  angehört,  nach  Nennung  des  Borgar- 
fjörör als  des  letzten  im  Südlande,  daß  der  Straumsfjörör  als  der 
erste  dem  Westlande  angehörte ;  9)  ein  Verzeichnis  der  isländischen 
Häfen,  welches  dem  16.  Jahrhundert  anzugehören  scheint,  zählt  die 
„Borgefiordt  Syssell"  dem  Südlande,  aber  die  „Myre  Sysell"  dem 
Westlande  zu ; 10)  in  einem  erweiterten  Verzeichnisse  der  Meerbusen 
aber,  welches  Kälund  dem  Schlüsse  desselben  Jahrhunderts  zuweist, 
wird  ausdrücklich  von  der  Hvitä  gesagt11)  „Hun  skilur  fiordunga" 


l)  Kristni  5.,  1/4.  2)  Landnäma,  I,  21/63 — 64. 

'■')  ebenda,  I,  21/64  und  II,  20/125 — 26,  Anm.  4)  ebenda,  II,  1/67. 

5)  siehe  die  kgl.  Entschließung  vom  12.  Mai  1852  im  Lagasafn,  XV,  S.  258. 

(')  Diplom,  island.  I,  29/186. 

'')  Sturlünga,  III,  30/76.  8)  ebenda,  32/82. 

9)  abgedruckt  bei  Kalund,  II,  S.  366.  ebenda,  S.  377. 

n)  ebenda,  S.  389. 
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Endlich  soll  seit  dem  Jahre  1787,  in  welchem  das  Westviertel,  welches 
seit  dem  Jahre  1770  mit  dem  Südviertel  einen  Amtmann  gehabt 
hatte,  seinen  eigenen  Amtmann  erhielt, *)  die  Hvitä  die  Amtsgrenze 
gebildet  haben,  mit  einziger  Ausnahme  ihres  obersten  Laufes,  bis 
im  Jahre  1852  die  oben  erwähnte  geringfügige  Veränderung  bezüg- 
lich dieses  letzteren  erfolgte, 2)  so  daß  also  anzunehmen  wäre,  daß 
diese  ganze  Zeit  über  jener  Strom  unverändert  als  solcher  gegolten 
hätte.  Allen  diesen  wohl  ineinandergreifenden  Beweisen  stehen  nun 
aber  allerdings  Umstände  gegenüber,  welche  sehr  schwerwiegende 
Bedenken  erregen.  Von  vornherein  ist  kaum  wahrscheinlich,  daß 
im  Jahre  965,  zu  einer  Zeit  also,  in  welcher  Egill  Skallagrimsson  in 
seiner  vollen  Kraft  stand,  die  Bezirksverfassung  der  Insel  in  einer 
Weise  geordnet  worden  wäre,  welche  die  Landnahme  seines  Vaters 
in  zwei  Teile  zerlegt  hätte,  daß  ferner  die  Dingstätte,  welche  im 
Jahre  964  noch  zu  pingnes  war,  3)  später  aber,  und  zwar  wohl  noch 
vor  dem  dritten  Jahrzehnte  des  12.  Jahrhunderts,  nach  dem  benach- 
barten Stafholtsey,  damals  Insel  in  der  Hvitä,  verlegt  wurde,  4)  gerade 
an  die  Viertelsgrenze  verlegt  worden  wäre,  an  welcher  sie  doch 
früher  wie  später  gelegen  hätte,  wenn  die  Hvitä  wirklich  diese 
Grenze  gebildet  hätte.  Dazu  kommt,  daß  das  Reykhyltmgagoöorö, 
welches  doch  nach  dem  Hofe  Reykholt  im  Reykholtsdalr  benannt 
ist,  nicht  etwa,  wie  Guöbrandr  Vigfüsson  annimmt,  5)  zum  Südlande 
gehörte,  sondern  zum  Westlande ;  im  Jahre  1253  wenigstens  gehörte 
es  zu  diesem,  und  stand  dessen  Inhabern  sogar  die  Hegung  des 
pverärljinges  zu,  6)  dessen  Zugehörigkeit  zum  Westlande  doch  keinem 
Zweifel  unterliegen  kann.  Schon  im  Heidentume  muß  die  Sache 
ganz  ähnlich  gestanden  sein,  denn  wir  hören  von  einem  Tempel, 
der  zu  Hofstaöir,  dem  nächsten  Hofe  oberhalb  von  Reykholt,  gelegen 
war,  daß  er  im  gemeinsamen  Besitze  der  Geitlendingar  und  des  Tüngu- 
Oddr  stand,  7)  sodaß  also  nicht  nur  des  letzteren  Dingleute,  südlich 
der  Hvitä  und  innerhalb  der  Skarösheiöi,  dahin  Tempelzoll  bezahlten;8) 
das  an  diesen  Tempel  geknüpfte  Godord  muß  aber  eben  das  Reyk- 


1)  Kgl.  Resolution  vom  6.  Juni  1 787,  im  Lagasafn,  V,  S.  411 — 12. 

2)  So  Kälund,  I,  S.  331  ;  die  angeführte  kgl.  Resolution  spricht  sich  über  die 
Grenze  nicht  aus. 

3)  \  slendingabök ,  5/8;  Hcensnaböris  s.,  12/167. 
4j  Diplom,  island.  I,  28/180. 

5j  Dictionary,  s.  v.  goÖi,  S.  209. 

6)  Sturlünga,  VII,  246/146;  vgl.  auch  ebenda,  39/235. 
'')  Landnäma,  I,  21/64.  8j  Eigla,  88/225. 
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hyltmgagoöorö  gewesen  sein,  welches  diesen  Namen  erhalten  hatte, 
seitdem  pörör,  des  Sölvi  i  Geitlandi  Sohn  und  des  oben  genannten 
Illugi  hinn  rauöi  Neffe,  nach  Reykholt  gezogen  war.  Wenn  wir  hier- 
nach eines  der  zum  pverärjunge  gehörigen  Godorde  schon  am 
Schlüsse  des  IO.  Jahrhunderts  auf  einen  im  Süden  der  Hvitä  ge- 
legenen Tempel  begründet,  und  im  gemeinsamen  Besitze  von  Häupt- 
lingsfamilien stehend  finden,  welche  beiden  Seiten  dieses  Stromes 
angehören,  so  rinden  wir  auch  noch  zu  Anfang  des  II.  Jahrhunderts 
die  beiden  Häuser  der  Siöumenn,  d.  h.  Gilsbekkmgar  und  der  Flök- 
dcelir  unter  sich  in  engster  Verbindung,  und  deren  Dingleute  zwischen 
den  Hafnarfjöll  und  der  Norörä,  also  auf  beiden  Seiten  der  Hvitä, 
unter  sich  gemischt  wohnend. 3)  Und  doch  wissen  wir,  daß  kein 
Gode  ein  Godord  verwalten  konnte,  welcher  einem  anderen  Landes- 
viertel angehörte  als  demjenigen,  in  welchem  er  selber  wohnte,  und 
daß  mit  einer  einzigen,  zugunsten  des  Hrütafjörör  gemachten  Aus- 
nahme niemand  einem  Godorde  angehören  konnte,  welches  zu  einem 
anderen  Landesviertel  zählte,  als  in  welchem  man  selber  wohnte.  2) 
Dazu  kommt,  daß  auch  sonst  gelegentlich  in  der  zweiten  Hälfte 
des  io.  Jahrhunderts  von  einer  gemeinsamen  Dingstätte  der  Borg- 
firömgar  gesprochen  wird, 3)  unter  welcher  Bezeichnung  doch  die 
Bewohner  der  Südküste  des  Meerbusens  mindestens  ebensogut  ver- 
standen werden  müssen,  als  die  seiner  Nordküste,  oder  daß  von  einer 
Dingstätte  gesprochen  wird,  an  welcher  neben  Einarr  1  Stafaholti 
und  porsteinn  Egilsson  von  Borg  auch  Tüngu-Oddr  als  Inhaber  eines 
Godordes  auftritt, 4)  den  wir  doch  als  Teilhaber  am  Reykhyltinga- 
goöorö  und  südlich  der  Hvitä  gesessen  kennen  gelernt  haben;  ob 
dabei  diese  Dingstätte  die  des  I)verär])mges  war  oder  nicht,  bleibt 
hier  gleichgültig,  da  sie  jedenfalls  nördlich  des  Stromes  gelegen  war. 
Nicht  minder  erfahren  wir,5)  daß  im  Jahre  1262,  als  die  Westländer 
am  I)verärl)i'nge  dem  Könige  Häkon  huldigten,  nachdem  die  Süd- 
länder und  Nordländer  ihm  schon  zuvor  am  Alldinge  geschworen 
hatten,  die  Vertreter  der  Borgfirömgar  mit  den  Westländern  schworen  5 
ganz  besonders  deutlich  spricht  sich  endlich  die  Jönsbök  über  die 
Frage  aus.  Während  die  Järnsi'öa  bei  Besprechung  der  Beschickung 
des  Alldings  nur   das  pveräijn'ng   nennt, 6)   ohne    irgend  welchen 

1)  Heiöarviga  s.,  24/344—45. 

2)  Konüngsbök,  83—84/140—41;  S  t  a  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k,  246/278. 
!j  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  2/193. 

4)  Eigla,  85—86/215  —  21.  5)  Häkonar  s.  garala,  311/114. 

°J  Järns.,  bingfararb.  2. 
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weiteren  Beisatz,  unterscheidet  die  Jönsbok  bei  dem  gleichen  An- 
lasse zwischen  zwei  Hälften  dieses  Dingbezirkes,  deren  Abgeordnete 
in  Bezug  auf  den  Betrag  ihres  „farareyrir",  d.  h.  ihrer  Diäten  ver- 
schieden gehalten  werden  sollten,  und  bezeichnet  diese  Hälften  als 
„fyri  sunnan  Hvftä",  und  „fyri  vestan"  gelegen.1)  Um  das  Jahr  1280 
also  stand  gesetzlich  fest,  daß  zum  f)verär]unge  das  Land  südlich 
der  Hvftä  ebensogut  gehörte  als  das  Land  nördlich  derselben;  die 
Yiertelsgrenze  kann  aber  doch  wohl  den  territorial  gewordenen 
Dingverband  nicht  entzwei  geschnitten  haben.  Wunderlicher  Weise 
tritt  noch  am  Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts,  als  über  die  Er- 
richtung eines  eigenen  Westamtes  auf  der  Insel  verhandelt  wurde, 
einmal  die  Anschauung  auf,  als  ob  auch  das  Land  südlich  der  Hvftä 
eigentlich  zum  Westlande  gehörte;  unterm  22.  Juli  1782  war  näm- 
lich der  Amtmann  des  Nord-  und  Ostamts,  Olafr  Stephenson,  auf- 
gefordert worden,  sich  über  das  Projekt  gutachtlich  zu  äußern,  und 
er  tat  dies  in  der  Art,  daß  er  meinte,  man  solle  sich  bei  der  Teilung 
genau  an  die  alten  Viertelsgrenzen  halten,  nur  mit  der  Einschränkung, 
daß  die  Myra-  und  Borgarfjaröarsysla,  die  zum  Westlande  gehörten, 
vielmehr  zu  dem  das  Südland  und  Ostland  umfassenden  Amte  ge- 
zogen werden  sollten.2)  Hier  tritt  also,  im  Widerspruche  mit  den 
sonstigen  Anschauungen  der  Zeit,  die  Ansicht  auf,  daß  die  alte 
Viertelsgrenze  weit  südlich  der  Hvftä  liege;  da  indessen  in  dem  Kon- 
zepte des  Gutachtens  statt  der  Borgarfjaröarsysla  die  Hnappadalssysla 
genannt  gewesen  war,  und  die  erstere  nur  durch  eine  Korrektur  in  die 
Reinschrift  kam,3)  bleibt  zweifelhaft,  wie  weit  bei  jener  WTortfassung 
nicht  etwa  ein  bloßer  Zufall  gewaltet  habe.  Wunderlicherweise  zeigt 
sich  aber  nirgends  in  den  älteren  Quellen  eine  Angabe  über  die  Art, 
wie  jene  angebliche  Viertelsgrenze  südlich  der  Hvftä  gezogen  gewesen 
sei.  Jetzt  bildet  allerdings  der  Hvalfjörör  und  die  Botnsä  die  Südgrenze 
der  Borgarfjaröarsysla,  welche  diese  von  der  Kjösarsysla  scheidet,  und 
Kälund  hat  auch  auf  einige  Anhaltspunkte  hingedeutet,  welche  die 
selbe  Grenze  bereits  für  eine  weit  ältere  Zeit  wahrscheinlich  machen 
sollen.4)  Das  Verzeichnis  der  Handelsdistrikte  freilich,  welches  in 
die  Konüngsbök  eingeschoben  ist,  gibt  keinen  Aufschluß,  weil  die 
Hs.  gerade  an  der  Stelle  eine  Lakune  zeigt,  an  welcher  die  Nord- 
grenze des  nordwestlichsten  Bezirkes  im  Südlande  zu  stehen  hätte ; 5) 


5) 


Jönsbok,  Jnngfararb.  2. 
Käluncl,  I,  S.  331 — 32,  Anm. 
Konüngsbök,  167/72. 


2)  Lagasafn,  IV,  S.  712. 
4)  ebenda,  I,  S.  69. 
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aber  doch  ist  beachtenswert,  daß  dasselbe  die  Südgrenze  dieses  Be- 
zirkes nach  Reykjanes  legt,  während  eine  ungefähr  dem  Jahre  1226 
angehörige  Urkunde,  welche  eine  Käseabgabe  zugunsten  des  neu- 
gegründeten Augustinerkonventes  zu  Viöey  betrifft,  diese  auf  allen 
Höfen  „meöal  Reykjaness  ok  Bogär"  ruhend  bezeichnet,  x)  und  eine 
weitere,  ungefähr  derselben  Zeit  angehörige  Urkunde  einer  von 
B.  Magnus  Gizurarson  an  alle  Kleriker  und  Laien  „1  Kjalarness 
])ingsökn"  gerichtete  Bitte  um  Unterstützung  eben  dieses  Konventes 
enthält. 2)  Der  Schluß  liegt  nahe,  daß  damals  das  Kjalarnesslnng 
von  Reykjanes  bis  zur  Botnsä  gereicht  habe,  und  damit  wäre  selbst- 
verständlich diese  letztere  auch  zur  Viertelsgrenze  geworden,  und 
wenn  in  einer  späteren  Urkunde  die  Grenzen  jener  Käseleistung  in 
der  Art  bezeichnet  werden,  daß  statt  Reykjanes  das  Hvitskeggs- 
hvammr  genannt  wird,  3)  so  wird  damit  nur  gesagt,  daß  die  Grenze 
zwischen  der  Kjalarnesssysla  oder  Gullbringusysla  und  der  Arnesssysla 
schon  im  14.  Jahrhundert  weiter  ostwärts  und  dahin  verlegt  war, 
wo  sie  jetzt  noch  liegt.  Auch  in  den  Annalen  wird  einmal  zum 
Jahre  1347  von  einem  Sterben  „mihi  Hvitskeggshvamms  ok  Botnsär" 
gesprochen, 4)  dann  zum  Jahre  1405  von  der  Bestellung  eines  Offi- 
cialis  „yfir  Vestfiröingafjöröüng  til  Botnsär", 5)  wo  also  diese  letztere 
geradezu  als  Viertelsgrenze  erscheint,  und  wenn  zum  Jahre  1391  von 
einem  „pröfastsdoemi  milli  Botnsär  ok  Geirölfsgnüps"  die  Rede  ist, 6) 
so  fällt  zwar  auf,  daß  die  Nordgrenze  des  Sprengeis  auf  einen  Punkt 
gelegt  wird,  welcher  die  Strandasysla  von  der  Isafjaröarsysla  scheidet, 
als  die  nordöstlichste  Sysel  des  Westlandes  außer  Betracht  läßt,  aber 
die  Bedeutung  der  Botnsä  als  Südgrenze  bleibt  von  diesem  Bedenken 
unberührt.  Wie  sollen  wir  uns  nun  diesen  Zwiespalt  zwischen  den 
beiden  vorgeführten  Reihen  von  Zeugnissen  erklären  ?  Die  Annahme, 
daß  zu  irgend  welcher  Zeit  eine  radikale  Verlegung  der  Viertels- 
grenze stattgefunden  habe,  wie  solche  Annahme  neuerdings  auf  Is- 
land gang  und  gäbe  ist,  erscheint  zu  solchem  Behufe  nicht  als  zu- 
reichend und  überdies  auch  an  und  für  sich  nicht  als  begründet. 
Nirgends  in  den  Quellen  findet  sich  die  leiseste  Andeutung  darüber, 
daß  zu  irgend  welcher  Zeit  eine  solche  Verlegung  der  Grenze  er- 
folgt oder  auch  nur  durch  irgend  welche  Umstände  wünschenswert 
geworden  sei;  andererseits  stehen  sich  nicht  etwa  Zeugnisse  gegen- 


1)  Diplom,  island.  I,  124/496. 

2)  ebenda,  123/491  —  92.  :J)  ebenda,  S.  493,  Anm. 

4)  Annalar,  S.  272.  r»)  ebenda,  S.  376.  G)  ebenda,  S.  348. 
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über,  welche  zum  Teil  auf  eine  ältere  und  zum  Teil  auf  eine  jüngere 
Zeit  sich  beziehen,  sondern  dieselben  laufen  augenscheinlich,  zum 
Teil  wenigstens,  gleichzeitig  nebeneinander  her.  Dagegen  scheint 
mir  festzustehen,  daß  während  der  ganzen  freistaatlichen  Zeit  die 
Viertelsgrenze  weit  südlich  der  Hvftä,  und  zwar  wahrscheinlich  bei 
der  Botnsä  gezogen  war;1)  die  Lage  der  Dingstätte  zu  {ringnes  oder 
auf  einer  Insel  der  Hvftä  nahe  der  pverä,  die  Beteiligung  des  südlich 
der  Hvftä  gesessenen  Tüngu-Oddr  am  [)verär])fnge  gegen  Ende  des 
10.  Jahrhunderts  und  die  Möglichkeit  eines  gemeinsamen  Tempel- 
besitzes desselben  mit  den  Geitlendfngar,  das  gemischte  Sitzen  der 
Dingleute  der  Flökdcelir  und  Sföumenn  zu  beiden  Seiten  der  Hvftä 
am  Anfange  des  Ii.  Jahrhunderts,  die  fortwährende  Zugehörigkeit 
des  Reykhyltfngagoöorö  zum  pverärjringe  bis  ins  Jahr  1253  herab, 
die  Huldigung  der  Borgfiröfngar  mit  den  Westländern  am  f)verär- 
J)fnge  des  Jahres  1262  und  die  Art,  wie  noch  die  Jönsbök  diesen 
Dingverband  bespricht,  lassen  meines  Erachtens  an  dieser  Tatsache 
keinen  Zweifel  übrig.  Die  Hvftä  als  Grenze  wird  dagegen  mit 
Sicherheit  nicht  vor  dem  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts  genannt. 
Das  Priesterverzeichnis  von  1143  scheint  dem  allerdings  zu  wider- 
sprechen ;  aber  in  ihm  steht  zwar  nach  unserem  Abdrucke  im  Diplom, 
island.  Päll  Sölvason  als  letzter  unter  den  Südländern  und  Ormr 
Koöränsson  als  erster  unter  den  Westländern,  da  aber  das  Wort 
„vestr"  in  der  Hs.  über  dem  Namen  „Ormr"  steht,  könnte  dasselbe 
allenfalls  auch  bereits  zu  dem  vorhergehenden  Namen  bezogen  und 
damit  der  eigentümliche  Widerspruch  beseitigt  werden,  welcher 
zwischen  der  Bezeichnung  des  Mannes  als  Südländer  und  seiner  Be- 
teiligung am  I)verär])fnge  als  Inhaber  des  Reykhyltfngagoöorö  vor- 
liegen würde.  Läßt  man  dieses  Zeugnis  als  beseitigt  gelten,  so  ist 
die  Landnäma  die  erste  für  die  Hvftä  eintretende  Quelle,  und  zwar 
kann  in  Bezug  auf  sie  nur  ihre  Entstehungszeit  maßgebend  sein, 
nicht  aber  die  Zeit  der  Begebenheiten,  von  welchen  sie  spricht,  da 
ja  weder  in  der  Landnämazeit  selbst  noch  auch  um  die  Mitte  des 
10.  Jahrhunderts  die  Einteilung  in  Landesviertel  existierte,  während 
sie  doch  für  beide  Zeitpunkte  die  von  ihr  genannten  hervorragenden 
Männer  nach  Vierteln  aufzählt,  also  doch  nur  vom  Standpunkte  ihrer 
eigenen  Zeit  ausgeht.  Von  unseren  drei  Hauptredaktionen  der  Land- 
näma, der  Landnäma  nat3  i^oyjjv,  der  Hauksbök  und  der  Melabök, 


\,  Insoweit  bin  ich  also  mitKälund,  I,  S.  335  einverstanden  und  ziehe  dem- 
nach die  Ansicht  zurück,  welche  ich  früher  (Island,  S.  156)  ausgesprochen  habe. 
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gehört  aber  keine  einer  früheren  Zeit  als  den  letzten  Jahrzehnten 
des  13.  Jahrhunderts  an;  auf  die  Grenzscheide  des  13.  und  14.  Jahr- 
hunderts aber  führt  auch  die  Erwähnung  der  Hvftä  als  Viertelsgrenze 
in  dem  alten  Meerbusenverzeichnisse.  Hiernach  möchte  man  ver- 
muten, daß  erst  um  diese  Zeit  herum  üblich  geworden  sei,  die 
Grenze  bei  diesem  Strome  anzusetzen;  dagegen  scheint  mir  unstatt- 
haft, mit  Kälund,  den  Wechsel  in  der  Auffassung  damit  in  Verbin- 
dung zu  bringen,  daß  man  unter  der  Bezeichnung  „Vestfiröir"  nur 
die  Meerbusen  des  nordwestlichsten  Teiles  der  Insel  zu  verstehen 
pflegte  und  demnach  unter  der  Benennung  „Vestfirömgafjöröüngr" 
den  Borgarfjörör  nicht  mit  eingreifen  zu  können  gemeint  hätte. 
Eine  solche  Meinung  kann  unmöglich  jemals  auf  der  Insel  aufge- 
kommen sein.  Unbedenklich  hat  man  auf  Island  von  einem  Aust- 
firöingafjöröüngr  gesprochen,  obwohl  die  Bezeichnung  „Austfiröir" 
die  Gegend  südwestlich  der  Lönsheiöi,  d.  h.  die  Skaptafellssysla  nie- 
mals in  sich  begriff,  welche  doch  bis  zum  Jahre  1783  dem  Ostlande, 
resp.  Ostamte  angehörte;  unbedenklich  braucht  insbesondere  Ari 
frööi  die  Bezeichnung,  auf  welchen  Kälund  jene  neuere  Bezeichnung 
der  Viertelsgrenze  im  Westlande  zurückführen  möchte;1)  unbedenklich 
spricht  derselbe  Ari  von  einem  Rängsemga-,  Breiöfirömga-,  Eyfirömga- 
fjöröüngr,  obwohl  er  recht  wohl  wissen  mußte,  daß  nicht  alle  Süd- 
länder an  der  Rängä,  nicht  alle  Westländer  am  Breiöifjörör,  nicht 
alle  Nordländer  am  Eyjafjörör  saßen,  und  auch  in  der  Sturlünga  ist 
nicht  nur  an  einer  aus  der  Islendingabök  stammenden  Stelle, 2)  son- 
dern auch  an  einer  ganz  selbständigen  vom  Vestfirömga-  und  Rängae- 
mgafjöröüngr 3)  die  Rede.  Außerdem  aber  konnten  denn  doch  die 
Bewohner  der  heutigen  Myrasysla  und  Hnappadalssysla,  ja  selbst  die 
Leute  um  den  Breiöifjörör,  auch  ihrerseits  zu  den  Vestfiröingar  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  ebensowenig  gezählt  werden  wie  die 
Borgfirömgar  und  hätte  somit,  wenn  das  von  Kälund  bezeichnete 
Motiv  maßgebend  gewesen  wäre,  die  Viertelsgrenze  durch  den  Gils- 
fjörör,  wenn  nicht  gar  erst  beim  Lätrabjarg  gezogen  werden  müssen. 
Auch  kann  ich  nicht  finden,  daß  die  Sturlünga  in  ihrer  Ausdrucks- 
weise bezüglich  des  Borgarfjörör  irgendwie  schwanke.  Wenn  eine, 
übrigens  nur  in  ihrer  älteren  Ausgabe  enthaltene,  Stelle  derselben 
erwähnt, 4)  daß  K.  Häkon  dem  Gizurr  bei  seiner  Ernennung  zum 


1)  fslendingabök,  10/16— 17. 

2)  Sturlünga,  VII,  14/205.  3)  ebenda,  VII,  327/260. 
4J  Altere  Ausgabe,  X,  20/308. 
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Jarl  „allan  Sunnlendingafjöröüng  ok  Norölendmgafjoröüng  ok  Borgar- 
fjörö  allan"  überwiesen  habe,  so  stimmt  dies  ganz  wohl  zu  der  An- 
nahme, daß  der  letztere  Bezirk  damals  noch  zum  Westlande  gerechnet 
wurde;  da  vom  ganzen  Westlande  nur  dieser  einzige  Bezirk  an  den 
Jarl  lallen  sollte,  konnte  unter  dieser  Voraussetzung  der  Ausdruck 
gar  nicht  präziser  gefaßt  werden.  Eine  zweite,  ebenfalls  nur  in  der 
älteren  Ausgabe  enthaltene  Stelle,  welche  der  Häkonar  s.  gamla 
entnommen  ist, ])  erzählt,  wie  oben  bereits  berichtet,  daß  im  Jahre 
1262  die  Huldigung  der  Westländer  nicht  am  Alldinge,  wo  die  Nord- 
länder und  Südländer  huldigten,  sondern  erst  hinterher  am  I>verär- 
jn'nge  erfolgte;  dabei  werden  fünf  Männer  namentlich  genannt,  deren 
jeder  mit  je  drei  Bauern  schwor,  und  dann  beigefügt,  „])eir  bcendr 
söru  ok  fyri  Borgfiröinga".  Hier  treten  also  die  Borgfiröingar  als 
ein  Teil  der  Westländer  auf,  und  wenn  sie  unter  diesen  speziell  ge- 
nannt werden,  so  hat  dies  seinen  guten  Grund;  der  Borgarfjörör 
war,  wie  oben  bemerkt,  schon  früher  dem  Gizurr  jarl  untergeben 
worden,  so  daß  für  ihn  nur  noch  Bauern  zu  schwören  hatten,  nicht 
aber  deren  Häuptling,  da  ja  Gizurr  ohnedem  schon  gelegentlich  seiner 
Beförderung  zu  dieser  Würde  dem  Könige  geschworen  hatte.  Etwas 
verwirrt  lautet  der  Bericht  über  die  Huldigung  an  einer  dritten  Stelle, 
welche  in  beiden  Ausgaben  der  Sage  zu  lesen  ist.2)  Zunächst  wird, 
vom  Alldinge  redend,  gesagt:  „Var  ä  ]jvi  Jnngi  svarinn  skattr  Häkoni 
konüngi  um  allan  Norölendmgafjoröüng,  ok  Sunnlendingafjöröüng 
fyrir  vestan  pjörsä;  skattr  var  ])ä  ok  svarör  um  allan  Vestfiröinga- 
fjöröüng";  dann  werden  die  zwölf  Männer  namentlich  genannt,  welche 
für  das  Nordland  schworen  und  sodann  beigefügt:  „Tölf  menn  söru 
ok  skatt  ör  Vestfiröingafjöröüngi,  ok  svä  Rängaemgafjöröüngi,  ok 
Borgarfiröi",  so  daß  man  also  meinen  sollte,  der  Borgarfjörör  sei  als 
ein  selbständiger  Bezirk  dem  Südlande  sowohl  als  Westlande  an  die 
Seite  gesetzt  worden.  Aber  dabei  kommt  zu  bedenken,  daß  eine 
Variante,  welche  die  ältere  Ausgabe  als  selbständiges  Kapitel  gibt,3) 
anstatt  der  letzteren  Worte  nur  liest:  „Tölf  menn  söru  ok  skatt  ör 
Vestfiröingafjöröüngi",  wie  denn  auch  die  neuere  Ausgabe  dieselbe 
Variante  verzeichnet;  damit  sind  die  anstößigen  Worte  aus  dem 
Texte  beseitigt,  welche  ohnehin  auch  aus  anderen  Gründen  unhaltbar 
sind,  da  ja  unmöglich  angenommen  werden  kann,  daß  aus  dem 


Jj  Altere  Ausgabe,  X,  26/320;  Häkonar  s.,  311/114. 

2j  Sturlünga,  VII,  327/260;  ältere  Ausgabe,  X,  11/298—99. 

:{)  Ältere  Ausgabe,  21/313. 
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Borgarfjörör  ebensoviele  Leute  vereidigt  worden  seien  als  aus  jedem 
der  drei  Landesviertel.  Eine  bloße  Veränderung  im  Sprachgebrauche 
würde  auch  kaum  genügt  haben,  im  Widerspruche  mit  der  älteren 
offiziellen  Landeseinteilung  zu  Aussprüchen  zu  führen,  wie  sie  in  der 
Landnäma  und  dem  Verzeichnisse  der  Meerbusen  vorliegen,  noch 
auch  auf  die  offizielle  Landesteilung  der  späteren  Zeit  Einfluß  ge- 
wonnen haben.  Dagegen  möchte  ich  darauf  aufmerksam  machen, 
daß  schon  die  Jönsbök  das  ])verär]3ing  in  zwei  Hälften  zerfallen  läßt, 
zwischen  denen  die  Hvitä  die  Grenze  bildet;  damit  ist  dem  Zerfalle 
des  Dingbezirkes  der  Weg  gewiesen,  wie  er  sich  in  dessen  späterer 
Teilung  in  eine  Borgarfjaröarsysla  und  Myrasysla  zu  erkennen  gibt. 
Mag  sein,  daß  dieser  Zerfall  schon  in  der  nächstfolgenden  Zeit  ein- 
trat und  daß  er  sofort  Einfluß  gewann  auf  die  Begrenzung  der  beiden 
Lögmannsbezirke  auf  der  Insel.  Während  die  Järnsföa  sowohl  als 
die  Jönsbök  nur  einen  einzigen  Lögmann  auf  der  Insel  zu  kennen 
scheint,  bespricht  B.  Arni  schon  im  Jahre  1280  die  Möglichkeit,  daß 
der  König  daselbst  lieber  mehrere  als  einen  haben  wolle, })  und 
wenig  später  scheinen  wirklich  mehrere  Lögmänner  gleichzeitig  an- 
gesetzt gewesen  zu  sein;  eine  Verordnung  vom  15.  Juli  1294  scheint 
hierauf  hinzudeuten, 2)  und  überdies  scheinen  sich  seit  dem  Jahre 
1277  bereits  je  zwei  Lögmänner  gleichzeitig  auf  Island  nachweisen 
zu  lassen. 8)  Von  diesen  war  später  einer  über  das  Nordland  und 
Westland,  der  andere  aber  über  das  Südland  und  Ostland  gesetzt, 
und  nennen  die  Annales  regii  zum  ersten  Male  im  Jahre  1302  neben 
„Guömundr  Siguröarson  legifer",  der  also  über  das  Nordland  gesetzt 
gewesen  sein  muß,  den  „Snorri  Marküsson  fyrir  sunnanland"; 4)  in 
dem  erneuerten  Vertrage  mit  Norwegen  aber  von  13 19  wird  aus- 
drücklich verlangt :  5)  „at  islenzkir  se  lögmenn  ok  syslumenn,  se  an- 
narr  lögmaör  fyrir  noröan  en  annarr  fyrir  sunnan",  wobei,  wie  ganz 
gewöhnlich,  dort  das  Westland  und  hier  das  Ostland  in  der  Bezeich- 
nung weggelassen  wird.   Bei  Errichtung  der  beiden  Lögmannsbezirke 


1)  Ärna  bps.  s.,  28/718. 

2)  vgl.  deren  §  36:  eptir  räÖi  syslumanna  ok  lögmanna,  und  die  Schlußworte: 
ha  bjööum  ver  lögmönnum  värum,  Lagasafn,  I,  S.  21  und  22. 

3)  vgl.  Jon  Sigurösson,  im  Safn,  I,  S.  4—5. 

4)  So  der  Abdruck  bei  Langebek,  Scriptores,  III,  S.  125  und  J  ö  n  Sigurös- 
son, ang.  O.,  S.  51;  in  dem  Abdruck  hinter  der  neuen  Ausgabe  der  Sturlünga,  II, 
S.  385  fehlen  die  Worte,  und  in  den  Islenzkir  Annälar,  S.  182  stehen  sie  falsch 
gedruckt. 

5)  Lagasafn,  I,  S.  32. 


4.    Die  Bezirksverfassung. 


49 


mochte  nun  die  südliche  Hälfte  des  pverärjunges  dem  Südlande,  die 
nördliche  aber  dem  Westlande  zugeteilt  worden  sein  und  mag  damit 
zusammenhängen,  daß  sich  in  späterer  Zeit  zwar  auch  noch  die 
Botnsä  als  Viertels-  und  Propsteigrenze  erwähnt  findet,  aber  soviel 
ich  sehe  nur  in  solchen  Berichten,  welche  Vorgänge  kirchlicher  Art 
betreffen  oder  von  Männern  kirchlichen  Standes  herrühren;  man 
scheint  eben,  wie  ähnliches  öfter  vorkommt,  kirchlicherseits  noch  zu 
einer  Zeit  an  der  älteren  Viertelsgrenze  festgehalten  zu  haben,  in 
welcher  dieselbe  weltlicherseits  bereits  geändert  worden  war,  und 
konnte  dies  um  so  eher  geschehen,  weil  von  alters  her  das  Bistum 
Skälholt  das  Westland  ebensogut  wie  das  Südland  umfaßte,  so  daß 
die  Viertelsgrenze  als  solche  gar  nicht  wesentlich  in  Betracht  kam.1) 
Ich  bemerke  übrigens  noch,  daß  die  Viertelsgrenze  zwar  in  der  frei- 
staatlichen  Zeit  bedeutsam  genug  war,  um  nicht  wohl  unbemerkt 
geändert  werden  zu  können,  aber  in  der  königlichen  Zeit  vergleichs- 
weise nur  noch  geringe  Bedeutung  hatte.  Zur  Zeit  des  Freistaates 
äußerte  nämlich  die  Einteilung  des  Landes  in  Viertel  einmal  ihre 
Bedeutung  in  Bezug  auf  die  Besetzung  der  gesetzgebenden  Versamm- 
lung und  der  Viertelsgerichte  am  Alldinge;  dann  in  Bezug  auf  die 
Haltung  eigener  Viertelsdinge,  die  freilich  nie  recht  regelmäßig  in 
Gang  kamen;  drittens  bezüglich  der  Begrenzung  der  Godorde  und 
des  Wohnortes  der  Goden,  indem,  wie  bereits  bemerkt,  kein  Gode 
Dingleute  haben  durfte,  welche  außerhalb  des  Landesviertels  wohnten, 
dem  sein  Godord  angehörte,  und  jeder  Gode,  welcher  seinen  Auf- 
enthalt in  einem  anderen  Landesviertel  nahm,  insolange  für  seine 
Vertretung  in  der  Verwaltung  seines  Godordes  Sorge  zu  tragen 
hatte;  endlich  auch  noch  in  Bezug  auf  einige  mit  der  Armenpflege 
zusammenhängende  Punkte,  und  ganz  vereinzelte  Sätze  ähnlich  unter- 
geordneter Art.  Mit  dem  Übergange  der  sämtlichen  Godorde  in  des 
Königs  Hand  fiel  ganz  von  selbst  der  dritte  Punkt  weg,  und  nach- 
dem die  Besetzung  der  lögretta  durch  die  Järnsföa  und  Jönsbök  ein- 
fach auf  die  Dingbezirke  gestützt  worden  war,  ohne  alle  Rücksicht 
auf  die  Landesviertel,  welchen  diese  angehörten,  war  auch  der  erste 
Punkt,  der  wichtigste  von  allen,  hinfällig  geworden.  Da  die  Insel 
erst  im  Jahre  1770  in  zwei  und   1787  in  drei  Ämter  unter  Berück- 

li  Nach  Sveinn  Niclesen,  Prestatal  og  Pröfasta  ä  Islandi,  S.  81  und  90  trug 
das  BorgarfjarÖarpröfastsdoemi,  das  von  der  Botnsä  bis  zur  Hvftä  reicht,  vordem 
auch  den  Namen  des  „pverarbmg  hiö  syÖra"  oder  „sunnan  Hvftär",  und  das  Myra- 
pröfastsdcemi,  das  von  der  Hvi'tä  bis  zur  Hitarä  reichte,  den  Namen  des  „bverarbing 
vestan  Hvi'ta",  so  daß  hier  der  ältere  Name  festgehalten  wurde. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  4 
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sichtigüng  der  Einteilung  in  Viertel  zerlegt  wurde,  war  in  der  Tat 
fast  nur  deren  Zerfällung  in  zwei  Lögmannsbezirke  der  Punkt,  in 
welchem  sich  die  Viertelseinteilung  in  den  Jahren  1300 — 1770  geltend 
machte. 

Jedes  Landesviertel  zerfiel  sodann  nach  der  im  Jahre  965  ein- 
geführten Bezirksverfassung  wieder  in  drei  Dingverbände  (J>  1  n  g  - 
söknir,  auch  wohl  Jn'ng  schlechthin);  jedoch  waren  dem  Nord- 
lande von  Anfang  an  deren  vier  verwilligt  worden,  weil  die  Leute 
nordöstlich  des  Eyjafjörör  nicht  zu  bewegen  waren,  das  für  diesen 
bestehende  Ding  zu  besuchen,  und  die  Leute  des  Skagafjörör  eben- 
sowenig sich  dazu  herbeilassen  wollten,  hier  zu  Ding  zu  gehen.  J) 
Das  ganze  Land  zerfiel  somit  von  Rechts  wegen  in  13  Dingbezirke; 
aber  unsere  Konüngsbök  bezeichnet  die  Zeit  als  eine  längst  ver- 
gangene, in  welcher  die  Dingverbände  noch  unzerrissen  waren  und 
somit  jeder  Dingverband  drei  Godorde  und  jedes  Landesviertel  drei, 
nur  das  Nordland  vier  Dingverbände  enthielt,2)  obwohl  sie  allerdings 
die  Besetzung  der  gesetzgebenden  Versammlung  sowohl  als  der  Ge- 
richte am  Allding  noch  wesentlich  auf  jene  alte  Bezirksverfassung 
begründet  zeigt.  Schon  früher  wurde  bemerkt,  daß  das  Rechtsbuch 
zwar  allerdings  noch  an  der  Regel  festhält,  daß  die  drei  zu  einem 
und  demselben  Dingverbande  gehörigen  Goden  ihr  Frühlingsding 
sowohl  als  ihr  Herbstding  gemeinsam  und  an  der  althergebrachten 
Dingstätte  zu  halten  haben, 3)  daß  dasselbe  aber  auch  Ausnahmen 
von  dieser  Regel  zuläßt.  Mit  Zustimmung  der  lögretta  durfte 
wenigstens  die  leiö  an  einer  anderen  als  der  hergebrachten  Ding- 
stätte und,  wie  es  scheint,  auch  von  den  einzelnen  zum  Dingverbande 
gehörigen  Goden  einzeln  abgehalten  werden ; 4)  außerdem  war  aber 
auch  die  Verlegung  der  Dingstätte  nicht  nur,  sondern  auch  die  Spal- 
tung eines  Dingverbandes  oder  umgekehrt  die  Zusammenlegung 
zweier  bisher  getrennter  Dingverbände  zu  einem  einzigen  gesetzlich 
gestattet,  soferne  nur  die  sämtlichen  beteiligten  Goden  sich  in  vor- 
schriftsmäßiger Form  hierüber  einigten,  die  Zustimmung  der  lögretta 
zu  ihrer  Übereinkunft  erlangten  und  diese  sodann  in  gehöriger  Weise 
bekannt  machten. 5)  So  konnte  es  insbesondere  auch  vorkommen, 
daß  zwei  verschiedene  Dingverbände  ihre  Versammlungen  nach  einer 
und  derselben  Dingstätte  verlegten,  was  dann  immer  eine  gewisse 


2) 
4) 


fslendingabök,  5/9. 
Konüngsbök,  20/38 ; 
ebenda,  61/lU. 


117/211.  3)  ebenda,  56/96;  61/ni. 

5)  ebenda,  59/107 — 8. 
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Gemeinschaft  unter  denselben  zur  Folge  hatte,  wenn  es  auch  nicht 
zu  ihrer  völligen  Verschmelzung  kam.1)  Die  neuen  Godorde,  welche 
gelegentlich  der  Einführung  des  fünften  Gerichtes  begründet  wurden, 
standen  von  Anfang  an  ganz  außerhalb  der  älteren  13  Dingverbände, 
und  bald  fanden  sich  auch  von  den  Inhabern  älterer  Godorde  ein- 
zelne veranlaßt,  ihre  Beteiligung  an  der  gemeinsamen  Dingstätte 
aufzugeben  und  sich  für  ihr  eigenes  Godord  einen  neuen  und  selb- 
ständigen Versammlungsort  zu  wählen.  Es  erklärt  sich  von  hier 
aus,  daß  es  nicht  ganz  leicht  ist,  über  die  Dingverbände  sich  voll- 
kommen klar  zu  werden,  welche  während  der  Dauer  des  Freistaates 
auf  der  Insel  bestanden;  indessen  muß  hier  doch  der  Versuch  ge- 
macht werden,  dieselben  soweit  möglich  nachzuweisen.  —  Unmittelbar 
nach  der  Unterwerfung  der  Insel  unter  den  norwegischen  König 
zählen  uns  die  beiden  neuen  Gesetzbücher  zwölf  Dingbezirke 
im  Lande  auf,2)  nämlich  das  Müla]3ing  und  das  SkaptafellsjHng,  das 
Rängärjimg,  Arnessjnng  und  Kjalarnessjn'ng,  das  pverärjnng,  pörsness- 
)3mg  und  I)orskafjaröar])ing,  endlich  das  Hünavatnsln'ng,  Hegraness- 
J)ing,  Vaöla-  oder  Vöölajring  und  das  pingeyjar-  oder  Eyjarjnng.  Da 
das  Nordland  in  dieser  Aufzählung  mit  vier,  das  Südland  aber  und 
das  Westland  mit  je  drei  Dingbezirken  vertreten  ist,  bleiben  deren 
für  das  Ostland  nur  zwei  übrig,  so  daß  hier  also  wirklich  eine  Ver- 
einigung zweier  früher  getrennter  Dingverbände  zu  einem  einzigen 
angenommen  werden  muß,  da  ja  auch  dieses  Landesviertel  ur- 
sprünglich seine  drei  Jnngsöknir  gehabt  hatte.  In  den  älteren  Quellen 
können  wir  nun  aber  nicht  nur  diese  zwölf  Dingverbände  resp.  die 
zu  ihnen  gehörigen  Dingstätten  bereits  sämtlich  nachweisen,  sondern 
auch  noch  eine  Reihe  anderer,  welche  in  jenen  Aufzählungen  fehlen. 
Wir  finden  aber  zunächst  im  Westlande  das  pingnessjMng  um 
das  Jahr  964  genannt.3)  Dasselbe  hat  seinen  Namen  von  dem  Hofe 
IMngnes,  welcher  südlich  der  Hvftä  nahe  bei  Beer  gelegen  ist  und 
auch  anderweitig  schon  frühzeitig  erwähnt  wird ; 4)  wie  lange  aber 
die  Dingstätte  hier  blieb,  wissen  wir  nicht,  und  läßt  sich  zumal  aus 


x)  Konüngsbök,  50/87;  62/115;  83/140;  vgh  StaÖarhölsbök,  245/277. 

2)  Järns.,  bingfb.  2;  Jönsbök,  2. 

3)  fslendingabök,  5/8;  Landnäma,  II,  18/115;  Hcensnaböris  s.,  12/ 
167.  Die  letztere  Sage,  und  ebenso  ein  Text  der  Landnama,  nennen  freilich  das 
börsnessbing,  aber  die  Lokalangaben  zeigen,  daß  das  hi'ngnessbing  gemeint  ist,  und 
mag  wohl  nur  der,  in  der  gebrauchten  Vorlage  vielleicht  abgekürzte,  Name  falsch 
gelesen  worden  sein,  was  um  so  eher  geschehen  konnte,  weil  er  früh  abkam. 

4J  HeiÖarviga  s.,  29/362;  Grettla,  47/104;  vgl.  Kälund,  I,  S.  303. 
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den  Angaben  über  den  Zusammenstoß,  welchen  Snorri  goöi  im 
Jahre  ioio  mit  porsteinn  Gislason  in  der  Nähe  hatte,1)  kein  Schluß 
hierauf  ziehen,  da  es  sich  bei  diesem  nur  um  eine  zu  Beer  vorzu- 
nehmende Ladung  und  nicht  um  eine  Verhandlung  am  Ding  handelt. 
Indessen  scheinen  doch  die  Worte  des  Ari:  „ä  Jw'ngi  Jdvi  es  vas  \ 
Borgarfir])i,  i  ]jeim  sta])  es  si|)an  es  callat  pingness"  darauf  hinzu- 
deuten, daß  die  Dingstätte  zu  seiner  Zeit  bereits  verlegt  war,  und 
jedenfalls  finden  wir  sie  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  bei  dem 
Hofe  Stafholtsey  gelegen,  welcher  damals  auf  einer  Insel  in  der 
Hvftä  lag,  welche  später  erst  auf  deren  südlichem  Ufer  landfest 
wurde ;  2)  von  da  ab  wird  das  Ding  nach  der  gerade  bei  Stafholtsey 
in  die  Hvftä  einmündenden  pverä  als  pverärjn'ng  bezeichnet. 
Wir  hören  von  einer  Rechtssache,  welche  um  121 5  am  pverärlnnge 
verhandelt,3)  dann  von  einer  pverärleiö,  welche  im  Jahre  1253  ge- 
halten wird,4)  und  im  Jahre  1262  wird  am  ])verär]jmge  dem  K.  Häkon 
von  den  Westländern  gehuldigt ; 5)  wenn  ferner  die  Annalen  noch  in 
der  königlichen  Zeit  von  einer  Dingversammlung  sprechen,  welche 
sei  es  nun  im  Jahre  1377  oder  1378  zu  pingey  im  Borgarfjörör  ge- 
halten worden  sei, 6)  so  ist  offenbar  dieselbe  Dingstätte  gemeint, 
welche  somit  damals  noch  auf  einer  Insel  lag.  Der  Wechsel  der 
Dingstätte  zwischen  pingnes  und  Stafholtsey  hat  übrigens  geringe 
Bedeutung,  da  beide  Örtlichkeiten  ganz  nahe  beieinander  liegen;  er- 
heblicher ist  dagegen,  daß  zwischenhinein  auch  noch  von  einer  ganz 
anderen  und  weit  abgelegeneren  Dingstätte  in  demselben  Bezirke 
die  Rede  ist.  Wir  hören  von  einer  Verhandlung,  welche  in  den 
Jahren  980 — 90  etwa  an  einem  Frühlingsdinge  gepflogen  wurde  und 
-bei  welcher  porsteinn  Egilsson  von  Borg  als  der  angesehenste  Häupt- 
ling auftritt,  während  neben  ihm  noch  Einarr  Teitsson  von  Stafaholt 
und  Tüngu-Oddr  von  Breiöabölstaör  als  Besitzer  von  Godorden  am 
Dinge  beteiligt  sind. 7)  Dabei  wird  erzählt,  wie  der  alte  Egill,  des 
I)orsteinn  Vater,  welcher  von  Mosfell  in  der  Landschaft  Kjös  aus- 
gehend unverhofft  das  Ding  besuchte,  längs  der  Gljüfrä  herauf  nach 
diesem  geritten  kam.     Es  muß  dieselbe  Dingstätte  gemeint  sein, 


x)  Eyrbyggja,  56/103;  Auszug  aus  der  Vigastyrs  s.,  10/301. 
2)  Diplom,  island.  I,  28/180;  vgl.  Kälund,  I,  S.  303 — 5  und  II,  S.  413. 
:!j  Sturlünga,  VII,  39/235.  4)  ebenda,  VII,  246/146. 

T))  Häkonar  s.  gamla,  311/114;  ältere  Ausgabe  der  Sturlünga,  X,  26/ 
319—20. 

°)  Annalar,  S.  32830;  vgl.  Jon  SigurÖsson,  im  Safn,  II,  S.  70. 
')  Eigla,  85/215-18.. 


§  4«    Die  Bezirksverfassung. 


53 


wenn  in  derselben  Quelle  wenig  später  erzählt  wird,  1j  wie  derselbe 
porsteinn,  nachdem  er  des  Abtreibens  seiner  Schafe  von  den  Hoch- 
weiden halber  mit  seinen  Leuten  ins  Gebirge  hinauf  geritten  war 
und  dort  „um  ]wera  Gnsartüngu  milli  Langavatns  ok  Gljüfrär"  einen 
Zaun  hatte  errichten  lassen,  auf  der  Heimfahrt,  „er  hann  kom  gegnt 
I)mgstöö",  eine  bedenkliche  Mitteilung  erhielt;  beide  Angaben  weisen 
übereinstimmend  auf  eine  Örtlichkeit  hin,  welche  weit  oben  an  der 
Gljüfrä  gelegen  gewesen  sein  muß.  Eine  andere  Quelle,  welche 
aber  ebenfalls  einen  in  die  Jahre  980 — 90  fallenden  Vorgang  be- 
spricht, nennt  eine  Örtlichkeit  „undir  Valfell",  mit  dem  Beisatze: 
„t>ar  var  ])ä  pingstöö  Jteirra  Borgfiröinga" ;  -)  eben  jener  [)orsteinn 
von  Borg,  von  welchem  oben  bereits  die  Rede  war,  will  für  die  In- 
standsetzung seiner  Dingbuden  an  dieser  Dingstätte  sorgen  und  reitet 
tu  diesem  Behufe  „upp  undir  Valfell,  til  bcejar  Jiess  er  at  Grenjum 
heitir",  holt  sich  hier  einen  seiner  Pächter  mit  dem  nötigen  Arbeits- 
zeug und  begibt  sich  dann  mit  ihm  zu  den  Budenplätzen.  Zur  Be- 
stimmung dieses  Valfell  kommt  endlich  noch  eine  dritte  Quelle  in 
Betracht.3)  In  dieser  wird  nämlich  berichtet,  wie  Hermundr  Illugason, 
doch  wohl  von  Gilsbakki  aus,  nach  der  jüngeren  Version  im  Herbst, 
nach  der  älteren  im  Frühjahr,  „til  Hvammsleiöar"  reitet,  und  dann, 
sei  es  nun  unterwegs  oder  auf  der  Heimfahrt,  seine  Absicht  erklärt, 
nach  Borg  zu  reiten,  um  dort  den  Egill  Skallagrimsson  zu  über- 
fallen; in  Ausführung  dieses  Planes  kommt  er  nach  Valfell  (ütan  1 
Valfell),  oder  nach  der  jüngeren  Version  an  Valfell  vorbei  (üt  meö 
Vaifelli),  wo  er  plötzlich  erkrankt  und  dann  krank  nach  einem  Hofe 
bei  Siöumüli,  sei  es  nun  ])orgautsstaöir  oder  Höggvandastaöir,  ge- 
bracht wird.4)  Mit  Kälund  halte  ich  den  stattlichen  Hof  Hvammr 
im  Norörärdalr  an  unserer  Stelle  für  gemeint,  wenn  ich  auch,  anders 
als  dieser,  nicht  ein  Herbstding,  sondern  nur  den  Weg  nach  dem 
Hofe  unter  der  Hvammsleiö  verstehen  möchte ; 5)  unter  dieser  Vor- 
aussetzung läßt  sich  aber  auch  die  Angabe  dieser  Quelle  über  die 
Belegenheit  von  Valfell  ganz  wohl  mit  den  obigen  Angaben  ver- 
einigen.   Da  nun  Kälund  an  dem  hiernach  in  Frage  kommenden 


])  Eigla,  87/221. 

-j  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  2/193. 

')  Bandamanna  s.,  S.  41  (ed.  Haidörr  Friöriksson)  und  S.  17  (ed.  G.  Ceder- 
schiöld). 

4)  vgl.  über  beide  Höfe  Kälund,  1,  S.  347. 

5J  ebenda,  I,  S.  361  ;  vgl.  dazu  meine  Bemerkungen  über  die  Stelle  in  der 
Germania,  XXIV,  S.  98. 
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Fleck,  zwischen  der  oberen  Gljüfrä  und  der  Längä,  wirklich  Örtlich- 
keiten nachgewiesen  hat,  welche  noch  heutzutage  den  Namen  I)ing- 
höll  und  pmgbrekka,  und  da  sich  daselbst  überdies  Überreste  von 
früheren  Dingbuden  vorfinden  und  die  Volkssage  der  Umwohner 
hier  wirklich  die  alte,  in  der  Eigla  erwähnte  Dingstätte  sucht ; 3)  das 
einzige  entgegenstehende  Bedenken,  daß  nämlich  die  Gunnlaugs  saga 
den  Hof  zu  Grenjar  mit  dem  zu  Valfell  in  enge  Berührung  bringt, 
welcher  doch  auf  dem  rechten  Ufer  der  Langä  liegt,  fällt  nicht 
schwer  ins  Gewicht,  da  eine  geringe  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes 
an  der  Stelle  sich  leicht  entschuldigen  läßt.  Ich  bemerke  übrigens, 
daß  die  neueren  Grundbücher  nicht  weit  von  dem  Hofe  Grenjar 
einen  solchen  namens  Valshamarr  kennen,  beide  im  Alptanesshreppr 
gelegen ;  -)  doch  wird  auf  diesen  Namensanklang  nichts  zu  geben 
sein,  da  weder  die  Lage  des  Ortes  noch  die  Form  des  Namens  völlig 
entspricht.  Im  übrigen  steht  dahin,  ob  man  das  „undir  Valfelli"  ge- 
haltene Ding  von  dem  I)ingness-  oder  pverärpmge  zu  scheiden  oder 
mit  diesem  zu  identifizieren  und  somit  anzunehmen  hat,  daß  nur  das 
ursprünglich  zu  ])ingnes  gehaltene  Ding  eine  Zeitlang  undir  Valfelli 
gehalten  wurde,  ehe  es  wieder  in  die  Nähe  seiner  älteren  Dingstätte 
nach  Stafholtsey  zurückverlegt  wurde.  Ich  habe  früher  das  erstere 
angenommen, 3)  bin  aber  nunmehr  geneigt,  Kälund  folgend,  das 
letztere  für  das  richtigere  zu  halten,  und  zwar  teils  darum,  weil  die 
Dingstätte  undir  Valfelli  gerade  nur  für  die  Zeit  als  in  Gebrauch 
stehend  erwähnt  wird,  welche  zwischen  die  Erwähnung,  der  Ding- 
stätten zu  pingnes  und  zu  Stafholtsey  in  die  Mitte  fällt,  teils  aber 
auch  darum,  weil  dieselbe  nicht  nur  in  der  Gunnlaugs  saga  aus- 
drücklich als  Dingstätte  der  Borgfiröfngar  bezeichnet,  sondern  auch 
nach  der  Eigla  von  den  Leuten  südlich  der  Hvitä  ebensogut  wie 
von  denen  nördlich  derselben  besucht  wird.  Ein  zweiter,  und  zwar 
sehr  hervorragender  Dingverband  des  Westlandes  war  das  pörsness- 
J)  1  n  g.  Wir  erfahren  aus  ganz  verlässigen  Quellen, 4)  daß  noch  am 
Schlüsse  des  9.  Jahrhunderts  pörölfr  Mostrarskegg  bei  seiner  Ein- 


l)  Kälund,  I,  S.  367 — 70  und  382;  vgl  auch  die  Bemerkungen  des  sira 
Helgi  SigurÖsson,  im  Safn,  II,  S.  312,  Anm.  Auch  mir  hat  während  meines 
Aufenthaltes  auf  Island  (1858)  der  Propst  GuÖmundr  Vigfüsson,  damals  zu 
Borg,  bezeugt,  daß  hoch  oben  am  rechten  Ufer  der  Gljüfrä,  etwa  dem  Hofe  Grisar- 
tünga  gegenüber,  eine  Anhöhe  liege,  welche  den  Namen  der  pingbrekka  trage. 

2j  Jon  Jonsson,  JarÖatal,  S.  13 1  ;  Ny  JarÖabök,  S.  55. 

3)  Island,  S.  101. 

4)  Eyrbyggja,  4/6—7  und  io/li  — 12;  Landnama,  II,  12/97—8. 
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Wanderung  zunächst  zu  Hofsstaöir  einen  Tempel  errichtete  und  in 
dessen  Nähe  ein  „heraös]nng"  einrichtete,  daß  aber  um  nahezu  ein 
halbes  Jahrhundert  später  (etwa  932 — 34)  die  übertriebene  Heiligkeit, 
welche  er  seiner  Dingstätte  eingeräumt  hatte,  zu  Zerwürfnissen  seines 
Sohnes,  porsteinn  ])orskabftr,  mit  den  benachbarten  Kjalleklingar 
führte ;  es  kam  zum  Kampfe  an  der  Dingstätte,  welche  infolgedessen 
als  durch  das  vergossene  Blut  entweiht  angesehen  wurde,  und  im 
Vergleichswege  erfolgte  eine  Verlegung  der  Dingstätte  nach  der 
nordöstlichen  Seite  der  Halbinsel  pörsnes,  wo  das  Ding  sodann  bis 
in  die  königliche  Zeit  verblieb  und  wo  auch  der  Hof  pingvellir  die 
Erinnerung  an  dasselbe  erhalten  hat.  *)  Dagegen  ergab  sich  schon 
frühzeitig  eine  Schmälerung  des  Dingverbandes,  indem  porsteinn 
porgilsson  von  Hafsfjaröarey  aus  Anlaß  eines  Zerwürfnisses  mit  dem 
mächtigen  Snorri  goöi  das  Rauömelmgagoöorö  aus  demselben  her- 
ausnahm, und  für  dasselbe  eine  eigene  Dingstätte  am  Straums- 
f  j  ö  r  ö  r  errichtete,  welche  lange  Zeit  in  Gebrauch  war.  Die  be- 
treffende Quelle  berichtet  nämlich:2)  „petta  sumar  tök  porsteinn  ör 
Hafsfjaröarey  Rauömelmga  goöorö  ör  pörsnessjnngi,  ])viat  hann  J)öttist 
])ar  anvani  oröit  hafa  fyrir  Snorrüngum;  töku  ])eir  fraendr  ])ä  upp 
])mg  {  Straumsfiröi,  ok  heldu  ])at  lengi  siöan";  wie  lange  aber  die 
Dingstätte  bestand,  weiß  ich  nicht  zu  bestimmen,  und  die  am  Straums- 
fjörör  vorfindlichen  Bodenreste  scheinen  eher  von  einem  alten  Handels- 
platze als  von  der  früheren  Dingstätte  herzurühren.  Der  Zeit  nach 
könnte  übrigens  die  Begründung  des  Straumsfjaröarjnngs  recht  wohl 
mit  der  Errichtung  der  neueu  Godorde  auf  Grund  der  fimtardömslög 
in  Zusammenhang  gebracht  werden,  obwohl  es  in  diesem  Falle  aller- 
dings ein  altes  Godord  war,  auf  dessen  Grund  das  neue  Ding  ent- 
stand. Als  der  dritte  große  Dingverband  im  Westlande  ist  das 
porskafj  aröarjnng  zu  bezeichnen.  Schon  Hallsteinn,  der  Sohn 
des  oben  besprochenen  pörölfr  Mostrarskegg,  wird  als  goöi 3)  oder 
porskafjaröargoöi4)  bezeichnet,  und  es  wird  eines  pörshof  gedacht, 
welchen  er  errichtete;5)  das  porskafjaröarlnng  aber  wird  sowohl  in 
der  Landnäma  aus  Anlaß  zweier  Vorgänge  besprochen,  welche  dem 
letzten  Viertel  etwa  des   10.  Jahrhunderts  anzugehören  scheinen, 6) 

1)  vgl.  Kälund,  I,  S.  436 — 38  und  440 — 44. 

2)  Eyrbyggja,  56/io5;  vgl.  Kälund,  I,  S.  405  und  407—8. 

3j  Eyrbyggja,  48/92;  Laxdcela,  34/134  und  35/136  und  140,  dann  144; 
Landnäma,  II,  18/115. 

4)  Landnäma,  II,  12/98.  5)  Gullböris  s.,  7/55. 

6j  Landnäma,  II,  21/128  und  III,  10/197. 


Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 


als  auch  in  der  Gisla  saga  Sürssonar,1)  und  zwar  hier  etwa  um  das 
Jahr  976.  Andererseits  wird  dasselbe  auch  noch  um  das  Jahr  1240 
erwähnt,  2)  und  wird  dasselbe  auch  in  der  Järnsiöa  und  Jönsbök  zu 
den  zwölf  Dingbezirken  gerechnet,  aus  welchen  das  Lögding  zu  be- 
schicken und  die  lögretta  zu  besetzen  war;  wir  werden  somit  anzu- 
nehmen haben,  daß  der  Dingverband  jedenfalls  während  der  ganzen 
Dauer  des  Freistaates  bestand,  wozu  denn  auch  ganz  wohl  stimmt, 
daß  man  an  Ort  und  Stelle  noch  heutzutage  gar  manche  Überreste 
der  alten  Dingbuden  u.  dgl.  m.  zu  zeigen  weiß. 3)  Nun  tritt  aber, 
und  zwar  ganz  gleichzeitig  mit  jenem  ersteren,  noch  ein  zweites 
Ding  im  Nordwesten  der  Insel  auf,  dessen  Dingstätte  im  Dyrafjörör 
lag.  Die  Gisla  saga  Sürssonar  nennt  dasselbe  aus  Anlaß  von  Vor- 
gängen, welche  mit  der  Ordnung  der  Bezirksverfassung  auf  der  Insel 
ziemlich  gleichzeitig  sind,4)  und  zwar  als  ein  värjnng  und  söknarjnng ; 
ihre  ältere  Bearbeitung  bezeichnet  dasselbe  als  Hvalse yrar])ing, 
die  jüngere  aber  als  Valsey  rar  Inn  g.  Kälund  zieht  die  letztere 
Lesart  vor  und  sucht  demgemäß  die  Dingstätte  bei  Valseyri,  einem 
Hofe  am  obersten  Teile  der  Nordküste  des  Dyrafjörör ; 5)  aber  keine 
Erinnerung  an  eine  frühere  Dingstätte  knüpft  sich  an  den  Ort,  und 
die  hier  vorfindlichen  Budenreste  scheinen  von  Handelsbuden  und 
nicht  von  Dingbuden  zu  stammen;  überdies  bemerkt  Kälund  selbst, 
daß  der  Name  Eyrarhvalsoddi,  welchen  die  ältere  Redaktion  der 
Sage  von  einer  Ortlichkeit  hart  an  der  Dingstätte  braucht,6»  eher 
auf  die  Schreibung  Hvalseyrarljmg  schließen  ließen,  und  so  muß 
jene  Annahme  doch  recht  zweifelhaft  erscheinen.  Dazu  kommt,  daß 
dieselbe  Gisla  saga,  und  zwar  in  ihren  beiden  Redaktionen,  auch 
bereits  den  Namen  Jlmgeyrr  für  einen  Hof  auf  der  Südseite  des 
Dyrafjörör  nennt,7)  welcher  dann  im  13.  Jahrhundert  neuerdings 
wieder  auftaucht ;  8)  daß  ferner  an  einer  Stelle  der  Landnäma,  welche 
in  der  anderen  Bearbeitung  von  dem  Viertelsdinge  zu  pörsnes 
spricht,  in  der  Hauksbök  ein  I)ingeyrarjnng  1  Dyrafiröi 
genannt  wird,  9j  was  denn  doch  jedenfalls  voraussetzt,  daß  dieser 


*)  Gisla  s.  Sürssonar,  I,  54  und  II,  140. 

2)  Sturlünga,  VII,  150,388.  3)  Kälund,  I,  S.  524—26. 

4)  Gisla  s.  Sürssonar,  I,  9 — 12;  II,  92 — 94. 

5)  Kälund,  I,  S.  576—7;  vgl.  II,  S.  417. 

6)  Gisla  s.,  I.  Ii:  gänga  nü  üt  i  Eyrarhvalsodda ;  in  II,  93  lauten  die  Worte : 

gänga  si'Öan  üt  6r  büöinni  ä  eyraroddann. 
7i  ebenda,  I,  20;  II,  103. 

&)  Hrafns  s.  Sveinbjarnarsonar,  19/675.        9)  Landnäma,  II.  29/150. 
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letztere  Name  dem  Kompilator  der  Hauksbdk  wohl  bekannt  war, 
gleichviel  ob  wir  die  Lesart  der  Hauksbdk  oder  der  anderen 
Redaktion  als  die  richtige  ansehen  wollen.  Würden  wir  der  Hauks- 
bök  folgen,  so  wäre  damit  der  Bestand  des  pi'ngeyrarfjinges  bereits 
für  die  zweite  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  erwiesen,  also  für  dieselbe 
Zeit,  für  welche  auch  die  Gi'sla  saga  bereits  den  Hofnamen  Iringey ri 
kennt.  ^  Wenn  nun  aber  am  Schlüsse  des  1 2.  Jahrhunderts  von  einem 
vär]n'ng  i  Dyrafiröi,1)  und  am  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  von  einem 
Dyrafj  aröarjnng  die  Rede  ist,2)  so  wird  doch  wohl  eben  das 
zu  J)fngeyri  gehaltene  Ding  darunter  zu  verstehen  sein,  und  ebenso 
wenn  von  einer  leiö  im  Dyrafjörör  gesprochen  wird;3)  Reste  von 
Dingbuden  sowohl  als  auf  die  Dingreise  bezügliche  Benennungen 
naheliegender  Örtlichkeiten  erhalten  noch  die  Erinnerung  an  die  zu 
Iringeyri  gehaltenen  Dingversammlungen. 4)  Nach  allem  dem  scheint 
mir  nicht  unwahrscheinlich,  daß  das  Hvalseyrar-  oder  Valseyrar)nng 
von  Anfang  an  mit  dem  I)ingeyrar])mg  1  Dyrafiröi  identisch  gewesen 
sei,  und  daß  nur  der  ältere  Name  Hvalseyrar  frühzeitig  durch  den 
Namen  Iringeyrr  verdrängt  worden  sei,  nachdem  man  einmal  längere 
Zeit  dort  Ding  gehalten  hatte.  Wie  und  wann  aber  das  Ding  aufkam, 
und  wie  sich  dessen  gleichzeitige  Existenz  neben  dem  porskafjaröar- 
|ring  erkläre,  muß  ich  dahin  gestellt  lassen.  Im  Nordlande  sodann 
lag  am  weitesten  die  Dingstätte  des  Hünavatns Junges,  welches 
schon  in  frühester  Zeit  nachweisbar  ist.  Bereits  Ingimundr  gamli, 
welcher  am  Schlüsse  des  9.  Jahrhunderts  einwanderte,  baute  zu  Hof 
im  Vatnsdalr  einen  großen  Tempel , 5)  und  besaß  daselbst  ein 
goöorö ; 6)  da  seine  Söhne  bereits  am  Hünavatns]ringe  auftreten,  7) 
war  dieses  doch  wohl  schon  von  ihm  selber  eingesetzt  worden,  und 
welch  bedeutenden  Ansehens  dasselbe  sich  schon  um  die  Mitte  des 
10.  Jahrhunderts  erfreute,  ergibt  sich  aus  der  von  Ari  frööi  berichteten 
Tatsache,  daß  die  Leute  westlich  des  Skagafjörör  sich  gelegentlich 
der  Ordnung  der  Bezirksverfassung  weigerten,  das  Ding  in  diesem 


x)  Hrafns  s.  S  v  e  i  n  b  j  a  r  n  a  r  s  o  n  a  r ,  4/641. 
2)  ebenda,  16/666;  Sturlünga,  VI,  16/181. 
■)  ebenda,  12/659;  Sturlünga,  VI,  13/177. 

*)  vgl.  Kalund,  II,  S.  573— 75;  II,  S.  417.  5)  Vatnsdoela,  15/26;  vgl. 

17/29—30-  6)  ebenda,  16/28  und  öfter. 

'')  ebenda,  33/53  und  37/61  ;  H  al  1  f  r  e  ö  a  r  s.  v  an  d  r  ge  Ö  a  s  k  a  1  d  s  ,  3/87.  In 
den  Jahren  960 — 70  wird  auch  von  einer  HünavatnsleiÖ  gesprochen,  Korraaks  s., 
21/202;  es  ist  wohl  dasselbe  Herbstding  gemeint,  das  in  der  V  a  t  n  s  d  ce  1  a ,  45/75 
leiftmöt  i  Vatnsdal  heißt. 
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letzteren  zu  besuchen,  und  damit  an  ihrem  Teile  zu  der  dem  Nord- 
lande verwilligten  Ausnahmestellung  Anlaß  gaben.  Schon  frühzeitig 
wird  uns  auch  der  Name  pmgeyrar 1)  und  pin  gey  rasveit  genannt, 2) 
und  am  Anfange  des  II.  Jahrhunderts  ist  von  einem  „mannamöt" 
die  Rede,  welches  „ä  milli  Hops  ok  Hünavatns,  ])ar  sem  heitir 
pingeyrar",  gehalten  wurde ; 3)  so  werden  wir  wohl  annehmen  dürfen, 
daß  das  Ding  von  Anfang  an  bereits  an  derselben  Stelle  gehalten 
worden  sein  werde,  wie  später.  Am  Anfange  des  12.  Jahrhunderts 
sehen  wir  ein  värjHng  bei  pingeyrar  gehalten;  damals  wurde  auf 
Betrieb  des  heil.  Jon  Ogmundarsson  wegen  einer  schweren  Hungers- 
not der  Bau  einer  Kirche  an  der  Dingstätte  von  den  Dingleuten 
gelobt;4)  von  Überresten  von  Dingbuden  u.  dgl.  ist  freilich  hier  nichts 
mehr  zu  finden,  aber  das  erklärt  sich  leicht  aus  der  Versandung  der 
Gegend.  5)  Wieweit  aber  neben  dieser  Dingstätte  noch  eine  weitere 
im  Bezirke  der  heutigen  Hünavatnssysla  vorkam,  ist  nicht  recht  klar. 
Die  Xjala  erzählt  im  Zusammenhange  mit  der  Errichtung  des  fünften 
Gerichtes,  6)  daß  damals  im  Nordlande  zwei  neue  Godorde  begründet 
worden  seien,  darunter  das  Melmannagoöorö  i  Miöfiröi;  nach 
der  Bandamanna  saga  dagegen  wäre  es  erst  Oddr  Ofeigsson,  ein  Zeit- 
genosse des  K.  Haraldr  haröräöi ,  gewesen,  welcher  das  Godord  auf- 
brachte, und  zwar  sagt  der  eine  Text:7)  „Var  J)at  J)ä  mikill  siör,  at 
taka  upp  ny  goöorö,  eöa  kaupa.  Ok  nü  göröi  hann  svä;  söfnuöust 
hänum  skjött  Jringmenn",  der  andere  aber  mit  wenig  anderen 
Worten:8)  ,,[>at  var  J)ä  tfzka  at  taka  upp  ny  goöorö  ok  kaupa:  hann 
gjörr  ok  svä,  ok  samnaz  honum  brätt  jnng  viö  ))at."  Weiterhin  wird  dann 
erzählt,  wie  Oddr  gelegentlich  einer  Reise  den  Uspakr  Glümsson  mit 
der  Führung  eines  Godords  beauftragt,  und  wie  dieser  im  Sommer 
zum  Ding  (d.  h.  dpch  wohl  Allding)  reitet  und  hier  seine  Geschäfte 
richtig  führt, 9)  dann  aber,  als  Oddr  im  nächsten  Jahre  heimkommt 
und  sein  Godord  zurückverlangt,  die  Rückgabe  zunächst  dadurch 
hinauszuschieben  sucht,  daß  er  sich  darauf  beruft,  dergleichen  pflege 
nur  auf  öffentlichen  Versammlungen  (annathvärt  ä  leiöum  eöa 
Inngum;   ä  lögmötum  eöa  helguöum.  leiöum  eöa  [nngum)  zu  ge- 


1)  Landnäma,  III,  3/177. 

2)  ebenda,  176;  Vatnsdoela,  16/28;  Grettla,  13/20. 

:i)  Heiöarvi'ga  s.,  16/321—22.  4)  Jons  bps.  s.,  17/171. 

5j  vgl.  Kälund,  II,  S.  28—20. 
6J  Njäla,  97/505—6. 

')  ed.  Haidörr  FriÖriksson,  S.-  7.  s)  ed.  Cederschiöld,  S.  3. 

9j  ed.  Friör.,  S.  8 ;  ed.  Cedersch.,  S.  3. 
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schehen,  und  hinterher  ihr  dadurch  zu  entgehen  sucht,  daß  er  an 
dem  Tage,  an  welchem  die  leiö  zu  halten  ist,  dahin  reitet,  das  Ding 
hegt  und  abhält,  während  Oddr  noch  schläft,  so  daß  dieser,  endlich 
erwachend,  eben  erst  kommt,  als  die  Leute  bereits  zur  Abreise  auf- 
brechen. 1)  Wo  die  leiö  gehalten  wurde,  wird  uns  allerdings  nicht 
gesagt;  daß  es  aber  nicht  weit  von  Melr  gewesen  sein  kann,  ergibt 
sich  daraus,  daß  der  spät  erwachende  Oddr  noch  eben  recht  kommt, 
um  die  Leute  nach  abgehaltener  Versammlung  im  Aufbrechen  zu 
treffen.  An  pingeyrar  ist  somit  nicht  zu  denken,  und  dazu  stimmt 
auch,  daß  Uspakr  die  Versammlung  sichtlich  allein  hält;  dem  neu 
errichteten  Godorde  muß  eben  eine  neugewähite  Dingstätte  ent- 
sprochen haben,  an  welcher  für  dieses  allein  Ding  gehalten  wurde. 
Etwas  weiter  ostwärts  gehend  stoßen  wir  zunächst  auf  das  Hegra- 
ness]nng  im  Skagafjörör.  Gelegentlich  der  Ordnung  der  Bezirks- 
verfassung auf  der  Insel  wird  der  Bestand  einer  Dingstätte  im  Skaga- 
fjörör als  ein  bereits  festgewurzelter  bezeichnet,  da  deren  Fort- 
erhaltung außer  allem  Zweifel  stand;  genannt  wird  uns  dieselbe 
allerdings  nicht,  indessen  kann  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  damit  das  Hegranessjnng  gemeint  war,  sofern  dieses  in  der 
zweiten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  wiederholt  erwähnt  wird.  An 
dessen  Betretung  werden  Dorvaldr  viöförli  und  B.  Friedrich  gewaltsam 
verhindert,  als  beide  um  das  Jahr  985  dasselbe  besuchen  wollten;2) 
am  Hegraness]jmge  klagt  porvaldr  krökr  über  die  Tötung  des  Hlööu- 
Kälfr3)  (um  980),  und  hier  wird  Glümr  etwas  später  von  pörarinn 
I)örisson  verklagt, 4)  während  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  auch  von 
der  Hegranessleiö  gesprochen  wird. 5)  Auch  noch  gegen  die  Mitte 
des  1 1.  Jahrhunderts  zu  wird  das  Hegranessjung  genannt;6)  anderer- 
seits aber  ist  auch  im  13.  Jahrhundert  wieder  von  demselben  die 
Rede,  wie  denn  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  Kolbeinn  Tumason 
einmal  des  B.  Guömundr  Begleiter  dahin  vorladet,  7)  und  im  Jahre 
1262  hier  eine  Anzahl  von  Bauern  dem  K.  Häkon  huldigt, s)  ja  noch 
im  14.  Jahrhundert  war  das  Ding  in  vollem  Gebrauche,  da  im  Jahre 
1305  Herr  Alfr  ör  Kroki,  welchen  der  König  nach  Island  geschickt 


ed.  FriÖr.,  S.  10;  ed.  Cedersch.,  S.  4. 

2)  Kristni  s.,  4/8;  |)orvalds  s.  vi'Öförla,  8/47.  u.  dgl.  m. 

3)  Vi'gaglüms  s.,  14/42.  4)  ebenda,  24/73—74. 
5)  Reykdoela,  20/103. 

•)  Grettla,  82/163;  Laxdcela,  81/342. 

')  GuÖmundar  bps.  s.,  54/490;  Sturlünga,  VII,  25/214. 

8)  Häkonar  s.  gamla,  311/113;  ältere  Ausgabe  der  Sturlünga,  X,  26/319. 
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hatte,  am  Hegranesslringe  von  den  Bauern  schwer  bedrängt  wurde,1) 
und  im  Jahre  1347  B.  Ormr  von  Hölar  hier  mit  seinen  Bauern  über 
Zehntstreitigkeiten  verhandelte. 2)  Über  Budenreste  u.  dgl.  an  der 
Dingstätte  weiß  man  mancherlei  zu  erzählen;  aber  die  Angaben 
sind  bedenklich,  da  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  alle  Über- 
lieferung über  die  Dingstätte  bereits  erloschen  war. 3)  Aber  auch 
noch  ein  Vallalaugarjnng  wird  im  Skagafjörör  erwähnt,  mit 
dem  es  freilich  eine  eigentümliche  Bewandtnis  hat.  Genannt  wird 
dasselbe  zunächst  um  die  Mitte  des  Ii.  Jahrhunderts,  aber  nur  in 
zwei  Kapitelüberschriften  in  einigen  Papierhss.  der  Ljösvetnmga 
saga,4)  welche  indessen  alle  auf  ein  gemeinsames  Original  zurück- 
weisen. Eine  dieser  Hss.  hat  dabei  an  beiden  Stellen  in  Klammern 
das  Hegraness]nng  eingesetzt,  und  in  der  Tat  scheint  die  Sage  ur- 
sprünglich dieses  letztere  im  Sinne  gehabt  zu  haben.  Koörän  Guö- 
mundarson  war  von  Hallr  Otryggsson  erschlagen  worden;5)  Eyjölfr 
halti,  des  ersteren  Bruder,  muß  die  Totschlagsklage  sofort  am 
Hegranessjnnge  anhängig  gemacht  haben,  da  er  seinen  Freund, 
Gellir  porkelsson,  auffordert,  an  diesem  Dinge  mit  möglichst  zahl- 
reicher Mannschaft  zu  erscheinen.  6)  Nun  folgen  die  beiden  Kapitel, 
welche  durch  ihre  Überschriften  auf  das  Vallalaugarjnng  weisen;  sie 
berichten  von  der  Dingfahrt  beider  Parteien  und  von  den  Verhand- 
lungen am  Ding,  welche  mit  einem  für  die  Beklagten  unerwartet 
günstigen  Ergebnisse  endigen;  aber  im  Texte  der  Sage  wird  der 
Ort  der  Dingstätte  nicht  genannt.  Hinterher  aber  rühmt  sich  ein- 
mal Skegg-Broddi,  der  vorzugsweise  um  das  Zusammenkommen 
jenes  Vergleichsabschlusses  sich  verdient  gemacht  hatte,  dieses  Ver- 
dienstes gegen  Eyjölfr,  indem  er  erklärt,  daß  er  diesen  am  Hegraness- 
])inge  vor  großem  Unglück  bewahrt  habe,  7)  und  auch  jene  Papierhs., 
welche  einen  mehrfach  eigentümlichen,  und  am  Schlüsse  erheblich 
abgekürzten  Text  der  Sage  gibt,  läßt  in  ihren  Schlußworten  jenen 
Vergleich  über  des  Koörän  Tötung  „ä  Hegranessjnngi"  vor  sich 
gehen ; 8)  überdies  wird  auch  nur  unter  dieser  Voraussetzung  ver- 
ständlich, daß  man  von  der  Dingstätte  aus  ein  Schiff  zur  See  heran- 
kommen sehen,  und  dessen  Mannschaft  sofort  an  ihrem  Landungs- 

J)  Laurentius  bps.  s.,  17/807;  Annalar,  h.  a. 

2)  Annalar,  h.  a. 

:i)  Kälund,  II,  S.  77—79;  vgl.  S.  421—22. 

4)  Ljösvetni'nga  s.,  26/225,  Anm-  1  und  27/228,  Anm.  I. 

6)  ebenda,  24/220-21.  ß)  ebenda,  25/224. 

7)  ebenda,  30/246.  8)  ebenda,  S.  273. 
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platze  in  Empfang  nehmen  konnte,  wie  doch  die  Sage  uns  aus- 
drücklich berichtet.1)  Hiernach  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß, 
wie  Kälund  bereits  richtig  dargetan  hat, 2)  zwischen  jenen  Kapitel- 
überschriften und  der  Sage  selbst  ein  offenbarer  Zwiespalt  besteht, 
und  daß  die  Nennung  des  Vallalaugarjnnges,  welche  nur  auf  jenen 
ersteren  beruht,  keinen  Anspruch  auf  Glaubwürdigkeit  hat,  sofern 
diese  Überschriften  sichtlich  nur  eine  spätere  Zutat  sind;  veranlaßt 
mag  aber  die  falsche  Angabe  in  demselben  durch  zweierlei  Um- 
stände sein.  Einmal  nämlich  läßt  die  Sage  selbst  den  ])orvarör  so- 
wohl als  seinen  Gegner  Eyjölfr  den  Weg  zum  Ding  über  die  Öx- 
nadalsheiöi  und  den  Norörärdalr  nehmen,  und  den  porvarör,  der  mit 
den  Seinigen  einen  Vorsprung  hat,  in  Miklibcer  zu  Nacht  essen, 
dann  nach  Vallalaug  reiten,  um  noch  vor  den  Gegnern  die  Ding- 
stätte zu  erreichen;  da  vordem  der  Wasserlauf  ein  anderer  war,  so- 
daß  man  noch  im  13.  Jahrhundert  die  Heraösvötn  überschreiten 
mußte,  um  von  Ssemundarhlfö  nach  Vallalaug  zu  gelangen,3)  welches 
also  damals  noch  östlich,  nicht  wie  jetzt  westlich  derselben  lag,  war 
diese  Einrichtung  der  Reise  ganz  begreiflich,  konnte  aber  doch  bei 
der  Kürze  des  Ausdrucks  leicht  dahin  mißverstanden  werden,  als 
wollte  die  Dingstätte  selbst  in  die  Nähe  von  Vallalaug  verlegt  sein. 
Andererseits  aber  sehen  wir  schon  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
mehrmals  wirklich  größere  Zusammenkünfte  bei  Vallalaug  abgehalten.4) 
Kälund  hat  nachgewiesen,  daß  dort  noch  im  15.,  16.  und  17.  Jahr- 
hundert Ding  gehalten  wurde;  um  so  leichter  konnte  hiernach  ein 
späterer  Abschreiber,  dem  diese  Dingstätte  als  eine  gebrauchte  bekannt 
war,  dazu  kommen,  sie  auch  in  unsere  Sage  hinein  zu  interpretieren. 
Im  Eyjafjörör  lag  sodann  das  Vöölajnng  oder  Vaölajnng, 
welches  von  den  vaölar  oder  vöölur,  d.  h.  den  leicht  passierbaren 
Stellen  im  untersten  Laufe  der  Eyjafjaröarä  seinen  Namen  hat.  In 
wie  hohem  Ansehen  diese  Dingstätte  bereits  um  die  Mitte  des 
10.  Jahrhunderts  stand,  ergibt  sich  daraus,  daß  auch  ihr  Fortbestand 
bei  der  Ordnung  der  Bezirksverfassung  Islands  nicht  einmal  in  Frage 
gezogen  wurde;  doch  wird  sie  dabei  nur  als  im  Eyjafjörör  belegen 
bezeichnet,  wogegen  ihr  Name  uns  erst  am  Ende  des  10.  Jahrhunderts 
in  der  Melabök  genannt  wird, 5)  und  zwar  an  einer  Stelle,  welche 


*)  Lj  ösvetni nga  s.,  27/229. 

2j  Kälund,  II,  S.  67— 68.  3j  Sturlunga,  VII,  139/367—68. 

4j  ebenda,  VII,  293/221  und  294/225. 
5j  Landnäma,  III,  13/209,  Anm.  10. 
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aus  der  Vigaglums  saga  geschöpft  ist,  deren  uns  erhaltener  Text 
jedoch  an  der  betr.  Stelle  den  Namen  nicht  nennt,  dafür  oder  bald 
darauf  den  Ort  näher  bezeichnet,  an  welchem  die  Dingstätte  lag, 
indem  er  sagt:1)  „en  iDingstööin  er  fyrir  austan  fjöröinu  skamt  frä 
Kaupängi".  Es  ist  ein  haustjnng,  um  welches  es  sich  in  diesem  Falle 
handelt;  eine  Vöölaleiö  wird  aber  um  dieselbe  Zeit  auch  noch  in 
einer  anderen  Quelle  genannt, 2)  und  ebenda  bereits  etwas  früher 
ein  Vöölajifng.  3)  Zu  Anfang  des  1 1.  Jahrhunderts  sehen  wir  sodann 
den  Guömundr  rfki  mehrfach  am  Vöölajnnge  handelnd  auftreten, 4) 
oder  Zeitgenossen  desselben ; 5)  auch  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein, 
daß  die  Eynröingaleiö 6)  oder  Eyjafjaröarleiö, 7)  welche  gleichzeitig 
mehrfach  genannt  wird,  mit  der  Vöölaleiö  identisch  ist.  Weiterhin 
finden  wir  sodann  das  VöölaJ)ing  wieder  im  12.  Jahrhundert  genannt, 
und  zwar  zunächst  um  das  Jahr  1 187  aus  Anlaß  einer  Klagsache, 
welche  an  dessen  värjjing  verhandelt  wurde ; 8)  dann  aber  wird,  nur 
wenige  Jahre  später,  bemerkt,  daß  der  mächtige  Häuptling  Guö- 
mundr dyri  das  Vöölafring  abgeschafft  habe,  weil  es  ihm  an  dem- 
selben allzu  stürmisch  herzugehen  schien. 9)  Doch  kann  die  Ab- 
schaffung des  Dinges  nicht  lange  gewährt  haben,  da  dasselbe  von 
der  Järnsi'öa  sowohl  als  der  Jönsbök  bereits  wieder  als  bestehend 
aufgeführt  wird.  Die  Dingstätte  selbst  betreffend,  so  erhellt  aus  dem 
Namen  und  ist  auch  bereits  bemerkt  worden,  daß  dieselbe  bei  den 
Vaölar  lag;  über  deren  Belegenheit  läßt  sich  aber  folgendes  fest- 
stellen. Kurz  vor  seinem  Tode  (f  1025)  besucht  Guömundr  riki  die 
pörhildr  zu  Naust,  welche  den  Beinamen  Vaöla-ekkja  führt,  und  wie 
schon  dieser  ihr  Beiname  zeigt,  hart  bei  den  Vaölar  wohnt;10)  aus 
der  Erzählung  über  die  zauberische  Art,  in  welcher  dieses  Weib  die 
Zukunft  zu  ergründen  sucht,  läßt  sich  ersehen,  daß  diese  Vaölar 
nicht  weit  von  der  See  liegen,  und  wirklich  steht  der  Hof  Naust 
jetzt  noch  an  der  betreffenden  Stelle,  im  Hrafnagilshreppr,  wenig 
oberhalb  der  Stadt  Akreyrr.  Damit  stimmt  auch,  daß  die  Ljösvetn- 
i'nga saga  den  Kopf  des  porgeirr  Hävarsson  „hjä  Vaöilsborni"  be- 
graben lassen  kann, 1X)  während  ihn  die  Föstbrceöra  saga  „skammt 


r)  Vi'gaglüma,  27/83. 

2)  Reykdoela,  20/104.  3)  ebenda,  15/73. 

4)  Ljösvetni'nga  s. ,10/146;  14/168. 
•">)  ebenda,  18/180.  G)  ebenda,  2/1 18;  18/182. 

'')  Reykdoela,  13/60. 

8j  Sturlünga,  V,  2  und  3/129.  9)  ebenda,  6/136. 

l0j  Ljösvetni'nga  s.,  21/196.  n)  ebenda,  32/253. 


£  4-    Die  Bezirksverfassung. 


63 


frä  Naustum"  bestatten  läßt;1)  man  sollte  hiernach  annehmen,  daß 
die  Dingstätte  inmitten  der  Flußarme  und  auf  dem  Delta  gelegen 
gewesen  sei,  welches  diese  einschließen,  indessen  zeigt  doch  die 
oben  angeführte  Stelle  der  Vfgaglüma,  daß  dieselbe  vielmehr  östlich 
des  Flusses  und  Meerbusens  nicht  weit  von  Kaupängr  lag,  und  dazu 
stimmt  auch  ^in  Bericht  der  Reykdcela, 2)  wogegen  ein  Bericht  der 
Ljösvetnmga  saga,  nach  welchem  eine  vordem  zu  Hals  im  Fnjöska- 
dalr  gehaltene  Zusammenkunft  zur  Zeit  des  Sagenschreibers  „i  Kaup- 
ängi"  gehalten  worden  sei, 3)  nicht  hierher  gehört,  indem  derselbe 
von  einer  einmänaöarsamkoma,  also  einer  gemeindlichen,  nicht  staat- 
lichen Versammlung  handelt.  An  der  hiernach  maßgebenden  Stelle 
will  man  auch  wirklich  Budenreste  u.  dgl.  finden.4)  Fragt  sich  nun, 
wieweit  neben  dem  Vaula])inge  noch  andere  Dingstätten  in  derselben 
Gegend  nachweisbar  seien.  Zweierlei  kommt  dabei  in  Betracht. 
Einmal  hat  Kälund  bereits  darauf  aufmerksam  gemacht,  5)  daß  die 
Sturlünga  einmal  eine  pverärleiö  im  Eyjafjörör  nennt;6)  er  meint, 
da  dieselbe  kurz  nach  der  Aufhebung  des  Vaölajnnges  durch  Guö- 
mundr  dyri  erwähnt  wird,  könne  sie  wohl  als  eine  Versammlung 
betrachtet  werden,  welche  für  dieses  während  der  Dauer  dieser  Auf- 
hebung eintrat.  Indessen  ist  dies  mir  doch  fraglich,  da  wir  über- 
haupt sehr  häufig  die  leiö  von  den  drei  sam]nngisgoöar  getrennt  ge- 
halten sehen  und  doch  wohl  im  Zusammenhange  damit  öfter  Ding- 
stätten für  dieselbe  vorfinden,  welche  von  den  regelmäßigen  Ding- 
stätten, an  denen  das  värjnng  gehalten  wurde,  weit  abliegen.  Zweitens 
aber  wird  von  der  Svarfdcela  erzählt,7)  daß  in  der  Nähe  der  Wohn- 
stätte des  Lögmanns  Höskuldr  im  Svarfaöardalr  regelmäßig  Ding 
gehalten  worden  sei,  wovon  man  noch  die  Spuren  sehe,  und  hinterher 
ist  dann  von  einem  värfnnge  die  Rede,  welches  in  Höskuldsstaöir 
gehalten  worden  sei;8)  offenbar  ist  die  Meinung  die,  daß  der  Hof 
des  Lögmannes,  bei  dem  die  Dingstätte  sich  befand,  nach  dessen 
Namen  Höskuldsstaöir  hieß.  Heutzutage  gibt  es  keinen  Hof  dieses 
Namens  im  Tale,  wohl  aber  zeigt  man  bei  Blaengsgeröi  eine  soge- 
nannte „lögretta",  welche  man  mit  der  alten  Dingstätte  in  Ver- 
bindung setzen  will.9)     Mir  will  indessen  der  ganze  Bericht  un- 

x)  FostbroeÖra  s.,  18/57;  Flbk.  II,  166.    Vgl.  Kälund,  II,  S.  110—  Ii. 
2J  Reykdcela,  15/73. 

'•)  Ljösvetninga  s.,  23/206.  4)  vgl.  Kälund.  II,  S.  125—28. 

r'J  ebenda,  II,  S.  122,  Anm.  I  und  S.  127. 

°)  Sturlünga,  V,  10/146.  7)  Svarfdoela,  10/137. 

B)  ebenda,  15  148.  9)  Kälund,  II,  S.  97,  vgl.  S.  423. 
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glaubhaft  erscheinen,  wie  denn  die  Sage  überhaupt  sehr  späten 
Ursprunges  und  sehr  geringer  Verlässigkeit  ist;  die  Art,  wie 
der  Lögmann  und  seine  Judikatur  besprochen  wird,  zeigt  ganz 
deutlich,  daß  der  Sagenschreiber  die  Zustände  des  14.  Jahr- 
hunderts ganz  verkehrter  Weise  in  das  10.  zurückgetragen  hat. 
Der  letzte  der  vier  großen  Dingverbände  im  Nordlande  ist 
endlich  das  pingeyj  ar|)i'ng  oder  Eyjarfnng,  welches  auf  der 
im  Skälfandafljöt  gelegenen  Insel  I)mgey,  in  der  Nähe  von  Ljösavatn, 
gehalten  wurde,  und  daher  auch  seinen  Namen  hat.  Genannt  wird 
dasselbe  als  Eyjarjimg, 1)  in  der  Reykdcela,  und  zwar  aus  Anlaß  von 
Vorgängen,  welche  dem  Schlüsse  des  10.  Jahrhunderts  angehören, 
ein  unbenanntes  vär]nng,  dessen  dieselbe  Sage  erwähnt,  2)  ferner  ein 
im  Anhange  der  Skarösärbök  zur  Landnäma  erwähntes  unbenanntes 
Ding,  auf  der  Fahrt  zu  welchem  Bjarni  Skeggbroddason  von  Krossa- 
vik  im  Skjälfandi  ertrank,3)  wird  wohl  mit  demselben  identisch 
sein.  Da  sich  schon  um  das  Jahr  965  die  Leute  östlich  des  Eyja- 
fjörör  mit  Erfolg  weigerten,  an  dessen  Ding  ihr  eigenes  Recht  zu 
suchen,  wird  doch  wohl  das  Eyjarlnng  schon  damals  bestanden 
haben;  auch  kann  die  Ljösvetnmgaleiö,  welche  in  derselben  Zeit 
mehrmals  erwähnt  wird, 4)  aus  lokalen  Gründen  kaum  anderwärts 
als  auf  pingey  gehalten  worden  sein.  Anderenteils  wird  das  Ding 
in  der  Järnslöa  und  Jönsbök  als  einer  der  12  Dingbezirke  genannt, 
die  das  Allding  beschicken,  und  liegt  somit  kein  Grund  vor,  anzu- 
nehmen, daß  es  inzwischen  jemals  außer  Gebrauch  gekommen  sei, 
wie  denn  auch  mancherlei  Uberreste  an  der  Dingstätte  noch  heutiges- 
tags  auf  diesen  ihren  Gebrauch  hinweisen.  5)  Doch  tritt  am  Schlüsse 
des  10.  Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  in  welcher  das  ])mgeyjar- 
jung  zweifellos  in  Geltung  war,  auch  einmal  ein  anderes  Ding  auf, 
welches  zu  Fjösatünga  im  Fnjöskadalr  gehalten  wurde.  Der  Name 
Fj  ösatüngalnng  wird  allerdings  nur  in  der  Uberschrift  der 
Ljösvetmnga  saga  genannt;6)  aber  auch  im  Texte  selbst  wird  ge- 
sagt: 7)  I)eir  ättu  [)ä  Jnng  1  Fjösatüngu  üt  frä  Illugastööum,  l)vi  J)eir 
kömu  eigi  fram  ä  värjnngi",  sodaß  die  Haltung  des  Dings  an  dieser 
Stelle  keinem  Zweifel  unterliegen  kann.  Die  Erzählung  des  betr. 
Herganges  in  der  Sage  ist  weniger  verständlich.     Die  Söhne  des 

*)  Reykdoela,  27/136  und  29/141. 

2j  ebenda,  8/34.  •'*)  Landnäma,  S.  324. 

*)  Reykdcela,  12/51  und  20/104;  Ljösvetmnga  s.,  2/1 18. 

T>)  vgl.  Kälund,  II,  S.  155—56  und  425. 

°)  Ljösvetni'nga  s.,  4/123,  Anm.  I.  7)  ebenda,  4/126. 
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porgeirr  Ljösvetningagoöi  hatten  einen  geächteten  Mann,  welchen 
ihr  Vater  im  Vereine  mit  Guömundr  riki  in  seinen  Schutz  genommen 
hatte,  mitten  zwischen  beiden  getötet,  und  als  in  dem  sich  sofort 
entspinnenden  Kampfe  ein  paar  Leute  von  ihrer  Seite  gefallen  waren, 
sofort  wegen  derselben  eine  Totschlagsklage  erhoben;  so  kam  es 
zu  einer  Verhandlung  an  einem  Ding,  dessen  Name  zunächst  nicht 
genannt  wird,  an  welchem  aber  einerseits  ftorgeirr  und  Guömundr, 
andererseits  die  porgeirssöhne  sich  zahlreich  einfinden,  und  überdies 
auch  noch  Snorri  Hh'öarmannagoöi  und  ein  Gode  namens  Arn- 
steinn  anwesend  ist.  Von  diesem  Arnsteinn,  den  auch  die  Landnäma 
als  Arnsteinn  goöi  kennt,1)  wird  dabei  gesagt:  „hann  atti  J)ri])jüng 
1  goöoröi  viö  porgeir,  en  synir  hans  um  ])riöja  ])riöjüng".  Nun 
suchen  die  porgeirssöhne  den  Arnsteinn  auf  ihre  Seite  zu  ziehen, 
um  durch  seinen  Zutritt  sich  den  größeren  Teil  des  Godords  zu 
sichern,  und  das  gelingt  zunächst.  Als  es  sodann  zur  Verhandlung 
der  Sache  kommen  soll,  setzt  porgeirr  seine  Richter  nicht  nieder, 
und  nach  einem  verworrenen  Hin-  und  Herreden,  bei  welchem  es 
sich  um  die  Geneigtheit  beider  Teile  zu  einem  Vergleichsabschlusse, 
andererseits  aber  auch  um  die  Drohung  des  Höskuldr  porgeirsson 
handelt,  den  kviör  gegen  die  Gegner  zu  erbringen,  erklärt  dieser, 
daß  er  gegen  seinen  Vater  eine  Klage  auf  Verlust  seines  Godords 
einbringen  wolle,  darauf  gestützt,  daß  derselbe  seine  Richter  nicht 
ernannt  habe.  Doch  setzt  er  sich  zunächst  durch  Vornahme  einer 
religiösen  Zeremonie  in  den  Besitz  des  Godords  des  Arnsteinn,  welcher, 
um  es  mit  keiner  Partei  zu  verderben,  zwar  Zeugen  (doch  wohl  über 
die  vorzunehmende  Richterernennung?)  aufgerufen,  aber  keine  Richter 
ernannt  hatte;  erst  nachdem  dies  geschehen  war,  ging  Höskuldr 
zur  Jn'ngbrekka,  und  lud  den  porgeirr  vor,  auf  Verlust  des  Godords 
klagend,  und  berief  sich  Zeugen  darüber,  dann  aber  die  Richter". 
Nun  folgt  die  obige  Stelle  über  die  Haltung  des  Dinges  zu  Fjösa- 
tünga,  weil*  die  porgeirssöhne  am  värjnng  nicht  vorankamen;  dann 
wird  berichtet,  wie  durch  das  Dazwischentreten  des  Snorri  HHöar- 
mannagoöi  ein  Vergleich  erzielt  wird,  und  schließlich  bemerkt:  „Arn- 
steinn fekk  eigi  aptr  goöorö  sitt."  Man  sieht,  so  wie  die  Darstellung 
liegt,  ist  sie  gründlich  verwirrt;  doch  scheint  es  nicht  unmöglich, 
sie  zu  entwirren.  Deutlich  werden  zwei  verschiedene  Dingversamm- 
lungen unterschieden,  deren  erste  ausdrücklich  als  värjring  bezeichnet 
wird;  die  Beklagten  gehören  teils  dem  Vöölajnnge,  teils  dem  pmg- 


l)  Landnäma,  III,  20/235. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates. 
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eyjar|unge  an ;  aber  da  Guömundr,  der  Inhaber  des  Mööruvellinga- 
goöorös,  und  Snorri  als  Hh'öarmannagoöi 1)  dem  ersteren  angehören, 
und  beide  bei  den  Verhandlungen  nur  als  Partei  oder  unbeteiligter 
Dritter  erscheinen,  wird  doch  wohl  das  I)mgeyjar]nng  das  gemeinte 
sein.  An  diesem  ist  porgeirr  als  Gode  beteiligt,  wie  er  denn  stets 
in  den  Quellen  als  Ljösvetnmgagoöi  bezeichet  wird;  aber  auch  seine 
Söhne,  dann  Arnsteinn  von  ^Erlaekr  (bei  Skinnastaöir  im  Axarfjaröar- 
hreppr)  haben  an  den  Godorden  Anteil,  und  um  in  Bezug  auf  die 
dömnefna  und  den  goöakviör  die  Oberhand  zu  gewinnen,  bemühen 
sich  die  ersteren,  den  letzteren  auf  ihre  Seite  zu  ziehen.  Unsere 
Sage  stellt  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  um  eine  Beteili- 
gung aller  drei  Teilhaber  an  einem  und  demselben  Godorde  han- 
delte ;  das  ist  aber  entschieden  falsch.  Einmal  nämlich  wissen  wir, 
daß  die  mehreren  Teilhaber  an  einem  Godorde  immer  einen  aus 
ihrer  Mitte  zur  Vertretung  des  Godords  zu  bestellen  hatten  und 
daß  die  Person  des  Vertreters  immer  für  die  Zeit  der  drei  Ding- 
versammlungen, värjring,  aljnngi  und  leiö,  dieselbe  bleiben  mußte,  2) 
d.  h.  daß  der  Vertreter  immer  von  Jahr  zu  Jahr  zu  bestellen  war; 
so  konnte  also  von  vornherein  gar  nicht  davon  die  Rede  sein,  daß 
sich  der  Einfluß  auf  die  dömnefna  am  einzelnen  Ding  unter  die 
einzelnen  Teilhaber  am  Godorde  verteilte.  Sodann  aber  stand  auch 
fest,  daß  das  värjnng  von  den  drei  samfiingisgoöar  gemeinsam  ge- 
halten wurde, 3)  und  daß  jeder  von  diesen  seine  zwölf  Richter  an 
diesem  ernannte;4)  neben  dem  Ljösvetnmgagoöorö  mußten  also 
zwei  andere  Godorde  bei  der  dömnefna  am  ])ingeyjar|)mg  in  Be- 
tracht kommen,  und  begreift  sich  schlechterdings  nicht,  daß  unsere 
Sage  ihrer  mit  keinem  Worte  gedenkt,  vielmehr  ohne  weiteres  von 
der  Voraussetzung  ausgeht,  daß  derjenige  die  Oberhand  am  Dinge 
habe,  für  den  die  Mehrheit  der  Teilhaber  am  Ljösvetnfngagoöorö 
sich  erkläre.  Dagegen  ebnen  sich  die  Schwierigkeiten,  wenn  wir 
annehmen,  es  habe  sich  nicht  um  die  Anteile  an  je  einem  Drittel 
des  Ljösvetnmgagoöorös  gehandelt,  sondern  um  den  Besitz  von  je 
einem  der  drei  am  Dingverbande  beteiligten  Godorde;  es  erscheint 
nur  sehr  begreiflich,  daß  jedes  Godord  am  Ding  seinen  eigenen 
Vertreter  hat,  und  daß  die  Disposition  über  zwei  Godorde  auf  die 
dömnefna  einen  überwiegenden  Einfluß  gewährt,  und  erklärt  sich 


1)  vgl.  über  ihn  Landnäma,  III,  14/213. 

2)  Konüngsbük,  84/141.  3)  ebenda,  56/96. 
4j  ebenda,  57/98. 
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auch  leicht,  daß  der  im  Axarfjörör  wohnhafte  Arnsteinn  sein  eigenes 
Godord  neben  dem  Ljösvetnmgagoöorö  des  porgeirr  haben  konnte. 
Über  das  Godord  der  porgeirssöhne  ist  schwerer  etwas  bestimmtes 
zu  sagen;  da  ihre  Mutter  Guöriör  eine  Tochter  des  porkell  svarti 
zu  Hleiörargarör,  eines  Sohnes  des  J)örir  snepill  war,  welcher  den 
Fnjöskadalr  in  Besitz  genommen  hatte,1)  möchte  man  an  ein  Godord 
mit  dem  Sitze  in  diesem  Tale  denken  und  damit  die  spätere  Haltung 
des  Dings  in  Fjösatünga  in  Zusammenhang  bringen,  wie  denn  auch 
Höskuldr  porgeirsson  zu  Vaglar  wohnte, 2)  zunächst  bei  Hals  im 
Fnjöskadalr.  Wie  dem  aber  auch  sei,  darin,  daß  im  Verlaufe  der 
Erzählung  wiederholt  von  einem  goöorö  des  Arnsteinn  sowohl  als 
des  porgeirr  gesprochen  wird,  scheint  ein  Rest  der  ursprünglichen 
Darstellung  erkannt  werden  zu  dürfen,  die  von  drei  Godorden  und 
nicht  von  drei  Dritteln  eines  Godords  gesprochen  hatte ;  andererseits 
erklärt  sich  das  Mißverständnis  des  Überarbeiters  leicht,  wenn  man 
bedenkt,  daß  der  Ausdruck  ])riöjüngr  identisch  mit  goöorö  gebraucht 
wurde,  welcher  Sprachgebrauch  einem  späteren  Bearbeiter  recht 
wohl  nicht  mehr  bekannt  sein  mochte.  Im  übrigen  ist  das  Ver- 
fahren ganz  korrekt.  Der  Gode,  der  einen  inhabilen  Mann  als  Richter 
ernennt,  unterliegt  der  Klage  auf  Verlust  seines  Godords, 3)  und 
ebenso  derjenige,  welcher  bezüglich  der  Wiederbesetzung  von  Richter- 
stellen nicht  seine  Schuldigkeit  tut,  welche  durch  Rekusation  (döm- 
ruöning)  erledigt  werden;4)  es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß 
dieselbe  Klage  auch  gegen  den  Goden  ging,  der  sich  der  Richter- 
ernennung von  Anfang  an  völlig  weigerte,  obwohl  dies  nicht  aus- 
drücklich gesagt  wird,  und  wenn  zwar  die  obigen  Regeln  zunächst 
nur  bezüglich  der  fjöröüngsdömar  am  Allding  ausgesprochen  wurden, 
so  gilt  doch  ein  für  allemal  der  Satz,  daß  die  ]iingsköp  des  Alldings 
auch  für  die  vär])mg  bindend  sind.5)  So  gilt  ferner  auch  die  Regel, 
daß  für  den  Fall  einer  gewaltsamen  Behinderung  der  Richter  hin- 
sichtlich der  Urteilsfällung  die  Richter  verpflichtet  sind,  auf  Verlangen 
der  Klagspartei  auch  an  jedem  anderen  von  dieser  bezeichneten  Orte 
sich  zur  Fällung  ihres  Urteiles  einzufinden;6)  unter  diesen  Gesichts- 
punkt ließ  es  sich  aber  bringen,  wenn  die  porgeirssöhne,  als  sie  am 
värfu'ng  zu  [h'ngey  verhindert  wurden,  ihre  Klagsache  durchzuführen, 
das  Ding  nach  Fjösatünga  verlegten,  um  dort  zu  einem  legalen  Ur- 

1)  Landnäma,  III,  17/223 — 24  und  18/227. 
2j  Ljösvetm'nga  s.,  2/119. 

'■')  Konüngsbök,  20/39.  4)  ebenda,  25/49—50. 

5j  ebenda,  57/98—99.  6J  ebenda,  41/74. 

5* 


6S 


Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 


teile  zu  gelangen.  Ich  nehme  also  nicht,  wie  Kälund, 1)  an,  daß  in 
dieser  Versammlung  ein  nur  für  ein  einziges  Godord  bestimmtes 
Ding  zu  erkennen  sei,  sondern  ich  finde  in  deren  Abhaltung  nur  ein 
ganz  vereinzeltes  Auskunftsmittel  für  einen  ganz  abnormen  Notfall, 
bei  welchem  an  irgendeine  bleibende  Einrichtung  nicht  zu  denken 
ist.  Kälund  will  allerdings  noch  an  einer  zweiten  Stelle  eine  Spur 
eines  im  Fnjöskadalr  gehaltenen  Dinges  entdecken,  und  zwar  eines 
für  den  ganzen  Dingverband  bestimmten  var^inges ; 2)  aber  an  der 
betreffenden  Stelle  wird  ausdrücklich  das  Vöölajnng  genannt,  3)  und 
wenn  zwar  die  geographischen  Angaben  der  Sage  Schwierigkeiten 
machen,  so  werden  diese  doch  auch  durch  Kälunds  Annahme  nicht 
beseitigt,  welche  überdies  im  Texte  gar  keine  Stütze  rindet.  ])orkell 
Geitisson  von  Krossavik  im  Väpnafjörör  hat  an  dem  Dinge  dem 
Guömundr  rfki  gegenüberzutreten  und  sucht  sich  durch  List  zu 
helfen ;  mit  60  Mann  erreicht  er  die  Jökulsä  (natürlich  die  Jökulsä  i 
Axarfiröi)  und  überschreitet  diese  (doch  wohl  bei  Grimsstaöir),  dann 
aber  teilt  er  seine  Mannschaft:  er  selber  reitet  selbfünft  „almannaveg 
vestr  til  ])ings",  während  die  größere  Menge  seiner  Leute  ,,fyrir  ofan 
Myvatn  til  Kröksdals  ok  Bleiksmyrardals,  ok  fyri  neöan  heiöi"  reiten 
soll.  Damit  kann  doch  wohl  nur  gesagt  sein,  daß  porkell  selbst 
den  gewöhnlichen  Weg  über  Reykjahlfö  nördlich  des  Myvatn  und 
dann  weiter  über  das  Ljösavatnsskarö  nehmen  will,  wogegen  seine 
Haupttruppe  über  Skütustaöir  südlich  des  Myvatn,  dann  über  Lundar- 
brekka  nach  dem  Bleiksmyrardalr  reiten  soll;  wenn  nun  aber  die 
letztere  Schar  von  diesem  Tale  aus  „fyrir  neöan  heiöi"  reiten  soll,  so 
deutet  dies  denn  doch  sehr  bestimmt  auf  das  VöölajDmg  als  das  zu 
erreichende  Ziel,  da  der  Bleiksmyrardalr  nur  den  Oberlauf  des 
Fnjöskadalr  bildet,  also  durch  keine  „Heide"  von  diesem  getrennt 
ist,  wogegen  allerdings,  da  der  gewöhnliche  Weg  zum  VöölajHng 
über  Hals  im  Fnjöskadalr  und  die  Vaölaheiöi  liegt,  irgendein  anderer 
Weg  aus  dem  höher  gelegenen  Teile  dieses  Tales  unterhalb  der 
Heide  nach  dem  Eyjafjaröardalr  führen  konnte,  —  „unterhalb"  na- 
türlich nicht  dem  Wasserlaufe,  sondern  der  Höhe  des  Weges  nach 
gesagt.  Weiterhin  geht  dann  porkell  nach  Akreyri,  besucht  den 
anderen  Trupp  an  einer  im  Voraus  besprochenen  Stelle  und  macht 
mit  ihm  aus,  daß  derselbe  sich  verborgen  halten  und  erst  dann  vor- 
brechen solle,  wenn  er  von  einer  zwischen  seinem  Verstecke  und 


l)  Kälund,  II,  S.  144—47.  2)  ebenda,  II,  S.  147,  vgl.  127—28. 

•"•)  Ljösvetm'nga  s.,  10/146. 
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der  Dingstätte  liegenden  Höhe  aus  dazu  das  Zeichen  geben  werde. 
Nun  ist  ja  allerdings  richtig,  daß  insoweit  die  Erzählung  Schwierig- 
keiten macht,  soferne  die  betreffende  Höhe  sich  nicht  nachweisen 
läßt;  aber  diese  Schwierigkeit  betrifft  doch  nur  einen  unwesentlichen 
Nebenpunkt,  der  bei  der  Überarbeitung  der  Sage  in  sie  hineinge- 
kommen seia  mag,  und  sehe  ich  im  ganzen  nicht  ein,  warum  man 
es  nicht  bei  der  Angabe  der  Quelle  lassen  sollte,  daß  die  Verhand- 
lung am  Vöölafunge  stattgefunden  habe.  Beachtenswert  ist  dagegen, 
daß  die  Njäla  im  Zusammenhange  mit  der  Errichtung  des  fünften 
Gerichtes  erwähnt,1)  daß  im  Nordlande  neben  dem  Melmannagoöorö 
im  Miöfjörör  noch  das  Laufaesingagoöorö  im  Eyjafjörör  er- 
richtet worden  sei.  Der  Hof  Laufäss  liegt  nahe  an  der  Mündung 
der  Fnjöskä  in  den  Eyjafjörör;  eine  eigene  Dingstätte  muß  mit  dem 
Godorde  verbunden  gewesen  sein,  wo  sie  aber  lag,  wird  uns  nirgends 
gesagt.  Weder  die  bei  Hals  und  dem  benachbarten  Leiöarnes, 2) 
noch  die  bei  Fjösatünga  3)  nachweisbaren  Budenreste  und  Lokalnamen 
scheinen  sich  mit  den  Nachrichten  der  älteren  Quellen  in  Verbin- 
dung bringen  zu  lassen.  - —  Sehr  eigentümlich  liegen  die  Verhältnisse 
im  Ostlande.  Die  Järnsföa  sowohl  als  die  Jönsbök  nennen  uns  für 
dieses  nur  zwei  Dingbezirke,  dasMülaJnng  und  das  Skaptafells- 
])  1  n  g ;  in  der  älteren  Zeit  dagegen  finden  wir  im  Ostlande  deren 
sogar  mehr  als  die  vorschriftsmäßigen  drei.  Auf  den  Karten  von 
Altisland,  welche  den  Antiquitates  Americanse  (1837)  und  dem  ersten 
Bande  der  Islendinga  sögur  (1843),  dann  dem  zweiten  Bande  des 
vierten  Teiles  von  Münchs  norwegischer  Geschichte  (1859)  und  der 
Ausgabe  des  Isländerbuchs  von  Th.  Möbius  (1869)  beigegeben  sind, 
findet  sich  im  Ostlande  ein  Sunnudalsjnng,  Kiöjafellslnng  (bei  Münch 
mit  der  alternativen  Bezeichnung  als  Müla]nng)  und  Skaptafellsjoing 
angegeben,  und  hierzu  stimmt  die  Angabe  in  dem  Ortsverzeichnisse 
der  Fornmannasögur  (1837)  4)  und  ihrer  lateinischen  Übersetzung 
(1846),  5)  dann  in  Münchs  norwegischer  Geschichte  (1853)  ;6)  da  gilt 
es  nun  festzustellen,  wie  sich  die  Sache  an  der  Hand  positiver 
Quellenzeugnisse  aufklären  läßt.  Da  habe  ich  nun  vor  allem  zu  be- 
merken, daß  die  Existenz  des  Kiöjafellsjnnges  lediglich  auf  der 

*)  Njäla,  97/505—6. 

2)  Kälund,  II,  S.  141—42.  3)  ebenda,  S.  146. 

4j  Bd.  XII,  S.  263,  s.  v.  AustfirÖi'ngafjörÖüngr ;  die  gleichzeitig  erschienene  dä 
nische  Übersetzung,  Bd.  XII,  S.  428,  s.  v.  Östfjordene,  vermeidet  den  Fehler. 
5   Bd.  XII,  S.  59,  s.  v.  Austfjordi. 
•)  Bd.  I,  Abt.  2,  S.  156,  Aura.  I. 
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Autorität  der  längeren  Redaktion  der  Fljötsdcela  oder  Droplaugarsona 
saga,  und  allenfalls  der  mündlichen  Uberlieferung  auf  der  Insel  be- 
ruht. Jene  erstere  Sage  berichtet  einmal  von  einer  Klage,  welche 
„til  vorlings  til  Kidiafells"  vorbereitet  wird,  und  fügt  bei  „])esse  l^ing- 
stod  er  ä  halsinum  milli  Skridudals  og  Fliotzdals", 1)  kommt  dann 
nochmals  auf  dieselbe  zu  sprechen  mit  den  Worten:2)  ,J)ingstod 
manna  var  ad  Helga  Asbiarnarsonar  ad  Kidafelli,  Helgi  atti  ad  helga 
]}ing"  und  erzählt,  3)  wie  des  Helgi  Frau  ihm,  während  er  am  Ding 
ist,  einen  Boten  nachschickt:  „upp  undir  Kidiafell  ä  {nngvoH". 
Kälund,  welcher  die  Sage  nunmehr  zum  ersten  Male  herausgegeben 
hat,  hat  deren  Entstehung  auf  das  16.  Jahrhundert  zurückgeführt 
und  zugleich  dargetan,  wie  dieselbe  aus  uns  erhaltenen  älteren  Quellen 
unter  Hinzufügung  eigener  Zutaten  kompiliert  wurde ;  als  ein  glaub- 
würdiges Zeugnis  kann  ihre  Angabe  hiernach  nicht  erscheinen,  die 
überdies  keineswegs  genügend  klar  ist.  In  einer  Anmerkung  zur 
erstgenannten  Stelle  der  Sage  meint  Kälund  (1883),  deren  Verfasser 
habe  sich  wohl  die  Dingstätte  am  Hallormstaöahäls  gelegen  gedacht, 
welcher  den  obersten  Teil  des  Lagarfljöt  vom  Skriödalr  scheidet; 
in  seinem  topographischen  Werke  aber  (1882)  gibt  er  an,4)  daß  man 
erheblich  weiter  südlich,  im  Tale  der  Kelduä,  südlich  von  porgeröar- 
staöir,  zwischen  den  beiden  Quellflüssen  der  Kelduä  eingeschlossen 
einen  Berg  zeige,  welcher  jetzt  Fell  heiße,  vordem  aber  Kiöafell  oder 
Kiöjafell  geheißen  haben  solle,  und  daß  man  hier  die  alte  Dingstätte 
des  Kiöjafells{)mges  nachweisen  wolle.  Möglich,  daß  es  sich  dabei 
um  eine  bis  ins  16.  Jahrhundert  hinaufreichende  Tradition  handelt, 
aus  welcher  der  Sagenschreiber  geschöpft  hat;  möglich  aber  auch, 
daß  derselbe  nur  einer  eigenen  Vermutung  gefolgt  ist  und  daß  die 
jetzt  verbreitete  Tradition  erst  auf  Grund  seiner  Sage  entstanden  ist, 
die  auf  der  Insel  vielfach  geschätzt  und  verbreitet  ist ;  im  einen  wie 
im  anderen  Falle  wird  man  annehmen  müssen,  daß  derselben  nur 
ein  mißverständlicher  Versuch  zugrunde  liege,  die  Dingstätte  des 
unten  noch  zu  besprechenden  Müla]nnges  festzustellen.  Sehe  ich 
aber  von  diesem  schlecht  beglaubigten  Dinge  ab,  so  wird  uns  zu- 
nächst, etwa  um  das  Jahr  980,  ein  Sunnudals})ing  genannt,  *) 
und  von  einem  vär])fnge  im  Sunnudalr  gesprochen, 6)  aber  freilich 

x)  Flötsdoela  hin  meiri,  S.  6. 

2)  ebenda,  S.  92.  3)  e  b  e  n  d  a  ,  S.  95. 

4)  Kälund,  II,  S.  233;  vgl.  S.  241  —  42;  so  auch  schon  Sigurör  Gunnars- 
son,  im  Safn,  II,  S.  439,  vgl.  S.  435  und  464,  dann  483. 
5j  VapnfirÖünga  s.,.  S.  13.  6)  ebenda,  S.  8. 
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auch  bemerkt,  daß  dasselbe  wenig  später  abgeschafft  wurde,  weil 
es  auf  demselben  allzu  stürmisch  herging. *)  Das  Ding  scheint  am 
Ausgange  des  Tales  gehalten  worden  zu  sein,  da  die  Erzählung  eines 
auf  das  Ding  bezüglichen  Traumes  die  Worte  braucht:2)  „ä  sandinu 
fram  hjä  Sunnudalsmynni";  die  Dingstätte  kommt  unter  dieser  Vor- 
aussetzung dem  stattlichen  Hofe  gegenüber  zu  liegen,  bei  welchem 
in  der  heidnischen  Zeit  ein  Haupttempel  (höfuöhof)  gelegen  war, 
von  welchem  er  seinen  Namen  trug  und  an  den  alle  Bauern  ihren 
Tempelzoll  zu  entrichten  hatten;3)  die  Dingstätte  ist  jetzt  ver- 
schollen, 4)  was  sich  bei  ihrem  frühen  Abkommen  leicht  erklärt. 
Wenig  später  wird  uns  ein  Krakal  sekj  ar  ])  i  n  g  genannt.  Die 
ältere  Ausgabe  der  Quelle,  welche  dasselbe  nennt,  liest  freilich  an 
der  betreffenden  Stelle : 5)  „um  värit  eptir  föru  J)eir  porkell  Geitisson 
ok  Grimr  ok  Helgi  til  Forsdals,  til  Korkalaekjar  värfu'ngs";  aber  Guö- 
brandr  Vigfüsson  hat  längst  darauf  aufmerksam  gemacht,  6)  daß  in 
einem  alten  Membranfragmente  der  Arnamagnaeana  deutlich  „Kra- 
kalaekjar"  steht,  wie  denn  auch  der  Hofname  Krakalsekr  um  jene 
Zeit  anderweitig  nachweisbar  ist,7)  und  nicht  minder  dürfte  die  Ver- 
mutung desselben  Gewährsmannes  richtig  sein,  daß  für  „Forsdalr"  zu 
lesen  sei  „Fljötsdalr".  Neuerdings  hat  nun  Kälund  überdies  ausführlich 
nachgewiesen,8)  was  mir  bereits  im  Sommer  1858  sfra  Sigurör 
Gunnarsson,  damals  Pfarrer  zu  Desjarmyri,  später  Propst  zu  Hallorms- 
staöir,  mündlich  mitgeteilt  hatte  und  hinterher  auch  veröffentlicht 
hat  (1872), 9)  daß  etwas  nördlich  von  der  Rangä  noch  ein  zweiter 
Bach  namens  Krakalaekr  von  Westen  her  in  das  Lagarfljöt  sich  er- 
gießt, in  dessen  Nähe  auch  noch  Reste  eines  früheren  Hofes  zu  finden 
sind;  daß  ferner  in  geringer  Entfernung  von  diesem  Bache  eine  An- 
höhe liegt,  welche  den  Namen  l)mghöföi  trägt  und  zahlreiche  Spuren 
einer  früheren  Dingstätte  zeigt.  Da  nun  in  derselben  Quelle,  welche 
das  Krakalaekjarping  nennt,  auch  ein  haust  Jung  at  I>inghöföa 
erwähnt  wird, 10)  ist  ganz  klar,  daß  dieses  an  derselben  Dingstätte 
gehalten  worden  sein  muß  wie  jenes,  und  somit  nur  dem  Namen  nach 


1    V  a  p  nf  i  r  Ö  1  n  g  a  s.,  S.  22. 

2)  ebenda,  S.  21.  3)  ebenda,  S.  10. 

4)  Kälund,  II,  S.  197;  vgl.  S.  241 — 42. 

°)  Droplaugarsona  s.,  S.  1 1  ;  von  porleifr  Jönsson  in  seiner  Ausgabe,  4/8, 
berichtigt. 

6j  Ny  felagsrit,  XXI,  S.  125.  7)  borsteins  p.  hvita,  S.  37. 

8)  Kälund,  II,  S.  205  —  6.  9)  Safn,  II,  S.  462—63  und  464,  465  und  472. 
10j  Droplaugarsona  s.,  S.  18,  20  und  21. 
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von  jenem  verschieden  ist.  Dieselbe  Quelle  nennt  aber,  und  zwar 
ziemlich  um  dieselbe  Zeit  auch  noch  ein  L  a  m  b  a  n  e  s  s  \)  i  n  g.  x) 
Dasselbe  scheint  in  der  Nähe  von  Eiöar  gelegen  gewesen  zu  sein, 
und  da  der  Name  auf  ein  Vorgebirge  hinzudeuten  scheint,  wird  es 
doch  wohl  am  östlichen  Ufer  des  Lagarfljöt  zu  suchen  sein.  Aber 
niemand  weiß  über  die  Belegenheit  dieser  Dingstätte  Aufschluß  zu 
geben,  weder  der  Propst  Sigurör  Gunnarsson, 2)  noch  Kälund ; 3)  der 
frühere  Sysselmann  des  Bezirkes,  porsteinn  Jönsson,  machte  indessen 
auf  mündliche  Anfrage  darauf  aufmerksam,  daß  nahe  bei  Ketilsstaöir 
und  Vallanes  eine  Landspitze  an  der  Ostseite  des  Lagarfljöt  sich 
finde,  welche  pörsnes  heiße  und  bei  welcher  sich  vielfache  Spuren 
einer  älteren  Dingstätte  zeigen.  Die  Karte  zeigt  ein  pörsnes  etwas 
nördlich  der  genannten  Höfe,  bei  Egilsstaöir,  wogegen  Kälund  das- 
selbe zwischen  Vallanes  und  Hallormsstaöir,  bei  Hafrsä  ansetzen  zu 
wollen  scheint. 4)  Endlich  wird  uns  um  dieselbe  Zeit  und  in  der- 
selben Quelle  auch  bereits  dasMülaJnng  genannt,5)  nach  welchem 
noch  jetzt  ein  Hof  und  eine  Kirche  den  Namen  pingmüli  trägt;  es 
wird  wohl  dasselbe  Ding  gemeint  sein,  wenn  eine  andere  Quelle 
einmal  den  Bjarni  Broddhelgason  und  porkell  Geitisson  „til  värjamgs 
i  Fljötsdalsheraö"  ziehen  läßt. 6)  Die  Lage  der  Dingstätte  kann 
hiernach  leicht  festgestellt  werden ; 7)  um  so  schwerer  aber  ist  es  zu 
erklären,  wie  die  sämtlichen  bisher  besprochenen  Dingstätten  mit- 
einander bestehen  konnten,  da  sie  denn  doch  sämtlich  der  nörd- 
lichen Hälfte  des  Ostlandes,  dem  späteren  Mülajringe  angehören  und 
auch  sämtlich  innerhalb  einer  ziemlich  eng  begrenzten  Zeit  genannt 
werden.  Mag  sein,  daß  das  Krakalsekjarjnng  zu  fringhöföi  an  die 
Stelle  des  Sunnudals])inges  getreten  war,  als  dieses  abgeschafft  wurde 
und  daß  neben  diesem  von  Anfang  an  das  Müla^ing  bestanden  hatte; 
das  Lambanessjnng  mag  aber  etwa  nur  ein  für  das  Godord  des  Helgi 
Asbjarnarson  allein  gehaltenes  leiöarjDing  gewesen  sein,  und  stimmt 
hierzu,  daß  dieser  erst  zu  Mjöfanes  wohnte,  dann  aber  nach  Eiöar 
zog,  weil  dort  herum  die  Mehrzahl  seiner  Dingleute  saß ;  8)  lag  die 
Dingstätte  des  Lambaness])inges  wirklich  auf  pörsnes,  so  hatte  man 
von  beiden  Höfen  ungefähr  gleich  weit  nach  derselben.  Hinterher 

l)  Droplaugarsona  s.,  S.  28. 

2j  Safn,  II,  S.  467.  3)  Kälund,  II,  S.  206  und  242. 

4J  ebenda,  S.  238,  Anm.  I.  B)  Droplaugarsona  s.,  S.  18. 

6j  VäpnfirÖinga  s.,  S.  26. 

7j  vgl.  Kälund,  II,  S.  239  und  241 — 43;  SigurÖr  Gnnnarsson,  im  Safn, 
II,  S.  464.  H)  Droplaugarsona  s.,  S.  27. 
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scheint  dann  aber  das  Krakalaekjarjjmg  auch  noch  mit  dem  Müla- 
jnnge  vereinigt,  oder  vielleicht  nur  dessen  Dingstätte  nach  Inngmüli 
verlegt  worden  zu  sein ;  wahrscheinlich  wohl  noch  während  der  Zeit 
des  Freistaates,  da  sich  unter  dieser  Voraussetzung  leicht  erklären 
würde,  wie  unsere  Konüngsbök  dazu  kam,  die  Möglichkeit  solcher 
Vorgänge  ausdrücklich  zu  erwähnen.  Klar  liegen  dagegen  die  Ver- 
hältnisse bezüglich  der  südlichen  Hälfte  des  Ostlandes.  Hier  wird 
uns  schon  frühzeitig  das  Skapt a felis [nng  genannt;  so  aus  Anlaß 
eines  Zweikampfes,  den  Hröar  Tüngugoöi  (f  978)  hier  ausfocht, 1) 
und  eines  Totschlages,  den  Brennu-Flosi  und  dessen  Bruder  Kolbeinn 
hier  begingen ; 2)  wir  haben  aber  keinen  Grund  anzunehmen,  daß 
dasselbe  während  der  ganzen  Dauer  des  Freistaates  jemals  in  Ab- 
gang geriet,  da  die  Järnsiöa  und  Jönsbök  dasselbe  noch  kennen.  Die 
Dingstätte  ist  durch  den  Namen  selbst  bezeichnet,  wenn  sich  auch 
keine  Spuren  derselben  mehr  nachweisen  lassen, 3)  und  paßt  dazu 
auch  ganz  wohl,  daß  in  nächster  Nähe  des  Skaptafells  der  Hof 
Svinafell  liegt,  der  Wohnsitz  eines  alten  Häuptlingsgeschlechtes  der 
Gegend;  ein  Leiövöllr,  welcher  viel  weiter  westlich  an  der  Küöä 
liegt,  mag  auf  Dingversammlungen  einer  späteren  Zeit  hinweisen 
und  darf  jedenfalls  nicht  zu  der  Annahme  verführen,  daß  hier  das 
alte  Skaptafell  zu  suchen  sei.4)  Mag  übrigens  sein,  daß  die  früh- 
zeitig eingetretene  Beschränkung  des  Ostlandes  auf  zwei  Dingstätten 
mit  jenen  unruhigen  Zuständen  in  dessen  nördlicher  Hälfte  zusammen- 
hängt, welche  bereits  gegen  Ende  des  10.  Jahrhunderts  zur  Aufhebung 
des  Sunnudalsjnnges  führten;  durch  die  Herstellung  eines  größeren 
Dingverbandes  oder  doch  die  Wahl  einer  bereits  von  einem  anderen 
Dingverbande  benützten  Dingstätte  mochte  man  hoffen,  gegen  die 
Willkür  der  einzelnen  Häuptlinge  besseren  Schutz  zu  gewinnen, 
welche  auf  den  kleineren  Dingstätten  mit  nahezu  überwältigender 
Macht  auftreten  konnten.  Im  Südlande  endlich  scheinen  die  Ding- 
verbände in  durchaus  normaler  Weise  geordnet  gewesen  zu  sein. 
Die  Njäla  nennt  uns  schon  frühzeitig  das  pingskälajnng,5)  und 
wenn  zwar  diese  Quelle  einigermaßen  zweifelhafter  Verlässigkeit  ist, 
so  nennen  doch  völlig  glaubhafte  Quellen  das  „värjnng  at  Jringskälum" 
um  das  Jahr  1200,  6)  und  auch  gegen  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 

l)  Landnäma,  IV,  11/268 — 69. 

2j  ebenda,  14273;  Njäla,  116/593.  3)  vgl.  Kälund,  II,  S.  291. 

4)  ebenda,  S.  323. 

r>)  Njäla,  45/201;  64/297  und  66/305;  68/314;  106/552;  107/556. 
6j  Guömundar  bps.  s.,  31/458;  Sturlünga,  VII,  11/202. 
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wurden  zu  fungskälar  öfter  Zusammenkünfte  gehalten.1)  Anderwärts 
freilich  lautet  der  Name  anders ;  eine  Rangärleiö  wird  gelegentlich 
genannt  -)  und  eine  Rangaeingalnngsokn,  3)  die  Järnsiöa  aber 
und  die  Jönsbök  sprechen  ebenfalls  nur  von  einem  R  a  n  g  ä  r]n  n  ge. 
Indessen  hat  diese  Verschiedenheit  der  Bezeichnung  nichts  zu  be- 
deuten, da  die  Dingstätte  zu  pfngskälar  eben  in  der  Rangärvallasveit 
liegt;4)  mancherlei  Lokalnamen  und  Uberreste  erinnern  hier  noch 
an  die  früheren  Dingversammlungen,  wobei  aber  freilich  stets  zu 
bedenken  ist,  daß  ein  guter  Teil  derselben  auf  eine  weit  spätere 
Zeit  zurückzuführen  ist,  wie  denn  nachweisbar  zu  pmgskälar  bis  tief 
in  das  vorige  Jahrhundert  herein  Ding  gehalten  worden  ist.  Als 
zweiter  Dingverband  ist  sodann  das  Arnes sfnng  zu  nennen.  Das- 
selbe war  bereits  am  Schlüsse  des  io.  Jahrhunderts  in  Gebrauch, 5) 
und  scheint  dessen  Dingstätte  damals  auf  einer  Insel  in  der  pjörsä 
gelegen  zu  haben ; 6)  um  ein  halbes  Jahrhundert  später  wird  sodann 
auch  noch  einer  Arn  essleiö  gedacht,7)  freilich  an  einer  Stelle,  an 
welcher  ein  zweiter  Text  von  der  Rangärleiö  spricht.  Später  kaufte 
B.  Magnus  Einarsson  (1134 — 48)  Ärness  für  das  Bistum  Skälholt,  8) 
ohne  daß  wir  erführen,  ob  dabei  die  Dingstätte  mit  inbegriffen  war 
oder  nicht;  in  den  Jahren  1220 — 21  wurde  einmal  daselbst  eine 
Vergleichsverhandlung  gepflogen,9)  und  aus  ungefähr  derselben  Zeit 
haben  wir  ein  paar  Warentaxen  für  die  Ärness  Jnngsökn;10)  in 
der  Järnsiöa  endlich  und  in  der  Jönsbök  zählt  das  Ärness})  ing 
auch  noch  zu  den  Dingverbänden,  von  denen  das  Allding  beschickt 
wird.  Die  genauere  Feststellung  der  Dingstätte  hat  ihre  Schwierig- 
keiten.11) Eine  bereits  angeführte  Quelle  versetzt  dieselbe  auf  eine  Insel 
in  der  pjörsä,  und  wirklich  zeigt  man  hier  eine  Dinghöhe  (Jnnghölar) 
und  einen  Gerichtsring  (dömhringr);  aber  die  Insel  ist  schwer  zu- 
gänglich und  nicht  bei  jedem  Wasserstande  erreichbar;  sehr  erheb- 

r)  Sturlünga,  VII,  324/258;  325/259. 

2)  Bandamanna  s.,  S.  38  (ed.  H.  FriÖriksson) ;  ed.  Cederschiöld,  S.  16,  hat 
freilich  dafür:  ÄrnessleiÖ.  3)  Belgsdalsbök,  66/251. 

4;  vgl.  über  sie :  K  älund  ,  I,  S.  218 — 20  und  II,  S.  411;  dann  Päll  Sigurös- 
son,  im  Safn,  II,  S.  549 — 52. 

5)  Flöamanna  s.,  30/154.  6)  ebenda,  32/159. 

7)  Bandamanna  s.,  S.  16  (ed.  Cederschiöld). 

8)  Hungrvaka,  14/77.  9)  Sturlünga,  VII,  44/245. 
10j  Belgsdalsbök,  62/246  und  66/251. 

u)  vgl.  Kälund  ,  I,  S.  194-97  und  205  —  6,  dann  II,  S.  409;  ferner  Brynj  ölfr 
Jönsson,  im  Timarit,  II,  S.  in  — 12  und  Päll  Sigurösson,  im  Safn,  II,  S.  516 
— 17,  Anm.  und  S.  551. 
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liehe  Reste  von  Dingbuden  finden  sich  nicht  auf  der  Insel,  sondern 
nördlich  derselben,  auf  dem  rechten  Flußufer,  in  der  Nähe  des 
Wasserfalles  Büöafors,  der  zugleich  als  Opferstätte  gedient  haben 
soll;  endlich  der  Name  Arnes  selbst  deutet  nicht  auf  eine  Insel, 
sondern  auf  eine  Landzunge  hin,  die  in  das  Flußbett  sich  vorstreckt. 
Endlich  liegt-  auch  noch  am  linken  Flußufer  eine  Anhöhe  namens 
pingholt,  neben  der  eine  Anzahl  von  älteren  ßudenresten  zu  sehen 
ist.  Ich  möchte  alles  in  allem  annehmen,  daß  die  eigentliche  Ding- 
stätte, an  welcher  die  Versammlungen  gehalten  werden,  wirklich  auf 
der  Insel  gehalten  worden  sei,  die  ja  recht  wohl  erst  durch  Ver- 
änderungen im  Wasserlaufe  hinterher  schwerer  zugänglich  geworden 
sein  mochte ;  daß  dagegen  die  Dingbuden  auf  den  beiden  Ufern  des 
Stromes  verteilt  gewesen  seien,  um  den  Dingleuten  bequemer  zu 
liegen,  welche  ja  von  Osten  sowohl  als  Westen  zum  Ding  kommen 
mochten,  solange  die  Dingbezirke  noch  keine  feste  geographische 
Begrenzung  hatten.  Endlich  der  dritte  Dingbezirk  des  Südlandes 
war  der  älteste  von  allen,  nämlich  der  des  Kj  alarn  es  s [nnges. 
Wir  erfahren  durch  Ari  frööi  selbst, 3)  daß  bereits  der  Sohn  des 
ersten  Einwanderers,  pörsteinn  Ingölfsson  das  „Jung  ä  Kjalarnesi" 
stiftete  und  daß  neben  ihm  selbst  noch  eine  Anzahl  anderer  Häupt- 
linge sich  zu  demselben  hielten.  Aus  einer  weiteren  Quelle  erfahren 
wir, 2)  daß  eine  Totschlagssache,  bei  welcher  Leute  aus  den  ver- 
schiedensten Teilen  des  Landes  beteiligt  waren,  noch  vor  der  Ein- 
setzung des  Alldinges  vor  das  Kjalarness}nng  gebracht  wurde,  um 
hier  ihre  Erledigung  zu  finden.  In  einer  allerdings  nicht  vollständig 
verlässigen  Sage  wird  demgegenüber  erzählt:3)  „porgrimr  let  setja 
vorjring  ä  Kjalarnesi  suör  viö  sjöinn;  enn  ser  staö  büöanna;  J)ar 
skyldi  öll  mal  scekja,  ok  ])au  ein  til  aljungis  leggja,  er  J)ar  yröi  eigi 
sott  eöa  steerst  vaeri";  es  wird  also  die  Einsetzung  des  Dinges  auf 
einen  anderen  Mann  und  eine  spätere  Zeit  zurückgeführt,  als  dies 
in  dem  obigen  Berichte  der  Fall  ist;  indessen  scheinen  sich  die 
beiden  Angaben  doch  ausgleichen  zu  lassen.  Die  Chronologie  der 
Sage  ist  freilich  eine  ganz  verkehrte,  wie  sie  denn  z.  B.  noch  lange 
Jahre  nach  der  Ordnung  des  Kjalarness]Dinges  den  K.  Haraldr  här- 
fagri  in  Norwegen  regieren  läßt;  aber  doch  ist  zu  beachten,  daß  sie 
diese  Ordnung  in  eine  Zeit  verlegt,  in  welcher  das  Allding  bereits 
bestand.    Nun  fügt  die  Melabök  ihrem  Berichte  über  die  Einsetzung 


l)  fslendingabök,  3/6;  Landnäma,  I,  9/38  und  Melabök,  S.  336. 
1    Grettla,  10/15.  3J  Kja  Inesinga  s.,  2/404. 
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des  Kjalarnesslringes  durch  porsteinn  Ingölfsson  die  Bemerkung  bei: 
.,ok  iylgir  ])ar  enn  sökum  ]:>ess  Jjvi  goöoröi  al]nngis  helgun",  und 
berichtet  dann  noch,  daß  der  Gesetzsprecher  porkell  mäni  ein  Sohn 
des  porsteinn,  und  pormöör,  welcher  zur  Zeit  der  Einführung  des 
Christentumes  allsherjargoöi  gewesen  sei,  ein  Sohn  des  porkell  war. 
Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  stammt  jene  der  Melabök  allein  eigene 
Notiz  ganz  ebensogut  aus  der  verlorenen  ersten  Rezension  der  Is- 
lendmgabök  des  Ari,  wie  ihr  die  anderen,  auch  anderwärts  vor- 
kommenden Teile  ihres  Berichtes  angehören;  nehmen  wir  sie  aber 
als  glaubwürdig  an,  so  steht  damit  fest,  daß  bei  der  Einsetzung  des ' 
Alldinges  das  Godord,  welches  Dorsteinn  Ingölfsson  inne  hatte,  an 
die  neubegründete  Landsgemeinde  als  das  leitende  überwiesen  wurde, 
weil  man  diese  Landsgemeinde  gewissermaßen  als  Fortsetzung  der 
ältesten  Dingversammlung  im  Lande  betrachtet  wissen  wollte.  Es 
begreift  sich  unter  solchen  Umständen,  daß  das  Kjalarness])ing,  wenn 
es  überhaupt  forterhalten  werden  wollte,  nunmehr  einer  Reorgani- 
sation bedurfte,  und  daß  es  insbesondere  an  ein  anderes  Godord  als 
das  leitende  übergehen  mußte;  daß  gerade  porgrimr,  ein  Sohn  des 
Helgi  bjöla,  der  nach  der  Melabök  schon  bei  der  ersten  Errichtung 
des  Kjalarnessjnnges  beteiligt  gewesen  war,  die  Sache  in  die  Hand 
nahm,  kann  nicht  auffallen,  obwohl  allerdings  bedenklich  ist,  daß  die 
Angaben  der  Landnäma  über  dieses  Helgi  Landnahme  sowohl  als 
Kinder l)  keineswegs  mit  denen  der  Kjalnesinga  saga  stimmen, 2) 
daß  ferner  des  Helgi  Sohn,  porgrimr,  nach  des  Vaters  Tod  zwar 
dessen  Godord  sowohl  als  dessen  Wohnstätte  zu  Hof  übernommen 
haben  soll, 3)  daß  aber  dieses  Godord  bis  Nyjahraun,  südlich  vom 
Hafnarfjörör,4)  gereicht,  aber  doch  Brundcelagoöorö  geheißen  haben 
soll,  obwohl  gar  keine  besondere  Beziehung  zum  Brynjudalr  ersichtlich 
ist.  Wie  dem  auch  sei,  später  erwähnt  dieselbe  Sage  nochmals  einer 
Klagsache,  die  an  das  Kjalarnessjnng  gebracht  wird,  5)  und  wenn  ein 
andermal  in  ihr  von  einem  Vergleiche  gesprochen  wird,  der  „ä  vor- 
l)ingi"  geschlossen  wird,6)  so  kann  dabei  auch  nur  an  das  Kjalarness- 
[jfng  gedacht  werden;  außerdem  wird  auch  noch  einmal  in  der 


1)  Landnama,  I,  u/41 — 42. 

2J  Kjalnesinga  s.,  1/397.  3)  ebenda,  2/401—  2. 

i)  vgl-  Kälund,  I,  S.  30.  Als  dann  später  Büi  AndriÖarson  das  Godord  mit 
des  porgrimr  Tochter  erheiratet,  reicht  es  „allt  üt  at  Nyjahrauni  ok  inn  til  Botnsär", 
Kjalnesinga  s.,  17/455. 

r'j  Kjalnesinga  s.,  3/405—6. 

6J  ebenda,  17/454. 
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zweiten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  dasselbe  Ding  erwähnt,  l)  dann 
aber  wird  erst  wieder  in  einem  Schreiben  des  B.  Magnus  Gizurarson 
von  Skälholt,  welcher  mit  ziemlicher  Sicherheit  dem  Jahre  1226  zu- 
zuweisen ist,  der  „Kjalarnessjnngsökn"  gedacht,2)  wogegen  die  Ver- 
weisung auf  die  Warentaxe  des  Kjalarness]nnges  in  dem  Stiftungs- 
briefe der  Kirche  zu  Saurbcer,  welche  Jon  Sigurösson  ungefähr  dem 
Jahre  1220  zuweist,3)  meines  Erachtens  ganz  wohl  auch  erst  einer 
viel  späteren  Zeit  angehören  kann.  Da  indessen  die  Järnsföa  und 
die  Jönsbök  übereinstimmend  das  Kjalarness]>fng  nennen,  wird  das 
ununterbrochene  Fortbestehen  dieses  Dingverbandes  von  der  Grenz- 
scheide des  9.  und  10.  Jahrhunderts  herab  bis  zum  Ende  des  Frei- 
staates und  über  dieses  hinaus  immerhin  angenommen  werden  dürfen. 
Über  die  Lage  seiner  Dingstätte  ist  viel  gestritten  worden.  Der 
Name  selbst  weist  unzweideutig  auf  das  Vorgebirge  Kjalarnes  hin,4) 
und  die  oben  angeführte  Stelle  der  Kjalnesinga  saga  gibt  überdies 
noch  ausdrücklich  an,  daß  die  Dingstätte  südwärts  der  See  zu  lag 
und  daß  man  zur  Zeit  der  Entstehung  resp.  Aufzeichnung  der  Sage 
noch  Reste  der  Dingbuden  gesehen  habe;  wirklich  zeigt  man  auch 
an  der  Südküste  des  Vorgebirges  die  angebliche  Dingstätte,  mit 
allerdings  nicht  sehr  deutlichen  Budenresten.5)  Dieselbe  scheint  auch 
noch  nach  der  Unterwerfung  unter  den  norwegischen  König  in  Ge- 
brauch geblieben  zu  sein,  und  daraus  mag  sich  erklären,  daß  ein 
„gälgi"  mir  daselbst  gezeigt  werden  konnte  und  daß  Lokalbezeich- 
nungen wie  Leiövöllr  und  Leiöhamrar  sich  allein  erhalten  haben; 
jedenfalls  ist  es  ein  völlig  haltloser  Einfall,  wenn  Jonas  Hallgrimsson 
die  Dingstätte  bei  pingnes  am  Elliöavatn  suchen  wollte,  6)  wo  aller- 
dings Budenreste  gezeigt  werden,  welche  freilich  von  anderen  für 
Reste  von  Schafpferchen  erklärt  werden.  Von  sonstigen  Dingstätten 
aus  der  Zeit  des  Freistaates  wüßte  ich  im  Südlande  nur  noch  eine 
aufzuführen,  nämlich  die  Dingstätte  zu  Hvitanes.  Wir  erfahren 
aus  der  Njäla, 7)  daß  der  alte  Nj all  anläßlich  der  Errichtung  des 
fünften  Gerichtes  für  seinen  Pflegesohn,  Höskuldr  präinsson,  die  Er- 
mächtigung erwirkte,  ein  neues  Godord  zu  Hvitanes  (nytt  goöorö  ä 


l)  Hölmverja  s.,  20/65. 

2J  Diplom,  island.  I,  123/491.  3)  ebenda,  102/402. 

4)  Ganz  haltlos  ist,  was  Gi'sli  Brynjülfsson  dagegen  einwendet,  Ny  felagsrit, 
XIII,  S.  38.  5)  vgl.  Kälund,  I,  S.  59—60. 

6)  ebenda,  I,  S.  19 — 20;  die  hier  angeführte  Abhandlung  von  A  n  g  u  s  Smith 
habe  ich  nicht  zu  Gesicht  bekommen. 

7)  Nj  äla  ,  97/506 — 7. 
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Hvitanesi)  zu  errichten,  von  welchem  dieser  sodann  den  Beinamen 
Hvitanessgoöi  erhielt;  wir  ersehen  ferner  aus  derselben  Quelle/)  daß 
sich  sofort  zahlreiche  Leute,  welche  zu  dem  Godorde  des  Mörör 
Yalgarösson  und  zum  pmgskälujn'ng  gehört  hatten,  von  diesem  Ver- 
bände lossagten  und  zu  dem  neuen  Godorde  und  dessen  Dingstätte 
zu  Hvftanes  übertraten.  Wo  aber  dieses  Hvftanes  zu  suchen  sei,  ist 
schwer  zu  sagen.  Man  hat  auf  Island  früher  wohl  an  Hvitärnes  ge- 
dacht, welches  hoch  oben  im  Biskupstüngaafrettr  beim  Ausflusse  der 
Hvftä  aus  dem  Hvitärvatn  liegt;  aber  ganz  abgesehen  davon,  daß 
der  Name  nicht  stimmt,  ist  doch  klar,  daß  eine  Dingstätte  nicht  in 
den  übygöir  liegen  konnte,  wie  sie  denn  auch  von  der  Njäla  aus- 
drücklich in  die  bygö  gesetzt  wird.2)  Andere  meinten  auf  der  Süd- 
seite des  Unterlaufes  der  I)verä  Spuren  dieser  Dingstätte  entdecken 
zu  können.3)  Ein  sehr  kundiger  Mann  endlich,  Päll  Sigurösson  von 
ArkvÖrn,  meint  in  der  derzeitigen  Dingstätte  von  Fiflholt  auf  den 
Ut-Landeyjar  die  alte  Dingstätte  von  Hvftanes  erkennen  zu  sollen;4) 
aber  die  Belege,  die  er  anführt,  beweisen  teils  gar  nichts,  wie  an- 
klingende Lokalnamen  (Hvitsteinn,  Hvftsteinsäss,  Hvitilaekr),  teils 
können  sie  auf  viel  spätere  Zeit  bezogen  werden,  wie  etwa  die  an- 
geblichen Budenreste,  oder  der  Name  Lögrettubalar,  d.  h.  Grasland 
der  lögretta,  wenn  auch  die  Nähe  von  Ossabcer,  dem  alten  Vörsabcer, 
auf  welchem  Hofe  Höskuldr  wohnte,  6)  ganz  wohl  für  die  Annahme 
sich  verwerten  läßt.  Hiernach  bleibt  nichts  übrig,  als  mit  Kälund 
zuzugestehen, 6)  daß  sich  die  Lage  von  Hvftanes  nicht  mehr  be- 
stimmen läßt,  oder  aber,  was  schließlich  ebenso  nahe  liegt,  bei  der 
sehr  zweifelhaften  Glaubwürdigkeit  der  Njäla,  welche  allein  das 
Hvitanessgoöorö  kennt,  die  ganze  Existenz  eines  solchen  in  Frage 
zu  stellen.  —  Ungleich  bedeutsamer  als  die  Einteilung  des  Landes 
in  Viertel,  fand  übrigens  das  Institut  der  Dingverbände  seinen  sehr 
gewichtigen  Ausdruck  zumal  in  dem  Frühlingsdinge  (värjnng)  und 
Herbstdinge  (haust])ing,  leiö),  welche  zu  gesetzlich  bestimmter  Zeit 
an  der  hergebrachten  Dingstätte  zu  halten  waren.  Beide  Versamm- 
lungen sollten  von  den  drei  Goden,  welche  zum  Dingbezirke  ver- 
bunden waren  (den  samjringisgoöar)  gemeinsam  abgehalten  werden, 
und  sie  bildeten  recht  eigentlich   den  Mittelpunkt  für  die  ganze 

»)  Njäla,  107/556. 

2)  vgl.  Fall  Sigurösson,  im  Safn,  II,  S.  528. 
3J  vgl.  Brynjülfr  Jönsson,  im  Ti'marit,  II,  S.  102. 
4J  im  Safn,  II,  S.  528—29;  vgl.  S.  512— 13,  Anm. 
•"')  Njäla,  97/5o8.         .  cj  Kälund,  I,  S.  253. 
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staatliche  Tätigkeit  in  den  einzelnen  Landesteilen;  daneben  aber 
äußerte  sich  die  Einheit  der  Jnngsökn  auch  noch  in  gar  mancher 
anderen  Richtung.  Am  Alldinge  z.  B.  sind  die  sam)nngisgoöar  ver- 
pflichtet, einander  nötigenfalls  auszuhelfen  und  zu  unterstützen,  und 
indirekt  erstreckt  sich  diese  Verpflichtung  auch  je  auf  deren  Ding- 
leute; andererseits  hat  die  ]nngsökn  ihre  besonderen  Einkünfte  und 
zumal  auch  in  Bezug  auf  die  Armenpflege  ihre  besonderen  Lasten 
zu  tragen. 

Jeder  einzelne  Dingbezirk  endlich  sollte  sich  nach  gesetzlicher 
Vorschrrift  wieder  aus  drei  Herrschaften  (goöorö)  zusammen- 
setzen, deren  somit  in  jedem  Viertel  neun,  nur  im  Nordlande  aus- 
nahmsweise 12,  im  ganzen  Lande  aber  39  sein  sollten;  eben  weil 
der  Godorde  drei  im  Dingverbande  waren,  konnte  das  goöorö  auch 
wohl  als  jmöjüngr,  d.  h.  Drittel,  bezeichnet  werden.  Zweifelhaft  mag 
dabei  bleiben,  ob  die  Meinung  des  Gesetzes  überhaupt  dahin  ge- 
gangen war,  nicht  mehr  als  jene  Zahl  von  Godorden  im  Lande  zu 
dulden,  oder  ob  nicht  vielleicht  nur  beabsichtigt  gewesen  war,  die 
Beteiligung  an  der  Besetzung  der  lögretta  und  den  fjöröüngsdömar 
am  Allding,  dann  an  der  Besetzung  der  Gerichte  am  Viertelsding 
und  Frühlingsding  auf  jene  39  Godorde  zu  beschränken,  während 
im  übrigen  nach  wie  vor  jedermann  erlaubt  war,  sich  einen  Tempel 
zu  bauen  und  mit  diesem  ein  Godord  in  Verbindung  zu  bringen; 
gewiß  ist  aber  jedenfalls  soviel,  daß  auf  die  Dauer  die  Beschränkung 
der  Godorde  auf  jene  Zahl  nicht  in  Geltung  blieb.  Gelegentlich 
der  Errichtung  des  fünften  Gerichtes  wurde  die  Begründung  neuer 
Godorde,  wie  bereits  bemerkt,  ausdrücklich  gestattet,  und  muß  auch 
hier  wieder  dahingestellt  bleiben,  ob  bei  dieser  Verwilligung  nur 
eine  bestimmte  Zahl  von  Godorden  ins  Auge  gefaßt,  oder  ob  die 
Neubegründung  von  solchen  ohne  jede  derartige  Beschränkung  frei- 
gegeben werden  wollte.  Für  beide  Annahmen  lassen  sich  Gründe 
geltend  machen.  Da  bei  der  Besetzung  des  fünften  Gerichtes  die 
Inhaber  der  neuen  Godorde  noch  in  weit  späterer  Zeit  zwölf  Richter 
zu  ernennen  hatten,  während  von  den  Inhabern  der  älteren  Godorde 
deren  36  ernannt  wurden, ])  könnte  man  allenfalls  dafür  halten,  daß 
eben  nur  zwölf  Godorde,  je  drei  für  jedes  Landesviertel,  hätten  neu 
begründet  werden  wollen;  andererseits  aber  weiß  nicht  nur  die 
Njäla  nichts  von  einer  derartigen  Beschränkung,  sondern  es  ist  auch 
von  vornherein  wenig  wahrscheinlich,  daß  man   einen  so  schwer- 


l)  Konüngsbok,  43/77. 


So 
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wiegenden  Eingriff  in  die  erst  vor  nicht  allzulanger  Zeit  eingeführte 
Bezirksordnung  beliebt  hätte,  um  eine  so  geringe  Zahl  von  neuen 
Herrschaften  zu  begründen,  und  wäre  überdies  auffallend,  wenn  man 
bei  der  Zulassung  nur  einiger  weniger  neuer  Godorde  nicht  die  Ge- 
legenheit benützt  haben  sollte,  um  die  zwischen  dem  Nordlande  und 
den  drei  übrigen  Landesvierteln  bezüglich  der  Zahl  der  Godorde  be- 
stehende Ungleichheit  zu  beseitigen.  Nimmt  man  vollends  an,  daß  im 
Jahre  965  die  Beschränkung  der  Godorde  auf  die  Zahl  von  39  keine 
absolute,  sondern  nur  eine  relative  gewesen  sei,  so  würde  es  sich  bei 
der  Zulassung  der  neuen  Godorde  im  Jahre  1004,  im  Grunde  gar 
nicht  um  die  Neuerrichtung  von  solchen,  sondern  nur  um  die  Ein- 
räumung eines  gewissen  Einflusses  auf  die  am  Alldinge  geübte  Ge- 
richtsbarkeit an  die  neuerrichteten  gehandelt  haben.  Wie  dem  aber 
auch  sei,  gewiß  ist,  daß  seit  jener  Neuerung  ein  Unterschied  be- 
stand zwischen  den  alten  Godorden,  deren  im  Nordlande  zwölf,  in 
allen  anderen  Vierteln  aber  neun  waren, x)  und  den  neuen, 2)  und 
daß  die  Inhaber  dieser  letzteren  nur  an  der  Besetzung  des  fünften 
Gerichtes  Anteil  hatten,  dagegen  von  jedem  Anteile  an  der  Be- 
setzung der  Viertelsgerichte  und  der  gesetzgebenden  Versammlung, 
dann  von  jedem  Anteile  an  den  13  regelmäßigen  Dingverbänden 
ausgeschlossen  waren.  Dazu  kommt  noch,  daß  auch  die  Teilbarkeit 
der  Godorde  in  gewissem  Sinne  zu  einer  Vervielfältigung  derselben 
führen  mußte.  Allerdings  wurde  auch  das  geteilte  Godord  insoweit 
noch  immer  als  ein  einheitliches  behandelt,  als  es  galt,  die  mit  dem- 
selben verbundenen  Funktionen  am  Allding,  Viertelding,  Frühlings- 
ding und  Herbstding  zu  erfüllen,  und  sollten  die  mehreren  Teil- 
nehmer an  einer  Herrschaft  insoweit  von  Jahr  zu  Jahr  in  deren 
Führung  abwechseln;3)  aber  in  allen  anderen  Richtungen  scheint 
man  eben  doch  die  Teilung  durchgeführt  zu  haben,  indem  man  so- 
wohl die  Einkünfte  des  Godordes  als  auch  die  zu  demselben  ge- 
hörigen Dingleute  unter  dessen  verschiedene  Besitzer  verteilte,  und 
andererseits  diese  auch  die  Lasten  der  Würde  gleichheitlich  teilen 
ließ,  wie  denn  z.  B.  bezüglich  des  Tempels,  welchen  {)örölfr  Mostrar- 
skegg  gebaut  hatte,  hinterher  bestimmt  wurde,4)  „at  Dorgrimr  Kjal- 
laksson  skyldi  halda  upp  hofinu  at  helmingi  ok  hafa  hälfan  hoftoll, 
ok  svä  fringmenn  at  helmingi",   oder  bezüglich   des  Tempels  bei 


Konungsbök,  20/38  und  11 7/21 1. 
2)  ebenda,  43/77.  3j  ebenda,  84/141. 

4)  Eyrbyggja,  10/12. 
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Hofstaöir  im  Reykjadalr : x)  „Geitlendingar  attu  at  halda  upp  hofi  ])vf 
at  helmingi  viö  Tüngu-Odd".  Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  daß 
die  Konüngsbök  die  Zeit  als  eine  längst  vergangene  bezeichnet,  da 
der  Dingverbände  13  im  Lande  waren  und  3  Godorde  in  jedem 
derselben;2)  auch  nach  dieser  Seite  hin  war  eben  allmählich  eine 
sehr  erhebliche  Vermehrung  der  Zahl  der  Godorde  eingetreten.  Im 
übrigen  ist  aber  schon  früher  der  Satz  ausgesprochen  worden,  daß 
die  Godorde  sowohl  als  die  durch  die  Verbindung  von  je  drei 
solchen  gebildeten  Dingverbände  von  Anfang  an  lediglich  persön- 
licher Natur  und  ohne  jede  geographische  Begrenzung  gewesen  seien ; 
auf  diesen  Punkt  muß  aber  hier  noch  des  näheren  eingegangen 
werden,  da  derselbe  keineswegs  allgemein  zugestanden  und  überdies 
auch  noch  einer  gewissen  Einschränkung  bedürftig  ist.  Dabei  kann 
selbstverständlich  die  Frage  für  das  Godord  und  den  Dingverband 
nur  gemeinsam  erörtert  werden.  —  Daß  nach  unseren  Rechtsbüchern 
das  Godord  wie  der  Dingverband  von  Rechts  wegen  ein  lediglich 
persönlicher  Verband  war,  wird  in  einem  späteren  Paragraphen  noch 
des  näheren  darzulegen  sein,  in  welchem  die  Art  des  Ein-  und  Aus- 
trittes in  denselben  und  aus  demselben  zu  erörtern  sein  wird,  und 
mag  vorläufig  die  Verweisung  auf  die  schon  früher  erwähnte  Tat- 
sache genügen,  daß  lediglich  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Godorde 
grundsätzlich  untersagt  war,  welches  einem  anderen  Landesviertel 
angehörte  als  in  welchem  man  wohnte.  Fraglich  kann  dagegen 
bleiben,  wie  weit  dieser  Charakter  den  Godorden  und  Dingbezirken 
von  Anfang  an  zukam,  wie  wir  dies  bisher  angenommen  haben,  oder 
ob  dieselbe  beiden  erst  hinterher  beigelegt  wurde,  während  denselben 
ursprünglich  territorische  Bedeutung  zugekommen  war,  und  über 
diesen  Punkt  gehen  denn  auch  wirklich  die  Ansichten  weit  ausein- 
ander. Auf  Island  selbst  scheint  man  sich  früher  als  selbstverständlich 
vorgestellt  zu  haben,  daß  beiderlei  Verbände  von  Anfang  an  terri- 
toriale Bedeutung  gehabt  haben,  und  brachte  man  diese  Vorstellung 
allenfalls  auch  mit  der  weiteren  Annahme  in  Verbindung,  daß  die 
Entstehung  der  Godorde  mit  der  Besitzergreifung  des  Landes  in  Ver- 
bindung gestanden  sei,  indem  sich  die  Herrschergewalt  des  Goden 
aus  der  Gewalt  des  Landnahmemannes  über  sein  Land  und  die 
innerhalb  desselben  angesiedelten  Leute  entwickelt  habe.  Auf  einen 
Beweis  dieses  Herganges  hat  man  sich  dabei  nicht  eingelassen  und 
von  den  Bestimmungen  der  Rechtsbücher  einfach  keine  Notiz  ge- 


l)  Landnäma,  I,  21/64.  2)  Konüngsbök,  20/38;  117/211. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  6 
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nommen ;  diese  Anschauung  aber  liegt  z.  B.  noch  der  Abhandlung 
des  Brynjölfur  Jönsson  „Um  ])riöjüngamöt  i  Rangärjimgi  og  Arness- 
\nngi  ä  söguöldinni  og  ymislegt  ])araö  lütandi"  J)  und  selbst  der  Ab- 
handlung des  Päll  Sigurösson  „Um  forn  örnefni,  goöoröaskipun  og 
fornmenjar  i  Rangär])ingi"  in  dem  hierher  gehörigen  Teile  derselben 
zugrunde.2)    Etwas  modifiziert  tritt  diese  Annahme  bei  dem  norwe- 
gischen Historiker  R.  Keyser  auf.3)    Auch  er  geht  von  der  Voraus- 
setzung aus,  daß  das  Godord  ursprünglich  territorial  begrenzt  ge- 
wesen sei;  aber  er  bemerkt,  daß  es  dies  zur  Zeit  der  Rechtsbücher 
nicht  mehr  war,  und  meint  diese  Veränderung  auf  die  Einführung 
des  fünften  Gerichtes  zurückführen  zu  sollen,  welche  zunächst  zu- 
gunsten der  neuen  Godorde  die  territoriale  Geschlossenheit  durch- 
brochen habe,  worauf  man  dieselbe  dann  völlig  habe  fallen  lassen. 
Wieder  etwas  anders  behandelt  die  Frage  P.  A.  Münch.    Er  meint,4) 
die  Godorde  hätten  die  lokale  Bedeutung,  welche  ihnen  auch  nach 
seiner  Meinung  ursprünglich  zugekommen  war,  erst  dadurch  einge- 
büßt, daß  die  seit  dem  12.  Jahrhundert  sich  bemerkbar  machende 
Vereinigung  mehrerer  Godorde  in  einer  Hand  das  Bewußtsein  von 
ihrer  lokalen  Begrenzung  abgeschwächt  habe,  während  er  sich  über 
die  Art,  wie  bei  der  Gründung  der  neuen  Godorde  zu  Anfang  des 
Ii.  Jahrhunderts  verfahren  wurde,  nicht  näher  ausspricht;  auf  seiner 
Karte  von  Altisland  hat  er  demgemäß  ganz  ebenso,  wie  dies  vorher 
schon  auf  den  Karten  geschehen  war,  welche  den  Antiquitates  Arne- 
ricanae  und  dem  ersten  Bande  der  jüngeren  Islendmgasögur  beige- 
geben worden  waren,  die  angeblichen  Grenzen  der  Dingbezirke  an- 
gegeben.   Ich  habe  demgegenüber  bereits  vor  langen  Jahren  darauf 
aufmerksam  gemacht,5)  und  später  wiederholt  ausgeführt,6)  daß  die 
Godorde  sowohl  als  Dingverbände  von  Anfang  an  nur  persönlichen 
Charakter  trugen,  und  während  eine  frühere  ganz  kurze  Bemerkung 
des  Konräö  Gislason  7)  völlig  unbeachtet  geblieben  war,  wurde  meine 
Auffassung  von  J.  E.  Sars  angenommen, 8)  und  auch  schon  früher 


l)  Timarit,  I,  S.  73—88  (1869)  und  II,  S.  92—  1 14  (1870). 
2j  im  Safn  til  sögu  Islands,  II,  S.  520 — 29  (1876). 
3J  Xorges  Stats-  og  Retsforfatning,  S.  259 — 60. 
4)  Det  norske  Folks  Historie,  III,  S.  782—83. 

r>)  Die  Entstehung  des  isländischen  Staats  und  seiner  Verfassung  (1852),  S.  109 
—  Ii  und  174—75- 

6)  Island,  S.  40—43,  55  und  156—59  (1874). 
7J  Droplaugarsona  saga,  Glossar,  S.  131 — 32. 
*)  Udsigt  over  den  Norske  Historie,  I,  S.  223  (ed.  2,  1877). 
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deren  prinzipielle  Richtigkeit  von  Gisli  Brynjülfsson  in  seiner  Ab- 
handlung: „Um  goöorö  1  forn  öld,  og  büöaskipun  ä  |)mgvöllum"  an- 
erkannt, wenn  auch  mit  dem  Beifügen,  daß  dieselbe  nicht  von  großer 
praktischer  Bedeutung  sei;1)  neuerdings  hat  nun  auch  Kr.  Kalund 
sich  für  die  Richtigkeit  meiner  Beweisführung  ausgesprochen  und 
einem  dabei  in  ähnlicher  Richtung  gemachten  Vorbehalte  eine  weit 
minder  scharfe  Fassung  gegeben. 2)  Soll  nun  aber  auf  die  Gründe 
eingegangen  werden,  welche  für  die  von  mir  verteidigte  Ansicht 
sprechen,  so  ist  zunächst  hervorzuheben,  daß  in  den  Quellen  jede  An- 
deutung davon  fehlt,  daß  die  rein  persönliche  Bedeutung  des  Godordes 
und  Dingverbandes,  wie  sie  uns  in  den  Rechtsbüchern  entgegentritt, 
erst  späterer  Entstehung  sei,  und  daß  überdies  auch  der  vielfach  als 
selbstverständlich  angenommene  Zusammenhang  von  Godord  und 
Landnahme  keinerlei  Stütze  in  den  Quellen  findet.  Etwas  über  350 
Landnahmemänner  zählt  die  Landnäma  auf, s)  und  nur  der  geringste 
Teil  von  diesen  kann  Godorde  gegründet  haben;  umgekehrt  finden 
wir  nicht  eben  selten  Godorde  von  Männern  gegründet,  die  in  einer 
fremden  Landnahme  saßen.  Den  ganzen  Eyjafjörör,  von  Siglunes  bis 
Reynisnes,  hatte  Helgi  hinn  magri  in  Besitz  genommen ; 4)  dennoch 
aber  wird  neben  dem  Godorde  der  Mööruvellingar  und  der  pveraer- 
fngar,  welches  in  der  Hand  seiner  Nachkommenschaft  lag,  noch  ein 
HHömanna-  oder  Hliöarmannagoöorö  5)  und  ein  Godord  im  Svarfaöar- 
dalr  genannt,  6)  bei  welchem  keine  solche  Anknüpfung  an  sein  Haus 
möglich  ist.  Arnkell  goöi  war  ein  Sohn  des  I)örölfr  bsegifötr,  welcher 
selbst  zu  den  Dingleuten  der  pörsnesingar  zählte,7)  und  er  war  über- 
dies auch  seinerseits  in  fremder  Landnahme  gesessen,  da  ja  pörölfr 
Mostrarskegg  das  Land  von  der  Stafä  bis  zur  pörsä,  und  Geirröör 
das  Land  von  der  ])örsä  bis  zum  Langidalr  genommen  hatte. 8) 
Innerhalb  der  Grenzen,  welche  das  von  dem  alten  Skallagrimr  in 
Besitz  genommene  Land  einschlössen,  waren  die  Geitlendingar  so- 
wohl als  die  Reykdcelir  gesessen,  welche  ein  gemeinsames  Godord 
hatten  neben  dem  der  Myramenn;9)  außerdem  hatten  aber  auch 


M  Ny  felagsrit,  Bd.  XIII,  S.  63—64,  vgl.  S.  41  (1853). 

2)  K  ä  1  u  n  d  ,  I,  S.  69 — 72  ;  ebenso  V.  F i  n s  e  n ,  Wortregister,  s.  v.  Jung,  2,  S.  700. 
*)  Münch,  Samlede  Af handlinger,  I,  S.  126. 
4)  Landnäma,  III,  12/207. 

B)  ebenda,  III,  14/213;  Ljösvetninga  s.,  4/126. 

6J  Landnäma,  IV,  1/238;  Vallaljöts  s.,  2/164;  Svarfdoela,  14/197. 
1)  Eyrbyggja,  9/10.  8)  ebenda,  4/6  und  7/8. 

")  Landnäma,  21/64;  vgl.  Eigla,  88/225. 
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noch  die  Si'öumenn  oder  Gilsbekkingar,1)  und  hatte  Einarr  Stafhyltmgr 
sein  besonderes  Godord,2)  welche  doch  sämtlich  innerhalb  desselben 
Landbezirkes  gesessen  waren.  Wiederum  waren  innerhalb  des  aus- 
gedehnten Landstriches,  welchen  Ingölfr  Arnarson  in  Besitz  genommen 
hatte, 3)  neben  seinen  Nachkommen,  den  Reykvikingar,  auch  noch 
die  Kjalnesmgar  oder  Esjubergingar  im  Besitze  eines  Godords,  welche 
von  Örlygr  gamli  abstammten, 4)  und  nicht  minder  die  Olfusmgar, 
welche  von  porgrimr  Grimölfsson  abstammten.5)  Ebenso  war  Jörundr 
goöi  in  der  Landnahme  des  Ketill  hcengr  gesessen,  6)  und  Hrafnkell 
Freysgoöi  gründet  sich,  nachdem  er  sein  erstes  Godord  eingebüßt 
hat,  ein  zweites,  während  er  doch  auf  einem  kleinen,  erkauften  Hofe 
sitzt 7)  u.  dgl.  m.  Man  sieht,  wie  nicht  alle  auf  selbständig  besetztem 
Lande  wohnenden  Leute  Godorde  stifteten,  so  saßen  auch  nicht  alle 
Stifter  von  Godorden  auf  selbständig  besetztem  Lande ;  in  dem  Rechte 
des  ersten  Okkupanten  über  seinen  vollfreien  Grundbesitz,  sowie  in 
dessen  Herrschaft  über  die  Leute,  welche  sich  mit  seiner  Zustimmung 
innerhalb  dieses  Grundbesitzes  niedergelassen  haben,  kann  somit  die 
Grundlage  des  Godordes  nicht  gefunden  werden,  wenn  auch  nicht 
geleugnet  werden  will,  daß  sehr  häufig  in  der  Hand  von  Landnahme- 
männern Godorde  sich  bildeten,  und  sehr  häufig  die  zu  diesen  ge- 
hörigen Dingleute  in  Leuten  bestanden,  welche  mit  jenen  einge- 
wandert, oder  doch  hinterher  von  jenen  mit  Land  ausgestattet 
worden  waren.  Dagegen  bemerken  wir,  daß  goöi  und  goöorö  vom 
Priestertume  aus  diesen  ihren  Namen  erhalten  haben,  daß  das  „varö- 
veita  hofiö"  d.  h.  die  Tempelpflege,  von  Anfang  an  wesentliche  Auf- 
gabe des  Goden,  und  das  „gjalda  hoftoll",  d.  h.  das  Zahlen  des 
Tempelzolles,  von  Anfang  an  wesentliche  Obliegenheit  der  Dingleute 
war;  wir  werden  hieraus  den  Schluß  ziehen  dürfen,  daß  es  lediglich 
die  Gründung  eines  Tempels  und  die  Bildung  einer  diesen  be- 
suchenden und  zu  dessen  Erhaltung  beitragenden  Tempelgemeinde 
war,  an  welche  die  Entstehung  des  Godordes  anknüpfte,  während 


:)  Heiöarviga  s.,  24/344 — 45!  Gunnläugs  s.  ormstüngu,  4/202. 

2)  Eigla,  85/215;  Landnama,  II,  3/70. 

3)  Landnama,  I,  8/37. 

4)  Kj  aInes  Inga  s.,  2/401  —  2;  die  verwandtschaftlichen  Verhältnisse  stimmen 
freilich  nicht  zu  den  Angaben  der  Landnama,  I,  1 1/42  und  12/44,  und  ebensowenig 
die  Bezeichnung  des  Godords  als  BrundcelagoÖorÖ. 

5;  Landnama,  V,  13/318;  Njala,  56/252. 
6)  Landnama,  V,  3/284 — 5;  vgl.  3/281 — 2. 
7j  Hrafnkels  s.  Freysgoöa,  S.  22  und  24. 
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diese  mit  der  Okkupation  und  Aufteilung  des  Landes  nur  insoweit 
in  Verbindung  stand,  als  bei  vornehmeren  Einwanderern  mit  dieser 
sehr  häufig  der  Tempelbau  schon  von  Anfang  an  Hand  in  Hand 
ging.  Stützt  man  aber  die  Entstehung  des  Godordes  auf  die  Bil- 
dung von  Tempelgemeinden,  so  wird  auch  sofort  die  lediglich  per- 
sönliche Bedeutung  desselben  einleuchtend,  da  es  eben  doch  nur 
Sache  des  freien,  wenn  auch  zweifellos  oft  genug  durch  die  Macht 
der  Verhältnisse  gebotenen  Entschlusses  sein  konnte,  an  welchen 
Tempel  der  einzelne  sich  halten  oder  nicht  halten  wollte;  derselbe 
Zustand,  welchen  uns  die  Rechtsbücher  als  einen  von  Rechts  wegen 
bestehenden  schildern,  erweist  sich  hiernach  mit  großer  Wahrschein- 
lichkeit als  der  von  Anfang  an  begründete,  und  es  fehlt  auch  nicht 
an  weiteren  Anhaltspunkten,  welche  diese  Wahrscheinlichkeit  er- 
höhen. Nur  der  persönliche  Charakter  des  Godordes  und  die  mit 
ihm  zusammenhängende  Möglichkeit  des  freien  Ein-  und  Austrittes 
erklärt,  daß  einzelne  Männer,  welche  von  Haus  aus  kein  Godord  be- 
saßen, sich  ein  solches  durch  eigene  Kraft  und  Tüchtigkeit  in  ver- 
hältnismäßig kurzer  Zeit  neu  bilden  konnten,  wie  Arnkell  goöi  im 
Westlande  und  Hrafnkell  Freysgoöi  im  Ostlande  hierfür  schlagende 
Belege  bieten ;  nur  unter  der  gleichen  Voraussetzung  wird  ferner  die 
Leichtigkeit  begreiflich,  mit  welcher  im  Jahre  1004  die  Gründung 
neuer  Godorde  beschlossen  und  durchgeführt  wurde;  wären  die 
Godorde  und  damit  auch  die  Dingbezirke  territorial  fest  begrenzte 
Gebiete  gewesen,  so  hätten  hier  wie  dort  die  heftigsten  Erschütte- 
rungen und  Kämpfe  die  unausbleibliche  Folge  der  Neubildungen 
sein  müssen.  Überdies  ist  auch  nicht  zu  übersehen,  daß  die  Land- 
näma  ihrer  Aufzählung  der  einwandernden  Geschlechter  und  ihrer 
Landnahmen  zwar  die  Einteilung  des  Landes  in  Viertel  zugrunde 
legt,  aber  dabei  weder  die  Dingverbände  noch  die  Godorde  berück- 
sichtigt, was  sich  doch  auch  wieder  nur  unter  der  Voraussetzung 
erklärt,  daß  nur  die  Viertel,  nicht  aber  die  Godorde  und  die  Ding- 
verbände, feste  geographische  Begrenzung  hatten.  Aber  allerdings 
bedarf  das  bisher  gewonnene  Ergebnis  in  zwiefacher  Richtung  einer 
gewissen  Einschränkung.  Einmal  nämlich  ist  klar,  daß  die  bloß 
persönliche  Bedeutung  des  Godordes  sowohl  als  des  Dingverbandes, 
mochte  sie  rechtlich  noch  so  sehr  fest  stehen,  doch  schon  von  An- 
fang an  tatsächlich  an  gewisse  Schranken  gebunden  war,  welche 
demselben  die  Ausdehnung  über  weitere  Strecken  unmöglich  machten. 
In  der  heidnischen  Zeit  setzte  selbstverständlich  die  Zugehörigkeit 
zu  einer  Tempelgemeinde  im  gewöhnlichen  Verlaufe  der  Dinge  die 
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Möglichkeit  des  regelmäßigen  Besuches  des  betreffenden  Tempels 
und  der  bei  ihm  abzuhaltenden  Opferfeste  voraus;  diese  Möglichkeit 
aber  war  bei  der  Unwegsamkeit  des  Landes  für  jeden  allzu  entfernt 
Wohnenden  ausgeschlossen.  Außerdem  beruhte  auch  in  weltlicher 
Beziehung  die  Vorteilhaftigkeit  der  Verbindung  für  beide  Teile  sehr 
wesentlich  darauf,  daß  jeder  einzelne  Dingmann  jederzeit  auf  kräf- 
tigen Beistand  und  nachdrücklichen  Schutz  seines  Goden  und  umge- 
kehrt jeder  Gode  auf  raschen  Zuzug  seiner  Dingleute  rechnen  konnte, 
wenn  er  diese  zu  irgend  welchem  Dienste  aufzubieten  im  Falle  war ; 
beides  aber  war  durch  nicht  allzu  entferntes  und  nicht  allzu  ver- 
einzeltes Wohnen  dieser  letzteren  bedingt,  und  diese  Rücksicht  mußte 
auch  in  der  christlichen  Zeit  wirksam  bleiben,  nachdem  der  Besuch 
von  Tempeln  und  Opferfesten  weggefallen  war.  Von  hier  aus  mußte 
es  sich  ganz  von  selbst  machen,  daß  die  Dingleute  der  einzelnen 
Goden  ihrer  großen  Mehrzahl  nach  in  dichten  Haufen  beisammen 
saßen,  und  daß  je  nach  Umständen  die  Einwohnerschaft  einer  ganzen 
Gegend  sich  entweder  an  einen  einzigen  mächtigen  Häuptling  an- 
schloß, oder  doch  nur  unter  einige  wenige  solche  sich  verteilte;  in 
solchen  Fällen  mochte  man  dann  allenfalls  auch  die  betreffende 
Gegend  als  das  Herrschaftsgebiet  dieses  oder  jenes  Goden  bezeichnen, 
oder  zwischen  den  Gegenden  unterscheiden,  auf  welche  sich  die 
Macht  des  einen  oder  anderen  Goden  stützte.  Für  alle  diese  Vor- 
kommnisse fehlt  es  nicht  an  Zeugnissen  in  den  Quellen.  Als  z.  B. 
im  Jahre  IOOO  Gizurr  hvfti  und  Hjalti  Skeggjason  nach  Island  kamen, 
um  im  Auftrage  des  norwegischen  Königs  die  Annahme  des  Christen- 
tumes  auf  der  Insel  durchzusetzen,  bekamen  sie  östlich  der  Rangä 
keine  Pferde,  um  zum  Alldinge  zu  reiten,  weil  hier  Haus  für  Haus 
Dingleute  des  Rünölfr  goöi  Ulfsson  saßen,  auf  dessen  Betrieb  Hjalti 
erst  kürzlich  wegen  Gotteslästerung  war  verurteilt  worden. *)  Aus 
ähnlichen  Gründen  schlägt  wenig  später  Käri  Sölmundarson  seinem 
Begleiter  Björn  vor, 2)  „uit  skulum  riöa  austr  um  fjall  ok  ofan  \ 
Skaptärtüngu,  ok  fara  leyniliga  um  jDingmannasveit  Flosa",  indem  sie 
als  ])fngmannasveit  des  Flosi  die  Gegend  bezeichnet,  in  welcher  die 
Dingleute  des  Svinfellmgagoöorös  in  dichten  Massen  saßen.  Von 
Tüngu-Oddr  wird  erzählt, 3)  daß  er  als  Häuptling  im  Borgarfjörör 
südlich  der  Hvftä  regierte,  und  daß  zu  seinem  Tempel  alle  Leute 


l)  Kristni  s.,  u/20;  ähnlich  FMS.  II,  228/234  und  Flbk.  I,  349/442;  vgl. 
auch  Landnäraa,  V,  8/299. 

2j  Njäla,  150/855-56.  3)  Eigla,  88/225. 
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„fyrir  innan  Skarösheiöi"  Tempelzoll  zahlten;  von  Hrafnkell  FreysgoÖi 
aber  wird  nicht  nur  erzählt,  *)  wie  er  zunächst  sich  im  Hrafnkelsdalr 
ein  Godord  gründet  und  auch  die  Leute  im  Jökulsdalr  zwingt,  sich 
diesem  anzuschließen,  aus  welcher  Junghä  er  dann  einmal  70  Mann 
zum  Allding  aufbietet,2)  sondern  auch  berichtet, :')  wie  er  nach  dem 
Verlust  dieses  ersten  Godordes  sich  ein  zweites  gründet,  welches 
viel  größer  und  an  Leuten  reicher  (miklu  meiri  ok  fjölmennari)  war 
als  jenes  erste  und  welches  sich  „upp  um  Skriöudal  ok  upp  allt  meö 
Lagarfljöti"  erstreckte,  also,  freilich  ziemlich  unbestimmte  geogra- 
phische Grenzen  hatte.  Anderwärts  wird  hinwiederum  auch  einmal 
berichtet,4)  daß  zwischen  den  Hafnarfjöll  und  der  Norörä  die  Mehr- 
zahl der  Dingleute  der  Siöumenn  und  Flökdcelir  sitze,  also  aus- 
drücklich hervorgehoben,  daß  sich  die  angegebenen  Grenzen  nur  auf 
die  Mehrzahl,  nicht  auf  die  Gesamtheit  der  Dingleute  beziehen  und 
daß  überdies  sogar  innerhalb  der  angegebenen  Grenzen  wenigstens 
die  Angehörigen  zweier  Godorde  gemischt  saßen.  Wieder  ander- 
wärts endlich  werden  einmal  ])orsteinn  Egilsson  von  Borg  und  Illugi 
svarti  von  Gilsbakki  als  die  beiden  mächtigsten  Häuptlinge  im  Borgar- 
fjörör  bezeichnet,  5)  und  wird  dann  hinterher  angedeutet,  6)  daß  das 
Herrschaftsgebiet  des  letzteren  „uppi  viö  fjöllin",  dagegen  das  des 
ersteren  „ut  ä  Myrunum"  gelegen  war.  Man  sieht,  von  einer  voll- 
kommen willkürlichen  und  rücksichtslosen  Ausnützung  der  rechtlich 
begründeten  Freiheit,  innerhalb  des  Landesviertels  seinen  Goden  und 
damit  seinen  Dingverband  sich  zu  wählen,  war  tatsächlich  keine 
Rede ;  aber  ohne  Bedeutung  war  darum  jene  rechtliche  Freiheit  doch 
keineswegs.  Wenn  es  auch  tatsächlich  nicht  wohl  anging,  daß  ein 
Bewohner  des  Isafjörör  zum  I)verär]3inge  oder  ein  Bewohner  des 
Väpnafjörör  zum  Skaptafellsjunge  gehörte,  so  konnte  doch  der  auf 
den  Skarösströnd  Gesessene  ebensogut  dem  pörsnessfnnge  als  dem 
I)orskafjaröar])fnge,  oder  der  im  Fnjöskadalr  Gesessene  ebensogut 
dem  Inngeyjarfnnge  als  dem  Vaölajnnge  angehören,  und  wenn  zwar 
nicht  die  Angehörigen  aller  neun  zum  Viertel  gehörigen  Godorde 
gleichmäßig  durcheinander  gewürfelt  waren,  so  wohnten  doch  die 
Dingleute  einzelner  Godorde,  deren  Häuptlinge  einander  näher  saßen, 
unter  sich  gemischt;  mit  anderen  Worten :  die  Angehörigen  der  ein- 
zelnen Godorde  und  Dingverbände  gravitierten  zwar  je  nach  einem 

r)  Hrafnkels  s.  FreysgoÖa,  S.  4. 

2)  ebenda,  S.  11.  3)  e  b  e  n  d  a ,  S.  24. 

4)  Heiöarvi'ga  s.,  24/344—45. 

B)  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  4/202.  °)  ebenda,  5/215. 
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bestimmten  Zentralpunkte  hin,  aber  die  Grenzen  ihrer  Verbände 
waren  fließende,  und  je  nach  der  Macht  des  einzelnen  Häuptlings 
umfaßte  sein  Godord  auch  noch  in  weiterer  Ferne  eine  größere  oder 
geringere  Anzahl  von  Dingleuten.  So  erklärt  sich,  daß  z.  B.  Guö- 
mundr  riki,  zu  Mööruvellir  im  Eyjafjörör  wohnhaft,  doch  auch  in 
der  Landschaft  Reykjahverfi  Dingleute  haben  konnte,1)  während  doch 
die  Ljösvetnmgar  zwischen  ihm  und  dieser  Gegend  saßen,  und  im 
Reykjadalr  ihrerseits  Dingleute  hatten, 2)  oder  daß  Geitir  Lytmgsson 
von  Krossavik  zu  Egilsstaöir,  Refsstaöir  und  im  Sunnudalr  Dingleute 
haben  konnte, 3)  während  doch  der  Väpnafjörör  den  zu  Hof  ge- 
sessenen Hofsverjar  mindestens  ebenso  nahe  lag  u.  dgl.  m.  Unbe- 
quem mußte  freilich  das  zerstreute  Wohnen  der  Dingleute  auch  für 
den  Goden  sein,  und  so  erklärt  sich,  daß  noch  am  Schlüsse  des 
12.  Jahrhunderts  einmal  von  einem  Godorde,  dem  Fljötamannagoöorö, 
als  ein  besonderer  Vorzug  hervorgehoben  werden  kann,  4)  daß :  „]Dat 
var  baeöi  fjölmennt  ok  vel  skipat";  neben  der  Zahl  der  Dingleute 
kam  eben  auch  darauf  viel  an,  ob  dieselben  in  einer  Weise  beiein- 
ander wohnten,  welche  für  den  Goden  bequem  war.  —  Zweitens  aber 
sehen  wir  auch  im  Verlaufe  der  Zeit  eine  Veränderung  auf  der  Insel 
sich  anbahnen,  welche  zu  einer  allmählichen  Vereinigung  einer 
größeren  Zahl  von  Godorden  in  wenigen  Händen  führte,  und  auch 
diese  Veränderung  mußte  dazu  führen,  bestimmt  begrenzte  Herr- 
schaftsgebiete auf  der  Insel  entstehen  zu  lassen.  Schon  aus  dem 
Anfange  des  13.  Jahrhunderts  erfahren  wir,  5)  daß  damals  Kolbeinn 
aus  dem  Hause  der  Skagfiröingar  alle  Godorde  des  Nordlandes  vom 
westlichen  Abhänge  der  Yxnadalsheiöi  bis  zum  Avellingagoöorö, 
welches  letztere  teils  dem  Snorri  Sturluson,  teils  den  Melamenn  ge- 
hörte, daß  ferner  nördlich  der  Yxnadalsheiöi  nur  noch  Ogmundr 
sneis,  Hahr  Kleppjärnsson  und  porvaldr  Guömundarson  dyra  Godorde 
besaßen,  von  welchem  letzteren  aber  die  ihm  gehörigen  auf  Sigurör 
Ormsson  und  dann  weiterhin  auf  Tumi  Sighvatsson  übergingen.  Das 
Avellingagoöorö,  über  welches  viel  gestritten  wurde,6)  gehörte  jeden- 
falls dem  pmgeyrajnnge  an,  und  waren  somit  schon  damals  alle 
Godorde  des  Hegranesspinges  und  die  meisten  Godorde  des  Hüna- 
vatnspinges  in   einer  Hand  vereinigt,   wogegen   die  Godorde  des 

l)  Ljösvetninga  s.,  6/132 — 33.  2)  ebenda,  1/113. 

3j  Väpnfiröi'nga  s.,  S.  6.  4)  Sturlünga,  V,  4/134. 

5)  ebenda,  VII,  23/213;  Guömundar  bps.  s.,  51/488. 

G)  vgl.  Kälund,  II,  S.  25  und  419 — 20;  Björn  Magnüsson  Ölsen,  im 
Tfmarit,  II,  S.  I—  31. 
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Vaölajjmges  und  pmgeyjarjM'nges  wenigstens  nur  noch  unter  drei 
Besitzer  verteilt  waren.  Um  wenige  Jahrzehnte  später,  um  das  Jahr 
1238 — 39  nämlich,  erfahren  wir  vollends,1)  daß  der  jüngere  Kolbeinn 
das  ganze  Nordländerviertel  sich  unterwarf  und  sich  sämtliche  Go- 
dorde  von  deren  bisherigen  Besitzern  rechtsförmlich  abtreten  ließ. 
Ähnlich  ging  es  auch  in  anderen  Teilen  der  Insel.  Wir  erfahren 
z.  B.,  daß  in  dem  Schiedssprüche,  welchen  im  Jahre  12 14  \)6rör 
Sturluson  zwischen  I)orvaldr  Vatnsnröing  und  den  Hrafnssöhnen  tat, 
ausbedungen  wurde,  daß  der  erstere  alle  diejenigen  Dingleute  ver- 
lieren solle,  welche  in  dem  Bezirke  (takmark)  zwischen  dem  Vatns- 
fjörör  im  Breiöifjörör  und  den  Stigar  im  Isafjörör  gesessen  waren,2) 
während  wir  zugleich  erfahren,  daß  die  Hrafnssöhne  schon  vorher 
im  Arnarfjörör,  also  innerhalb  jener  Grenzen  viele  Dingleute  hatten;3) 
es  ist  also  klar,  daß  zu  jener  Zeit  die  Dingleute  verschiedener  Goden 
noch  gemischt  untereinander  wohnten,  daß  man  aber  doch  bereits 
bemüht  war,  bei  gegebener  Gelegenheit  im  Vertragswege  der  Herr- 
schergewalt der  letzteren  nach  Möglichkeit  geographische  Grenzen 
zu  ziehen.  In  ganz  ähnlicher  Weise  wurde  in  einem  Vergleiche, 
welchen  Saemundr  Ormsson  im  Jahre  1251  mit  porvarör  pörarinsson 
und  dessen  Bruder  Oddr  abschloß,  bestimmt,  daß  die  unter  beiden 
Teilen  streitigen  Godorde  zwischen  der  Lönsheiöi  und  dem  Vorge- 
birge Gerpir  dem  ersteren  zufallen,  dagegen  die  nördlich  des  Gerpir 
gelegenen  den  letzteren  verbleiben  sollten;4)  auch  hier  also  werden 
den  Godorden  der  nördlichen  und  der  südlichen  Hälfte  des  späteren 
Mülajnnges  bestimmte  geographische  Grenzen  im  Vertragswege  ge- 
zogen. Es  begreift  sich,  daß  derartige  Veränderungen  nicht  ohne 
erheblichen  Einfluß  auf  die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes  bleiben 
konnten.  Wurde  einem  einzelnen  Godorde  rechtsgültig  verboten, 
Dingleute  jenseits  einer  bestimmten  Grenze  zu  haben,  so  wurden 
die  hierdurch  herrenlos  gewordenen  Dingleute  schlechterdings  ge- 
nötigt, sich  einem  der  jenseits  dieser  Grenze  gesessenen  Goden  an- 
zuschließen; vereinigte  ein  einzelner  Häuptling  die  sämtlichen  zu 
einem  oder  zu  mehreren  benachbarten  Dingverbänden  gehörigen 
Godorde  in  seiner  Hand,  so  mußte  sich  dadurch  tatsächlich  die 
territoriale  Geschlossenheit  seiner  Herrschaft  ganz  ungemein  steigern, 
wiewohl  selbstverständlich  rechtlich  immer  noch  die  Möglichkeit  fort- 

1)  Sturlünga,  VII,  J45/381. 

2)  ebenda,  VI,  20/186—87;  Hrafns  s.  Sveinbjarnarsonar,  19/675. 
'■'')  Sturlünga,  VI,  20/186;  Hrafns  s.,  19/674. 

4;  Sturlünga,  VII,  215/91,  vgl.  S.  90. 
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bestand,  daß  der  einzelne  Bauer  an  einen  anderen  Goden  desselben 
Landesviertels  sich  anschließen  konnte,  und  auch  tatsächlich  an  der 
Peripherie  des  Gebietes  ein  gemischtes  Wohnen  der  Dingleute  ver- 
schiedener Herren  noch  immer  vorkommen  mochte.  Gelang  es  aber 
vollends  einem  einzelnen,  wie  dem  jüngeren  Kolbeinn  im  Nordlande, 
die  sämtlichen  Godorde  eines  ganzen  Landesviertels  in  seiner  Hand 
zu  vereinigen,  so  war  auch  rechtlich  sein  Herrschaftsgebiet  zu  einem 
geographisch  vollkommen  geschlossenen  geworden;  die  sämtlichen 
Eingesessenen  des  Viertels  waren  jetzt  Dingleute  eines  und  desselben 
Herrn,  und  damit  mußte  selbstverständlich  die  Scheidung  der  Go- 
dorde innerhalb  des  Viertels  völlig  hinfällig  werden  und  die  Schei- 
dung der  Dingverbände  geographische  Bedeutung  annehmen,  wenn 
man  sie  überhaupt  beibehalten  wollte,  da  der  einzige  Grund  weg- 
gefallen war,  der  früher  allenfalls  den  Anschluß  an  einen  zu  einer 
entfernteren  Dingstätte  gehörigen  Goden  konnte  wünschenswert  er- 
scheinen lassen.  In  den  Rechtsbüchern  sowohl  als  in  den  Urkunden 
des  13.  Jahrhunderts  finden  wir  nun  wirklich  einzelne  Spuren,  welche 
auf  die  territoriale  Bedeutung  der  Dingverbände  hindeuten;  ich 
habe  früher  schon  einige  derartige  Stellen  angeführt  und  Kälund 
hat  den  von  mir  angeführten  noch  einige  weitere  beigefügt;1)  hier 
aber  ist  es  am  Platze,  näher  auf  dieselben  einzutreten.  Darauf  zwar 
lege  ich  wenig  Wert,  daß  einmal  für  den  Fall,  da  einzelne  Mitglieder 
der  lögretta  ihre  Pflicht  versäumen,  und  darum  durch  andere  An- 
gehörige ihres  värjnngs  ersetzt  werden  sollen,  der  Gesetzsprecher  an- 
gewiesen wird,  wenn  er  taugliche  Ersatzleute  „1  ])ä  sveit"  nicht  kennt, 
sich  an  die  samjnngisgoöar  des  Schuldigen  mit  der  Aufforderung  zu 
wenden,  ihm  einen  Ersatzmann  zu  stellen. 2)  Der  Ausdruck  „sveit'' 
weist  bekanntlich  nicht  notwendig  auf  einen  territorialen  Verband, 
sondern  kann  ganz  ebensogut  auch  einen  bloß  persönlichen  be- 
zeichnen; abgesehen  davon  aber  genügt  auch  die  oben  bereits  nach- 
gewiesene tatsächliche  Beziehung  von  Godord  und  Dingverband  zu 
bestimmten  Gegenden  vollkommen,  um  die  Stelle  zu  erklären,  selbst 
wenn  wir  in  derselben  die  „sveit"  territorial  verstehen  wollen.  Auch 
die  Vorschrift  halte  ich  nicht  für  sehr  bedeutsam,  daß  an  dem  Exe- 
kutionsgerichte (feränsdömr),  welches  über  einen  am  Frühlingsdinge 
verurteilten  Mann  gehalten  wird,  dessen  Alimentationspflichtigen  die 
reihenweise  Alimentation  in  dem  Dingverbande  zuerkannt  wird,  in 


x)  Kälund,  I,  S.  70 — 71. 
2)  Konüngsbok,  117/215. 
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welchem  das  Urteil  ergangen  ist  und  somit  auch  das  Exekutions- 
gericht gehalten  wird,  wobei  noch  ausdrücklich  beigefügt  wird,  daß 
die  Rundführung  sich,  wenn  zwei  Dingverbände  eine  gemeinsame 
Dingstätte  haben,  auf  beide  beziehen  solle.1)  Auch  in  diesem  Falle 
genügt  der  approximative  tatsächliche  Zusammenhang,  welcher  ja 
zwischen  den  Dingverbänden  und  bestimmten  Gegenden  von  Anfang 
an  bestand,  um  die  Stelle  zu  erklären  ;  man  konnte  das  Urteil  un- 
bedenklich auf  den  Dingverband  stellen,  und  den  Armen  selbst  und 
denen,  die  für  sie  zu  sorgen  hatten,  überlassen  zu  bestimmen,  wie 
weit  sie  sich  an  zerstreuter  wohnende  Angehörige  desselben  noch 
halten  zu  können  glaubten,  da  ja  die  strengen  Strafen,  mit  denen 
der  unbefugte  Bettelgang  bedroht  war,  gegen  jeden  Mißbrauch  volle 
Gewähr  bot.  Bedenklicher  lautet  eine  weitere  Bestimmung,  welche 
sich  auf  den  Fall  bezieht,  da  jemand  verarmt,  der  im  Lande  keinen 
alimentationspflichtigen  und  alimentationsfähigen  Verwandten  hat. 2) 
Ein  solcher  soll  zur  Alimentation  demjenigen  Landesviertel  über- 
wiesen werden,  innerhalb  dessen  er  verarmt  ist,  und  soll  man,  um 
diese  Überweisung  realisieren  zu  können,  beliebig  einen  Bauern  als 
Vertreter  des  betreffenden  Viertels  wählen,  welcher  in  der  „Jnng- 
sökn"  wohnt,  innerhalb  deren  die  Verarmung  eingetreten  ist  und 
gegen  ihn  die  Klage  richten.  Indessen  scheint  mir  doch  gerade 
diese  Stelle  ganz  besonders  klar  zu  zeigen,  daß  die  Jnngsökn  rechtlich 
kein  territorial  geschlossener  Bezirk  war,  wenn  sie  auch  tatsächlich 
annähernd  als  solcher  behandelt  werden  konnte.  Wäre  der  Ding- 
bezirk wirklich  territorial  geschlossen  gewesen,  wie  es  das  Viertel 
war,  so  hätte  man  sicherlich  den  Verarmenden  dem  Dingbezirke 
und  nicht  dem  Viertel  überwiesen;  wenn  man  dagegen  den  Kläger 
anwies,  den  prozessualen  Vertreter  des  beklagten  Landesviertels 
aus  dem  Dingverbande  zu  nehmen,  in  dem  die  Verarmung  einge- 
treten war,  so  will  darunter  sicherlich  nur  der  Dingverband  be- 
zeichnet sein,  welchem  die  überwiegende  Mehrheit  der  Bewohner 
der  betreffenden  Gegend  angehört,  und  kann  man  sich  in  dieser 
Richtung  mit  einer  so  vagen  und  wenig  juristischen  Bezeichnung 
darum  begnügen,  weil  es  sich  dabei  eben  nur  um  die  ziemlich  gleich- 
gültige Regelung  der  formalen  Prozeßvertretung  handelt;  die  Parallel- 
stelle in  beiden  Rechtsbüchern  überläßt  die  Wahl  des  Vertreters  dem 


r)  Konüngsbök,  62/115. 

2)  Konüngsbök,  143/26 — 27;  vgl.  138/20;  StaÖarhölsbök,  110/140 — 41; 
vgl.  100  131. 
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Kläger  sogar  ohne  jede  Einschränkung!  Weiterhin  findet  sich  die 
Vorschrift, ')  daß  derjenige,  welcher  Dienstleute  „ör  ööro  Jnngmarke" 
aufnimmt,  für  allen  Schaden  aufkommen  müsse,  welchen  diese  an- 
richten, ohne  die  Beihülfe  des  hreppr  in  Anspruch  nehmen  zu  können, 
welcher  sonst  gegen  Brandschaden  in  gewissem  Umfange  die  Ver- 
sicherung übernimmt.  Nach  einer  anderen  Stelle 2)  hat  derjenige, 
welcher  gegen  einen  Ausländer  klagen  will,  sein  Gastgericht  bei 
dem  Domizile  seines  eigenen  Goden  zu  halten  und  hier  auch  die 
Ladung  zu  erlassen;  gehört  aber  der  Kläger  einem  fremden  Bezirke 
an  (d.  h.  ist  er  ütanheraösmaör),  so  soll  als  Ort  der  Ladung  und 
des  Gerichts  das  Domizil  eines  der  Goden  gelten,  die  in  der  ])mg- 
sökn  ihr  Godord  haben,  in  welcher  die  Vorgänge  erfolgt  sind,  auf 
denen  die  Klage  beruht  und  hat  der  Kläger  zwischen  den  betreffenden 
Goden  die  Wahl.  Endlich  eine  dritte  Stelle 3)  wiederholt  zunächst 
die  Regel  nur  in  etwas  anderer  Wortfassung,  daß  für  die  Ladung 
zum  Gastgerichte  und  für  dessen  Haltung  der  Wohnort  des  Goden 
maßgebend  ist,  bei  dem  der  Kläger  im  Ding  ist,  fügt  aber  sodann 
bei,  daß  für  den  Fall,  da  der  Handelsplatz  (kaupstefna)  in  einer  an- 
deren ]jfngsökn  liege,  als  welcher  der  Gode  des  Klägers  zugehöre, 
oder  in  einem  anderen  Viertel,  der  Kläger  berechtigt  sein  solle,  unter 
den  Goden  der  Jnngsökn,  in  welcher  der  Handelsplatz  liegt,  den- 
jenigen auszuwählen,  dessen  Wohnort  in  beiden  Beziehungen  maß- 
gebend sein  solle;  sie  bemerkt  ferner,  daß  diese  Vorschrift  nur  für 
drei  unter  den  vier  Vierteln  gelte,  wogegen  im  Ostlande  dem  Kläger 
auch  das  andere  Recht  alternativ  zustehe,  die  Klage  bei  derjenigen 
Grabkirche  durchzuführen,  welche  dem  Handelsplatze  zunächst  liege. 
Alle  drei  Steilen  behandeln  somit  die  Jnngsökn  wirklich  als  einen 
geographisch  bestimmt  begrenzten  Bezirk,  und  auf  dieselbe  An- 
schauung führt  es  hinaus,  wenn  uns  eine  Warentaxe  mitgeteilt  wird, 
welche  „1  ArnessjDmgsökn", 4)  oder  eine  zweite,  welche  „um  tvaer 
])fngsöknir,  Arnesslimgsökn  ok  Rängaemgaftmgsökn"  gelten  soll;5) 
wenn  ferner  in  dem  Stiftungsbriefe  einer  Kirche  von  bestimmten 
Zahlmitteln  gesprochen  wird,  wie  sie.  „i  Kjalarnessjjingi"  gehen,-6) 
oder  wenn  B.  Magnus  Gizurarson  ein  Schreiben  an  alle  Kleriker  und 
Laien  „i  Kjalarness^ingsokn"  richtet.7)    Alle  diese  Vorkommnisse 

*)  StaÖarhölsbök,  227/261. 

2j  ebenda,  228/262.  3)  ebenda,  231/264. 

4j  Belgsdalsbök,  62/246. 

5)  ebenda.  66/251.  6)  Diplom,  island.  I,  102/402. 

7j  ebenda,  123/491. 
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deuten  bereits  auf  eine  ziemlich  vorgeschrittene  Umbildung  der  Ding- 
verbände in  territorialer  Richtung ;  aber  immerhin  deutet  wenigstens 
eine  der  angeführten  Stellen  sehr  deutlich  darauf  hin,  daß  es  sich 
um  eine  Umbildung  handelt.  Wenn  nämlich  an  einer  der  beiden 
das  Gastgericht  betreffenden  Stellen  die  Worte  gebraucht  werden:1) 
„i  annarre  Jnngsökn  enn  sä  goöi  heyr,  er  a])ili  er  \  Jn'ngi  meö,  eöa 
f  öörum  fjöröüngi",  so  ist  leicht  ersichtlich,  daß  die  Erwähnung  des 
Viertels  neben  dem  Dingverbande  keinen  Sinn  hat,  da  ja  das  fremde 
Viertel  einen  fremden  Dingverband  unausbleiblich  zur  Folge  hatte ; 
zugleich  aber  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  ursprünglich  in  der 
Stelle  nur  vom  Viertel  gesprochen  worden  war  und  die  (nngsökn 
erst  hinterher  in  dieselbe  hineinkorrigiert  worden  ist,  wobei  dann 
übersehen  wurde,  daß  diese  statt  des  Viertels,  nicht  aber  alternativ 
neben  demselben  zu  nennen  gewesen  wäre.  Ungleich  deutlicher 
noch  weist  aber  eine  andere,  bisher  noch  nicht  besprochene  Stelle 
auf  die  Umbildung  hin.  In  die  Lehre  von  den  Seeschiffen  nämlich 
zeigt  die  Konüngsbök  einen  Paragraphen  eingeschoben,  welcher  von 
dem  Verkehre  mit  ausländischen  Handelsleuten  handelt.2)  Daß  hier 
ein  späteres  Einschiebsel  vorliegt,  ist  klar,  denn  der  nächstfolgende 
Paragraph  setzt  die  Lehre  vom  Schiffszuge  fort,  wo  der  unmittelbar 
vorhergehende  Paragraph  sie  abgebrochen  hatte;  wenn  aber  schon 
dieser  Umstand  die  Vermutung  nahe  legt,  daß  wir  es  hier  mit 
jüngerem  Rechte  zu  tun  haben,  so  wird  diese  Vermutung  durch  den 
Inhalt  des  Paragraphen  sehr  entschieden  bestätigt.  Während  die 
Überwachung  des  Verkehres  mit  fremden  Schiffen,  und  zumal  auch 
die  Feststellung  der  Warentaxen  für  den  Handel  mit  denselben  von 
alters  her,  wie  später  noch  darzutun  sein  wird,  den  Goden  überlassen 
war,  in  deren  Nachbarschaft  das  betreffende  Schiff  angelegt  hatte, 
wird  hier  für  die  Besorgung  dieser  Obliegenheit  in  sehr  eigentüm- 
licher Weise  Fürsorge  getragen.  Geographisch  begrenzte  Bezirke 
(heraös  takmark)  werden  gebildet  und  für  jeden  derselben  sollen  drei 
Männer  ernannt  werden,  um  innerhalb  des  Bezirkes  die  Handels- 
polizei zu  üben;  als  forräösmenn,  d.  h.  Vorsteher  oder  Verwalter, 
werden  sie  bezeichnet  und  ihnen  wird  nicht  nur  die  Feststellung  der 
Warentaxen,  sondern  auch  die  Klagstellung  wegen  aller  Vergehen 
gegen  die  Handelsordnung  übertragen;  aber  auch  wenn  Privatleute 
den  Fremden  gegenüber  eines  Gastgerichtes  bedürfen,  soll  Ladung 


l)  StaÖarhölsbök,  231/264. 
2j  Konüngsbök,  167/72 — 74. 
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und  Gerichtshaltung  an  dem  Wohnorte  eines  jener  drei  Männer  vor 
sich  gehen,  und  vorkommendenfalls  auch  vom  Beklagten  auf  den 
Schiedspruch  eines  solchen  kompromittiert  werden  können.  Die 
Bezirke  werden  aber  nur  für  das  Ostland  und  Südland  angegeben, 
und  zwar  reicht  der  erste  von  Länganes  bis  zur  Lönsheiöi,  der  zweite 
von  der  Lönsheiöi  bis  zur  Arnarstakksheiöi,  der  dritte  von  der  Arn: 
arstakksheiöi  bis  zum  pjörsäross,  der  vierte  vom  pjörsäröss  bis 
Reykjanes,  wogegen  vom  fünften  infolge  einer  etwa  acht  Buchstaben 
umfassenden  Lücke  in  der  Hs.  nur  die  Südgrenze  bei  Reykjanes, 
aber  nicht  die  Nordgrenze  zu  erkennen  ist;  man  möchte  auf  den 
Hvalfjörör  resp.  die  Botnsdalsheiöi  raten,  eher  als  auf  den  Borgarfjörör 
und  die  Hvitä.  Nun  ist  sofort  klar,  daß  diese  Begrenzung  der  fünf 
Bezirke  ganz  mit  derjenigen  zusammenfällt,  welche  die  späteren 
syslur  zeigen,  und  welche  somit  wohl  auch  schon  die  in  der  Järn- 
siöa  und  Jönsbök  erwähnten  territorial  gewordenen  Dingbezirke  ge- 
zeigt haben  werden;  für  das  Mülajjfng,  Skaptafells^ing  und  Rangär- 
|)ing  ist  die  Ubereinstimmung  eine  völlig  zutreffende,  während  aller- 
dings die  Grenze  zwischen  dem  Arnessjnnge  und  Kjalarness|)inge 
sich  später  etwas  verschoben  zu  haben  scheint,  indem  der  Grinda- 
vikurhreppr  vom  Arness)3inge  abgetrennt  und  zum  Kjalarnessjnng 
geschlagen  wurde.  Hier  also  treten  zum  ersten  Male  ganz  bestimmt 
gezogene  territoriale  Grenzen  auf  für  die  Bezirke,  welche  wenig 
später  als  territoriale  Dingbezirke  und  weiterhin  als  syslur  erscheinen; 
aber  man  wagt  noch  nicht,  sie  als  Dingbezirke  zu  bezeichnen,  ob- 
wohl sie  sicherlich  im  großen  und  ganzen  bereits  mit  den,  rechtlich 
noch  immer  nur  persönlichen,  jnngsöknir  zusammenfielen ;  zum  ersten 
Male  auch  treten  hier  anstatt  der  drei  samlnngisgoöar  einer  jeden 
[jingsokn  ebensoviele  ernannte  Männer  auf,  für  deren  Bezeichnung 
ein  Ausdruck  verwendet  wird,  welcher  auffällig  an  den  Namen  der 
forräöagoöorö  erinnert,  welchen  ein  offenbar  der  älteren  Islendingabök 
entlehntes  Einschiebsel  der  HcensnajDÖris  saga  für  jene  fingierten 
Godorde  gebraucht, ])  deren  man  je  drei  für  jedes  der  drei  Landes- 
viertel bei  der  Besetzung  der  lögretta  durch  gewählte  Männer  ver- 
treten ließ,  welche  durch  die  größere  Godenzahl  des  Nordlandes  be- 
nachteiligt waren.  Es  wird  also  hier  ein  Zustand  bezeichnet,  welcher 
vollkommen  einer  Zeit  entspricht,  in  welcher  bereits  eine  große  Zahl 
von  Godorden  in  wenigen  Händen  angehäuft  waren.  In  einer 
solchen  Zeit  konnte  natürlich  der  Inhaber  zahlreicher  Godorde  die 


*)  Hcensnaböris  s.,  14/173,  Anm. 
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regelmäßigen  Verwaltungsgeschäfte,  welche  durch  diese  bedingt 
waren,  nicht  mehr  in  eigener  Person  versehen;  er  mußte  sich  somit 
durch  ernannte  Beamte  vertreten  lassen,  und  es  war  sehr .  natürlich, 
daß  man  deren  zunächst  drei  für  jeden  Dingverband  wählte,  wie 
dieser  drei  Godorde  umfaßte,  wobei  dahingestellt  bleiben  mag,  ob 
man  nicht  etwa  die  Dienstbezirke  dieser  Beamten  territorial  fest  be- 
grenzte, was  ja  bequemer  und  leicht  zu  machen  war,  wenn  die  drei 
Godorde  des  Dingverbandes  in  einer  Hand  lagen.  Bei  den  Ding- 
verbänden aber  mußte  sich  die  Verwandlung  in  bestimmt  begrenzte 
Territorialbezirke  notwendig  dann  ergeben,  wenn  erst  die  sämtlichen 
Godorde  eines  Landesviertels  in  einer  Hand  vereinigt  waren;  sie 
konnte  aber  auch  schon  dann  eintreten,  wenn  diese  Vereinigung 
noch  nicht  vollständig,  aber  doch  schon  annähernd  gelungen  war, 
indem  zerstreute  Angehörige  eines  fernen  Goden  unter  den  ziemlich 
geschlossen  sitzenden  Dingleuten  eines  und  desselben  Herrn  sich 
um  so  weniger  halten  konnten,  je  mächtiger  dieser  letztere  und  je 
ausgedehnter  sein  Gebiet  war.  Wenn  also  Münch  und  Keyser  für 
die  ältere  Zeit  den  Godorden  und  Dingverbänden  territoriale  Gel- 
tung beilegen,  welche  sich  erst  später  zu  bloß  persönlicher  Bedeutung 
abgeschwächt  habe,  so  vermag  ich  umgekehrt  beiden  von  Anfang 
an  lediglich  persönliche  Bedeutung  zuzuerkennen,  welche  erst  in  den 
letzten  Zeiten  des  Freistaates  den  territorialen  Charakter  mehr  vor- 
treten ließ,  als  die  Admassierung  der  Godorde  in  der  Hand  einiger 
weniger  Herren  die  Freiheit  der  Wahl  des  Häuptlings  für  die  Unter- 
gebenen illusorisch  machte,  wenn  nicht  gar  völlig  ausschloß,  und 
zugleich  zu  einer  anderweitigen  Regelung  der  Bezirksverfassung  kate- 
gorisch nötigte.  Abgeschlossen  wurde  übrigens  dieser  Entwicklungs- 
prozeß erst  mit  der  Unterwerfung  unter  die  Königsherrschaft,  indem 
von  der  Zeit  an,  da  die  sämtlichen  Godorde  des  gesamten  Landes 
in  des  Königs  alleinige  Hand  übergingen,  selbstverständlich  von  einer 
Wahl  des  Häuptlings,  an  welchen  sich  der  einzelne  Untertan  an- 
schließen wollte,  schlechterdings  nicht  mehr  die  Rede  sein  konnte. 
Von  da  ab  konnte  die  Einteilung  des  Volkes  nur  noch  auf  terri- 
torialer Grundlage  beruhen,  da  alle  Träger  der  öffentlichen  Gewalt 
nur  noch  Beamte  und  Organe  des  einen  Königs  waren,  welchem 
gegenüber  alle  Einwohner  des  Landes  kraft  des  Unterwerfungsver- 
trages in  der  gleichen  unverrückbaren  Dienstpflicht  standen.  —  Es 
begreift  sich  aber,  daß  es  bei  der  großen  Zahl  und  der  nicht  minder 
großen  Veränderlichkeit  in  dem  Umfange  der  Godorde,  bei  deren 
grundsätzlicher  Teilbarkeit   und  nicht  minder  grundsätzlicher  Ad- 
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massierbarkeit  eine  Feststellung  der  einzelnen  Godorde  und  ihrer 
Geschichte  geradezu  unmöglich  ist;  auf  die  Bedeutung  des  Godordes 
für  das  öffentliche  Leben  der  Insel,  auf  dessen  rechtliche  Behandlung 
im  ganzen  sowohl  als  auf  den  Umfang  der  mit  demselben  ver- 
bundenen Rechte  und  Pflichten  wird  später  noch  des  näheren  ein- 
zugehen sein. 

Neben  der  staatlichen  Einteilung  Islands  steht  aber  zweitens 
noch  eine  kirchliche;  aber  freilich  ist  diese  in  der  freistaatlichen 
Zeit  nur  eine  sehr  unvollkommen  entwickelte,  und  kann  dieselbe 
überdies  hier  nur  ganz  im  Vorbeigehen  berührt  werden,  da  sie 
wesentlich  dem  Kirchenrechte  und  nicht  dem  Staatsrechte  angehört. 
Von  ihren  ersten  Berührungen  mit  dem  Christentume  an  gehörte 
die  Insel  zur  Kirchenprovinz  des  Erzbischofes  von  Hamburg, 
welcher  in  Bremen  seinen  Sitz  hatte.  Als  dann  später  für  den  ger- 
manischen Norden  eine  eigene  Provinz  mit  dem  Sitze  zu  Lund  ge- 
gründet wurde,  bildete  Island  ein  halbes  Jahrhundert  lang  (1103 — 52) 
einen  Bestandteil  von  dieser,  und  als  endlich  im  Jahre  11 52  für 
Norwegen  und  seine  Nebenlande  ein  eigenes  Erzbistum  mit  dem 
Sitze  zu  Niöarös  entstand,  wurde  die  Insel  sofort  zur  „provincia 
Nidrosiensis"  oder  dem  „Niöaröss  erkibiskupsdcemi"  geschlagen,  bei 
welcher  dieselbe  auch  das  ganze  Mittelalter  über  verblieb.  Anfangs 
nur  von  fremden  Missionsbischöfen  besucht,  erhielt  ferner  Island  in 
Isleifr  Gizurarson  im  Jahre  1055  seinen  ersten  einheimischen  Bischof, 
und  durch  dessen  Sohn  und  Nachfolger,  Gizurr  Isleifsson  ein  eigenes 
Bistum  mit  dem  Sitze  zu  Skälholt;  seit  dem  Jahre  1106  erhielt  das 
Land  sodann  auf  Veranstaltung  eben  dieses  Bischofs  Gizurr  auch 
noch  eine  zweite  Diözese  mit  dem  Sitze  zu  Hölar  und  seitdem  zerfiel 
dasselbe  in  die  beiden  Diözesen  von  Skälholt  (diöcesis  Scalotensis; 
Skälholts  biskupsdcemi)  und  von  Hölar  (diöcesis  Holensis ;  Höla  bis- 
kupsdcemi),  von  welchen  die  letztere  das  Nordland,  die  erstere  da- 
gegen die  drei  anderen  Landesviertel  umfaßte.  Dabei  waren  genau 
dieselben  Grenzen  für  die  Diözese  maßgebend  wie  für  das  Nord- 
länderviertel, und  kann  demnach  noch  eine  im  14.  Jahrhundert  ge- 
schriebene kirchengeschichtliche  Quelle  vom  Hrütafjörör  sagen:3) 
„I)ar  mcetast  biskupsdcemi".  Weiter  herab  als  bis  zum  Bistume 
reichte  aber  die  Ordnung  der  kirchlichen  Bezirksverfassung  in  der 
freistaatlichen  Zeit  nicht.  Pröpste  (pröfastar),  wie  solche  in  der 
späteren  katholischen  Zeit  und  bis  in  die  Gegenwart  herunter  die 


l)  Arngn'ms  Guömundar  bps.  s.,  38/76. 
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nächsten  Unterbeamten  der  Bischöfe  bilden,  kommen  erst  unter  nor- 
wegischer Herrschaft  auf  der  Insel  vor,  und  von  Propsteien 
(pröfastsdcemi,  praepositurae),  wie  sie  später,  zumeist  mit  den  Syseln 
zusammenfallend,  auftreten,  ist  demnach  in  der  Zeit  des  Freistaates 
noch  keine  Rede.1)  Ja  selbst  von  regelmäßig  geordneten  Kirch- 
spielen (sö.knir,  kirkjusöknir,  f»mg)  und  Pfarrsprengeln  (presta- 
köll)  war  zur  Zeit  des  Freistaates  nur  wenig  zu  verspüren.  Aller- 
dings stand  dem  Bischöfe  das  Recht  zu,  zu  bestimmen,  an  welche 
Kirche  jeder  einzelne  Bauer  seinen  Zehnt  geben  solle,  2)  und  davon 
scheint  dann  der  Regel  nach  auch  abgehangen  zu  haben,  welche 
Kirche  als  die  ordentliche  Kirche  des  betreffenden  Hofes  galt  und 
welcher  Kirche  Kirchweihfest  der  betreffende  Bauer  zu  feiern  ver- 
bunden war;3)  aber  dabei  handelte  es  sich  nicht  um  eine  bleibende 
Einrichtung,  sondern  lediglich  um  eine  Verwaltungsmaßregel  des 
einzelnen  Bischofs,  deren  Geltungsdauer  auf  die  Amtszeit  des  Ver- 
fügenden beschränkt  war  und  welche  überdies  sogar  von  diesem 
selbst  wieder  zurückgenommen  werden  konnte,  wenn  er  entweder 
fand,  daß  die  Kirche,  welcher  er  einen  Zehnt  zugewiesen  hatte,  von 
ihrem  Besitze  allzu  schlecht  unterhalten  werde,  oder  wenn  er  sich 
dazu  herbeiließ,  eine  neue  Kirche  in  der  Nachbarschaft  zu  weihen 
und  dieser  einen  Teil  des  Zehnts  zugute  kommen  lassen  wollte. 4) 
Noch  in  dem  Christenrechte  des  B.  Ärni  kehrt  diese  Vorschrift  in 
der  Art  wieder,  daß  dem  Bischöfe  das  Recht  eingeräumt  wird,  zu 
bestimmen,  zu  welcher  Kirche  jeder  einzelne  seinen  Zehnt  geben 
solle,  sowie  auch  das  Recht,  den  einer  Kirche  zugewiesenen  Zehnt 
wieder  von  ihr  wegzunehmen,  wenn  er  findet,  daß  sie  zu  schlecht 
unterhalten  werde;5)  davon,  daß  bei  jeder  neuen  Besetzung  des 
bischöflichen  Stuhles  die  Verteilung  der  Zehnten  neu  reguliert 
werden  könne,  dann  daß  anläßlich  des  Baues  neuer  Kirchen  dem 
Bischöfe  sogar  eine  Veränderung  der  eigenen  Zehntregulierung  ge- 
stattet wurde,  ist  freilich  hier  nicht  mehr  die  Rede,  aber  doch  auch 
ebensowenig  bestimmt,  daß  prinzipiell  die  einmal  beliebte  Ordnung 
eine  bleibende  sein  solle.    In  der  Tat  scheint  erst  gegen  die  Mitte 


x)  Einige  Nachweise  über  die  Geschichte  des  Amtes  habe  ich  in  der  Kritischen 
Vierteljahresschrift,  VII,  S.  383 — 85  gegeben. 

2)  Konüngsbök,  258/210;  S  ta  ö  ar  h  ö  ls  b  ö  k  ,  43/52  und  53;  vgl.  auch  die 
in  den  nächsten  beiden  Anmerkungen  angeführten  Stellen. 

%)  Konüngsbök,  4/14  und  S  t  a  ö  a  r  h  6  ls  b  ö  k  ,  12/15— 16,  dann  13/16. 

4)  Konüngsbök,  260/214;  S ta Ö ar h ö ls b  ö k ,  53/60—61;  Skälh  oltsbök, 
414.  5)  Ärna  bps.  K r R.  15/98  und  100. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  7 


98 


Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 


des  14.  Jahrhunderts  eine  dauernde  Einteilung  des  Landes  in  fest 
begrenzte  Kirchgemeinden  durchgedrungen  zu  sein,  deren  Umfang 
•dann  regelmäßig,  wenn  auch  nicht  notwendig  und  ausnahmslos,  mit 
dem  Umfange  der  weltlichen  Gemeinden  zusammenfiel.1) 

Neben  der  staatlichen  und  kirchlichen  Einteilung  der  Insel  findet 
sich  noch  eine  weitere  vor,  welche  einen  weltlichgemeind- 
lichen Charakter  trägt,  deren  geschichtliche  Entstehung  aber  aller- 
dings schwer  festzustellen  ist,  eine  Einteilung  nämlich  in  hreppar 
oder  löghreppar.  Der  hreppr  war  ein  geographisch  fest  be- 
grenzter Bezirk,  wenn  auch  dessen  Begrenzung  keine  schlechthin 
unveränderliche  war.  Es  wird  uns  nämlich  gesagt,  daß  derselbe 
mindestens  20  Bauern  in  sich  begreifen  sollte,  in  deren  Zahl  noch 
überdies  nur  diejenigen  eingerechnet  werden  sollten,  welche  im  Hin- 
blicke auf  das  Maß  ihres  Vermögens  das  pnngfararkaup  zu  entrichten 
hatten;  nur  mit  besonderer  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung sollte  für  einzelne  Fälle  ein  geringerer  Bestand  zugelassen 
werden,  andererseits  aber  den  Beteiligten  freistehen,  behufs  der  be- 
henderen Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  den  hreppr  wieder  in 
Unterabteilungen  zu  zerlegen,  in  Drittel  also  oder  in  Viertel.2)  Dabei 
sollten  jedoch  die  Angehörigen  jedes  einzelnen  hreppr  stets  die 
nächsten  Nachbarn  sein,  und  sollte  überdies  der  Bestand  der  hreppar 
unverändert  so  bleiben,  wie  er  einmal  geordnet  war;3)  damit  ist 
also  einerseits  der  geographische  Zusammenhang  und  andererseits 
der  dauernde  Bestand  der  hreppar  sichergestellt,  und  konnten  die- 
selben demnach  nicht  etwa  bloß  durch  die  Kopfzahl  bestimmte  Ab- 
teilungen des  Volkes  bilden,  wie  dies  R.  Keyser  angenommen  hat,4) 
vielmehr  ist  in  der  Vorschrift,  daß  der  hreppr  nicht  aus  weniger  als 
20  steuerpflichtigen  Bauern  bestehen  dürfe,  nur  die  Bestimmung 
einer  Minimalgrenze  zu  erkennen,  unter  welche  derselbe  nicht  herab- 
sinken durfte,  ohne  seiner  Auflösung  zu  verfallen,  wogegen  eine 
Maximalgrenze  nicht  bestand.  Nur  unter  der  Voraussetzung  einer 
bestimmten  geographischen  Begrenzung  der  hreppar  wird  denn  auch 
verständlich,  daß  gelegentlich  von  einer  Hreppsgrenze  (hreppamöt) 
gesprochen  werden  kann  und  von  Bauern,  die  an  derselben  wohnen;5) 

*)  vgl.  Dr.  Petur  Petursson,  Commentatio  de  jure  ecclesiarum  in  Islandia 
ante  et  post  reformationem,  S.  28 — 32  und  meine  Bemerkungen,  ang.  O.,  S.  186—91. 

2)  Konüngsbok,  234/171-  S  ta  Ö  arh  ö  1  s  b  ö  k  ,  217/249. 

3)  ang.  O. 

4)  Norwegische  Rechtsgeschichte,  S.  278. 

r,J  Konüngsbok,  234/1 71  ;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k,  217/249. 
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daß  gesagt  werden  kann,  wenn  eine  Grabkirche  „innan  hrepps"  be- 
stehe, brauche  der  entfernter  wohnende  Kirchbesitzer  der  Leiche 
kein  Grab  zu  gewähren  J)  und  der  Priester  brauche  unter  derselben 
Voraussetzung  eine  Leiche  nur  dann  zum  Grabe  zu  geleiten,  wenn 
sie  „innan  hrepps"  bestattet  werde,  nicht  aber  „ör  hrepp", 2)  oder 
der  Bischof  solle  bei  seinen  vorschriftsmäßigen  Rundreisen  „i  log- 
hrepp  hvern"  in  dem  Landesviertel  kommen,  welches  er  gerade  visi- 
tiert;3) daß  dem  Bischöfe  vorgeschrieben  wird,  in  jedem  hreppr  be- 
kanntzugeben, wen  er  mit  der  Einziehung  seines  Zehnt  beauftragt 
habe,4)  wofür  freilich  eine  andere  Fassung  der  Vorschrift  das  heraö 
nennt. 5)  Nur  unter  derselben  Voraussetzung  begreift  sich  ferner, 
daß  sich  schon  frühzeitig  für  einzelne  hreppar  landschaftliche  Be- 
nennungen nachweisen  lassen,  wie  z.  B.  Hraungeröfngahreppr,  Kaldnes- 
mgahreppr,  Hrunamannahreppr.6)  Vom  Staate  und  den  für  ihn  maß- 
gebenden Gewalten  sind  die  hreppar  vollkommen  unabhängig;  sie 
haben  ihre  eigenen  Organe  in  besonderen  Gemeindeversammlungen 
und  frei  gewählten  Gemeindebeamten,  welche  mit  den  Goden  und 
den  Dingversammlungen  nichts  zu  tun  haben.  Ihre  Kompetenz  aber 
ist  wesentlich  auf  die  Armenpflege  beschränkt,  an  welche  sich  jedoch 
immerhin  einige  weitere,  mit  jener  nur  indirekt  in  Verbindung  ste- 
hende Aufgaben  anschließen.  Ich  werde  auf  diesen  Punkt  später 
noch  einzugehen  haben,  will  aber  hier  noch  über  die  Etymologie 
des  Wortes  hreppr  und  über  die  Entstehung  der  Einteilung  in  der- 
artige Bezirke  einiges  beifügen.  Guömundr  Andresson  will  das  Wort 
von  einem  Zeitwort  „reifa"  oder  „rifja"  ableiten,  welches  so  viel  als 
erheben,  erleichtern  bedeute  und  damit  in  Zusammenhang  bringen, 
daß  der  hreppr  zur  Erledigung  von  Rechtssachen  und  Versorgung 
von  Unmündigen  bestimmt  gewesen  sei ;  *)  aber  diese  Ableitung  ist 
sprachlich  wie  sachlich  gleich  haltlos.  Päll  Vidahn  dagegen  denkt 
an  das  Zeitwort  „hreppa"  und  meint,  es  sei  unter  dem  hreppr  ur- 
sprünglich ein  Bezirk  zu  verstehen  gewesen,  welchen  die  Götter 
durch  irgend  ein  Wahrzeichen   nach  heidnischem  Glauben  einem 


^StaÖarhölsbök,  7/8;  Skälholtsbök,  3/7  —  8;  fehlt  in  den  anderen 
Texten. 

2)  Konüngsbök,  2/-10;  S  t  aÖa  r  h  ö  ls  b  6  k  ,  8/11. 
'  3)  Konüngsbök,  5/19;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  sb  ö  k ,  15/22. 

4)  Konüngsbök,  257/209;  StaÖarhölsbök,  42/51. 

5)  Konüngsbök,  5/19 ;  StaÖarhölsbök,  15/23. 

6)  Landnäma,  1,  17/54;  V,  9/303  und  11/309  und  310. 

7)  Lexicon  Islandicum,  S.  122  (J683). 
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Manne  zur  Besitzergreifung  zugewiesen  hätten.1)  Unter  den  neueren 
Lexikographen  billigt  Guöbrandr  Vigfüsson  die  Ableitung  von 
„hreppa",  während  die  übrigen  sich  über  die  Etymologie  des  Wortes 
nicht  aussprechen ;  er  faßt  aber  das  Wort  von  hier  aus  als  „a  share, 
allodium"  auf,  also  als  ein  Landlos.  Auch  ich  möchte  an  dasselbe 
Zeitwort  anknüpfen,  aber  doch  in  etwas  anderer  Weise  als  die  beiden 
genannten.  Das  Zeitwort  bedeutet  so  viel  als  „hastig  ergreifen", 
„erwischen";  nimmt  man  nun  aber  hreppr  passiv,  als  das  hastig  Er- 
griffene, so  läßt  sich  allenfalls,  wie  bei  dem  römischen  „manipulus" 
oder  unserem  „Handvoll",  zu  dem  Begriffe  einer  zusammengerafften 
Schar  gelangen,  und  wäre  somit  anzunehmen,  daß  der  ursprünglich 
persönlich  gefaßte  Ausdruck,  ähnlich  wie  sveit  oder  heraö,  erst 
hinterher  territoriale  Geltung  erlangt  habe.  Was  aber  das  Alter  und 
die  Entstehung  der  hreppar  betrifft,  so  hat  zunächst  der  schwedische 
Rechtshistoriker  Nordström  die  Ansicht  ausgesprochen, 2)  daß  im 
Norden  überhaupt  und  auf  Island  insbesondere  die  Verpflegung  der 
Armen  erst  in  der  christlichen  Zeit  zu  einer  Rechtspflicht  erhoben 
worden  sei,  wogegen  in  der  heidnischen  Zeit  teils  die  Aussetzung 
der  Kinder,  teils  die  Tötung  der  alten  und  gebrechlichen  Leute,  so- 
weit diese  nicht  vorzogen,  selbst  ihrem  Leben  ein  Ende  zu  machen, 
ein  rechtlich  zulässiges  Mittel  geboten  habe,  der  hülfsbedürftigen  An- 
gehörigen sich  zu  entledigen.  Auch  Guöbrandr  Vigfüsson  hat  in 
seinem  Wörterbuche  zunächst  die  Entstehung  der  hreppar  der  christ- 
lichen Zeit,  dem  n.  Jahrhundert  etwa  zugewiesen,  und  somit  einen 
Anachronismus  darin  gefunden,  wenn  hin  und  wieder  schon  bei  Be- 
sprechung der  früheren  Zeit  in  den  Quellen  von  hreppar  die  Rede 
ist;  in  seinen  „Addenda"  hat  er  jedoch  diese  Annahme  aufgegeben3) 
und  in  der  Tat  scheint  sich  deren  Unstichhaltigkeit  ziemlich  sicher 
nachweisen  zu  lassen.  *)  Richtig  ist  allerdings,  daß  die  Aussetzung 
der  Kinder  im  Heidentume  in  gewissem  Umfange  erlaubt  war,5)  und 
daß  sie  von  ärmeren  Leuten  hin  und  wieder  als  ein  Mittel  benützt 

r)  Skyringar  yfir  fornyrÖi  lögbökar,  S.  247—48  (1854). 

2)  Bidrag  tili  den  svenska  Samhälls-Författningens  Historia,  II,  S.  109 — III. 

3)  Icelandic-English  Dictionary,  s.  v.  hreppr,  S.  284,  vgl.  mit  S.  775. 

4)  vgl.  meine  Schrift:  Island,  S.  316—22. 

5)  vgl-  Jon  Eiriksson,  De  expositione  infantum  apud  veteres  Septentrionales, 
im  Anhang  zur  arnamagnaeanischen  Ausgabe  der  Gunnlaugs  s.  ormstüngu  (1775);  Kr. 
Kälund,  in  den  Aarböger  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie,  1870,  S.  272— 4; 
W.  Platz,  Geschichte  des  Verbrechens  der  Aussetzung  (1876),  dann  meine:  Be- 
kehrung des  norwegischen  Stammes,  II,  'S.  181—82  und:  Über  die  Wasserweihe  des 
germanischen  Heidentumes,  S.  176 — 77. 
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wurde,  sich  von  der  Last  der  Ernährung  von  Kindern  frei  zu  machen;1) 
richtig  ist  ferner  auch,  daß  das  christliche  Verbot  der  Kinderaus- 
setzung ebenso  wie  das  Verbot  des  Pflerdefleischessens  bei  den  Is- 
ländern auf  ökonomische  Bedenken  stieß,  und  daß  man  darum  bei 
der  Annahme  des  Christentums  in  beiden  Beziehungen  einen  Vor- 
behalt machte,  welcher  erst  nach  einigen  weiteren  Jahren  fallen  ge- 
lassen wurde.  Aber  es  steht  doch  auf  der  anderen  Seite  nicht 
minder  fest,  daß  die  Aussetzung  von  Kindern  nur  insolange  erlaubt 
war,  als  diese  noch  nicht  die  Wasserweihe  empfangen  hatten,  wo- 
gegen sie  von  da  ab  als  Mord  galt;2)  daß  sie  ferner  zwar  als  er- 
laubt, aber  doch  selbst  bei  den  ärmsten  Leuten  als  keineswegs 
lobenswert  galt,  und  daß  gerade  die  Uberbürdung  mit  anderen  Hilfs- 
bedürftigen, die  man  zu  ernähren  hatte,  als  ein  Grund  angeführt 
wird,  welcher  allenfalls  einen  armen  Mann  zur  Aussetzung  von 
Kindern  bestimmen  konnte.  Richtig  ist  ferner  allerdings  auch,  daß 
eine  vereinzelte  Sage  von  einer  in  den  Wildnissen  Westergötlands 
gesessenen  Familie  erzählt,3)  daß  sie  einen  bei  ihrem  Hofe  gelegenen 
Felsen,  den  setternisstapi,  d.  h.  Stammesfelsen,  dazu  benützt  habe, 
das  Leben  der  altersschwachen  oder  sonst  lebensmüden  Angehörigen 
abzukürzen;  aber  diese  Sage  spricht  nicht  von  einer  allgemein  ver- 
breiteten Sitte,  sondern  nur  von  dem  wunderlichen  Gebrauche  einer 
einzelnen  Familie  in  einer  einzigen  schwedischen  Landschaft,  und 
sie  ist  überdies  so  späten  Ursprunges  und  so  sehr  durch  Einflüsse 
der  Ritterromantik  getrübt,  daß  sie  zu  jeder  Beweisführung  un- 
brauchbar ist.  Mag  sein,  daß  ihr  Bericht  über  den  setternisstapi  aus 
einem  Berichte  des  älteren  Plinius  geflossen  ist,  der  von  den  Hyper- 
boraeern  erzählt:4)  „mors  non  nisi  satietate  vitse,  epulatis  delibutaque 
senio  luxu,  e  quodam  rupe  in  mare  salientium".  Geijers  Erzäh- 
lungen aber  von  einzelnen  Bergen  in  Schweden,  welche  an  jenen 
Bericht  durch  ihre  Namen  erinnern  sollen,  dann  von  Sagen,  nach 
denen  gebrechliche  Leute  vordem  mit  Keulen  totgeschlagen  worden 
seien,  deren  eine,  als  aettakylla,  d.  h.  Geschlechtskeule  bezeichnet, 
auf  einem  Hofe  in  Östergötland  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  herab 


x)  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  3/198;  Flbk.  I,  S.  252  (porsteins  b.  uxaföts) ; 
Finnboga  s.  ramma,  2/4 — 5  und  4/6 — 7. 

2)  Hölmverja  s.,  8/22. 

3)  Gautreks  kgs.  s.,  1 — 2/7 — 14;  vgl.  über  die  ganze  Materie  J.  Grimm, 
Rechtsaltertümer,  S.  486 — 90. 

4)  Historia  naturalis,  IV,  cap.  12,  §  90. 


102 


Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 


zu  sehen  gewesen  sei,1)  sind  ohne  allen  geschichtlichen  Wert;  die 
Geschichte  von  der  Keule  war  ein  in  mittelalterlichen  Schwänken 
vielfach  behandelter  Stoff,2)  dessen  Auftreten  auch  auf  schwedischem 
Boden  in  keiner  Weise  auffallen  kann.  Die  Angaben  einiger  ver- 
lässigerer und  speziell  auf  Island  bezüglicher  Quellen,  welche  Nord- 
ström in  gleicher  Richtung  verwenden  zu  können  glaubte,  dürften, 
richtig  verstanden,  zu  ganz  anderen  Schlüssen  als  den  von  ihm  ge- 
zogenen führen.  Von  einem  Mißjahre,  welches  die  isländischen  An- 
nalen  als  „ööld  hin  fyrri"  bezeichnen  und  in  das  Jahr  975  oder 
976  setzen,  erzählt  eine  andere  Quelle,  3)  daß  damals  auf  Island  die 
schwerste  Hungersnot  geherrscht  habe,  die  je  über  das  Land  ge- 
kommen sei.  Raben  und  Füchse  und  viel  Anderes,  was  sonst  als 
nicht  eßbar  galt,  hätten  die  Leute  damals  verzehrt;  viele  seien  ver- 
hungert, andere  aber  hätten  sich  aufs  Stehlen  verlegt,  und  sei  da- 
durch die  Zahl  der  Friedlosen  so  sehr  gestiegen,  daß  man  schließlich 
auf  des  Eyjülfr  Valgeröarson  Rat  durch  ein  Gesetz  jedem  Ächter 
die  Begnadigung  versprochen  habe,  welcher  drei  andere  umbringe; 
damals  aber  hätten  auch  manche  Leute  ihre  „ömagar"  und  Greise 
von  Felsen  herabstürzen  und  töten  lassen.  Es  scheint  dasselbe  Miß- 
jahr gemeint  zu  sein,  wenn  wieder  eine  andere  Quelle  berichtet,4) 
wie  die  Reykdcelir  der  schweren  Zeit  halber  zu  pverä  bei  dem  Goden 
Ljötr  eine  Zusammenkunft  (fundr,  samkoma)  hielten,  um  über  die 
in  Anbetracht  der  Not  zu  treffenden  Maßregeln  zu  beraten.  Man 
kam  darüber  überein,  daß  ein  Gelübde  für  die  Besserung  der  Witte- 
rung zu  machen  sei,  konnte  sich  aber  nicht  über  dessen  Inhalt 
einigen,  indem  Ljötr  vorschlug,  Schenkungen  an  die  Tempel  zu  ge- 
loben, zugleich  aber  auch  die  Kinder  auszusetzen  und  die  alten  Leute 
umzubringen,  wogegen  ein  anderer  Gode,  Askell,  dies  für  ein  schänd- 
liches und  unheilvolles  Vorhaben  erklärte  und  dafür  beantragte,  Geld 
und  Gut  zusammenzuschießen,  um  damit  die  alten  Leute  zu  er- 
nähren und  die  Kinder  aufzuziehen,  zu  Ehren  des  Schöpfers.  An- 
fangs wurde  dieser  Antrag  von  vielen  Seiten  bekämpft;  schließlich 
aber  wurde  er  doch  angenommen,  da  er  die  Billigung  aller  recht- 
schaffenen Leute  fand.  Beide  Erzählungen  lassen  übereinstimmend 
erkennen,  daß  die  Aussetzung  der  Kinder  und  die  Tötung  der  alten 

xj  Geschichte  Schwedens,  I,  S.  102 — 3. 

2)  vgl.  J.  Grimm,  in  Haupts  Zeitschrift,  V,  S.  72 — 74;  von  der  Hagen, 
Gesamtabenteuer,  II,  S.  LXIII — VI  und  das  Gedicht  „der  slegel",  ebenda,  S.  407  u.  fgg. 
'■')  SkarÖsärbök  der  Landnama,  S.  323. 
4J  Reykdcela,  7/32.  . 
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Leute  zwar  von  einzelnen  Männern  als  letzter  Ausweg  in  einer  ver- 
zweifelten Lage  ergriffen  werden  mochte,  und  in  einer  ganz  aus- 
nahmsweise schweren  Zeit  allenfalls  sogar  als  allgemeine  Maßregel 
in  Vorschlag  gebracht  werden  konnte,  daß  sie  aber  doch  sogar  in 
solchen  Zeiten  als  etwas  schlechterdings  Unzulässiges  bezeichnet  und 
bekämpft  wurde;  die  zuletzt  angeführte  Stelle  zeigt  überdies,  daß 
die  Fürsorge  für  die  Ernährung  des  Volkes  schon  in  der  zweiten 
Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  als  eine  gemeinsame  Angelegenheit  des 
betreffenden  Bezirkes  betrachtet  wurde,  und  wenn  man  bedenkt,  daß 
die  in  der  Stelle  gebrauchten  Ausdrücke  fundr,  samkoma  später  als 
technische  Bezeichnungen  der  Gemeindeversammlungen  galten, 
möchte  man  versucht  sein,  in  der  Stelle  bereits  die  Existenz  von 
hreppar  bezeugt  zu  finden.  Weiterhin  kommt  sodann  noch  eine 
Nachricht  in  Betracht,  welche  die  Lebensbeschreibung  des  K.  Olafr 
Tryggvason  uns  aufbewahrt  hat  und  welche  sich  auf  ein  zweites, 
ungefähr  dem  Jahre  985  zuzuweisendes  Mißjahr  bezieht.  Wir 
hören  zunächst,  wie  ein  vornehmer,  aber  hartherziger  Mann  im  Skaga- 
fjörör,  Svaöi  mit  Namen,  eine  Anzahl  armer  Leute  zu  sich  berief  und 
dann  hinterlistigerweise  umbringen  lassen  wollte,  und  wie  diese  dann 
von  [)orvarör  Spakböövarsson,  einem  neubekehrten  Christen,  gegen 
das  Versprechen  sich  taufen  zu  lassen  errettet  und  bis  zum  Ende 
der  Hungersnot  verpflegt  werden;  wir  erfahren  aber  sodann  auch 
noch  von  einer  Zusammenkunft,  welche  um  dieselbe  Zeit  und  gleich- 
falls im  Skagafjörör  gehalten  wurde  und  in  welcher  man  in  Anbe- 
tracht des  herrschenden  Notstandes  beschloß,  daß  es  erlaubt  sein 
solle,  die  alten  und  gebrechlichen  Leute  ihrem  Schicksal  zu  über- 
lassen, und  ihnen  Kost  und  Wohnung  zu  verweigern.  Arnörr  kerl- 
mgarnef,  einer  der  angesehensten  Häuptlinge  der  Gegend,  hatte  zwar 
zunächst  dem  Beschlüsse  zugestimmt,  aber  von  seiner  Mutter  darüber 
hart  getadelt,  ging  er  in  sich  und  erzielte  einen  neuen  Versamm- 
lungsbeschluß, vermöge  dessen  die  Ernährung  der  eigenen  Eltern 
und  weiterhin  auch  der  übrigen  Verwandten  jedermann  zur  Pflicht 
gemacht  und  überdies  verordnet  wurde,  daß  alle  überflüssigen  Hunde 
getötet  und  die  Lasttiere  bis  auf  einen  geringen  Rest  geschlachtet 
werden  sollten,  um  für  die  nötigen  Nahrungsmittel  zu  sorgen;  den- 
jenigen aber,  welche  schlechterdings  nicht  imstande  wären,  ihre  An- 
gehörigen zu  verpflegen,  gestattete  er,  dieselben  ihm  zur  Ernährung 


\.  FMS.  II,  225-26/222—28  und  Flbk.  I,  S.  435—39;  auf  dieselbe  Hungersnot 
scheint  sich  auch  FMS.  I,  138/272  und  borvalds  b.  vi'Öförla,  7/46  zu  beziehen. 
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zu  überbringen.  Auch  diese  Erzählung  werden  wir,  trotz  ihrer  le- 
gendenhaften Einkleidung,  in  der  Hauptsache  immerhin  als  glaub- 
würdig betrachten  dürfen;  auch  sie  bestätigt  uns  aber,  daß  die  Ali- 
mentation der  Verwandten  wenigstens  schon  im  Heidentume  als 
eine  Rechtspflicht  galt,  so  daß  man  selbst  unter  den  schwierigsten 
Umständen  nur  durch  einen  förmlichen  Beschluß  von  derselben  ent- 
bunden werden  konnte;  daß  ferner  die  Überwachung  der  Erfüllung 
dieser  Alimentationspflicht  bereits  damals  Sache  der  Gemeinde  war, 
soferne  wir  unter  der  bald  als  fundr,  bald  als  samkväma  oder  ]nng 
bezeichneten  Zusammenkunft  auch  hier  wieder  nur  eine  Gemeinde- 
versammlung verstehen  können.  Allerdings  ist  durch  diese  wie 
durch  die  vorhergehend  besprochene  Stelle  zunächst  nur  die  ver- 
wandtschaftliche Alimentationspflicht  bezeugt,  während  für  den  Fall, 
daß  diese  sich  als  unzureichend  erweisen  würde,  nicht  auf  die  Ge- 
meinde, sondern  hier  auf  die  freiwillig  angebotene  Mildtätigkeit  eines 
einzelnen  Häuptlings  und  dort  auf  nicht  minder  freiwillig  aufge- 
brachte Beisteuern  verwiesen  wird;  indessen  wird  man  hieraus  noch 
nicht  ohne  weiteres  auf  das  Fehlen  einer  geregelten  gemeindlichen 
Armenpflege  schließen  dürfen,  da  ja  die  außerordentlichen  Notstände 
in  den  beiden  besprochenen  Fällen  immerhin  auch  außerordentliche 
Hilfsmittel  erfordern  konnten.  In  der  Tat  zeigen  denn  auch  noch 
ein  paar  weitere  Zeugnisse  die  Armenpflege  am  Schlüsse  des  10. 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  Ii.  Jahrhunderts  wesentlich  in  derselben 
Weise  geordnet,  wie  wir  sie  nach  den  uns  erhaltenen  Rechtsbüchern 
geregelt  finden  werden.  Wir  hören  von  einer  zahlreichen  Versamm- 
lung (fundr  fjölmennr),  welche  in  den  ersten  Jahren  des  Ii.  Jahr- 
hunderts zu  Skörö  in  der  Landschaft  Reykjahverfl,  und  zwar  im 
Herbste  gehalten  wurde ; *)  „at  tala  um  hreppaskil  ok  ömegöir  manna" 
wird  als  der  Zweck  der  Versammlung  bezeichnet  und  beigefügt: 
„ok  var  J)vi  skipt  at  lögum".  Die  Zeit  der  Versammlung  wird  dem- 
nach hier  ebenso  bestimmt  wie  in  den  späteren  Rechtsbüchern,  und 
deren  Kompetenz  in  Bezug  auf  die  Armenpflege  ganz  unzweideutig 
als  eine  gesetzlich  geregelte  bezeichnet;  ja  sogar  der  Name  des 
hreppr  wird  uns  bei  dieser  Gelegenheit  genannt.  Nur  wenig  später, 
wie  es  scheint,  kurz  nach  dem  Tode  des  Snorri  goöi  (f  103 1),  sehen 
wir  im  Svarfaöardalr  eine  Klage  wegen  Bettelganges  angestellt,2) 


*)  Ljosvetninga  s.,  6/133. 

2)  Laxdcela,  84/350  (Bolla  J).);  wegen  des  Snorri  Tod  vgl.  78/330  und 
Eyrbyggja,  65/124. 
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was  doch  auch  schon  die  Geltung  der  späteren  Armenordnung  vor- 
auszusetzen scheint,  da  man  doch  kaum  die  Bettler  klagweise  ver- 
folgen lassen  konnte,  solange  nicht  für  alle  Fälle  eine  geordnete 
Armenpflege  vorgesehen  war.  Wieder  um  einige  Jahrzehnte  später 
erfahren  wir  von  einer  Zusammenkunft  (fundr),  welche  die  Leute 
(heraösmenn,  bygöarmenn)  im  Svarfaöardalr  im  Herbst  hielten,  um 
dem  bestehenden  Herkommen  gemäß  über  die  Beiträge  zu  beraten, 
welche  den  dürftigen  Leuten  des  Bezirkes  zu  verabfolgen  seien ; 1) 
dabei  wird  einer  reichlichen  Gabe  gedacht,  welche  ein  großer  Bauer 
aus  besonderer  Liberalität  einem  armen  Familienvater  zugewendet 
habe,  ohne  daß  man  doch  hieraus  sofort  den  Schluß  ziehen  dürfte, 
daß  es  sich  bei  den  Verhandlungen  überhaupt  nur  um  das  Erzielen 
und  Verteilen  freiwilliger  Beiträge  gehandelt  habe.  Endlich  darf 
auch  noch  daran  erinnert  werden,  daß  die  Landnäma,  wie  oben  be- 
reits bemerkt,  Bezeichnungen  wie  Hrunamannahreppr,  Kaldnesinga- 
hreppr  u.  dgl.  m.  bereits  gelegentlich  der  ersten  Einwanderungen 
auf  der  Insel  nennt;  stünden  sie  allein,  so  ließen  sie  sich  ja  allen- 
falls auf  ein  Zurücktragen  neuerer  Bezeichnungen  in  ältere  Zeiten 
zurückführen,  im  Zusammenhalte  mit  jenen  anderen  Berichten  aber, 
bezüglich  deren  doch  einen  ähnlichen  Anachronismus  anzunehmen 
keinerlei  Grund  vorliegt,  gewinnen  immerhin  auch  sie  Bedeutung. 
Gar  kein  Gewicht  möchte  ich  jedenfalls  dem  von  Guöbrandr  Vig- 
füsson  hervorgehobenen  Umstände  beilegen,  daß  eine  in  der  Nähe 
von  Skälholt  gelegene  Gegend  speziell  unter  dem  Namen  der 
„Hreppar"  verstanden  zu  werden  pflegt.  Alt  ist  diese  Bezeichnung 
allerdings;  schon  in  der  Sturlünga  findet  man  „alla  Hreppa"  den 
Landschaften  Grimsnes,  Flöi  und  Olfus  gegenübergestellt, 2)  und  die 
„Hreppamenn"  von  den  Grimsnesingar,  Skeiöamenn  und  Biskups- 
tungnamenn  unterschieden ; 3)  aber  daraus  zu  schließen,  daß  sich  die 
Einteilung  in  hreppar  erst  vom  Bischofsstuhle  aus  verbreitet  habe, 
der  gar  nicht  einmal  in  den  Hreppar  liegt,  scheint  mir  doch  völlig 
unzulässig.  Von  vornherein  schon  ist  das  Vorkommen  der  Bezeich- 
nung Hreppar  für  eine  bestimmte  Gegend  um  nichts  auffälliger,  als 
das  Vorkommen  der  Bezeichnungen  Land  oder  Heraö  für  andere 
Gegenden;  außerdem  aber  erklärt  sich  jene  Bezeichnung  auch  sehr 
einfach  aus  dem  Umstände,  daß  nur  der  Gnüpverjahreppr  und  der 


x)  Haralds  s.  haröräöa,  103/368  (FMS.  VI;  Snegluhalls  b.) ;  Morkinsk. 
S.  97;  Flbk.  III,  S.  421. 

2)  Sturlünga,  VII,  159/397-  3)  ebenda,  160/399. 
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Hrunamannahreppr,  oder  wie  sie  auch  bezeichnet  werden  der  Eystri 
hreppr  und  der  Ytri  hreppr,  das  Wort  „hreppr"  in  ihrem  Namen 
zeigen,  während  alle  anderen  Landschaften  der  Nachbarschaft  ganz 
anders  gebildete  Namen  haben  (Biskupstüngur,  Grimsnes,  Skeiö,  Flöi, 
Ölfus,  f)ingvallasveit  und  Grafningr;  dann  Land,  Holt,  Rangärvellir 
usw.).  Überdies  dürften  aber  auch  innere  Gründe  von  erheblichem 
Gewicht  für  ein  ungleich  höheres  Alter  der  Einteilung  des  Landes 
in  hreppar  sprechen.  Bei  der  Einführung  des  Zehntes  auf  Island 
wurde  sowohl  dessen  Feststellung  und  Verteilung,  als  auch  insbe- 
sondere die  ganze  Verwaltung  des  Armenzehnts  ausschließlich  in  die 
Hand  der  hreppar  gelegt.  Diese  Anordnung  stand  im  bestimmtesten 
Widerspruche  mit  den  Vorschriften  des  kanonischen  Rechtes,  welches 
auch  den  Armenzehnt  durchaus  als  eine  kirchliche  Last  ansieht  und 
somit  auch  dessen  Verwendung  ausschließlich  durch  die  Hand  des 
Klerus  gehen  läßt;  vollkommen  erklärlich  unter  der  Voraussetzung, 
daß  die  hreppar  bereits  von  alters  her  bestanden  und  für  die  Armen- 
pflege gesorgt  hatten,  wäre  diese  Abweichung  doch  geradezu  uner- 
klärlich, wenn  wir  in  ihnen  eine  neue  und  erst  infolge  des  Christen- 
tumes  aufgekommene  Einrichtung  zu  sehen  hätten.  Dazu  kommt, 
daß  auch  schon  das  norwegische  Recht  eine  vollkommen  geregelte 
Armenpflege  kennt.  ])  Auch  nach  ihm  ist  die  Verpflichtung  zur 
Armenalimentation  zunächst  auf  die  Verwandtschaft  gelegt,  und 
allenfalls  auch  auf  den  Freilasser  und  den  Freigelassenen;  indessen 
ist  doch  auch  von  einer  Verpflichtung  der  Bauern  als  solcher  zur 
Rundführung  der  Armen  die  Rede,  und  wenn  solche  zwar  erst  in 
den  Gesetzen  des  K.  Häkon  gamli 2)  und  K.  Magnüs  lagabcetir 3) 
erwähnt  wird,  so  tritt  sie  doch  in  diesen  als  eine  längst  hergebrachte 
Last  auf.  Auch  in  seiner  Strenge  gegen  die  Bettler  steht  das  nor- 
wegische Recht  dem  isländischen  nur  wenig  nach,  und  wenn  ich 
zwar  das  Bestehen  eigener  Armenpflegschaftsgemeinden  im  alten 
Norwegen  nicht  nachzuweisen  vermag,  so  dürfte  doch  manches  da- 
rauf hindeuten,  daß  auch  der  Name  der  hreppar  von  dort  aus  nach 
Island  hinübergebracht  worden  sei.  Guöbrandr  Vigfüsson  hat  bereits 
nach  dem  Vorgange  Lappenbergs4)  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  in  der  englischen  Grafschaft  Sussex  die  Bezeichnung  „rape"  für 
einen  Landbezirk  vorkommt;  derselbe  steht  zwischen  der  shire  und 

]j  Fr.  Brandt,  Brudstykker  af  Forelaesninger  over  den  norske  Retshistorie, 
S.  179—85;  Forelsesninger  over  den  norske  Retshistorie,  I,  S.  138—43. 

2)  FrI>L.  Einleitung,  17.  3)  Lands!.,  Landsleigub.  57. 

4j  Geschichte  von  England,  I,  S.  586  und  Anm.  I, 
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dem  hundred  in  der  Mitte, x)  und  enthält  die  genannte  Grafschaft 
sechs  solcher  Bezirke ; 2)  bei  Ivar  Aasen  wird  ferner  die  Bezeichnung 
„Repp"  für  ein  Bygdelag  oder  eine  Anzahl  von  Höfen  bezüglich 
mehrerer  norwegischer  Gegenden  nachgewiesen,  zumal  für  Hallin  g- 
dal,  Valders,  Gudbrandsdal  und  Nordmöre,  '3)  und  Rietz  weist  die- 
selbe als  Bezeichnung  einer  kleineren  Abteilung  eines  Kirchspieles 
für  Dalsland  nach,4)  also  für  eine  Landschaft,  die  an  Norwegen  an- 
grenzt, und  deren  Besitz  lange  Zeit  zwischen  Schweden  und  Nor- 
wegen bestritten  war.  Erkundigungen,  welche  ich  durch  Vermitt- 
lung befreundeter  Norweger  bei  dem  nunmehr  verstorbenen  Pastor 
Ellert  Sundt  von  Eidsvold  und  Kn.  Christofler  Brunn  von  Gausdal 
einzog,  haben  ergeben,  daß  zwar  im  übrigen  Norwegen  der  Aus- 
druck nur  ganz  im  allgemeinen  als  Bezeichnung  kleinerer,  meist 
durch  natürliche  Grenzen  zusammengehaltener  Bezirke  gebraucht 
wurde,  jedoch  in  mehreren  Pfarreien  in  Gudbrandsdalen  seit  unvor- 
denklicher Zeit  technisch-offizielle  Geltung  habe  für  Unterabteilungen 
eines  größeren  Armenpflegschaftsdistriktes  (Fattigdistrikt),  welche 
sich  mit  einer  gewissen  Selbständigkeit  selbst  verwalten. 5)  Nach 
allem  dem  wird  man  wohl  annehmen  dürfen,  daß  nicht  nur  die  Ver- 
pflichtung der  Verwandtschaft  zur  Armenalimentation,  die  eventuelle 
Verpflichtung  der  Bauern  zur  Rundführung  der  Armen  und  die  strenge 
Behandlung  der  Bettler  auf  Island  nach  norwegischem  Vorbilde  ein- 
geführt worden  sei,  sondern  daß  auch  die  Einteilung  des  Landes  in 
hreppar  in  einer,  sei  es  nun  allgemein  norwegischen,  oder  doch  in 
einzelnen  Teilen  Norwegens  hergebrachten  Einrichtung  ihr  Muster 
gefunden  habe. 

Mit  den  bisher  besprochenen  Einteilungen  von  Land  und  Volk 
ist  nun  erschöpft,  was  über  die  Gliederung  und  Gruppierung  beider 
zu  sagen  ist.  Allerdings  hat  die  Nachbarschaft  in  gar  mancherlei 
Beziehungen  rechtliche  Bedeutung  erlangt.  Gar  häufig  werden  bald 
die  fünf,  bald  die  neun  nächsten  Nachbarn  (büar)  einer  bestimmten 
Person,  einer  bestimmten  Sache,  eines  bestimmten  Ortes  u.  dgl.  m. 

-1}  Blackstone,  Commentaries  on  the  laws  of  England,  I,  S.  1 16  (ed.  8); 
Gneist,  Das  heutige  englische  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  II,  S.  21. 

2)  Speimann,  Gloss.  archseol.,  s.  v.  rapa  und  rapus ;  Ducange-Henschel, 
s.  v.  rapa.  3)  Norsk  Ordbog,  h.  v.  (ed.  2).  [Schon  in  einer  Variante  zu  Magnus 
lagabcßtirs  Landslög,  I,  Kap.  9  (aus  einem  EiÖsifabmgsbuche),  Norges  gamle  Love,  II, 
S.  20.  Note  2,  kommt  dieselbe  Bezeichnung  vor.] 

i)  Svenskt  Dialekt-Lexikon,  h.  v. 

Einen  Aufsatz,  welchen  Eilert  Sundt  im  Morgenblad  des  Jahres  1870  über 
diese  Bezirke  hat  drucken  lassen,  habe  ich  nicht  gesehen. 
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zu  dieser  oder  jener  rechtlichen  Funktion  berufen;  mancherlei  Ge- 
schworenenschaften ,  dann  Schätzungs-  oder  Teilungskommissionen 
gehen  aus  diesen  nachbarlichen  Kreisen  hervor,  und  gewisse  feier- 
liche Verkündigungen,  welche  sonst  vor  die  Dingversammlungen 
gehören,  können  wenigstens .  im  Notfalle  oder  vorläufig  vor  ihnen 
vorgenommen  werden.  Ein  sehr  kräftiges,  und  zumal  auch  in  alle 
privatrechtlichen  Verhältnisse  tief  eingreifendes  Leben  pulsiert  dem- 
nach in  den  Nachbarschaften,  und  jedes  Eingreifen  des  Staates,  vorab 
jede  Einmischung  der  Goden  in  ihre  Tätigkeit  ist  ebensowohl  aus- 
geschlossen, als  sich  die  Nachbarschaft  auch  dem  hreppr  gegenüber 
vollkommen  selbständig  verhält.  Aber  zu  territorialem  Abschlüsse 
ist  die  Nachbarschaft  ebensowenig  gediehen  wie  zu  persönlichem, 
vielmehr  ist  deren  Begriff  stets  nur  ein  relativer  geblieben,  d.  h.  er 
bemißt  sich  für  jeden  einzelnen  Fall  verschieden,  je  nach  der  Person, 
der  Sache,  dem  Orte,  nach  welchen  die  Nachbarschaft  eben  berechnet 
werden  soll  und  entbehrt  somit  jeder  allgemein  gültigen  Begrenzung. 
Es  steht  eben  mit  jener  Verwendung  von  Nachbarn  zu  bestimmten 
Funktionen  nicht  anders  als  mit  der  Verwendung  jedes  anderen 
Volksgenossen,  z.  B.  zur  Bildung  von  Privatgerichten,  zur  Mitwirkung 
bei  der  Haussuchung  u.  dgl.  m.;  die  Nachbarschaft  erscheint  nur  als 
eine  besondere  Qualität  der  Person,  welche  für  gewisse  Funktionen 
erforderlich  ist,  während  für  andere  nur  Freiheit,  männliches  Ge- 
schlecht und  Volljährigkeit,  für  wieder  andere  aber  überdies  noch 
der  Besitz  eines  selbständigen  Haushaltes,  oder  sogar  der  Besitz  von 
Grundeigentum  gefordert  wird.  Dagegen  kommt  zum  Schlüsse  aller- 
dings noch  die  Bedeutung  einiger  Ausdrücke  festzustellen,  welche 
hin  und  wieder  als  Bezeichnung  von  Landbezirken  gebraucht  werden, 
deren  technische  Bedeutung  jedoch  eine  etwas  problematische  ist; 
es  sind  dies  die  Ausdrücke  bygö,  sveit  und  heraö. 

Der  Ausdruck  bygö,  von  byggja,  d.  h.  wohnen  abgeleitet,  be- 
zeichnet das  bewohnte  Land  im  Gegensatze  zu  der  öbygö  oder 
den  öbygöir,  d.h.  dem  unbewohnten  und  unbewohnbaren  Lande ; 
derselbe  wird  von  hier  aus  auch  wohl  für  die  einzelnen  von  Menschen 
in  Besitz  genommenen  Gegenden  gebraucht,  jedoch  auf  Island,  so- 
viel ich  sehe,  in  der  älteren  Zeit  niemals  für  bestimmt  und  rechtlich 
abgegrenzte  Landbezirke,  wie  etwa  auf  Grönland  ganz  regelmäßig 
zwischen  einer  Eystribygö  und  Vestribygö  unterschieden  wird. *) 
—  Das  Wort  sveit  sodann  bezeichnet  ursprünglich  einen  Inbegriff 

l)  vgl.  z.  B.  Landnäma,  II,  14/105  und  105;  Eiri'ks  b.  rauöa,  S.  204 
f'Grönlands  historiske  Mindesmserker,  I);  Flbk.  III,  S.  454. 
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von  Menschen  und  hat  somit  zunächst  persönliche,  nicht  territoriale 
Bedeutung.  So  kann  dasselbe  für  die  Begleitung  eines  Bräutigams  1) 
oder  eines  vornehmen  Herrn  gebraucht  werden,2)  während  es  andere 
Male  für  die  Angehörigen  einer  Partei  gebraucht  steht,  wie  denn  die 
Zusammensetzung  sveitardrättr  schon  sehr  frühzeitig  die  übliche  Be- 
zeichnung für  die  Parteibildung  wurde;  3)  andererseits  bezeichnet  der 
Ausdruck  sehr  häufig  eine  kleinere  Heeresabteilung,4)  und  in  diesem 
Sinne  steht  derselbe  noch  in  der  Hiröskrä  verwendet, 5)  wie  denn 
auch  die  Zusammensetzung  hirösveit,  hirömannasveit,  gestasveit  in 
diesem  Sinne  zu  verstehen  sind;  endlich  hängt  auch  hiermit  zu- 
sammen, daß  die  jüngere  Edda  an  einer  Stelle,  welche  die  ver- 
schiedenen Bezeichnungen  für  bestimmte  Gruppen  von  Menschen 
bespricht,6)  die  sveit  als  einen  Inbegriff  von  sechs  Männern  definiert. 
Daneben  wird  der  Ausdruck  aber  auch  in  territorialem  Sinne  ge- 
braucht. Mag  sein,  daß  dabei  zunächst  an  das  von  irgend  einem 
geschlossenen  Haufen  von  Menschen  besetzte  Land  gedacht  wurde, 
wie  denn  nachweisbar  von  einer  Jungmannasveit  als  der  Gegend 
gesprochen  wird,  7)  die  von  den  Dingleuten  eines  bestimmten  Goden 
bewohnt  ist;  daneben  aber  wird  der  Ausdruck  auch  sehr  häufig  in 
dem  ganz  allgemeinen  Sinne  von  Bezirk  oder  Gegend  gebraucht, 
ohne  alle  und  jede  Beziehung  auf  irgend  welchen  Komplex  von 
Personen.  So  heißt  es  z.  B.  von  Bischof  Friedrich  und  porvaldr  vi'ö- 
förli, 8)  daß  sie  nicht  aufhörten  „at  fara  um  sveitir  ok  boöa  guös 
erendi";  von  einer  Hungersnot  wird  gesagt,  daß  sie  „um  allar  sveitir" 
ging,9)  und  von  der  Tötung  des  Gunnarr, 10)  daß  sie  schwer  getadelt 
wurde  „um  allar  sveitir",  umgekehrt  aber  von  pörhaldr,  daß  er  be- 
freundet war  mit  allen  Leuten  „])ar  um  sveitir";11)  Guömundr  rfki 
reist  einmal  „norör  um  sveitir  til  ]jmgmanna  sinna", 12)  und  von 
Baugr,  der  in  der  FljötshKö  Land  nahm,  heißt  es,  daß  von  ihm 
„mikill  kynslöö  i  joeirri  sveit"  herkomme;13)  von  Ingimundr  gamli 
heißt  es:14)  „geröist  brätt  yfirmaör  Vatnsdcela  ok  ]3eirra  sveita  er 

*)  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  11/250.  2)  Yngli'nga  s.,  14/12. 

3j  z.  B.  Kristni  s.,  9/16;  Häkonar  s.  gamla,  12/251. 

4)  z.  B.  Hei  ms  kr.  Olafs  s.  helga,  216/472  und  473;  221/478;  238/489  und 
490.  5)  Hiröskrä,  38/433. 

6)  Skäldskaparmäl,  66/532.  7)  Njäla,  150/856. 

8J  f)orvalds  b.  viÖförla,  6/45. 

9)  Njäla,  47/205.  10)  ebenda,  77/369. 

'  ")  {>orsteins  s.  Si'Öuhallssonar,  S.  172  (in  Möbius,  Analecta,  ed.  l). 

12j  Ljösvetm'nga  s.,  21/195.  u)  Eigla,  23/45. 

14J  Vatnsdcela,  15/26;  vgl.  27/43—44  von  |>orsteinn  fngimundarson. 
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nalaegstar  vom",  und  von  dem  Lande  zu  Rauöamelr,1)  daß  es  besser 
gewesen  sei  als  „önnur  lönd  suör  ]iar  i  sveit"  u.  dgl.  m.  Etwas 
anders  stellt  sich  allerdings  der  Gebrauch  des  Wortes,  wenn  die 
Halbinsel  Kantyre  im  westlichen  Schottland  in  einer  Strophe  des 
Björn  krepphendi,  eines  Dichters  aus  dem  Ende  des  Ii.  Jahrhunderts 
als  „Satiris  sveit"  bezeichnet  wird ; 2)  indessen  liegt  doch  kein  zwin- 
gender Grund  vor,  das  Wort  hier  als  Bezeichnung  eines  bestimmten 
Staatsbezirkes  zu  nehmen,  und  jedenfalls  finde  ich  nirgends  einen 
Beleg  dafür,  daß  der  Ausdruck  bereits  zur  Zeit  des  Freistaates  jene 
engere,  technische  Bedeutung  angenommen  hätte,  in  welcher  der- 
selbe heutzutage  auf  Island  gebraucht  zu  werden  pflegt,  der  Bedeu- 
tung nämlich  einer  Bezeichnung  des  hreppr.  —  Ungleich  verwickelter 
liegt  die  Sache  bezüglich  des  Ausdruckes  heraö.  3)  In  Norwegen 
sowohl  als  in  Dänemark  und  dem  südlichen  Teile  von  Schweden 
bezeichnet  derselbe  technisch  denselben  Bezirk,  welcher  in  den  nörd- 
lichen Landschaften  Schwedens  als  hundari  bezeichnet  wird;  da  wir 
nun  aus  der  jüngeren  Edda  wissen, 4)  daß  man  unter  herr,  d.  h. 
Heer  eine  Anzahl  von  100  bzw.  120  Männern  verstand,  ist  klar,  daß 
beide  Ausdrücke  gleichbedeutend  sind  und  unbedenklich  mit  dem 
hundred  der  Angelsachsen,  dem  huntari  der  Alemannen  und  der 
centena  der  Franken  und  so  mancher  anderer  deutscher  Stämme  zu- 
sammengestellt werden  dürfen.  Aber  schon  in  Norwegen  hat  sich 
die  Bedeutung  des  Ausdruckes  frühzeitig  abgeschwächt,  und  hat  der- 
selbe, ganz  wie  dies  bei  unserem  deutschen  Worte  „Gau"  der  Fall 
ist,  auch  wohl  die  allgemeine  Bedeutung  „Landstrich"  ohne  jede 
technische  Nebenbeziehung  angenommen,  während  er  andere  Male 
auch  wohl  gebraucht  wird,  um  das  flache  Land  im  Gegensatze  zur 
Stadt  zu  bezeichnen ;  auf  Island  vollends,  wo  die  Hundertschaftsein- 
teilung von  vornherein  keinen  Eingang  gefunden  hatte,  konnte  der 
Ausdruck  von  vornherein  nicht  in  jener  ursprünglich  technischen 
Bedeutung  gebraucht  werden.  So  bezeichnet  derselbe  denn  auf  Is- 
land regelmäßig  nur  einen  beliebigen  Landstrich,  welcher  in  irgend 
welcher  Beziehung  als  ein  in  sich  abgeschlossener  sich  darstellt,  oder 
doch  als  solcher  aufgefaßt  werden  will.  Sehr  häufig  ist  es  eine 
durch  natürliche  Grenzen,  wie  etwa  Gebirge  oder  Gewässer,  ein- 

J)  Landnäma,  II,  6/80. 

2)  Magnüss  s.  berfoetts,  20/42  (FMS.  VII). 

3)  vgl.  Päll  Vi  dal  in,  Skyringar,  S.  238— 46 ;  Jon  Ärnason,  Historisk  Ind- 
ledning  til  den  gamle  og  nye  islandske  Raettergang,  S.  417  —  22. 

4)  Skäldskaparmäl,  66/534. 
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geschlossene  Gegend,  welche  als  heraö  bezeichnet  wird.  In  diesem 
Sinne  sagt  z.  B.  die  Landnäma  von  dem  alten  Skallagrimr : 1 )  „hann 
nam  land  utan  frä  Selalöni  ok  et  efra  til  Borgarhrauns,  ok  suör  allt 
til  Hafnarfjalla,  heraö  allt  svä  Vitt  sem  vatnföll  deila  til  sjöfar"  wäh- 
rend eine  andere  Quelle  dafür  einfach  sagt : 2)  „allt  ]<at  land,  er  vatn- 
föll deila  til  sjövar".  Von  Helgi  magri  wird  erzählt:3)  „Helgi  kannaöi 
um  sumarit  heraö  allt,  ok  nam  allan  Eyjafjörö  mihi  Siglunes  ok 
Reynisnes,  ok  geröi  eld  mikinn  viö  hvern  vatnsös,  ok  helgaÖi  ser 
svä  allt  heraö",  und  von  Uni  Garöarson:4)  „hann  nam  ser  land  til 
eignar  fyrir  sunnan  Lagarfljöt,  allt  heraö  til  Unalaekjar";  ein  ander- 
mal ist  von  einem  „heraö  ])eirra  Borgfiröinga"  die  Rede,5)  oder  wird 
der  Borgarfjörör  6)  oder  der  Skagafjörör  als  heraö  bezeichnet;7)  von 
einem  See  auf  der  Tvfdcegra  heißt  es :  8)  „deilir  norör  vatnföllum  til 
heraöa  värra  ör  \wi  vatni"  u.  dgl.  m.  Von  hier  aus  mag  das  Wort 
dann  auch  wohl  zur  Bezeichnung  einer  bestimmten  einzelnen  Gegend 
verwendet  werden,  wie  etwa  im  Ostlande  von  einem  Flötsdalsheraö 
und  in  der  Skaptafellssysla  von  einem  Litla  heraö  gesprochen  wird, 
oder  im  Skagafjörör  der  aus  zwei  Zuflüssen  sich  bildende  und  auch 
in  seinem  unteren  Laufe  wieder  in  mehrfache  Rinnsale  sich  ver- 
zweigende Hauptstrom  den  Namen  der  Heraösvötn  trägt,  doch  wäre 
möglich,  daß  sich  diese  Verwendung  des  Wortes  auch  wohl  an  einen 
etwas  anderen  Gebrauch  desselben  anschlösse.  Nicht  selten  bezeichnet 
nämlich  heraö  das  bewohnte  Land  im  Gegensatze  zu  dem  nicht  be- 
wohnten und  zumal  zu  den  ausgedehnten  Wüsteneien  im  Innern 
der  Insel.  In  diesem  Sinne  sagt  man  von  Leuten,  welche  von  den 
wilden  Bergheiden  herabsteigen,  daß  sie  „ofan  i  heraö"  kommen ; 9) 
in  diesem  Sinne  besprechen  auch  unsere  Rechtsbücher  den  Fall:10) 
„ef  maör  laetr  renna  hross  manns  eptir  ser  ör  heraöe,  ok  yfir  ])aeir 
heiöar  er  vatnsföll  deilir  af  tveggja  vegna  i  millum  heraöa",  oder 
den  anderen  Fall:11)  „ef  maör  tekr  grip  annars  manns  ä  aljnngi,  eöa 
ä  fjöllum  uppi,  eöa  at  öbygöum  at  misfanga,  ok  fiör  hann  eigi  äör 
hann  komr  i  heraö".  Die  zuletzt  angeführte  Stelle  führt  aber  auch 
noch  zu  einem  weiteren  Sprachgebrauche  hinüber.    Das  Wort  wird 


l)  Landnäma,  I,  19/57.  2)  Eigla,  28/57. 

3)  Landnäma,  III,  12/207.  4)  ebenda,  IV,  4/246. 

5i  HeiÖarviga  s.,  17/329. 

6)  Sturlünga,  VII,  232/118— 19.  7)  ebenda,  240/138. 

*)  HeiÖarviga  s.,  24/345.  9)  ebenda,  25/349. 

10j  Konüngsbök,  164/65;  S  t  a  Ö  ar  h  6 1  s  b  6  k  ,  214/246. 
n;  Kon  üngsb  6  k,  231/168. 
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nämlich  nicht  selten  auch  gebraucht,  um  die  Heimat  einer  Person 
im  Gegensatze  zu  deren  vorübergehendem  Aufenthalte  an  einem 
anderen  Orte  zu  bezeichnen.  Wie  der  norwegische  Königsspiegel 
das  Wohnen  „i  heraöi"  dem  Leben  „i  kaupförum"  und  dem  Dienste 
„i  konüngsgaröi"  gegenüberstellt, *)  so  wird  auf  Island  das  „heima  i 
heraÖi"  oder  kürzer  „i  heraöi"  zumal  dem  „ä  J)fngi"  gegenübergesetzt,2) 
und  von  diesem  Sprachgebrauche  hat  man  auch  auszugehen,  um 
sich  zu  erklären,  daß  nicht  nur  in  den  Sagen  gelegentlich  als  „heraös- 
Jn'ng"  eine  Dingversammlung  bezeichnet  wird,  welche  nicht  auf  das 
ganze  Land,  sondern  nur  auf  eine  bestimmte  Gegend  innerhalb  des- 
selben sich  bezieht,  3)  sondern  daß  auch  eines  unserer  Rechtsbücher 
einmal  die  värjnng  und  fjöröüngalnng  im  Gegensatze  zum  alfung 
unter  der  gemeinsamen  Bezeichnung  der  heraös[3ing  zusammenfaßt;4) 
daß  ferner  die  daheim  gehaltenen  Privatgerichte  als  heraösdömar  den 
Dinggerichten  entgegengesetzt  werden  konnten. 5)  Hin  und  wieder 
wird  nun  aber  allerdings  der  Ausdruck  auch  wohl  in  einer  Weise 
gebraucht,  welche  ihn  auf  eine  ganz  bestimmt  abgeschlossene  Gegend 
mit  rechtlich  festgestellten  Grenzen  beziehen  läßt.  In  einer  Reihe 
von  Fällen  wird  bestimmten  Personen  wegen  Missetaten,  die  sie  be- 
gangen haben,  der  Aufenthalt  in  einem  bestimmten  Bezirke  verboten, 
welcher  seinen  Grenzen  nach  festgestellt  und  zugleich  als  heraö  be- 
zeichnet wird.  So  wird  einmal  Hrömundr  halti  aus  dem  Bezirke 
zwischen  der  Hrütafjaröarä  und  der  Jökulsä  i  Skagafiröi  verbannt 
und  diese  seine  Verbannung  als  heraössekt  bezeichnet;0)  aus  dem- 
selben Bezirke  wird  auch  Finnbogi  hinn  rammi  verbannt,  und  auch 
hier  wird  der  Ausdruck  heraössekr  angewandt,  während  zugleich  auch 
„takmark"  gebraucht  wird.  7)  Ein  andermal  wird  Hrolleifr  „heraös- 
sekr svä  viöa  sem  vötn  fellu  til  Skagafjaröar".s)  Sigmundr  und  Eilifr, 
des  Onundr  Söhne,  werden  „heraössekir  ör  Flöa",  9)  und  von  Viga- 
glümr  zu  pverä  heißt  es, 10)  daß  er  „varö  heraössekr,  ok  büa  eigi 
naer  enn  i  Hörgärdal",  nachdem  ihm  schon  vorher  geweissagt  worden 

Konungsskuggsjä,  26/58. 

2)  z.  B.  Konüngsbök,  22/41;  48/84;  59/108;  66/118  usw. 

3)  Eyrbyggja,  4/7;  Landnäma,  II,  12/97- 

4)  StaÖarhölsbök,  328/356. 

6)  StaÖarhölsbök,  406/460;  435/504;  allenfalls  auch  Konüngsbök,  167/73 
und  234/177;  StaÖarhölsbök,  222/255. 

6J  Vatnsdoela,  29/49;  Hrömundar  b.  halta,  in  der  Flbk.  I,  S.  410. 

7)  Vatnsdcela,  35/57 — 58. 

8)  ebenda,  20/34;  Landnäma,  III,  5/178. 

ö)  Landnäma,  V,  4/288.  10)  Vigaglüma,  26/78. 
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war:1)  muntu  eiga  skamma  stund  hcraövaert".  Von  der  porveig, 
welche  zu  Steinstaöir  im  Miöfjörör  wohnte,2)  sagt  Kormakr,  daß  er 
sie  nicht  länger  „])ar  \  firöinum"  wohnen  lassen  wolle,  was  auch 
dahin  ausgedrückt  wird,  daß  sie  „heraösflotti"  werden  soll,8)  während 
sie  anderwärts  wieder  von  einem  „banna  ser  bygö  1  MiöfirÖi"  spricht;4; 
Grimr  f)orhallsson  aber  verliert  seine  „heraösvist"  im  Forsaeludalr  und 
zieht  nach  Gilsbakki  im  Borgarfjörör. 5)  Ja  noch  in  weit  späterer 
Zeit  wird  porgils  Oddsson  „heraössekr  af  Strönd"  und  sieht  sich  in- 
folgedessen veranlaßt,  seinen  Aufenthalt  in  Öxney  zu  nehmen ; 6)  in 
einem  anderen  Falle  aber  wird  Rünölfr  Nikolässon  wegen  der  Tötung 
eines  Verwandten  des  Kolbeinn  Tumason  und  Dingmannes  des  Guö- 
mundr  dyri  „heraössekr,  ok  skyldi  hvergi  vera  ])ar  er  J)eir  ättu  manna- 
forräö,  Guömundr  ok  Kolbeinn".7)  Man  sieht,  mit  einziger  Ausnahme 
des  zuletzt  erwähnten  Falles  steht  die  heraössekt  in  keinerlei  Zu- 
sammenhang mit  dem  goöorö ;  selbst  in  diesem  einzigen  Ausnahms- 
falle aber,  welcher  einer  Zeit  angehört,  in  welcher  die  Anhäufung 
mehrfacher  Godorde  in  wenigen  Händen  bereits  erhebliche  Fort- 
schritte gemacht  hatte,  wird  nicht  etwa  das  goöorö  selbst  als  heraö 
bezeichnet,  sondern  es  werden  vielmehr  nur  die  Grenzen  des  Be- 
zirkes, auf  welchen  die  Verbannung  sich  erstrecken  soll,  mit  Rück- 
sicht auf  den  Umfang  des  Gebietes  bestimmt,  welches  von  den  Ding- 
leuten der  genannten  beiden  Häuptlinge  besetzt  war.  Es  steht  eben 
dabei  nicht  anders,  wie  wenn  etwa  auch  schon  in  früherer  Zeit  den 
Goden  gelegentlich  eine  heraösstjörn  beigelegt,8)  oder  auch  wohl  der 
Titel  von  heraöshöföingjar  erteilt  wird,  wie  dies  bei  Snorri  goöi 9) 
und  I)orkell  krafla  nachweisbar  ist. 10)  Nur  auf  die  tatsächliche 
Machtstellung  in  einer  gewissen  Gegend  wird  dabei  Rücksicht  ge- 
nommen, nicht  auf  die  rechtliche  Geschlossenheit  eines  bestimmt 
begrenzten  Gebietes,  ganz  wie  nach  einer  anderen  Seite  hin  dieselbe 
Scheidung  von  tatsächlicher  Macht  und  rechtlicher  Gewalt  sich  darin 
ausspricht,  wenn  einmal  porsteinn  Ingimundarson  als  „höföingi  yfir 
Vatnsdcelum  ok  Vestrhöpi,  ok  öllum  Joeim  sveitum,  sem  Ingimundr 


1)  Vigaglüma,  23/69. 

2)  Kormaks  s.,  5/38.  3)  ebenda,  5/48.  4)  ebenda,  7/56. 

5)  Grettla,  44/100 — 101 ;  vgl.  32/74. 

6)  Sturlünga,  VII,  64/275.  7)  ebenda,  V,  12/148. 

8)  Vigaglüma,  20/58;  Ljösvetm'nga  s.,  6/132;  G  r  e  ttl  a ,  52/1 19  ;  Vatns- 
doela,  28/44;  Hoensnaböris  s.,  2/126;  J>orsteins  s.  S  i  Ö  u  h  a  1 1  s  s  o  n  a  r ,  3/172 
und  5/179  (bei  Möbius,  Analecta,  ed.  1)  u.  dgl.  m. 

f>)  Eyrbyggja,  31/55.  10)  Vatnsdoela,  47/80. 
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faÖir  hans  haföi  haft"  bezeichnet  wird,  während  doch  nicht  er,  son- 
dern sein  Bruder  pörir  bei  der  Erbteilung  das  goöorö  erhält.1)  Eben- 
sowenig hat  die  heraössekt  aber  auch  mit  dem  Dingverbande  zu 
tun.  In  einem  einzigen  der  oben  besprochenen  Fälle,  in  dem  des 
Hrolleifr  nämlich,  stimmen  die  für  die  Verbannung  gezogenen  Grenzen 
mit  denen  des  betreffenden  Dingverbandes  resp.  der  betreffenden 
Sysel  in  der  Zeit  der  Königsherrschaft;  es  darf  dies  als  zufällig  be- 
trachtet werden,  da  in  allen  anderen  Fällen  die  für  die  Verbannung 
beliebten  Grenzen  von  denen  dieser  späteren  Bezirke  völlig  ab- 
weichen, so  daß  augenscheinlich  anzunehmen  ist,  daß  von  Fall  zu 
Fall  die  bloße  Willkür  der  Beteiligten  entschied.  Etwas  anders  liegt 
die  Sache  hinsichtlich  des  Gebrauches  der  Bezeichnung  heraös  tak- 
mark für  jene  Handelsbezirke,  welche  ein  oben  schon  besprochenes 
Einschiebsel  in  der  Konüngsbök  gebildet  wissen  will ; 2)  hier  ent- 
sprechen die  heruö  allerdings  vollständig  den  späteren  Dingbezirken 
und  Syseln,  aber  hier  liegt  auch  bereits  eine  ganz  bewußte  Um- 
bildung der  alten  Godords-  und  Dingbezirksordnung  in  territorialer 
Richtung  vor,  welche  durch  die  Vereinigung  aller  Godorde  in  einer 
Hand  oder  doch  sehr  wenigen  Händen  bedingt  ist,  so  daß  diese 
Stelle  für  die  Zeit  des  Freistaates  nicht  in  Betracht  kommen  kann. 
Allerdings  hat  V.  Finsen 3)  geglaubt,  noch  in  ein  paar  weiteren 
Stellen  unserer  Rechtsbücher  den  Ausdruck  heraö  auf  den  Ding- 
bezirk beziehen  zu  sollen,  aber  meines  Erachtens  mit  Unrecht.  Wenn 
im  Christenrechte  einmal  gesagt  wird, 4)  gewisse  Zahlungen  sollen 
gemacht  werden  „at  ]3inglagi  ])vi  sem  ]iar  er  i  J)vi  heraöe",  so  ist 
damit  doch  nur  auf  die  Tatsache  hingewiesen,  daß  am  värjnnge 
Warentaxen,  doch  wohl  zunächst  zum  Gebrauche  bei  den  Zahlungen, 
die  hier  und  speziell  am  skuldajnnge  zu  leisten  waren,  bestimmt  zu 
werden  pflegten,  welche  dann  auch  wohl  in  den  Bezirken  im  son- 
stigen Verkehr  benützt  wurden,  welche  unter  dem  Einflüsse  der  einen 
oder  anderen  Dingstätte  standen.  Die  drei  anderen  Stellen  aber, 
welche  Finsen  noch  anführt,5)  sprechen  lediglich  aus,  daß  man,  wenn 
es  gilt  Hilfsbedürftige  unter  die  Alimentationspflichtigen  zu  verteilen, 
die  Ladung  dazu  am  värlnnge  erlassen  solle  gegenüber  allen  denen, 
die  „sams  heraös"  seien;  damit  will  aber  doch  wohl  nicht  gesagt 
sein,  daß  die  betreffenden  Personen  der  Jnngsökn  angehören  müssen, 

l)  Vatnsdcela,  27/43—44.  2)  Konüngsbök,  167/72. 

3J  Wortregister,  s.  v.  heraÖ,  Nr.  3,  S.  623. 
4J  Staöarhölsbök,  53/61. 

r')  Konüngsbök,  128/6,  dann  Staöarhölsbök,  83/108  und  109—10. 
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welche  an  der  betreffenden  Dingstätte  ihre  Versammlungen  hält, 
sondern  nur,  daß  sie  in  der  Umgegend  der  Dingstätte  wohnen 
müssen,  so  daß  vorausgesetzt  werden  darf,  daß  sie  von  dem  Kenntnis 
erlangen  werden,  was  an  dieser  vorgeht,  und  es  ist  demnach  dabei 
auch  auf  Angehörige  einer  anderen  Dingstätte  reflektiert,  die  etwa 
zerstreut  unter  der  großen  Masse  anderer  Dingleute  wohnen  könnten, 
und  dafür  nicht  reflektiert  auf  solche  Angehörige  des  betreffenden 
Dingverbandes,  die  etwa  weit  entfernt  unter  fremden  Dingleuten 
gesessen  waren.  Um  so  gewisser  ist  aber,  daß  der  Ausdruck  heraö 
nicht  eben  selten  in  unseren  Quellen  den  hreppr  bezeichnet.  Ich 
will  keinen  Wert  darauf  legen,  daß  einmal  von  heraösdömar  an  einer 
Stelle  gesprochen  wird,  welche  kurz  zuvor  den  hreppadömr  genannt 
hatte, x)  da  gewichtige  Gründe  zweifelhaft  machen,  ob  nicht  für  „at 
hreppadömi"  zu  lesen  sei  „at  heraösdömi" ;  aber  immerhin  bleibt 
noch  eine  weitere  Stelle,  welche  den  hreppadömr  als  heraösdömr 
und  die  an  ihm  anzustellende  Klage  als  heraössökn  bezeichnet. 2) 
Auch  gegen  sie  ließe  sich  allenfalls  noch  einwenden,  daß  heraösdömr, 
heraössökn  als  die  alle  Gerichte  und  alle  Klagen,  die  fern  von  der 
Dingstätte  in  der  Heimat  gehalten  und  angestellt  werden,  umfassende 
Bezeichnung  sehr  wohl  auch  auf  den  hreppadömr  und  die  bei  ihm 
angebrachten  Klagen  Anwendung  finden  könne,  ohne  daß  darum 
doch  eine  Identität  von  heraö  und  hreppr  anzunehmen  wäre;  aber 
es  fehlt  auch  nicht  an  weiteren  Belegen  schlechthin  stringenter  Art. 
Unser  jüngeres  Rechtsbuch  definiert  einmal  den  Begriff  der  heraös- 
fleygjar  sakir  dahin,  daß  es  sagt:3)  „En  ])ä  ero  sakir  heraöfleygjar, 
er  meire  hlutr  hefir  spurt  {ringheyjanda  1  J^eim  hrepp,  er  sakir  koma 
upp,  ok  hyggi  menn  at  satt  se",  wozu  auch  stimmt,  wenn  dasselbe 
anderwärts  sagt:4)  „En  })ä  er  morö,  ef  maör  leynir  meira  hlut  manna 
1  hrepp";  beide  Male  ist  es  der  hreppr,  welcher  dafür  maßgebend 
ist,  ob  das  für  den  Begriff  nötige  Maß  von  Heimlichkeit,  oder  um- 
gekehrt von  Ortskundigkeit  als  vorhanden  oder  nicht  vorhanden 
gelten  soll,  und  doch  wird  als  im  heraö  bekannt  bezeichnet,  was  im 
hreppr  bekannt  ist.  Nach  dem  Christenrechte  5)  soll  der  Bischof  „i 
heraöi  hverjo"  verkündigen  lassen,  an  wen  man  die  ihm  gebührenden 
Zahlungen  zu  entrichten  habe;   nach   dem  Zehntgesetze  aber  soll 


1)  Konüngsbök,  167/73. 

2)  Konüngsbök,  234/177;  StaÖarh  ölsb  ök,  222/255  —  5^- 

3)  StaÖarhölsbök,  333/359—60.  4)  ebenda,  315/348. 

5)  Konüngsbök,  5/19;  StaÖaihölsbök,  15/23;  S  k  ä  1  h  o  lt  s  b  ö  k ,  9/2 1. 
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dieselbe  Verkündigung  „i  hrepp  hverjom"  erfolgen, *)  und  doch  ist 
nicht  der  mindeste  Grund  zu  der  Annahme  vorhanden,  daß  hier  und 
dort  etwas  Verschiedenes  gesagt  sein  wolle.  An  einer  Stelle,  welche 
von  den  Schafmarken  handelt,  liest  unser  älteres  Rechtsbuch : 2)  „ef 
nokorr  maör  er  sä  \  ])vi  heraöe,  er  ()ä  einkunn  ä,  ok  skal  sä  bregöa 
af,  er  skemr  hefir  verit  büi  sfno  i  ])vi  heraöe"  während  an  der  ent- 
sprechenden Stelle  des  jüngeren  Rechtsbuches  zwar  das  zweite  Mal 
ebenfalls  „i  Jdvi  heraöi"  geschrieben  steht,  aber  das  erste  Mal:  „1  ])eim 
hrepp".3)  In  der  Formel  für  die  eiöföring  von  hilfsbedürftigen  Per- 
sonen und  einer  anderen  auf  sie  bezüglichen  Stelle  4)  kann  der  Aus- 
druck „sams  heraös"  nur  soviel  bedeuten  als  demselben  hreppr  an- 
gehörig, und  an  einer  als  nymaeli  bezeichneten  Stelle  unseres  jüngeren 
Rechtsbuches  wird  gesagt,  5)  daß  derjenige,  welcher  in  einer  Armen- 
sache am  Ding  eine  lysing  gegen  den  Erben  des  Hilfsbedürftigen 
erlassen  hat  und  sich  außerstande  sieht,  die  vorschriftsmäßige  An- 
zeige hiervon  an  den  Gegner  zu  machen,  weil  dieser  am  Dinge  nicht 
anwesend  ist,  diese  an  dessen  Goden  richten  soll,  und  wenn  er  diesen 
nicht  kennt,  an  dessen  heraösmenn,  im  äußersten  Falle  aber,  wenn 
er  nämlich  auch  diese  nicht  kennt,  an  seine  fjöröüngsmenn,  wo  denn 
doch  auch  wieder  unter  den  heraösmenn  kaum  jemand  anders  ver- 
standen werden  kann  als  die  hreppsmenn.  In  der  Tat  begreift  sich 
auch  dieser  Sprachgebrauch  recht  wohl.  Neben  dem  Landesviertel 
war  der  hreppr  der  einzige  Bezirk  mit  fester  geographischer  Begren- 
zung, und  überdies  war  und  ist  derselbe  zumeist  wirklich  durch 
natürliche  Grenzen  ebensowohl  eingeschlossen  als  durch  rechtlich 
gezogene;  verstand  man  also  unter  dem  heraö  einen  territorialen 
Bezirk,  so  lag  es  nahe  genug,  gerade  auf  ihn  diese  Bezeichnung  an- 
zuwenden, da  es  dem  goöorö  sowohl  als  der  Jnngsökn  an  aller  terri- 
torialen Begrenzung  fehlte,  während  das  Viertel  wohl  als  zu  groß 
galt,  um  die  Bezeichnung  auf  dasselbe  passend  erscheinen  zu  lassen. 
Aber  damit  will  selbstverständlich  nicht  gesagt  sein,  daß  an  der- 
artigen Stellen  der  Ausdruck  heraö  irgendwie  technische  Geltung 
für  den  hreppr  habe;  er  bezeichnet  eben  nur  hier  den  rechtlich  ab- 
geschlossenen Bezirk  ganz  in  derselben  Weise,  wie  er  anderwärts  den 
natürlich  abgeschlossenen  bezeichnet. 

1)  Konüngsbök,  257/209;  Staöarhölsbök,  42/51 ;  Skälholtsbök,  31/48. 

2)  Konüngsbök,  125/159.  3)  Staöarhölsbök,  196/234. 

i)  Konüngsbök,  129/8  und  9;  Staöarhölsbök,  87/112  und  113,  dann  114. 
B)  Staöarhölsbök,  89/118. 
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Nachdem  soeben  die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes  dar- 
gelegt worden  ist,  kommt  zunächst  die  Frage  zu  erledigen,  in  welcher 
Weise  sich  die  Zugehörigkeit  der  einzelnen  Person  zu  diesem  oder 
jenem  persönlichen  Verbände  oder  territorialen  Bezirke  bestimme. 
Das  ältere  isländische  Recht  gibt  in  dieser  Beziehung  sehr  ins  ein- 
zelne gehende  Vorschriften,  und  zwar  ist  es  einerseits  der  Begriff 
des  heimilisfang,  d.h.  der  Gewinnung  eines  bestimmten  gesetz- 
lichen Domiziles,  und  andererseits  der  Begriff  der  Jnngfesti,  d.  h. 
des  Anschlusses  an  einen  bestimmten  Goden  und  damit  auch  an 
einen  bestimmten  Dingverband,  welcher  hier  maßgebend  wird.  Die 
auf  das  Domizil  bezüglichen  Bestimmungen  sollen  nun  in  diesem 
Paragraphen,  die  auf  die  Dingzuständigkeit  bezüglichen  dagegen  im 
nächstfolgenden  erörtert  werden.  Ich  bemerke  aber  dabei  von  vorn- 
herein, daß  die  Bedeutung  des  Domiziles  sich  in  mehrfacher  Rich- 
tung geltend  machte.  Einmal  nämlich  wird  dasselbe,  wie  wir  dies 
ja  auch  im  norwegischen  Rechte  und  nicht  minder  in  fränkischen 
Reichsgesetzen  finden,  2)  gar  vielfach  unmittelbar  als  solches  für  die 
Prozeßführung  wichtig,  soferne  sich  zumeist  nach  ihm  der  Ort  be- 
stimmt, an  welchem  die  Ladung  des  Gegners  zu  bewerkstelligen  ist; 
in  vielen  Fällen  auch  der  Ort,  nach  welchem  sich  die  Wahl  der 
Nachbargeschworenen  richtet  u.  dgl.  m.  Zweitens  aber  ist  durch 
das  Domizil  des  Mannes  in  gewissem  Umfange  auch  die  Dingzu- 
ständigkeit desselben  bedingt,  welche  letztere  gleichfalls  wieder  für 
den  Prozeß  mehrfache  Bedeutung  hat,  indem  sich  nach  ihr  die  Wahl 
des  Frühlingsdinges,  Viertelsdinges  oder  Viertelsgerichtes  am  Alldinge 
bestimmt,  bei  welchem  der  Gegner  zu  belangen  ist,  dann  auch  die 
Wahl  des  Goden,  von  welchem  ein  tylftarkviör  oder  ein  feränsdömr 
zu  erbitten  ist  u.  dgl.  m.  Endlich  aber  wird  das  Domizil  auch  für 
die  Armenpflege  in  hohem  Grade  bedeutsam,  indem  großenteils  von 
ihm  abhängt,  welchem  hreppr  die,  sei  es  nun  provisorische  oder 
auch  definitive  Versorgung  eines  Hilfsbedürftigen  zufällt.  Durch  die 
prozessualischen  Rücksichten  einerseits  und  durch  die  Interessen  der 
Armenpflege  andererseits  werden  denn  auch  die  über  das  Domizil 
erlassenen  Rechtsvorschriften  wesentlich  bestimmt.    Auf  der  einen 


l)  vgl.  z.  B.  das  Edictum  Pistense  vom  Jahre  864. 
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Seite  nämlich  enthalten  unsere  Rechtsbücher  ausführliche  Regeln 
darüber,  wie  man  zu  verfahren  hat,  wenn  man  das  Domizil  seines 
Gegners,  oder  einer  anderen  Person,  deren  Domizil  zu  erfahren  man 
ein  rechtliches  Interesse  hat,  nicht  kennt,  x)  sowie  auch  weitere  Be- 
stimmungen darüber,  wie  es  zu  halten  ist,  wenn  das  Domizil  einer 
solchen  Person  auf  dem  vorgeschriebenen  Wege  nicht  zu  erfahren 
steht, 2)  und  von  hier  aus  erklärt  sich  denn  auch,  wenn  die  Be- 
sprechung der  Heimatsfrage  mehrfach  mit  der  der  Dingzuständigkeit 
verbunden,  oder  wenn  dieselbe  auch  wohl  ziemlich  einseitig  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Frage  nach  dem  legalen  Ladungsorte  gestellt 
wird.  Auf  der  anderen  Seite  wird  aber  auch  wohl  andere  Male 
ebenso  einseitig  der  Gesichtspunkt  der  Armenpflege  und  der  Haf- 
tung für  den  Verarmungsfall  hervorgekehrt,  und  nur  von  diesem 
letzteren  Standpunkte  aus  erklärt  sich  z.  B.  die  unten  noch  zu  be- 
sprechende Tatsache,  daß  dem  hreppr  eine  Einsprache  gegen  die 
Begründung  von  Niederlassungen  in  seinem  Bezirke  gestattet  wird. 
Man  muß  diese  besonderen  Bezüge  des  Heimatswesens  zu  diesen 
oder  jenen  besonderen  Rechtsinstituten  stets  im  Auge  behalten,  wenn 
man  dessen  Behandlung  in  den  Quellen  richtig  verstehen  und  aus- 
legen will. 

In  Bezug  auf  die  Heimat  (das  heimili)  ist  vorab  zwischen 
einem  selbständigen  und  einem  abgeleiteten  Domizil  zu  unterscheiden. 
Ein  selbständiges  Domizil  hat  derjenige,  welcher  seine  eigene  Wirt- 
schaft (bü)  besitzt  und  darum  als  ein  büandi  oder  böandi,  in 
kontrahierter  Wortform  als  böndi,  d.  h.  Bauer,  bezeichnet  werden 
mag.  Ein  solcher  hat  aber  sein  Domizil  stets  dort,  wo  er  seine 
Hauswirtschaft  hat,  wobei  nur  zu  beachten  ist,  daß  der  Besitz  von 
Grundeigentum  auf  Island  keineswegs  erforderlich  ist  für  den  Begriff 
einer  eigenen  Hauswirtschaft,  während  er  allerdings  den  Besitz  dieser 
letzteren  in  gewissem  Umfange  ersetzt.  Eine  Stelle,  welche  aller- 
dings zunächst  von  der  Dingzuständigkeit,  nicht  von  der  Heimat 
handelt,  sagt:8)  „maör  sä  er  bü  gjörir  um  vor,  skal  segja  sik  i  J)ing 
)jar  er  hann  vill.  ])at  er  bü,  er  maör  hehr  mälnytan  smala;  J)ä  skal 
hann  segja  sik  i  Jung,  ])ött  hann  nah  eigi  mälnytu,  ef  hann  er  land- 
eigandi.    Ef  hann  erat  landeigandi,  ok  hefir  at  mälnytu,  ok  verör 


1)  vgl.  z.  B.  Konüngsbök,  21/40 — 43  und  öfter. 

2)  vgl.  z.  B.  Konüngsbök,  78/131  und  80/133;  S  taÖ  arh  ö  ls  b  ö  k ,  234/268 
und  238/270. 

3)  Konüngsbök,  81/136;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k ,  242/272—73. 
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hann  ]>ar  1  Jnngi,  er  sä  böandi  er,  er  hann  fclr  sik  inni  um".  Für 
die  Eigenschaft  eines  selbständigen  Hauswirtes  genügt  hiernach  der 
Besitz  von  Melkvieh,  auch  wenn  dessen  Besitzer  kein  Grundeigen- 
tümer ist;  jedoch  wird  der  Grundeigentümer  wenigstens  in  Bezug 
auf  die  Dingzuständigkeit  jenem  gleichgehalten,  auch  wenn  er  kein 
Melkvieh  besitzt.  Eine  analoge  Bestimmung  setzt  auch  der  Bericht 
der  Njäla  über  die  Verhandlungen  am  Allding  über  den  an  Njäll 
begangenen  Mordbrand  voraus. *)  Eyjölfr  Bölverksson  will  von  den 
neun  Mitgliedern  eines  büakviör  zwei  rekusieren,  weil  sie  „büösetu- 
menn  enn  eigi  böendr"  seien,  d.  h.  also,  weil  sie  nicht  mit  selb- 
ständigem Domizile  angesessen  seien.  Daraufhin  erkundigt  sich  der 
juristische  Ratgeber  der  Klagspartei,  pörhallr  Asgrimsson,  über  die 
Besitzverhältnisse  der  beiden  Männer  und  erfährt,  daß  der  eine  der 
beiden  sowohl  Kühe  als  Schafe  besaß  und  von  deren  Milchnutzung 
lebte,  wogegen  der  andere  ein  Drittel  von  dem  Lande  zu  eigen  hatte, 
auf  welchem  er  zugleich  mit  einem  Pachtbesitzer  wohnte  und  daß 
er  mit  diesem  letzteren  Wohnhaus  und  Hirten  gemein  hatte;  er  läßt 
dann  sofort  gegen  die  Rekusation  den  Einwand  erheben,  daß:  „er 
sä  rettr  i  büakviöi,  er  hann  ä  J)rjü  hundruö  \  landi,  ok  J>aöan  af 
meira,  [)ö  at  hann  hafi  enga  mälnytu ;  hinn  er  ok  rettr  1  büakviö,  er 
hann  byr  viö  mälnytu,  ])ö  at  hann  eigi  (so  ist  für:  leigi  zu  lesen)  eigi 
land".  Auf  Befragen  erkennt  der  Gesetzsprecher  Skapti  pöroddsson 
die  rechtliche  Begründung  dieses  Einwandes  an,  und  damit  dringt 
derselbe  durch.  Nun  ist  ja  allerdings  richtig,  daß  diese  Angaben 
der  Njäla  in  manchen  Beziehungen  Unebenheiten  zeigen,  wie  denn 
zumal  das  über  den  gemeinsamen  Besitz  von  Wohnhaus  und  Hirten 
Gesagte  hierher  nicht  paßt  und  aus  ungeschickter  Hereinmischung 
einer  anderweitigen  Bestimmung  unserer  Rechtsbücher  zu  erklären 
ist;2)  daß  ferner  auch  für  die  hier  fragliche  Bestimmung  ein  etwas 
anders  gefaßter  Text  dem  Redaktor  der  Sage  vorgelegen  haben 
muß,  als  welchen  unsere  Rechtsbücher  zeigen.  Immerhin  hält  in- 
dessen auch  die  Njäla  an  dem  zwiefachen  Satze  fest,  daß  zwar  einer- 
seits der  Besitz  von  Grundeigentum,  wenn  dieses  nur  einen  gewissen 
Minimalwert  erreichte,  genügte,  um  seinen  Inhaber  zum  böndi,  d.  h. 
selbständigen  Hauswirt  zu  machen,  daß  aber  andererseits  auch  der 
bloße  Landpächter  als  solcher  galt,  wenn  er  nur  im  Besitze  von 


1  Njäla,  142/778—81;  vgl.  über  die  Stelle  K.  Lehmann  und  H.  Schnorr 
von  Carolsfeld,  Die  Njälssage,  S.  113  — 115. 

2)  vgl.  Konüngsbok,  89/160;  StaÖar  h  öl  sb  ö  k  ,  288/321. 
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soviel  Nutzvieh  war,  daß  er  von  dessen  Ertrag  leben  konnte.  Auf 
Island,  dessen  landwirtschaftlicher  Betrieb  durchaus  auf  der  Vieh- 
zucht und  nicht  auf  dem  Ackerbau  beruht,  und  dessen  Bevölkerung 
eben  darum  stets  beweglich  und  in  keiner  Weise  an  die  Scholle  ge- 
bunden ist,  erscheint  diese  Begriffsbestimmung  sehr  natürlich;  sie 
war  indessen  auch  dem  norwegischen  Rechte  geläufig,  wie  sich  schon 
daraus  ergibt,  daß  auch  dieses  das  Wort  bü  geradezu  im  Sinne  von 
büfe  braucht.  *) 

Die  Feststellung  des  Domiziles  von  selbständigen  Hauswirten 
ist  hiernach  der  Regel  nach  eine  sehr  einfache;  unter  Umständen 
können  sich  indessen  doch  bezüglich  derselben  Schwierigkeiten  er- 
geben. Es  kann  nämlich  vorkommen,  daß  jemand  verschiedene  Be- 
sitzungen an  verschiedenen  Orten  hat  und  daß  infolgedessen  zweifel- 
haft erscheint,  welche  von  diesen  als  das  gesetzliche  Domizil  des 
Mannes  zu  gelten  habe;  für  diesen  Fall  stellt  aber  das  Recht  eine 
Reihe  maßgebender  Bestimmungen  auf. 2)  Liegen  die  mehreren 
Höfe,  welche  der  Mann  bewirtschaftet,  in  einem  und  demselben 
Landesviertel,  so  soll  sein  Domizil  als  auf  dem  größeren  von  ihnen 
begründet  gelten;  sind  alle  gleich  groß,  so  mag  er  selbst  wählen, 
auf  welchem  derselben  er  sein  Domizil  haben  will,  nur  daß  er  diese 
seine  Wahl  am  Frühlingsdinge  bekanntzugeben  hat.  Unterläßt  er 
diese  Anzeige,  so  muß  er  sich  gefallen  lassen,  daß  man  seine  sämt- 
lichen Höfe  gleichmäßig  als  sein  Domizil  begründend  behandelt,  d.  h. 
der  jeweilige  Gegner  hat  widerspruchslos  die  Wahl,  welchen  der 
mehreren  Höfe  er  als  Domizil  behandeln  will;  liegen  aber  die  ver- 
schiedenen Höfe  in  verschiedenen  Landesvierteln,  so  galt  von  vorn- 
herein diese  letztere  Regel,  doch  wohl  aus  Rücksicht  auf  den  Ver- 
kehr, in  dem  man  dem  jeweiligen  Gegner  die  Ungelegenheiten  er- 
sparen wollte,  welche  mit  der  Überschreitung  der  Viertelsgrenzen 
verbunden  waren.  Ganz  unzweideutig  wird  der  letztere  Satz  aller- 
dings in  unseren  Rechtsbüchern  nicht  ausgesprochen ;  indessen  scheint 
er  doch  den  Bestimmungen  zugrunde  zu  liegen,  welche  über  die 
Dingzuständigkeit  gegeben  werden  und  welche  im  folgenden  Para- 
graphen zur  Erörterung  zu  kommen  haben.    Im  übrigen  kann  aber 

*)  vgl.  z.  B.  Fr|)L.  IV,  44  und  das  Bruchstück  der  EbL.  in  Norges  gamle 
Love,  II,  S.  523;  Landsl.,  Landsleigub.  15/113  und  37/128,  welche  letztere  Stelle 
auch  in  des  K.  Eirikr  Verordnung  vom  15.  Juli  1294  für  Island,  §  35, 
überging  (Lagas.  I,  S.  20—21).  Andere  Belege  siehe  bei  Fritzner,  s.  v.  bü,  Nr.  6 
(S.  206,  ed.  2). 

2)  Konüngsbök,  81/138—39;  S  t  a  ö  ar  h  ö  1  s  b  6  k ,  243/274 — 75. 
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die  Feststellung  des  Domiziles  eines  selbständigen  Hauswirtes  um 
so  weniger  Schwierigkeiten  machen,  als  ein  solcher  bei  dem  Umzüge 
aus  einem  hreppr  in  den  anderen  sich  erst  die  Erlaubnis  des  letzteren 
zu  erbitten  hatte,  wie  dies  aus  Anlaß  des  Gemeinderechtes  noch  des 
näheren  zu  besprechen  sein  wird;1)  da  eine  Umgehung  dieser  Vor- 
schrift mit  empfindlichen  Rechtsnachteilen  verbunden  war,  mußte 
bezüglich  der  Domizilsverhältnisse  jedes  einzelnen  Bauern  regelmäßig 
Notorietät  bestehen. 

Weit  schwieriger  ist  die  Frage  nach  dem  Domizile  solcher  Leute 
zu  erledigen,  welche  nicht  mit  eigenem  Haushalte  angesessen  sind 
und  welche  somit  nur  ein  unselbständiges  Domizil  haben  können. 
Für  diese  pflegt  zumeist  schon  aus  wirtschaftlichen  Gründen  der 
Anschluß  an  den  einen  oder  anderen  selbständigen  Hauswirt  not- 
wendig zu  werden;  ganz  abgesehen  von  diesen  fordert  ihn  aber  auf 
Island  wie  in  so  manchen  anderen  germanischen  Staaten  auch  das 
geltende  Recht,  um  der  Regelung  der  Domizilsverhältnisse  willen. 
Die  technische  Bezeichnung  für  dieses  abhängige  Domizil  ist  aber 
eine  zwiefache.  Einmal  nämlich  wird  dasselbe  als  vi  st  oder  in 
vollerer  Form  als  heimilisvist  bezeichnet.  Von  dem  Zeitworte 
vesa,  in  jüngerer  Form  vera,  abgeleitet,  bezeichnet  das  Wort  seiner 
Grundbedeutung  nach  den  Ort,  an  welchem  man  sich  aufhält,  also 
das  Domizil  überhaupt;  vermöge  einer  Verengerung  des  Sprach- 
gebrauches, wie  sie  öfter  vorkommt,  hat  dasselbe  aber  die  engere 
Geltung  für  das  unselbständige  Domizil  in  fremdem  Hause  gewonnen. 
Zweitens  aber  wird  gleichbedeutend  auch  der  Ausdruck  griö  ge- 
braucht, dessen  Erklärung  aber  keineswegs  ebenso  einfach  ist  wie 
die  des  vorigen  Wortes.  Der  Ausdruck  wird  nämlich  in  zwiefachem 
Sinne  gebraucht.  Er  bezeichnet  einerseits  den  Frieden,  und  zwar 
insbesondere  den  vertragsweise  gesetzten  und  auf  bestimmte  Zeit 
begrenzten  Frieden.  In  diesem  Sinne  braucht  man  das  Wort  zumal 
von  dem  Waffenstillstände,  welcher  von  zwei  streitenden  Parteien 
zu  dem  Ende  eingegangen  wird,  damit  unter  dessen  Schutz  von 
ihnen  ein  bleibender  Frieden  (trygö)  verhandelt  und  abgeschlossen 
werden  kann ;  oder  von  dem  Pardon,  welchen  der  im  offenen  Kampfe 
unterliegende  Gegner  erbittet  und  erhält,  damit  man  Zeit  gewinne 
zur  Einigung  über  dessen  Lösegeld  oder  sonstige  Sühne ;  oder  endlich 
auch  wohl  von  dem  besonderen  Frieden,  welcher  gelegentlich  des 
Zusammenkommens  größerer  Menschenmassen  vielfach  für  die  Dauer 


*)  vgl.  StaÖarhölsbök,  225/259. 
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ihres  Beisammenseins  feierlich  verkündigt  wurde,  um  allen  Gewalt- 
tätigkeiten vorzubeugen,  welche  etwa  vorfallen  möchten,  also  speziell 
am  Allding 1)  oder  auch  am  vär]jinge, 2)  wenigstens  wenn  dies  aus 
besonderen  Gründen  rätlich  erschien,  aber  auch  bei  einer  Haus- 
suchung in  fremdem  Hause, 3)  dann  bei  einer  Hochzeit,  wenn  zu 
einer  solchen  größere  Menschenmengen  zusammenströmten, 4)  ganz 
wie  bei  einer  Zusammenkunft  von  Königen  des  Nordens,  an  welcher 
Friedensverhandlungen  gepflogen  werden  wollen, 5)  aber  auch  bei 
ganz  zufälliger  Begegnung  von  größeren  Haufen  von  Menschen,  von 
denen  man  nicht  wissen  konnte,  ob  darunter  nicht  unverträgliche 
Leute  seien. 6)  Zweitens  aber  bezeichnet  derselbe  Ausdruck  auch 
das  Domizil  in  fremdem  Hause;  in  diesem  Sinne  findet  sich  allen- 
falls auch  die  verstärkte  Bezeichnung  löggriö  gebraucht.  7)  Schon 
vielfach  ist  bemerkt  worden,8)  daß  in  diesem  zweiten  Sinne  das  Wort 
im  Singular,  in  jenem  ersteren  Sinne  dagegen  im  Plural  gebraucht 
zu  werden  pflegt;  doch  wird  diesem  Umstände  kaum  viel  Wert  bei- 
zulegen sein,  da  sich  der  plurale  Gebrauch  des  Wortes  in  jenem 
ersteren  Sinne  doch  wohl  einfach  aus  dem  Umstände  erklären  läßt, 
daß  der  eigens  gelobte  oder  gesetzte  Frieden  zumeist  auf  eine  größere 
Zahl  von  Personen  sich  zu  erstrecken  pflegt.  Fragt  sich  aber,  welche 
von  beiden  Bedeutungen  des  Wortes  als  die  ursprüngliche  zu  be- 
trachten und  wie  die  eine  von  ihnen  aus  der  anderen  zu  entwickeln 
sei.  Ich  möchte  nun  nicht,  wie  Guöbrandr  Vigfüsson  dies  tut,  von 
dem  Begriffe  Domizil  ausgehen  und  annehmen,  daß  der  Begriff 
Frieden  erst  metaphorisch  von  hier  aus  erwachsen  sei,  vielmehr  um- 
gekehrt den  Begriff  Frieden  als  den  ursprünglichen  ansehen.  Dazu 
bestimmt  mich  schon  die  Tatsache,  daß  nicht  nur  in  den  schwedi- 
schen Quellen  gri|)  oder  gru])  lediglich  in  der  Bedeutung  Frieden 
vorkommt,  während  die  einzige  Stelle,  welche  das  Wort  in  der  Be- 
deutung Domizil  braucht,  Gotlandslagen  angehört,9)  einer  Quelle 

J)  Sturlünga,  II,  16/24. 

2)  Grettla,  72—73/164—65.  3)  Konüngsbök,  230/166. 

4)  Sturlünga,  VII,  255/157—58. 

5)  Heimskr.  Magnüss  s.  berfoetts,  17/653;  FMS.  VII,  31/62;  vgl. 
Morkinsk.,  S.  151.  6)  Heiöarvi'ga  s.,  33 — 34/378—83. 

')  z.  B.  Konüngsbök,  22/40;  78/130  und  StaÖarhölsbök,  234/267. 

H)  vgl.  z.  B.  P  all  Vi  d  alin  ,  Skyringar,  S.  210 — 1 1;  Sveinbjörn  Egilsson, 
Ein' kr  Jönsson,  Fritzner,  GuÖbrandr  Vigfüsson,  h.  v. ;  Vilh.  Finsen, 
Wortregister,  h.  v. 

°)  Gotlandsl.  2,  §  I  :  vita  scal  hueriun  cuna  seng  sina,  bann  han  i  barn  fa- 
rum  liggr,  fai  mib  sir  vitnis  cunur  tuar,  gribcunu  oc  grancunu. 
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also,  die  überhaupt  norwegische  Einflüsse  erlitten  hat,  und  zumal 
gerade  an  der  hier  maßgebenden  Stelle  solche  vermuten  läßt, J) 
sondern  auch  in  den  dänischen  Quellen  beide  Formen,  grith  und 
gruth,  immer  nur  im  Sinne  von  Frieden  gebraucht  werden;  daß 
ferner  auch  im  Angelsächsischen  griö  als  Bezeichnung  des  besonderen 
Friedens  vorkommt,  und  zwar  nicht  bloß  an  zwei  vereinzelten  Stellen, 
auf  welche  Guöbrandr  Vigfüsson  hinweist,  sondern  ganz  allgemein 
und  zumal  auch  in  den  Rechtsquellen  als  feststehender  technischer 
Ausdruck.  Es  mag  ja  sein,  daß  das  Wort  den  Angelsachsen  aus 
dem  Norden  zugekommen  ist,  wie  dies  schon  R.  Schmid,  -)  Guö- 
brandr  Vigfüsson  und  Joh.  Steenstrup 3)  ausgesprochen  haben ; 
immerhin  müßte  dasselbe  solchenfalls  doch  bereits  in  einer  weit 
früheren  Zeit  nach  England  hinübergewandert  sein,  als  aus  welcher 
unsere  isländischen  und  norwegischen  Quellen  stammen,  und  wäre 
auch  unter  dieser  Voraussetzung  anzunehmen,  daß  in  Norwegen  ur- 
sprünglich ganz  wie  in  Dänemark  und  Schweden  der  Ausdruck  nur 
im  Sinne  von  Frieden  gebraucht  worden  sein  werde.  Halte  ich  aber 
hieran  fest,  so  ist  auch  sofort  klar,  wie  sich  die  Bedeutung  Domizil 
aus  der  Bedeutung  Frieden  entwickeln  konnte.  Unrichtig  ist  zwar, 
wenn  Wilda,  wohl  durch  die  ungenaue  Ausdrucksweise  des  alten 
Björn  Haldorsson  irregeleitet,  annimmt,  daß  das  Wort  griö  im  Alt- 
nordischen auch  das  Haus  bedeute, 4)  und  wird  man  somit  nicht 
etwa  vom  Begriffe  des  Hausfriedens  ausgehen  dürfen,  um  zum  Be- 
griffe des  Domiziles  zu  gelangen,  wie  denn  auch  für  den  Heimfrieden 
nur  die  Bezeichnung  heimifriör  oder  heimfriör  nachweisbar  ist,5)  nicht 
aber  heimgriö  oder  heimagriö ;  vielmehr  wird  man  umgekehrt  von 
der  Notwendigkeit  eines  gesetzten  Friedens  für  denjenigen  seinen 
Ausgangspunkt  zu  nehmen  haben,  welcher  in  einem  fremden  Hause 
seinen  Aufenthalt  nehmen  wollte.  Wir  wissen  ja,  daß  ursprünglich 
der  Fremde  an  und  für  sich  auf  keinen  Rechtsschutz  Anspruch  hatte 
und  daß  es  somit  einer  besonderen  Abrede  bedurfte,  wenn  einer 
fremden  Schiffsmannschaft  gegenüber  ein  Land  als  ein  friedliches 
(frieiand)  erklärt  und  somit  der  friedliche  Verkehr  mit  demselben 


v)  vgl.  EJ)L.  I,  1:  sina  sengför  skal  hver  kona  vita;  II,  1;  dann  BJ)L.  I,  3: 
GriÖkonor  ok  grankonor  skulu  vera  viÖ  sengfor  hverrar  kono ;  III,  I,  in  II  aber  Lücke. 

2)  Die  Gesetze  der  Angelsachsen,  S.  584  (ed.  2). 

3)  Normannerne,  IV,  S.  247 — 50. 

4)  Strafrecht  der  Germanen,  S.  241. 

5)  Landsl.,  Mannh.  18;  Jönsbök,  19;  vgl.  Diplom,  norveg.  I,  215/175  ; 
245/I97- 
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eröffnet  werden  wollte;  ganz  in  derselben  Weise  mußte  aber  auch 
im  Inlande  selbst  der  Fremde  nicht  nur,  sondern  auch  ein  Volks- 
genosse von  dem  anderen  erst  förmliche  Aufnahme  sich  erbitten, 
wenn  er  in  dessen  Haus  Eingang  und  Aufenthalt  erhalten  wollte, 
soferne  nur  in  dieser  Weise  ein  Betreten  des  befriedeten  Raumes 
rechtlich  zulässig  wurde.  Von  diesem  zugesagten  Frieden  erhält 
dann  aber  auch  das  Domizil  selbst,  welches  im  fremden  Hause  ge- 
währt wird,  den  Namen  griö  und  mag  es  genügen,  dieserhalb  sich 
auf  zwei  Vorkommnisse  zu  berufen.  Auf  der  einen  Seite  ist  bereits 
erwähnt  worden,  daß  das  Recht  selbst  den  Leuten,  die  eine  Haus- 
suchung nach  gestohlenem  Gute  vornehmen  wollen,  zur  Pflicht 
macht, *)  zuvor  den  Besitzer  des  betreffenden  Hauses  zur  Erteilung 
von  „griö"  zum  Behufe  der  Haussuchung  aufzufordern,  wogegen  sie 
auch  ihrerseits  das  Gleiche  zu  tun  verpflichtet  sind.  Auf  der  an- 
deren Seite  aber  erzählt  eine  Geschichtsquelle,2)  wie  Egill  und  pörölfr, 
des  Skallagrfmr  Söhne,  in  Norwegen  zu  dem  ihnen  befreundeten  und 
verschwägerten  Hersen  pörir  kommen.  Sie  wollen  bei  ihm  über- 
wintern, also,  wie  man  sonst  wohl  sagte,  ihre  vetrvist  als  seine  vetr- 
gestir  bei  ihm  nehmen;  pörir  aber  trägt  Bedenken  den  Egill  aufzu- 
nehmen, weil  er  durch  die  Tötung  eines  königlichen  Vogtes  den 
Zorn  des  K.  Eirikr  auf  sich  geladen  hatte.  Da  erklärt  des  ])örir 
Sohn,  Arinbjörn,  von  Egill  sich  nicht  trennen  zu  wollen:  „viö  Egill 
munum  hafa  eitt  vetrgriö  bäöir";  das  gibt  den  Ausschlag:  „buöu  ])eir 
feögar  J>ä  pörölf  Jiar  vetrgriö".  Die  Aufnahme  also  selbst  befreundeter 
und  sehr  angesehener  Gäste  für  den  Winter  wird  hier  als  Geben 
und  Nehmen  des  vetrgriö  bezeichnet,  ganz  wie  dort  ein  selbst  nur 
vorübergehendes  Betreten  des  fremden  Hauses  das  vorgängige  Setzen 
von  griö  zu  solchem  Behufe  erfordert;  die  Übertragung  des  Aus- 
druckes, welcher  den  gesetzten  Frieden  bezeichnet,  auf  das  befriedete 
Domizil  ist  damit  erklärt  und  zugleich  genügend  motiviert,  warum 
unter  griö  immer  nur  das  Domizil  in  fremdem,  nicht  auch  in  eigenem 
Hause  verstanden  wird,  was  unerklärlich  wäre,  wenn  die  Bezeichnung 
an  den  Hausfrieden  als  solchen  anzuknüpfen  wäre.  —  Der  Regel 
nach  übernehmen  die  in  einem  fremden  Hause  aufgenommenen 
Leute  für  die  ihnen  gewährte  Unterkunft  gewisse  Gegenleistungen; 
selbst  wohlhabende  fremde  Gäste  unterzogen  sich  den  üblichen  Ar- 
beiten, um  mit  geringerer  Bezahlung  durchzukommen;  und  behielten 
sich  dabei  höchstens  vor,  zu  gewissen  Arten  von  Arbeiten  nicht 


*)  Konüngsbök,  230/166. 


■)  Eigla,  48/97. 
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verwendet  zu  werden. 1)  Bei  Leuten,  welche  nicht  etwa  bloß  vor- 
übergehend und  gastes  weise,  sondern  für  die  Dauer  in  fremdem 
Hause  Aufnahme  suchten,  pflegte  natürlich  dieses  letztere  Moment 
sehr  in  den  Vordergrund  zu  treten.  Es  konnte  zwar  vorkommen, 
daß  ein  mächtiger  Herr  wie  Guömundr  riki  Sohne  aus  angesehenen 
Häusern  bei  sich  aufnahm,  nicht  um  sie  arbeiten  zu  lassen,  sondern 
um  sich  eine  passende  Umgebung  zu  verschaffen ; 2)  aber  selbst  in 
solchen  Fällen  pflegten  sich  die  Aufgenommenen  an  den  vorkommen- 
den Arbeiten  zu  beteiligen,  wie  dies  ja  auch  die  Kinder  des  Hauses 
taten,  und  überdies  sind  derartige  Vorkommnisse  doch  immer  nur 
etwas  Ausnahmsweises,  indem  der  Regel  nach  die  Aufnahme  eben 
nur  zu  dem  Behufe  verwilligt  wird,  um  sich  die  Arbeitsleistungen 
des  Aufgenommenen  zu  sichern.  Von  hier  aus  erklärt  sich,  daß  die 
Ausdrücke  griömaör  und  griökona,  oder  abgekürzt  griöi  und  griöka, 
ganz  ebenso  wie  die  Ausdrücke  heimamaör  und  heimakona  auch 
wohl  noch  die  engere  Geltung  für  Dienstboten  beiderlei  Geschlechts 
erlangten;  daß  ferner  unsere  Rechtsbücher  bei  der  Besprechung  des 
in  fremdem  Hause  zu  gewinnenden  Domiziles  vielfach  von  der  An- 
schauung ausgehen,  daß  es  sich  dabei  um  den  Eintritt  in  fremden 
Hausdienst  handle,  und  daß  sie  darum  die  ganze  Ehehaltenordnung 
in  die  Lehre  vom  Heimatswesen  hereinziehen,  obwohl  daneben  eine 
Reihe  von  Bestimmungen  doch  auch  wieder  erkennen  läßt,  daß  diese 
Voraussetzung  zwar  eine  regelmäßig,  aber  doch  keineswegs  jederzeit 
und  notwendig  zutreffende  sei. 

Es  bestimmt  aber  das  Gesetz  den  Zeitpunkt  im  Jahre,  an 
welchem  die  Domizilwechsel  regelmäßig  vorzunehmen  sind;  es  sind 
dies  die  sogenannten  Fahrtage  (fardagar)  oder  Zieltage.  Dieselben 
haben  sowohl  beim  Kaufe  oder  der  Verpachtung  von  liegenden 
Gütern  ihre  Bedeutung,  soferne  an  ihnen  regelmäßig  die  Abfahrt  des 
bisherigen  und  die  Auffahrt  des  neuen  Besitzers  sich  vollzog,  als 
auch  bei  der  Entlassung  und  Aufnahme  von  Dienstboten,  in  welcher 
letzteren  Richtung  dann  allenfalls  auch  von  griöfangadagar  statt 
von  fardagar  gesprochen  werden  konnte;3)  immer  aber  fallen  die- 
selben auf  den  Donnerstag  bis  Sonntag  der  siebenten  Sommerwoche,4) 
also  etwa  in  das  Ende  des  Monates  Mai.  Um  diese  Berechnung 
klarzustellen,  wird   es  nötig,   auf  das  isländische  Kaien  der- 


vgl.  z.  B.  Eyrbyggja,  50/93.  2)  Lj  ösvetm'nga  s.,  5/127. 

3)  vgl.  z.  B.  Konüngsbök,  78/130  mit  S  t  a  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  234/267. 
4J  Konüngsbök,  78/128;  Staöarhölsbök,  232/264. 
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wesen  einen  Blick  zu  werfen,  dessen  Kenntnis  ohnehin  für  das 
Verständnis  gar  mancher  staatsrechtlicher  Bestimmungen  erforderlich 
ist.  Wir  erfahren  aber  durch  Ari  frööi J)  und  weiterhin  durch  ein 
altes  komputistisches  Werk,  welches  zweifelsohne  aus  ihm  geschöpft 
hat,2)  daß  man  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  herein 
das  Jahr  nur  zu  52  Wochen  oder  364  Tagen,  oder  zu  12  Monaten 
von  je  30  Tagen  berechnete,  zu  welchen  letzteren  dann  noch  ein 
Zuschuß  von  vier  weiteren  Tagen  hinzukam;  erst  in  der  angegebenen 
Zeit  begann  man  zu  bemerken,  daß  der  Sommer  immer  mehr  in 
den  Frühling  zurückwich,  und  auf  den  Vorschlag  des  porsteinn  surtr 
wurde  sodann  beschlossen,  jedes  siebente  Jahr  eine  WToche  einzu- 
schalten und  zu  versuchen,  ob  nicht  damit  dem  Ubelstande  abge- 
holfen werden  könne.  Eine  von  Ari  beigefügte  Bemerkung  zeigt, 
daß  man  hinterher  auch  noch  darauf  aufmerksam  wurde,  daß  selbst 
diese  Neuerung  noch  nicht  genügte,  soferne  sie  den  Schaltjahren  des 
julianischen  Kalenders  keine  Rechnung  trug  und  daß  man  sich  dem- 
gegenüber damit  zu  helfen  suchte,  daß  man  je  nach  Umständen 
bereits  im  sechsten  Jahre  die  ausgleichende  Woche  einschob;  von 
diesem  ohnehin  nicht  ganz  klaren  Punkte  kann  indessen  hier  abge- 
sehen werden.  Weiterhin  teilte  man  das  Jahr  in  zwei  Halbjahre 
(misseri),  nämlich  in  Winter  und  Sommer;3)  dem  Winter  wies  man 
6  Monate  zu  30  Tagen,  dem  Sommer  aber  neben  ebensovielen  Mo- 
naten auch  noch  jene  weiteren  4  Tage  zu,  welche  das  Jahr  über 
die  12  Monate  hinaus  enthielt  und  welche  man  als  aukansetr,  d.  h. 
Vermehrungsnächte,  zu  bezeichnen  pflegt.  Der  Sommer  sollte  immer 
mit  einem  Donnerstage  anfangen,  und  andererseits  sollte  der  erste 
Sommertag  nicht  früher  als  14 4)  und  nicht  später  als  21  Nächte 
nach  dem  Tage  von  Mariä  Verkündigung  (25.  März)  fallen;  der 
Sommer  konnte  also  frühestens  am  8.  und  spätestens  am  15.  April 
beginnen,  und  bestimmte  sich  der  erste  Sommertag  (sumardagr  hinn 
fyrsti)  für  das  einzelne  Jahr  innerhalb  dieser  Grenze  eben  dadurch, 
daß  er  ein  Donnerstag  sein  mußte;  wenn  demnach  ein  isländisches 
Nekrologium  einerseits  zum  8.  und  andererseits  zum  15.  April  be- 


1)  fslendingabök,  4/6—8. 

2)  Ludwig  Larsson,  Äldsta  delen  af  Cod.  1812,  40  Gml.  Kgl.  Sämling, 
S.  7—8.  Vgl.  den  Aufsatz  von  R.  Henning  und  J.  Hoffory  „Zur  Textkritik  der 
l'slendmgabök"  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Altertum,  Bd.  XXVI,  S.  178—92. 

8)  Konüngsbök,  19/37;  Ludwig  Larsson,  S.  19—20;  vgl.  Rfmbegla, 
I,  cap.  8,  §  26,  S.  42  und  IV,  cap.  1,  §  3,  S.  430 — 32. 

4)  Die  Lesart  15  oder  17  in  einzelnen  Texten  der  Rimbegla  ist  sichtlich  irrig. 
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merkt  „sumar",1)  so  will  dabei  augenscheinlich  nur  die  früheste  und 
späteste  Grenze  für  den  Beginn  des  Sommers  bezeichnet  werden.  Von 
dem  Beginne  des  Sommers  zählte  man  am  dritten  Monate  und  vierten 
Tage  bis  Mittsommer  (miösumar),  so  daß  also. die  aukanaetr  unmittelbar 
vor  dem  Mittsommertage  eingeschaltet  wurden  und  dieser  selbst 
immer  auf  einen  Sonntag  fallen  mußte.  Von  Mittsommer  ab  zählte 
man  dann  wieder  drei  Monate  bis  zum  Anfange  des  Winters,  und 
fiel  somit  der  erste  Tag  des  Winters  (vetrardagr  hinn  fyrsti)  immer 
auf  einen  Samstag;  war  in  einem  einzelnen  Jahre  eine  Schaltwoche 
(sumarauki)  beizufügen,  so  scheint  man  diese  ursprünglich  ebenfalls 
gerade  vor  Mittsommer  eingereiht  zu  haben,2)  während  man  dieselbe 
heutigen  Tages  erst  am  Ende  des  ganzen  Sommers  einzuschalten 
pflegt.  Erst  gelegentlich  der  Einführung  des  gregorianischen  Ka- 
lenders auf  der  Insel,  welche  auf  Grund  einer  königlichen  Verord- 
nung vom  10.  April  1700  durch  einen  Alldingsbeschluß  vom  I.  Juli 
1700  erfolgte,3)  werden  jene  Termine  einigermaßen  verändert,  indem 
der  erste  Sommertag  fortan  auf  den  Donnerstag  zwischen  dem  19. 
und  25.  April,  der  erste  Wintertag  aber  in  normalen  Jahren  statt 
auf  den  Samstag  zwischen  dem  10.  und  ig.,  vielmehr  auf  den  Samstag 
zwischen  dem  20.  und  29.  Oktober  fiel.4)  Es  ist  demnach  ein  Irrtum, 
wenn  \)6rbr  Sveinbjarnarson  bereits  in  der  freistaatlichen  Zeit  den 
Sommer  am  ersten  Donnerstage  zwischen  dem  19.  und  25.  April  be- 
ginnen läßt,5)  und  liegt  dabei  lediglich  eine  Verwechslung  der  Zeit 
vor  und  nach  1700  zugrunde;  es  ist  aber  auch  nicht  minder  irrig, 
wenn  B.  Finnr  Jönsson  behauptet,  daß  man  in  der  älteren  Zeit  den 
Sommer  nicht  mit  einem  Donnerstage,  sondern  mit  einem  Samstage 
begonnen  habe,6)  und  hat  derselbe  dabei  doch  wohl  nur  den  Anfang 
des  Sommers  mit  dem  Winteranfange  verwechselt.  Ich  bemerke, 
daß  in  Norwegen  die  Berechnung  eine  andere  ist,  indem  dort  der 
Sommer  mit  dem  Tage  des  heil.  Tiburtius,  also  dem  14.  April,  und 
der  Winter  mit  dem  Tage  des  heil.  Calixtus,  also  dem  14.  Oktober 

r)  bei  Lange bek,  II,  S.  508  und  509,  oder  Guöbrandr  Vigfüsson, 
Sturlünga,  II,  S.  393. 

2)  vgl.  Rimbegla,  II,  cap.  3,  §  26,  S.  202. 
\  Lagasafn,  I,  S.  550—52  und  553—54. 

4)  vgl.  Finn  Magnüsson,  Specimen  calendarii  gentilis,  S.  1015,  Anm.  (im 
III.  Bande  der  Kopenhagener  Edda).  Wenn  der  angeführte  Alldingsbeschluß  den 
Winter  bereits  am  Freitage  anfangen  läßt,  so  ist  dafür  doch  wohl  nur  die  Rücksicht 
auf  die  Vögel  maßgebend  geworden. 

Bj  Glossar  zur  Gragäs,  s.  v.  sumardagr. 

6)  Hist.  eccles.  Island.,  IV,  S.  144. 
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beginnt ; 1)  beide  Termine  werden  in  Norwegen  bis  in  die  Gegen- 
wart herunter  vom  Landvolke  festgehalten,  2)  sie  sind  aber  auch  alt, 
wie  denn  z.  B.  aus  Anlaß  einer  im  Jahre  1240  bei  Oslo  geschlagenen 
Schlacht  bemerkt  wird :  3)  „päska  aptan  var  sumardagr  hinn  fyrsti", 
während  in  diesem  Jahre  das  Osterfest  auf  den  15.  April  fiel.  Wenn 
demnach,  zumal  in  norwegischen  Urkunden,  ein  sumardagr  oder 
sumarsdagr  hinn  fyrsti,  oder  etwa  auch  sumarsnaetr,  dann  wieder 
ein  vetradagr  oder  vetrardagr  hinn  fyrsti,  eine  vetramessa  oder  ein 
vetramessudagr,  eine  vetranött  hinn  fyrsta  oder  vetrnsetr  genannt 
werden,  so  ist  darunter  etwas  anderes  zu  verstehen,  als  wenn  die- 
selben Bezeichnungen  auf  Island  gebraucht  werden;  in  Norwegen 
ist  der  erste  Sommertag  und  der  erste  Wintertag  ein  bestimmter 
Kalendertag,  während  der  Wrochentag  wechseln  kann,  auf  welchen 
derselbe  fällt;  auf  Island  dagegen  steht  umgekehrt  der  Wochentag 
fest,  an  welchem  der  Sommer  und  der  Winter  beginnt,  wogegen 
der  Kalendertag  innerhalb  gewisser  Grenzen  sich  ändert,  auf  welchen 
jener  Wochentag  im  einzelnen  Jahre  fällt.  Ich  wage  nicht,  eine 
Vermutung  darüber  auszusprechen,  welche  von  beiden  Rechnungs- 
weisen die  ältere  sein  möge ;  sicher  ist  dagegen,  daß  man  auf  Island 
jederzeit  die  Sommerwochen  einerseits  und  die  Winterwochen  an- 
dererseits fortlaufend  zählte,  jedoch  mit  der  Modalität,  daß  man  von 
Mittsommer  resp.  Mittwinter  ab  allenfalls  auch  von  vorne  zu  zählen 
anfing,  oder  auch  von  dem  bevorstehenden  Sommer-  oder  Winter- 
anfange nach  rückwärts  rechnete;  man  bestimmte  also  die  Zeit  in 
der  Art,  daß  man  den  Wochentag  angab,  an  welchem  ein  bestimmtes 
Ereignis  sich  zugetragen  hatte  und  zugleich  bemerkte,  ob  derselbe 
der  ersten,  zweiten,  dritten  Sommerwoche,  oder  der  ersten,  zweiten, 
dritten  Woche  nach  Mittsommer,  oder  aber  einer  Zeit  angehörte, 
da  noch  eine,  zwei  oder  drei  Wochen  bis  zum  Wintersanfange  übrig 
waren.  Wenn  demnach  gesagt  wird,  daß  die  Zieltage  auf  den 
Donnerstag,  Freitag,  Samstag  und  Sonntag  der  siebenten  Sommer- 
woche fallen,  so  ist  klar,  daß  dieselben,  wenn  der  erste  Sommertag 
auf  Donnerstag  den  8.  April  fällt,  auf  den  20. — 23.  Mai,  wenn-  der 
erste  Sommertag  aber  erst  auf  den  15.  April  fällt,  auf  den  27. — 30.  Mai 
fallen  müssen.  In  Norwegen,  wo  die  Zugtage  unter  demselben  Namen 

1)  Finn  Magnüsson,  ang.  O.,  S.  1015;  Lange,  Diplom,  norveg.  I,  2, 
S.  XXXVIII. 

2)  vgl.  Wille,  Beskrivelse  over  Sillejords  Prsestegjeld,  S.  237 — 39;  Ivar  Aasen, 
Norsk  Ordbog,  s.  v.  Sumar  und  Sumarmaal,  dann  Vetternatt. 

3)  Hakonar  s.  ga'rala,  231/5 11. 
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auftreten  wie  auf  Island,  ist  dagegen  deren  Zeit  anders  reguliert  als 
hier.1)  Nach  den  Gulajnngslög  scheint  die  Zugzeit  mit  Sommers- 
anfang, also  mit  dem  14.  April,  oder  vielleicht  richtiger  mit  dem 
23.  April  begonnen  zu  haben,  indem  gesagt  wird,2)  daß  der  Ab- 
ziehende noch  neun  Nächte  im  Sommer  sämtliche  Baulichkeiten  auf 
dem  betreffenden  Hofe  bewohnen  dürfe,  neun  weitere  Nächte,  wenn 
er  binnen  jener  Frist  mit  seinem  Umzüge  nicht  fertig  wird,  die 
halben  Baulichkeiten,  endlich  nochmals  neun  Nächte  im  äußersten 
Notfalle  noch  in  SchirThütte  und  Sennhütte  die  Gegenstände  unter- 
bringen möge,  welche  er  nicht  fortzubringen  vermag.  Nach  den 
Frostu])ingslög  dagegen  gilt  als  erster  Fahrtag  der  erste  Werktag 
.,eptir  (irettända  dag  um  jöl",  3)  d.  h.  nach  Epiphanias;  doch  konnte 
der  Abziehende  den  halben  Hof  solange  noch  in  Gebrauch  behalten, 
bis  er  eine  neue  Wohnung  gewonnen  hatte,  und  einen  Monat  da- 
rüber, nur  daß  dieser  Aufschub  nicht  über  Sommersanfang,  also  den 
14.  April,  sich  hinziehen  durfte;  nur  für  den  äußersten  Notfall  durfte 
der  vierte  Teil  des  Hofes  noch  bis  zur  Krossmessa,  d.  h.  3.  Mai  be- 
ansprucht werden.  Man  sieht,  die  Vorschrift  der  GpL.  steht  der  des 
isländischen  Rechtes  näher,  ohne  doch  ganz  mit  ihr  zusammenzu- 
fallen. —  Es  knüpft  sich  nun  auf  Island,  wie  oben  schon  bemerkt, 
an  die  Zugtage  der  Regel  nach  der  Wechsel  des  selbständigen  so- 
wohl als  des  unselbständigen  Domizils,  während  allerdings  hier  wie 
dort  besondere  Umstände  oder  auch  ein  eigens  eingegangener  Ver- 
trag auch  wohl  Ausnahmen  von  der  Regel  begründen  konnten.  An 
dieser  Stelle  kommt  indessen  nur  der  Einfluß  in  Betracht,  welchen 
die  Zugtage  auf  das  unselbständige  Domizil  ausüben,  wobei  jedoch 
wohl  zu  beachten  ist,  daß  unsere  Rechtsbücher  stets  den  gewöhn- 
lichen Fall  im  Auge  haben,  da  der  Domizilnehmer  zugleich  Dienst- 
bote des  Domizilgebers  wird,  und  daß  demzufolge  nicht  immer  leicht 
und  sicher  festzustellen  ist,  welche  einzelne  Bestimmungen  derselben 
auf  das  Heimatswesen  als  solches,  und  welche  nur  auf  die  Dienst- 
botenordnung zu  beziehen  sind. 

Als  oberste  Regel  gilt  aber  zunächst  die,  daß  jedermann  buß- 
fällig werden  soll,  welcher  nicht  am  Abend  des  letzten  Zugtages, 
also  des  Sonntages  innerhalb  der  oben  besprochenen  Zugtage,  oder 

*)  vgl.  R.  Keys  er,  Rechtsgeschichte,  S.  322  und  347;  Fr.  Brandt,  Brud- 
stykker,  S.  71—72  und  100— 101,  dann  Forelaesninger,  I,  S.  289—90  und  316. 

2)  GfcL.  73;  vgl.  88. 

3)  Fr|)L.  XIII,  1;  eine  Korrektur  ergibt  sich  aus  L  a  n  d  s  1.,  Landsleigub.  8, 
in  welche  Stelle  die  Bestimmung  übergegangen  ist. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  9 


130 


Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 


doch  spätestens  am  nächstfolgenden  Morgen  sein  Domizil  gewonnen 
hat  und  daß  andererseits  das  früher  besessene  Domizil  am  Abend  des 
letzten  Zugtages  von  selbst  erlischt,  natürlich  soferne  nicht  inzwischen 
eine  weitere  Erstreckung  desselben  unter  den  Beteiligten  verabredet 
worden  ist. x)     Diese  Regel  erleidet  indessen  einerseits  mehrfache 
Ausnahmen  und  bedarf  andererseits  auch  noch  einer  sehr  erheblichen 
näheren  Erläuterung  und  Einschränkung.    In  der  ersteren  Beziehung 
ist  zunächst  zu  beachten,  daß  für  gewisse  Fälle  der  Zeitpunkt  ab- 
weichend bestimmt  wird,  innerhalb  dessen  ein  Domizil  zu  erwerben 
ist.    So  gilt  von  dem  Manne,  welcher  aus  der  See  kommend  auf 
Island  landet,  der  Satz,2)  daß  er  zwar  insolange,  als  er  in  den  Buden 
(büöir)  bei  seinem  Schiffe  bleibt,  bei  diesen  zu  laden  ist,  also  als 
hier  domiziliert  gilt,  daß  er  aber,  wenn  er  sein  Schiff  verläßt,  sofort 
ein  Domizil  in  fremdem  Hause  sich  suchen  muß  und  zwar  binnen 
14  Tagen,  nachdem  er  sein  Schiff  verlassen  hat,  wenn  er  seinen 
Aufenthalt  innerhalb  desselben  Landesviertels  nehmen  will,  in  welchem 
er  gelandet  ist,  außerdem  aber  binnen  14  Tagen  nach  seiner  An- 
kunft in  jenem  anderen  Landesviertel,  in  welchem  er  zu  wohnen 
gedenkt.    Diese  Bestimmung  scheint  ganz  gleichmäßig  für  Fremde 
wie  für  Einheimische  gegolten  zu  haben,  welche  von  einer  Reise  ins 
Ausland  zurückkehrten;  dieselbe  erlitt  indessen  bezüglich  dieser  letz- 
teren insoferne  eine  Einschränkung,  als  der  außer  Lands  reisende  Is- 
länder sich  allenfalls  auch  die  Beibehaltung  des  vor  seiner  Abreise 
gewonnenen  Domiziles  für  die  Dauer  seiner  Abwesenheit  vorbehalten, 
und  dann  bei  seiner  Rückkehr  ohne  weiteres  in  dieses  wieder  ein- 
treten konnte,8)  eine  Möglichkeit,  deren  unten  noch  in  anderem  Zu- 
sammenhange zu  gedenken  sein  wird.    Eine  eigene  Bestimmung  gilt 
ferner  für  die  Priester. 4)    An  und  für  sich  liegt  zwar  auch  ihnen 
die  Pflicht  ob,  an  'den  Fahrtagen  sich  für  ein  Domizil  zu  sorgen;  in- 
dessen wird  ihnen  nachgesehen,  wenn  sie  dies  auch  erst  später  tun, 
soferne  es  nur  geschieht,  ehe  der  späteste  Termin  für  die  Haltung 
der  leiö  eintritt,  d.  h.  längstens  acht  Wochen  vor  Wintersanfang.5) 
Dem  Priester  war  hiernach  die  Frist,  innerhalb  deren  er  sein  Domizil 
zu  gewinnen  hatte,   um  etwa  zwölf  Wochen  geräumiger  bestimmt 
als  anderen  Leuten;  kam  ein  solcher  aber  erst  später  als  mit  dem 

1)  Konüngsbök,  78/128—29;  Staöarhölsbök,  232/264. 

2)  Konüngsbök,  79/131;  Staöarhölsbök,  235/268. 

3)  Konüngsbök,  78/131;  Staöarhölsbök,  234/267. 

4)  Konüngsbök,  6/20  und  80/132;  Staöarhölsbök,  16/24  und  237/269. 
:>)  vgl.  Konüngsbök,  61/HI. 
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Beginne  des  Tvfmänaör,  d.  h.  des  fünften  Sommermonates  ins  Land, 
also  nach  Ablauf  der  oben  angegebenen  Frist,  so  galt  für  ihn  die- 
selbe Regel  wie  für  alle  anderen  Leute,  d.  h.  er  hatte  für  die  Ge- 
winnung eines  Domizils  nur  eine  Frist  von  einem  halben  Monate 
zur  Verfügung,  deren  Beginn  jedoch  verschieden  bestimmt  war,  je 
nachdem  er  dieses  in  demselben  Landesviertel  nehmen  wollte,  in 
welchem  er  gelandet  war  oder  in  einem  anderen.  Es  ist  nicht  leicht 
zu  erklären,  warum  den  Priestern  jene  so  erhebliche  Fristverlängerung 
gewährt  wurde ;  mag  sein,  daß  dieselbe  noch  aus  einer  Zeit  stammt, 
in  welcher  das  Land  gutenteils  auf  ausländische  Kleriker  angewiesen 
war  und  daß  man  den  im  Frühjahr  ankommenden  und  mit  der 
Landessitte  nur  wenig  vertrauten  Fremden  mehr  Zeit  lassen  wollte, 
sich  in  dem  Lande  zurecht  zu  finden,  obwohl  allerdings  eine  der- 
artige Rücksicht  auch  für  die  später  Ankommenden  erwünscht  sein 
und  somit  eher  zu  einer  generellen  Erstreckung  jener  I4tägigen 
Frist  vom  Beginne  der  Domizilsuche  an  führen  mußte,  als  zu  einer 
speziellen  Begünstigung  der  vor  dem  Herbstdinge  Kommenden. 
Diese  wie  die  vorher  besprochene  Ausnahmebestimmung  ist  übrigens 
von  geringer  Bedeutung,  da  es  sich  bei  der  einen  wie  bei  der  an- 
deren eben  nur  um  eine  verschiedene  Bestimmung  der  einzuhaltenden 
Fristen,  also  um  eine  reine  Äußerlichkeit  handelt.  Ungleich  bedeut- 
samer ist  eine  zweite  Ausnahme,  welche  alle  diejenigen  Personen 
betrifft,  die  in  der  Gewalt  eines  anderen  stehen ;  solche  Leute  haben 
nämlich  nicht  selbst  für  ihr  Domizil  zu  sorgen,  sondern  diese  Sorge 
liegt  vielmehr  ihrem  Gewalthaber  ob,  oder  hat  doch  wenigstens 
dieser  in  erster  Linie  deren  Domizil  zu  bestimmen.  So  war  zunächst 
der  Ehemann  nicht  nur  berechtigt  zu  fordern,  daß  seine  Ehefrau 
sein  Domizil  teile,  und  in  der  Lage,  mit  sehr  nachdrucksamen  Mitteln 
diese  hierzu  anzuhalten,1)  sondern  er  war  auch  dann,  wenn  besondere 
Umstände  ihm  das  Zusammenleben  mit  derselben  unmöglich  machten, 
berechtigt,  ihr  seinerseits  für  ein  Domizil  zu  sorgen.  Ganz  allgemein 
galt  nämlich  die  Regel,2)  daß  der  Mann  seiner  Frau  für  ein  Domizil 
gesorgt  und  von  dem  gewählten  ihr  Nachricht  gegeben  haben  müsse, 
ehe  noch  die  Woche  abgelaufen  ist,  in  welche  die  legalen  Zugtage 
fallen,  widrigenfalls  sie  selber  berechtigt  ist,  sich  für  das  nächste  Jahr 
ihr  Domizil  zu  wählen.  So  hat  ferner  der  junge  Mann  erst  vom 
erreichten  16.,  die  Jungfrau  erst  vom  erreichten  20.  Lebensjahre  ab 


1)  Konüngsbök,  158/55;  StaÖarh  ölsb  ö  k,  156/186. 

2)  Konüngsbök,  78/129;  Staöarhölsbök.  232/264 — 65. 
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Recht  und  Pflicht,  sich  das  eigene  Domizil  selbst  zu  wählen;1)  für 
jüngere  Leute  hat  dagegen  deren  Vormund  dasselbe  zu  bestimmen, 
und  muß  wohl  dasselbe  auch  von  den  Geisteskranken  und  von  allen 
anderen  Personen  gegolten  haben,  welche  unter  den  Begriff  der 
omagar  fielen,  wie  denn  auch  alle  diese  Personen  unter  die  Regel 
fallen:2)  ,,ef  maör  herir  eigi  staö  [»eim  mönnom,  er  hann  skal  fyrir 
hyggja,  enn  efsta  fardag,  ok  varöar  ])at  ütlegö  um  hvern  Jjeirra,  ok 
a  sä  sök,  er  sökja  vill".  In  diesen  Fällen  besteht  also  die  Ausnahme 
lediglich  darin,  daß  nicht  der  des  Domiziles  Bedürftige  selbst  sich  für 
dieses  sorgt,  sondern  daß  in  dieser  wie  in  anderen  Beziehungen  ein 
anderer  es  ist,  welcher  ihm  für  dasselbe  zu  sorgen  hat;  es  sind  aber 
insoweit  lediglich  außerhalb  des  Heimatswesens  bestehende  Gewalts- 
verhältnisse, welche  in  dessen  Bereich  bestimmend  herübergreifen. 
Weit  erheblicher,  aber  auch  weit  schwerer  festzustellen  als  diese 
Ausnahmen  von  der  oben  dargelegten  Regel  sind  nun  aber  die  Ein- 
schränkungen, welchen  diese  von  Anfang  an  unterliegt,  und  zwar 
liegt  die  Schwierigkeit  der  Feststellung  dieser  letzteren  darin  be- 
gründet, daß  die  Wortfassung  der  Regel  in  unseren  Rechtsbüchern 
augenscheinlich  viel  weiter  reicht,  als  ihrem  Sinne  nach  beabsichtigt 
ist.  Unsere  Rechtsbücher  sprechen  ihre  Regel  mit  einer  Allgemein- 
heit aus,  als  ob  jedermann  ohne  Ausnahme  die  Verpflichtung  ob- 
läge, sich  an  den  Fahrtagen  sein  Domizil  zu  suchen,  und  doch  ist 
nichts  gewisser,  als  daß  diese  Verpflichtung  keineswegs  eine  ganz 
allgemeine  war.  Es  wurde  oben  bereits  bemerkt,  daß  dem  zur  See 
Ankommenden  zunächst  ein  eigenes  Domizil  bei  den  SchifTsbuden 
zugestanden  wird,  welches  solange  vorhält,  als  derselbe  überhaupt 
bei  seinem  Schiffe  sich  aufhält,  und  daß  demselben  überdies  zum 
Suchen  eines  anderen  Domiziles  eine  bestimmte  Zeitfrist  gewährt 
wird,  während  deren  doch  wohl  entweder  noch  die  Schiffsbude,  oder 
auch  die  Wohnung  des  einzelnen  Hausherrn  als  provisorisches  Do- 
mizil betrachtet  wurde,  welcher  dem  Obdachlosen  für  die  einzelne 
Nacht  gastliche  Aufnahme  gewährte.  Außerdem  ist  aber  auch  klar, 
daß  die  ganze  Regel  sich  überhaupt  nicht  auf  diejenigen  Leute  be- 
ziehen konnte,  die  mit  einem  selbständigen  Domizile  angesessen 
waren.  Die  Rechtsbücher  sprechen  nur  vom  Suchen  des  griö,  wor- 
unter doch  nur  das  abhängige  Domizil  verstanden  zu  werden  pflegt; 


1)  Konüngsbök;  78/129  und  118/225—26;  Staöarhölsbök,  232/265  und 
59/69—70. 

2)  -Konüngsbök,  78/129;  Staöarhölsbök,  232/265. 
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wenn  sie  ferner  bemerken,  daß  der  Mann  berechtigt  sei,  schon  am 
ersten  der  vier  Fahrtage  frühmorgens  sein  Domizil  zu  verändern, 
daß  er  aber  erst  am  vierten  derselben  abends  von  Rechts  wegen 
sein  bisheriges  Domizil  verliere  und  ein  neues  gewonnen  haben 
müsse,  so  weist  auch  dies  lediglich  auf  das  abhangige  Domizil  hin, 
bei  welchem  den  Rechten  des  Domizilnehmers  die  des  Domizilgebers 
gegenüberstehen,  und  werden  wirklich  ganz  andere  Vorschriften  für 
den  Fall  gegeben,  da  ein  Landpächter  an  den  Fahrtagen  auf  das 
von  ihm  gepachtete  Land  aufzuziehen  hat.1)  In  gleicher  Weise  wird 
man  ferner  doch  wohl  auch  annehmen  dürfen,  daß  die  nächsten  An- 
gehörigen eines  selbständigen  Flauswirtes,  welche  in  dessen  J  [ause 
wohnten,  der  Gewinnung  eines  besonderen  Domiziles  nicht  bedurften; 
bei  erwachsenen  Kindern  z.  B.,  die  im  Elternhause  wohnten,  wird 
doch  wohl  frischweg  angenommen  worden  sein,  daß  sie  in  diesem 
auch  ihr  legales  Domizil  hatten,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Ver- 
abredung dieserhalb  bedurfte.  Da  fragt  sich  nun,  ob  nicht  etwa 
auch  noch  in  anderen  Fällen  ähnliche  Ausnahmen  bestanden  haben 
mögen  und  in  welchen ;  die  Beantwortung  dieser  Frage  aber  setzt 
eine  vorgängige  Feststellung  der  Bedeutung  voraus,  welche  der  Do- 
mizilgewinnung überhaupt  vom  Rechte  beigelegt  wurde. 

Bezüglich  des  Vertragsabschlusses  stellen  unsere  Rechtsbücher 
die  Regel  auf : 2)  „tekin  er  vist,  ])egar  er  büar  bera  at  jieir  voro  ä- 
sättir",  oder:  „J^egar  er  vist  tekin,  er  büar  bera  at  ])eir  voro  orönir 
äsättir";  sie  betrachten  also  das  Domizil  als  genommen,  sowie  der 
Hausherr  und  der  Domizilsuchende  über  dessen  Geben  und  Nehmen 
übereingekommen  sind,  ohne  daß  auf  die  wirkliche  Übersiedelung 
des  letzteren  in  das  Haus  des  ersteren  irgend  etwas  ankäme.  An- 
dererseits wird  aber  diese  Übersiedelung  doch  auch  wieder  als  eine 
regelmäßige  Folge  des  Domizilnehmens  bezeichnet,  deren  Eintreten 
nur  unter  Umständen  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  als  den  des  Ver- 
tragsabschlusses hinausgeschoben  werden  kann,  denn  es  gilt  auch 
die  weitere  Regel : :i)  „maör  skal  koma  til  griös  svä  sem  hann  er 
söttr  ä  viö  böandann  annattveggja  at  fardögom  eöa  at  miöju  sumri", 
wozu  dann  noch  der  Beisatz  gemacht  wird:4)  „]jess  ä  maör  kost  at 
koma  til  griös  at  miöju  sumri,  ok  iöna  annat  Jiangat  til,  ef  hann  vill." 

1)  Konüngsbök,  219/135 — 36  und  220/138—39;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  434/497 
— 98  und  502. 

2)  Konüngsbök,  78/130;  StaÖarhölsbök,  233/266. 

3)  Konüngsbök,  78/129;  StaÖarhölsbök,  232/265. 

4)  Konüngsbök,  78/129;  StaÖarhölsbök,  232/265. 
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Durch  den  Vertrag  selbst  kann  also  die  wirkliche  Übersiedelung 
nicht  nur  für  die  Fahrtage  selbst  ausbedungen,  sondern  auch  auf 
den  Mittsommertag  hinausgeschoben  werden,  welcher  doch  um  etwa 
sieben  Wochen  später  fiel ;  im  letzteren  Falle  hat  der  Domizilnehmer 
dann  die  Möglichkeit,  während  dieser  letzteren  Wochen  anderweitigen 
Geschäften  nachzugehen,  und  legt  ihm  der  Vertrag  nur  die  sofort 
bindende  Verpflichtung  auf,  an  jenem  späteren  Zeitpunkte  im  Hause 
des  Domizilgebers  sich  einzustellen.  Fragt  sich  indessen,  ob  diese 
Verpflichtung,  wirklich  in  das  Haus  des  Domizilgebers  überzusiedeln, 
tatsächlich  jedem  Domizilnehmer  obliege,  und  fragt  sich  weiter,  ob 
nicht  etwa  hinsichtlich  desjenigen  Domizilnehmers,  welcher  diese 
Übersiedelung  nicht,  oder  doch  noch  nicht  bewerkstelligt  hat,  einst- 
weilen auf  Grund  des  abgeschlossenen  Vertrages  wenigstens  ein 
fiktives  Domizil  im  Hause  des  Domizilgebers  angenommen  wurde, 
welches  insoweit  als  ein  legal  bestehendes  angesehen  wurde,  als  die 
Dingzuständigkeit  und  die  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten  Ge- 
meinde, dann  auch  die  Wahl  des  Ladungsortes,  der  Nachbarge- 
schworenen u.  dgl.  in  Frage  kam.  Da  zeigt  sich  aber  zunächst,  daß 
unmittelbar  im  Zusammenhange  mit  der  Regel,  welche  den  Domizil- 
nehmer zur  rechtzeitigen  Übersiedelung  in  das  Haus  des  Domizil- 
gebers verpflichtet,  in  unseren  Rechtsbüchern  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen vorgetragen  werden ,  welche  sichtlich  ein  zwischen 
beiden  bestehendes  Dienstverhältnis  voraussetzen.  Es  folgen  nämlich 
zunächst  Bestimmungen  über  den  Lohn,  welchen  sich  der  Domizil- 
nehmer ausbedingen  mag,  und  wird  dabei  das  Maximum  der  zu- 
lässigen Lohnforderung  je  nach  der  Beschaffenheit  der  Arbeit  ver- 
schieden festgestellt,  welche  derselbe  übernimmt.1)  Für  die  gewöhn- 
liche Bauernarbeit  (büverk)  darf  man  neben  Wohnung  und  voller 
Verpflegung  nur  einen  Lohn  von  höchstens  einer  halben  Mark  fordern 
für  die  Zeit  bis  zu  Mittsommer,  und  allenfalls  noch  von  höchstens 
zwei  Unzen  für  die  Zeit  von  Winters  Anfang  bis  Allerheiligen,  wo- 
gegen für  die  übrige  Zeit  die  volle  Verpflegung  für  sich  allein  als 
voller  Ersatz  für  den  Dienst  gilt.  Der  Grund  dieser  Beschränkung 
ist  mir  nicht  recht  klar.  Wir  wissen  anderweitig,  2)  daß  man  den 
ersten  Sommermonat  auf  die  Frühlingsarbeit  (värönn)  rechnete,  also 
auf  das  Umbrechen  der  Erde,  das  Düngen,  das  Säen,  soweit  vom 
Ackerbau  überhaupt  die  Rede  war  u.  dgl.  m. ;  daß  ferner  die  nächsten 


1)  Konüngsbök,  78/129—  30;  S  t  a  Ö  ar  h  6  1  s  b  6  k ,  233/265 — 66. 

2)  Konüngsbök,  1 81/91  ;  S  t  a  Ö  a  r  h  6  1  s  b  ö  k ,  404/450. 
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beiden  Monate  über  dem  Errichten  der  Zäune  zur  Einhegung  des 
Landes  hingingen  (garöönn,  löggarösönn),  worauf  dann  weitere  zwei 
Monate  der  Heuarbeit  (heyönn)  gewidmet  waren,  während  der  letzte 
Sommermonat  wieder  der  Zaunerrichtung  zufiel.  Gerade  für  die 
angestrengteste  Arbeitszeit  im  Sommer  also  ist  kein  Lohn  neben 
der  Verpflegung  vorgesehen,  und  ist  auch  kein  Grund  ersichtlich, 
weshalb  gerade  für  die  ersten  zwei  bis  drei  Winterwochen  ein  solcher 
zulässig  erscheinen  soll,  während  doch  diese  kurze  Zeitfrist  keines- 
wegs eine  besonders  mühselige  ist.  Für  die  erste  Hälfte  des  Sommers 
läßt  sich  allenfalls  zur  Erklärung  heranziehen,  daß  nach  dem  Zeug- 
nisse einer  bereits  angeführten  Stelle  in  den  Rechtsbüchern  der 
Dienstantritt  häufig  bis  Mittsommer  aufgeschoben  zu  werden  pflegte, 
so  daß  es  von  hier  aus  nahe  liegen  mochte,  dem  Dienstboten  eine 
weitere  Gegenleistung  zu  verwilligen,  der  bereits  an  den  Zugtagen 
seinen  Dienst  antrat;  bezüglich  der  ersten  Winterwochen  dagegen 
fehlt  jeder  Anhaltspunkt  für  eine  ähnliche  Erklärung.  Wie  dem 
auch  sei,  gewiß  ist,  daß  für  den  Dienst  beim  Vieh  noch  ein  be- 
sonderer Lohn  verabredet  werden  durfte,  dessen  Maximum  mit  Rück- 
sicht auf  die  Zahl  und  Art  der  zu  versorgenden  Tiere  verschieden 
bestimmt  war,  und  daß  in  gleicher  Weise  für  den  Dienst  der  Haus- 
hälterin (oder  des  Verwalters?)  ein  höherer  Lohn  bedungen  werden 
mochte,  dessen  Maximum  sich  nach  der  Zahl  der  Personen  bemaß, 
für  welche  zu  sorgen  war.  Überdies  durften  solche  Leute,  welche 
dmagar  zu  ernähren  hatten,  für  deren  Versorgung  ihnen  die  Mittel 
fehlten,  unbedenklich  einen  höheren  Lohn  als  den  sonst  zulässigen 
sich  ausbedingen, *)  und  durfte  auch  der  Dienstgeber  aus  gutem 
W'illen  ein  mehreres  geben,  woferne  nur  dabei  nicht  in  fraudem 
legis  verfahren,  also  unter  dem  Scheine  eines  Geschenkes  gegeben 
wurde,  was  schon  im  voraus  ausbedungen  worden  war;  abgesehen 
aber  von  diesen  Ausnahmsfällen  stand  für  beide  Teile  eine  Strafe 
(viti)  darauf,  wenn  man  mehr  als  das  zulässige  Lohnmaximum  sich 
ausbedang  oder  zusagte,  und  konnte  der  Dienstherr  seinerseits  nur 
dadurch  von  dieser  Strafe  sich  freimachen,  daß  er  den  Nachweis  er- 
brachte, daß  er  nur  durch  die  Zusicherung  jenes  höheren  Lohnes 
den  Mann  zum  Eintritt  in  seinen  Dienst   bewegen  konnte.  Un- 

l)  Ich  bemerke  gleich  hier,  daß  nach  einer  Bestimmung  in  Staöarhölsbök, 
233/266,  die  in  Konüngsbök  fehlt,  der  Mann,  der  ömagar  zu  ernähren  hat, 
allenfalls  auch  seinen  Hof  verlassen  darf,  um  in  Taglohn  zu  gehen,  und  daß  auch 
die  Kinder  eines  solchen  im  Sommer  um  ihre  Kost  arbeiten  dürfen,  soweit  sie  es 
vermögen. 
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mittelbar  an  diese  auf  den  Lohn  bezüglichen  Vorschriften  schließt 
sich  sodann  wieder  die  weitere  Bestimmung  an,  daß  der  Mann,  der 
sein  Domizil  nicht  rechtzeitig  antritt,  dafür  in  eine  Buße  von  drei 
Mark  verfällt,  wozu  noch  die  Rückgabe  des  Lohnes  kommt,  wenn 
dieser  etwa  ihm  schon  im  voraus  bezahlt  worden  war;  daß  ferner 
dieselbe  Strafe  denjenigen  trifft,  welcher  wissentlich  einen  Mann  zu 
sich  aufgenommen  hat,  der  vorher  schon  bei  einem  anderen  Domizil 
genommen  hatte;  daß.  dem  griömaör  umgekehrt  auch  dieselbe  Straf- 
klage gegen  den  Hausherrn  zusteht,  welcher  ihm  unter  der  Zeit  auf- 
sagt,3) und  daß  es  als  Aufsagen  gilt,  wenn  demselben  auch  nur  bei 
einer  einzigen  Mahlzeit  das  Essen  versagt  wird;  endlich  daß  auch 
derjenige  der  gleichen  Strafe  verfällt,  der  einen  höheren  Lohn  als 
den  oben  bemerkten  verlangt,  oder  sich  ausbedingt,  oder  einem  an- 
deren zusagt.  Ebenso  wie  derjenige,  welcher  nicht  rechtzeitig  in  das 
Haus  kommt,  in  dem  er  Domizil  genommen  hat,  wird  aber  auch 
der  behandelt,  welcher  das  genommene  Domizil  vor  Ablauf  der  ge- 
setzlichen Zeit  ohne  rechtmäßigen  Grund  wieder  verläßt;2)  nur  in 
dem  Falle,  da  eine  Frau  ihr  Domizil  in  einem  fremden  Hause  ge- 
nommen hat  und  deren  Hausherr  sich  weigert,  ihrem  aus  der  Fremde 
heimkehrenden  Ehemanne  gleichfalls  in  diesem  Aufnahme  zu  ge- 
währen, soll  dieser  letztere  berechtigt  sein,  sich  und  seiner  Frau  ein 
anderes  Domizil  zu  suchen,  ohne  daß  sie  oder  ihn  dafür  eine  Strafe 
trifft;3)  dies  eine  Konzession,  welche  dem  ehelichen  Zusammenleben 
gemacht  wird,  und  deren  ausdrückliche  Hervorhebung  nur  um  so 
nachdrücklicher  die  regelmäßige  Verpflichtung  des  Domizilnehmers 
hervortreten  läßt,  im  Hause  des  Domizilgebers  auch  wirklich  seine 
Wohnung  zu  nehmen  und  zu  behalten.  Aber  auch  in  Bezug  auf 
den  soeben  erwähnten  Ausnahmsfall  wird  ausdrücklich  bestimmt, 
daß  man  sowohl  die  Arbeit  der  verfrüht  ihr  Domizil  verlassenden 
Frau,  als  die  Kosten  ihres  Unterhaltes  abschätzen  solle,  natürlich  zu 
dem  Behufe,  daß  der  Teil,  zu  Lasten  dessen  sich  aus  der  Vergleichung 
beider  Posten  ein  Entgang  herausrechnet,  diesen  ersetzt  bekomme, 
und  zeigt  sich  demnach,  daß  auch  insoweit  wieder  unsere  Rechts- 
bücher zunächst  nur  den  regelmäßigen  Fall  im  Auge  haben,  da  der 
Domizilnehmer  zugleich  Dienstbote  des  Domizilgebers  ist.  Nur 
unter  derselben  Voraussetzung  wird  ferner  eine  Reihe  sehr  detaillierter 

1)  Diese  Bestimmung  wird,  etwas  ausführlicher,  nochmals  wiederholt  in  Kon- 
üngsbök,  80/136. 

2)  Konüngsbök,  80/133;  S  t  a  ö  a  r  h  6 1  s  b  ö  k ,  233/266. 

3)  Konüngsbök,  79/131—32;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  235/268. 
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Bestimmungen  verständlich,  welche  für  den  Fall  des  Todes  des  einen 
oder  anderen  Teils,  ferner  für  den  Fall  der  Erkrankung  oder  der 
Verheiratung  des  Domizilnehmers ,  endlich  für  den  Fall  getroffen 
werden,  da  unter  beiden  Teilen  Injurien  u.  dgl.  begangen  werden, 
welche  die  Fortsetzung  des  Verhältnisses  unmöglich  machen.  Stirbt 
zunächst  der  Bauer,  der  jemanden  das  Domizil  in  seinem  Hause  zu- 
gesagt hat,  so  entscheidet  die  Zeit  seines  Todes  über  das  Maß  der 
Verpflichtung,  welche  auf  seinen  Erben  übergeht. 1)  Ist  der  Mann 
vor  den  Fahrtagen  verstorben,  so  ist  der  Vertrag  mit  dem  Manne 
zwar  dann  für  diesen  letzteren  sowohl  als  für  den  Erben  den  ersteren 
verbindlich,  wenn  der  Erbe  die  Bewirtschaftung  des  ererbten  Hofes 
übernimmt,  aber  dieser  ist  hierzu  nicht  verpflichtet,  und  wenn  er 
die  Bewirtschaftung  des  Hofes  nicht  übernimmt,  ist  er  auch  an  jenen 
Vertrag  in  keiner  Weise  gebunden.  Ist  der  Todesfall  in  der  siebenten 
Sommerwoche  eingetreten,  also  in  der  Woche,  in  welche  die  Fahr- 
tage selbst  fallen,  so  hat  zwar  der  Erbe  des  Bauern  bezüglich  der 
Bewirtschaftung  des  Hofes  dasselbe  Wahlrecht,  aber  für  den  Fall, 
daß  er  diese  nicht  antreten  will,  ist  er  verpflichtet,  dem  Domizil- 
nehmer  eine  andere  Unterkunft  unter  ganz  ebensoguten  Bedingungen 
zu  verschaffen,  als  welche  zwischen  ihm  und  dem  Erblasser  verab- 
redet worden  waren.  Stirbt  endlich  der  Domizilgeber  erst  nach  Ab- 
lauf der  siebenten  Sommerwoche,  so  muß  sein  Erbe  die  Bewirt- 
schaftung des  Hofes  fortsetzen,  womit  von  selbst  gesagt  ist,  daß  auch 
die  vom  Erblasser  eingegangenen  Domizilverträge  für  ihn  schlechthin 
bindend  sind.  Schon  diese  Bestimmungen  zeigen,  daß  es  sich  bei 
der  Domizilgewinnung  um  einen  Vertrag  handelt,  bei  welchem  Vor- 
teile und  Lasten  für  beide  Teile  gleichmäßig  sich  ergaben;  noch 
deutlicher  äußert  sich  aber  derselbe  Gesichtspunkt  in  den  Vor- 
schriften, welche  sich  auf  die  Erkrankung  oder  den  Tod  des  Do- 
mizilnehmers beziehen.2)  Zunächst  wird  bestimmt,  daß  der  Hausherr 
den  Mann,  welcher  durch  Krankheit  arbeitsunfähig  wird,  längstens 
einen  halben  Monat  lang  bei  sich  verpflegen  muß,  jedoch  nur  in 
dem  Falle,  da  die  Krankheit  leicht  genug  ist,  um  keine  besondere 
Überwachung  des  Kranken  nötig  erscheinen  zu  lassen;  bedarf  da- 
gegen der  Kranke  solcher  Überwachung,  so  darf  der  Hausherr  den- 
selben sofort  dessen  Verwandten  zur  Pflege  überweisen,  wobei  nur 
die  zur  Übernahme  des  Kranken  verpflichteten  Personen  sich  etwas 


l)  Konüngsbök,  80/133—34;  StaÖarhölsbök,  239/270. 

2i  Konüngsbök,  80/134—35;  StaÖarhölsbök,  240-41/271— 72. 
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verschieden  bestimmen,  je  nachdem  dieser  seiner  geistigen  Kräfte 
machtig  oder  geisteskrank  ist.  Dauert  aber  die  Krankheit  des  Mannes 
länger  als  einen  halben  Monat,  so  hat  zunächst  der  Hausherr  die 
Wahl,  ob  er  ihn  seinen  Verwandten  zur  Pflege  überweisen  oder  ob 
er  ihn  bis  zu  den  nächsten  Zugtagen  im  eigenen  Hause  verpflegen 
und  hinterher  von  dem  alimentationspflichtigen  Verwandten  Ersatz 
seines  Aufwandes  fordern  will;  wählt  der  Hausherr  jedoch  das  letztere, 
so  hat  der  alimentationspflichtige  Verwandte  des  Kranken  hinwiederum 
seinerseits  die  Wahl,  ob  er  diesen  nicht  vielleicht  lieber  zu  sich  nehmen 
als  vom  Hausherrn  verpflegen  lassen  will.  Nach  einer  Stelle,  welche 
nur  der  Staöarhölsbök  eigen  ist,1)  soll  überdies  der  Mann,  der  zwar 
länger  krank,  aber  nicht  arbeitsunfähig  ist,  von  dem  Hausherrn 
schlechthin  verpflegt  werden,  vorbehaltlich  jener  Ersatzforderung  gegen 
den  alimentationspflichtigen  Verwandten,  soferne  nur  dieser  letztere 
nicht  seinerseits  vorzieht,  die  Verpflegung  des  Kranken  selbst  zu  über- 
nehmen. Wo  immer  der  Mann  längere  oder  kürzere  Zeit  arbeits- 
unfähig liegt,  soll  aber  durch  Nachbarn  einerseits  der  Entgang  an 
seiner  Arbeit  und  andererseits  der  Aufwand,  den  sein  Unterhalt  ver- 
ursacht haben  würde,  abgeschätzt  werden,  wobei  der  zwischen  ihm 
und  dem  Hausherrn  eingegangene  Vertrag  als  Grundlage  zu  dienen 
hat;  doch  scheinen  dabei  jene  ersten  14  Tage  außer  Ansatz  zu 
bleiben,  während  deren  der  letztere  verpflichtet  ist,  den  ersteren  auf 
eigene  Kosten  zu  verpflegen.  Es  wird  nämlich  bemerkt,  daß  für 
den  Fall  einer  Erkrankung  des  Mannes  während  der  Zeit  der  Heu- 
ernte, also  der  dringendsten  Arbeitszeit,  der  Hausherr  einen  Zeitraum 
von  drei  Tagen  nicht  in  Rechnung  bringen  dürfe,  gleichviel  übrigens, 
ob  die  Arbeitsunfähigkeit  des  Mannes  drei  aufeinander  folgende  oder 
drei  einzelne  Tage  mit  Unterbrechungen  währte,  wogegen  er  eine 
länger  andauernde  Krankheit  in  Anschlag  zu  bringen  befugt  sei; 
eine  Bestimmung,  die  nur  unter  der  Voraussetzung  verständlich  wird, 
daß  außerhalb  der  Zeit  der  Heuernte  ebenfalls  eine  Krankheitszeit 
von  bestimmter  Dauer,  und  zwar  von  etwas  längerer  Dauer,  außer 
Rechnung  gelassen  werden  mußte.  Stirbt  endlich  der  Mann  wäh- 
rend des  Jahres,  so  wird  ebenfalls  durch  Nachbarn  abgeschätzt,  ob 
der  Entgang  an  Arbeit,  den  sein  Tod  veranlaßte,  oder  der  Aufwand 
für  seinen  Unterhalt  größer  sei,  welcher  durch  diesen  erspart  wurde, 
und  ebenso  ist  dann,  wenn  der  Verstorbene  vorher  wegen  einer 
Krankheit  zu  verpflegen  gewesen  war,  durch  Abschätzung  festzustellen, 


l)  Staöarhölsbök.,  241/271. 
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wieweit  er  für  den  geleisteten  Dienst  durch  die  empfangene  Ver- 
pflegung entschädigt  worden  sei  oder  nicht,  wobei  die  infolge  seiner 
Erkrankung  eingetretene  Erhöhung  seiner  Verpflegungskosten  und 
Verminderung  seiner  Arbeitsleistung  in  Anschlag  zu  bringen  ist. 
Für  den  Fall,  da  Leute  heiraten,  die  beide  auf  verschiedenen  Höfen 
ein  abhängiges  Domizil  haben,  wird  unterschieden,  je  nachdem  sie 
„f  verkom  föst",  d.  h.  an  die  Verrichtung  bestimmter  Dienstleistungen 
gebunden  sind  oder  nicht;1)  im  ersteren  Falle  muß  jedes  von  beiden 
In  seinem  bisherigen  Domizile  verbleiben,  und  ist  demnach  bis  auf 
weiteres  ein  eheliches  Zusammenleben  nicht  möglich,  wogegen  im 
letzteren  Falle  dieses  sofort  in  der  Art  eintritt,  daß  die  Eheleute  zu 
2/:5  am  Domizile  des  Mannes  und  zu  1j,  am  Domizile  der  Frau  zu 
wohnen  haben.  Der  Maßstab  von  2/3  und  3/3  ist  bei  der  Verteilung 
von  Rechten  und  Pflichten  unter  Ehegatten  allgemein  üblich,  wo 
immer  nicht  ein  anderer  durch  besonderen  Vertrag  bedingt  ist,  und 
kann  somit  höchstens  auffallen,  daß  derselbe  hier  auch  den  beider- 
seitigen Domizilgebern  zu  Ehren  der  ehelichen  Gemeinschaft  aufge- 
drängt wird;  in  anderer  Richtung  erscheint  aber  beachtenswert,  daß 
an  dieser  Stelle  zwischen  Domizilnehmern  unterschieden  wird,  die 
zur  Verrichtung  bestimmter  Dienste  verpflichtet  sind  und  anderen, 
die  dies  nicht  sind.  Doch  ist  die  Stelle  in  dieser  Beziehung  nicht 
schlechthin  beweisend,  indem  der  Ausdruck  „fastr  i  verkum"  allen- 
falls auch  auf  die  Beschäftigung  mit  einem  Stück  Arbeit  bezogen 
werden  könnte,  welches  schlechterdings  vollendet  werden  muß,  und 
somit  etwa  zu  übersetzen  wäre :  „unentbehrlich  bei  der  Arbeit".  Be- 
züglich der  Verbalinjurien  ferner  unterscheidet  das  isländische  Straf- 
recht zwischen  fullrettisorö  und  hälfrettisorö ; 2)  aber  freilich  wird 
dabei  nicht,  worauf  die  Terminologie  hindeutet  und  wie  dies  auch 
nach  norwegischem  Rechte  in  der  Tat  der  Fall  ist,  3J  unter  dem 
fullrettisorö  eine  Schelte,  welche  mit  dem  vollen,  und  unter  dem 
hälfrettisorö  eine  solche,  welche  mit  dem  halben  „rettr"  d.  h.  Buße 
bedroht  ist,  verstanden,  vielmehr  unter  dem  fullretti  ein  xAusdruck, 
der  schlechterdings  nur  als  injuriös  verstanden  werden  kann,  da- 
gegen unter  dem  hälfretti  ein  solcher,  der  sowohl  als  beleidigend 
wie  als  nicht  beleidigend  verstanden  werden  kann,  wobei  stets  der 
gewöhnliche,  nicht  aber  der  dichterische  Sprachgebrauch  zugrunde 

*)  Konüngsbök,  80135;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k ,  241/272. 

2)  Konüngsbök,  237/181;  S  t  aÖ  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  375/390 

3)  vgl.  meine  Abhandlung  über  „Das  Verdachtszeugnis  des  altnorwegischen 
Rechts",  S.  573—75. 
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zu  legen  ist.  Dabei  gilt  die  Regel,  daß  wegen  des  fullrettisorö  die 
Klage  zugleich  auf  fjörbaugsgarör,  d.  h.  Landesverweisung  und  eine 
Buße  von  48  aurar  =  6  Mark  geht;  daß  dagegen  das  hälfrettisorö 
der  Regel  nach  überhaupt  keine  Klage  begründet,  und  nur  dann 
ausnahmsweise  eine  solche  gewährt  wird,  wenn  ein  solches  Wort 
von  einem  Unfreien  gegenüber  einem  Freien  oder  von  einem  „griö- 
maör"  gegenüber  seinem  „böandi"  gebraucht  wird.  In  diesem  Aus- 
nahmsfalle geht  aber  die  Klage  gegen  den  Schuldigen  ganz  ebenso, 
wie  wenn  es  sich  um  ein  fullrettisorö  handeln  würde,  also  auf  volle 
Buße  und  Landesverweisung;  nur  kann  der  „griömaör"  sich  dadurch 
von  der  Klage  freimachen,  daß  er  sofort  das  Haus  seines  von  ihm 
beschimpften  Hausherrn  verläßt  und  auf  jeden  Ersatz  für  die  Ver- 
pflegung verzichtet,  welche  ihm  infolgedessen  entgeht.  In  dem  Ab- 
schnitte der  Konüngsbök,  welcher  von  dem  Domizile  handelt,  werden 
dieselben  Grundsätze  noch  ungleich  weitläufiger  vorgetragen  und 
werden  zugleich  noch  einige  weitere,  verwandte  Fälle  berücksichtigt; ') 
wenn  die  betreffenden  Bestimmungen  in  der  Staöarhölsbök  fehlen, 
so  ist  dies  doch  wohl  nicht  von  Bedeutung,  da  jene  bereits  be- 
sprochenen strafrechtlichen  Bestimmungen  auch  in  ihrem  Texte  sich 
finden.  Nach  dieser  anderen  Stelle  soll  der  „griömaör",  der  sich 
seinem  Hausherrn  oder  seiner  Hausfrau  gegenüber  eines  fullretti 
schuldig  macht,  sofort  dessen  Haus  verlassen,  ohne  Ersatz  für  die 
ihm  entgehende  Verpflegung  fordern  zu  dürfen,  und  verbleibt  dem 
Hausherrn  trotz  seines  sofortigen  Verlassens  des  Hauses  dennoch 
sein  Klagerecht;  verläßt  er  das  Haus  nicht  sofort,  so  steigt  der  Buß- 
anspruch des  Hausherrn  oder  der  Hausfrau  sofort  auf  das  Doppelte. 
Hat  sich  dagegen  der  Mann  gegen  den  Hausherrn  nur  eine  Schelte 
erlaubt,  die  als  hälfretti  gilt  und  die  eben  darum,  unter  anderen 
Leuten  begangen,  überhaupt  kein  Klagerecht  begründen  würde,  so 
macht  er  sich  von  allen  Folgen  dieses  Verstoßes  frei,  wenn  er  so- 
fort sein  Domizil  aufgibt,  unter  selbstverständlichem  Verzicht  auf 
jeden  Ersatzanspruch;  tut  er  dies  aber  nicht,  so  gilt  die  Schelte  als 
fullretti  und  geht  die  Klage  auf  Landesverweisung  und  natürlich  zu- 
gleich auch  auf  volle  Buße.  Die  Stelle  bespricht  aber  auch  noch 
den  anderen  Fall,  da  ein  „griömaör"  den  anderen,  der  mit  ihm  im 
gleichen  Hause  wohnt,  durch  eine  Realinjurie,  die  als  hälfretti,  oder 
durch  eine  Verbalinjurie,  die  als  fullretti  gilt,  beleidigt,  und  darum 
das  Haus  verlassen  muß.    Auch  in  diesem  Falle  verliert  der  Aus- 


l)  Konüngsbök,  80/135—36. 
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scheidende  seinen  Anspruch  auf  Verpflegung  resp.  Ersatz  für  deren 
Entgang,  da  er  ja  der  schuldige  Teil  war;  läßt  dagegen  der  Haus- 
herr, um  den  Dienst  des  Schuldigen  nicht  zu  verlieren,  den  Be- 
leidigten aus  seinem  Hause  ausscheiden,  so  hat  dieser  Anspruch  auf 
vollen  Ersatz  der  ihm  entgehenden  Verpflegung,  denn  er  ist  nicht 
dafür  haftbar,  daß  die  Arbeit  ungetan  bleibt,  die  er  zu  tun  gehabt 
hätte.  Der  ausscheidende  Schuldige  hat  aber  binnen  eines  halben 
Monats  von  dem  Zeitpunkte  an,  an  welchem  er  sein  bisheriges  Do- 
mizil verläßt,  sich  ein  neues  zu  gewinnen  und  wird  dabei  ausdrücklich 
bemerkt,  daß  bezüglich  aller  Vergehen,  welche  er  vor  dem  Verlassen 
seines  früheren  Domiziles  begangen  hat,  einschließlich  desjenigen, 
welches  sein  Ausscheiden  aus  diesem  veranlaßt  hat,  hinsichtlich  der 
Ladung  und  der  Gerichtsbarkeit  das  frühere  Domizil  und  die  durch 
dieses  bedingte  Dingzuständigkeit  maßgebend  bleibe,  wogegen  be- 
züglich aller  später  von  ihm  begangenen  Vergehen  lediglich  das 
spätere  Domizil  und  die  mit  ihm  verbundene  Dingzugehörigkeit  ent- 
scheide. Muß  endlich  von  zwei  Ehegatten,  welche  ein  gemeinsames 
Domizil  haben,  der  eine  dieses  wegen  irgend  welcher  Verschuldung 
verlassen,  so  mag  der  andere  Teil  ihm  ungestraft  folgen,  und  bleibt 
dem  unschuldig  Abziehenden  überdies  sein  Anspruch  auf  Ersatz  der 
ihm  entgehenden  Verpflegung  unbenommen.  Weist  aber  der  Haus- 
herr den  griömaör  ohne  Grund  weg,  so  trifft  ihn  dafür,  wie  schon 
früher  bemerkt,  eine  Buße  von  drei  Mark,  und  überdies  hat  der 
Weggewiesene  Anspruch  auf  vollen  Ersatz  des  Entganges  an  Ver- 
pflegung, wenn  er  anders  diese  vor  beigezogenen  Zeugen  ausdrücklich 
und  vergebens  gefordert  hat.  Schließlich  konnte  das  Strafrecht  aber 
noch  eine  weitere  Verwicklung  herbeiführen  durch  den  Begriff  der 
lyritnaemar  sakir.  Die  Wergeldstafel  (baugatal)  zeigt, ')  daß  der  ge- 
ringste Betrag  von  Wergeid,  welcher  überhaupt  gegeben  und  ge- 
nommen wurde,  eine  eyrisböt  war,  d.  h.  eine  Unze  in  gewöhnlichen 
Zahlmitteln,  und  daß  dieser  geringste  Betrag  von  demjenigen  Ver- 
wandten gegeben  und  genommen  wurde,  welche  einerseits  mit  dem 
Totschläger  und  andererseits  mit  dem  Erschlagenen  „|)riöja  brceöra", 
d.  h.  im  fünften  gleichen  Grade  verwandt  waren.  Alle  Sachen  nun, 
bei  welchen  noch  mindestens  ein  Wergeidsbetrag  von  einer  Unze  in 
Frage  stand,  galten  als  lyritnaemar,  und  dieselbe  Wergeldstafel  gibt 
uns  an  einer  anderen  Stelle  eine  Erklärung  dieser  Bezeichnung.  -) 
Alle  Verwandten  des  Totschlägers  innerhalb  der  soeben  angegebenen 


1)  Konüngsbök,  1 13/194;  ebenso  80/136. 
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Grenze  hatten  dem  Zusammentreffen  mit  allen  Verwandten  des  Er- 
schlagenen innerhalb  derselben  Grenze  strengstens  auszuweichen, 
solange  die  Totschlagssache  noch  nicht  durch  das  Geben  und  Nehmen 
von  Wergeid  ausgeglichen  war;  der  Verwandte  des  Erschlagenen 
war  berechtigt,  dem  Verwandten  des  Totschlägers  durch  einen  förm- 
lichen Protest  (lyritti)  das  Zusammensein  mit  ihm  zu  untersagen, 
und  es  traf  diesen  die  Strafe  der  Landesverweisung,  wenn  er  sich 
dem  Proteste  nicht  sofort  fügte.  Von  der  Zulässigkeit  dieses  Pro- 
testes her  hießen  derartige  Sachen  lyritnaemar,  d.  h.  protestfähige; 
für  besondere  Fälle  aber  wird  dem  Begriffe  derselben  durch  be- 
sondere Vorschriften  Rechnung  getragen.  So  erleidet  die  Verpflich- 
tung, zur  Überführung  eines  Kindes  zur  Taufe  oder  einer  Leiche 
zum  Grab  durch  Ruderdienste  zu  helfen,  eine  Einschränkung  für  den 
Fall,  daß  unter  den  Beteiligten  lyritnaemar  sakir  vorliegen;1)  eine 
Rekusation  von  Richtern  ist  wegen  solcher  zulässig  (dömruönmg  at 
sökum), 2)  und  bei  der  Bekanntgabe  der  Rekusation  an  den  er- 
nennenden Goden  ist  für  den  Fall  Fürsorge  getroffen,  daß  man  in 
dessen  Dingbude  Leute  trifft,  mit  denen  man  lyritnaemar  sakir  hat;3) 
ähnlich  steht  es  bei  einer  Rekusation  von  Geschworenen, 4)  und 
kann  somit  nicht  auffallen,  wenn  auch  in  Bezug  auf  das  abhängige 
Domizil  eine  einschlägige  Bestimmung  sich  findet.  Diese  lautet  aber 
dahin,5)  daß  für  den  Fall,  da  lyritnaemar  sakir  unter  Leuten  sich  be- 
geben, die  in  einem  und  demselben  Hause  domizilieren,  der  Ver- 
wandte des  Totschlägers  dieses  Flaus  verlassen  solle,  daß  ihm  jedoch 
auf  Ersatz  seiner  Verpflegung  nach  nachbarlicher  Schätzung  ein  An- 
spruch zukomme;  dies  eine  billige  Folge  der  Tatsache,  daß  ihn 
selbst  bei  dem  Vorgange  keine  Schuld  trifft,  welche  das  Aufgeben 
des  Domiziles  ihm  nötig  macht.  —  Man  sieht,  allen  diesen  Be- 
stimmungen liegt  ganz  gleichmäßig  die  Voraussetzung  zugrunde, 
daß  der  Vertrag  des  Domizilgebers  und  des  Domizilnehmers  beiden 
Teilen  zugleich  gewisse  Rechte  und  Pflichten  gewähre  und  auferlege, 
indem  der  Mann  auf  volle  Verpflegung  und  allenfalls  auch  noch  auf 
Lohn,  der  Hauswirt  dagegen  auf  bestimmte  Arbeitsleistungen  des 
Mannes  Anspruch  hat.  Diese  beiderseitigen  Rechte  und  Pflichten 
setzen  dabei  ihrerseits  wieder  notwendig  voraus,  daß  der  Mann  auch 
wirklich  im  Hause  des  Bauern  lebe,  bei  dem  er  Domizil  genommen 

1)  StaÖarhölsbök,  7/8;  Skalholtsbök,  2/3;  AM.  181,  3/303. 

2)  Konüngsbö  k,  25/48.  3)  ebenda,  25/49. 
4)  ebenda,  89/158;  StaÖarhölsbök,  286/319. 

'')  Konüngsbök,  80/136. 
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hat;  da  wir  nun  aber  Fälle  finden,  in  welchen  der  J )omizilnehmer 
sich  dem  Domizilgeber  nicht  zu  Arbeitsleistungen  verpflichtet,  son- 
dern je  nach  Umständen  gar  keine  oder  doch  Gegenleistungen  ganz 
anderer  Art,  wie  denn  z.  B.  eine  Geldzahlung  (forgipt)  erwähnt 
wird,  ')  durch  welche  fremde  Gäste  ihre  Aufnahme  bezahlten,  ent- 
steht für  uns  sehr  natürlich  die  Frage,  ob  auch  in  derartigen  Fällen 
von  einem  Rechte  des  Hausherrn  die  Rede  sein  konnte,  die  Über- 
siedelung des  Domizilnehmers  nach  seinem  Hause  und  dessen  Ver- 
bleiben in  seinem  Hause  für  eine  bestimmte  Zeit  zu  fordern,  wäh- 
rend er  doch  kein  ersichtliches  rechtliches  Interesse  an  dessen  Auf- 
enthalt in  demselben  hatte.  Wirklich  sind  wir  bereits  einzelnen 
Ausnahmsfällen  begegnet,  in  welchen  der  Domizilnehmer,  wenigstens 
vorübergehend,  seinen  Aufenthalt  nicht  im  Hause  des  Domizilgebers 
zu  nehmen  verpflichtet  ist.  Der  griömaör  konnte,  wie  oben  bemerkt, 
sich  von  vornherein  ausbedingen,  erst  um  Mittsommer  aufziehen  zu 
müssen,  wenn  er  auch  bereits  an  den  Fahrtagen  sein  Domizil  nahm,2) 
und  er  konnte  dann  legal  die  Zwischenzeit  benützen,  um  anderen 
Geschäften  nachzugehen.  Ebenso  wurde  bereits  erwähnt,  daß  der 
Mann,  welcher  das  Land  verläßt,  vorher  ein  Domizil  sich  wählen 
kann,  welches  dann  während  der  Dauer  seiner  Abwesenheit  als 
solches  gilt  und  ihm  auch  nach  seiner  Rückkehr  verbleibt,  wenn  er 
anders  noch  innerhalb  desselben  Sommers  heimkommt,  und  nicht 
vorzieht,  ein  anderes  Domizil  sich  zu  wählen ; 8)  doch  ist  solchenfalls 
am  Ding,  an  der  leiö,  oder  doch  vor  den  Nachbarn  von  dem  Er- 
teilen des  Domiziles  an  den  Abreisenden  Anzeige  zu  machen,  und 
zwar  vor  fünf  Nachbarn,  wie  die  Staöarhölsbök  ausdrücklich  bemerkt. 
In  ähnlicher  Weise  werden  nun  aber  auch  zugunsten  gewisser  Hand- 
werker Ausnahmen  von  der  Regel  gemacht,  nämlich  zugunsten  der 
Zimmerleute,  welche  größere  Arbeiten  zu  fertigen  verstehen,  wie 
etwTa  Häuser  aus  norwegischem  Holze,  oder  Buden  am  Alldinge, 
oder  Brücken  über  größere  Gewässer;  dann,  nach  der  Staöarhölsbök 
auch  zugunsten  der  Schwertfeger  (sveröskriöar), 4)  deren  Gewerbe, 
wie  wir  anderweitig  erfahren,  neben  dem  der  Schuster  zumal  auch 
am  Alldinge  betrieben  zu  werden  pflegte.5)  Solche  Leute  sind  selbst- 
verständlich durch  ihr  Gewerbe  darauf  angewiesen,  unstät  im  Lande 

r)  Sturlünga,  V,  1/127. 

2)  Konüngsbök,  78/129;  Staöarhölsbök,  232/265. 

!;  Konüngsbök,  78/130— 31  ;  Staöarhölsbök,  234/267. 

4)  Konüngsbök,  78/130;  Staöarhölsbök,  234/267. 

B)  Konüngsbök,  101/176;  S  L  a  ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  31 1/347;  Njäla,  145/814. 
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herumzuziehen,  und  ihnen  wird  darum  auch  verstattet,  sich  nur  etwa 
für  die  Zeit  der  Heuernte  (um  engiverk)  im  Taglohne  zu  verdingen, 
als  in  welcher  Zeit  die  isländische  Landwirtschaft  aller  verfügbaren 
Hände  bedarf;  auch  sie  müssen  sich  an  den  Fahrtagen  ihr  legales 
Domizil  gewinnen,  wiewohl  sie  nicht  verpflichtet  sind,  wirklich  auch 
auf  dem  Hofe  ihres  Domizilgebers  ihren  Aufenthalt  zu  nehmen,  und 
auch  bei  ihnen  ist  dieses  Domizil  demnach  sozusagen  ein  nur  fik- 
tives. Wie  bei  dem  Abreisenden  muß  aber  auch  bei  derartigen 
Leuten  von  dem  Domizilvertrage  entweder  durch  den  Domizilgeber 
oder  durch  den  Domizilnehmer  den  Nachbarn  Mitteilung  gemacht 
werden,  und  zwar  offenbar  aus  dem  sehr  einleuchtenden  Grunde, 
weil  hier  wie  dort  das  Bestehen  dieses  Vertrages  nicht  ohnehin  be- 
reits durch  den  tatsächlichen  Aufenthalt  des  Mannes  im  Hause  seines 
Bauern  ersichtlich  wurde.  Unter  einen  ähnlichen  Gesichtspunkt 
scheint  man  nun  aber  auch  diejenigen  Leute  gestellt  zu  haben, 
welche  einen  guten  Teil  des  Jahres  über  vom  Betriebe  der  Fischerei 
lebten,  nur  daß  bei  ihnen  nebenbei  noch  ein  eigentümlicher  Ge- 
sichtspunkt mit  in  Betracht  kommt.  Nach  einer  ersten  Bestimmung  r) 
soll  zunächst  der  Mann,  welcher  bis  Mittsommer  fischt  und  dann  erst 
sein  Domizil  aufsucht,  jedenfalls  schon  zuvor  die  durch  dieses  be- 
dingte Dingzuständigkeit  haben,  und  auch  an  dem  Orte  dieses  von 
ihm  gewählten  Domiziles  geladen  werden  können,  soferne  er  dieses 
nur  in  legaler  Weise  gewonnen,  also  zumal  auch  an  den  Zugtagen 
bereits  sich  gesichert  hat;  solange  der  Mann  aber  am  Fischereiplatze 
in  seiner  Bude  lebt,  darf  er  wegen  aller  Handlungen,  welche  er  dort 
begeht  oder  früher  bereits  begangen  hat,  auch  dort  geladen  werden. 
Insoweit  also  schließt  sich  die  Vorschrift  einerseits  an  eine  oben  be- 
reits besprochene  Stelle  an,  welche  dem  Domizilnehmer  unverwehrt 
läßt,  das  an  den  Fahrtagen  bereits  ausbedungene  Domizil  erst  um 
die  Mittsommerszeit  wirklich  zu  beziehen  und  bis  dahin  anderweitigem 
Erwerbe  nachzugehen;  sie  hebt  nur  noch  bestimmter  als  jene  andere 
Stelle  hervor,  daß  der  Mann  auch  für  den  Fall,  daß  er  von  dieser 
Befugnis  Gebrauch  macht,  doch  bereits  insoferne  ein  fiktives  Domizil 
von  den  Fahrtagen  ab  in  dem  Hause  hat,  in  welches  er  auf  Mitt- 
sommer einzieht,  als  er  schon  vor  seiner  Übersiedelung  dahin  bei 
diesem  geladen  werden  kann  und  bezüglich  seiner  Dingzuständigkeit 
als  hier  wohnhaft  behandelt  werden  muß.  Das  eigentlich  Neue  in 
dieser  Stelle  liegt  dagegen  darin,  daß  dieselbe  dem  Fischer  neben 


l)  Konüngsbok,  79/I32;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  236/268—69. 
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jenem  fiktiven  Domizile  für  die  Dauer  des  Betriebes  der  Fischerei 
alternativ  auch  noch  ein  weiteres,  aktuelles  bei  seiner  Fischerhütte 
zugesteht,  welches  freilich  nur  in  Bezug  auf  den  Ort  der  Ladung, 
nicht  auch  in  Bezug  auf  die  Dingzuständigkeit  anerkannt  wird.  Die 
Stelle  gibt  aber  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  auch  noch  die  andere 
Vorschrift,  daß  der  Mann,  welcher  „um  annir",  d.  h.  in  der  Zeit  der 
Heuernte,  der  Fischerei  obliegt  und  erst  gegen  Wintersanfang  sein 
Domizil  aufsucht,  nur  wegen  derjenigen  Sachen,  die  von  ihm  seit 
dem  Beziehen  dieses  Domiziles  verbrochen  wurden,  an  diesem  ge- 
laden werden  darf,  wogegen  er  wegen  aller  früher  verbrochenen 
ausschließlich  bei  seiner  Fischerhütte  geladen  werden  darf,  und  auch 
bezüglich  seiner  Dingzuständigkeit  mit  Rücksicht  auf  diese  letztere 
behandelt  wird,  indem  er  als  zu  dem  Godorde  gehörig  gilt,  welchem 
der  Grundeigentümer  angehört,  von  dessen  Land  aus  er  seine 
Fischerei  betreibt.  Wie  bei  den  Zimmerleuten  wird  demnach  auch 
bei  den  Fischern  mit  der  Möglichkeit  gerechnet,  daß  sie  noch  über 
die  Mitte  des  Sommers  hinaus  dieser  ihrer  besonderen  Beschäftigung 
obliegen;  aber  anders  als  bei  ihnen  hält  man  sich  bei  dem  Fischer, 
der  über  Mittsommer  hinaus  sein  Gewerbe  treibt,  nicht  an  das  fik- 
tive Domizil,  sondern  weist  ihm,  und  zwar  ganz  und  voll,  ein  tat- 
sächliches provisorisches  Domizil  bei  seiner  Fischerhütte  an.  Hier 
tritt  uns  also  eine  völlig  neue  Erscheinung  entgegen,  eine  Kategorie 
von  Leuten  nämlich,  die  weder  selbständige  Bauern  sind,  noch  auch 
als  griömenn  in  fremdem  Hause  ihr  Domizil  haben,  welche  vielmehr 
in  eigenen  Hütten  (büöir)  wohnen  und  bei  denen  ihr  Domizil  haben, 
hinsichtlich  ihrer  Dingzuständigkeit  aber  nach  dem  Grundbesitzer 
sich  richten,  auf  dessen  Grund  ihre  Hütten  stehen.  Derartige  Leute 
müssen  diejenigen  doch  wohl  sein,  welche  uns  anderwärts  als  büö- 
setumenn  bezeichnet  werden.  Als  büöir,  d.  h.  Buden,  bezeichnete 
man  Hütten,  welche  nur  zu  vorübergehendem  Aufenthalt  benützt 
wurden;  Schiffer  haben  solche  bei  ihrem  Schifte,  solange  sie  sich 
ein  Domizil  bei  irgend  einem  Gastfreunde  im  Lande  noch  nicht  ge- 
wonnen haben ; x)  aber  auch  Inländer  wohnen  in  solchen,  während 
sie  sich  am  Ding  befinden,  oder  während  sie  auf  Nebeninseln  oder 


^Konüngsbök,  79/131 ;  S  taÖ  a  r  h  ö  1  sb  ö  k ,  235/268;  Konüngsbök, 
120/228;  StaÖarhölsbök,  61/73;  Konüngsbök,  234/176;  StaÖarhölsbök, 
220/254;  vgl.  formannabüöir  Konüngsbök,  2/10;  StaÖarhölsbök,  8/12;  dann 
StaÖarhölsbök,  87/115  vgl.  mit  Konüngsbök,  129/9;  Konüngsbök,  53/90; 
Eyrbyggja,  39/&9 1  Eigla,  33/68  u.  dgl.  m. 
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sonst  der  Fischerei  obliegen, x)  obwohl  in  diesem  Falle  öfter  von 
fiskiskälar  gesprochen  wird,  und  auf  solche  Fischerhütten  ist  es  wohl 
auch  zunächst  zu  beziehen,  wenn  von  büöir  auf  den  almennmgar 
die  Rede  ist. 2)  Man  braucht  von  Leuten,  welche  vorübergehend 
sich  in  solchen  Hütten  aufhalten,  den  Ausdruck  „sitja  buösetu",  und 
wird  derselbe  zumal  auch  von  fremden  Schiffen  unbedenklich  ge- 
braucht; s)  aber  schon  bei  einigen  der  auf  Fremde  bezüglichen  Stellen 
kann  fraglich  werden,  ob  dieser  Ausdruck  nicht  etwa  in  etwas  an- 
derem Sinne  zu  nehmen  sei, 4)  und  bei  einigen  auf  Inländer  bezüg- 
lichen Bestimmungen  ist  dieses  doch  wohl  als  vollkommen  sicher 
anzunehmen.  Die  Njäla  zunächst  läßt  in  dem  großen  Prozesse, 
welcher  über  die  Njälsbrenna  geführt  wird,  gegen  zwei  von  der 
Klagspartei  ernannte  Geschworene  eine  Rekusation  (kviöruöning) 
richten  und  dabei  den  Eyjölfr  Bölverksson  ihnen  als  Grund  derselben 
angeben 5)  „at  it  eruö  büösetumenn  enn  eigi  bcendr".  Sie  erzählt 
dann,  daß  bei  einer  Beratung  des  klägerischen  Vertreters  mit  seinen 
Ratgebern  sich  bezüglich  jener  beiden  Männer  herausstellt, 6)  „at 
annarr  ])eirra  bjö  viö  mälnytu,  ok  hefir  baeöi  kyr  ok  aer  at  büi,  enn 
annarr  ä  jiriöjüng  i  landi  J)vi,  er  ]ieir  büa  ä"  usw.,  und  daß  daraufhin 
die  Rekusation  als  ungültig  angefochten  wird,  auf  Grund  der  Gegen- 
erklärung:7) „er  sä  hverr  rettr  i  büakviöi,  er  hann  ä  ftrjü  hundruö  1 
landi,  ok  ])aöan  af  meiri,  ]iö  at  hann  hafi  enga  mälnytu ;  hinn  er  ok 
rettr  i  büakviö,  ef  hann  byr  viö  mälnytu,  ])ö  at  hann  leigi  (lies:  eigi) 
land".  Diese  Zurückweisung  der  Rekusation  wird  vom  Gesetzsprecher 
als  dem  Rechte  entsprechend  anerkannt  und  dringt  daraufhin  durch ; 
sie  zeigt  aber,  daß  man  unter  den  büösetumenn  auch  wohl  Leute 
verstand,  die  zwar  ihren  eigenen  Haushalt  führten,  und  somit  nicht 
wie  die  griömenn  als  abhängige  Leute  in  ein  fremdes  Hauswesen 
eintraten,  aber  doch  andererseits  auch  weder  als  Eigentümer  noch 
als  Pächter  einen  Hof  bewirtschafteten,  und  somit  auch  weder  einen 
eigenen  Viehstand  besaßen,  noch  zu  den  Bauern  zählten,  also  etwa 
das,  was  wir  jetzt  Häusler  oder  Leerhäusler  nennen.  Nun  ist  ja 
allerdings  richtig,  daß  die  Angaben  der  Njäla  sich  überhaupt  nicht 


v)  Konüngsbök,  2/10;  StaÖarhölsbök,  8/ll. 

2)  Staöarholsbok,  7/9. 

3)  Konüngsbök,  120/128  und  249/198;  StaÖarhölsbök,  61/74;  StaÖar- 
hölsbök, 300/340. 

4)  Konüngsbök,  249/198;  dann  StaÖarhölsbök,  300/340. 

5)  Njäla,  142/778. 

6)  ebenda,  S.  779.  .         7j  ebenda,  S.  780-81. 
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durch  besondere  Verlässigkeit  auszeichnen,  und  daß  insbesondere 
auch  deren  hier  in  Frage  stehende  Stelle  im  einzelnen  manchem 
Bedenken  unterliegt;1)  aber  diese  Bedenken  betrefTen  eben  doch  nur 
Nebenpunkte,  wogegen  in  der  Hauptsache  deren  Bericht  durch  die 
Vorschriften  unserer  Rechtsbücher  vollkommen  bestätigt  wird.  Wir 
haben  bereits  gesehen,  daß  auch  diese  einerseits  den  Besitz  von 
Grundeigentum  ohne  eigenes  Melkvieh,  und  andererseits  den  Besitz 
von  eigenem  Melkvieh  ohne  Grundeigentum  für  genügend  erklären, 
um  einen  Mann  als  Bauern  erscheinen  zu  lassen;-)  will  also  der 
büösetumaör  vom  Bauern  unterschieden  werden,  so  muß  auch  nach 
ihnen  der  Nichtbesitz  von  beidem  für  denselben  charakteristisch  sein. 
Dazu  stimmt  denn  auch,  daß  an  einer  Stelle,  welche  allerdings  nur 
in  unserem  jüngeren  Rechtsbuche  sich  findet,  8)  ausdrücklich  vorge- 
schrieben wird:  „büösetumenn  skolo  engir  vera  Jieir  er  büfjärlaust 
büe,  nema  hreppsmenn  lofe",  wobei  dann  noch  beigefügt  wird,  daß 
die  von  der  Gemeinde  erteilte  Bewilligung  zur  büöseta  für  diese  die 
Folge  hat,  daß  sie  den  büösetumaör  im  Verarmungsfalle  zu  ernähren 
hat.  Auch  hier  wird  also  vorausgesetzt,  daß  der  büösetumaör  kein 
Nutzvieh  besitzt,  und  da  im  weiteren  Verlaufe  der  Stelle  vom  Be- 
triebe der  Fischerei  die  Rede  ist,  wird  man  doch  wohl  annehmen 
dürfen,  daß  die  Fischerei  es  war,  von  deren  Ertrag  solche  Leute  sich 
zumeist  zu  nähren  pflegten ;  da  aber  die  Stelle  von  einem  „büa"  der- 
selben spricht,  ist  doch  wohl  anzunehmen,  daß  sie  Leute  im  Auge 
hat,  die  nicht  etwa  bloß  vorübergehend  diesem  Nahrungszweige  sich 
widmen,  während  sie  im  übrigen  als  bcendr  oder  als  griömenn  sich 
fortbringen,  sondern  bleibend  von  demselben  zu  leben  beabsichtigten, 
wenn  sie  auch  vielleicht  gelegentlich  andere  Nebenbeschäftigungen 
nicht  verschmähten.  Es  können  natürlich  nur  ganz  dürftige  Leute 
gewesen  sein,  die  sich  zu  einer  derartigen  Lebensweise  entschlossen ; 
eine  andere  Stelle  unseres  jüngeren  Rechtsbuches  bespricht  den  Fall, 
da  ein  Freigelassener  „sitr  büöseto,  ok  er  hvergi  Jnngfastr", 4)  und 
ein  paar  oben  bereits  angeführte  Stellen  scheinen  vorauszusetzen, 
daß  auch  Fremde  sich  hin  und  wieder  in  ähnlicher  Weise  auf  der 
Insel  fortzubringen  suchten.5)  Immerhin  ließ  sich  bei  dem  Reichtum 
des  Meeres  wie  der  Flüsse  und  Landseen  auf  Island  an  mancherlei 

x)  vgl.  Karl  Lehmann  und  Hans  Schnorr  von  Carolsfeld,  Die  Njäls- 
sage,  S.  113—15. 

2)  Konüngsbök,  81/136;  StaÖarhölsbök,  242/272 — 73. 
*)  StaÖarhölsbök,  1 13/145 — 46.  4)  ebenda,  298/337. 

5)  Konüngsbök,  249/198;  StaÖarhölsbök,  300/340. 
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Fischen,  und  zumal  bei  dem  großartigen  Umfange,  in  welchem  die 
Fischerei  an  bestimmten  Orten  und  zu  bestimmten  Zeiten  auf  der 
Insel  bis  auf  den  heutigen  Tag  herab  betrieben  wird,  aus  derselben 
ein  ziemlich  reichlicher  Erwerb  ziehen ;  aber  freilich  kam  dabei  stets 
zu  bedenken,  daß  ein  lediglich  auf  sie  begründeter  Nahrungsstand 
nur  sehr  wenig  gesichert  heißen  konnte,  soferne  der  Fischfang  selbst 
im  günstigsten  Falle  sich  nur  während  einiger  weniger  Monate  im 
Jahre  betreiben  ließ  und  in  manchen  Jahren  überdies  völlig  fehl- 
schlagen konnte.  Es  begreift  sich  hiernach,  daß  die  Stellung  der 
büösetumenn  sich  mehrfach  eigentümlich  gestalten  mußte.  Auf  der 
einen  Seite  war  bei  ihnen,  ebenso  wie  bei  den  Bauern,  ein  selb- 
ständiger Wohnort  geboten,  an  welchem  sie  von  jedem  zu  treffen 
waren,  der  aus  irgend  welchem  Grunde  an  sie  etwas  zu  suchen 
hatte,  und  lag  insoweit  kein  Grund  vor,  sie  zum  Eintreten  in  die 
Klasse  der  griömenn  zu  zwingen ;  selbst  bei  Fischern,  welche  nur 
ganz  vorübergehend  ihrem  Gewerbe  obliegen,  gestattet  das  Recht 
von  hier  aus,  daß  man  sie  an  dem  Orte  lade,  an  dem  ihre  Bude 
steht,  und  behandelt  somit  diese  als  ihr,  wenn  auch  nur  provisorisches, 
Domizil.  Wenn  solche  Behandlung  schon  den  Leuten  zuteil  wird, 
die  nur  bis  Mitte  Sommers,  oder  doch  nur  bis  zum  Anfange  des 
Winters  den  Fischfang  betreiben,  die  übrige  Zeit  aber  als  griömenn 
in  fremdem  Hause  leben;  so  ist  klar,  daß  die  büösetumenn,  welche 
dauernd  als  solche  leben,  nur  um  so  mehr  auf  eine  Mittelstellung 
zwischen  dem  böndi  und  dem  griömaör  Anspruch  haben-  sehr  be- 
zeichnend ist  für  diese  Mittelstellung,  daß  derartigen  Leuten  wieder- 
holt die  Dingzuständigkeit  zugeschrieben  wird,  welche  dem  Grund- 
eigentümer zukommt,  auf  dessen  Boden  ihre  Bude  steht, x)  während 
an  anderen  Stellen  von  ihnen  gesagt  wird,  sie  seien  „hvergi  i  f>mgi" 
oder  „hvergi  Jnngfastr", 2)  obgleich  auch  diese  Stellen  in  Bezug  auf 
eventuelle  Beerbung  und  eventuellen  Bezug  der  Totschlagsbuße  sie 
mit  dem  Goden  des  Grundherrn  in  Verbindung  bringen.  Auf  der 
anderen  Seite  aber  hat  die  Unsicherheit  des  Lebensunterhaltes  solcher 
Leute  die  Folge,  daß  das  Recht  die  büösetumenn  mit  entschiedener 
Ungunst  behandelt  und  den  Übertritt  in  ihre  Klasse  sehr  erschwert. 
Es  wurde  bereits  bemerkt,  daß  nach  unserem  jüngeren  Rechtsbuche  3) 
büösetumenn  sich  innerhalb  einer  Gemeinde  nur  mit  deren  Zustimmung 

1)  Konüngsbök,  79/132  und  81/136;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k ,  236/269  und 
242/273. 

2)  Konüngsbök,  249/198;  dann  Staöarhölsbök,  298/337  und  300/340. 
3j  Staöarhölsbök,  1 13/145 — 46;  [s.  oben  S.  147]. 
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niederlassen  dürfen,  und  daß  die  Gemeinde,  welche  diese  Zustimmung 
erteilt,  eben  damit  die  Verpflichtung  übernimmt,  im  Falle  ihrer  Ver- 
armung für  deren  Unterhalt  zu  sorgen.  Läßt  sich  ein  solcher  un- 
gefragt oder  trotz  erhaltener  abschlägiger  Antwort  in  dem  Bezirke 
einer  Gemeinde  nieder,  so  trifft  sowohl  ihn  selber,  als  den  Grund- 
eigentümer, welcher  ihn  aufnimmt,  die  Strafe  der  Landesverweisung, 
und  dieser  letztere  hat  überdies  für  den  Verarmungsfall  dieselbe  Ali- 
mentationspflicht zu  übernehmen,  welche  die  Gemeinde  getroffen 
hätte,  wenn  sie  die  Bewilligung  zur  Niederlassung  erteilt  hätte. 
Überdies  wird  derjenige,  welcher  mit  einem  Weibe  zum  Fischen 
auszieht,  das  seinem  Alter  nach  noch  fähig  ist,  Kinder  zu  gebären, 
ebenfalls  der  Landesverweisung  schuldig,  wenn  er  nicht  für  sie  beide 
den  nötigen  Unterhalt  zu  gewinnen  vermag,  und  die  gleiche  Strafe 
trifft  auch  das  Weib  sowie  den  SchifTseigentümer,  der  sie  mit  sich 
auf  sein  Schiff  nimmt;  letzteres  freilich  eine  Bestimmung,  welche  in 
einer  auf  fremde  Schiffer,  welche  in  ihren  Buden  am  Lande  liegen, 
bezüglichen  Vorschrift  eine  Analogie  hat, x)  und  welche  darum  doch 
wohl  auch  auf  solche  Fischer  Anwendung  findet,  welche  sich  nur 
vorübergehend  mit  dem  Fischfange  beschäftigen. 

Hiernach  ist  klar,  daß  zwar  der  Regel  nach  jedermann,  der  nicht 
böndi  war,  als  griömaör  in  fremdem  Hause  sich  rechtzeitig  ein  legales 
Domizil  suchen  mußte,  und  daß  der  Regel  nach  dem  gewählten 
legalen  Domizile  des  griömaör  auch  dessen  tatsächlicher  Wohnort 
entsprechen  mußte,  daß  aber  ausnahmsweise  auch  Leute  vorkommen 
konnten,  die  weder  bcendr  noch  griömenn  waren,  nämlich  büösetu- 
menn,  und  daß  nicht  minder  auch  Leute,  die  sich  ein  Domizil  in 
fremdem  Hause  genommen  hatten,  unter  Umständen  dieses  nur  als 
ein  fiktives  behandeln  und  tatsächlich  anderswo  als  in  jenem  Hause 
leben  konnten.  Wenn  demnach  unsere  Rechtsbücher  den  Satz  aus- 
sprechen. 2)  daß  für  den  Fall,  da  ein  Reisender  (farmaör),  oder  ein 
Fischer,  oder  jemand,  der  irgend  welche  andere  Geschäfte  treibt,  bei 
einem  Bauern  Domizil  nimmt,  ohne  wirklich  bei  demselben  seinen 
Aufenthalt  zu  nehmen,  er  selbst  sowohl  als  der  Domizilgeber  dafür 
bußfällig  werden  soll,  wenn  anders  beide  beim  Abschlüsse  ihres  Ver- 
trages sich  dessen  bewußt  waren,  daß  dieser  nur  zum  Schein  abge- 
schlossen werden  wollte,  so  kann  diese  Vorschrift  selbstverständlich 


1)  Konüngsbök,  234/176;  Staöarhölsbök,  220/254. 

2)  Konüngsbök,  78/131;  Staöarhölsbök,  234/267— 8;  den  farmaör  nennt 
nur  die  Staöarhölsbök. 
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nur  auf  die  regelmäßigen  Fälle  sich  beziehen,  nicht  aber  die  Aus- 
nahmsfälle ausschließen  wollen,  in  welchen  ein  fiktives  Domizil  in 
großem  Umfange  zulässig  war.  Ein  Domizil  ohne  entsprechenden 
Aufenthalt  konnte  demnach  nur  in  den  Fällen  bestraft  werden,  in 
welchen  ein  solches  schlechterdings  unzulässig  war,  oder  in  welchen 
dasselbe,  wie  dies  zumal  bei  Fischersleuten  leicht  vorkommen  konnte, 
länger  fortgesetzt  wurde,  als  dies  auf  Grund  von  Gesetz  oder  Ver- 
trag statthaft  war,  oder  endlich,  wenn  die  für  ein  solches  vorge- 
schriebene Bekanntmachung  vor  den  Nachbarn  unterlassen  worden 
war.  Im  allgemeinen  wTar  ferner  das  Arbeiten  im  Taglohne  (daga- 
kaup)  verboten,  und  nur  unter  dieser  Voraussetzung  begreift  sich, 
daß  den  Zimmerleuten  dies  durch  eine  eigene  Ausnahmsbestimmung 
erlaubt  werden  mußte,  und  daß  eine  weitere  Ausnahmsbestimmung 
ansässigen  Bauern  im  Taglohne  zu  arbeiten  verstatten  konnte,  so- 
weit dies  ihnen  nötig  schien,  um  den  Unterhalt  für  die  von  ihnen 
zu  ernährenden  ömagar  zu  beschaffen,  und  auch  erlauben  konnte, 
unter  derselben  Voraussetzung  ihre  Kinder  insolange  arbeiten  zu 
lassen,  als  sie  sich  dadurch  ihre  Kost  verdienen  konnten ; *)  dieselbe 
Rücksicht  macht  sich  denn  auch  in  dieser  letzteren  Bestimmung 
wieder  geltend,  um  derentwillen  man  armen,  mit  ömagar  über- 
bürdeten Leuten  auch  beim  Eintritt  in  einen  regelmäßigen  Dienst 
verstattete,  einen  höheren  als  den  sonst  zulässigen  Lohn  zu  fordern 
und  zu  nehmen.  Wenn  demnach  eine  andere  Stelle  unbedenklich 
von  Leuten  spricht,  welche  im  Taglohne,  insbesondere  auch  während 
der  Heuernte,  arbeiten,  und  wenn  dabei  besondere  Fürsorge  für  den 
Fall  getroffen  wird,  daß  jemand  an  solche  etwas  zu  fordern  hat, 
ohne  doch  deren  legales  Domizil  zu  kennen  oder  erfahren  zu  können,2) 
so  darf  hierin  nicht  etwa  eine  Anerkennung  des  Rechtes  gesehen 
werden,  nach  freier  Wahl  beliebig  im  Taglohne  arbeiten  zu  dürfen, 
sondern  es  muß  dabei  zunächst  nur  an  jene  Ausnahmsfälle  gedacht 
oder  kann  doch  höchstens  noch  mit  der  Möglichkeit  gerechnet 
werden,  daß  das  Landrecht  im  Interesse  des  dritten  Klagberechtigten 
auch  demjenigen  gegenüber,  der  widerrechtlicherweise  taglöhnerte, 
für  einen  legalen  Ladungsort  sorgen  zu  müssen  glaubte.  Wenn 
endlich  auch  noch  einmal  ausgesprochen  wird,  3j  daß  derjenige, 
welcher  sich  für  ein  volles  Jahr  ein  Domizil  gewählt  hat,  dieses 


1)  S  taÖar  h  6  lsb  ö  k  ,  233/266. 

2)  Konüngsbök,  80/133;  StaÖarhölsbök,  238/269—70. 

3)  Konüngsbök,  80/132 — 33;  StaÖarhölsbök,  238/269. 
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Domizil  sich  als  ein  legales  gefallen  lassen  müsse,  soferne  er  sich 
an  demselben  auch  nur  zwei  Wochen  vor  dem  Alldinge,  die  beiden 
Dingwochen,  sowie  zwei  Wochen  nach  dem  Alldinge  aufgehalten 
habe,  wenn  er  dasselbe  auch  hinterher  wieder  verlassen  habe,  so 
darf  man  auch  hierin  nicht  ausgesprochen  finden,  daß  ein  wirklicher 
Aufenthalt  von  sechs  Wochen  im  Hause  des  Domizilgebers  schlechthin 
genüge,  wenn  sich  der  Domizilnehmer  auch  das  ganze  übrige  Jahr 
hindurch  ganz  wo  anders  aufhalte;  vielmehr  kann  auch  hier  wieder 
die  Meinung  nur  die  sein,  daß  jeder,  der  an  eine  solche  Person  etwas 
zu  fordern  hatte,  befugt  sein  solle,  das  um  die  Dingzeit  begründete 
Domizil  als  das  für  das  ganze  Jahr  gültige  zu  behandeln,  gleichviel 
übrigens,  ob  dieses  Domizil  ein  wirkliches  oder  ein  nur  fiktives  war, 
soweit  ein  fiktives  ausnahmsweise  zugelassen  wurde,  und  gleichviel 
überdies,  ob  das  spätere  Verlassen  des  Domiziles  ein  erlaubtes  oder 
unerlaubtes  war.  —  Im  übrigen  ist  aber  noch  die  barbarische  Härte 
hervorzuheben,  mit  welcher  das  isländische  Recht  gegen  alle  die- 
jenigen vorgeht,  welche  der  gesetzlichen  Verpflichtung,  sich  ein  festes 
Domizil  zu  wählen,  nicht  genügen,  oder  von  dem  gewählten  sich 
eigenmächtig  entfernen ;  nicht  nur  droht  ihnen  bei  dem  geringsten 
Verstoße  gegen  die  desfalls  bestehenden  legalen  Vorschriften  sofort 
die  gewöhnliche  Buße  von  drei  Mark  (ütlegö),  sondern  dieselben 
verfallen  auch  sofort  einer  noch  weit  strengeren  Behandlung,  wenn 
sie  sich  nur  einigermaßen  länger  beschäftigungslos  im  Lande  herum- 
treiben. Zieht  jemand,  gleichviel  übrigens,  ob  böndi,  büösetumaör 
oder  griömaör,  vagabondierend  (vaflunarförum)  im  Lande  herum, 
ohne  weiteren  Zweck  als  den,  seiner  Lebsucht  aufzuhelfen,  so  trifft 
ihn  sofort  die  Buße  von  drei  Mark,  wenn  er  mindestens  einen  halben 
Monat  innerhalb  seines  Landesviertels,  oder  mindestens  einen  Monat 
außerhalb  desselben  sich  herumtreibt; ])  vagabondiert  einer  aber  auch 
nur  einen  halben  Monat  und  nimmt  dabei  Almosen  an  oder  Unter- 
halt, wo  immer  er  ihn  bekommen  kann,  so  gilt  er  als  Bettler  (göngu- 
maör,  hüsgangsmaör)  und  verfällt  der  Acht  (sköggangr),  wenn  er 
anders  hinreichend  arbeitsfähig  ist,  um  einen  Dienst  bekommen  zu 
können.  Nach  einer  anderen  Stelle  soll  sogar  jeder,  der  überhaupt 
vagabondiert  (ferr  vaflunarförum),  als  Bettler  gelten,  ohne  daß  die 
Behandlung  als  solcher  an  irgend  welche  weitere  Bedingungen  ge- 
knüpft wäre;2)  dagegen  scheint  an  dieser  Stelle  als  Strafe  lediglich 


2) 


Konüngsbök,  82/139 — 40; 
StaÖarhölsbök,  113/ 146. 


StaÖarhölsbök,  244/277. 
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die  Landesverweisung  (fjörbaugsgarör)  ins  Auge  gefaßt  und  zunächst 
nur  an  büösetumenn  gedacht  werden  zu  wollen,  so  daß  von  hier 
aus  immerhin  eine  Vereinigung  dieser  Stelle  mit  der  vorigen  möglich 
erscheint.  Mag  sein,  daß  derartigen  Bestimmungen  teilweise  die 
prozessualische  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeit  zugrunde  lag,  solche 
Leute  vorkommendenfalls  vor  Gericht  zu  ziehen,  wie  ja  gerade  diese 
Rücksicht  bei  analogen  Bestimmungen  des  angelsächsischen  und  des 
fränkischen  Rechtes  ausdrücklich  als  maßgebend  bezeichnet  wird;3) 
ausschließlich  kann  jedenfalls  dieser  Gesichtspunkt  nicht  bestimmend 
gewesen  sein,  da  bei  bcendr  und  griömenn,  auf  welche  in  der  zuerst 
besprochenen  Stelle  doch  auch  reflektiert  wird,  eine  Ladung  an  dem 
bestehenden  legalen  Domizile  immerhin  möglich  war,  und  wrird  dem- 
nach neben  der  prozessualischen  Rücksicht  wohl  auch  noch  die  wirt- 
schaftspolizeiliche Befürchtung  eines  zu  großen  Anwachsens  eines 
Armenproletariates,  sowie  die  sicherheitspolizeiliche  Fürsorge  gegen- 
über dem  Uberhandnehmen  eines  gefährlichen  Landstreichertumes 
in  die  Wagschale  gefallen  sein. 


§  6.   Die  Dingzuständigkeit. 

Der  Ausdruck  [nngfesti  oder  J)  in  g  vi  st,  welchen  ich  durch 
Dingzuständigkeit  oder  Dingzugehörigkeit  übertrage,  bezeichnet  zu- 
nächst nicht  das,  worauf  er  seiner  Etymologie  nach  hinzudeuten 
scheint,  nämlich  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Dingver- 
bande, sondern  die  Unterordnung  unter  einen  gewissen  Goden,  womit 
dann  freilich  in  zweiter  Linie  allerdings  auch  die  Zugehörigkeit  zu 
dessen  Dingverband  von  selbst  gegeben  ist.  Mag  sein,  daß  der 
Ausdruck,  ebenso  wie  die  Bezeichnung  der  Untergebenen  des  Goden 
als  J)  i  n  g  m  e  n  n  oder  seines  Herrschaftsbereiches  als  ]m  n  g  h  ä ,  seiner 
Entstehung  nach  noch  d^r  Zeit  vor  dem  Jahre  965  angehört,  einer 
Zeit  also,  in  welcher  noch  keine  regelmäßige,  über  den  Godorden 
stehende  gemeinsame  Dingverbände  vorhanden  waren,  und  in  welcher 
somit  das  Godord  selbst  noch  die  Dinggenossenschaft  gebildet  hatte; 
mag  sein  aber  auch,  daß  nur  der  Sprachgebrauch  dabei  maßgebend 
wurde,  vermöge  dessen  man  für  das  Zugehören  zu  einem  Godorde 


y)  vgl.  meinen  Aufsatz  „Über  angelsächsische  Rechtsverhältnisse",  in  der  Kri- 
tischen Überschau,  I,  S.  426: — 27. 
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den  Ausdruck  „vera  1  |nngi  meö  goöa",  für  den  Ein-  und  Aus- 
tritt in  ein  solches  und  aus  einem  solchen  aber  die  Ausdrücke 
„segjast  1  jung  meö  goöa"  und  „segjast  6r  jn'ngi  viö 
goöa"  brauchte.  Sachlich  aber  gilt  nach  unseren  Rechtsbüchern 
als  oberster  Grundsatz  die  Regel,  daß  nur  der  bdndi,  d.  h.  der  selb- 
ständige Hauswirt,  seine  eigene  [ungvist  hat,  wogegen  der  griömaör 
die  Jnngvist  des  Bauern  teilt,  welcher  sein  Domizilgeber  ist,  für  den 
Fischer  aber  die  Jringvist  des  Bauern  gilt,  auf  dessen  Grund  seine 
Fischhütte  steht. *)  Der  letztere  Satz,  welcher  anderwärts  nochmals 
wiederholt  wird,2)  wird  wohl  überhaupt  für  alle  büösetumenn  zu 
gelten  haben,  da  ja  auch  der  Fremde,  der  in  Buden  sitzt,  eventuell 
von  dem  Goden  des  Grundeigentümers  beerbt  wird, 3)  und  dieser 
Gode  es  ist,  der  für  ihn  die  Totschlagsbuße  nimmt. 4)  Die  ersten 
beiden  Regeln  bedürfen  aber  in  mehrfacher  Richtung  noch  einer 
näheren  Erläuterung. 

Die  selbständige  Jnngvist  des  Bauern  zunächst  war,  wie 
bemerkt,  schlechthin  an  den  Besitz  eines  selbständigen  Domiziles  im 
eigenen  Hause  geknüpft,  und  sie  ging  eben  darum  von  selbst  ver- 
loren, sowie  der  Mann  seinen  selbständigen  Haushalt  aufgab,  ohne 
daß  es  dazu  irgend  welcher  weiteren  Förmlichkeit  bedurfte;  tut  ein 
solcher  hinterher  neuerdings  wieder  einen  selbständigen  Haushalt 
auf,  und  wäre  es  auch  schon  im  nächsten  Halbjahre,  so  muß  er  sich 
dafür  wieder  eine  neue  Jnngvist  begründen.5)  Dabei  kann  sich  eine 
Schwierigkeit  in  dem  Falle  ergeben,  da  ein  mit  eigenem  Haushalte 
angesessener  Mann  in  fremden  Hausdienst  tritt,  wie  dies  zumal  dann 
vorkommen  kann,  wenn  dessen  eigener  Haushalt  durch  zu  verpflegende 
Hilfsbedürftige  so  sehr  beschwert  ist,  daß  er  nach  anderweitigem  Er- 
werbe trachten  muß  (ömagabü) ; 6)  wie  der  Mann  nach  einer  oben 
bereits  besprochenen  Stelle  solchenfalls  sogar  im  Taglohne  arbeiten 
mag,  so  darf  er  auch  als  griömaör  auswärts  sein  Brod  suchen.  Da 
entsteht  nun  die  Frage,  ob  ein  solcher  Mann  als  griömaör  an  der 
Jjmgvist  seines  Hausherrn  teilnehme,  oder  ob  er  wegen  seines  eigenen 
Haushaltes  einer  selbständigen  [Dingvist  genieße,  und  wird  dieselbe 
dahin  entschieden,  daß  unter  allen  Umständen  der  Hof  des  Mannes 
seine  eigene  jnngvist  haben  muß;  bleibt  seine  Frau  auf  dem  Hofe 

x)  Konüngsbök,  81/136;  Staöarhölsb ök,  242/272—73. 

2)  Konüngsbök,  79/132;  S  ta  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k ,  236/269. 

3)  Konüngsbök,  249/198. 

4)  StaÖarhölsbök,  300/340.  5)  ebenda,  243/277. 
6)  ebenda,  243/276—77. 
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sitzen,  so  wird  damit  auch  dem  Manne  selbst  die  unabhängige  |)i'ng- 
vist  seines  Hofes  erhalten ;  ist  dies  dagegen  nicht  der  Fall,  so  nimmt 
er  an  der  ]3i'ngvist  seines  Dienstherrn  Anteil,  während  die  eigene 
])i'ngvist  seines  Hofes  nur  für  die  Dienstleute  und  sonstigen  Ange- 
hörigen gilt,  welche  auf  seinem  eigenen  Hofe  leben.  —  Im  übrigen 
gilt  die  Regel,  daß  jedermann,  der  sich  einen  Haushalt  neu  begründet, 
verpflichtet  ist,  sich  einem  Goden  anzuschließen  (at  segja  sik  i  Jnng 
viö  goöa) ;  die  Wahl  des  Goden  steht  ihm  dabei  frei, x)  nur  mit  der 
Beschränkung,  daß  der  gewählte  Gode  keinem  anderen  Landesviertel 
angehören  durfte,  als  in  welchem  der  Mann  selbst  wohnte;2)  doch 
konnte  mit  besonderer  Erlaubnis  der  lögretta  einem  Goden  aus- 
nahmsweise auch  verstattet  werden,  Dingleute  außerhalb  seines 
Landesviertels  anzunehmen,  und  außerdem  galt  für  den  Hrütafjörör 
schon  von  Rechts  wegen  die  Begünstigung,  daß  ein  Mann,  welcher 
seine  Wohnung  quer  über  den  Meerbusen  verlegte,  darum  doch 
seine  bisherige  Jnngvist  beibehalten  konnte,  obwohl  er  damit  die 
Viertelsgrenze  überschritt.  Das  Domizil  des  Mannes  entschied  also 
regelmäßig  darüber,  in  welchem  Landesviertel  derselbe  sich  einen 
Goden  zu  wählen  hatte;  dagegen  war  die  Wahl  unter  den  ein  und 
demselben  Viertel  angehörigen  Goden  vollkommen  frei.  Die  einmal 
erworbene  fungvist  blieb  dagegen  der  Regel  nach  für  alle  Zukunft 
bestehen,  soferne  der  Bauer  nur  weder  seinen  selbständigen  Haus- 
halt aufgab,  noch  auch  in  ein  anderes  Landesviertel  hinüberzog; 
dieselbe  klebt  sogar  bis  auf  einen  gewissen  Grad  an  dem  Hofe,  für 
den  sie  einmal  gewählt  war,  unabhängig  von  dem  Wechsel  in  der 
Person  seines  Besitzers.  Unsere  beiden  Rechtsbücher  erklären  nämlich 
übereinstimmend,3)  daß  der  griömaör,  der  einen  fremden  Hof  kauft, 
damit  nicht  nur  sofort  ein  selbständiges  Domizil  auf  diesem  erwirbt, 
welches  bezüglich  aller  Rechtssachen  maßgebend  wird,  welche  sich 
von  da  ab  zutrugen,  sondern  daß  er  damit  auch  die  ]nngvist  er- 
langt, wie  sie  bisher  für  den  Hof  begründet  gewesen  war  (ok  verör 
])ar  l)fngvist  hans,  sem  bü  er  äör  \  l)ingi) ;  unser  jüngeres  Rechtsbuch 
bemerkt  überdies  ausdrücklich,  was  sich  hiernach  im  Grunde  von 
selbst  versteht,  daß  dieselbe  Regel  auch  für  den  anderen  Fall  galt, 
da  ein  griömaör  einen  fremden  Hof  erbte  (ok  verör  hann  ])ar  i  [nngi, 
sem  hinn  var;  eigi  J)arf  hann  at  segjaz  ])angat).4)    Im  einen  wie  im 

1)  Konüngsbök,  81/136—37;  StaÖarh  ö  lsb  ö  k ,  242/272 — 73. 

2)  Konüngsbök,  83/140—41;  Staöarhölsbök,  246/278. 

3)  Konüngsbök,  81/138;  Staöarhölsbök,  243/274. 

4)  Staöarhölsbök,  243/276. 
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anderen  Falle  bedurfte  es  somit  keiner  besonderen  Erklärung,  um 
die  bisherige  Dingzuständigkeit  fortdauern  bzw.  vom  Vorgänger  auf 
den  Nachfolger  übergehen  zu  lassen;  wenn  demnach  eine  bereits  an- 
geführte Stelle  *)  den  Mann,  der  im  Frühjahre  einen  neuen  Haushalt 
gründet,  anweist,  sich  sofort  seinen  Goden  zu  wählen,  und  eine 
andere,  unten  noch  zu  besprechende  Stelle  2J  diese  Verpflichtung 
auch  auf  den  erstreckt,  der  einen  solchen  Haushalt  erst  später  be- 
gründet, so  kann  dies  nur  dahin  verstanden  werden,  daß  jene  Wahl 
dann  notwendig  sein  sollte,  wenn  entweder  ein  bisher  noch  gar 
nicht  existierender  Hof  neu  angelegt  wurde,  oder  bei  derivativem 
Erwerbe  eines  Hofes  die  für  diesen  bereits  begründete  Dingzuständig- 
keit von  dem  neuen  Erwerber  nicht  beibehalten  werden  wollte.  Wie 
nämlich  die  erste  Begründung  der  Jnngvist  auf  einer  freien  Über- 
einkunft des  Goden  mit  seinem  Dingmanne  beruhte,  so  konnte  die 
zwischen  beiden  bestehende  Verbindung  auch  jederzeit  durch  die 
freie  Willenserklärung  des  einen  oder  des  anderen  Teiles  wieder 
gelöst  werden,  und  es  konnte  somit  ebensowohl  der  Dingmann  dem 
Goden  beliebig  die  Verbindung  aufkündigen  (fcera  Jnngvist  sina; 
s  e  g  j  a  z  ö  r  ]m  n  g  i  oder  ö  r  J)  r  i  ö  j  ü  n  g  i  g  o  ö  a),  als  umgekehrt  der 
Gode  seinerseits  den  Dingmann  aus  seinem  Verbände  fortweisen 
(segja  ])ingmann  ä  brott  ör  Jnngi  viö"  sik);  nur  insoferne 
war  diese  Freiheit  in  Bezug  auf  die  Eingehung  und  die  Lösung  der 
Verbindung  beschränkt,  als  dabei  gewisse  Fristen  einzuhalten  und 
gewisse  Förmlichkeiten  zu  beobachten  waren,  was  beides  nur  in  dem 
Falle  wegfiel,  wenn  ein  Mann  von  Rechts  wegen  seine  Dingzuständig- 
keit verlor,  wenn  also  „segja  lög  mann  ä  brott". 3)  In  der  ersteren 
Beziehung  galt  nämlich  die  Regel:4)  „ef  maör  vill  fcera  Jnngvist  sma, 
ok  skal  hann  J)ö  sitja  um  skap]nng  3  kyrr,  värjnng  ok  aljnngi  ok 
leiö",  d.  h.  wer  seinen  bisherigen  Goden  verlassen  und  zu  einem 
anderen  übergehen  wollte,  mußte  noch  so  lange  in  seinem  bisherigen 
Verbände  verbleiben,  bis  die  nächsten  drei  großen  Dingversamm- 
lungen vorüber  waren.  Natürlich  wird  diese  Frist  von  dem  Zeit- 
punkte ab  gerechnet  werden  müssen,  in  welchem  der  Dingmann 
seinem  Goden  den  Verband  aufkündigt,  da  die  nicht  erklärte  Ab- 
sicht, dies  zu  tun,  doch  nicht  entscheiden  konnte;  ob  aber  das  Ab- 
warten der  nächsten  drei  Dingversammlungen  buchstäblich  zu  nehmen, 

*)  Konüngsbök,  81/136;  StaÖarhölsbök,  242/272. 

2)  Konüngsbök,  81/138;  StaÖarhölsbök,  243/274. 

3)  Konüngsbök,  83/141;  StaÖarhölsbök,  246/278. 

4)  Konüngsbök,  82/140;  StaÖarhölsbök,  245/277. 
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oder  ob  dasselbe  nur  als  eine  umschreibende  Bezeichnung  einer 
vollen  Jahresfrist  zu  verstehen  ist,  mag  hier  dahingestellt  bleiben,  da 
sich  für  die  eine  wie  für  die  andere  Auffassung  Gründe  anführen 
ließen.  Die  durch  obige  Bestimmung  gesetzte  Kündigungsfrist  scheint 
übrigens  für  den  Fall  nicht  gegolten  zu  haben,  da  ein  bisheriger 
griömaör  einen  Hof  kaufte  oder  erbte,  da  ihm  für  diesen  Fall  das 
Recht  zugestanden  wurde,  sofort  eine  andere  Jringvist  zu  wählen, 
wenn  er  wollte,  wiewohl  die  bisherige  für  den  Hof  fortgalt,  wenn 
er  dies  nicht  tat.  In  der  zweiten  Beziehung  aber  gelten  zunächst 
für  den  Eintritt  in  das  Ding  folgende  Regeln.  Der  Mann,  der,  wie 
dies  die  Regel  ist,  im  Frühjahre  seinen  Haushalt  gegründet,  kann, 
wenn  er  will,  bereits  am  värjnnge  sich  bei  dem  Goden  ins  Ding 
sagen,  obwohl  das  Frühlingsding  eine  oder  zwei  Wochen  vor  den 
Zugtagen  gehalten  wird;  er  kann  aber  auch  erst  am  Alldinge  sich 
ins  Ding  sagen,  nur  daß  dies  geschehen  sein  muß,  ehe  noch  die 
Gerichte  ihre  Tätigkeit  beginnen.1)  Doch  muß  der  Mann,  wenn  er 
seine  Erklärung  erst  am  Alldinge  abgeben  will,  schon  zuvor  im 
Frühjahre  den  Goden  davon  verständigt  haben,  daß  er  bei  ihm  ins 
Ding  treten  will;  hat  er  dies  unterlassen,  so  gilt  die  am  Alldinge 
abgegebene  Erklärung  selbstverständlich  nur  unter  der  Voraussetzung, 
daß  der  Gode  sie  gelten  lassen  will, 2)  und  überdies  trifft  ihn  eine 
Buße  von  drei  Mark,  weil  er  solchenfalls  bis  zum  Allding  keinerlei 
Dingzuständigkeit  gehabt  hat.3)  Die  Form  für  die  Abgabe  der  Er- 
klärung ist  aber  die,  daß  der  Mann  zuerst  den  Goden  befragt,  ob 
er  ihn  annehmen  will, 4)  sodann  aber  beide  Teile  sich  Zeugen  be- 
nennen und  vor  diesen  erklären,  daß  der  Mann  für  sich,  seine  Haus- 
leute, seinen  Hof  und  sein  Vermögen  bei  dem  Goden  ins  Ding 
treten  und  daß  dieser  ihn  in  seinen  Verband  aufnehme.5)  Der  Mann 
kann  aber  auch  die  ihm  obliegende  Erklärung  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten abgeben  lassen,6)  was  unter  Umständen  Schwierigkeiten 
zur  Folge  haben  kann;  einmal  nämlich  kann  es  vorkommen,  daß 
der  Bevollmächtigte  den  Mann  nicht  beim  Goden  ins  Ding  sagt, 
obwohl  er  dies  versprochen  hat,  und  wird  derselbe  solchenfalls  so- 
wohl zugunsten  des  Auftraggebers  als  zugunsten  des  Goden  mit  je 

*)  Konüngsbok,  81/136  —  37;  S  t  a  Ö  ar  h  6 1  s  b  ö  k  ,  242/272—73. 

2)  so  Konüngsbok,  81/137;  m  S  t  a  8  ar  h  ö  ls  b  6  k ,  242/273  ist  der  Ausdruck 
minder  deutlich. 

3)  StaÖarhölsbök,  243/276.  4)  ebenda,  242/273. 
5)  Konüngsbok,  81/137;  StaÖarhölsbök,  242/273. 
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drei  Mark  bußfällig,1)  wogegen  selbstverständlich  der  Auftraggeber 
selbst  straffrei  bleiben  muß;  sodann  aber  kann  es  auch  vorkommen, 
daß  der  Bevollmächtigte  den  Mann  bei  einem  anderen  Goden  ins 
Ding  sagt,  als  auf  welchen  sein  Auftrag  lautet,  und  in  diesem  Falle 
hat  der  Mann  die  Wahl,  ob  er  es  bei  der  erfolgten  Ansage  belassen 
oder  aber  bei  dem  anderen  Goden  ins  Ding  treten  will,  auf  den  sein 
Auftrag  gelautet  hatte,  nur  daß  er  letzterenfalls  sofort  nach  erlangter 
Kenntnis  von  dem  begangenen  Verstoße  hiervon  seinen  fünf  nächsten 
Nachbarn  Anzeige  zu  machen  hat,  und  solchenfalls  wird  dann  der 
Bevollmächtigte  sowohl  seinem  Auftraggeber  als  den  beiden  be- 
teiligten Goden  mit  je  drei  Mark  bußfällig. 2)  Nicht  minder  kann 
es  aber  auch  vorkommen,  daß  der  Gode,  der  einem  Manne  die  Auf- 
nahme in  sein  Godord  zugesagt  hat,  an  der  Dingversammlung,  an 
welcher  die  offizielle  Verkündigung  zu  erfolgen  hat,  sein  Godord 
nicht  selber  führt,  und  daß  derjenige,  welcher  mit  dessen  Führung 
betraut  ist,  jenen  nicht  als  Dingmann  annehmen  will;  solchenfalls 
soll  sich  der  Mann  dennoch  bei  ihm  ins  Ding  sagen,  und  ist  die 
von  ihm  dieserhalb  abgegebene  Erklärung  rechtsgültig.3)  Begründet 
der  Mann  aber  endlich  seinen  neuen  Hausstand  erst  nach  dem 
Schlüsse  des  Alldinges,  so  hat  er  sich  am  Herbstdinge  als  an  der 
nächsten  ordentlichen  Dingversammlung  ins  Ding  zu  sagen;4)  für 
die  Begründung  eines  neuen  Hausstandes  nach  dem  Schlüsse  der 
leiö  wird  dagegen  keine  Sorge  mehr  getragen,  vielleicht  weil  aus 
ökonomischen  Gründen  so  spät  im  Jahre  eine  neue  Haushaltung 
nicht  wohl  mehr  aufgetan  werden  konnte.  Andererseits  aber  hat 
der  Mann,  der  seinen  Goden  verlassen  will,  sich  ebenfalls  am  Ding 
von  ihm  loszusagen,  und  zwar  kann  dies  unter  allen  Umständen  am 
Alldinge  geschehen,  und  zwar  am  lögberg,  nachdem  die  Gerichts- 
sitzungen zu  Ende  sind;  hört  der  Gode  bei  der  Verkündigung  zu, 
so  bedarf  es  keiner  weiteren  Mitteilung  an  denselben,  wogegen  eine 
solche  nötig  ist,  wenn  der  Gode  bei  der  Verkündigung  nicht  an- 
wesend gewesen  ist.  Will  der  Mann  in  den  Dingverband  eines 
Goden  treten,  der  derselben  ]nngsökn  angehört  wie  der  Gode,  dem 
er  bisher  untergeben  war,  oder  doch  einer  Jnngsökn,  welche  an  der- 
selben Dingstätte  mit  jener  anderen  ihr  Ding  hält,  so  mag  die  Ver- 
kündigung auch  am  värjn'nge  vor  sich  gehen;  überdies  genügt  es 

1)  StaÖarhölsbök,  243/276. 

2)  Konüngsbök,  81/137  ;  StaÖarhölsbök,  243/273—74. 

3)  Konüngsbök,  81/137  ;  StaÖarhölsbök,  242/273. 

4)  Konüngsbök,  81/138;  StaÖarhölsbök,  243/274. 
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auch  unter  allen  Umständen,  wenn  man  dem  Goden  persönlich  vor 
beigezogenen  Zeugen  seinen  Austritt  erklärt,  nur  daß  man  in  diesem 
Falle  noch  an  demselben  Tage  seinen  Eintritt  in  ein  anderes  Godord 
anzeigen  muß. *)  Daß  in  diesem  letzteren  Falle  nicht  auch  noch 
eine  öffentliche  Anzeige  des  Austrittes  aus  dem  bisherigen  Godorde 
gefordert  wird,  kann  nicht  auffallen,  da  ja  die  Anzeige  des  Eintrittes 
in  ein  neues  Godord  die  Anzeige  des  Aufgebens  der  bisherigen  [Ding- 
vist  stillschweigend  ohnehin  schon  in  sich  begreift.  Auch  das  Auf- 
sagen der  bisherigen  ]nngvist  kann  man  übrigens  durch  einen  Be- 
vollmächtigten besorgen  lassen,  und  auch  für  diesen  Fall  wird  wieder 
die  Möglichkeit  erörtert,  daß  einer  einen  anderen  ohne  dessen  Auf- 
trag aus  dem  Ding  sagt;2)  der  betreffende  Dingmann  mag,  wenn 
er  will,  sich  bei  der  ohne  seinen  Auftrag  abgegebenen  Erklärung 
beruhigen  und  diese  durch  seine  stillschweigende  Genehmigung  gültig 
machen ;  er  kann  aber  nach  freiem  Ermessen  auch  vor  seinen  fünf 
nächsten  Nachbarn  erklären,  seine  alte  [nngvist  beibehalten  zu  wollen, 
und  solchenfalls  wird  der  unbefugte  Vertreter  ihm  selbst  sowohl  als 
dem  betreffenden  Goden  bußfällig.  Will  endlich  der  Gode  seiner- 
seits einen  Dingmann  aus  seinem  Dingverbande  wegweisen,  so  muß 
er  ihm  dies  mindestens  14  Tage  vor  dem  värjnnge  ankündigen;  doch 
kann  er  ihm  auch  am  värlnnge  selbst  aufsagen,  3)  damit  er  sich  um 
eine  andere  Jnngvist  umsehe;  aus  einem  nur  in  der  Staöarhölsbök 
enthaltenen  Zusätze  ist  dabei  zu  ersehen,  daß  die  Meinung  dieser, 
an  und  für  sich  etwas  dunkeln,  Vorschrift  folgende  war:  Der  Ding- 
mann, welchem  sein  Gode  aufgesagt  hatte,  mußte,  wenn  er  bei 
einem  sam])fngisgoöi  seines  bisherigen  Goden,  oder  doch  bei  einem 
Goden  eintrat,  welcher  mit  diesem  an  derselben  Dingstätte  Ding 
hielt,  sofort  am  värjnnge  seine  Jungvist  wechseln,  auch  wenn  ihm 
erst  hier  aufgesagt  worden  war,  falls  anders  der  bisherige  Gode  dies 
verlangte;  ließ  ihm  dieser  aber  längere  Frist,  oder  wollte  der  Ding- 
mann zu  einem  Goden  ins  Ding  treten,  welcher  an  einer  anderen 
Dingstätte  Ding  hielt,  so  brauchte  derselbe  erst  am  Alldinge  seine 
Dingzuständigkeit  zu  wechseln.  Im  einen  wie  im  anderen  Falle  liegt 
die  öffentliche  Verkündigung  des  Austrittes  aus  dem  bisherigen  und 
des  Eintrittes  in  das  neue  Godord  dem  Dingmanne  ob ;  nur  für  den 
Fall,  daß  derselbe  weder  am  Frühlingsdinge  noch  am  Alldinge  seinen 


1)  Konüngsbök,  83/140;  Staöarhölsbök,  245/277—78. 

2)  Konüngsbök,  83/140;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  245/278  und  243/274. 
8)  Konüngsbök,  83/141  ;  Staöarhölsbök,  247/278  —  78. 
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Austritt  erklärt,  soll  der  bisherige  Gode  berechtigt  sein,  nach  dem 
Schlüsse  der  Gerichtssitzungen,  aber  während  das  Ding  noch  bei- 
sammen ist  (at  häöum  dömum  ok  föstu  l>ingi),  d.  h.  vor  dem  Schlüsse 
des  Alldinges,  vom  lögberg  aus  die  Ausstoßung  des  Dingmannes  aus 
seinem  Godorde  seinerseits  bekanntzugeben.  Man  scheint  das  Ehr- 
gefühl des  Dingmannes  dadurch  zu  schonen  beabsichtigt  zu  haben, 
daß  man  zunächst  ihm  selber  anheimgab,  seinen  Austritt  aus  dem 
Godorde  zu  erklären,  und  den  Goden  nur  für  den  Fall  zur  öffent- 
lichen Ausstoßung  desselben  ermächtigte,  da  er  von  jener  Befugnis 
keinen  Gebrauch  machte.  —  Abgesehen  von  den  bisherigen  enthalten 
unsere  Rechtsbücher  allerdings  auch  noch  eine  Reihe  weiterer  Be- 
stimmungen, welche  sich  teils  auf  die  Jnngvist  von  Leuten  beziehen, 
welche  einen  mehrfachen  Haushalt  an  verschiedenen  Orten,  oder 
deren  umgekehrt  mehrere  nur  einen  gemeinsamen  Haushalt  besitzen, 
teils  auf  die  Jnngvist  von  Eheleuten,  sei  es  nun  mit  Rücksicht  auf 
den  Zeitpunkt  ihrer  Verehelichung,  oder  auch  mit  Rücksicht  auf  den 
Fall  ihrer  Scheidung ;  da  indessen  die  einschlägigen  Vorschriften  zu- 
gleich auch  auf  die  abhängige  Jnngvist  der  griömenn  einzugehen 
pflegen,  dürfte  deren  Erörterung  zweckmäßiger  erst  an  einem  späteren 
Orte  im  Zusammenhange  mit  der  Lehre  von  der  abhängigen  Jnngvist 
erfolgen. 

Es  ist  oben  bereits  erwähnt  worden,  daß  die  abhängige 
Dingzuständigkeit  der  griömenn  stets  dieselbe  sei  wie  die  selb- 
ständige Jnngvist  der  Bauern,  bei  welchen  sie  ihr  Domizil  genommen 
haben;  von  hier  aus  ergeben  sich  sehr  einfach  die  Regeln,  welche 
für  sie  entscheidend  sind.  Die  Wahl  seines  Domiziles  entscheidet 
beim  griömaör  schlechthin  über  dessen  Jnngvist,  da  das  Gesetz  diese 
ein  für  allemal  von  jenem  abhängig  macht,  und  mit  dem  Domizile 
geht  für  ihn  ohne  weiteres  auch  die  Jnngvist  verloren;  von  einem 
Ansagen  des  Eintrittes  und  Austrittes  in  und  aus  dem  Dingverbande 
ist  hiernach  bei  ihm  nicht  die  Rede,  und  wer  sein  Domizil  kennt, 
muß  auch  sofort  wissen,  nach  wessen  Jnngvist  sich  die  seinige  richtet. 
So  einfach  diese  Regeln  sind,  so  ergeben  sich  doch  unter  Umständen 
Schwierigkeiten  bezüglich  ihrer  Anwendung,  und  zwar  sind  es  gerade 
die  oben  zur  Erörterung  vorbehaltenen  Fälle,  in  welchen  sich  solche 
zeigen.  Zunächst  tritt  uns  dabei  wieder  die  gelegentlich  des  Heimats- 
wesens bereits  besprochene  Möglichkeit  entgegen,  daß  ein  und  der- 
selbe Mann  verschiedene  Höfe  zugleich  besitzt.1)  Liegen  die  sämtlichen 


x)  Konüngsbök,  81/138—39;  S  t  aÖ  ar  h  ö  lsb  ö  k ,  243/274—75. 


I(5q  Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 

Höfe  innerhalb  desselben  Landesviertels,  so  hat  die  Sache  bezüglich 
der  Jnngvist  keine  Schwierigkeit,  da  der  Besitzer,  gleichviel  auf 
welchem  derselben  er  domiziliere,  für  sich  und  seine  griömenn  die- 
selbe Jn'ngvist  haben  kann  und  wohl  auch  muß,  da  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  die  ausdrückliche  Vorschrift  verständlich  wird, x)  daß 
der  Bauer,  der  zu  seinem  bisherigen  Hofe  einen  zweiten  erbt,  dessen 
bisheriger  Besitzer  eine  andere  Jnngvist  (natürlich  in  demselben 
Viertel)  hatte  als  er  selbst,  für  sich  und  den  einen  seiner  Höfe  aus 
dem  bisherigen  Dinge  auszutreten  hat,  während  er  sich  in  das  andere 
nicht  eigens  einzusagen  braucht,  weil  dasselbe  als  ohnehin  für  ihn 
fortbestehend  erachtet  wird;  wenn  demnach,  wie  früher  schon  be- 
merkt, die  Frage  gesetzlich  erörtert  und  entschieden  wird,  auf  welchem 
der  verschiedenen  Höfe  der  Mann  als  domizilierend  zu  gelten  habe, 
so  hat  diese  Erörterung  und  Entscheidung  eben  nur  für  das  Heimat- 
wesen, nicht  für  die  Dingzuständigkeit  Wert.  Liegen  dagegen  die 
verschiedenen  Höfe  in  verschiedenen  Landesvierteln,  so  muß  der  Be- 
sitzer für  jeden  derselben  seine  besondere  [ungvist  begründen,  da  ja 
niemand  einem  Goden  untergeben  sein  kann,  der  einem  anderen 
Viertel  angehört  als  in  welchem  der  Mann  selber  wohnt,  und  gehört 
demnach  in  diesem  Falle  derselbe  Mann  verschiedenen  Goden  zu- 
gleich als  Dingmann  an.  Bezüglich  der  griömenn  aber  gilt  in  diesem 
Falle  die  Regel,  daß  ihr  Domizil  sowohl  als  ihre  Jnngvist  sich  nach 
dem  Hofe  zu  richten  hat,  für  welchen  sie  gedungen  und  auf  welchem 
sie  beschäftigt  sind ;  werden  sie  etwa  auf  beiden  Höfen  gleichmäßig 
verwendet,  was  ja  leicht  der  Fall  sein  kann,  wenn  beide  hart  an  der 
Viertelsgrenze  liegen,  so  hat  der  Bauer  im  Frühling,  d.  h.  doch  wTohl 
am  Frühlingsdinge,  anzusagen,  auf  welchem  der  beiden  Höfe  jeder 
einzelne  wohnhaft  und  darum  auch  dingfest  sein  solle,  widrigenfalls 
er  zu  befahren  hat,  daß  seine  Dienstboten  ebenso  wie  er  selbst  als 
auf  beiden  gleichmäßig  wohnhaft  und  dingfest  behandelt  werden. 
—  Zweitens  kommt  der  andere  Fall  in  Betracht,  da  umgekehrt 
mehrere  Männer  einen  gemeinsamen  Haushalt  begründen. 2)  Legen 
zwei  Bauern,  welche  vorher  getrennten  Haushalt  geführt  hatten,-  ihre 
Höfe  zusammen,  so  daß  sie  fortan  nur  noch  eine  einzige  Wirtschaft 
führen,  so  mögen  beide  nach  Belieben  entweder  nach  wie  vor  je 
ihre  besondere  (Dingvist  behalten,  oder  aber  eine  gemeinsame  an- 
nehmen, indem  der  eine  oder  andere  von  ihnen  unter  Beobachtung 


*)  StaÖarhölsbok,  243/276. 

2)  Konüngsbök,  81/138;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  243/274,  275  und  276. 
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der  oben  bereits  besprochenen  Förmlichkeiten  seine  bisherige  Ding- 
zuständigkeit aufgibt;  wenn  die  beiden  Höfe  verschiedener  Größe 
sind,  soll  der  Besitzer  des  kleineren  es  sein,  der  seine  frühere  [>ing- 
vist  aufzugeben  hat,  während  bei  gleicher  Größe  beider  die  freie 
Wahl  entschieden  zu  haben  scheint.  Daß  aber  auch  im  erstcren 
Falle  den '  beiden  nicht  verwehrt  werden  wollte,  je  bei  ihrer  ge- 
sonderten )nngvist  zu  verbleiben,  wenn  sie  wollten,  ergibt  sich  dar- 
aus, daß  selbst  in  dem  Falle,  da  ein  noch  gar  nicht  mit  eigenem 
Haushalte  angesessener  Mann  mit  einem  Bauern  gemeinsame  Wirt- 
schaft begründet,  zwar  im  Zweifel  angenommen  wird,  daß  er  sofort 
die  ])ingvist  dieses  letzteren  erwerbe,  aber  ihm  doch  ausdrücklich 
verstattet  wird,  sich  je  nach  Belieben  auch  eine  andere  zu  wählen.1) 
Freilich  hat  die  Wahl  einer  gemeinsamen  (ungvist  für  die  Genossen 
einen  großen  Vorteil,  soferne  sie  auf  deren  Grund  nur  ein  einfaches 
Jnngfararkaup  zu  entrichten  haben,2)  und  somit  doch  wohl  überhaupt 
bezüglich  der  rechtlichen  Vertretung  ihres  gemeinsamen  Hofes  nur 
für  eine  einzige  Person  gelten.  Zweifelhaft  bleibt  der  Sinn  einer 
letzten  Vorschrift.  Nach  der  Konüngsbök  soll  dann,  wenn  zwei  Be- 
sitzer ihre  Höfe  zusammenlegen,  von  denen  jeder  vorher  einem  an- 
deren Landesviertel  angehörte,  von  ihnen  ihren  Nachbarn  angezeigt 
werden,  welche  Dienstleute  als  jedem  von  ihnen  zugehörig  betrachtet 
werden  sollen;  wird  diese  Anzeige  nicht  gemacht,  so  soll  jeder 
Dienstbote  als  dem  Herrn  zugehörig  gelten,  dem  er  sich  durch 
Handschlag  verdungen  hat;  ist  ein  Handschlag  aber  nicht  gegeben 
und  genommen  worden,  so  hat  der  Kläger  die  Wahl,  bezüglich  aller 
Dienstleute  das  Gericht  des  einen  sowohl  als  des  anderen  Dingver- 
bandes anzugehen.  In  der  Staöarhölsbök  kehrt  sodann  die  gleiche 
Bestimmung  wieder,  nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  hier  anstatt  „i 
sinom  fjöröüngi"  geschrieben  steht  „i  sinom  ])riöjüngi",  also  das 
Godord  anstatt  des  Landesviertels  genannt  wird.  Für  die  Lesart  der 
Konüngsbök,  welche  auch  Finsen  vorzieht,  spricht  schon  der  Um- 
stand, daß  in  beiden  Rechtsbüchern  unmittelbar  vor  der  Stelle  der 
Fall  besprochen  wird,  da  jemand  mehrere  Höfe  in  einem  und  dem- 
selben Viertel,  und  unmittelbar  nachher  der  Fall,  da  jemand  mehrere 
Höfe  in  verschiedenen  Vierteln  besitzt,  wonach  auch  an  der  mittleren 
Stelle  eher  zu  erwarten  ist,  das  Viertel  als  das  Godord  genannt  zu 
sehen;  ferner  auch  der  weitere  Umstand,  daß  die  Stelle  eine  Ver- 
schiedenheit der  Dinggerichte  voraussetzt,  welchen  die  beiden  Ge- 


:)  Staöarhölsbök,  243/276.  2)  ebenda. 
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nossen  angehören,  was  vollkommen  zutrifft,  wenn  beide  verschiedenen 
Landesvierteln  angehören,  aber  keineswegs  die  notwendige  Folge 
davon  ist,  daß  dieselben  in  verschiedenen  Godorden  stehen,  indem 
ja  beide  derselben  [ringsökn  angehören,  wenn  ihre  beiden  Goden 
sam]:ungisgoöar  sind.  Die  Regel,  daß  kein  Gode  einen  Dingmann 
außerhalb  seines  eigenen  Landesviertels  haben  darf,  kann  jedenfalls 
nicht  gegen  diese  Lesung  angeführt  werden,  da  unter  dem  „leggja 
bü  sin  saman"  nicht  die  Begründung  einer  gemeinsamen  Wohnung 
zu  verstehen  ist,  sondern  nur  die  Begründung  einer  Gemeinschaft 
der  Güter,  welche  mit  getrenntem  Wohnen  ganz  wohl  vereinbar  ist,, 
und  überdies  nur  von  einem  früheren  Angehören  beider  Bauern 
zu  verschiedenen  Vierteln  gesprochen  wird,  also  die  Zeit  der  Ein- 
gehung der  Dienstverträge  für  maßgebend  erklärt  werden  will,, 
welche  als  eine  frühere  gedacht  ist  als  die  Zeit  der  Zusammenlegung 
der  Wirtschaften.  Bedenklich  bleibt  dagegen  allerdings,  daß  der  in 
der  Mitte  liegende  Fall  unbesprochen  bleibt,  da  die  beiden  Genossen 
zwar  demselben  Landesviertel,  aber  verschiedenen  Goden  angehören,, 
die  nicht  sam])mgisgoöar  sind,  während  doch  auch  für  diesen  Fall 
ganz  dieselben  Regeln  gelten  mußten,  wie  wenn  beide  in  verschie- 
denen Vierteln  wohnten;  indessen  erklärt  sich  das  Ubergehen  dieses 
Falles  aus  dem  Zusammenhange,  sowie  daraus,  daß  aus  dem  be- 
sprochenen Falle  die  für  den  unbesprochenen  gültigen  Regeln  sich 
einfach  herübernehmen  ließen.  —  An  letzter  Stelle  kommt  endlich  noch 
die  Jungvist  von  Eheleuten  in  Betracht. *)  Heiratet  ein  Bauer  eine 
Bäuerin,  so  ist  derselbe  berechtigt,  nach  freier  Wahl  sowohl  sie  zu 
sich  ins  Domizil  und  in  die  Dingzuständigkeit  zu  nehmen,  als  auch 
sich  ihrem  Domizile  und  ihrer  Dingzuständigkeit  anzuschließen,  nur 
hat  er  diesenfalls  at  eiginoröi,  d.  h.  bei  Eingehung  der  Ehe,  sich 
zu  erklären;  gibt  er  aber  keine  derartige  Erklärung  ab,  so  bleibt  es 
bezüglich  der  jringvist  beider  beim  alten.  Bezüglich  der  heimilisvist 
wird  für  diesen  letzteren  Fall  keine  Entscheidung  getroffen,  doch 
wohl  weil  als  selbstverständlich  galt,  daß  die  Frau  im  Zweifel  das 
Domizil  ihres  Mannes  zu  teilen  habe;  jedenfalls  richtet  sich  nach 
dem  Domizile  und  der  Jnngvist  jedes  der  beiden  Eheleute  auch  das 
Domizil  und  die  (nngvist  aller  unter  ihrer  Herrschaft  stehenden  Leute* 
Heiratet  ein  Bauer  ein  Weib,  welches  keinen  eigenen  Haushalt  be- 
sitzt, so  gewinnt  dieses  durch  den  Vollzug  der  Ehe  selbst  die  ])ing- 
vist  ihres  Mannes,  ohne  daß  es  dieserhalb  irgend  welcher  Verabredung 


x)  Konüngsbök,  81/139 ;  StaÖarb  ölsb  6k ,  243/275—76. 
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oder  Anzeige  bedürfte;  von  dem  Domizile  ist  auch  in  diesem  Falle 
wieder  nicht  die  Rede,  doch  wohl  aus  demselben  Grunde  wie  oben. 
Heiratet  ein  griömaör  eine  ansässige  Bäuerin,  so  kann  er,  wenn  er 
will,  ihr  Domizil  und  ihre  Dingzuständigkeit  annehmen;  da  dies  je- 
doch ausdrücklich  seinem  freien  Ermessen  anheimgestellt  wird,  ist 
klar,  daß  er  sie  ebensogut  auch  zu  sich  ins  Domizil  nehmen  konnte, 
soweit  dies  im  übrigen  die  Umstände  erlaubten,  oder  es  bezüglich 
der  beiderseitigen  Dingzuständigkeit  beim  alten  lassen  mochte.  Hei- 
ratet endlich  ein  griömaör  eine  griökona,  so  mag  der  Mann  bei  Ein- 
gehung der  Ehe  erklären,  die  Frau  an  seiner  ])ingvist  Anteil  nehmen 
zu  lassen ;  gibt  er  aber  eine  solche  Erklärung  nicht  ab,  so  bleibt  be- 
züglich der  ]3ingvist  beider  alles  beim  alten.  Stirbt  andererseits  ein 
verheirateter  Bauer,  so  mag  seine  Witwe,  wenn  sie  will,  innerhalb 
einer  1/j.tägigen  Frist  nach  seinem  Tode  vor  den  fünf  nächsten  Nach- 
barn erklären,  daß  sie  für  sich  und  für  alle  unter  ihrer  Herrschaft 
stehenden  Leute  fortan  ihre  Jnngvist  bei  ihrem  Geschlechtsvormunde 
(meö  lögräöanda  sinom)  haben  wolle;  dagegen  scheint  ihr  das  Do- 
mizil und  die  [jingvist  ihres  verstorbenen  Mannes  für  den  Fall  zu 
verbleiben,  daß  sie  diese  Erklärung  nicht,  oder  nicht  in  legaler  Frist 
und  Form  abgibt.  Wird  endlich  die  Ehe  durch  Scheidung  unter 
Lebenden  getrennt,  so  erhält  die  geschiedene  Frau  unter  allen  Um- 
ständen die  Jnngvist  ihres  Geschlechtsvormundes ;  sind  aber  der  Ge- 
schlechtsvormünder mehrere,  so  hat  sie  die  Wahl,  bei  welchem  unter 
ihnen  sie  ihre  Jnngvist  haben  will. 

Ganz  eigentümlich  gestaltet  sich  nun  aber  die  Frage  nach  der 
[nngvist  bei  den  Goden.  In  dem  regelmäßigen  Falle  freilich,  da 
der  Gode  seinen  selbständigen  Haushalt  innerhalb  des  Landesviertels 
hat,  welchem  sein  Godord  angehört,  erledigt  sie  sich  sehr  einfach;, 
der  Gode  gehört  nämlich  solchenfalls  seinem  eigenen  Godorde  und 
Dingbezirke  an,  und  man  sagt  von  ihm,  er  sei  „1  Jnngi  meö  ser". 
Nimmt  ferner  der  Gode,  unter  Aufgebung  seines  eigenen  Haushaltes,, 
bei  einem  Bauern  Domizil,  der  zu  seinen  eigenen  Dingleuten  gehört 
so  bleibt  er  gleichfalls  bei  sich  selber  im  Ding,1)  da  er  ja  auch  dann 
an  kein  anderes  Godord  gewiesen  werden  könnte,  wenn  man  die 
fungvist  seines  Domizilgebers  als  für  ihn  maßgebend  betrachten 
wollte.  Nimmt  dagegen  ein  Gode  sein  Domizil  bei  dem  Dingmanne 
eines  anderen  Goden,  so  verliert  er  dadurch  grundsätzlich  seine  selb- 
ständige ])ingvist  und  muß  die  seines  Hauswirtes  annehmen  wie 


l)  Konüngsbök,  81/137;  S  ta  ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k ,  243/274. 


1 1 


i64 


Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 


jeder  andere  griömaör;  aber  er  wird  auch  sofort  von  der  Verwaltung 
seines  Godordes  suspendiert  und  muß  dessen  Führung  sofort  einem 
anderen  übertragen,  wenn  er  sich  nicht  eine  Geldbuße  von  drei 
Mark  und  den  Verlust  seines  Godordes  zuziehen  will.  Doch  eröffnet 
das  Gesetz  in  diesem  Falle  noch  einen  Ausweg.  Besäße  der  Gode, 
welcher  in  dem  Hause  eines  fremden  Dingmannes  Domizil  genommen 
hat,  daneben  noch  einen  eigenen  Hof,  so  würde  ihm  ja  das  Wohnen 
im  fremden  Hause  nicht  präjudizieren ;  läßt  sich  also  einer  seiner 
eigenen  Dingleute  dazu  herbei,  ihm  einen  Anteil  an  seinem  eigenen 
Hauswesen  einzuräumen,  so  muß  auch  dies  genügen,  um  dem  Goden 
seine  eigene  Jnngvist  zu  retten,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  dieser 
zu  den  Kosten  der  angeblich  gemeinsamen  Wirtschaft  gar  keinen 
Zuschuß  leistet;  nur  wird  eine  öffentliche  Bekanntgabe  des  Sach- 
verhaltes am  Frühlingsdinge  gefordert.1)  So  nach  der  Staöarhölsbök, 
wogegen  nach  der  Konüngsbök  von  einem  Anteile  des  Goden  an 
dem  Haushalte  des  fremden  Dingmannes  die  Rede  ist,  bei  welchem 
er  wohnt;  juristisch  korrekt  sind  die  nach  beiden  Lesarten  sich  er- 
gebenden Entscheidungen,  da  ja  der  Gode,  der  Teilhaber  an  dem 
Haushalte  ist,  in  dem  er  wohnt,  bei  sich  selber  wohnt,  und  ist  eben 
darum  die  Lesart  der  Konüngsbök  als  die  einfachere  vorzuziehen. 
Ganz  folgerichtig  wird  übrigens  auch  noch  speziell  für  den  Fall,  da 
ein  Godord  geteilt  ist  und  somit  ein  Wechsel  bezüglich  seiner  Füh- 
rung unter  den  Teilnehmern  einzutreten  hat,  bemerkt, 2)  daß  ein 
Teilhaber,  welcher  bei  einem  fremden  Dingmanne  domiziliert,  wäh- 
rend der  Dauer  dieses  seines  Domiziles  zur  Führung  der  Würde 
nicht  zugelassen  werden  dürfe.  Endlich  ist  auch  noch  einer  Mög- 
lichkeit zu  erwähnen,  welche  allerdings  in  den  Rechtsbüchern  nicht 
ausdrücklich  besprochen  wird,  des  Falles  nämlich,  daß  ein  Gode 
zwar  einen  selbständigen  Haushalt  hat,  aber  außerhalb  des  Landes- 
viertels, welchem  sein  Godord  angehört.  Nicht  bloß  wenn  er  außer 
Landes  ging,  sondern  auch  wenn  er  nur  sein  Landesviertel  auf  längere 
Zeit  verließ,  mußte  nämlich  der  Gode  die  Führung  seines  Godordes 
einem  Stellvertreter  übertragen;3)  damit  ist  aber  denn  doch  von 
selbst  gesagt,  daß  die  gleiche  Verpflichtung  insbesondere  auch  für 
den  Fall  galt,  wenn  ein  Gode  sich  bleibend  entschloß,  seinen  Wohn- 
sitz in  einem  fremden  Landesviertel  zu  nehmen.  —  Zum  Schlüsse 
mag  hier  noch  auf  eine  Erzählung  der  Njäla  eingegangen  werden, 


l)  Konüngsbök,  81/137—38;  Staöarhölsbök,  243/274. 
2J  Konüngsbök,  84/141.  3)  ebenda. 
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welche  speziell  auf  die  Lehre  von  der  (nngvist  der  Coden  Bezug 
hat.1)  An  dem  Alldinge,  an  welchem  die  Klage  wegen  der  Njäls- 
brenna  verhandelt  wurde  (um  das  Jahr  10 12),  riet  der  rechtskundige 
Eyjölfr  Bölverksson  nach  erfolgter  Verkündigung  der  Klage  (Irsing) 
dem  Hauptbeklagtcn,  Flosi  I)öröarson,2)  er  solle  sein  Godord  seinem 
Bruder  porgeirr  übertragen  und  sich  selber  bei  dem  ihm  befreundeten 
Goden  Äskell  porketilsson  im  Reykjadalr  ins  Ding  sagen;  vielleicht, 
meint  er,  würden  die  Gegner  hiervon  nichts  erfahren,  ihre  Klage  an 
das  Viertelsgericht  der  Ostländer  statt  an  das  der  Nordländer  bringen 
und  infolgedessen  sachfällig  werden.  Der  Rat  wird  befolgt  und  die 
Übertragung  des  Godordes  sowohl  als  der  Wechsel  des  Dingver- 
bandes strengstens  geheimgehalten;  die  Klagsache  wird  demzufolge 
wirklich  im  Austfiröingadömr  verhandelt,  und  erst  als  in  diesem  die 
Verurteilung  der  Beklagten  unvermeidlich  erscheint,  treten  diese  mit 
der  Einrede  der  Inkompetenz  des  Gerichtes  hervor  und  legen  gegen 
die  Fällung  eines  Erkenntnisses  in  demselben  Protest  ein.3)  Als  der, 
krankheitshalber  nicht  im  Gerichte  anwesende  Rechtsbeistand  der 
Klagspartei,  f)örhallr  Asgrimsson,  dieses  Vorgehen  der  Gegner  er- 
fährt, meint  er,  nur  infolge  seiner  Abwesenheit  habe  die  Sache  so 
schief  gehen  können,  und  durchschaut  sofort  den  Plan  der  Gegner, 
die  Sache  im  Viertelsgerichte  zu  keinem  gültigen  Spruche  kommen 
zu  lassen  und  sodann  seiner  Partei  mittels  einer  Klage  beim  fünften 
Gericht  wegen  widerrechtlicher  Sachführung  zu  Leibe  zu  rücken; 
er  sucht  aber  dieser  dadurch  zu  helfen,  daß  er  sie  anweist,  noch  vor 
den  Gegnern  auch  ihrerseits  das  fünfte  Gericht  anzugehen,  und  zwar 
nicht  nur  mit  einer  Klage  wegen  Bestechung  ihres  eigenen  Rechts- 
beistandes, sondern  auch  noch  mit  einer  zweiten,  wegen  böswilligen 
Vorführens  von  Zeugen  im  Viertelsgerichte,  welche  für  die  Ent- 
scheidung der  Rechtssache  ohne  alle  Bedeutung  gewesen  wären. 4) 
Allerdings  wurde  der  Spruch  des  fünften  Gerichtes  infolge  eines 
formellen  Verstoßes  nichtig,  indem  die  Klagspartei  denselben  irr- 
tümlich von  42  Richtern  statt  von  36  hatte  fällen  lassen;5)  aber 
doch  war  derselbe  sichtlich  zugunsten  der  Klagspartei  ausgefallen 
und  damit  die  Unzulässigkeit  des  von  den  Beklagten  eingeschlagenen 
Verfahrens  seitens  der  Richter  anerkannt  worden.    In  der  Tat  zeigt 


1)  vgl.  Karl  Lehmann  und  Hans  Schnorr  von  Carolsfeld,  Die  Njäls- 
saga,  S.  108—9. 

2)  Njäla,  141/761—  62.  3)  ebenda,  143/790—92. 
4)  ebenda,  144/793—95-  5)  ebenda,  144/803—4. 
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die  Vergleichung  der  einschlägigen  Vorschriften  unserer  Rechts- 
bücher, daß  pörhallr  und  nicht  Eyjölfr  den  korrekten  und  legalen 
Standpunkt  in  der  Sache  einnahm.  Vollkommen  in  der  Ordnung 
war  freilich,  daß  Flosi,  ehe  er  sich  zum  Dingmanne  eines  anderen 
Goden  machte,  die  Führung  seines  eigenen  Godordes  einem  Stell- 
vertreter übergab;  ebensowenig  kann  ferner  auch  einem  Zweifel 
unterliegen,  daß  ihm  der  Übertritt  in  ein  fremdes  Godord  voll- 
kommen freistand,  und  seine  Unterwerfung  unter  einen  nordländi- 
schen  Goden,  während  sein  Hof  zu  Svmafell  sowohl  als  sein  zum 
Skaptafellsjnnge  gehöriges  Godord  ihn  vorher  zum  Ostländer  ge- 
macht hatten,  an  und  für  sich  eine  Veränderung  in  seinem  Gerichts- 
stande bewirken  mußte.  Nicht  minder  ist  aber  auch  richtig,  daß 
der  Wechsel  der  ]nngvist,  um  rechtlich  wirksam  zu  werden,  einer 
öffentlichen  Bekanntgabe  bedurfte.  Allerdings  sprechen  die  Rechts- 
bücher gelegentlich  des  Eintrittes  ins  Ding  nur  von  der  Abgabe  der 
Erklärung  am  Ding,  was  dem  Zweifel  Raum  geben  könnte,  daß 
diese  hier  privatim  erfolgen  könnte ;  aber  bezüglich  des  Austrittes 
aus  dem  Ding,  möge  dieser  nun  durch  den  Goden  oder  durch  den 
Dingmann  veranlaßt  sein,  schreiben  sie  ausdrücklich  die  Verkündigung 
vom  lögberg  aus,  soweit  solcher  am  Alldinge  zu  erklären  ist,  und 
damit  ist  eo  ipso  das  gleiche  Verhalten  auch  für  den  Eintritt  ins 
Ding  geboten.  In  unserem  Falle  war  aber  nicht  nur  die  Bekannt- 
machung unterlassen,  sondern  umgekehrt  sogar  alles  getan  worden, 
um  den  Wechsel  der  jnngvist  möglichst  geheim  zu  halten,  und  schon 
aus  diesem  Grunde  mußte  dieser  somit  ungültig  sein.  Überdies 
mußte,  wie  oben  bereits  bemerkt,  derjenige,  der  seine  ])ingvist 
wechseln  wollte,  noch  während  der  drei  nächsten  Dingversammlungen 
seine  bisherige  ])ingvist  beibehalten,  so  daß  auch  von  hier  aus  des 
Flosi  Erklärung  zunächst  unwirksam  bleiben  mußte.  Auch  gilt  die 
Regel,  daß  für  die  ganze  Sachführung  die  ])ingvist  des  Beklagten 
maßgebend  blieb,  wie  sie  zur  Zeit  der  Ladung  oder  ersten  lysing 
der  Klage  beschaffen  war,  ohne  daß  spätere  Veränderungen,  welche 
sich  in  Bezug  auf  dieselbe  ergaben,  irgendwie  berücksichtigt  wurden ;  *) 
in  unserem  Falle  aber  hatte  Flosi  erst  lange  nach  der  Ladung  und 
lysing  seine  Jnngvist  gewechselt,  und  mußte  somit  deren  Wechsel 
für  die  bereits  anhängige  Sache  völlig  wirkungslos  bleiben.  Endlich 
durfte  bekanntlich  auch  kein  Gode  ohne  besondere  Genehmigung 
der  lögretta  einen  Dingmann   annehmen,  der  in   einem  anderen 


*)  Konüngsbök,  22/41  und  42. 


§  7-    Die  Standcsvcrhältnissc. 


Landesviertel  wohnte,  als  zu  welchem  sein  Godord  gehörte;  eine 
solche  Genehmigung  war  aber  weder  erbeten  noch  erteilt  worden, 
während  doch  Flosi  sein  Domizil  nicht  nach  dem  Nordlande  verlegt 
hatte,  und  war  demnach  auch  aus  diesem  Grunde  der  Wechsel  seiner 
Jnngvist  ungültig.  So  bestechend  demnach  die  von  Eyjölfr  erhobene 
Einrede  auf.  den  ersten  Blick  erscheinen  mochte,  so  war  doch  [>ör- 
hallr  vollkommen  im  Rechte,  wenn  er  erklärte,  daß  derselbe  bei 
richtiger  Sachführung  schon  im  Viertelsgerichte  hätte  zurückgewiesen 
werden  müssen,  und  wenn  er  die  am  fünften  Gerichte  eingereichte 
Klage  auf  die  Behauptung  stützte,  daß  jede  Beweisführung,  welche 
sich  auf  den  behaupteten  Wechsel  der  ]nngvist  des  Flosi  bezog,  für 
die  vorliegende  Rechtssache  gänzlich  irrelevant,  und  als  lediglich 
zum  Zwecke  einer  Rechtsverdrehung  vorgeführt  zu  erachten  sei. 


§  7.    Die  Standesverhältnisse. 

Die  Standesverhältnisse  sind  auf  Island  ungemein  einfach  ge- 
staltet, was  um  so  mehr  auffällt,  als  dieselben  in  Norwegen  umge- 
kehrt eine  ganz  besonders  verwickelte  Beschaffenheit  zeigen.  Hier 
wie  dort  finden  wir  freilich  als  obersten  Gegensatz  den  der  freien  und 
unfreien  Leute  durchgeführt,  und  hier  wie  dort  reihen  sich  einer- 
seits die  Schuldknechte  als  in  ihren  Freiheitsrechten  suspendierte 
Leute  an  die  Unfreien  an,  während  andererseits  die  Freige- 
lassenen einen  Ubergang  von  diesen  zu  den  Freien  bilden. 
Aber  innerhalb  der  Klasse  der  freien  Leute  besteht  auf  der  Insel 
kein  weiterer  Standesunterschied  mehr,  wenn  die  soziale  Stellung 
derselben  eine  vielfach  verschiedene  ist,  und  in  einzelnen  Beziehungen 
auch  vom  Rechte  eine  Verschiedenheit  der  Berechtigung  und  der 
Befähigung  zu  gewissen  Funktionen  durchgeführt  wird;  selbst  die 
Godengeschlechter,  welche  doch  tatsächlich  die  regierende 
Aristokratie  der  Insel  bilden,  sind  keineswegs  mit  Standesvorrechten 
ausgestattet  und  zu  einem  eigenen  Stande  abgeschlossen.  So 
aristokratisch  der  isländische  Staat  auch  gestaltet  war,  so  demo- 
kratisch blieb  doch  die  Gliederung  des  Volkes  in  Stände  beschaffen. 

Was  nun  zunächst  die  unfreien  Leute  betrifft,  so  brauchen 
die  Rechtsquellen  für  sie  als  regelmäßige  technische  Bezeichnung 
die  Ausdrücke  ])raell  und  ambätt.  Der  erstere,  nur  für  das  männ- 
liche Geschlecht  verwendete  Ausdruck  kommt  außer  im  Nordischen 
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nur  noch  im  Angelsächsischen  vor,  und  zwar  hier  doch  wohl  nur 
aus  dem  Nordischen  entlehnt;1)  der  letztere,  nur  für  das  weibliche 
Geschlecht  übliche  ist  dagegen  allen  germanischen  Dialekten  gleich- 
mäßig eigen  und  wenig  Gewicht  darauf  zu  legen,  daß  derselbe  zu- 
meist den  Diener  im  allgemeinen,  ohne  besondere  Beziehung  auf 
die  Unfreiheit  bezeichnet,  wie  denn  bereits  Wulfila  andbahts  nur  für 
den  freien  Diener  (öidzovog,  V7trtQ€Trjg  u.  dgl.)  verwendet,  wogegen  er 
den  unfreien  (SovXog)  als  Jievis  oder  skalks  bezeichnet.  Die  Ausdrücke 
])yr  und  J)y  für  die  Unfreien  beiderlei  Geschlechts  werden  in  der 
Rechtssprache  nur  ausnahmsweise  noch  verwendet;  doch  nennt  das 
Formular  einer  griösetning  einmal  „l)yjar  ok  ^raelar",  2)  und  die  Zu- 
sammensetzung „jiyborinn  sonr"  hat  sogar  technische  Geltung  für 
den  Sohn  einer  Sklavin  gewonnen.  Dagegen  wird  man,  oder  noch 
emphatischer  manns  man,  sehr  häufig  für  die  Unfreien  beiderlei 
Geschlechts  gebraucht,  und  weist  die  neutrale  Form  gegenüber  dem 
masculinum  maör  sehr  nachdrücklich  auf  die  eigentümliche  Lage  der 
Unfreien  hin.  Dasselbe  gilt  von  den  Ausdrücken  änauö,  d.  h. 
Zwangszustand,  und  änauöugr  maör,  d.  h.  im  Zwangszustande 
begriffener  Mensch,  mit  welchen  die  Sklaverei  und  die  Sklaven  oft 
genug  bezeichnet  werden;  milderer  Art  ist  dagegen  der  Ausdruck 
sv ein n,  welcher  ursprünglich  nur  den  Knaben  ohne  alle  Rücksicht 
auf  den  Stand,  und  erst  hinterher,  wie  puer  oder  Knappe,  den  freien 
wie  unfreien  Diener  als  solchen  bezeichnet,  dann  der  Ausdruck  hjü, 
hjün  oder  hjön,  welcher  an  sich  nur  die  Hausgenossen  als  solche 
bezeichnet  und  darum  ganz  allgemein  auch  für  Eheleute,  dann  für 
die  freie  Hausdienerschaft  gebraucht  wird,  u.  dgl.  m.  —  Die  recht- 
liche Lage  der  Unfreien,  welche  zum  Teil  schon  durch  diese  Ter- 
minologien angedeutet  wird,  läßt  sich  einfach  dahin  bestimmen,  daß 
ihnen  jede  Anerkennung  ihrer  Persönlichkeit  fehlt,  also  das,  was  man 
im  Norden  mannhelgi  nannte;  eine  Folge  hiervon  ist  aber  die,  daß 
für  Verletzungen  derselben  weder  Wergeid  noch  Buße  gegeben,  viel- 
mehr nur  ihrem  Herrn  als  solchem  ein  Schadenersatz  geleistet  wird, 
daß  sie  keinerlei  eigenes  Vermögen  besitzen  können,  da  ihnen  auch 
in  vermögensrechtlicher  Hinsicht  aller  und  jeder  eigene  Rechtsschutz 
abging,  daß  sie  endlich  dem  Rechte  eines  anderen  völlig  ebensogut 
unterworfen  werden  und  bleiben  konnten,  wie  jede  andere  Sache, 
da  ihnen  ja  gegen  eine  beliebige  Okkupation  jeder  Schutz  fehlte. 


1)  vgl.  R.  Schmid,  h.  v. ;  Steenstrup,  Normannerne,  IV,  S.  ioo — ioi. 

2)  Grettla,  73/165.  . 
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Vollkommen  folgerichtig  sind  freilich  diese  Grundsätze  im  isländischen 
Rechte,  so  wie  es  uns  vorliegt,  nicht  durchgeführt;  aber  sie  liegen 
doch  durchgängig  dessen  Bestimmungen  zugrunde,  und  was  sich  in 
ihrer  Durchführung  an  Unregelmäßigkeiten  ergibt,  erweist  sich  ganz 
deutlich  entweder  als  spätere  unorganische  Milderung  der  ursprüng- 
lichen Härte,  oder  doch  als  eine  ganz  vereinzelte  Folge  der  prin- 
zipiellen Unnatur  des  ganzen  Institutes  der  Sklaverei.  So  bestrafen 
denn  unsere  Rechtsbücher  ')  die  Tötung  eines  fremden  Unfreien 
(hyvfg)  zwar  mit  der  Landesverweisung,  wenn  auch  nicht  mit  dem 
Waldgange,  wie  solcher  auf  der  Tötung  eines  Freien  stand;  aber 
auch  die  schwere  Beschädigung  von  Pferden  zieht  die  gleiche  Strafe 
nach  sich, 2)  und  daß  wirklich  nur  die  Rücksicht  auf  den  Herrn, 
nicht  die  auf  den  Unfreien  selbst  für  die  Vorschrift  maßgebend  war, 
zeigt  sich  sehr  deutlich  darin,  daß  unsere  Rechtsbücher  aus  dem 
Vermögen  des  Verwiesenen  dem  Herrn  des  Getöteten  den  vollen 
Ersatz  seines  Wertes  zusprechen,  wie  dieser  durch  die  eidliche 
Schätzung  von  fünf  Nachbarn  festgestellt  wird.  Geschichtliche 
Quellen  berichten  sogar,  daß  in  der  älteren  Zeit  die  Klage  auf 
Landesverweisung  dadurch  völlig  ausgeschlossen  werden  konnte,  daß 
der  Totschläger  innerhalb  dreier  Tage  nach  der  Tat  dem  Herrn  die 
Zahlung  für  den  Sklaven  Qiraelsgjöld)  überbrachte,  welche  ein  für 
allemal  auf  zwölf  Unzen  Silber  festgesetzt  war,  3)  auf  einen  Betrag 
also,  welcher  auch  sonst  wohl  als  Zahlung  für  einen  getöteten  Un- 
freien erwähnt,4)  und  darum  als  ])raelsgjöld,  oder  noch  bestimmter 
als  der  gewöhnliche  Preis  eines  mittelguten  Sklaven  (meöal])raeli) 
bezeichnet  werden  mag, 5)  während  allerdings  je  nach  Umständen 
Unfreie  auch  wohl  teurer  sowohl  als  billiger  verkauft  werden  konnten. 
Wir  sehen  einmal  einen  besonders  starken  und  tüchtigen  Sklaven 
um  drei  Mark,  also  den  doppelten  Durchschnittspreis  verkauft,6)  oder 
eine  bestimmte  Sklavin  zu  drei  Mark  ausgeboten,  während  derselbe  Ver- 
käufer elf  andere  Stück  für  Stück  um  eine  Mark  geben  will,7)  und 
wenn  zwar  der  Verkauf  der  Ingjöldr  fagrkinn  um  drei  und  sechs  Silber- 
hunderte in  Dänemark  und  Schweden  wenig  glaubhaft  ist,8)  so  darf 


1)  Konüngsbök,  111/190;  StaÖarhölsbök,  379/395. 

2)  Konüngsbök,  164/65;  StaÖarhölsbök,  215/247  —  48. 

3)  Eyrbyggja,  43/79,  vgl.  44/81;  Eigla,  85/215. 

4)  Eyrbyggja,  31/36;  Njäla,  36/143;  37/154  und  38/156,  161  und  163,  wo 
wie  in  37/151,  der  Betrag  als  braelsgjöld  bezeichnet  wird 

5)  Eigla,  84212.  6)  ang.  ü.  7)  Laxdoela,  12/30. 
8)  Svarfdoela,  26/184—85  und  28/188. 
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doch  die  Zahlung  von  drei  Mark,  welche  dem  Karl  als  Buße  für 
seinen  erschlagenen  Vater  angeboten  wird, x)  sicherlich  unter  den 
Gesichtspunkt  der  ]:>r3elsgjöld  gestellt  werden.  In  Norwegen  und 
Schweden  scheinen  drei  Mark  der  regelmäßige  Preis  für  Unfreie  ge- 
wesen zu  sein, 2)  und  auch  auf  Island  scheint  deren  Wert  mit  der 
Zeit  gestiegen  zu  sein,  da  unsere  Rechtsbücher  schon  den  Beischlaf 
mit  einer  Unfreien  mit  einer  Buße  von  drei  Mark  bedrohen,3)  welche 
Summe,  wenn  auch  in  lögaurar  berechnet,  doch  immer  noch  zu 
hoch  wäre  im  Vergleiche  mit  einem  Werte  von  nur  i1/^,  Mark.  Wie 
dem  aber  auch  sei,  so  ist  doch  vollkommen  folgerichtig,  wenn  das 
Landrecht  die  Tötung  eines  Unfreien  durch  seinen  eigenen  Herrn 
nur  in  dem  einzigen  Falle  bestraft,  wenn  die  Tat  an  einem  gesetzlich 
gebotenen  Festtage  oder  während  der  langen  Fasten  begangen  und 
überdies  durch  keinerlei  schwere  Verschuldung  des  Sklaven  selber 
veranlaßt  worden  ist, 4)  also  in  einem  Falle,  in  welchem  nicht  die 
Rücksicht  auf  den  Unfreien  selbst,  sondern  nur  die  Rücksicht  auf 
den  Kirchenfrieden  und  auf  die  Gebote  der  Kirche  bestimmend  ge- 
worden ist,  welche  ja  auch  im  Unfreien  den  Christen  achtete.  Auch 
sogar  auf  die  nächsten  Angehörigen  des  Herrn  dehnt  sich  diese 
Straflosigkeit  wenigstens  insoweit  aus,  als  diesen  für  den  von  ihnen 
begangenen  Totschlag  keine  Landesverweisung  droht,  wenn  sie  auch 
für  den  getöteten  Sklaven  Ersatz  zu  leisten  haben. 5)  Auch  das  ist 
vollkommen  folgerichtig,  daß  unser  jüngeres  Rechtsbuch  wegen 
Körperverletzungen,  welche  Unfreie  einander  zufügen,  nur  unter  der 
Voraussetzung  eine  Klage  zuläßt, 6)  daß  dieselben  verschiedenen 
Herren  angehören,  wogegen  in  dem  anderen  Falle,  da  dieselben 
einen  und  denselben  Herrn  haben,  diesem  überlassen  bleibt,  ob  und 
wie  er  den  Schuldigen  bestrafen  will.  Dieselben  Grundsätze  müssen 
natürlich  auch  bei  geringeren  Körperverletzungen,  sowie  bei  Fleisches- 
vergehen zur  Anwendung  kommen ; 7)  auch  in  solchen  Fällen  wird 
demnach,  wenn  ein  Fremder  die  Tat  begangen  hat,  dem  Herrn  eine 


*)  S  varfdoel  a,  23/178. 

2)  vgl.  Gjessing,  in  den  Annaler,  1862,  S.  123 — 25. 

3)  Konüngsbök,  15648;  StaÖarhölsbök,  145/177. 

4)  Konüngsbök,  111/191;  StaÖarhölsbök,  379/396. 

r>j  Konüngsbök,  1 1 1/190  ;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  379/395,  hier  in  nicht  un- 
wesentlich anderer  Fassung. 

6)  StaÖarhölsbök, 379/397. 

7j  Konüngsbök,  111/191  und  156/48;  StaÖarhölsbök,  379/396  und 
145/177. 
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Buße  und  je  nach  Umständen  Schadenersatz  zu  leisten  sein,  wog 
die  vom  Herrn  selbst  verübte  Tat  in  keiner  Weise  strafbar  erschien. 
Aber  freilich  kennen  unsere  Rechtsbücher  auch  Ausnahmen  von  den 
bisher  erörterten  Grundsätzen.  Auch  des  Unfreien  Tötung  führt 
dann  zum  Waldgange,  wenn  er  in  Verteidigung  seines  Herrn  ge- 
fallen ist, x)  -und  von  den  Bußen,  welche  für  seine  Körperverletzung 
gezahlt  werden,  erhält  der  Unfreie  selbst  1jZi  wogegen  die  übrigen 
2/3  seinem  Herrn  zufallen; 2)  wenn  ferner  Unfreie  einander  umbringen, 
werden  von  der  beiderseitigen  Verwandtschaft  Wergelder  gegeben 
und  genommen  wie  bei  Freien,  nur  in  weit  geringerem  Betrage 
(f)raelbaugar).3)  Auch  die  Ehe  des  Unfreien  wird  als  solche  anerkannt 
und  ihm  ebenso  wie  dem  Freien  das  Recht  eingeräumt,  den  Ehe- 
bruch blutig  zu  rächen;4)  wenn  aber  unsere  Rechtsbücher  dabei  be- 
merken, der  Unfreie  habe  insoweit  mehr  Recht  als  der  Freie,  da 
dieser  wegen  einer  Unfreien  keinen  Totschlag  begehen  dürfe,  wie- 
wohl sie  seine  Frau  sei,  so  beruht  dieser  juristische  Witz  auf  einem 
Spiele  mit  dem  Doppelsinne  des  Wortes  „hans  kona",  und  darf  daraus 
nicht  auf  die  Zulässigkeit  einer  rechtmäßigen  Ehe  zwischen  Freien 
und  Unfreien  geschlossen  werden;  wenn  die  Staöarhölsbök  an  einer 
Stelle  von  einem  „kaupa  ser  ambätt  til  eiginkonu"  spricht,  setzt 
dafür  die  Konüngsbök  „til  karnaöar  ser", 5)  und  auch  die  erstere 
Wrortfassung  schließt  eine  vorgängige  Freilassung  nicht  aus.  Die 
Anerkennung  der  Ehe  des  Unfreien  mag  auf  den  Einfluß  der  Kirche 
zurückzuführen  sein,  welche  ja  stets  für  die  Heiligkeit  des  Ehebandes 
eintrat;  dagegen  steht  die  Sache  wenigstens  teilweise  anders,  wenn 
man  die  Haftbarkeit  der  Unfreien  auf  strafrechtlichem  Gebiete  ins 
Auge  faßt.  Daß  freilich  die  Unfreien  ebensogut  wie  die  Freien  an 
die  kirchlichen  Gebote,  wie  z.  B.  die  Heiligung  der  Festtage,  °)  ge- 
bunden sind,  ist  kirchlichen  Rechtens;  aber  wenn  dem  Herrn  eines 
Unfreien,  welcher  einen  anderen  Unfreien  getötet  hat,  die  Wahl  ein- 
geräumt wird,  ob  er  den  Erschlagenen  bezahlen,  oder  den  Totschläger 
der  Landesverweisung  preisgeben,  oder  allenfalls  auch  den  halben 
Ersatz  leisten  und  für  die  andere  Hälfte  den  Totschläger  noxae  de- 


1)  Konüngsbök,  m/190— 91;  Staöarhölsbök,  379/396. 

2)  Konüngsbök,  UI/191;  Staöarhölsbök,  379/396. 

3)  Konüngsbök,  1 13/202;  so  auch  nach  Fragment  IV  der  FrfcL., 
Seite  520. 

4)  Konüngsbök,  1 1 1/191  ;  Staöarhölsbök,  379/397. 

5)  vgl.  Staöarhölsbök,  161/190  mit  Konüngsbök,  112/192. 

6)  Konüngsbök,  9/26;  StaÖaihölsbök,  24/34. 
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dieren  will, ])  wenn  bei  Lähmungen,  welche  ein  Unfreier  dem  an- 
deren bei  einer  Prügelei  zufügt,  die  beiden  Herrn  den  Schuldigen 
gemeinsam  besitzen,  aber  auch  den  Beschädigten  gemeinsam  erhalten 
sollen,  und  wenn  bei  gewöhnlichen  Prügeleien,  welche  unter  Sklaven 
ohne  bleibenden  Schaden  ablaufen,  der  Unfreie  eine  Buße  selber 
zahlen,  der  Herr  des  Geprügelten  aber  nichts  erhalten  soll,  wenn 
jener  nicht  selber  zahlungsfähig  ist, 2)  wenn  endlich  die  Wergelder 
wegen  Totschlägen,  welche  von  Unfreien  an  Unfreien  begangen 
werden,  nur  von  Unfreien  gegeben  und  genommen  werden  sollen,3) 
so  ist  für  alle  diese  Bestimmungen  offenbar  der  Gedanke  maßgebend 
geworden,  daß  der  Unfreie  für  seine  Tat  in  gewissem  Umfange 
selber  haftbar  sein  solle,  ein  Gedanke,  welcher  zwar  mit  dem  obersten 
Prinzipe  der  Sklaverei  nicht  vereinbar  ist,  aber  sich  doch  praktisch 
so  unabweisbar  aufdrängt,  daß  er  wohl  kaum  jemals  vollständig  un- 
beachtet geblieben  sein  kann.  So  erfahren  wir  denn  auch  aus  einer 
geschichtlichen  Quelle, 4)  daß  Unfreie  wegen  Diebstahls  geächtet 
werden  konnten,  wenn  sich  ihr  Herr  nicht  in  Güte  mit  dem  Be- 
stohlenen  über  eine  Bußzahlung  zu  verständigen  wußte,  und  unsere 
Rechtsbücher  zeigen  uns,  daß  Verbalinjurien,  welche  sonst  zu  den 
geringeren  zählten,  als  schwerere  galten,  wie  sie  ein  Sklave  gegen 
einen  Freien  ausstieß,  und  darum  mit  der  Landesverweisung  bestraft 
wurden ; 5)  daß  ferner  der  Unfreie  straflos  getötet  werden  konnte, 
wenn  er  sich  eine  Verbalinjurie  der  schwereren  oder  eine  Realinjurie 
der  leichteren  Klasse  gegen  einen  Freien  schuldig  machte ; ö)  sie 
lehren  uns  endlich  auch  die  fürchterliche  Härte  kennen,  mit  welcher 
der  Sklave  behandelt  wurde,  wenn  er  seinen  Herrn,  seine  Herrin, 
deren  Kinder  oder  Pflegekinder  tötete. 7)  Das  dreifache  Kopfgeld 
des  gewöhnlichen  Ächters  steht  auf  dem  Kopfe  eines  solchen,  und 
nicht  nur  getötet,  sondern  erst  gefoltert  und  dann  unter  neuen 
Martern  getötet  soll  er  werden,  wenn  man  anders  seiner  habhaft  zu 
werden  weiß.  Wiederum  wird  der  Herr  des  Unfreien  zwar  der  Regel 
nach  als  dessen  d r ö 1 1 i n  n ,  fem.  dröttning,  gelegentlich  aber  auch 


x)  Konüngsbök,  111/191  ;  StaÖarhölsbök,  379/396 — 97;  die  dritte  Alter- 
native eröffnet  nur  die  StaÖarhölsbök. 

2)  ang.  O.  3)  Konüngsbök,  113/202. 

4)  Vigaglüma,  7/20 — 21. 

5)  Konüngsbök,  237/181;  StaÖarhölsbök,  375/390. 

6)  Konüngsbök,  111/190;  StaÖarhölsbök,  379/395. 

7j  Konüngsbök,  102/1 78  und  1 10/188— 89  ;  StaÖarhölsbök,  31 3/348  und 
382/400 — 401. 
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wohl  als  dessen  eigandi,  d.  h.  Eigentümer  bezeichnet,1)  und  dem- 
gemäß mag  derselbe  seinen  Sklaven  wie  jedes  andere  Vermögens- 
stück beliebig  veräußern;  unsere  Rechtsbücher  wissen  ebensogut 
von  dem  Kaufe  von  Unfreien  zu  reden  2)  wie  die  Geschichtsquellen/*) 
und  von  deren  Verwendung  als  legalem  Zahlmittel  ist  in  den  ersteren 
ebensogut  die  Rede,4)  als  wir  in  ihnen  von  einer  noxae  deditio  von 
Sklaven  Erwähnung  getan  fanden.  So  gehört  ferner  auch  aller  Er- 
werb des  Sklaven  seinem  Herrn,  nicht  ihm  selber,  sogar  der  unge- 
wöhnlichste, wie  etwa  der  von  ihm  erlegte  Bär;5)  andererseits  fanden 
wir  aber  doch  auch  der  Zahlung  von  Bußen  und  Wergeldern  von 
Unfreien  und  an  Unfreie  Erwähnung  getan,  und  werden  wir  noch 
der  Möglichkeit  zu  gedenken  haben,  daß  sich  ein  solcher  selber  von 
seinem  Herrn  freikaufe,  was  denn  doch  alles  zweifellos  voraussetzt, 
daß  die  Sklaven  sich  im  Besitze  eines  eigenen  Vermögens  befinden 
konnten,  wobei  uns  freilich  nicht  gesagt  wird,  wieweit  ein  solches 
Vermögen  dem  eigenen  Herrn  sowohl  als  dritten  Personen  gegen- 
über rechtlichen  Schutz  fand.6)  Von  der  Anerkennung  der  Ehe  des 
Unfreien  war  oben  bereits  die  Rede,  und  es  ist  nicht  zu  übersehen, 
daß  bezüglich  der  dem  Ehebrecher  gegenüber  ihm  gestatteten  Rache 
nicht  unterschieden  wird,  ob  dieser  ein  Fremder  sei  oder  der  eigene 
Herr.  Ausdrücklich  wird  auch  eine  Alimentationspflicht  des  Herrn 
gegenüber  seinem  Unfreien  statuiert,7)  und  doch  ist  eine  solche  Ver- 
pflichtung mit  dem  Prinzipe  der  völligen  Rechtlosigkeit  der  Unfreien 
unvereinbar.  Wie  aber  in  diesen  und  ähnlichen  Sätzen  unsere  Rechts- 
bücher vielfach  im  einzelnen  eine  mildere  Behandlung  der  Unfreien 
vorschreiben,  ohne  doch  das  Prinzip  fallen  zu  lassen,  welches  für 
deren  rechtliche  Stellung  maßgebend  war,  so  tritt  der  gleiche  Zwie- 


1)  Konungsbök,  111/191;  Staöarh  ölsbök,  379/397. 

2)  z.  B.  Konungsbök,  112/192;  S  t  a  Ö  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  161/190. 

3)  z.  B.  Eigla,  84/212;  Droplaugarsona  s.}  S.  4  und  Laxdoela,  12/28 
— 30  vgl.  mit  Landnäma,  IV,  2/243  und  H,  18/114  u.  dgl.  m. 

4)  Konungsbök,  221/143;  Staöarh  ölsbök,  181/217. 
B)  Konungsbök,  14/31;  StaÖarhölsbök,  29/40. 

8)  Nach  V.  Finsen  soll  örkostr  die  Bezeichnung  für  das  peculium  des  Unfreien 
sein;  aber  in  Konungsbök,  1 13/202  bedeutet  ,,er  heir  hafa  örkost  til"  ebenso  wie 
Konungsbök,  111/191  ,,ef  hann  ä  kost  til  ness"  nur  „verfügbare  Mittel".  StaÖar- 
hölsbök, 379/396  hat  an  letzterer  Stelle  örkost  und  in  23/33  steht  „ef  peir  eiga  ser 
örkosts"  im  selben  Sinne,  vgl.  auch  Sturlünga,  IV,  26/120:  „slikan  örkost",  wo 
die  GuÖmundar  bps.  s.,  44/477  liest:  „slikan  mat". 

7)  Konungsbök,  138/20  und  1 12/19 1—92;  StaÖarhölsbök,  100/13 1  und 
161/189. 
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Spalt  in  ganz  gleicher  Weise  auch  in  der  allgemeinen  Volksauffassung 
uns  entgegen.  Auf  der  einen  Seite  fehlt  es  nicht  an  Belegen  dafür, 
daß  man  in  den  Unfreien  eine  geringere  Sorte  von  Menschen  er- 
kennen zu  dürfen  glaubte.  In  den  Götter-  und  Heldensagen  ist  diese 
Anschauung  ganz  allgemein  verbreitet,  wie  denn  die  Rigsmäl  die 
Unfreien,  freilich  auch  die  Jarle,  von  anderem  Stamme  herleiten  als 
die  freien  Bauerngeschlechter,  —  die  Harbarösljöö  die  Unfreien  nach 
ihrem  Tode  zu  pörr  fahren  lassen,  nicht  wie  die  Freien  zu  Ööinn, 
—  aus  dem  Zittern  des  ihm  vorgelegten  Herzens  meint  K.  Gunnarr 
erkennen  zu  können,  daß  dasselbe  dem  unfreien  Hjalli  und  nicht 
dem  tapferen  Högni  angehört  habe x)  u.  dgl.  m.  Aber  auch  den 
geschichtlichen  Quellen  ist  sie  nicht  fremd.  Asmundr  Atlason  for- 
dert durch  gespenstigen  Gesang  die  Entfernung  eines  Sklaven  aus 
seinem  Grabhügel,  den  man  zu  ihm  ins  Schiff  gelegt  hatte,  nachdem 
er  sich  aus  Treue  selber  getötet  hatte,  um  diesen  seinen  Herrn  nicht 
zu  überleben ;  2)  allgemein  galt  das  Sprichwort :  „illt  er  at  eiga  ^rsel 
at  einkavin",8)  und  überhaupt  läßt  sich  aus  zahlreichen  Quellenstellen 
die  allgemeine  Verbreitung  der  Ansicht  erweisen,  daß  die  unfreien 
Leute  sowohl  unverlässig  und  feig,  als  auch  körperlich  häßlich  seien, 
und  daß  man  mit  solchen  nicht  arbeiten,4)  ja  von  solchen  nicht  ein- 
mal eine  freundliche  Einladung  annehmen  mochte,5)  ja  als  die  äußerste 
Schande  betrachtete,  von  der  Hand  eines  Unfreien  den  Tod  zu  finden.6) 
Auch  ist  es  im  Grunde  nur  eine  Konsequenz  dieser  Anschauung, 
wenn  das  Recht  sogar  das  von  einem  unfreien  Vater  mit  einer  freien 
Mutter  erzeugte  Kind,  und  selbst  dasjenige  Kind  als  nicht  erbfähig 
behandelt,  welches  ein  freies  Weib  von  einem  Manne  gewinnt, 
welchen  sie  selber  freigelassen  hat,  um  ihn  heiraten  zu  können. 7) 
Aber  trotz  allem  dem  war  die  tatsächliche  Behandlung  der  Unfreien 
im  ganzen  immerhin  eine  ziemlich  milde,  wenn  auch  in  einzelnen 
Fällen  wilde  Ausbrüche  von  Hartherzigkeit  und  Grausamkeit  vor- 
kommen konnten,  und  wo  sie  vorkamen,  ungestraft  blieben.  Als 


*)  Atlakviöa,  22— 25  undVölsünga,  37/177;  vgl.  auch  Atlamäl,  61 — 65. 

2)  Landnäma,  II,  6/8 1—  82. 

3)  vgl.  z.  B.  Grettla,  84/184;  J)öröar  s.  hreÖu,  S.  44;  Njäla,  49/223; 
Konüngsskuggsjä,  S.  97;  aber  auch  Saxo  Grammaticus,  V,  S.  202: 

„Decipitur,  quisquis  servum  sibi  poscit  amicum ; 
Saepe  solet  domino  verna  nocere  suo". 

4)  Njala,  16/69.  6)  Föstbrceöra  s.,  3/9. 
°)  Landnäma,  I,  7/35 — 36. 

7)  Konüngsbök,  118/224;  StaÖarhölsbök,  59/68. 
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Hausgenossen  ihres  Herrn  sehen  wir  die  Unfreien  wie  die  Geschäfte 
und  Gefahren,  so  auch  die  Genüsse  und  Freuden  desselben  teilen; 
der  Herr  hat  wohl  selbst  seine  Freude  daran,  wenn  seine  Sklaven 
etwas  auf  sich  halten  und  sich  im  Verkehre  mit  anderen  Achtung 
zu  verschaffen  wissen. Oft  genug  wird  dem  einen  oder  anderen 
Unfreien  als  Belohnung,  sei  es  nun  für  lang  und  treu  geleisteten 
Dienst  oder  auch  für  eine  einzelne  besonders  schwierige  oder  ge- 
fährliche Leistung  die  Freiheit  samt  einem  Stücke  Land  oder  son- 
stigem ein  selbständiges  Fortkommen  sicherndem   Vermögen  ge- 
schenkt; umgekehrt  fehlt  es   aber  auch  nicht  an  Beispielen  der 
treuesten  Anhänglichkeit  von  Unfreien  an  ihren  Herrn,  und  zumal 
auch  von  opfermutigster  Tapferkeit,  wenn  es  galt  denselben  mit  den 
Waffen  in  der  Hand  zu  verteidigen,  oder  mit  dem  eigenen  Leibe 
den  seinigen  zu  decken. 2)    Im  einzelnen  war  freilich  die  Lage  der 
Unfreien  eine  sehr  verschiedene,  nicht  nur  zufolge  der  Verschieden- 
heit des  Charakters  ihrer  Herren,  sondern  auch  vermöge  des  ver- 
schiedenen Wertes,  welche  ihnen  ihre  Körper-  und  Geistesbeschaffen- 
heit, ihre  größere  oder  geringere  Kunstfertigkeit  und  sonstige  Brauch- 
barkeit, dann  auch  ihre  moralische  Haltung  verschaffte,   sowie  auch 
zufolge  des  verschiedenen  Grades  von  Vertrautheit,  welcher  zwischen 
ihnen  und  ihrem  Herrn  bestand;  Unfreie  zumal,  die  im  Hause  ihres 
Herrn  geboren   und  mit  ihm  oder  seinen  Kindern  aufgewachsen 
waren,  oder  Sklavinnen,  die  mit  ihrem  Herrn  als  Kebsweiber  lebten, 
erfreuten  sich  natürlich  einer  ungleich  günstigeren  Stellung,  als  welche 
gekauften  Sklaven  oder  zu  gemeiner  Hausarbeit  verwendeten  Mägden 
zuteil  wurde.    Uber  den  Ursprung  aber  der  Unfreiheit  ins  klare  zu 
kommen,  kann  nicht  schwer  halten.    Daß  dieselbe  im  großen  und 
ganzen  der  Kriegsgefangenschaft  ihre  Stellung  verdankt,  ist  unver- 
kennbar, und  dieselbe  wurzelt  demnach  in  der  Rechtlosigkeit,  welcher 
alle  Fremden  unterlagen,  soweit  sie  nicht  durch  besonderes  Gelöbnis 
und  Gastrecht  geschützt  waren;  wie  die  Tötung,  so  war  eben  auch 
die  Gefangennahme  des  fremden  Feindes,  welche  ihn  zur  Sache 
herabwürdigte,  straflos  und  damit  die  Unfreiheit  für  denselben  von 
selber  gegeben.    Aber  auch  im  einzelnen  läßt  sich  für  die  ersten 
Zeiten  des  isländischen  Freistaates  mit  Leichtigkeit  nachweisen,  daß 
es  Kriegsgefangene  waren,  welche  als  Unfreie  dienten.    So  stand 


1)  vgl.  z.  B.  Landnäma,  II,  20/124  UIld  29/149-50;  Sturlünga,  I,  4/3 
und  5/4. 

2)  z.  B.  Vigaglüma,  23/68. 
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Myrgjol,  eine  Tochter  des  irischen  Königs  Gljömall  und  Frau  des 
schottischen  Jarles  Meldun,  samt  ihrem  Sohne  Eyrr  im  Dienste  des 
Jarles  Sigurör  von  den  Orkneyjar  und  später  der  Auör  djüpauöga;  r) 
Olöf  und  Arneiör,  Frau  und  Tochter  des  Jarles  Asbjörn  skerjablesi 
von  den  Suöreyjar,  waren  Mägde  des  Ketill  pörisson;2)  Niöbjörg, 
eine  Tochter  des  irischen  Königs  Bjölan  und  Enkelin  des  Gönguhrölfr, 
wurde  von  Helgi  Ottarsson  gefangen  genommen  und  als  Sklavin 
gehalten;3)  Grelöö,  eine  Tochter  des  Jarles  Bjartmarr  in  Irland,  war 
die  kriegsgefangene  Sklavin  des  Än  rauöfeldr;4)  Melkorka,  des  Iren- 
königs  Myrkjartan  Tochter,  wurde  von  Höskuldr  Dalakollsson  auf 
einem  Sklavenmarkte  gekauft, 5)  u.  dgl.  m.  Für  die  spätere  Zeit 
fällt  jedoch  diese  Entstehungsart  der  Unfreiheit  weg,  da  das  Heer- 
leben auf  der  Insel  abkam,  zumal  da  seit  dem  Ubertritte  zum  Christen- 
tum e  im  Norden  überhaupt  die  Uberzeugung  sich  feststellte,  daß 
dessen  Betrieb  sündhaft 6)  oder  doch  höchstens  noch  Ungläubigen 
gegenüber  sündhaft  sei; 7)  von  kriegsgefangenen  Sklaven,  welche,  wie 
die  obigen  Beispiele  zeigen,  oft  von  vornehmster  Geburt  und  an 
Bildung  ihren  Herren  gleich,  wenn  nicht  gar  überlegen  waren,  und 
welche  teils  hierdurch,  teils  durch  die  Rücksicht  auf  ihre  vornehme 
Verwandtschaft  im  Auslande  immerhin  in  ihrem  Unglücke  noch 
gegen  ein  Ubermaß  von  Härte  und  Verachtung  geschützt  zu  sein 
pflegten,  ist  somit  seit  dem  Ii.  Jahrhundert  nicht  mehr  die  Rede. 
Mit  dem  Menschenraube  wurde  aber  notwendig  auch  der  Menschen- 
handel in  engere  Schranken  gebannt,  da  es  vorzugsweise  die  Heer- 
fahrten gewesen  waren,  welche  diesem  seine  Ware  geliefert  hatten; 
da  von  freiwilliger  Ergebung  in  die  Unfreiheit  auf  Island  niemals 
die  Rede  war  und  auch  neben  dem  Institute  der  Schuldknechtschaft 
nicht  wohl  die  Rede  sein  konnte,  und  da  eine  Verwirkung  der  Frei- 
heit nur  ganz  vereinzelt  als  Folge  gewisser  Diebstähle  8)  und  allen- 
falls fleischlicher  Vergehen  von  Schuldknechten  9)  erwähnt  wird,  bleibt 
somit  wesentlich  nur  die  Geburt  von  unfreien  Eltern,  oder  vielmehr 
von  einer  unfreien  Mutter,  als  Entstehungsgrund  der  Unfreiheit  übrig. 


1)  Landnäma,  II,  16/109 — 10;  vgl.  Laxdcela,  6/12. 

2)  Landnäma,  IV,  2/243  und  V,  12/314;  D  r  o  p  1  a  u  g  ar  s  o  n  a  s.,  S.  4. 
3J  Landnäma,  II,  11/95.  4)  ebenda,  II,  26/140. 

r,j  ebenda,  II,  18/114;  Laxdoela,  13/36. 

°)  Belege  siehe  in  meinem  Werke  über  die  Bekehrung  des  norwegischen 
Stammes  zum  Christentume,  II,  S.  272,  Anm.  31. 

7)  ebenda,  S.  288,  Anm.  124  und  437. 

8)  Konüngsbök,  229/165.  9)  Staöarh  ölsbök,  165/194. 


§  7-    Diß  Standesvcrhältnissc. 
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Es  begreift  sich,  daß  unter  solchen  Umständen  die  Zahl  der  Un- 
freien, welche  durch  Freilassungen  stetig  vermindert  und  durch  keine 
Zufuhr  von  außen  her  mehr  vermehrt  wurde,  in  einem  raschen 
Niedergange  begriffen  sein  mußte.  In  unseren  Rcchtsbüchern  werden 
dieselben  freilich  oft  genug  besprochen,  und  da  dieselben  ein  erst 
unter  Gizurr  jarl  entstandenes  Einschiebsel  enthalten,  welches  von 
der  Freilassung  handelt, l)  steht  überdies  fest,  daß  es  um  die  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  auf  der  Insel  noch  Unfreie  gab;  bedenkt  man 
jedoch,  daß  die  so  ausführliche  Sturlünga  von  solchen  so  gut  wie 
gar  nicht  spricht,  und  daß  unsere  Rechtsbücher  selbst  ihrer  immer 
nur  gelegentlich  erwähnen,  aber  ihnen  keinen  besonderen  Abschnitt 
widmen,  und  berücksichtigen  wir  überdies,  daß  die  Verwendung 
freier  Dienstleute  auf  der  Insel  von  Anfang  an  üblich  und  mit  der 
Zeit  allgemein  genug  verbreitet  war,  um  unsere  Rechtsbücher  zu 
einer  eingehenden  Regelung  ihres  Dienstverhältnisses  zu  veranlassen, 
daß  endlich  aus  der  Järnsiöa  und  Jönsbök  jede  Spur  derselben  ver- 
schwunden ist,  während  ihre  Erwähnung  im  jüngeren  Christenrechte  2) 
unter  den  Leuten,  welche  der  Fähigkeit  entbehren  sollen,  ein  Testa- 
ment zu  errichten,  sichtlich  nur  dem  kanonischen  Rechte  zu  ver- 
danken ist,3)  so  erscheint  immerhin  wahrscheinlich,  daß  zu  der  Zeit, 
in  welcher  unsere  Rechtsbücher  entstanden,  der  Unfreien  auf  der 
Insel  nur  noch  sehr  wenige  waren,  und  daß  das  Institut  der  Sklaverei 
damals  auf  Island  bereits  ebenso  im  Erlöschen  begriffen  war,  wie 
dies  um  die  gleiche  oder  doch  wenig  spätere  Zeit  auch  von  Nor- 
wegen und  den  übrigen  Ländern  des  germanischen  Nordens  be- 
kannt ist. 4) 

An  die  Unfreien  reihen  sich  zunächst  die  Schuldknechte 
an.5)  Als  lögskuldarmenn  oder  lögskuldarkonur,  seltener 
als  skuldarmenn,  bezeichnet  das  isländische  Recht,  ähnlich  wie 
das  norwegische,  eine  Klasse  von  Leuten,  welche  in  einem  der  Lage 
der  Unfreien  sehr  ähnlichen  Zwangsverhältnisse  sich  befinden,  aber 
sich  doch  dadurch  von  diesen  scharf  unterscheiden,  daß  bei  ihnen 
dieser  Zustand  nur  durch  eine  Geldschuld  bedingt  und  somit  nur 


J)  Konüngsbök,  1 12/192;  Staöarhölsbök,  1 61/190. 

2)  Ar  na  bps.  KrR.,  10/56. 

3)  Can.  5  Caus.  XIII,  qu.  2. 

4)  vgl.  Gjessing,  ang.  O.,  S.  304—13;  Fr.  Brandt,  Retshistorie,  I,  S.  77; 
A.  E.  Eriksen,  in  der  Nordisk  Universitetstidskrift,  VII,  4,  S.  100—10. 

5)  vgl.  meine  Abhandlung :  „Die  Schuldknechtschaft  nach  altnordischem  Rechte", 
zumal  S.  33—47-  • 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  12 
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auf  vorübergehende  Zeit  berechnet  ist,  während  er  bei  jenen  ein 
bleibender  und  nur  durch  eine  Freilassung  zu  beseitigen  ist,  welche 
von  Anfang  an  gar  nicht  in  Aussicht  genommen  wurde.  Als  skuld- 
fastr  oder  skyldfastr  wird  derjenige  bezeichnet,  welcher  der 
Schuldknechtschaft  unterliegt,  als  skuldfesta  das  Versetzen  eines 
Menschen  in  diese,  als  skuldfestr  aber  der  Akt  dieses  Versetzens. 
In  einer  Reihe  von  Fällen  wird  dem  Gläubiger  das  Recht  zuge- 
sprochen, seinen  Schuldner  einseitig  in  die  Schuldknechtschaft  zu 
versetzen,  sei  es  nun  ohne  weiteres,  oder  doch  wenigstens  für  den 
Fall,  da  sich  derselbe  nicht  selbst  zum  Eintritt  in  diese  stellt;  unter 
Umständen  wird  ferner  dem  Vater  gestattet,  seine  eigenen  Kinder 
einem  anderen  als  Schuldknechte  zu  übergeben.  Wer  verpflichtet 
ist,  die  Alimentation  eines  anderen  zu  übernehmen,  soll  befugt  sein, 
diesen  für  die  hierauf  erwachsenden  Auslagen  in  Schuld  zu  nehmen,1) 
vorausgesetzt,  daß  dies  unter  Einhaltung  einer  gewissen  Publizität, 
und  nicht  für  einen  höheren  Betrag  geschieht,  als  welchen  der  Wert 
des  Belasteten  erreicht;  speziell  wird  dieser  Satz  noch  für  den  Fall 
ausgesprochen,  da  jemand  die  Alimentation  der  Leute  übernehmen 
muß,  welche  bisher  von  einem  wegen  Diebstahls  ihm  als  Sklave  zu- 
gesprochenen Manne  verpflegt  worden  waren.2)  Vermag  ferner  der- 
jenige, dessen  Eltern  der  Alimentation  bedürfen,  diese  nicht  selbst 
zu  leisten,  so  muß  zwar  der  nächststehende  Verwandte  deren  Ver- 
pflegung übernehmen,  der  hierzu  imstande  ist;  aber  er  ist  befugt, 
den  Sohn  für  den  aufgewandten  Betrag  in  Schuld  zu  nehmen. 3) 
Dabei  soll  dieser  Sohn  zunächst  verpflichtet  sein,  sich  selbst  zum 
Eintritt  in  die  Schuldknechtschaft  anzubieten,  nur  daß  diese  nicht 
über  den  Wert  hinausreichen  darf,  den  er  hätte,  wenn  er  ein  Un- 
freier wäre;  eventuell  aber  soll  der  betreffende  Verwandte  befugt 
sein,  ihn  seinerseits  in  Schuld  zu  nehmen,  wobei  wieder  gewisse 
Formalitäten  einzuhalten  sind.  Hinter  der  Alimentationspflicht  gegen 
die  Eltern  steht  sodann  die  gegen  die  eigenen  Kinder;  auch  für 
diese  muß  man  nötigenfalls  in  Schuld  gehen,  jedoch  kann  man  dafür 
nach  freier  Wahl  auch  die  Kinder  selbst  in  Schuld  geben.4)  Auch 
auf  den  Fall,  da  die  Verpflegung  eines  Freigelassenen  wegen  Mittel- 
losigkeit seiner  Kinder  dessen  Patron  zufällt,  wird  diesem  das  Recht 
zugesprochen,  innerhalb  der  bereits  mehrfach  erwähnten  Wertgrenze 


Staöarhölsbök,  112/145.  2)  Konüngsbök,  229/165. 

Konüngsbök,  128/3—4;  Staöarhölsbök,  81/103 — 4. 
Konüngsbök,  128/4 — 5!  S  taö  a rh  6 1  s  b  ö  k ,  81/105  und  109/138—39. 


§  7.    Die  Standesverhältnisse. 


179 


dessen  Kinder  in  Schuld  zu  nehmen. r)  Von  Vilh.  Einsen  wurde 
die  Vermutung  ausgesprochen, 2)  daß  die  Verpflichtung  der  Eltern, 
für  ihre  Kinder  in  Schuld  zu  gehen,  wenn  sie  nicht  vorziehen,  diese 
selber  in  Schuld  zu  geben,  erst  späteren  Rechtens  sei;  ich  kann 
diese  Annahme  nicht  begründet  finden,  verweise  jedoch,  da  der 
Punkt  hier  ohne  Erheblichkeit  ist,  bezüglich  meiner  Gründe  auf  eine 
anderwärts  von  mir  gegebene  Darstellung. 8)  Wiederum  darf  man 
ein  Weib,  von  welchem  man  eine  Unzuchtsbuße  zu  fordern  berech- 
tigt ist,  für  deren  Betrag  nötigenfalls  in  Schuld  nehmen;4)  nur  muß 
dies  gleich  bei  der  Klage,  beim  Vergleich  oder  am  Exekutionsge- 
richte geschehen.  Wer  ferner  für  einen  anderen  eine  Unzuchtsbuße 
zu  bezahlen  übernimmt,  soll  den  Bußfälligen  auf  deren  Betrag  in 
Schuld  nehmen,  soferne  nur  damit  der  Wert  des  letzteren  nicht 
überschritten  wird ; 5)  der  Ubernehmer  der  Bußzahlung  muß  sogar 
in  dieser  Weise  vorgehen  und  darf  dem  Schuldigen  den  Ersatz  der 
Buße  nicht  erlassen,  ehe  er  mindestens  deren  Hälfte  abverdient  hat, 
von  welcher  Regel  nur  zugunsten  der  Eltern  und  Geschwister  des 
Schuldigen  eine  Ausnahme  gemacht  wird.  Dies  die  in  den  Quellen 
enthaltenen  Vorschriften.  Ob  man  nun  aber,  abgesehen  von  den 
speziell  besprochenen  Fällen,  auch  in  allen  anderen  jeden  Schuldner, 
dessen  Zahlpflicht  legal  feststand,  sofort  in  Schuldknechtschaft  nehmen 
konnte,  wenn  dieselbe  von  ihm  nicht  erfüllt  werden  konnte  oder 
wollte,  oder  ob  nicht  abgesehen  von  jenen  ausdrücklich  vorgesehenen 
Fällen  ein  besonderer  Vertrag  notwendig  war,  um  die  Schuldknecht- 
schaft zu  begründen,  ob  ferner  den  Eltern  nur  in  jenem  oben  be- 
sprochenen Falle  gestattet  war,  ihre  Kinder  in  Schuld  zu  geben,  oder 
ob  ihnen  diese  Befugnis  überhaupt  in  allen  und  jeden  Notfällen  zu- 
stand, das  sind  Fragen,  über  welche  unsere  Quellen  uns  keinen  Auf- 
schluß geben.  Dieselben  erwähnen  die  vertragsweise  Begründung  der 
Schuldknechtschaft  überhaupt  nicht  und  können  wir  nur  daraus  auf 
das  nicht  eben  seltene  Vorkommen  einer  solchen  schließen,  daß 
sonst  das  häufige  Nennen  der  skuldarmenn  in  den  Rechtsbüchern 
unerklärlich  wäre;  da  diese  aber  den  Gebrauch  der  Schuldknecht- 
schaft als  eines  Exekutionsmittels  schlechterdings  nicht  erwähnen, 
während  sie  doch  das  Exekutionsverfahren  mit  der  eingehendsten 

x)  Konüngsbök,  134/17;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  ,  93/126  und  II2/144 — 45. 

2)  Annaler  for  nordisk  Oldkyndighed,  1850,  S.  132 — 33. 

3)  ang.  O.,  S.  36—37. 

4)  Konüngsbök,  158/53;  StaÖarh  ölsbök ,  156/185  und  165/194. 
B)  Staöarhölsbök,  165/193 — 94. 
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Genauigkeit  schildern,  darf  man  wohl  annehmen,  daß  ein  solcher 
Gebrauch  des  Institutes  in  der  Tat  rechtlich  nicht  vorgesehen  war. 
Es  stand  also  in  dieser  Beziehung  auf  Island  ähnlich  wie  in  Nor- 
wegen; aber  freilich,  wie  in  Norwegen  das  dem  Gläubiger  einge- 
räumte Recht,  seinen  Schuldner  äußersten  Falles  am  Leibe  zu  ver- 
stümmeln, dazu  führen  mußte,  daß  dieser  sich  zumeist  gutwillig  der 
Schuldknechtschaft  unterwarf,  so  mußte  auf  Island  die  hier  das 
äußerste  Exekutionsmittel  bildende  Acht  doch  wohl  wesentlich  in 
derselben  Weise  wirken.  —  Das  bei  der  Eingehung  der  Schuld- 
knechtschaft einzuhaltende  Verfahren  ist  aber  folgendes:  Gleichviel, 
ob  der  Schuldner  verpflichtet  ist,  sich  von  freien  Stücken  zum  Ein- 
tritt in  die  Schuldknechtschaft  zu  stellen  (ganga  i  skuld,  bjööa 
at  ganga  i  skuld),  oder  ob  der  Gläubiger  diese  seinerseits  über 
ihn  zu  verhängen  berechtigt  ist,  oder  ob  Eltern  ihre  Kinder  in  Schuld 
zu  geben  (selja  \  skuld)  haben,  immer  ist  es  der  Gläubiger,  welcher 
den  Mann  in  Schuld  zu  nehmen  hat  (taka  i  skuld,  skuld festa, 
leggja  skuld  oder  lögskuld  ä  mann).  Mag  sein,  daß  dabei 
eine  symbolische  Handlung  üblich  war,  ein  Ergreifen  mit  der  Hand 
etwa;  notwendig  kann  eine  solche  jedenfalls  nicht  gewesen  sein,  da 
auch  der  abwesende  Schuldner  unter  Umständen  in  Schuld  ge- 
nommen werden  konnte,  wenn  dies  nur  an  seinem  legalen  Domizile 
geschah.  Unerläßlich  war  dagegen  eine  öffentliche  Bekanntmachung 
der  Verhängung  der  Schuldknechtschaft  (segja  til  skuldfesti), 
und  zwar  hatte  diese  zunächst  vor  den  fünf  nächsten  Nachbarn  des 
Gläubigers  zu  erfolgen  und  dann  am  nächsten  Alldinge  vom  lögberg 
aus  wiederholt  zu  werden,  womit  zugleich  ein  förmliches  Verbot 
gegen  jede  Aufnahme  oder  Verwendung  des  Schuldknechtes  durch 
andere  Personen  verbunden  werden  konnte  (verja  lyritti  inni- 
höfn  hans), x)  was  dann  zur  Folge  hatte,  daß  jeder  dem  Verbote 
Zuwiderhandelnde  der  Acht  verfiel  und  vor  das  fünfte  Gericht  ge- 
stellt werden  konnte.  2)  In  manchen  Fällen  muß  die  Schuldknecht- 
schaft innerhalb  einer  gewissen  Zeitgrenze  verhängt  werden,  wenn 
der  Gläubiger  sein  Recht  auf  ihre  Verhängung  nicht  einbüßen  will,3) 
und  wenn  die  Schuld  auf  einem  Vergleiche  oder  Urteilsspruche  be- 
ruht, muß  auch  wohl  die  Absicht,  zur  Verhängung  der  Schuldknecht- 
schaft zu  schreiten,  gleich  bei  der  Klage,  dem  Vergleiche  oder  am 

*)  Konüngsbök,  128/4;  S t aö ar h ö 1 sb ö k ,  81/104;   112/145;  165/193 — 94. 
2)  Konüngsbök,  44/78;  Njäla,  97/503,  Note  85;  vgl.  auch  StaÖarhöls- 
bök,  165/194. 

:})  Konüngsbök, -134/17;  S  t  a  Ö  ar  h  ö  ls  b  ö  k  ,  93/126  und  112/144. 
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Exekutionsgerichte  bekannt  gegeben  werden ; x)  beide  Vorschriften 
darf  man  aber  ebensowenig  generalisieren,  als  den  für  einen  ver- 
einzelten Fall  ausgesprochenen  Satz,  daß  die  Verhängung  der  Schuld- 
knechtschaft ebensogut  eine  Pflicht  als  ein  Recht  des  Gläubigers 
sei,  von  deren  Erfüllung  nur  unter  ganz  besonderen  Voraussetzungen 
Umgang  genommen  werden  dürfe.2)  Dagegen  wird  die  andere  Be- 
stimmung als  allgemeine  Regel  zu  gelten  haben,  daß  niemand  für 
einen  höheren  Betrag  in  Schuld  genommen  werden  dürfe,  als  welchen 
er  wirklich  schulde,  wobei  noch  obendrein  nur  der  Kapitalwert  der 
Schuld  ohne  irgend  welche  Verzinsung,  wenigstens  unter  Umständen, 
in  Betracht  kommen  sollte,  3)  und  daß  überdies  niemand  für  einen 
höheren  Betrag  in  Schuld  genommen  werden  dürfe,  als  welcher  dem 
Werte  entspricht,  welchen  er  als  Unfreier  haben  würde ;  letzteres  ein 
Satz,  an  welchen  auch  das  norwegische  Recht  Anklänge  zeigt. 
Ebenso  scheint  auch  der  Satz  als  allgemein  anwendbar  gelten  zu 
dürfen,  daß  der  Gläubiger,  der  an  den  Schuldknecht  eines  anderen 
eine  Forderung  hat,  wegen  deren  er  an  sich  berechtigt  wäre,  diesen 
in  Schuld  zu  nehmen,  befugt  sein  soll,  bezüglich  desselben  das  Ein- 
standsrecht zu  üben,  also  ihn  aus  seiner  bisherigen  Schuld  auszu- 
lösen und  dafür  selber  als  Schuldknecht  zu  behalten. 4)  —  Der  Zu- 
stand aber  des  Schuldknechtes  während  der  Dauer  der  Schuldknecht- 
schaft (meöan  hann  er  i  skuldinni)  kann  einerseits  nicht  mit 
dem  des  Unfreien  zusammenfallen,  da  ja  oft  genug  von  dem  Werte 
gesprochen  wird,  den  er  haben  würde,  wenn  er  ein  Unfreier  wäre, 
und  da  ihm  überdies  die  Versetzung  in  die  Sklaverei  unter  Um- 
ständen ausdrücklich  als  Strafe  angedroht  werden  kann;5)  anderer- 
seits aber  ist  nicht  minder  klar,  daß  sein  Verhältnis  zu  dem,  der  ihn 
in  Schuld  hat  (er  hann  hehr  i  skuldinni),  dem  des  Unfreien  zu  seinem 
Herrn  sehr  ähnlich  ist.  Was  der  Schuldknecht  an  jagdbaren  Tieren 
erbeutet,  das  gehört  ganz  ebensogut  seinem  Herrn  wie  die  Jagdbeute 
eines  Unfreien.6)  Für  das  Arbeiten  an  gebotenen  Feiertagen  werden 
die  Schuldknechte  ebensowohl  wie  die  Unfreien  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung in  Strafe  genommen,  daß  sie  „at  slna  räöi",  d.  h.  nicht 
auf  Geheiß  ihres  Herrn  arbeiten,      und  sind  freie  Dienstboten  zu- 

1)  Konüngsbök,  158/53;  StaÖ  arh  ö  lsb  ö  k ,  156/185  und  165/194. 

2)  Staöarhölsbök,  165/193—94.  3)  ebenda,  81/104. 

4)  Konüngsbök,  128/4;  Staöarhölsbök,  81/104. 

5)  Staöarhölsbök,  165/194. 

6)  Konüngsbök,  14/31  ;  Staöarhölsbök,  29/40. 

7)  Staöarhölsbök,  23/33. 
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gleich  mit  den  Unfreien  oder  Schuldknechten  an  der  Arbeit,  so 
sollen  zunächst  nur  jene  ersteren  haftbar  gemacht  werden,  und  nur 
sie  werden  als  frelsmgjar,  d.  h.  freie  Leute  bezeichnet. 1)  Tötet  ein 
Schuldknecht  seinen  Gläubiger  oder  dessen  Frau,  so  wird  er  auf 
dieselbe  grausame  Art  ums  Leben  gebracht,  wie  der  Unfreie,  welcher 
seinen  Herrn  umgebracht  hat. 2)  Endlich  ist  auch  das  Verfahren 
gegen  die  Schuldknechte,  welche  sich  ihrem  Dienste  durch  die 
Flucht  entziehen,  ganz  ebenso  geordnet  wie  das  Verfahren,  welches 
flüchtigen  Sklaven  gegenüber  eingeschlagen  wird. 3)  Dieser  ihrer 
eigentümlichen  Mittelstellung  zwischen  den  freien  und  unfreien  Leuten 
entspricht  denn  auch,  daß  die  Schuldknechte  sich  zwar  nicht  im  un- 
geschmälerten Besitze  ihrer  sonstigen  Freiheitsrechte  befinden,  aber 
derselben  doch  auch  keineswegs  vollständig  beraubt  sind.  So  ist  der 
Schuldknecht  zwar  des  Erbrechts  fähig  und  mag  darum  gelegentlich 
als  Erbe  bezeichnet  werden ; 4)  aber  er  erbt,  solange  er  in  Schuld 
ist,  nur  die  Fahrhabe,  nicht  aber  Liegenschaften, 5)  doch  wohl,  weil 
diese  nicht  aus  der  Familie  kommen  sollen,  während  das  von  ihm 
Geerbte  an  seinen  Herrn  fallen  kann.  Ist  ferner  ein  Schuldknecht 
zu  einer  Blutklage  berufen,  so  kann  er  diese  zwar  nicht  selber  an- 
stellen, aber  er  erhält  doch  von  der  Totschlagsbuße  so  viel  als  seine 
Schuld  beträgt,  6)  vorausgesetzt  natürlich,  daß  der  ihm  an  sich  ge- 
bührende Betrag  den  der  Schuld  überhaupt  erreicht.  Wird  umge- 
kehrt ein  Schuldknecht  getötet,  so  steht  die  Blutklage  seinen  Ver- 
wandten nur  unter  der  Voraussetzung  zu,  daß  sie  zuvor  dem  Gläubiger 
dessen  Schuld  heimbezahlen,  widrigenfalls  der  Anspruch  auf  die  Blut- 
klage auf  den  Gläubiger  übergeht. 7)  Ebenso  soll  sodann  auch  die 
Unzuchtsklage,  welche  sonst  dem  Geschlechtsvormunde  des  ge- 
kränkten Weibes  zusteht,  von  dem  Gläubiger  erhoben  werden,  wenn 
dasselbe  in  Schuldknechtschaft  steht;8)  dabei  geht  aber  bei  der 
skuldarkona  die  Klage  nicht,  wie  bei  dem  vollfreien,  unbeschol- 
tenen Weibe ,    auf  die   strenge  Acht  und  eine  Buße  von  sechs 


v)  Konüngsbök,  9/26;  StaÖarhölsbök,  24/34. 

2)  Konüngsbök,  110/189;  StaÖarhölsbök,  382/401. 

3)  Konüngsbök,  44/78. 

4)  Konüngsbök,  96/171;  StaÖarhölsbök,  298/336. 

5)  Konüngsbök,  118/225;  StaÖarhölsbök,  72/96. 

6)  Konüngsbök,  96/171;  StaÖarhölsbök,  298/336 — 37. 

7)  Konüngsbök,  96/171 — 72;  StaÖarhölsbök,  298/337. 

8)  Konüngsbök,  156/48;  StaÖarhölsbök,  145/177 — 78;  B  e  1  gs  d  a  1  s  b  ö  k , 
51/242. 
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Mark, ])  und  andererseits  auch  nicht,  wie  bei  der  Sklavin,  nur  auf 
die  halbe  Buße  mit  drei  Mark,  sondern  wie  bei  der  Freigelassenen 
auf  Landesverweisung  und  die  halbe  Buße,  und  nur  dann  ausnahms- 
weise auf  die  strenge  Acht,  wenn  diese  oder  jene  einen  Sohn  freien 
Standes  hat.  —  So  darf  man  demnach  den  Schuldknecht  als  einen 
in  seinen  Freiheitsrechten  teils  suspendierten,  teils  aber  auch  redu- 
zierten Menschen  betrachten.  Für  einen  Teil  der  ihm  auferlegten 
Beschränkungen  scheint  der  Gedanke  maßgebend  gewesen  zu  sein, 
daß  alle  Vermögensbeträge,  welche  ihm  kraft  irgend  eines  verwandt- 
schaftlichen Titels  zufallen,  am  richtigsten  statt  seiner  selbst  an  seinen 
Gläubiger  gingen,  um  die  Schuld  zu  tilgen  oder  doch  zu  mindern, 
für  die  er  diesem  verhaftet  war;  denn  an  eine  Abrechnung  auf  die 
Schuld  ist  in  solchen  Fällen  sicherlich  zu  denken,  obwohl  unsere 
Quellen  diesen  Gesichtspunkt  allerdings  nicht  ausdrücklich  hervor- 
heben. Außerdem  spricht  unser  jüngeres  Rechtsbuch  einmal  von 
einem  Abverdienen  der  Schuld  durch  die  Arbeit  des  Schuldknechtes,-) 
und  auch  eine  geschichtliche  Quelle  erzählt,  3)  wie  Björn  Köreksson 
von  seinem  früheren  Dienstmanne,  Asbjörn  Veghamarr,  der  sich 
selbständig  niedergelassen  und  eine  Menge  von  Schulden  gemacht 
hatte,  verlangt,  daß  er  wieder  bei  ihm  in  Dienst  trete  und  seine 
Schulden  abverdiene.  Auch  anderwärts  sprechen  unsere  Rechts- 
bücher oft  genug  von  einer  Abschätzung  des  Wertes  der  von  Dienst- 
leuten geleisteten  oder  zu  leistenden  Arbeit,  für  welche  überdies  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Lohn,  welchen  sich  diese  aus- 
bedingen durften,  einen  gesetzlichen  Anhaltspunkt  boten ;  so  konnte 
die  Anrechnung  des  vom  Schuldknechte  geleisteten  Dienstes  auf 
seine  Schuld  keine  Schwierigkeit  haben.  —  Neben  dem  Abverdienen 
der  Schuld  bestand  selbstverständlich  auch  die  Möglichkeit,  daß  ein 
Dritter  durch  Berichtigung  derselben  den  Schuldknecht  aus  der  Ver- 
strickung auszulösen  sich  herbeiließ  (leysa  ör  skuldinni,  leysa 
undan);4)  war  der  Einlösende  freilich  ein  weiterer  Gläubiger,  der 
von  seinem  Einstandsrechte  Gebrauch  machte,  so  wurde  der  Schuldner 
durch  die  Auslösung  nicht  frei,  sondern  er  kam  nur  in  die  Schuld- 
knechtschaft gegenüber  einem  anderen  Herrn.  Weder  die  Beschrän- 
kung dieses  Auslösungsrechtes  in  Bezug  auf  den  Mann,  welcher 

1)  Konungsbök,  155/47 — 48;  St  aö  arh  ölsb  ök  ,  144/177  und  166/198 — 99; 
Belgsdalsbök,  50/241 — 42  und  öfter. 

2)  StaÖarhölsbök,  165/193. 

3)  Gunnars  b.  biÖrandabana,  S.  366. 

4)  Konungsbök,  128/4;  StaÖarhölsbök,  81/104  und  l65/I93- 
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wegen  einer  von  ihm  verwirkten  Unzuchtsbuße  der  Schuldknecht- 
schaft verfallen  war,  noch  auch  die  mit  ihr  zusammenhängende  Ver- 
pflichtung desjenigen,  der  für  einen  solchen  diese  Buße  erlegte,  ihn 
dafür  in  Schuldknechtschaft  zu  nehmen, J)  darf  generalisiert  werden, 
und  eben  dies  gilt  auch  von  einer  weiteren  Vorschrift,  gemäß  welcher 
der  Mann,  welcher  wegen  einer  Unzuchtsbuße  in  Schuldknechtschaft 
geraten  war  und  nun  während  deren  Dauer  ein  weiteres  uneheliches 
Kind  erzeugt,  samt  diesem  Kinde  der  Sklaverei  verfallen  soll,  und 
dem  Gläubiger  auch  wieder  bei  Strafe  verboten  ist,  von  dieser  Härte 
etwas  nachzulassen. 2)  Allen  diesen  Bestimmungen  liegt  eben  nur 
die  im  isländischen  Rechte  überhaupt  bemerkbare  besondere  Strenge 
gegen  alle  Fleischesverbrechen  zugrunde,  und  da  sie  alle  nur  in  un- 
serem jüngeren  Rechtsbuche  zu  finden  sind,  läßt  sich  überdies 
fragen,  ob  sie  nicht  erst  Erzeugnisse  der  späteren  Gesetzgebung 
seien,  obwohl  sie  allerdings  in  der  Hs.  nicht  als  nymaeli  bezeichnet 
werden. 

Wieder  etwas  besser  als  die  Schuldknechte  waren  die  Frei- 
gelassenen gestellt.  Die  technische  Bezeichnung  derselben  im 
isländischen  Rechte  ist  je  nach  ihrem  Geschlechte  leysingr 
(1  e  y  s  f  n  g  i)  oder  1  e  y  s  l  n  g  j  a ,  wogegen  der  Freilasser  als  f  r  j  ä  1  s  - 
gj  afi  bezeichnet  wird,3)  mit  einem  Ausdrucke  also,  welcher  in  älteren 
norwegischen  Rechtsbüchern  umgekehrt  für  den  Freigelassenen  selbst, 
oder  vielmehr  für  einen  Freigelassenen  geringerer  Ordnung  gebraucht 
wird  und  welchen  auch  die  dänischen  und  schwedischen  Rechts- 
quellen lediglich  für  den  Freigelassenen  verwenden. 4)  —  Da  die 
Sklaverei  ein  erbliches  Verhältnis  ist,  erscheint  eine  förmliche  Frei- 
lassung als  das  einzige  Mittel,  um  den  Unfreien  zur  Freiheit  gelangen 
zu  lassen;  die  Vornahme  oder  Nichtvornahme  derselben  steht  aber 
schlechthin  in  der  Willkür  des  Herrn.  Allerdings  haben  manche  ge- 
meint,5) daß  die  Worte  einer  Stelle  in  unseren  Rechtsbüchern:  „rett 
er,  at  maör  kaupi  til  karnaöar  ser  (til  eiginkonu  ser)  ambät  12  aurum 
fyrir  lof  fram"  6)  auf  ein  Expropriationsrecht  gegenüber  dem  Herrn 
der  Sklavin  zu  beziehen  seien,  vermöge  dessen  dieser  gezwungen 


x)  StaÖarhölsbök,  165/193.  2)  ebenda,  165/194. 

3)  Konüngsbök,  96/172;  119/227 — 28;  127/247;  137/19;  StaÖarhölsbök, 
298/337;  60  72—73;  66/85;  99/130. 

4)  vgl.  meine  Abhandlung  über  „Die  Freigelassenen  nach  altnorwegischem 
Rechte",  S.  30 — 32. 

5)  Schlegel,  Comment.,  S.  CXIV,  Note  4;  Baldvin  Einarsson,  S.  293. 
6J  Konüngsbök,  112/192;  StaÖarhölsbök,  161/190. 
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gewesen  wäre,  diese  an  denjenigen  abzutreten,  welcher  sie  habe  frei- 
lassen und  heiraten  wollen;  indessen  ist  diese  Meinung  zweifellos 
unrichtig.  Ich  möchte  vielmehr,  wie  dies  seinerzeit  Vilh.  Finsen  ge- 
tan hat, 2)  die  Worte  „fyrir  lof  fram"  dem  gewöhnlichen  Sprach  ge- 
brauche entsprechend  auf  eine  von  der  lögretta  zu  erteilende  Er- 
laubnis beziehen  und  somit  aus  der  Stelle  schließen,  daß  vordem  auf 
Island  eine  solche  für  nötig  gegolten  hatte,  wenn  ein  Mann  eine 
fremde  Sklavin  zu  dem  Behufe  sich  kaufen  wollte,  um  sie  als  Kebs- 
weib oder  allenfalls  auch  Ehefrau  zu  haben,  während  die  Notwendig- 
keit einer  solchen  Ermächtigung  durch  unsere  Stelle  beseitigt  wurde. 
Mag  sein,  daß  dabei  für  das  ältere  Recht  eine  durch  strengere  kirch- 
liche Einflüsse  bedingte  Abneigung  gegen  Konkubinatsverhältnisse 
mit  Sklavinnen  maßgebend  gewesen  war,  welche  man  später  als 
undurchführbar  wieder  fallen  ließ  (Konüngsbök)  und  noch  später 
durch  eine  Zulassung  von  Ehen  mit  solchen  zu  ersetzen  suchte; 
jedenfalls  kann  ich  mich  nicht  der  neuerdings  von  Finsen  vertretenen 
Ansicht  anschließen, 2)  wonach  die  Worte  „fyrir  lof  fram"  auf  die 
Zustimmung  des  geborenen  Erben  gehen  sollen.  Die  von  Finsen 
zur  Vergleichung  herangezogenen  Stellen  binden  teils  die  volle  recht- 
liche Wirkung  einer  von  einem  80jährigen  Greise  eingegangenen 
Ehe  an  die  Zustimmung  seines  Erben,  3)  teils  fordern  sie  diese  zur 
Gültigkeit  gewisser  Vergabungen  an  unecht  geborene  Kinder  und 
andere  Personen;4)  was  aber  daraus  für  ein  angebliches  Recht  des 
Erben  folgen  soll,  seinen  Erblasser  in  Bezug  auf  den  Ankauf  von 
Sklavinnen  zum  Behufe  der  Verehelichung  oder  vollends  der  außer- 
ehelichen Geschlechtsgemeinschaft  zu  beschränken,  vermag  ich  nicht 
einzusehen.  Nicht  zu  übersehen  ist  übrigens,  daß  die  Stelle,  wie 
man  sie  auch  im  übrigen  auslegen  möge,  mit  keiner  Silbe  der  Frei- 
lassung gedenkt,  und  daß  sie  somit  für  die  hier  zu  behandelnde 
Frage  ganz  außer  Betracht  zu  bleiben  hat.  —  Wie  das  norwegische 
Recht,  so  unterscheidet  auch  das  isländische  bei  der  Freilassung 
einen  zwiefachen  Akt,  nur  daß  seine  Bestimmungen  über  diesen 
Gegenstand  im  übrigen  von  denen  des  norwegischen  Rechtes  weit 
abgehen.5)  Für  den  ersten  Akt  scheint,  wie  in  Norwegen,  der  Aus- 
druck „gefa  frelsi"  technisch  gebraucht  worden  zu  sein,  welcher 

x)  Annaler,  1849,  S.  224. 

2)  Glossar  zur  Gragas,  S.  641. 

3)  Konüngsbök,  118/224;  Staöarhölsbök,  59/68. 

4)  Konüngsbök,  127/247;  Staöarhölsbök,  66/85. 

5)  Konüngsbök,  112/191  —  92;  Staöarhölsbök,  161/189— 90. 


iS6 


Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 


freilich  in  einem  weiteren  Sinne  auch  wohl  für  beide  Akte  zusammen 
verwandt  wurde;  wenn  gesagt  wird:  „ef  ])raeli  er  geht  frelsi,  ok  er 
hann  eigi  leiddr  f  lög",  so  kann  der  Ausdruck  nur  in  jenem  engeren 
Sinne  gebraucht  stehen,  und  der  Satz:  „l)ä  er  manni  frelsi  gefit  at 
fullo,  er  hann  er  \  lög  leiddr"  deutet  ebenfalls  darauf  hin,  daß  schon 
die  bloße  Vornahme  des  ersten  Aktes  als  ein  gefa  frelsi  erschien. 
Über  die  Form,  in  welcher  dieser  erste  Akt  sich  vollzog,  geben 
unsere  Quellen  keinen  Aufschluß  und  lassen  sich  auch  aus  dem  nor- 
wegischen Rechte  keine  Schlüsse  ziehen,  da  dieses  für  seinen  ersten 
Akt  zwar  ebenfalls  die  Bezeichnung  „gefa  frelsi"  braucht,  aber  in 
formaler  Hinsicht  teils  ebenfalls  nichts  sagt,  teils  aber  nur  Vorschriften 
gibt,  die  von  kirchlicher  Seite  ihm  zugekommen  sind.1)  Mag  ja  sein, 
daß  der  Akt  lediglich  in  einer  vor  Zeugen  abzugebenden  Erklärung 
des  Herrn  ohne  alle  weiteren  Förmlichkeiten  bestand.  Für  den 
zweiten  Akt  dagegen  galt  die  Bezeichnung  „leiöa  i  lög",  und  über 
ihn  sind  wir  genauer  unterrichtet.  Wir  erfahren  zunächst,  daß  der 
Gode,  dessen  Dingmann  er,  d.  h.  doch  wohl  der  Freigelassene,  war, 
diesen  Akt  vorzunehmen  hatte  und  daß  er  dafür  von  dem  Freige- 
lassenen eine  kleine  Gebühr  bezog.  Immer  scheint  der  Akt  am  Ding 
vorgenommen  worden  zu  sein,  und  zwar  am  lögberg  oder  an  der 
jnngbrekka,  als  den  zur  Vornahme  von  Verkündigungen  üblichen 
Orten.  Der  Gode  führte  den  Freigelassenen  an  diesen  Ort,  gab  ihm 
ein  Kreuz  in  die  Hand  und  ließ  ihn  vor  zugezogenen  Zeugen 
schwören,  daß  er  im  Rechtsverbande  mit  allen  übrigen  Leuten 
(i  lögum  meö  öörum  mönnum)  stehen  wolle  und  die  Gesetze  so  zu 
halten  gedenke  wie  diejenigen,  welche  sie  gut  halten,  worauf  dann  noch 
der  Zorn  Gottes  auf  den  herabgerufen  wird,  der  das  Gelöbnis  breche, 
es  sei  denn,  daß  er  sein  Vergehen  mit  voller  Bußzahlung  sühne. 
Die  Wortfassung  der  Eidesformel  zeigt,  daß  wir  es  hier  mit  sehr 
altem  Rechte  zu  tun  haben,  denn  der  neutrale  Gebrauch  des  Wortes 
goö  in  der  Konüngsbök  („])eim  se  goö  grämt" ;  in  der  Staöarhölsbök 
korrigiert  „])eim  er  Guö  gramr")  weist  auf  das  Heidentum  zurück, 
welches  ja  Gottheiten  beiderlei  Geschlechts  kannte,  wogegen  das 
Wort  als  Bezeichnung  des  Christengottes  stets  männlich  gebraucht 
wird;2)  diese  Formel  ist  aber  zugleich  auch  in  hohem  Grade  cha- 
rakteristisch für  die  Bedeutung  des  ganzen  Aktes.    Da  die  Unfreien 

1)  vgl.  meine  ang.  Abhandlung,  S.  26 — 27. 

2)  vgl.  FMS.  II,  194/130  und  Flbk.  I,  S.  371  :  „gjör  bik  eigi  svä  djarfa,  at 
bü  guÖlastir  optarr  rnins  dröttins  nafn  meö  binu  heiÖinlega  orötoeki  at  mer  äheyr- 
anda,  svä  at  bü  kallir  goÖ  hihn  haesta  himnakonüng,  er  ek  trüi  ä". 
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an  dem  Rechtsverbande  des  freien  Volkes  als  Ungenosscn  keinen 
Anteil  haben,  bedürfen  sie  einer  feierlichen  Aufnahme  in  diesen,  um 
aus  der  Unfreiheit  auszuscheiden  und  das  Recht  eines  freien  Mannes 
zu  gewinnen;  die  lögleiömg  ist  es,  welche  diese  Aufnahme  ver- 
mittelt, und  ist  es  der  Bedeutung  dieses  Aktes  völlig  angemessen, 
daß  sowohl  die  Volksgemeinde  als  der  Träger  der  Staatsgewalt  bei 
derselben  sich  beteiligt.  Die  lögleiömg  war  also  für  den  Erwerb  der 
vollen  Freiheit  unerläßlich,  und  mit  Recht  sagt  darum  unsere  Stelle, 
daß  nur  der  völlig  freigelassen  sei,  dem  sie  zuteil  wurde;  durch  die 
einseitige  Handlung  des  Herrn  konnte  zwar  dessen  Verzicht  auf 
seine  Gewalt  über  den  Unfreien  erklärt,  aber  nicht  die  Rechtsfähig- 
keit ihm  verschafft  werden,  er  wurde  also  durch  den  ersten  Akt 
zwar  herrenlos,  blieb  aber  nach  wie  vor  Sache.  Unsere  Rechtsbücher 
ziehen  von  hier  aus  mit  voller  Schärfe  die  Konsequenz,  daß  der  Un- 
freie, der  zwar  freigelassen,  aber  noch  nicht  in  den  Rechtsverband 
eingeführt  ist,  weder  das  Recht  eines  freien  noch  das  eines  unfreien 
Mannes  zu  beanspruchen  habe ;  ein  solcher  ist  in  der  Tat  übler  daran 
als  der  Sklave,  weil  er  wie  dieser  keines  eigenen  Rechtsschutzes  ge- 
nießt und  überdies  auch  des  Rechtsschutzes  entbehrt,  welchen  dem 
Unfreien  das  Recht  seines  Herrn  verleiht.  Als  grefleysingr  wird  ein 
solcher  Mann  bezeichnet  und  man  pflegt  diese  Bezeichnung  von 
gref,  Grabscheit,  abzuleiten  und  auf  die  Befreiung  von  der  harten 
Sklavenarbeit  zu  beziehen ; x)  an  die  grafgangsmenn  der  GpL.,  als 
an  Leute,  welchen  ihre  Freilassung  nur  die  Aussicht  auf  das  Grab 
eröffnet,  wird  man  aus  sprachlichen  Gründen  nicht  denken  dürfen. 
Eine  Ausnahme,  welche  von  der  Rechtlosigkeit  des  grefleysingr  für 
den  Fall  gemacht  wird,  da  er  Land  des  Königs  oder  des  Jarles  in 
Pacht  nimmt,  soferne  er  dort  das  volle,  hier  das  halbe  Freienrecht 
erhalten  soll,  ist  von  geringer  Bedeutung  und  kaum  jemals  praktisch 
geworden ;  beachtenswerter  sind  dagegen  zwei  weitere  Bestimmungen, 
welche  auch  im  norwegischen  Rechte  ihre  Parallele  finden.  Einmal 
nämlich  wird  bestimmt,  daß  derjenige  den  oben  besprochenen  Eid 
nicht  zu  schwören  braucht,  also  doch  wohl  überhaupt  der  lögleiömg 
nicht  bedarf,  dem  in  frühester  Jugend  die  Freiheit  gegeben  worden 
war.  Die  Vergleichung  des  norwegischen  Rechtes  zeigt,2)  daß  diese 
Bestimmung  vorwiegend,  wenn   nicht  gar  ausschließlich,   auf  den 

x)  So  Björn  Haldörsson,  J)örÖr  S  v  e  i  n  b  j  ö  r  n  s  s  o  n ,  Eirfkr  Jönsson, 
Möbius,  h.  v.;  so  auch  Schlegel,  S.  CXV ;  Dahlmann,  II,  S.  245  und  V. 
Finsen,  wenn  er  übersetzt:  „frigiven  fra  Spaden". 

2)  vgl.  meine  ang.  Abhandlung,  S.  47  und  48 — 49. 
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Jjvborinn  sonr  zu  beziehen  ist,  d.  h.  auf  den  Sohn  eines  freien  Vaters 
und  einer  unfreien  Mutter,  welchen  der  erstere  anerkannt  und  von 
Kindsbeinen  an  als  frei  auferzogen  hat;  als  auffällig  mag  demgegen- 
über hervorgehoben  werden,  daß  das  isländische  Recht  nicht,  wie 
das  norwegische, *)  die  gleiche  Behandlung  auch  dem  Kinde  ange- 
deihen  läßt,  dessen  Mutter  zwar  zur  Zeit  seiner  Geburt  bereits  frei- 
gelassen, aber  zur  Zeit  seiner  Erzeugung  noch  unfrei  gewesen  war. 
Einem  solchen  Kinde  „skal  gefa  frelsi  \  annat  sinn",  2)  und  ist  dies 
nur  konsequent,  da  auch  bezüglich  der  Frage  nach  der  ehelichen 
oder  unehelichen  Geburt  der  Zeitpunkt  seiner  Erzeugung  und  nicht 
der  seiner  Geburt  als  der  maßgebende  behandelt  wird. 3)  Sodann 
wird  aber  auch  ausgesprochen,  daß  kein  Unfreier  freigelassen  werden 
dürfe,  ehe  er  wenigstens  die  Hälfte  seines  Preises  abbezahlt  habe; 
eine  Bestimmung,  welche  teils  in  dem  Satze  des  norwegischen  Rechtes 
eine  Parallele  findet,  daß  der  Herr,  solange  die  Hälfte  des  Preises 
noch  unbezahlt  war,  trotz  der  erfolgten  Freilassung  den  Uberrest 
mit  Schlägen  eintreiben  durfte, 4)  teils  in  dem  anderen  Satze,  daß 
die  bei  der  Haltung  des  Freilassungsbieres  zu  erlegenden  leysings- 
aurar  sechs  Unzen,  also  die  Hälfte  des  Durchschnittspreises  eines 
Unfreien,  zu  betragen  hatten. 5)  Es  scheint  hiernach  bei  erfolgter 
Bezahlung  des  halben  Preises  der  erste,  bei  Bezahlung  der  zweiten 
Hälfte  desselben  der  zweite  Akt  der  Freilassung  ursprünglich  erfolgt 
zu  sein ;  aber  natürlich  will  damit  die  unentgeltliche  Freilassung,  wie 
sie  teils  zur  Belohnung  treuer  Dienste,  teils  auch  als  Akt  christlicher 
Barmherzigkeit  oft  genug  vorkam,  keineswegs  ausgeschlossen,  sondern 
nur  einem  unbedachten  Vorgehen  bei  entgeltlichen  Freilassungen 
vorgebeugt  werden,  welches  leicht  zu  unliebsamen  Zerwürfnissen 
führen  konnte.  Sehr  beachtenswert  ist  aber,  daß  die  beiden  Frei- 
lassungsakte, welche  das  isländische  Recht  unterscheidet,  augen- 
scheinlich nicht  dazu  bestimmt  sind,  für  längere  Zeit  voneinander 
getrennt  zu  bleiben,  da  der  zwischen  beiden  liegende  Zwischenzu- 
stand hier  in  einer  für  den  Freigelassenen  geradezu  unleidlichen 
Weise  gestaltet  ist;  anders  als  in  Norwegen  konnte  deren  Scheidung 
darum  nicht  zu  einer  Gliederung  der  Freigelassenen  in  zwei  ver- 
schiedene Klassen  mit  einem  verschiedenen  Maße  der  Berechtigung 
führen;  vielmehr  kennt  das  isländische  Recht  lediglich  eine  einzige 

v)  vgl.  meine  ang.  Abhandlung,  S.  47. 

2)  Konüngsbök,  118/224;  Staöarhölsbök,  59/68. 

3)  Konüngsbök,  142/23;  Staöarhölsbök,  104/135. 

4)  ang.  Abhandlung,  S.  45.  5)  ebenda,  S.  28. 
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Klasse  von  Freigelassenen,  und  wird  die  Einführung  in  den  Rechts- 
verband bei  dieser  nicht  minder  als  erfolgt  vorausgesetzt  werden 
müssen  als  die  Freilassung  im  engeren  Sinne.  —  Die  rechtliche  Be- 
handlung der  Freigelassenen  gestaltet  sich  hiernach  im  isländischen 
Rechte  weit  einfacher  als  im  norwegischen.  Auch  das  isländische 
Recht  läßt  zwischen  dem  Freilasser  sowie  seiner  Verwandtschaft  und 
dem  Freigelassenen  gewisse  Rechte  und  Verpflichtungen  fortbestehen, 
und  es  erstreckt  dieselben  auch  noch  auf  die  Kinder  des  Freige- 
lassenen, wenn  auch  nicht  auf  dessen  weitere  Nachkommenschaft; 
aber  diese  Rechte  und  Verbindlichkeiten  haben  nichts  mit  den 
])yrmslur  gemein  noch  mit  den  anderen  Beschränkungen,  welchen 
das  norwegische  Recht  seine  Freigelassenen  geringerer  Ordnung 
unterwirft;  sie  sind  vielmehr  lediglich  denjenigen  Rechten  und 
Pflichten  vergleichbar,  welche  das  norwegische  Recht  seinen  Frei- 
gelassenen höherer  Ordnung  zuweist,  und  nur  als  eine  Ergänzung 
des  Mangels  einer  freien  Verwandtschaft  anzusehen,  weshalb  sie  denn 
auch  nur  für  den  Fall  eintreten,  da  Eltern  oder  Kinder  nicht  vor- 
handen oder  doch  nicht  imstande  sind,  den  in  Frage  stehenden  Ob- 
liegenheiten zu  genügen.  So  sollen  den  Freigelassenen  zunächst 
seine  eigenen  Kinder  beerben,  soferne  sie  nur  ehelich  geboren  sind, 
und  nur  wenn  solche  fehlen,  tritt  das  Erbrecht  des  Freilassers  ein;1) 
von  einem  Erbrechte  der  Enkel  des  Freigelassenen  sprechen  die 
Quellen  nicht  und  werden  wir  doch  wohl  annehmen  dürfen,  daß 
auch  diese  den  Freilasser  von  der  Erbfolge  ausschlössen.  Jedenfalls 
ist  es  völlig  unbegründet,  wenn  Schlegel 2)  die  Enkel  mit  dem  Frei- 
lasser oder  dessen  Erben  den  Nachlaß  gleich  teilen  lassen  will;  von 
einer  Teilung  sprechen  die  Quellen  nämlich  überhaupt  nicht,  mit 
Ausnahme  nur  der  gleich  zu  besprechenden  Scheidung  des  Nach- 
lasses mit  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Herkunft  seiner  verschie- 
denen Bestandteile.  Umgekehrt  beerbt  der  Freigelassene  selbst  seine 
Kinder,  wenigstens  soweit,  als  dasjenige  an  ihn  zurückfällt,  was  er 
ihnen  als  Ausfertigung  gegeben,  oder  was  eine  von  ihm  ausgeheiratete 
Tochter  als  Widerlage  empfangen  hat;  was  mit  dem  Überreste  ge- 
schehen soll,  wird  nicht  gesagt,  ohne  daß  man  doch  hieraus  sofort 
schließen  dürfte,  daß  derselbe  an  den  Freilasser  zu  fallen  habe.  Es 
mag  an  den  Fall  gedacht  sein,  daß  die  verstorbenen  Kinder  selbst 
wieder  Deszendenten  hinterlassen  haben,  welchen  dieser  Überrest 


1)  Konüngsbök,  119/227—28;  StaÖarhölsbök,  60/72—73. 

2)  Comment.,  S.  CXV,  Note  2. 
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zufallen  soll,  und  bei  der  Bestimmung  die  Rücksicht  auf  das  even- 
tuelle Erbrecht  des  Freilassers  maßgebend  gewesen  sein;  die  fol- 
genden Worte:  „ef  l^au  deyja  barnlaus"  würden  solchenfalls  zu  dem 
anderen  Falle  hinüberleiten,  da  die  Kinder  eigene  Deszendenten 
nicht  hinterlassen  haben,  und  müßte  angenommen  werden,  daß  ein 
Satz  ausgefallen  wäre,  der  für  diesen  Fall  dem  Freigelassenen  das 
Erbrecht  in  Bezug  auf  deren  gesamten  Nachlaß  zugesprochen  hätte. 
Lebt  der  Freigelassene  selbst  nicht  mehr  in  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  seine  Kinder  unbeerbt  sterben,  so  erhält  der  Freilasser  von 
ihrem  Nachlasse  so  viel,  als  sie  selber  von  dem  Verstorbenen  geerbt 
hatten,  während  der  Überrest  an  die  Verwandten  der  Kinder  fällt, 
also  zunächst  an  deren  überlebenden  parens  oder  an  ihre  Geschwister; 
was  für  den  Fall  zu  gelten  hatte,  da  solche  nicht  vorhanden  waren, 
wird  uns  nicht  gesagt,  und  können  wir  nur  vermuten,  daß  der  Frei- 
lasser solchenfalls  den  ganzen  Nachlaß  erhielt.  Ist  aber  die  Erbschaft 
des  Freigelassenen  erst  an  seine  Kindeskinder  gelangt,  so  verfällt 
dieselbe  ausschließlich  dem  verwandtschaftlichen  Erbrechte,  ohne  daß 
von  hier  ab  noch  von  irgend  einem  Erbrechte  des  Freilassers  die 
Rede  wäre.  Hat  ferner  der  Freigelassene  selbst  wieder  einen  Frei- 
gelassenen, so  beerbt  er  diesen  in  demselben  Umfange,  in  welchem 
ein  freigeborener  Freilasser  den  seinigen  beerbt ;  aber  auch  an  diesem 
Erbrechte  nimmt  wieder  sein  eigener  Freilasser  Anteil,  ohne  daß 
freilich  völlig  klar  wäre,  in  welchem  Umfange.  Die  betreffende  Vor- 
schrift lautet  nämlich:  „en  ef  deyr  barnlaus  leysfngr  leysfngsins,  |)ä 
skal  |3at  fe  aptr  hverfa  undir  frjälsgjafann  f>ann,  er  frelsi  gaf  enum 
fyrra";  versteht  man  nun  unter  „hinn  fyrri",  wie  dies  zunächst  liegt 
und  auch  von  Vilh.  Finsen  angenommen  wurde,  den  zuerst  Frei- 
gelassenen, so  gewinnt  man  damit  die  Regel,  daß  der  Freilasser  des 
Freilassers  diesen  letzteren  bei  der  Beerbung  des  Freigelassenen  des 
Freigelassenen  ausschließe,  eine  Regel  also,  die  in  konstruktiver  Hin- 
sicht Bedenken  erregen  könnte.  Indessen  besteht  doch  eine  Mög- 
lichkeit, den  auffälligen  Satz  zu  erklären.  Das  norwegische  Recht, 
welches  unzweifelhaft  eine  ältere  Gestaltung  des  Freigelassenenrechtes 
zeigt  als  das  isländische,  läßt  den  Freigelassenen  niederer  Ordnung 
sogar  seine  eigenen  Kinder  nicht  beerben, 2)  und  spricht  auch  nur 
dem  Freigelassenen  höherer  Ordnung  ein  Erbrecht  zu  gegenüber 
seinen  eigenen  Freigelassenen  5  2)  es  bleibt  demnach  die  Möglichkeit, 
daß  sich  im  isländischen  Rechte  Spuren  dieser  Behandlung  der  Frei- 


L)  vgl.  meine  ang.  Abhandlung,  S.  40 — 41.  2)  ebenda,  S.  56. 
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gelassenen  niederer  Ordnung  erhalten  hätten,  und  daß  von  hier  aus 
die  Ausschließung  des  Freigelassenen  von  der  Beerbung  seines  Frei- 
gelassenen durch  das  höhere  Recht  seines  eigenen  Freilassers  er- 
klären ließe,  ja  daß  sich  von  hier  aus  vielleicht  sogar  eine  andere 
und  dem  Bisherigen  analoge  Auslegung  der  Stelle  ergeben  könnte, 
welche  das  Erbrecht  des  Freigelassenen  gegenüber  seinen  ohne 
Hinterlassung  von  Deszendenten  verstorbenen  Kindern  bespricht. 
Keine  Schwierigkeiten  macht  übrigens  der  an  unserer  Stelle  noch 
ausgesprochene  Satz,  daß  mehrere  Freilasser  bei  der  Beerbung  ihres 
gemeinsamen  Freigelassenen  nach  Verhältnis  ihrer  Anteile  an  diesem 
zu  teilen  haben ;  keine  Schwierigkeit  auch  der  anderwärts  ausge- 
sprochene Satz, J)  daß  der  Freigelassene,  welcher  seinen  Freilasser 
widerrechtlich,  z.  B.  durch  eine  Vergabung,  um  sein  Erbrecht  zu 
bringen  sucht,  von  diesem  oder  seinen  Erben  dafür  unter  Einziehung 
seines  gesamten  Vermögens  wieder  in  die  Sklaverei  zurückversetzt 
werden  dürfe.  Es  handelt  sich  dabei  eben  um  eine  Revokation  der 
Freilassung  wegen  Undanks,  welche  im  älteren  Rechte  gar  vielfache 
Parallelen  findet.  Dem  Erbrechte  des  Freilassers  steht  nun  aber  auch 
eine  ihm  und  seiner  Verwandtschaft  obliegende  Verpflichtung  gegen- 
über, den  Freigelassenen  samt  seinen  Kindern  im  Bedürfnisfalle  zu 
alimentieren  ; 2)  indessen  ist  diese  Verpflichtung  ebensogut  nur  sub- 
sidiärer Natur  wie  sein  Erbrecht,  und  weisen  die  Rechtsbücher  denn 
auch  ausdrücklich  auf  diese  Analogie  zwischen  Recht  und  Pflicht 
hin.  Zunächst  also  haben  die  Kinder  des  Freigelassenen  diesen  im 
Verarmungsfalle  zu  alimentieren,  und  nur  wenn  solche  nicht  vor- 
handen oder  zur  Leistung  der  Alimentation  nicht  befähigt  sind,  hat 
der  Freilasser  einzutreten,  wogegen  die  Kinder  des  Freigelassenen 
für  die  Kosten  der  Verpflegung  ihres  Vaters  bei  demselben  in  Schuld 
zu  gehen  haben.3)  Ebenso  war  natürlich  die  Alimentation  der  Kinder 
des  Freigelassenen  zunächst  Sache  seiner  selbst,  wogegen  die  Ver- 
pflichtung des  Patrones  nur  eine  subsidiäre  war;  die  Quellen  freilich 
sprechen  sich  über  diesen  Punkt  nicht  aus,  wogegen  sie  das  Ver- 
fahren genau  regeln,  welches  eingehalten  werden  mußte,  wenn  es 
galt,  diese  subsidiäre  Alimentationspflicht  des  Freilassers  selbst  oder 
seiner  Verwandtschaft  in  Anspruch  zu  nehmen.4)    Eigentümlich  ist 

x)  Konüngsbök,  127/247;  Staöarhölsbök,  66/85. 

2)  Konüngsbök,  112/191  und  192;  128/3;  J34/l7;  137/19—20;  Staöar- 
hölsbök, 161/189  und  190;  81/103;  93/126 — 27;  99/130 — 31. 

3)  Konüngsbök,  134/17;  Staöarhölsbök,  93/126. 

4)  Konüngsbök,  137/19—20;  Staöarhölsbök,  99/130— 31. 
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dabei,  daß  unter  Umständen  die  Verwandtschaft  des  Freilassers  und 
hin  und  wieder  sogar  dieser  selbst,  von  der  Alimentationspflicht 
völlig  freibleibt,  und  sind  die  einschlägigen  Fälle  nicht  ganz  leicht 
zu  erklären.  Das  zwar  kann  nicht  auffallen,  daß  der  Beweis,  der 
Freigelassene  sei  gar  nicht  Sklave  dessen  gewesen,  der  ihn  freige- 
lassen hat,  von  jedem  erhobenen  Alimentationsanspruche  befreit;1) 
in  solchem  Falle  ist  nämlich  die  Freilassung  entweder  im  Auftrage 
des  Eigentümers  erfolgt  und  somit  auch  zu  seinen  Lasten,  oder  aber 
ohne  Auftrag  und  somit  widerrechtlich,  also  rechtsunwirksam,  so  daß 
in  keinem  von  beiden  Fällen  gegen  die  Verwandtschaft  des  Frei- 
lassenden ein  Anspruch  erhoben  werden  kann.  Schon  auffälliger  ist 
dagegen,  daß  die  Alimentationspflicht  der  Verwandtschaft  des  Frei- 
lassers und  dieses  selbst  auch  dann  zessieren  soll,  wenn  dieser  den 
Unfreien  eigens  zu  dem  Zwecke  gekauft  hat,  um  ihn  freizulassen, 
und  wenn  er  dabei  mindestens  die  Hälfte  des  Kaufpreises  bezahlt 
hat,  indem  in  diesem  Falle  die  Alimentationslast  demjenigen  obliegen 
soll,  welcher  diesen  Preis  empfangen  bzw.  noch  zu  fordern  hat;2) 
die  Bestimmung  scheint  indessen  von  dem  Gedanken  aus  sich  zu 
erklären,  daß  derjenige,  welcher  einen  Sklaven  freigelassen  hat,  von 
welchem  er  niemals  Nutzen  gezogen,  für  dessen  Erwerb  er  vielmehr 
lediglich  Opfer  gebracht  hat,  für  seine  Wohltätigkeit  nicht  auch  noch 
eine  Alimentationslast  sich  aufgehalst  sehen  soll,  welche  vielmehr 
billig  dem  überbürdet  werden  möge,  welcher  den  Unfreien  benützt, 
und  hinterher  auch  noch  bezahlt  bekommen  habe,  ein  Gedanke,  der 
möglicherweise  mit  der  kirchlichen  Rücksichten  entstammenden  Be- 
günstigung der  Freilassungen  zusammenhängen  kann.  Am  schwersten 
verständlich  ist  endlich  die  Vorschrift,3)  daß  man  nur  solche  Sklaven 
freilassen  solle,  welche  man  mit  ihrem  vollen  Werte  bezahlt  habe, 
wogegen  man  bezüglich  solcher  Unfreier,  die  man  nicht  um  ihren 
vollen  Wert  gekauft  habe,  zwar  selbst  die  Alimentationspflicht  zu 
übernehmen  habe,  aber  diese  seiner  Verwandtschaft  nicht  zuziehen 
könne ;  mag  indessen  sein,  daß  dabei  nicht  etwa  an  den  Fall  gedacht 
werden  wollte,  da  der  Freilasser  seinen  Sklaven  unentgeltlich  oder 
doch  um  einen  geringeren  Preis  erworben  hatte,  als  welcher  dessen 
Wert  entsprach,  sondern  nur  an  den  anderen  Fall,  da  er  denselben 
freiließ,  ehe  er  noch  den  Preis  voll  bezahlt  hatte,  um  den  er  von 
ihm  gekauft  worden  war.    So  verstanden  könnte  die  Stelle  besagen 


v)  ang.  O.  2)  ang.  O. 

3)  Konüngsbok,  112/192;  S  ta  Öa  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  161/190. 
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wollen,  daß  der  Leichtsinn  eines  Mannes,  welcher  einen  noch  nicht 
bezahlten  Sklaven  freiläßt,  nur  ihm  selbst,  nicht  aber  seinen  Ver- 
wandten schaden  solle,  die  ja  sonst  leicht  in  die  Lage  kommen 
könnten,  zugleich  den  Freigelassenen  alimentiercn  und,  als  Erben 
des  Freilassers,  den  noch  ausständigen  Kaufschilling  für  denselben 
bezahlen  zu  müssen.  Bedenken  kann  endlich  allenfalls  auch  erregen, 
daß  nirgends  dem  Freigelassenen  eine  Alimentationspflicht  gegen- 
über dem  Freilasser  und  seiner  Verwandtschaft  auferlegt  wird,  wäh- 
rend doch  das  norwegische  Recht  demselben  eine  solche  allerdings 
auferlegt;  indessen  mag  ja  sein,  daß  das  Bestreben,  die  Alimentations- 
pflicht mit  voller  Konsequenz  der  Erbberechtigung  parallel  zu  halten, 
in  dieser  Beziehung  für  das  isländische  Recht  maßgebend  geworden 
ist  und  sogar  das  natürliche  Gefühl  zu  überwinden  vermochte,  welches 
jene  Verpflichtung  des  Freigelassenen  immerhin  zu  fordern  scheint. 
Wie  bezüglich  der  Alimentationspflicht,  so  muß  ferner  auch  be- 
züglich der  Altersvormundschaft  der  Freilasser,  subsidiär  oder  primär, 
berufen  gewesen  sein,  da  die  allgemeine  Regel  galt:1)  „svä  skal  til 
fjärvaröveizlu  taka,  sem  til  arfs",  und  zwar  sowohl  gegenüber  den 
Kindern  des  Freigelassenen,  als  gegenüber  dem  Freigelassenen  selbst, 
in  Bezug  auf  welchen  letzteren  der  Satz  nur  selten  wird  zum  Zuge 
gekommen  sein.  Wiederum  wird  ausdrücklich  ausgesprochen,2)  daß 
der  Freigelassene  seiner  eigenen  Tochter  gegenüber  bezüglich  des 
Verlobungsrechtes  und  der  Unzuchtsbußen  ganz  dieselben  Befugnisse 
habe  wie  der  Freigeborene;  von  einem  subsidiären  Eingreifen  des 
Freilassers  aber  gegenüber  einer  Freigelassenen  oder  der  Tochter 
eines  Freigelassenen,  deren  Vater  nicht  mehr  lebte,  und  welche  über- 
dies weder  einen  Ehemann  noch  einen  ehelichen  Sohn  hatte,  wird 
allerdings  nirgends  ausdrücklich  gesprochen;  ein  solches  liegt  jedoch 
in  der  Konsequenz  des  Rechts  und  wird  überdies  insoferne  still- 
schweigend vorausgesetzt,  als  die  mit  einer  Freigelassenen  begangene 
Unzucht  der  mit  einer  unfreien  oder  in  Schuldknechtschaft  begriffenen 
Weibsperson  an  die  Seite  gestellt  und  dabei  überdies  die  Strafe  ver- 
schieden bemessen  wird,  je  nachdem  der  Sohn  der  Gekränkten  oder 
ein  anderer,  d.  h.  in  unserem  Falle  doch  wohl  der  Freilasser,  die 
Klage  zu  stellen  berufen  ist. 3)  Wird  ein  Freigelassener  erschlagen, 
so  ist  zur  Blutklage  zunächst  dessen  Sohn  berufen,  wenn  er  anders 


1)  Konüngsbök,  122/230;  StaÖarhölsbök,  64/78. 

2)  Konüngsbök,  146/36;  StaÖarhölsbök,  127/163. 

3)  Konüngsbök,  15648;  StaÖarhölsbök,  145/177 — 78. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  13 
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freigeboren  und  volljährig  ist,  eventuell  aber  der  Freilasser;1)  fehlt 
ein  Sohn,  der  die  Klage  anstellen  könnte,  und  hat  der  Freilasser 
seinen  Freigelassenen  selber  getötet,  so  tritt  der  Gode  des  Er- 
schlagenen und  eventuell  dessen  samjnngisgoöar  in  die  Berufung  zur 
Blutklage  ein,  ganz  wie  in  anderen  Fällen,  wenn  ein  anderweitiger 
Kläger  fehlt.  Für  den  verstorbenen  Freilasser  tritt  dessen  Erbe  ein ; 
war  aber  der  Erschlagene  ein  Freigelassener  eines  Freigelassenen,  so 
war  zu  der  Blutklage,  natürlich  falls  kein  klagfähiger  Sohn  da  war, 
zunächst  der  zuerst  Freigelassene  (hinn  ceöri  leysingr)  berufen,  und 
erst  eventuell,  wenn  dieser  schon  ohne  Hinterlassung  von  Kindern 
verstorben  oder  selbst  der  Totschläger  war,  der  Freilasser,  welcher 
ihn  selber  freigelassen  hatte  bzw.  dessen  Erben.  Andererseits  wird 
auch  die  Regel  aufgestellt, 2)  daß  Freigelassene  wegen  der  Tötung 
ihrer  Kinder  ganz  ebensogut  zur  Blutklage  und  zur  Totschlagsbuße 
berufen  werden  wie  Freigeborene,  und  ist  demnach  klar,  daß  das 
Recht  des  Freilassers  dem  des  freigelassenen  Vaters  zu  weichen  hat. 
Endlich  ist  auch  noch  von  einer  Geschlechtsbuße  die  Rede,  welche 
in  Totschlagsfällen  von  der  Verwandtschaft  des  Freigelassenen  ge- 
geben und  genommen  wird;3)  aber  die  einschlägigen  Bestimmungen 
bieten  große  Schwierigkeiten  für  die  Auslegung.  Das  zwar  ist  ein- 
leuchtend, daß  in  dieser  Richtung  von  einer  Berechtigung  des  Frei- 
lassers nicht  die  Rede  ist  und  nicht  die  Rede  sein  kann;  dagegen 
fällt  bereits  auf,  daß  wie  bei  den  Freigeborenen  vier  baugar  unter- 
schieden werden,  deren  vierten  die  Geschwisterkinder  geben  und 
nehmen,  während  doch  bei  Freigelassenen  eine  so  weit  verzweigte 
freie  Verwandtschaft  kaum  vorkommen  konnte.  Man  könnte  daran 
denken,  daß  neben  der  freien  auch  die  unfreie  Verwandtschaft  be- 
rücksichtigt worden  sei,  und  hierfür  geltend  machen,  daß  auch  von 
Wergeidszahlungen  gesprochen  wird,  welche  wegen  der  Tötung  eines 
Sklaven  der  Unfreie  dem  Unfreien  leistet;  indessen  steht  dem  doch 
das  Bedenken  entgegen,  daß  in  unserem  Texte  dieses  Umstandes 
keine  Erwähnung  getan  und  auch  nicht  die  zu  erwartende  Unter- 
scheidung zwischen  den  von  Freien  und  von  Unfreien  zu  leistenden 
und  zu  beziehenden  Beträgen  gemacht  wird.  Man  kann  aber  auch 
daran  denken,  daß  im  Baugatal  schon  zuvor  für  den  Fall  Fürsorge 
getragen  war,  da  für  einzelne  baugar  entweder  keine  skapbcetendr 


ist 


1)  Konüngsbok,  96/172;  StaÖarhölsbök,  298/337 — 38;  die  letztere  Stelle 
ungleich  ausführlicher. 

2)  StaÖarhölsbök,  354/377.  3)  Konüngsbok,  113/202. 
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oder  keine  skap])iggjendr,  oder  weder  diese  noch  jene  vorhanden 
waren;  im  letzteren  Falle  sollte  der  betreffende  baugr  ganz  weg- 
fallen, während  im  ersten  und  zweiten  der  Bezug  bzw.  die  Leistung 
auf  die  nächstfolgende  Klasse  der  Berechtigten  oder  Verpflichteten 
übergehen  sollte,  nur  mit  gewissen,  genau  geregelten  Abzügen.  Es 
wäre  nun  möglich,  daß  bei  Besprechung  des  Freigelassenenwergeldes 
einfach  an  diese  letzteren  Regeln  gedacht  worden  wäre,  und  daß 
wir  demnach  anzunehmen  hätten,  daß  bei  diesem  Vater,  Sohn  und 
Bruder,  die  einzigen  bezugsberechtigten  Verwandten,  die  für  ge- 
wöhnlich vorkommen  konnten,  eben  alle  baugar  beziehen  sollten,  für 
welche  überhaupt  Zahlpflichtige  vorhanden  waren ;  ich  möchte  diese 
letztere  Erklärungsweise  vorziehen.  Zweitens  aber  erregt  Bedenken, 
daß  der  Betrag  der  baugar  beim  Freigelassenen  nur  halb  so  hoch 
angesetzt  ist  als  beim  Freigeborenen,  während  doch  sehr  die  Frage 
ist,  ob  jener  sonst  im  Kompositionensysteme  geringer  angesetzt  ge- 
wesen sei  als  dieser.  Schlegel  freilich  glaubte  den  Freigelassenen 
eine  geringere  Buße  zuschreiben  zu  sollen  als  den  Freigeborenen ; L) 
aber  die  einzige  Belegstelle,  auf  welche  er  sich  dieserhalb  beruft,  2) 
bespricht,  wie  dies  von  Baldvin  Einarsson  bereits  ganz  richtig  be- 
merkt wurde, 3)  gar  nicht  den  Betrag  der  dem  Freigelassenen  zu- 
kommenden Büß-  oder  Wergeidsbeträge,  sondern  beschäftigt  sich 
lediglich  mit  der  Frage  nach  den  Personen,  welchen  im  Falle  der 
Tötung  eines  solchen  die  vigsök  und  die  vi'gsbcetr  zukommen,  mit 
einer  Frage  also,  welche  mit  der  Höhe  dieser  letzteren  gar  nichts 
zu  tun  hat.  Allerdings  ist  richtig,  daß  die  Klage  wegen  rechts- 
widrigen Beischlafes  mit  einem  freigeborenen  Weibe  auf  die  strenge 
Acht  ging, 4)  dagegen  die  Klage  wegen  rechtswidrigen  Beischlafes 
mit  einer  Freigelassenen  nur  auf  Landesverweisung;5)  die  letztere 
Bestimmung  aber  will  keineswegs  unter  allen  Umständen  gelten,  er- 
hält vielmehr  den  Beisatz:  „nema  barnino  vaeri  frelsi  geht,  eöa  svä 
ef  hon  ä  son  frjälsan;  |)ä  varöar  sköggang".  Damit  will  denn  doch 
gesagt  sein,  daß  die  Klage  in  zwei  Fällen  auf  die  volle  Acht  geht, 
obwohl  das  gekränkte  Weib  nur  eine  Freigelassene  war,  nämlich 
dann,  wenn  das  Weib  schon  als  Kind  freigelassen  worden  war, 6) 

1)  Comment.,  S.  CXV. 

2)  Konüngsbök,  96/172;  Staöarhölsbök,  298/337 — 38. 

3)  Juridisk  Tidsskrift,  XXII,  S.  294.  4)  Konüngsbök,  155/47 — 48; 
Staöarhölsbök,  144/177;  B  e  1  g  s  d  als  b  ö  k ,  50/241—42. 

5)  Konüngsbök,  156/48;  Staöarhölsbök,  145/177 — 78. 

6)  Es  ist  ganz  verkehrt,  wenn  börör  Sveinbjörnsson  und  Vilh.  Finsen  die  Frei- 
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oder  wenn  dasselbe  einen  freien  Sohn  hat;  der  letztere  Vorbehalt 
zeigt,  daß  nicht  die  Freigelassene  als  solche  eines  geringeren  Rechts- 
schutzes genießen  sollte,  sondern  nur  diejenige,  die  in  Ermangelung 
eines  freien  Sohnes  doch  wohl  nur  auf  den  Schutz  ihres  Freilassers 
angewiesen  war,  während  der  erstere  auch  diejenige  Freigelassene 
begünstigen  sollte,  welche,  wenn  auch  auf  den  Schutz  ihres  Frei- 
lassers angewiesen,  doch  durch  ihre  bereits  im  kindlichen  Alter  er- 
folgte Freilassung,  und  der  Regel  nach  wohl  als  seine  Jtyborin  döttir, 
ihm  näher  stand.  Aus  einer  so  eng  begrenzten  Zurücksetzung  weiter 
tragende  Schlüsse  zu  ziehen,  ist  kaum  erlaubt;  dagegen  scheint  der 
Umstand,  daß  in  allen  den  zahlreichen  Fällen,  in  welchen  sonst  von 
Bußen  oder  Strafen  die  Rede  ist,  niemals  einer  Verschiedenheit  der 
Ansätze  für  Freigeborene  und  Freigelassene  gedacht  wird,  in  der 
Tat  so  gut  wie  gewiß  zu  machen,  daß  für  diese  wie  jene  die  gleichen 
Ansätze  galten,  was  freilich  das  isländische  Recht  wieder  in  ent- 
schiedenen Gegensatz  zum  norwegischen  bringt,  in  welchem  be- 
kanntlich die  Freigelassenen  beider  Ordnungen  in  Buße  und  Wer- 
geid erheblich  tiefer  gestellt  waren  als  die  freigeborenen  Leute.  Auf- 
fällig ist  demgegenüber  dann  freilich,  daß  die  Wergeidstafel  die  Frei- 
gelassenen bezüglich  der  baugar  nur  halb  so  hoch  ansetzt  als  die 
Freigeborenen ;  indessen  mag  sich  dies  gerade  daraus  erklären,  daß 
der  getötete  Freigelassene  regelmäßig  nur  einen  Sohn,  kaum  noch 
Vater  oder  Bruder,  hinterlassen  konnte,  der  dann  alle  vier  baugar 
bezog  und  somit  auch  bei  deren  Herabsetzung  auf  die  Hälfte  noch 
immer  einen  genügend  reichlichen  Bezug  hatte.  Ausdrücklich  wird 
übrigens  noch  ausgesprochen,  daß  in  Bezug  auf  Erbrecht1)  und 
Blutklage  2)  mehrere  Männer,  welche  einen  und  denselben  Unfreien 
gemeinsam  freigelassen  haben,  mit  gleichen  Anteilen  partizipieren, 
wie  an  der  Freilassung,  und  daß  sie  auch  zu  gleichen  Quoten  dessen 
Alimentation  zu  übernehmen  haben;3)  ein  Satz,  der  einfach  der 
Regel  entspricht,  welche  auch  für  die  entsprechenden,  auf  der  Ver- 
wandtschaft ruhenden  Rechte  und  Pflichten  gilt,  soferne  auch  in 
diese  gleich  nahe  Berufene  zu  gleichen  Teilen  eintreten. 

Zwischen  dem  Freigeborenen  (frj  älsb  o  rinn)  4)  und  dem 

lassung  auf  das  im  stuprum  erzeugte  Kind  beziehen;  warum  sollte  dieses  einer  Frei- 
lassung bedürfen,  da  doch  seine  Eltern  frei  sind? 

XJ  Konüngsbök,  119/227;  StaÖarhölsbök,  60/73. 

2J  StaÖarhölsbök,  298/338. 

3)  Konüngsbök,  134/17;  StaÖarhölsbök,  93/127. 

4)  Konüngsbök,    94167    und    168;    96/172;    128/218;  StaÖarhölsbök 
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Freigelassenen  wird  hiernach  im  isländischen  Rechte,  anders  als  im 
norwegischen,  in  Bezug  auf  die  eigentlichen  Standesrechte  nicht 
unterschieden;  anders  als  im  norwegischen  Rechte  treten  aber  auch 
unter  den  Freigeborenen  selbst  keine  weiteren  Standesunterschiede 
hervor,  vielmehr  wird  nur  der  Ausdruck  frjäls  selbst,  aus  fn-hals 
zusammengezogen,  als  Bezeichnung  eines  Standes  gebraucht,  welcher 
alle  und  jede  Leute  in  sich  begreift,  welche  nicht  unfrei  und  allen- 
falls auch  nicht  in  Schuldknechtschaft  sind.1)  Allerdings  zerfällt  der 
Freienstand  in  verschiedene  Klassen  von  Leuten,  welchen  auch  wohl 
das  Recht  in  einzelnen  Beziehungen  eine  verschiedene  Behandlung 
angedeihen  läßt;  aber  diese  Verschiedenheit  der  Behandlung  macht 
sich  immer  nur  in  bestimmten  einzelnen  Richtungen  geltend,  ohne 
die  gesamte  Persönlichkeit  der  Angehörigen  jeder  einzelnen  Klasse 
als  solche  zu  ergreifen,  und  sie  führt  darum  auch  nicht  zu  einer 
Abstufung  der  Büß-  und  Wergeidsansätze,  wie  sie  in  Norwegen  in 
so  reichem  Maße  vorkommt.  Unter  diesen  mehr  oder  minder  flüs- 
sigen Abstufungen  innerhalb  des  Freienstandes  tritt  zunächst  sehr  be- 
deutsam hervor  die  bereits  besprochene  Unterscheidung  der  bcendr, 
d.  h.  ansässigen  Bauern,  und  der  griömenn,  d.  h.  nicht  selbständig 
angesessenen  Leuten,  welche  regelmäßig  zugleich  im  Dienste  der 
ersteren  stehen.  Nur  die  Bauern  erscheinen  vollberechtigt  auf  dem 
Gebiete  des  öffentlichen  Rechts.  Nur  sie  haben  bei  den  Gemeinde- 
versammlungen zu  erscheinen,  während  Dienstboten  nur  etwa  in 
Vertretung  ihrer  Hausherren  sich  einzufinden  haben.  2)  Das  Zehnt- 
recht freilich  gestattet  ebensowohl  griömenn  als  bcendr  mit  der  Fest- 
stellung und  Verteilung  des  Zehnts  und  anderer  Beiträge  zur  Armen- 
pflege zu  betrauen ; 8)  aber  dies  muß  wohl  als  eine  Eigentümlichkeit 
des  kirchlichen  Rechtes  aufgefaßt  werden,  da  das  weltliche  Gemeinde- 
recht nicht  nur  die  Eigenschaft  eines  Bauern,  sondern  sogar  die  eines 
Grundeigentümers  als  regelmäßige  Voraussetzung  der  Wählbarkeit 
zur  Funktion  eines  söknarmaör  bezeichnet,  und  selbst  Bauern,  die 
nicht  Grundeigentümer  sind,  nur  in  dem  Falle  zu  derselben  be- 
rufen  läßt,    da   die   Wahl   der   Gemeindeversammlung   eine  ein- 


297/334  und  335;  298/337;  56/63  usw.    Als  Gegensatz  zu  byborinn,  Anhang  zur 

Eyrbyggja>  s.  125. 

*)  vgl.  z.  B.  Konüngsbök,  20/38:  frjälsan  mann  ok  heimilisfastan ;  Kon- 
üngsbök,  118/224:  er  braell  getr  barn  meÖ  frjälsi  kono ;  StaÖarhölsbök, 
59/68  u.  dgl.  m. 

2)  StaÖarhölsbök,  225/25S. 

3)  Konüngsbök,  255/206;  StaÖarhölsbök,  38/47 — 48. 


198 


Abschnitt  I.    Die  Einteilung  des  Landes  und  Volkes. 


stimmige  ist.1)  Auch  in  Bezug  auf  den  Genuß  der  Almendenutzungen 
waren  die  Bauern  vorzugsberechtigt  gegenüber  von  einschichtigen 
Leuten;2)  da  unsere  Rechtsbücher  von  diesem  Vorrechte  nichts  be- 
richten und  die  einzige  Quelle,  welche  desselben  gedenkt,  sich  nur 
auf  eine  Rechtsweisung  beruft,  welche  der  Gesetzsprecher  Skapti 
pöroddsson  (1004 — 30)  erteilt  haben  soll  und  welche  der  Sagen- 
schreiber als  nicht  ganz  richtig  gelten  lassen  will,  muß  indessen  da- 
hingestellt bleiben,  ob  deren  Angabe  vollkommen  glaubwürdig  oder 
ob  nicht  vielleicht  anzunehmen  sei,  daß  noch  im  13.  Jahrhundert 
die  Frage  bestritten  gewesen  sei.  Wiederum  müssen  die  Nachbar- 
geschworenen regelmäßig  ansässige  Bauern  sein;  nur  ausnahmsweise 
dürfen  im  Notfalle  griömenn  in  mäßigem  Umfange  zu  dieser  Funktion 
verwendet  werden,  nämlich  so,  daß  von  fünf  büar  zwei  griömenn 
sind,  oder  auch  dann,  wenn  ein  griömaör  als  Vertreter  seines  Bauern 
am  Ding  erschien,  was  in  gewissem  Umfange  zulässig  war.  Da- 
gegen wird  uns  ausdrücklich  gesagt,3)  daß  der  Gode  in  den  tylptar- 
kviör  ebensogut  griömenn  als  bcendr  berufen  durfte,  und  in  das 
Viertelsgericht  am  Alldinge  durfte  er  jeden  „frjälsan  mann  ok  hei- 
milisfastan"  ernennen;4)  selbst  bezüglich  des  Gastgerichtes  wird  ein- 
mal- ausgesprochen, 5)  daß  der  Kläger  dasselbe  besetzen  solle  mit 
zwölf  Männern,  „er  vistfastir  se,  ok  kunni  at  hyggja  fyrir  oröi  ok 
eiöi",  womit  denn  doch  stillschweigend  ausgesprochen  ist,  daß  auch 
griömenn  ernannt  werden  konnten.  Von  den  übrigen  Nachbarge- 
richten wird  nichts  ähnliches  gesagt,  und  darf  man  demnach  viel- 
leicht die  Regel  dahin  fassen,  daß  im  Bereiche  des  Gemeinde-  und 
Nachbarschaftsrechtes  die  Bauern  mit  Ausschluß  der  griömenn  oder 
doch  vor  diesen  zu  den  einschlägigen  Rechten  und  Pflichten  berufen 
erscheinen,  wogegen  beide  Klassen  sich  rechtlich  vollkommen  gleich- 
gestellt waren,  soweit  das  staatliche  Gebiet  und  die  Gewalt  der 
Goden  reichte ;  tatsächlich  freilich  stand  die  Bevorzugung  der  Bauern 
auch  auf  diesem  Gebiete  unzweifelhaft  fest,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  die  griömenn  an  und  für  sich  gar  nicht  zum  Dingbesuche  ver- 
pflichtet waren.  Die  früher  schon  besprochenen  b  ü  ö  s  e  t  u  m*e  n  n  6) 
aber  scheinen,  soweit  sie  überhaupt  geduldet  wurden,  in  den  bisher 
besprochenen  Beziehungen  den  griömenn,  nicht  den  bcendr  gleich 
behandelt  worden  zu  sein,  wie  sie  denn  auch  nirgends  als  eine 

L)  Konüngsbok,  234/171;  S  t  a  Ö  ar  h  6  ls  b  ö  k  ,  217/249. 

2)  Grettla,  27/64. 

3)  Konüngsbok,  36/66—67.  4)  ebenda,  20/38. 

5)  Staöarh  olsbök  ,  228/262.  6)  [vgl.  oben  S.  145 — 49.] 
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zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehende  selbständige  Klasse  besprochen 
werden;  als  Nachbargeschworene  unterliegen  sie  nach  der  Njäla  einer 
Rekusation,  und  wenn  einmal  bei  einer  lysfng  vor  büar  nur  die- 
jenigen in  Betracht  gezogen  werden  wollen,  „er  lögbü  hafa",  *)  so 
ist  auch  damit  die  Ausschließung  der  büösetumenn  ausgesprochen. 
—  Der  Gegensatz  der  bcendr  und  griömenn  ist  übrigens  insoferne 
kein  ganz  scharfer,  als  man  unter  den  letzteren  bald  alle  nicht  selb- 
ständig ansässigen  Leute,  bald  nur  diejenigen  unter  ihnen  verstand, 
die  in  fremdem  Hausdienste  standen.  In  einem  etwas  strengeren 
Sinne  werden  allenfalls  auch  die  Ausdrücke  einhleypingar,2) 
seltener  1  a  u  s  1  n  g  j  a  r  3)  oder  lausamenn,4)  dann  lausir  menn5) 
gebraucht;  man  versteht  darunter,  ganz  in  demselben  Sinne,  in 
welchem  auch  wir  von  einläufigen  oder  losen  Leuten  sprechen,  freie 
Personen  ledigen  Standes  und  ohne  selbständigen  Haushalt,  also  das- 
selbe, was  der  Ausdruck  griömenn  in  seiner  strengeren  juristischen 
Bedeutung  bezeichnet,  so  daß  also  das  Wort  auch  die  Kinder  von 
Bauern  mit  umfaßt,  welche  im  elterlichen  Hause  oder  bei  anderen 
Angehörigen  wohnen,  ohne  in  irgend  welchem  Dienste  zu  stehen, 
also  Leute,  auf  welche  man  die  Bezeichnung  griömenn  gewöhnlich 
nicht  anzuwenden  pflegte.  Der  Ausdruck  frelsfngi  endlich,  welchen 
manche  als  Bezeichnung  der  Freigelassenen,6)  andere  als  Bezeichnung 
teils  der  Freigelassenen,  teils  der  freien  Leute  überhaupt  auffassen 
wollen, 7)  scheint  mir  lediglich  den  kleinen  Mann  freien  Standes  zu 
bezeichnen,  so  daß  also  der  Freigelassene  mit  inbegriffen  ist,  aber 
die  Bedeutung  des  Ausdruckes  nicht  erschöpft.  In  den  Quellen  findet 
sich  derselbe  für  die  freien  Hausdiener  eines  Herrn  gebraucht,  wie 
etwa  auf  Island  von  porsteinn  J)orskabitr  gesagt  wird:8)  „hann  haföi 
meö  ser  jafnan  60  frelsfngja",  oder  von  Geirmundr  heljarskinn : 9) 
„hann  haföi  80  frelsingja",  während  die  Sturlünga  sagt:  „ätta  tigi 

1)  Staöarhölsbök,  285/318. 

2)  z.  B.  Hrafnkels  s.,  S.  13 — 14;  Heioarvfga  s.,  16/325;  Grettla,  27/64. 

3)  Laxdoela,  14/38;  Vatnsdoela,  47/79;  doch  könnte  an  der  letzteren  Stelle 
das  Wort  auch  einen  Freigelassenen,  leysi'ngi,  bezeichnen. 

4)  Guömundar  bps.  s.,  79/523;  häufiger  in  den  späteren  Quellen,  z.  B. 
Laurentius  bps.  s.,  17/807;  Verordnung  vom  14.  Juni  1314,  §  21  (Laga- 
safn,  I,  S.  30)  u.  dgl.  m. 

5)  z.  B.  Vatnsdoela,  12/23. 

6)  Möbius,  dann  Eirikr  Jonsso n,  h.  v. 

7)  Björn  Haldörsson,  dann  Fritzner,  h.  v. ;  Münch,  IV,  I,  S.  441. 

8)  Eyrbyggja,  u/12. 

9)  Landnäma,  II,  19/123;  vgl.  Sturlünga,  I,  4/3. 
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vi'gra  karla",  oder  von  einem  anderen  Manne  in  Norwegen : 1)  „por- 
finnr  för  nü  viö  ]}rjätigi  frelsingja  til  jöla  veizlunnar",  während  an- 
dererseits auch  von  dem  norwegischen  Hersen  Erlfngr  Skjälgsson 
erzählt  wird,2)  daß  er  „haföi- jafnan  meö  ser  90  frelsingja  eöa  fleiri", 
oder  von  dem  hochangesehenen  Brynjölfr  Jönsson  in  Sogn:3)  „ä 
annan  bekk  sätu  frelsingjar  Brynjölfs";  in  einzelnen  Stellen  werden 
dieselben  dabei  auch  wohl  in  bestimmten  Gegensatz  zu  den  un- 
freien Hausdienern  gebracht,  wie  etwa  von  pörölfr  Kveldülfsson  in 
Norwegen  berichtet  wird:4)  „haföi  meö  ser  allä  menn  sina,  baeöi 
frelsingja  ok  ]iraela",  oder  wie  uns  erzählt  wird,  wie  in  der  Julzeit 
„allir  frelsingjar"  des  schwedischen  Lögmannes  pörarr  in  Jamtaland 
mit  diesem  ihrem  Herrn  zu  einer  Gasterei  gehen,  wogegen  dessen 
„^raelar"  die  Gefangenen  bewachen,5)  und  in  unseren  Rechtsbüchern 
heißt  es  wohl  auch  einmal : 6)  „ef  griömenn  hafa  i  verki  verit,  ok 
skuldarmenn  eöa  ^raelar,  ok  ä  frelsingja  fyrst  at  scekja",  so  daß  also 
neben  den  Unfreien  auch  noch  die  Schuldknechte  den  frelsingjar 
gegenübergestellt  und  diese  letzteren  geradezu  mit  den  griömenn 
identifiziert  werden.  Von  frels,  frjäls  abgeleitet,  wie  spekingr  von 
spakr,  vitringr  von  vitr,  bezeichnet  der  Ausdruck  auch  etymologisch 
nichts  anderes  als  den  Freien  und  soll  dabei  die  Ableitungssilbe 
höchstens  etwa  verkleinernd  wirken.  —  Innerhalb  der  Klasse  der 
freien  Bauern  treten  sodann  aber  wieder  weitere  Unterschiede  zu- 
tage, welche  diese  selbst  wieder  in  eine  Reihe  verschiedener  Gruppen 
zerlegen;  das  Klassifikationsprinzip  aber,  welches  diesen  Unterschei- 
dungen zugrunde  liegt,  ist  in  verschiedenen  Fällen  ein  ganz  ver- 
schiedenes. Zunächst  wird  nicht  selten  unterschieden  zwischen 
landeigendir  und  leiglendingar,  d.  h.  zwischen  Eigentümern 
und  Pächtern  von  Land.  Nur  die  ersteren  sollen,  wie  oben  schon 
bemerkt,  der  Regel  nach  zu  Gemeindeämtern  verwendet  werden, 
obwohl  die  einstimmige  Wahl  aller  Gemeindeangehörigen  auch 
Bauern  ohne  Grundeigentum  zu  solchen  berufen  kann.7)  Außerdem 


J)  Grettla,  19/41. 

2)  Heiraskr.  Ölafs  s.  helga,  21/231;  geschichtliche  Sage,  30/28; 
FMS.  IV,  43/70;  Flbk.  I,  S.  537. 

3)  Sturlünga,  VII,  222. 
*)  Eigla,  16/30. 

5)  Heim  skr.  Ölafs  s.  helga,  1 51/405;  geschichtliche  Sage,  131/152; 
FMS.  IV,  137/334;  Flbk.  II,  204/272. 

6)  Konüngsbök,  9/26;  StaÖarhölsbök,  24/34. 

7)  Konüngsbök,  234/171;  StaÖarhölsbök,  217/249. 
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sollen  unter  Umständen  nur  Grundeigentümer  zu  gewissen  anderen 
Funktionen  verwendbar  sein,  welche  doch  an  und  für  sich  auch  von 
anderen  Bauern  übernommen  werden  können;  die  Abgrenzung  der 
hierher  gehörigen  Falle  ist  indessen  keineswegs  genügend  klar.  Nach- 
barn, welche  Grundeigentümer  sind,  sollen  das  Land  abschätzen, 
welches  verpfändet  werden  soll,1)  oder  welches  zum  Nachteile  eines 
Vorkaufsberechtigten  diesem  zu  einem  schwindelhaften  Preise  ange- 
boten worden  war. 2)  Grundeigentümer  sollen  ferner  die  Nachbarn 
sein,  welche  bei  der  Teilung  von  Grundstücken  als  Teilungskommis- 
säre auftreten ; 3)  ebenso  bei  der  Teilung  von  Wald,  wobei  die  Tei- 
lungskommissäre zugleich  auch  die  Entschädigung  abzuschätzen 
haben,  welche  allenfalls  für  die  übermäßigen  Waldnutzungen  zu 
leisten  kommt,  welche  der  eine  Teilhaber  am  Walde  zum  Nachteile 
des  anderen  bezogen  hat.4)  Wiederum  haben  Grundeigentümer  das 
„telja  fe  i  afrett"  zu  besorgen,  d.  h.  die  Feststellung  der  Zahl  von 
Viehstücken,  welche  jeder  einzelne  Teilhaber  auf  die  gemeinsame 
Hochweide  aufzutreiben  befugt  sein  soll;5)  nicht  minder  sollen  nur 
Grundeigentümer  als  Geschworene  berufen  werden,  wenn  es  gilt,  im 
afrettardömr  ein  Verdikt  zu  fällen ; 6)  doch  dürfen  im  einen  wie  im 
anderen  Falle,  wenn  die  berufenen  Grundeigentümer,  oder  einige 
von  ihnen  ausbleiben,  anstatt  der  ausgebliebenen  in  gewissem  Um- 
fange auch  Bauern,  die  kein  Grundeigentum  besitzen,  oder  selbst 
griömenn  zu  den  betreffenden  Verrichtungen  verwendet  werden. 7) 
In  allen  diesen  Fällen  liegt  es  nahe  genug,  die  ausschließliche  Ver- 
wendung von  Grundeigentümern  zu  den  betreffenden  Funktionen 
daraus  zu  erklären,  daß  es  sich  bei  denselben  um  Vorkommnisse 
handelt,  welche  mit  dem  Grundbesitze  und  der  Landwirtschaft  in 
engster  Beziehung  stehen;  indessen  kommen  doch  auch  andere  Fälle 
vor,  bezüglich  deren  diese  Erklärung  in  keiner  Weise  Stich  hält.  In 
Strafsachen  freilich  ist  der  Besitz  von  Grundeigentum  keineswegs 
Vorbedingung  der  Zulassung  zum  Geschworenendienste,  und  wenn 
in  Bezug  auf  solche  ausgesprochen  wird,8)  daß  von  mehreren  Bauern, 


1)  StaÖarhölsbök,  401/433;  in  Konüngsbök,  192/99  — 100  ist  nur  von 
büar  die  Rede. 

2)  Konüngsbök,  1 92/100 ;  StaÖarhölsbök,  402/438,  und  zwar  hier  zweimal. 

3)  Konüngsbök,  177/87;  StaÖarhölsbök,  403/446. 

4)  Konüngsbök,  199/108— 9;  StaÖarhölsbök,  424/473. 

5)  Konüngsbök,  201/114;  StaÖarhölsbök,  430/486  und  488. 
6J  StaÖarhölsbök,  430/490.  7)  ebenda,  430/488  und  490. 
*)  Konüngsbök,  89/160;  StaÖarhölsbök,  288/321. 
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welche  einen  gemeinsamen  Haushalt  führen,  der  Grundeigentümer 
vor  dem  Pächter  zum  Geschworenendienste  zu  berufen  sei,  so  ist 
damit  in  keiner  Weise  eine  über  den  Fall  der  gemeinsamen  Wirt- 
schaft hinausreichende  Zurücksetzung  des  Pächters  ausgesprochen. 
Aber  bedenklich  ist  bereits,  daß  die  Abschätzung  eines  Seeschiffes 
durch  Grundeigentümer  erfolgen  soll,  wo  solche  nötig  wird,  um  die 
Auseinandersetzung  unter  mehreren  Miteigentümern  eines  solchen 
bestätigen  zu  können,1)  und  daß  Grundeigentümer  als  Geschworene 
einzutreten  haben,  wenn  es  gilt  Verstöße  festzustellen,  welche  im 
Handel  gegen  den  obrigkeitlich  erlassenen  Warentarif  begangen 
worden  sein  sollen ; 2)  nicht  minder  bedenklich,  daß  Mündelgut  bei 
der  Übernahme  desselben  durch  den  Vormund  durch  Grundeigen- 
tümer abgeschätzt  werden  soll,3)  während  doch  in  solchem  Falle  das 
Grundeigentum  des  Mündels  gar  nicht  zur  Abschätzung  herangezogen 
werden  soll.4)  In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  Vorkomm- 
nisse, welche  zum  Grundbesitze  und  zur  Landwirtschaft  nicht  im 
entferntesten  in  Beziehung  stehen.  Umgekehrt  aber  sollte  man  meinen, 
daß  die  Aufteilung  eines  an  den  Strand  treibenden  Walfisches  unter 
mehrere  Miteigentümer  am  Strande  mit  dem  Grundbesitze  genügend 
zusammenhänge,  um  dieselbe  ausschließlich  Grundeigentümern  über- 
tragen zu  sehen ;  dennoch  aber  gilt  für  diesen  Fall  die  Regel : 5)  „rett 
er,  f)öat  J^eir  büar  se  eigi  landeigendr",  oder:6)  „ekki  varöar,  at  eigi 
se  j>eir  büar  landeigendr".  Man  wird  demnach  die  ausschließliche 
Verwendung  von  Grundeigentümern  als  Geschworene,  Schätzleute, 
Teilungskommissäre  in  den  erwähnten  Fällen  nicht  auf  den  Zu- 
sammenhang der  betreffenden  Vorkommnisse  mit  dem  Grundeigen- 
tums begründen  dürfen,  sondern  nur  auf  den  Wunsch,  durch  die 
Beschränkung  der  betreffenden  Funktionen  auf  Grundeigentümer  eine 
größere  Gewähr  für  deren  gehörige  Verrichtung  zu  gewinnen,  sei 
es  nun,  weil  man  im  Grundeigentume  eine  besonders  sichere  Grund- 
lage einer  selbständigen  Existenz  und  cimit  größere  Unabhängigkeit 
und  Unparteilichkeit  erblicken  zu  soll  ,n  glaubte,  oder  weil  man 
meinte,  den  fester  an  die  Scholle  gebundenen  Grundeigentümern 
einen  höheren  Grad  der  Vertrautheit  mit  den  lokalen  Verhältnissen 
beimessen  zu  können,  als  welcher  den  ab-  und  zuziehenden  Pächtern 
zugetraut  werden  konnte.    Ein  bestimmt  begrenzbares  Prinzip  für 

*)  Konüngsbök,  166/67 — 68.  2)  ebenda,  167/73. 

3)  Konüngsbök,  122/231;  Staöarhölsbök,  64/78. 

4)  Konüngsbök,  122/232;  Staöarhölsbök,  64/79. 

5)  Staöarhölsbök,  446/519.  6)  hingeyrabök,  6/390. 
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die  ausschließliche  Verwendung  der  Grundeigentümer  in  bestimmten 
Fällen  läßt  sich  aber  jedenfalls  nicht  ermitteln.  -  -  Einen  weiteren 
und  sehr  erheblichen  Unterschied  innerhalb  der  freien  Bauernschaft 
begründet  sodann  die  Zahlung  oder  Nichtzahlung  des  ))ingfarar- 
kaup.  In  Norwegen,  wo  der  Besuch  des  lög)>mges  lediglich  einer 
gesetzlich  bestimmten,  von  des  Königs  Beamten  zu  solchem  Behufc 
ernannten  Zahl  von  Männern  oblag,  bezogen  diese  „nefndarmenn" 
eine  teils  in  Geld,  teils  in  Naturalien  bestehende  Entschädigung  für 
die  Kosten  der  Dingreise,  welche  von  der  übrigen  Bauernschaft  auf- 
zubringen war  und  als  [nngfararfe  oder  farareyrir  bezeichnet  wurde; 
auf  Island  dagegen,  wo  der  Besuch  der  Dingversammlungen  grund- 
sätzlich den  sämtlichen  Bauern  oblag,  ohne  daß  eine  Ernennung 
seitens  der  Goden  stattgefunden  hätte,  mußte  die  Zahlung  eine 
etwas  andere  Gestalt  annehmen.  Dieselbe  mußte  nämlich  einerseits 
von  allen  denjenigen  Bauern  entrichtet  werden,  welche  das  Allding 
zu  besuchen  verpflichtet  waren,  aber  sich  an  demselben  nicht  ein- 
fanden, und  sie  kam  andererseits  allen  denjenigen  zugute,  welche 
ihrer  Verpflichtung  entsprechend  am  Dinge  wirklich  erschienen;1) 
die  näheren  Bestimmungen  über  diesen  Punkt  werden  später,  bei 
Besprechung  des  Alldinges,  nachzutragen  sein.  Der  Betrag  der  Zah- 
lung war  der  Vereinbarung  jedes  einzelnen  Goden  mit  seinen  Ding- 
leuten überlassen, 2)  und  man  wird  nicht  fehlgehen,  wenn  man  an- 
nimmt, daß,  ähnlich  wie  in  Norwegen,  bei  dessen  Feststellung  die 
Entfernung  des  Wohnortes  der  Dingleute  von  der  Dingstätte  von 
Einfluß  gewesen  sei;  von  mehreren  Teilhabern  an  einer  und  der- 
selben Hauswirtschaft  wurde  die  Zahlung  aber  nur  einmal  geleistet, 
wenn  sie  anders  demselben  Godorde  angehörten,3)  so  daß  die  Ver- 
pflichtung zu  ihrer  Entrichtung  insoweit  als  eine  auf  dem  Hofe 
ruhende  gelten  konnte.  Der  Gode  ist  es  auch,  der  die  Zahlung  ein- 
hebt4) und  ausbezahlt,  ganz  wie  dies  in  Norwegen  die  Beamten  des 
Königs  taten.  Ob  endlich  auch  aus  Anlaß  des  Besuches  des  Früh- 
lingsdinges ein  ]nngfararkaup  gegeben  und  genommen  wurde,  steht 
dahin,  da  die  einzige  von  einem  solchen  handelnde  Stelle 5)  nicht 
ganz  klar  ist;  ich  werde  später  auf  dieselbe  zurückkommen.  Die 
Zahlung  trug  hiernach  den  zwiefachen  Charakter  einer  Reiseentschä- 
digung, welche  die  am  Alldinge  erscheinenden  Dingpflichtigen  be- 

l)  Konungsbök,  23/44.  2)  ebenda. 

3)  StaÖarhölsbök,  243/276. 

4)  Konungsbök,  1 10/189;  StaÖarhölsbök,  382/40I. 

5)  Konungsbök,  59  106 — 7. 
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zogen,  und  einer  Loskaufsumme,  durch  deren  Bezahlung  die  Nicht- 
erscheinenden  sich  von  der  Erfüllung  ihrer  Dingpflicht  freimachen 
konnten;  als  dingpflichtig  und  somit  als  im  Nichterscheinungsfalle 
zur  Bezahlung  des  jringfararkaup  verpflichtet  galten  aber  nicht  alle 
und  jede  freie  Bauern,  sondern  nur  die  vermöglicheren  unter  ihnen. 
Die  maßgebende  Vermögensgrenze  wird  dabei  dahin  bestimmt,  daß 
vorbehaltlich  einer  später  noch  zu  besprechenden  Ausnahme  jeder 
Bauer  zahlpflichtig  sein  sollte,  welcher  so  viel  Vermögen  besaß,  daß 
nach  Abzug  des  nötigen  Wirtschaftsinventares  für  alle  diejenigen 
Leute,  deren  er  zum  Zwecke  seines  Wirtschaftsbetriebes  bedurfte 
oder  für  deren  Alimentation  er  sonst  haftbar  war,  noch  der  Wert 
einer  Kuh  schuldenfrei  für  den  Kopf  übrigblieb;1)  wenn  die  Staöar- 
hölsbök  dabei  noch  einschiebt:  „ok  skal  hann  eiga  umfram  eyk,  oxa 
eöa  hross",  möchte  ich  auf  diesen  Zusatz  keinen  Wert  legen  und 
ihn  nicht,  wie  Finsen  tut,2)  auf  das  Vorhandensein  eines  Beförderungs- 
mittels zur  Dingreise  beziehen,  als  welches  ein  Ochs  doch  schwerlich 
gelten  konnte,  sondern  denselben  mit  den  sofort  folgenden  Worten: 
„ok  alla  büa  bühluti"  zusammenfassen:  ein  Lasttier  gehörte  eben 
zum  mindesten  zum  nötigen  Wirtschaftsinventare,  so  daß  es  ganz 
gleichgültig  ist,  ob  dasselbe  neben  diesem  noch  eigens  aufgeführt 
wird  oder  nicht.  Die  Einteilung  aller  Bauern  in  solche,  welche  die 
Dingsteuer  zu  entrichten  haben,  und  in  andere,  welche  von  deren 
Entrichtung  frei  sind,  beruht  demnach  auf  einem  Zensus;  ihre  Be- 
deutung ist  aber  darum  eine  sehr  erhebliche,  weil  die  Mehrzahl  der 
öffentlichen  Lasten  mit  dieser  Steuer  Hand  in  Hand  ging.  Die  Ding- 
pflicht zunächst  ruhte,  wie  bereits  bemerkt,  nur  auf  den  dingsteuer- 
pflichtigen Bauern,  wiewohl  dem  kleineren  Manne  völlig  ebensogut 
freistand  wie  dem  größeren,  das  Ding  zu  besuchen,  wenn  er  wollte ; 
so  streng  wird  an  diesem  Satze  festgehalten,  daß  ein  nicht  steuer- 
pflichtiger Bauer,  welcher  in  fremder  Sache  als  Zeuge  oder  Ge- 
schworener zum  Erscheinen  am  Alldinge  aufgefordert  wurde,  nur 
unter  der  Bedingung  sich  zur  Dingfahrt  zu  verstehen  brauchte,  daß 
die  seiner  bedürfende  Partei  ihm  alles  zur  Reise  Nötige  stellt,  ganz 
wie  der  nicht  selbständig  ansässige  Mann  im  gleichen  Falle  dies  zu 
fordern  berechtigt  ist.3)    Eben  darum  sollen  regelmäßig  nur  steuer- 


1)  Konüngsbök,  89/159;  Staöarhölsbök,  287/320;  dann  Arnarbselis- 
bök,  10/173  und  AM.  125,  A,  S.  431 — 2. 

2)  Glossar,  S.  701. 

3)  Konüngsbök,  68/119;  vgl.  33/59. 
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Pflichtige  Bauern  als  Geschworene  berufen  werden, 1)  als  welche 
allein  auf  eigene  bzw.  auf  öffentliche  Kosten  die  Dingfahrt  zu  über- 
nehmen haben,  und  werden  nicht  steuerpflichtige  berufen,  so  kann 
sie  der  Gegner,  wenn  er  will,  rekusieren ;  -)  doch  bezieht  sich  die 
ganze  Bestimmung  nur  auf  das  Allding,  wogegen  zum  Frühlings- 
dinge auch  die  geringeren  Leute  als  Zeugen  u.  dgl.  auf  eigene  Kosten 
kommen  mußten. s)  Weiterhin  unterliegen  aber  auch  ursprünglich 
nur  diejenigen  Bauern  der  Zehntlast,  welche  dingsteuerpflichtig  sind,4) 
und  nur  diese  werden  darum  gezählt,  wenn  es  gilt,  die  für  den  Be- 
stand eines  hreppr  nötige  Zahl  von  20  Bauern  zu  berechnen/"')  und 
wenn  zwar  das  Zehntgesetz  so,  wie  es  uns  vorliegt,  für  den  Fall 
eines  größeren  Besitzes  von  Fahrhabe  auch  den  nicht  selbständig 
ansässigen  Mann  zur  Verzehntung  seines  Vermögens  heranzieht,6)  so 
erweist  sich  doch  diese  größere  Strenge  deutlich  als  eine  spätere 
Neuerung.  Als  sich  anläßlich  der  Verhandlungen  über  die  Gründung 
eines  zweiten  Bistumes  die  Notwendigkeit  ergab  festzustellen,  wie 
hoch  die  Einkünfte  des  Bischofs  aus  jedem  einzelnen  Landesviertel 
sich  beliefen,  wurden  nur  die  dingsteuerpflichtigen  Bauern  in  jedem 
Viertel  gezählt,  :)  eine  Beschränkung  der  Volkszählung,  welche  nur 
unter  der  Voraussetzung  verständlich  wird,  daß  eben  nur  diese  den 
Bischofszehnt  zahlten.  Nur  die  Dingsteuerpflichtigen  sind  ferner  ver- 
bunden, Leute  vollständig  zu  beherbergen  und  zu  verpflegen,  welche 
mit  einem  Täuflinge  zur  Kirche  fahren,8)  oder  welche  auf  der  Braut- 
fahrt sind,  oder  auf  der  Dingfahrt,  oder  welche  auf  der  Reise  von 
ihrem  Schiffe  oder  zu  ihrem  Schiffe  sind,9)  oder  auf  einer  Ladungs- 
fahrt; 10)  verbunden  ferner,  auf  Ansuchen  Hilfe  beim  Schiffszuge 
(skipsdrättr)  zu  leisten, 1])  wogegen  minder  Vermögliche  in  jenen 


x)  Konüngsbök,  89/159;  Staöarhölsbök,  287/320. 
2)  Konüngsbök,  25/62.  3)  ebenda,  56/97. 

4)  Konüngsbök,  255/206;  Staöarhölsbök,  37/47. 

5)  Konüngsbök,  234/171;  Staöarhölsbök,  217/49. 

6)  Konüngsbök,  255/206;  Staöarhölsbök,  37/47. 

7)  Islendi'ngabök,  10/16 — 17;  Kristni  s.,  13/28;  Hungrvaka,  6/69; 
Sturlünga,  VII,  14/205. 

8)  Konüngsbök,  1/4;  Staöarhölsbök,  1/2. 

9)  Konüngsbök,  10/27;  Staöarhölsbök,  21/31  und  25/35. 

10)  Staöarhölsbök,  21/31. 

n)  Konüngsbök,  166/69  —  70.  Nach  der  HeiÖarvi'ga  s.,  24/344 — 45  sind 
nur  sie  zur  Verfolgung  von  Totschlägern,  nach  Diplom,  island.  I,  137/536  haben 
nur  sie  die  Zahl  ihrer  heimamenn  usw.  zu  fatieren,  um  mit  Rücksicht  auf  sie  am 
Strandgute  zu  partizipieren. 
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ersteren  Fällen  nur  Dach  und  Fach  unentgeltlich  zu  gewähren  hatten, 
dagegen  für  Speise  und  Heu  ein  Entgelt  zu  fordern  berechtigt  waren. 
Andererseits  kommt  aber  auch  die  Regel  zu  beachten,  welche  das 
Zehntgesetz  ausspricht:1)  „rett  er,  at  Jiurfamenn  J)eir  allir  [nggi  tiund, 
er  eigi  skolo  gjalda",  eine  Regel,  welche  auch  auf  den  Hauptzehnt 
und  analoge  Seelgaben  Anwendung  findet,  2)  sowie  auf  den  Anteil 
an  Abgaben,  welche  für  das  Arbeiten  an  Festtagen  gegeben  werden, 
soweit  jenes  überhaupt  statthaft  ist, 8)  sowie  an  gewissen  anderen 
Abgaben  von  Nahrungsmitteln  (matgjafir) ; 4)  als  Bedürftige  (]}urfa- 
menn)  werden  somit  alle  diejenigen  betrachtet,  welche  nicht  Ding- 
steuer zahlen,  oder  doch  als  Leute,  welche  leicht  bedürftig  genug 
werden  konnten,  um  der  Unterstützung  durch  milde  Beiträge  be- 
dürftig zu  werden.  Es  ist  hiernach  klar,  daß  der  Zensus,  welcher 
für  die  Steuerpflicht  maßgebend  wurde,  im  Sinne  der  Zeit  sehr 
niedrig  gegriffen  sein  mußte,  und  doch  ergab  die  oben  bereits  er- 
wähnte Volkszählung  in  den  ersten  Jahren  des  12.  Jahrhunderts  im 
Nordlande  nur  zwölf,  im  Südlande  zehn,  im  Westlande  neun  und  im 
Ostlande  gar  nur  sieben  Hunderte  steuerpflichtiger  Bauern,  was  für 
das  ganze  Land,  die  Hunderte  als  große  gerechnet,  nur  4560  solcher 
Bauern  ausmacht;  nur  sehr  wenig  zahlreich  war  hiernach  damals 
dieser  Kern  der  Bauernschaft,  der  in  Staat  und  Gemeinde  fast  allein 
in  Betracht  kam,  und  sehr  wenig  günstig  war  die  wirtschaftliche 
Lage  der  großen  Masse  des  Volkes.  Jedenfalls  war  es  unter  den 
Bauern  selbst  eigentlich  nur  eine  ziemlich  eng  begrenzte  Aristokratie, 
welche  in  allen  öffentlichen  Angelegenheiten  das  Wort  führte,  wäh- 
rend die  kleinen  Leute  zwar  von  der  Beteiligung  an  diesen  nicht 
rechtlich  ausgeschlossen  waren,  aber  doch  tatsächlich  sich  ziemlich 
fernhielten;  da  jedoch  die  lediglich  durch  den  Vermögensbesitz  ge- 
zogene Schranke  zumal  bei  einer  Bevölkerung,  die  wirtschaftlich 
wesentlich  nur  auf  Viehzucht  und  Fischerei  gestellt  war,  sich  jeden 
Augenblick  verändern  konnte,  blieb  eine  Umwandlung  der  zunächst 
nur  wirtschaftlichen  Scheidung  beider  Klassen  in  einen  eigentlichen 
und  dauerhaften  Standesunterschied  der  Natur  der  Sache  nach  aus- 
geschlossen. —  Einer  Bemerkung  bedarf  aber  zum  Schlüsse  noch  die 
Geschichte  der  Dingsteuer.    Ich  habe  oben  bereits  bemerkt,  daß 

*)  Konüngsbök,  255/206;  StaÖarhölsbök,  37/47. 
2J  Konüngsbök,  127/246 — 47;  StaÖarhölsbök,  66/84. 
3)  Konüngsbök,  8/25—26;  StaÖarhölsbök,  19/30;  StaÖarfellsbök, 
7/75  u-  dg1-  m- 

4j  Konüngsbök,  13/31;  16/34;  StaÖarhölsbök,  28/39—40;  32/43. 
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dieselbe  unter  ganz  ähnlichem  Namen  auch  dem  norwegischen  Rechte 
bekannt  war, *)  wenn  auch  in  etwas  anderer  Gestaltung  als  auf  Is- 
land, wie  dies  die  Verschiedenheit  der  beiderseitigen  Verhältnisse 
mit  sich  brachte,  und  daraus  wird  man  geneigt  sein  den  Schluß  zu 
ziehen,  daß  das  Jiingfararkaup  auf  der  Insel  so  alt  sein  werde  als 
das  Allding  selbst,  und  daß  dasselbe  somit  bereits  den  ulfljötslög 
seine  Einführung  verdanken  möge;  gewiß  ist  aber  jedenfalls,  daß 
die  Abgabe  bereits  am  Schlüsse  des  II.  Jahrhunderts  eine  altherge- 
brachte war,  da  das  Zehntgesetz  vom  Jahre  1096  nur  die  dingsteuer- 
pflichtigen Bauern  der  Verzehntung  unterwarf,  und  die  wenige  Jahre 
später  vorgenommene  Volkszählung  nur  sie  berücksichtigte.  Dem- 
gegenüber berichtet  allerdings  eine  geschichtliche  Quelle,  *)  daß  zu 
Anfang  des  II.  Jahrhunderts  noch  üblich  gewesen  sei,  daß  sich  die 
Dingleute  auf  der  Dingfahrt  selber  verköstigten,  und  man  hat  hieraus 
den  Schluß  ziehen  wollen,  daß  dazumal  noch  von  keinem  [nngfarar- 
kaup  die  Rede  gewesen  sei,  welches  vielmehr  erst  später,  allenfalls 
gelegentlich  der  Abfassung  der  Hafliöaskrä,  eingeführt  worden  sei;3) 
indessen  ist  diese  Annahme  ganz  ebenso  verkehrt  wie  die  andere, 
daß  diese  Abgabe  aus  dem  älteren  Tempelzolle  hervorgegangen  sei, 
welcher  in  der  christlichen  Zeit  unter  jenem  geänderten  Namen  fort- 
bestanden habe.4)  Der  Bezug  des  Jnngfararkaup  hat  mit  der  Selbst- 
verköstigung  oder  Nichtselbstverköstigung  der  Dingleute  nichts  zu 
tun,  da  ja  dessen  Zahlung  oder  Nichtzahlung  die  Notwendigkeit  der 
wirklichen  Beschaffung  von  Lebensmitteln  ganz  unberührt  ließ;  den 
Gegensatz  zu  dem  Mitnehmen  von  Lebensmitteln,  wie  es  als  ältere 
Sitte  bezeichnet  wird,  bildete  demnach  nicht  etwa  die  Zahlung  der 
Dingsteuer,  sondern  vielmehr  der  Anspruch  auf  Verköstigung  durch 
die  Bauern,  deren  Höfe  man  auf  der  Dingreise  berührte,  ein  An- 
spruch, welchen  bereits  das  Christentum  unserer  Rechtsbücher  kennt,5) 

*)  GpL.  3;  F  r  p  L.  I,  1.  2)  Grettla,  16/29. 

3)  So  Jon  Eiriksson,  in  des  Jon  Arnason  Historisk  Indledning  til  den  gamie 
og  nye  islandske  Raettergang,  S.  451  und  Bjarni  |>orsteinsson,  Om  kongelige 
og  andre  offentlige  Afgifter,  S.  62;  dann  Dahlmann,  II,  S.  269,  der  sich  indessen 
selbst  widerspricht,  da  er  anderwärts,  S.  272,  das  pingfararkaup  aus  dem  alten  Tempel- 
zolle hervorgehen  läßt. 

4)  So  schon  Bischof  Hannes  Finnsson  in  der  älteren  Ausgabe  der  Kristni 
saga,  S.  138 — 39,  Anm.  und  P.  E.  Müller,  Om  den  islandske  Historieskrivning, 
S.  6  (in  der  Nordisk  Tidsskrift  for  Oldkyndighed,  Bd.  I);  dann  auch  Dahlmann, 
ang.  O. 

6)  Konüngsbök,  8/24  und  10/27;  StaÖarhölsbök,  19/29;  20/31;  21/31 
und  25/36. 
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und  dessen  auch  noch  die  Jönsbök  in  unzweideutigen  Worten  Er- 
wähnung tut.1)  Aus  jener  Angabe  kann  somit  in  keiner  Weise  ein 
Gegengrund  gegen  das  höhere  Alter  des  ])fngfararkaup  entnommen 
werden,  zu  deren  Anknüpfung  an  den  alten  hoftollr  hinwiederum 
jeder  Anknüpfungspunkt  fehlt.  —  Eine  eigentümliche  Behandlung 
wird  übrigens  auch  noch  den  einvirkjar  zuteil,  d.  h.  denjenigen 
Bauern,  welche  lediglich  mit  ihrer  eigenen  Hände  Arbeit  und  durch 
keinen  Dienstboten  unterstützt  ihren  Hof  bewirtschaften.  Erst  bei 
einem  doppelt  so  großen  Vermögen,  als  welches  andere  Bauern 
dingsteuerpflichtig  machte,  sollten  derartige  Leute  zum  Geschworenen- 
dienste berufen  werden, 2)  und  der  Gegner  war  berechtigt  einen 
solchen  zu  rekusieren,  wenn  er  bei  geringerem  Vermögensbesitze 
dennoch  berufen  wurde. 3)  Da  auch  das  norwegische  Recht  den 
einvirki  in  Bezug  auf  die  Dingfahrt  sowohl  als  in  Bezug  auf  die 
Heerfahrt  sehr  erheblich  begünstigt, 4)  wird  man  diese  Bestimmung 
wohl  dahin  generalisieren  dürfen,  daß  der  isländische  einvirki  über- 
haupt nur  bei  doppelt  so  großem  Vermögensbesitze  als  ein  anderer 
Bauer  dingpflichtig  und  somit  auch  dingsteuerpflichtig  sein  solle; 
mit  anderen  Worten:  der  Zensus,  welcher  für  die  Scheidung  der 
beiden  Klassen  der  Bauernschaft  maßgebend  war,  stellte  sich  ver- 
schieden, je  nachdem  der  einzelne  Bauer  bei  der  Bestellung  seiner 
Wirtschaft  Dienstboten  verwendete,  oder  aber  auf  seine  alleinigen 
Hände  sich  angewiesen  sah.  Dabei  war  für  den  einvirki  sowohl  als 
für  den  nicht  dingsteuerpflichtigen  Bauern  überhaupt  die  besondere 
Behandlung,  welche  man  ihm  angedeihen  ließ,  an  und  für  sich  augen- 
scheinlich als  Wohltat,  nicht  als  Zurücksetzung  gemeint,  indem  ihm 
nicht  sein  Recht  geschmälert,  sondern  nur  eine  Erleichterung  in 
Bezug  auf  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  gewährt  werden  wollte; 
tatsächlich  gestaltete  sich  die  Sache  freilich  anders,  indem  die  zum 
Dingbesuche  nicht  Verpflichteten  auch  in  Bezug  auf  die  am  Ding 
zu  verrichtenden  Funktionen  sich  beschränkt  sahen. 

Sehr  auffällig  ist  endlich,  daß  sich  im  Rechte  des  isländischen 
Freistaates  nicht  die  Spur  eines  Adels  findet.  Während  in  Nor- 
wegen die  königlichen  und  Jarlsgeschlechter,  mit  Hinzurechnung  der 
Hersenfamilien,  von  Anfang  an  einen  Geburtsadel  gebildet  hatten, 
für  dessen  Angehörige  die  Bezeichnung  als  jarlar  die  gemeinsame 


x)  Jönsbök,  Jnngfararb.  2. 

2J  Konüngsbök,  77/128  und  89/159;  S  t  aÖ  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  288/320. 
3j  Konüngsbök,  35/62.  4)  G|>L.  131  und  299. 
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technische  Benennung  gewesen  zu  sein  scheint,  finden  wir  auf  Island 
keinen  solchen  vor.  Allerdings  gehörte  auf  Island  die  Genealogie 
zu  allen  Zeiten  zu  den  Lieblingsbeschäftigungen  des  Volkes,  und 
man  legte  demgemäß  auf  die  Abstammung  von  angesehenen,  oder 
selbst  altberühmten  Geschlechtern  hohen  Wert;  nicht  nur  in  der 
Aufstellung  mehr  oder  minder  fragwürdiger  Stammbäume  verrät  sich 
diese  Volksanschauung,  sondern  auch  in  der  Bedeutung,  welche  bei 
Eingehung  von  Heiraten  dieser  Abstammung  ebensogut  als  dem 
Vermögen  und  der  persönlichen  Tüchtigkeit  beider  Teile  beigelegt 
wurde.  Aber,  anders  als  in  Norwegen,  knüpften  sich  auf  Island  keine 
rechtlichen  Vorzüge  an  die  Herkunft  aus  bestimmten  Geschlechtern, 
und  wie  wenig  selbst  die  tatsächlichen  Machtverhältnisse  auf  der 
Insel  von  ihr  abhängig  waren,  erhellt  sehr  deutlich  aus  einer  Stelle 
der  Landnäma, 2)  welche  zunächst  mit  den  Worten :  „Jiessir  land- 
nämsmenn  eru  göfgastir  f  Vestfirömga  fjöröüngi"  eine  Aufzählung 
der  angesehensten  Einwanderer  des  Westlandes  einführt,  dann  aber 
durch  den  Beisatz:  „]iött  langfeöri  haidist  steerra  i  sumum  aettum" 
andeutet,  daß  anderen  Geschlechtern  eine  ansehnlichere  Herkunft 
zukomme.  Allerdings  ragten  die  Goden  ganz  unzweifelhaft  über  das 
gesamte  übrige  Volk  hervor,  indem  ja  in  ihrer  Hand  alle  und  jede 
Vollzugsgewalt  des  Staates  konzentriert  war,  und  es  begreift  sich 
darum,  daß  eine  geschichtliche  Quelle  einmal  die  Goden,  die  Bauern 
und  die  einschichtigen  Leute  als  die  drei  großen  Klassen  sich  gegen- 
überstellen kann,  in  welche  das  gesamte  freie  Volk  sich  teilte ; 2)  in 
den  Rechtsquellen  aber  macht  sich  eine  derartige  Gegenüberstellung 
nirgends  geltend,  und  zu  einer  Abschließung  vollends  der  Goden- 
familien  zu  einem  eigenen  Stande  hat  dieselbe  niemals  geführt.  Die 
angesehene  Stellung,  welche  der  Besitz  seiner  Würde  dem  Goden 
verlieh,  hat  nie  ihre  ausschließliche  Begründung  auf  die  politische 
Gewalt  verleugnet,  welche  das  Godord  verlieh,  und  zumal  jederzeit 
die  Angehörigen  des  Goden  unberührt  gelassen;  in  Wergeid  und 
Buße  zumal,  worin  sich  sonst,  und  insbesondere  auch  nach  norwe- 
gischem Rechte,  die  Standesverschiedenheiten  am  schärfsten  aus- 
prägen, werden  weder  die  Goden  selbst  noch  deren  Angehörige 
rechtlich  von  den  übrigen  Freigeborenen  unterschieden,  wenn  auch 
bei  Vergleichsabschlüssen,  welche  eine  freiere  Abwägung  der  be- 
sonderen Umstände  des  einzelnen  Falles   ermöglichten,   für  deren 


1)  Landnäma,  II,  33/167. 

2)  Hrafnkels  s.  FreysgoÖa,  S.  13. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates. 
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Verletzung  oder  Tötung  immerhin  höhere  Zahlungen  als  die  sonst 
üblichen  ausbedungen  werden  mochten.  Es  ist  immer  nur  ein  in- 
dividueller Vorzug,  welchen  die  Godenwürde  verleiht,  kein  Vorzug 
des  Geschlechtes,  und  selbst  jener  persönliche  Vorzug  hat,  wie  ge- 
sagt, keinen  Anspruch  auf  eine  höhere  Buße  u.  dgl.  zur  Folge.  Das 
letztere  mag  etwa  auffallen,  da  anderwärts  den  Königen  sowohl  als 
ihren  Beamten  vielfach  ein  solcher  zuerkannt  wurde,  und  z.  B.  bei 
den  ags.  Königen  selbst  zu  dem  wer  oder  wergild  noch  das  cynegild 
oder  die  cyneböt  hinzutrat;  dagegen  erklärt  sich  die  Beschränkung 
des  Vorzuges  auf  die  Person  des  Goden  sehr  einfach  aus  der  Tat- 
sache, daß  die  Godorde,  wenn  auch  vererblich,  so  doch  nicht  minder 
auch  frei  veräußerlich  und  in  keiner  Weise  an  die  Familie  gebunden 
waren.  Jeden  Augenblick  konnte  der  Besitzer  eines  Godordes  durch 
dessen  Veräußerung  in  den  Kreis  der  einfachen  Bauern  zurücktreten, 
mochte  die  Würde  auch  noch  so  lange  in  seinem  Hause  vererbt 
worden  sein;  jeden  Augenblick  konnte  andererseits  ein  neuer  Mann 
durch  den  Erwerb  eines  Godordes  in  den  Kreis  der  regierenden 
Herren  eintreten,  mochte  auch  seine  Herkunft  eine  noch  so  geringe 
sein.  So  konnte  in  der  Tat  die  herrschende  Stellung  im  Staate  nicht 
wohl  dauernd  und  fest  mit  bestimmten  Geschlechtern  verwachsen 
und  zu  einem  erblichen  Vorrechte  von  solchen  werden;  es  ist  also 
in  letzter  Instanz  das  Fehlen  jedes  Stammgüterrechtes,  welches  jene 
freie  Beweglichkeit  in  die  Godorde  hineinbringt  und  damit  die  Ab- 
schließung  der  Godenhäuser  zu  einem  Geburtsadel  verhindert.  Eben- 
sowenig wie  von  einem  Geburtsadel  war  aber  auf  Island  von  einem 
Dienstadel  die  Rede,  obwohl  auch  ein  solcher  dem  norwegischen 
Rechte  in  seinen  lendir  menn  und  hirörnenn  recht  wohl  be- 
kannt war.  Die  häuslichen  Verhältnisse  selbst  der  größeren  Häupt- 
linge auf  der  Insel  waren  allzu  beschränkte,  als  daß  sich  innerhalb 
ihrer  freien  Hausdienerschaft  eine  höhere  und  höfische  Klasse  von 
Dienstleuten  gegenüber  einer  geringeren  und  bäuerlichen  hätte  aus- 
scheiden können,  und  wenn  zwar  von  der  ältesten  Zeit  des  Frei- 
staates ab  zahlreiche  Isländer  selbst  aus  den  angesehensten  Häusern 
in  den  Dienstverband  zu  auswärtigen  Fürsten  zu  treten  pflegten, 
welche  dann  auch  nach  ihrer  Rückkehr  in  die  Heimat  die  Beziehungen 
zu  ihrem  früheren  Dienstherrn  aufrecht  erhielten,  so  nahm  doch  das 
isländische  Recht  auf  diese  auswärtigen  Dienstverhältnisse  höchstens 
etwa  insoweit  Rücksicht,  als  es  zur  Anstellung  von  Klagen  wegen 
Schmähgedichten,  welche  auf  die  Könige  von  Norwegen,  Schweden 
oder  Dänemark  verfaßt  worden  waren,  in  erster  Linie  deren  Dienst- 
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leute  (hüskarlar)  zuließ,  während  eventuell  auch  noch  eine  Popular- 
klage eröffnet  war.1)  Erst  seit  dem  Anfange  des  13.  Jahrhunderts, 
als  der  norwegische  König  bereits  angefangen  hatte,  auf  Island  festen 
Fuß  zu  fassen,  erlaubte  er  sich  auch  hier  die  Rechte  geltend  zu 
machen,  welche  ihm  sein  norwegisches  Dienstrecht  über  diejenigen 
zusprach,  welche  ihm  den  Diensteid  geschworen  hatten;  erst  um 
diese  Zeit  begannen  andererseits  auch  solche  isländische  Häuptlinge, 
welche  über  größere  Bezirke  geboten  und  größere  Heerscharen  ins 
Feld  zu  führen  vermochten,  ihre  eigene  Gefolgschaft  sich  zu  bilden. 
In  der  Umgebung  des  Jlörör  kakali  bereits  werden  uns  gestir  ge- 
nannt,2) und  im  Jahre  1258  sehen  wir  den  Gizurr  porvaldsson  vom 
Könige  zum  jarl  ernannt,3)  worauf  derselbe  sich  auf  Island  sofort 
auch  seinen  eigenen  Dienstverband  einrichtet,  mit  skutilsveinar,  hirö- 
menn  und  gestir.4)  Aber  derartige  Vorkommnisse  gehören  bereits 
nicht  mehr  der  Geschichte  des  isländischen  Freistaates  und  seiner 
Verfassung  an ;  sie  bezeichnen  vielmehr  schon  den  entschiedensten 
Verfall  des  Freistaates  und  können  nur  als  ein  Vorzeichen  seines 
herannahenden  Unterganges  und  der  bevorstehenden  völligen  Unter- 
werfung der  Insel  unter  die  Königsherrschaft  aufgefaßt  werden. 

Zum  Schlüsse  mag  noch  dreier  Kategorien  von  Leuten  gedacht 
werden,  welche,  staatsrechtlich  nur  von  geringer  Bedeutung,  außer- 
halb der  bisherigen  Gesellschaftsklassen  stehen.  Ich  rechne  in  erster 
Linie  die  bereits  gelegentlich  erwähnten  göngumenn,  hüsgangs- 
m  e  n  n  oder  förumenn,  d.h.  Leute,  welche  ohne  ein  festes  Do- 
mizil zu  besitzen,  sich  unstät  im  Lande  herumtreiben  und  regelmäßig 
vom  Bettel  statt  von  ihrer  Hände  Arbeit  zu  leben  pflegen.  Der- 
artige Leute  werden,  wenn  sie  nicht  etwa  ohne  alle  eigene  Schuld 
dem  Bettelgange  sich  ergeben  haben,  nicht  nur  mit  sehr  empfind- 
lichen Strafen  verfolgt,  wie  dies  früher  schon  besprochen  wurde, 
sondern  sie  gelten  überdies  als  rechtlos  (rettlauss) ;  5)  die  Straflosig- 
keit jeder  Mißhandlung  derartiger  Leute,  soweit  nur  gewisse  Grenzen 
dabei  nicht  überschritten  wurden,  dann  auch  eine  gewisse  Beschrän- 
kung in  ihren  Erbrechten,  welcher  auch  noch  ihre  Kinder  unter- 
worfen sind,  erschienen  als  Wirkungen  dieser  verminderten  Rechts- 
fähigkeit. —  An  zweiter  Stelle  sind  sodann  zu  nennen  die  s  k  ö  g  a  r  - 

1)  Konüngsbök,  238/184;  Staöarhölsbök,  377/393. 

2)  Sturlünga,  VII,  169/11;  189/50. 

3)  Sturlünga,  VII,  317/250;  Häkonar  s.  gamla,  297/93. 

4)  Sturlünga,  VII,  319/252;  Häkonar  s.  gamla,  297/93—94. 

B)  Konüngsbök,  118/225;  Staöarhölsbök,  63/77  und  75/99 — 100. 
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m  e  n  n  und  fjörbaugs  m  enn,  d.  h.  die  zur  vollen  Acht  oder  zu 
der  milderen  Landesverweisung  verurteilten  Leute,  welche  etwa  den 
friedlosen  Leuten  unserer  deutschen  Rechtsbücher  entsprechen;  aus 
der  Rechtsgenossenschaft  ausgestoßen  und  zu  Feinden  des  Staates 
und  seiner  Angehörigen  erklärt,  gehören  sie  im  Grunde  zum  Volke 
im  politischen  Sinne  gar  nicht  mehr.  —  An  dritter  Stelle  endlich 
kommen  noch  die  Fremden  in  Betracht,  von  denen  allerdings  zu- 
nächst das  eben  Bemerkte  gleichfalls  gilt,  die  aber  doch  mit  dem 
Staate  in  friedliche  Beziehungen  immerhin  treten  mögen.  An  und 
für  sich  waren  diese  selbstverständlich  von  allen  und  jeden  politischen 
Rechten  vollständig  ausgeschlossen;  indessen  ist  beachtenswert,  daß 
nicht  nur  ihrer  Niederlassung  auf  der  Insel  keinerlei  Flindernisse  in 
den  Weg  gelegt  wurden,  sondern  ihnen  auch,  wenn  solche  erfolgte, 
der  Zutritt  zu  den  politischen  Rechten  in  liberalster  Weise  eröffnet 
wurde.  Das  Christenrecht  behandelte  den  Fremden,  welcher  sich 
auf  der  Insel  einen  selbständigen  Haushalt  begründete,  sofort,  jeden 
anderen  Fremden  aber  wenigstens  nach  dreijährigem  Aufenthalt  im 
Lande  als  zehntpflichtig, *)  vorausgesetzt  natürlich,  daß  er  im  Hin- 
blicke auf  das  Maß  seines  Vermögens  zur  Tragung  der  Zehntlast 
überhaupt  herangezogen  werden  konnte;  das  weltliche  Recht  aber 
ließ  den  Fremden,  wenn  er  anders  seine  heimilisvist  und  [ungvist  in 
vorgeschriebener  Weise  erworben  hat,  sogar  zum  Richteramte  zu, 
und  zwar  sofort,  wenn  er  von  Kindsbeinen  an  der  nordgermanischen 
Zunge  angehört  hatte,  aber  nach  dreijährigem  Aufenthalte,  wenn 
dies  nicht  der  Fall  war.2)  Es  kann  kaum  einem  Zweifel  unterliegen, 
daß  dieselben  Grundsätze  auch  bezüglich  aller  anderen  politischen 
Rechte  galten;  die  Leichtigkeit  aber,  mit  welcher  die  Naturalisation 
von  jedem  Fremden  gewonnen  werden  konnte,  scheint  nicht,  was 
sonst  nahe  genug  läge,  aus  dem  kolonialen  Charakter  des  isländischen 
Freistaates  erklärt  werden  zu  dürfen,  da  auch  das  norwegische  Recht, 
soviel  sich  erkennen  läßt,  die  gleiche  Zuvorkommenheit  Fremden 
gegenüber  zeigt.  Nach  den  GI)L.3)  hatten  Isländer,  solange  sie  auf 
der  Kauffahrt  waren,  in  Norwegen  sogar  das  erhöhte  Recht  eines  höldr 
anzusprechen,  und  erst  wenn  sie  in  Norwegen  sich  niedergelassen 
und  drei  Jahre  aufgehalten  hatten,  sollten  sie  dasjenige  Recht  nehmen, 
dem  sie  erweislichermaßen  zugehörten;  alle  anderen  Ausländer  da- 
gegen, die  nach  Norwegen  kamen,  sollten  das  Recht  eines  gewöhn- 


l)  Konungsbök,  259/2 1 1  ; 
2j  Konungsbök,  20/38. 


StaÖarhölsbök,  44/54. 
3)  GbL.  200. 
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liehen  Bauern  nehmen,  es  sei  denn,  daß  sie  durch  Zeugen  erweisen 
könnten,  daß  ihnen  ein  höheres  gebühre.  Nun  beruht  zwar  das  be- 
sondere, den  Isländern  eingeräumte  Vorrecht  auf  einem  besonderen 
Vertrage,  r)  aber  die  Anerkennung  der  Rechtsstellung  anderer  Aus- 
länder wenigstens  war  unabhängig  von  jedem  Vertrage,  und  wie 
leicht  man  es  mit  der  Naturalisation  Fremder  nahm,  zeigt  nicht  nur 
eine  Reihe  geschichtlicher  Zeugnisse,  wie  z.  B.  was  über  den  Isländer 
Ülfr  Üspaksson,  den  Engländer  Tosti  jarl,  den  Deutschen  pangbrandr 
berichtet  wird,  sondern  auch  der  technische  Begriff  des  „gestfeöri" 
welcher  denn  doch  die  Häufigkeit  der  Niederlassung  Fremder  in 
Norwegen  voraussetzt. 


Abschnitt  II. 

Die  Häuptlinge. 

§  8.    Die  Goden. 

Eine  Übersicht  über  die  Geschichte  der  Godenwürde  ist 
in  den  früheren  Paragraphen  bereits  gelegentlich  gegeben  worden 
und  genügt  es,  in  kurzen  Worten  auf  deren  Hauptabschnitte  hinzu- 
weisen. Es  hat  sich  gezeigt,  daß  auf  Island  alle  staatliche  Ge- 
walt sich  von  Anfang  an  in  der  Hand  der  Goden  konzentriert  hatte, 
welche  auch  insoweit,  als  die  Gemeinde  an  deren  Ausübung  teil- 
nahm, doch  immerhin  die  Tätigkeit  dieser  letzteren  veranlaßten, 
leiteten  und  stützten.  Im  Tempelbesitze  und  der  Vorsteherschaft 
über  die  an  ihn  sich  anschließenden  Tempelgemeinden  hatte  das 
Godord  dabei  seinen  Ausgangspunkt  gefunden,  während  für  die 
Ausgestaltung  der  Würde  das  Vorbild  der  norwegischen  Kleinstaaten 
und  der  sie  regierenden  Fürsten  maßgebend  wurde.  Als  dann  durch 
die  Ülfljötslög  ein  Gesamtstaeit  geschaffen  wurde,  konnte  dies 
nur  auf  dem  Wege  einer  gutwilligen  Einigung  der  bisher  völlig 
souveränen  Goden  gelingen,  welche  sich  hinwiederum  die  Aufrichtung 


*)  Konüngsbök,  248/195;  Ski nnastaöabok,  S.  464. 
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einer  obersten  Zentralgewalt  nur  unter  der  Bedingung  gefallen  ließen, 
daß  diese  wesentlich  in  ihre  eigene  Hand  .gelegt  wurde;  die  Be- 
schränkung seiner  Selbstherrlichkeit,  welche  jedem  einzelnen  Goden 
auferlegt  wurde,  erschien  demnach  durch  die  gemeinsame-  Macht 
aufgewogen,  welche  nunmehr  der  Gesamtheit  aller  Goden  anvertraut 
wurde,  und  das  Godord  zeigte  fortan  einen  doppelten  Inhalt,  indem 
neben  die  Herrschaft  über  die  eigenen  Dingleute  nunmehr  noch  ein 
Anteil  an  der  Regierung  des  Gesamtlandes  trat,  in  welche  sich  der 
einzelne  Gode  mit  allen  anderen  teilte.  Noch  schärfer  ausgeprägt 
wurde  diese  Doppelstellung  der  Goden  durch  die  folgende  Re- 
gelung der  Bezirksverfassung.  Wie  bisher  die  Gesamtheit 
aller  Goden  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  des  Gesamtlandes 
geleitet  hatte,  so  wurden  jetzt  auch  für  die  Bezirksregierung  größere 
Verbände  gebildet,  zu  denen  je  drei,  dann  wieder  je  neun  oder  zwölf 
Godorde  zusammengelegt  wurden,  und  deren  Angelegenheiten  je 
von  den  verbundenen  Goden  gemeinschaftlich  geleitet  werden  sollten ; 
auch  damit  war  selbstverständlich  wieder  zugleich  eine  weitere  Schmä- 
lerung der  Selbständigkeit  jedes  einzelnen  Godordes  und  eine  Er- 
weiterung des  kollektiven  Machtbereiches  der  Gesamtheit  der  zu 
einem  gemeinsamen  Verbände  vereinigten  Godorde  gegeben.  Die 
Neuerungen,  welche  die  Einführung  des  fünften  Gerichtes 
mit  sich  brachte,  änderten  an  diesem  Stande  der  Dinge  wenig,  da 
auch  die  Besetzung  dieses  Gerichtes  ausschließlich  in  die  Hand  der 
Goden  gelegt  wurde;  die  Zulassung  neuer  Godorde,  deren  Inhaber 
auf  die  Regierung  ihrer  eigenen  Dingleute  und  ihren  Anteil  an  der 
Besetzung  des  fünften  Gerichtes  beschränkt,  dagegen  im  übrigen  von 
allem  Anteile  an  der  Leitung  der  großen  Dingversammlungen  aus- 
geschlossen waren,  vermochten  an  dem  aristokratischen  Charakter 
der  Würde  nichts  zu  ändern.  Endlich  der  nur  um  wenige  Jahre 
früher  erfolgte  Übertritt  des  Volkes  zum  Christentum  e 
beseitigte  zwar  die  ganze  religiöse  Bedeutung  des  Godords,  ließ  aber 
dessen  weltliche  Stellung  vollkommen  unerschüttert;  erst  die  Unter- 
werfung der  Insel  unter  den  König  von  Norwegen  machte,  mit 
der  übrigen  Verfassung  des  Freistaates,  auch  seinen  Godorden 
ein  Ende. 

Soll  nun  aber  die  Bedeutung  des  Godordes,  wie  sie  sich 
während  der  ganzen  Dauer  des  Freistaates  im  wesentlichen  gleich- 
mäßig gestaltete,  besprochen  werden,  so  muß  vorab  die  Frage  nach 
der  Beschaffenheit  der  Würde  im  ganzen  von  der  Frage  nach  den 
einzelnen  in  derselben  enthaltenen  Rechten  und  Pflichten  getrennt 
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werden.  Ich  bespreche  die  erstere  Frage,  also  die  privatfürstenrecht- 
liche  Seite  des  Godordes,  zuerst. 

Betrachtet  man  das  Godord  im  ganzen,  so  zeigt  sich  sofort, 
daß  dasselbe  eine  zwiefache  Seite  hat,  indem  einerseits  das  Recht 
auf  dasselbe  ganz  nach  Analogie  der  Vermögensrechte  behandelt 
wird,  andererseits  aber  doch  auch  die  öfTentlichrechtliche  Natur  seines 
Inhaltes  zur  Geltung  kommt,  welche  einige  Berücksichtigung  der 
Persönlichkeit  seines  Inhabers  und  der  Befähigung  desselben  zur 
Ausübung  der  in  ihm  enthaltenen  Rechte  erfordert.  In  der  erstcren 
Beziehung  gilt,  wie  dies  früher  bereits  gelegentlich  bemerkt  wurde, 
der  Satz,  daß  das  Godord  ganz  wie  jedes  beliebige  andere  Ver- 
mögensstück frei  vererblich  und  veräußerlich  war,  nur  mit  der  Ein- 
schränkung, daß  dasselbe  den  besonderen  Vorschriften  unterlag, 
welche  für  die  Veräußerung  liegender  Güter  galten.  Die  geschicht- 
lichen Quellen  bieten  uns  zahllose  Belege  dafür,  wie  Godorde  ver- 
kauft, verschenkt,  an  Zahlungsstatt  gegeben,  im  Erbwege  geteilt  oder 
bei  der  Auseinandersetzung  mit  in  Anschlag  gezogen,  einer  Tochter 
als  Mitgift  mitgegeben  wurden  u.  dgl.  m. ;  bezüglich  einzelner  Go- 
dorde, wie  z.  B.  des  älteren  porsnesinga-  oder  Snorrüngagoöorö  und 
des  Hvammsverja-  oder  jüngeren  I)orsnesingagoöorö,  dann  der  Go- 
dorde der  Reyknesingar,  Hofsverjar,  Svinfellmgar,  Oddaverjar,  Hauk- 
dcelir  u.  dgl.  m.  können  wir  demzufolge  nachweisen,  wie  sie  jahr- 
hundertelang in  demselben  Hause  sich  vererbten,  während  in  anderen 
und  häufigeren  Fällen  sich  dartun  läßt,  wie  solche  in  kürzerer  Frist 
mehrmals  von  einem  Hause  auf  das  andere  übergingen.  Aus  einem 
Berichte  der  Sturlünga  r)  über  einen  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
angehörigen  Vorgang  hat  man  sogar  geglaubt,  einen  Schluß  auf  den 
approximativen  Wert  der  Godorde  ziehen  zu  können. 2)  I)orvarör 
I)örarinsson  und  sein  Bruder  Oddr  stritten  damals  mit  Ssemundr 
Ormsson  über  den  Besitz  einiger  Godorde,  und  durch  einen  Schieds- 
spruch wurde  den  beiden  Brüdern  das  Recht  zugesprochen,  nach 
freier  Wahl  gegen  eine  an  Saemundr  zu  zahlende  Abfindung  von 
,,fimmtigi  hundraöa"  die  Godorde  zu  behalten.  Aber  ganz  abgesehen 
davon,  daß  andere  Hss.  „hundraö  hundraöa"  lesen  und  somit  den 
Preis  verdoppeln,  kennen  wir  weder  die  Zahl  der  in  Frage  stehenden 
Godorde,   noch  wissen  wir,   welcher  Art  die   in  Frage  stehenden 


1)  Sturlünga,  VII,  215,  7/89—90;  vgl.  ältere  Ausgabe,  VII,  51/104. 

2)  Gerhard  Schöning,  Norges  riges  historie,  III,  143,  Anm.  c;  Dahl- 
mann, II,  S.  188. 
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Hunderte  waren,  ob  ein  Hundert  Ellen  veömäl  (hundraö  talit),  oder 
in  gewöhnlichem  Gelde  (hundraö  vegit),  oder  in  reinem  Silber  (ski'rt 
silfr),  und  überdies  wurde  sicherlich  bei  der  Bestimmung  des  Wertes 
eines  bestimmten  Godordes  auch  auf  dessen  Mannstärke  und  sonstige 
Beschaffenheit  gesehen ; *)  nur  unter  der  dreifachen  Voraussetzung, 
daß  die  Lesart  50  richtig,  das  Hundert  das  gewöhnliche  und  die 
Zahl  der  Godorde  6  gewesen  sei,  nämlich  alle  diejenigen  umfaßt 
habe,  die  zum  doppelten  Mülajimge  gehörten,  2)  ließe  sich  allenfalls 
für  das  Godord  ein  Wert  von  16 — 17  Kühen  herausrechnen.  Aber 
wie  dem  auch  sei,  gewiß  ist  jedenfalls,  daß  auch  unsere  Rechtsbücher 
in  bestimmtester  Weise  die  vermögensrechtliche  Behandlung  des 
Godordes  voraussetzen  und  zugleich  die  für  die  Veräußerung  eines 
solchen  maßgebenden  Regeln  des  näheren  feststellen.  Gelegentlich 
wird  die  Regel  ausgesprochen : 3)  „ef  maör  hefir  keypt  goöorö  eöa 
var  honum  geht,  ok  skal  ])at  at  erföum  fara",  oder  wird  der  Mög- 
lichkeit gedacht,4)  daß  jemand  zufolge  eines  Vergleiches  „skyli  land 
sitt  gjalda  eöa  goöorö"  u.  dgl.  m. ;  andererseits  wird  aber  auch  be- 
stimmt, daß  beim  Verkaufe  eines  Godordes  ganz  ebenso  wie  beim 
Verkaufe  von  Land  oder  von  Seeschiffen  bei  Vermeidung  der  Nichtig- 
keit des  Geschäftes  beigezogen  werden  sollen,  und  wird  der  Bruch 
derartiger  Verkaufsverträge  ganz  gleichmäßig  mit  einer  höheren  als 
der  gewöhnlichen  Buße  bedroht.5)  Die  Veräußerung  eines  Godordes 
st  ferner  ebensogut  wie  die  Veräußerung  von  Land  dem  Manne, 
der  sein  80.  Lebensjahr  überschritten  hat,  im  Interesse  der  erbberech- 
tigten Verwandtschaft  untersagt,  mit  einziger  Ausnahme  des  Falles  der 
ehehaften  Not. 6)  Endlich  soll  bei  der  Übernahme  von  Mündelgut 
durch  den  Vormund  ein  zu  diesem  gehöriges  Godord  ebensowenig 
wie  der  Grundbesitz  des  Mündels  abgeschätzt  werden,  da  bei  beiden 
nach  Beendigung  der  Vormundschaft  die  Rückgabe  der  Sache  selbst, 
nicht  wie  bei  der  Fahrhabe  ihres  bloßen  Wertes,  einzutreten  hat.  ') 
Mag  sein,  daß  diese  Behandlung  des  Godordes  nach  Immobiliar- 
sachenrecht  noch  aus  dem  Heidentume  stammt  und  mit  der  An- 


1)  vgl.  was  die  Sturlünga,  V,  4/134  über  das  Fljötamannagoöorö  sagt. 

2)  vgl.  bezüglich  dieser  Godorde  meine  Schrift:  Island,  S.  130 — 31,  Anm.  3. 

3J  Konüngsbök,  84/142. 

4)  Konüngsbök;  71/121;  StaÖarhölsbök,  254/284. 

5)  Konüngsbök,  169/75;  wegen  des  Landkaufes  vgl.  auch  St  a Ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k  , 
390  418  —  19  und  Laxdcela,  47/210 — 12. 

6)  Konüngsbök,  126/246;  StaÖarhölsbök,  66/83  und  73/98. 
1)  Konüngsbök,  122/232;  StaÖarhölsbök,  64/79. 
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knüpfung  der  Würde  an  den  Besitz  eines  bestimmten  Tempels  zu- 
sammenhängt; indessen  war  doch  schon  damals  das  Recht  an  dem 
Hofe,  in  dessen  Nähe  der  Tempel  stand,  von  dem  Rechte  an  dem 
Tempel  und  an  dem  auf  diesen  begründeten  Godorde  getrennt  ge- 
halten worden  und  konnte  darum  z.  B.  von  den  Söhnen  des  Ingi- 
mundr  gamli-der  eine  den  Hof  und  der  andere  das  Godord  erben,1) 
porgrimr  Kjallaksson  durch  einen  Schiedsspruch  Anteil  am  J)orsnes- 
ingagoöorö  erlangen,  ohne  gleichzeitigen  Anteil  an  dem  Hofe  zu 
Helgafell  oder  Hofstaöir,2)  der  Tempel  zu  Hofstaöir  den  Geitlendingar 
mit  Tüngu-Oddr  gemeinsam  gehören,  während  der  Hof  zu  Breiöi- 
bölstaör  nur  diesem  letzteren  und  seinem  Schwager  Torfi  Valbrandsson 
gehörte  ::)  u.  dgl.  m.  In  der  christlichen  Zeit  fehlte  der  Würde  voll- 
ends alle  und  jede  territoriale  Grundlage  und  erscheint  dieselbe  als 
ein  an  keinerlei  Grundbesitz  geknüpftes,  vollkommen  selbständiges 
Vermögensobjekt.  Allerdings  erscheint  die  Bezeichnung  des  einzelnen 
Godordes  sehr  häufig  von  einem  Ortsnamen  abgeleitet,  wie  man 
denn  z.  B.  von  einem  porsnesmga-,  Reyknesinga-,  Reykhyltinga-, 
Mööruvellmga-,  Svinfellinga-  oder  auch  Jöklamanna-,  Lundarmanna-, 
Fljötamannagoöorö  u.  dgl.  spricht;  aber  es  ist  dies  eben  nur  eine 
Folge  des  Umstandes,  daß  die  Geschlechter,  in  deren  Hand  die  be- 
treffenden Godorde  sich  befanden,  sich  ihrerseits  sehr  häufig  nach 
den  Höfen  zu  benennen  pflegten,  auf  welchen  sie  gesessen  waren, 
und  bezeichnet  demnach  z.  B.  der  Name  Reyknesingagoöorö  oder 
Fljötamannagoöorö  nicht  etwa  ein  zu  Reykjanes  oder  i  Fljötum  ra- 
diziertes Godord,  sondern  lediglich  ein  Godord,  welches  einer  Familie 
gehörte,  die  nach  ihrem  Wohnorte  den  Namen  der  Reyknesingar 
oder  der  Fljötamenn  trug.  Nannte  sich  demnach  eine  einzelne  Fa- 
milie statt  nach  ihrem  Wohnorte  vielmehr  nach  irgend  einem  an- 
gesehenen Stammvater,  so  mochte  auch  ein  derartiger  Familienname 
auf  deren  Godord  übergehen,  wofür  das  Snorrüngagoöorö  einen 
Beleg  bietet;  veränderte  die  Familie  ihren  Wohnsitz  und  damit  auch 
ihren  Namen,  so  mußte  sofort  auch  deren  Godord  den  seinigen 
wechseln,  wie  denn  z.  B.  als  Snorri  goöi  seinen  Hof  zu  Helgafell 
gegen  den  zu  Saelingsdalstünga  vertauschte, 4)  sein  Godord  anstatt 
des  bisherigen  Namens  des  Ilorsnesingagoöorö  nunmehr  den  neuen 
Namen  des  Snorrüngagoöorö  annahm, 5)  wogegen  die  Bezeichnung 

l)  Vatnsdcjela,  27/43.  2)  Eyrbyggjä,  10/12. 

:})  Landndma,  I,  21/64;  vgl«  20/61. 

4)  Eyrbyggjä,  56/103;  Laxdoela,  56/248. 

5)  Sturlünga,  III,  2/4 1  ;  VII,  66/276  usw. 
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als  porsnesingagoöorö  nunmehr  auf  jenes  andere  Godord  überging,1) 
welches  sich  in  der  Hand  der  Nachkommenschaft  jenes  porkell 
Eyjülfsson  befand,  welcher  durch  seine  Heirat  mit  Guörün  Osvifs- 
döttir  den  von  Snorri  eingetauschten  Hof  zu  Helgafell  überkam  und 
dessen  Familie  darum  statt  ihres  früheren  Namens,  Hvammsverjar,  den 
der  porsnesingar  annehmen  konnte.2)  —  Die  im  Bisherigen  dargelegte 
privatrechtliche  Behandlung  der  Würde  ließ  sich  nun  aber  doch  nicht 
folgerichtig  durchführen,  weil  der  Inhalt  der  in  ihr  begriffenen  Rechte 
eben  doch  einen  allzu  unzweideutig  ausgeprägten  staatsrechtlichen 
Charakter  trug.  Das  Christenrecht  zunächst  spricht  demgemäß  mit 
aller  Bestimmtheit  den  Satz  aus,  3)  daß  das  Godord  nicht  der  Ver- 
zehntung  unterliege,  weil  es  nicht  als  ein  Vermögensstück,  sondern 
als  eine  öffentliche  Gewalt  anzusehen  sei :  „veldi  er  Jjat,  enn  eigi  fe". 
Aber  auch  in  anderen  und  wichtigeren  Beziehungen  macht  sich  der- 
selbe Gesichtspunkt  geltend.  Wenn  zwar  das  Godord  wie  jede  an- 
dere Sache  vererblich  und  veräußerlich  war,  so  hatte  doch  anderer- 
seits der  Umstand,  daß  jeder  einzelne  Dingmann  jederzeit  seinem 
Goden  aufsagen  und  einem  anderen  sich  anschließen  konnte,  ohne 
darum  seinen  Wohnort  wechseln  zu  müssen,  zur  unausbleiblichen 
Folge,  daß  bei  einem  Wechsel  in  der  Person  des  Goden  der  Wille 
der  Dingleute  keineswegs  völlig  ignoriert  werden  konnte,  wenn  er 
anders  energisch  genug  war,  um  sich  zur  Geltung  bringen  zu  wollen; 
war  nämlich  die  Abneigung  einer  größeren  Anzahl  von  Dingleuten 
gegen  den  neuen  Erwerber  der  Würde  stark  genug,  um  sie  einen 
Wechsel  des  Godordes  der  Unterwerfung  unter  seine  Herrschaft  vor- 
ziehen zu  lassen,  so  mußte  ihm  dies  den  Antritt  derselben  geradezu 
unmöglich  machen.  Bei  der  Abtretung  eines  Godordes  durch  seinen 
bisherigen  Besitzer,  oder  auch  bei  einem  Streite  mehrerer  Bewerber 
um  ein  solches  über  ihre  Erbrechte  mochte  es  von  hier  aus  vor- 
kommen, daß  man  die  Dingleute  zusammenrief  und  ihnen  geradezu 
die  Frage  vorlegte,  ob  sie  diesem  oder  jenem  Bewerber  um  die 
Würde  sich  anschließen  und  ihn  als  ihren  Häuptling  anerkennen 
wollen;  für  das  10.  Jahrhundert  bereits  ist  uns  ein  derartiger  Vor- 
gang bezeugt,4)  und  für  das  13.  wird  uns  aus  Anlaß  der  Annahme 
des  Gizurr  I)orvaldsson  im  Skagafjörör,5)  der  wiederholten  Weigerung 

1)  Sturlünga,  VII,  3/196  vgl.  mit  6/200. 

2)  vgl.  meine  Bemerkungen  in  der  Germania,  XV,  S.  293 — 96. 

3)  Konüngsbök,  255/206;  StaÖarhölsbök,  37/47. 

4)  Hrafnkels  s.,  S.  22. 

r'j  Sturlünga,  VII,  218/101. 


§  8.    Die  Coden. 


219 


der  Bauern  im  Eyjafjörör,  sich  dem  porvarör  [)örarinsson  zu  unter- 
werfen, 3)  dann  der  anfangs  verweigerten,  später  aber  verwilligten 
Annahme  des  porgils  skaröi  im  Skagafjörör, 2)  von  ganz  ähnlichen 
Verhandlungen  in  sehr  eingehender  Weise  berichtet.  Selbstver- 
ständlich handelte  es  sich  aber  bei  diesen  nicht  etwa  um  eine  Ent- 
scheidung der' Bauern  darüber,  ob  dem  einzelnen  Bewerber  ein  recht- 
licher Anspruch  auf  die  Würde  zustehe  oder  nicht,  sondern  nur  um 
eine  Erklärung  derselben  über  ihre  Geneigtheit  oder  Abgeneigtheit, 
Mann  für  Mann  dessen  Dingleute  zu  werden;  eine  Erklärung,  auf 
welche  allerdings  deren  Urteil  über  die  Rechtsfrage  unter  Umständen 
bestimmend  einwirken  konnte.  Weiterhin  konnte  es  aber  auch  vor- 
kommen, daß  der  Besitz  eines  Godordes  kraft  eines  privatrechtlichen 
Titels  einer  Person  zufiel,  welche  dasselbe  selbst  zu  verwalten  doch 
nicht  befähigt  war,  oder  daß  aus  irgend  welchen  anderen  Gründen 
eine  Vertretung  des  Besitzers  in  der  Ausübung  derjenigen  Rechte 
notwendig  oder  nützlich  schien,  welche  in  dem  Godorde  begriffen 
waren;  auch  in  derartigen  Fällen  mag  dann  wieder  der  Gegensatz 
zwischen  dem  staatsrechtlichen  Inhalte  und  der  pnvatrechtlichen 
Einkleidung  der  Würde  sich  bemerkbar  machen.  Das  Godord  war 
z.  B.,  wie  schon  früher  bemerkt,  beliebig  teilbar;  aber  für  den  Fall, 
daß  ein  solches  im  gemeinsamen  Besitze  mehrerer  Personen  sich  be- 
fand, galt  die  Vorschrift, 3)  daß  ein  jeder  der  Beteiligten  dessen 
Führung  während  dreier  aufeinanderfolgender  ehehafter  Dinge  be- 
halten sollte,  d.  h.  mit  anderen  Worten:  das  Godord  sollte  trotz 
seiner  Teilung  stets  nur  durch  einen  einzigen  Träger  verwaltet 
werden,  und  dieserhalb  von  Jahr  zu  Jahr  unter  den  Teilhabern  ge- 
wechselt werden.  Dem  scheint  allerdings  zu  widersprechen,  daß 
geschichtliche  Quellen  wiederholt  von  einer  Teilung  sowohl  der  Ein- 
künfte und  der  Lasten  der  Würde,  als  auch  der  Dingleute,  welche 
derselben  unterstanden,  unter  die  verschiedenen  Teilhaber  an  der- 
selben besprechen ; 4)  mag  indessen  sein,  daß  diese  letzteren  Stellen 
in  der  Art  mit  der  ersteren  zu  vereinigen  sind,  daß  diese  sich  nur 
auf  die  Funktionen  am  Ding  bezieht,  welche  in  der  Tat  keine  Tei- 
lung zuließen,  jene  dagegen  auf  alle  übrigen  aus  dem  Godorde  sich 
ergebenden  Rechte  und  Pflichten,  bei  welchen  eine  solche  ihrer 
Xatur  nach  möglich  war.    Ist  ferner  der  Inhaber  eines  Godordes 

1)  Sturlünga,  VII,  293/220—21  und  315/248. 

2)  ebenda,  293/222  und  294/225.  ;5J  Konüngsbök,  84/141. 
4)  Eyrbyggja,  10/12;  Landnaraa,  I,  21/64. 
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verhindert,  dessen  Verwaltung  selber  zu  führen,  so  hat  er  sich  einen 
Vertreter  in  dessen  Führung  zu  bestellen  und  die  getroffene  Wahl 
öffentlich  bekannt  zu  geben;  der  Vertreter  muß  jedoch  immer  aus 
der  Zahl  seiner  eigenen  Dingleute  genommen  werden.  So  soll  es 
gehalten  werden,  wenn  der  Gode  außer  Lands  geht,  oder  wenn  er 
auch  nur  auf  einen  Monat  oder  länger  sein  Landesviertel  verläßt; 
so  aber  auch,  wenn  er  bei  einem  fremden  Dingmann  Domizil  nimmt, 
oder  durch  schwere  Krankheit  unfähig  wird,  seine  Würde  selber  zu 
verwalten.1)  Ähnlich  scheint  man  es  aber  auch  gehalten  zu  haben, 
wenn  ein  Godord  im  Erbgange  einem  Weibe  oder  einem  minder- 
jährigen Knaben  zufiel.  Was  zunächst  die  Weiber  betrifft,  so  nennen 
uns  die  geschichtlichen  Quellen  eine  Reihe  von  solchen,  welche  im 
Besitze  der  Würde  waren  und  darum  als  gyöjur  oder  hofgyöjur  be- 
zeichnet wurden;'2)  wir  erfahren  auch  wohl,  daß  eine  solche  gyöja 
gelegentlich  einmal  den  Opferdienst  verrichtet,  wie  Friögerör  zu 
Hvammr,3)  ja  daß  eine  solche  die  Pflege  eines  höfuöhof  übernehmen 
konnte,  wie  Steinvör  im  Ostlande;4)  aber  dieselbe  Quelle,  welcher 
wir  diese  letztere  Nachricht  verdanken,  erzählt  auch,  daß  die  hof- 
gyöja,  wenn  einer  ihrer  Dingleute  den  Tempelzoll  nicht  entrichtete, 
einen  Mann  mit  der  Klagestellung  beauftragen  mußte,  und  wenn  ein 
paar  andere  Sagen  von  der  [)orbjörg  en  digra,  der  Frau  des  Ver- 
mundr  mjöfi,  berichten,  daß  sie  in  Abwesenheit  ihres  Mannes  die 
„heraösstjörn"  führte,  oder  „reö  fyrir  heraöi  ok  fyrir  mönnum",5)  so 
ist  damit  nur  eine  tatsächliche,  nicht  aber  eine  rechtliche  Verwaltung 
des  Regimentes  gemeint,  das  ja  in  diesem  Falle  ohnehin  dem  Manne 
und  nicht  der  Frau  zukam.  Unser  älteres  Rechtsbuch  aber  spricht 
geradezu  den  Satz  aus,  daß  die  Frau,  welche  ein  Godord  erbt,  einem 
der  Dingleute  dessen  Führung  übertragen  müsse,  die  zu  demselben 
gehören,6)  und  wir  werden  diese  Vorschrift  mit  den  obigen  geschicht- 
lichen Zeugnissen  wohl  dahin  zu  vereinigen  haben,  daß  das  Weib 
zwar  die  Einkünfte  des  ererbten  Godordes  beziehen  und  diejenigen 
sonstigen  Rechte  desselben  ausüben  konnte,  welche  auszuüben  sein 
Geschlecht  sie  nicht  hinderte,  daß  aber  von  demselben  ein  Vertreter 

1)  Konüngsbök,  84/141  und  142;  vgl.  auch  Hrafnkels  s.,  S.  14  und 
Bandamanna  s.,  S.  8. 

2)  Belege  siehe  in  meiner  Schrift:  Island,  S.  44,  Anra.  I. 
8)  Kristni  s.,  2/6;  J)orvalds  s.  vi'öförla,  4/43. 

4)  VapnfirÖi'nga  s.,  S.  10. 

5)  Grettla,  52/119;  Föstbroeöra  s.,  I,  1/3. 
G)  Konüngsbök,  84/142. 


§  8.    Die  Godcn. 


22  1 


für  alle  diejenigen  Funktionen  zu  bestellen  war,  deren  Ausübung  nur 
Männern  zugänglich  war,  wie  dies  zumal  von  allen  am  Ding  auszu- 
übenden Funktionen  galt.  Schwerer  ist  zu  sagen,  wie  es  gehalten 
wurde,  wenn  ein  Godord  einem  minderjährigen  Knaben  anfiel. 
Unser  älteres  Rechtsbuch  spricht  zunächst  nur  aus,  y)  daß  der 
Knabe,  wenn-  er  auch  nur  zwölf  Jahre  alt  war,  mit  Zustimmung 
der  Dingleute  die  Führung  des  Godordes  bereits  selbst  übernehmen 
könne;  aber  damit  ist  nur  gesagt,  daß  unter  dieser  Voraussetzung 
auf  den  älteren  Volljährigkcitstermin  anstatt  des  neueren,  erst  an  das 
vollendete  16.  Jahr  sich  knüpfenden  zurückgegriffen  werden  dürfe, 
wogegen,  ungesagt  bleibt,  wie  es  zu  halten  sei,  wenn  der  Erbe  weniger 
als  12  Jahre  alt  war,  oder  dem  1 2  jährigen  von  den  Dingleuten  die 
Führung  des  Godords  nicht  bewilligt  wurde.  Da  uns  an  einer  früher 
bereits  besprochenen  Stelle  2)  gesagt  wird,  der  Vormund  brauche  bei 
der  Übernahme  von  Mündelgut  ein  zu  diesem  gehöriges  Godord 
ebensowenig  abschätzen  zu  lassen,  wie  dem  Mündel  zugefallene  Grund- 
stücke, wird  man  annehmen  dürfen,  daß  das  Godord  ebensogut  wie 
die  Grundstücke  unter  die  Verwaltung  des  Vormundes  fiel,  nur  daß 
er  selbstverständlich,  wenn  er  nicht  selber  befähigt  war,  dessen  Füh- 
rung zu  übernehmen,  einen  anderen  mit  dieser  beauftragen  mußte. 
In  der  älteren  Zeit  scheint  indessen  eine  etwas  andere  Regel  ge- 
golten zu  haben,  da  eine  geschichtliche  Quelle  aus  Anlaß  eines  der 
zweiten  Hälfte  des  io.  Jahrhunderts  angehörigen  Vorganges  berichtet,3) 
daß  nach  dem  damaligen  Rechte  die  Dingleute  aus  ihrer  Mitte  den- 
jenigen zu  wählen  hatten,  welcher  für  den  minderjährigen  Erben  das 
Godord  zu  führen  haben  sollte,  und  daß  das  Los  zu  entscheiden 
hatte,  wenn  man  sich  über  die  Wahl  nicht  einigen  konnte;  wTann 
und  warum  dieselbe  abkam,  wird  uns  indessen  nicht  berichtet. 
Wenn  aber  unser  Rechtsbuch  noch  die  Vorschrift  beifügt,  4)  daß  man, 
wenn  ein  Gode  vor  dem  einmänaör,  d.  h.  dem  letzten  Winter- 
monate, der  etwa  Mitte  März  beginnt,  stirbt,  durch  ein  umfahrendes 
Kreuz  eine  Versammlung  berufen,  und  hier  durch  das  Los  bestimmen 
•  lassen  solle,  wer  das  Godord  vertreten  (fara  meö  goöoröi)  solle,  wo- 
gegen die  Leute,  wenn  der  Gode  erst  nach  dem  einmänaör  stirbt, 
um  einen  Tag  früher  als  die  übrigen  Dingleute  sich  zum  Frühlings- 
ding einfinden,  und  hier  das  Los  entscheiden  lassen  sollen,  und  wenn 

1)  Konüngsbok,  84/142. 

2)  ebenda,  122/232;  StaÖarhölsbök,  64/79. 

3)  Vatnsdoela,  41/67  und  42/67. 
4J  Konüngsbok,  80/142. 
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der  Gode  noch  näher  am  Allding,  oder  gar  erst  auf  der  Reise  zu 
diesem  stirbt,  zunächst  der  nächste  anwesende  Verwandte  des  ver- 
storbenen Goden,  eventuell  aber  derjenige  das  Godord  führen  solle, 
über  dessen  Person  sich  die  Dinggenossen  des  Verstorbenen  noch 
vor  dem  Beginne  der  Gerichtssitzungen  einigen  würden,  so  dürfen 
diese  Bestimmungen  nicht  als  im  Widerspruche  mit  den  oben  be- 
sprochenen stehend  betrachtet  werden;  man  wird  in  ihnen  vielmehr 
nur  eine  Anweisung  zu  provisorischen  Verfügungen  erkennen  dürfen, 
wie  solche  nötig  werden  konnten,  wenn  der  Tod  eines  Goden  ganz 
kurz  vor  der  Haltung,  sei  es  um  des  Frühlingsdinges  oder  des  All- 
dinges, eintrat.  Aber  auch  in  Fällen,  in  welchen  der  Gode  zur  per- 
sönlichen Ausübung  seiner  Rechte  an  und  für  sich  ganz  wohl  be- 
fähigt war,  in  welchen  es  ihm  aber  zweckmäßig  oder  bequem  schien, 
sich  durch  einen  anderen  vertreten  zu  lassen,  stand  ihm  dieses  jeder- 
zeit frei,  und  zwar  gleichviel,  ob  sich  die  Vertretung  nur  auf  einen 
einzelnen  Akt,  wie  etwa  die  Ausführung  der  Richter  *)  oder  die  Ab- 
haltung eines  feränsdömr  2)  beziehe,  oder  auf  die  gesamte  Vertretung 
des  Godords  an  einer  bestimmten  Dingversammlung  oder  auf  eine 
bestimmte  Zeit;  die  Rechtsbücher  setzen  die  Zulässigkeit  auch  einer 
Vertretung  dieser  letzteren  Art  mehrfach  voraus,  wie  denn  z.  B.  ge- 
legentlich der  Bestimmungen  über  die  Dingzuständigkeit  auf  diese 
Möglichkeit  bereits  einzugehen  war,  und  auch  die  Geschichtsquellen 
wissen  oft  genug  davon  zu  erzählen,  wie  der  einzelne  Gode,  dem 
aus  irgend  einem  Grunde  der  Besuch  einer  Dingversammlung  un- 
gelegen kam,  statt  seiner  einen  anderen  als  seinen  Vertreter  dahin 
sandte.3)  Für  solche  Vertretung  gilt  aber  die  Bezeichnung  „fara 
me-ö  goöorö"  oder  auch  wohl  „riöa  meö  goöorö  til  jiings", 
und  scheint  dabei  ein  für  allemal  die  Regel  gegolten  zu  haben,  daß 
der  Vertreter  des  Godordes  nur  aus  der  Zahl  seiner  Dingleute  ge- 
wählt werden  durfte,  4)  eine  Regel,  welche  auch  dann  galt,  wenn  die 
Vertretung  nur  auf  eine  einzelne  Verrichtung  sich  bezog! 5)  Deut- 
licher noch  als  in  diesen  auf  die  Führung  des  Godordes  bezüglichen 
Bestimmungen  spricht  sich  übrigens  . der  staatsrechtliche  Charakter 
der  Würde  darin  aus,  daß  das  Recht  mancherlei  Versäumnisse,  welche 
dessen  Inhaber  sich  in  der  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  allenfalls 
zu  Schulden  kommen  lassen  mögen,  nicht  nur  mit  Geldstrafe,  son- 


*)  Konüngsbök,  24/45.  2)  ebenda,  54/92. 

3J  z.  B.  Sturlünga,  VII,  246/146. 

*)  Kondngsbök,  84/141.  5)  ebenda,  54/92. 


§  8.    Die  Goden. 


223 


dem  sogar  mit  dem  Verluste  der  Würde  selbst  bedroht,  und  daß  es 
diese  sodann  allenfalls  sogar  als  zugunsten  der  Dinglcutc  verwirkt 
behandelt.  Eine  Geldbuße  von  drei  Mark  und  der  Verlust  seines 
Godordes  steht  z.  B.  dem  Goden  in  Aussicht,  der  zu  spät  zum  All- 
ding1) oder  zum  Frühlingsding  kommt/2)  soferne  nicht  ehehafte 
Not  ihn  entschuldigt,  ferner  dem  Goden,  der  bei  der  Erneuerung 
der  Richter  für  die  Viertelsgerichte  widerrechtlich  verfährt, :')  oder 
der  auf  die  Frage  nach  der  [nngvist  eines  Mannes  wissentlich 
eine  falsche  Antwort  gibt, 4)  oder  der  die  Abgabe  des  Spruches 
einer  Zwölferjury  widerrechtlich  verweigert5)  u.  dgl.  m.  Andern- 
teils  aber  galt  die  Regel,  °)  daß  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  der 
Gode  einer  Buße  und  dem  Verluste  seines  Godordes  verfiel,  dieses 
als  den  Dingleuten  heimgefallen  gelten  sollte,  und  daß  auch  sonst, 
wenn  ein  Gode  zur  Acht  oder  Landesverweisung  verurteilt  wurde, 
mit  welcher  gesetzlich  die  Einziehung  des  Vermögens  verbunden 
war,  dessen  Godord  zwar  am  feränsdömr  abzuschätzen  sei,  aber  doch 
den  Dingleuten  zufalle.  Allerdings  macht  diese  Stelle  in  zwiefacher 
Richtung  Schwierigkeiten.  Einmal  nämlich  scheint  schwer  begreiflich, 
wie  das  Godord  eines  verurteilten  Goden  zugleich  am  Exekutions- 
gericht zur  Abschätzung  gebracht  und  als  den  Dingleuten  heimge- 
fallen erachtet  werden  konnte,  während  doch  dessen  Abschätzung 
nur  unter  der  Voraussetzung  einen  Sinn  haben  konnte,  daß  auch  be- 
züglich seiner  auf  einen  Erlös  spekuliert,  und  dieser  bei  der  Auseinander- 
setzung des  Vermögens  mit  in  Rechnung  gestellt  werden  wollte. 
Mag  sein,  daß  die  Meinung  der  Bestimmung  die  war,  daß  einerseits 
der  eine  Erwerber  des  Godordes  dessen  Schätzungswert  zur  Masse 
zu  erlegen  hatte,  anderseits  aber  nur  zum  Godorde  gehörige  Ding- 
leute dasselbe  erwerben  konnten,  und  überdies,  wenn  sich  deren 
mehrere  als  Bewerber  meldeten,  die  Wahl  der  Dingleute,  und  even- 
tuell das  Los  unter  ihnen  den  Ausschlag  gab;  mit  anderen  Worten : 
das  Godord  wurde  um  den  Anschlagspreis  verkauft,  konnte  aber  nur 
an  einen  zu  demselbigen  gehörigen  Dingmann  verkauft  werden,  vor- 
behaltlich der  angegebenen  Art  der  Entscheidung  unter  mehreren 
sich  meldenden  Käufern.    Zweitens  aber  fällt  auf,  daß  unmittelbar 


x)  Konüngsbök,  23/43. 

2)  ebenda,  64/117.  3)  ebenda,  20/39.  4)  ebenda,  22/43. 

5)  ebenda,  36/67,  oder  der  den  goÖa  lyrittr  einem  fremden  Dingmanne  erteilt 
59/105,  oder  als  Miteigentümer  eines  Godords  dem  Turnus  in  dessen  Führung  sich 
entziehen  will  84/141 — 42. 

6)  ebenda,  84/142. 
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an  die  Vorschrift,  nach  welcher  das  vom  Goden  verwirkte  Godord 
an  seine  Dingleute  fallen  solle,  der  Satz  sich  anschließt:  „ef  maör 
hefir  keypt  goöorö,  eöa  var  honum  geht,  ok  skal  ]iat  at  erföum  fara" ; 
man  sollte  hiernach  annehmen,  daß  das  gekaufte  oder  geschenkte 
Godord  im  Falle  seiner  Verwirkung  an  die  Erben  gehen,  und  somit 
nicht  an  die  Dingleute  fallen  sollte,  und  doch  läßt  sich  kein  Grund 
absehen,  warum  das  gekaufte,  oder  vollends  das  geschenkte  Godord 
in  diese  Beziehung  einen  Vorzug  vor  dem  ererbten  oder  anderweitig 
erworbenen  genießen  sollte.  Wahrscheinlich  ist  der  fragliche  Satz 
lediglich  an  die  unrechte  Stelle  zu  stehen  gekommen,  wie  denn  über- 
haupt der  ganze  Paragraph,  in  welchem  derselbe  steht,  den  Eindruck 
eines  mehr  flüchtigen  Exzerptes  aus  einem  größeren  macht.  Mag 
sein,  daß  ursprünglich  ein  eigener  auf  die  Godorde  bezüglicher  Ab- 
schnitt existiert  hatte,  welchem  bereits  die  Konüngsbök  bis  auf 
wenige,  mehr  oder  minder  mit  der  Lehre  von  der  ]nngvist  zusammen- 
hängende Bestimmungen  beseitigte,  weil  er  in  die  Zeit  ihrer  Auf- 
zeichnung nicht  mehr  recht  passen  wollte,  und  hinsichtlich  dessen 
Beseitigung  die  Staöarhölsbök  nur  noch  folgerichtiger  vorging;  die 
verkehrte  Stellung  des  hier  fraglichen  Satzes  wäre  unter  dieser  Vor- 
aussetzung sehr  einfach  zu  erklären.  Doch  kann  möglicherweise  eine 
andere  Erklärung  sich  noch  mehr  empfehlen.  Der  angeführte  Satz 
kann  nämlich  dem  Zusammenhange  nach  auch  ganz  wohl  auf  das 
zukünftige  Schicksal  des  Godordes  bezogen  werden,  welches  verwirkt 
und  von  den  Dingleuten  an  einen  neuen  Erwerber  vergeben  worden 
ist;  ein  solches  mußte,  je  nachdem  die  Dingleute  dasselbe  dem  neuen 
Erwerber  gegen  Entgeld  oder  unentgeltlich  überließen,  für  ihn  ein 
gekauftes  oder  geschenktes  sein,  während  ein  weiterer  Erwerbstitel 
in  diesem  Falle  unmöglich,  und  somit  die  Erwähnung  dieser  beiden 
Alternativen  schlechthin  erschöpfend  war.  Gerade  hier  mochte  aber 
dann  die  Bemerkung  am  Platze  sein,  daß  die  Übertragung  der  Würde 
durch  die  Dingleute  im  einen  wie  im  anderen  Falle  eine  erbliche, 
und  nicht  bloß  eine  persönliche  sein  solle. 

Wenn  nun  aber  für  die  Behandlung  der  WTürde  im  ganzen-  der 
privatrechtliche  Gesichtspunkt  der  in  erster  Linie  maßgebende  war, 
und  der  staatsrechtliche  nur  in  geringerem  Umfange  zur  Geltung 
gelangte,  so  steht  die  Sache  gerade  umgekehrt,  wenn  der  Inhalt 
des  Godordes  ins  Auge  gefaßt  werden  will.  Die  in  der  Würde 
begriffenen  Rechte  und  Pflichten  beziehen  sich  aber  teils  auf  die 
Landesregierung  (landsstj  örn),  weshalb  die  Goden  ebensowohl  zu 
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den  landsstjörnarmenn  gerechnet  werden  können,  l)  als  anderwärts 
dem  Gesetzsprecher  eine  landsstjörn  beigelegt  werden  konnte, 2)  teils 
auf  die  Bezirksregierung  (h  e r  aö  s  s  t j  ö  r  n),  kraft  welcher  die  Goden 
auch  wohl  als  heraöshöföingjar  bezeichnet  werden  mögen ; sie 
werden  ferner  teils  in  der  Heimat  und  vom  Goden  allein,  oder  doch 
höchstens  unter  Mitwirkung  seiner  eigenen  Dingleute  ausgeübt,  teils 
hängen  sie  mit  der  Dingverfassung  zusammen,  und  werden  dann  zu- 
meist auch  von  einer  größeren  oder  geringeren  Zahl  von  Goden  ge- 
meinsam gehandhabt.  Am  Alldinge  zunächst  hatten  die  Goden  älterer 
Ordnung,  neben  dem  Gesetzsprecher  und  den  beiden  Landesbischöfen, 
welche  doch  regelmäßig  ebenfalls  aus  ihrer  Mitte  entnommen  waren, 
in  der  lögretta  Sitz  und  Stimme,  und  wenn  zwar  neben  ihnen 
noch  je  zwei  von  ihnen  ernannte  Beisitzer  in  dieser  saßen,  so  waren 
die  letzteren  doch  auf  eine  beratende  Stimme  beschränkt,  während 
die  beschließende,  seit  dem  Jahre  1004  wenigstens,  ausschließlich  den 
Goden  zukam;  da  dieser  Versammlung  nicht  nur  die  Gesetzgebung 
im  engeren  Sinne,  sondern  auch  die  Verwilligung  von  Privilegien 
und  Gnaden,  die  Wahl  des  Gesetzsprechers  und  die  Beschlußfassung 
in  administrativen  Angelegenheiten  der  Insel  zustand,  war  schon 
damit  eine  sehr  erhebliche  Machtfülle  in  die  Hand  der  Goden  gelegt. 
In  den  Alldingsgerichten,  also  in  den  fjöröüngsdömar  und  im 
fimtidömr,  haben  die  Goden  allerdings  keinen  Sitz;  aber  sie  er- 
nennen die  Richter  in  diesen  Kollegien,  und  zwar  in  der  Art,  daß 
die  Besetzung  der  Viertelsgerichte  nur  von  den  Inhabern  der  39  alten 
Godorde  ausgeht,  wogegen  an  der  Besetzung  des  fünften  Gerichtes 
auch  die  Goden  neuerer  Stiftung  Anteil  nehmen.  An  der  Urteils- 
fällung und  selbst  an  der  Leitung  der  Verhandlungen  in  diesen  Ge- 
richten nehmen  die  Goden  freilich  keinen  Anteil.  Für  die  Viertels- 
gerichte ernennen  sie  zwar,  wie  bemerkt,  ihre  Richter  und  setzen 
sie  persönlich  an  dem  Orte  nieder,  der  ihnen  bei  dieser  Gelegenheit 
gebührt. 4)  Sie  nehmen  an  dem  feierlichen  Zuge  teil,  in  welchem 
die  Richter  an  den  Ort  geführt  werden,  an  welchem  das  Rekusations- 
verfahren  vor  sich  geht,  und  setzen  dieselben  dort  nieder;5)  als 
etwas  Gewöhnliches,  wenn  auch  nicht  gerade  Notwendiges  gilt  über- 
dies, daß  sie  während  der  Dauer  dieses  Verfahrens  daselbst  anwesend 
bleiben.6)    Sie  nehmen  ferner  auch  an  dem  feierlichen  Auszuge  der 

l)  Eyrbyggja,  38/69.  2)  Islendlngabök,  8/13. 

3)  Belege  für  beide  Ausdrücke  siehe  oben  S.  113,  Anm.  8 — 10. 

4)  Konüngsbök,  20/39. 

5)  ebenda,  24/45.  C)  ebenda,  25/46. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaales.  15 
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Richter  teil,  welcher  dem  Beginne  der  ordentlichen  Gerichtssitzungen 
vorhergeht. 1)  Die  Aufforderung,  beim  Beginne  der  Verhandlungen 
der  Eidesleistung  des  Klägers  zuzuhören,  ist  wenigstens  dann  auch 
an  den  Goden  zu  richten,  wenn  man  denselben  um  eine  Zwölferjury 
anzugehen  hat. 2)  Wird  es  von  den  Richtern  gefordert,  so  haben 
die  Goden  zum  Schutze  gegen  widerrechtliche  Gewalt  Gerichtswärter 
zu  bestellen.3)  Wenn  endlich  die  Richter  ihre  Pflicht  versäumen,  ist 
nicht  nur  an  sie,  sondern  auch  an  die  Goden,  welche  sie  ernannt 
haben,  die  Aufforderung  zu  richten,  solchem  Unfuge  zu  steuern.4) 
Aber  eine  Leitung  der  Verhandlungen  selbst  ist  in  allem  dem  nicht 
zu  finden ;  diese  liegt  vielmehr  ausschließlich  in  der  Hand  der  Streit- 
teile selbst  und  allenfalls  in  der  Hand  der  von  den  Streitteilen  aus 
der  Mitte  der  Richter  bestellten  Referenten  (reifmgarmenn),  von 
welchen  letzteren  auch  die  Formulierung  der  Urteilsanträge  und  die 
Publikation  des  gefällten  Urteils  ausgeht,  wogegen,  der  Gode  nur 
insoweit  in  den  Gang  der  Verhandlungen  einzugreifen  hat,  als  etwa 
ein  goöakviör  oder  tölptarkviör  von  ihm  zu  erbringen  ist, 
d.  h.  ein  von  ihm  mit  elf  von  ihm  ernannten  Dingleuten  zu  er- 
bringender Wahrspruch,  der  aber  lediglich  ein  Beweismittel  ist  wie 
jedes  andere.  Genau  dieselbe  Stellung  nehmen  die  Goden  auch  be- 
züglich des  fimtardömr  ein;  daß  bei  der  Besetzung  dieses  letzteren 
neben  den  Goden  älterer  Ordnung  auch  die  Goden  neuerer  Ordnung 
beteiligt  sind,  ändert  an  ihrer  prinzipiellen  Stellung  zu  den  Gerichten 
ebensowenig,  als  der  anderen  Tatsache  prinzipielle  Bedeutung  bei- 
zumessen ist,  daß  bei  der  dömnefna  und  lögrettuskipun,r>)  oder  kürzer 
bezeichnet  bei  der  aljnngisnefna, 6)  die  zwölf  Goden  des  Nordlandes 
nicht  mehr  Einfluß  haben  sollten  als  die  neun  Goden  jedes  anderen 
Landesviertels.  Ganz  ähnlich  stand  die  Sache  auch  am  Frühlings- 
dinge.  Hier  wurde  zwar  zwischen  einem  Gerichte  und  einer  ge- 
setzgebenden Versammlung  nicht  unterschieden;  aber  die  Besetzung 
des  Gerichtes  wenigstens  lag  hier  ganz  ebenso  in  der  Hand  der 
Goden  wie  am  Alldinge,  nur  daß  hier  natürlich  lediglich  die  drei 
saimnngisgoöar  an  derselben  beteiligt  waren.  Die  Stellung  der  Goden 
zum  Gerichte  war  dabei  ganz  dieselbe  wie  am  Alldinge,  nur  daß 
am  Frühlingsdinge  der  Gode,  dessen  Dingmann  vor  ein  inkompetentes 
Gericht  gezogen  werden  wollte,  hiergegen  einen  goöalyrittr  ein- 


*)  Konüngsbök,  28/52 — 53.  2)  ebenda,  30/54;  31/55. 

3)  ebenda,  41/72 — 73.  4)  ebenda,  41/74. 

5J  fslendfngabök,  5/9.  6)  Konüngsbök,  117/211. 
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legen  oder  durch  seinen  Dingmann  einlegen  lassen  konnte,  d.  h. 
einen  formellen  Protest,  durch  welchen  dem  betreffenden  Gerichte 
jede  weitere  Verhandlung,  sowie  die  Urteilsfällung  in  der  Sache  ver- 
wehrt wurde.  In  welcher  Weise  die  Goden  bei  der  geringen  statu- 
tarischen Gesetzgebung  sich  beteiligten,  welche  den  Frühlingsdingen 
zustand,  wird  uns  nicht  gesagt;  wenn  wir  indessen  erfahren,  daß  eine 
Abkürzung  der  legalen  Dingzeit  nur  gestattet  war,  wenn  alle  „|>i'ngs- 
nautar"  damit  einverstanden  waren,1)  und  daß  Neuerungen  hinsichtlich 
der  Dingordnung,  soweit  solche  überhaupt  zulässig  waren,  die  Eini- 
gung der  Jungheyjendir  voraussetzten,2)  wird  man  hieraus  schließen 
dürfen,  daß  der  Entscheid  bei  der  Gesamtheit  der  Dingleute  war, 
wenn  auch,  wie  bei  der  Verlegung  oder  Veränderung  eines  värjnngs,3) 
die  Goden  dabei  ein  besonders  gewichtiges  Wort  mitzusprechen  und 
für  den  Vollzug  des  Beschlusses  zu  sorgen  hatten.  Neben  den 
Rechten,  welche  den  an  einem  Ding  beteiligten  Goden  kollektiv  zu- 
standen, und  zu  denen,  wie  bemerkt,  zumal  die  Besetzung  aller 
Dinggerichte  mit  einziger  Ausnahme  des  Priestergerichtes  gehörte, 
stehen  sodann  andere,  welche  nur  einem  bestimmten  einzelnen  Goden 
zukommen.  Dahin  gehört  vorab  das  Recht  der  Dinghegung  (|)  1  n  g  - 
helgi).  Bezüglich  des  Frühlingsdinges  spricht  die  Konüngsbök 4) 
von  „goöi  sä,  er  {nnghelgi  ä  ]iar",  und  ebenso  bezüglich  des  Herbst- 
dinges ; 5)  hinsichtlich  des  Alldinges  enthält  sie  keine  entsprechende 
Bestimmung,  da  jedoch  ausdrücklich  gesagt  wird,6)  das  Frühlingsding 
solle  ganz  ebenso  gelegt  werden  wie  das  Allding,  ist  klar,  daß  auch 
in  Bezug  auf  dieses  eine  solche  gegolten  haben  muß.  Aus  den  ge- 
schichtlichen Quellen  lassen  sich  diese  dürftigen  Angaben  vervoll- 
ständigen. Wir  erfahren  aus  ihnen,  daß  noch  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  die  Hegung  des  I)verär]unges  sich  an  das  Reyk- 
hyltmgagoöorö  knüpfte,7)  also  an  jenes  Godord,  welches  bereits  im 
10.  Jahrhundert  die  Geitlendingar  mit  Tüngu-Oddr  gemeinsam  be- 
sessen hatten,  und  daß  um  ein  paar  Jahrzehnte  früher  die  Hegung 
des  I)örsness])fnges  in  der  Hand  des  pörör  Sturluson  lag, 8)  sei  es 
nun  auf  Grund  des  pörsnesingagoöorö,  das  er  in  zwei  Hälften  schon 
früher  erworben  hatte, 9)  oder  des  ererbten  Snorrüngagoöorö ;  das 
letztere  war,  wie  früher  schon  bemerkt,  gleich  bei  der  ersten  Ein- 

*)  Konüngsbök,  56/97  und  59/107. 

2)  ebenda,  57/98.  3)  ebenda,  59/107—8. 

4)  ebenda,  56/97»  5)  ebenda,  61/112.  6)  ebenda,  56/97. 

7j  Sturlünga,  VII,  246/146. 

8)  ebenda,  66/276.  9)  ebenda,  3/196  und  6/200. 
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Wanderung,  als  pörsnesingagoöorö,  von  pörölfr  Mostrarskegg  gestiftet, 
später  aber  von  Snorri  goöi,  als  er  nach  Hvammr  zog,  beibehalten 
und  seitdem  als  Snorrüngagoöorö  bezeichnet  worden,  wogegen  das 
gleichalte  Godord  der  Hvammsverjar  als  pörsnesingagoöorö  be- 
zeichnet wurde.  Man  sieht  aus  diesen  beiden  Beispielen,  daß  die 
Hegung  des  Frühlings-  und  Herbstdinges  sich  ein  für  allemal  an 
eines  der  drei  Godorde  knüpfte,  welche  zu  der  betreffenden  J>ing- 
sökn  verbunden  waren,  und  daß  der  damit  dem  betreffenden  Go- 
dorde eingeräumte  Ehrenvorzug  auf  geschichtlichem  Wege  sich  er- 
klärte; die  besondere  Beziehung,  welche  zwischen  diesem  und  der 
gemeinsamen  Dingstätte  der  betreffenden  Jnngsökn  bestand,  hatte 
bereits  in  der  ältesten  Zeit  den  Ausschlag  gegeben,  und  dabei  hatte 
es  später  sein  Verbleiben  gehabt,  so  daß  wir  kaum  bezweifeln  können, 
daß,  wie  die  Reykhyltmgar  das  pmgness-  oder  pverärlnng  und  die 
pörsnesingar  (im  älteren  Sinne)  das  pörsness^ing  zu  hegen  hatten, 
so  den  Reyknesmgar,  Vatnsdcelir,  Ljösvetnmgar,  Svinfellingar  die 
Hegung  des  l)orskafjaröar]imgs,  Hü navatn Swings,  pingeyjarjDings  und 
Skaptafellsfungs  zustand  u.  dgl.  m.  Bezüglich  des  Alldinges  aber 
wird  uns  von  einem  allsherjargoöi  und  allsherjargoöorö 
gesprochen,  welches  sich  bereits  durch  diesen  seinen  Namen  als  eine 
auf  das  gesamte  Volk  des  Freistaates  bezügliche  Würde  zu  erkennen 
gibt.  Wir  erfahren,  daß  die  Würde  im  Jahre  iooo  von  pormöör 
bekleidet  wurde,  einem  Sohne  des  Gesetzsprechers  porkell  mäni, 
eines  Sohnes  des  porsteinn  Ingölfsson;1)  von  ihm  stammte  der  dem 
Ari  frööi  zugekommene  Bericht  über  die  Formel,  mittels  deren  seine 
Vorfahren  im  Heidentume  das  Allding  gehegt  hatten  (helguöu  al- 
J)ingi),2)  und  es  wird  uns  überdies  berichtet,3)  daß  mindestens  bis  in 
das  12.  Jahrhundert  herein  die  „aljnngis  helgun"  mit  dem  Godorde 
seines  Hauses  verbunden  war,  in  Anerkennung  der  Tatsache,  daß 
porsteinn  Ingölfsson  noch  vor  der  Stiftung  des  Alldinges  das  Kja- 
larnessjnng  eingesetzt  hatte,  welches  als  Vorbild  und  Vorgänger  dieses 
letzteren  betrachtet  worden  zu  sein  scheint.  Aber  auch  noch  zu 
Anfang  des  13.  Jahrhunderts  ist  von  einer  allsherjarbüö  am  Alldinge 
die  Rede, 4)  welche  dem  Magnus  goöi  gehörte,  einem  Sohne  jenes 
Guömundr  griss,  welchen  wir  zu  pingvellir  wohnhaft  finden,  5)  also 

*)  Landnama,  I,  9/39. 

2)  jüngere  Melabök,  ebenda,  S.  335,  dann  f>6rÖar  s.  hreÖu,  1/94. 

3)  jüngere  Melabök,  S.  336. 

4)  Sturlünga,  VII,  39/233 — 34  und  85/301. 

5)  ebenda,  16/206. 
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ganz  in  der  Nähe  der  Dingstätte;  wir  wissen  von  ihm,  daß  er  ein 
Sohn  des  Amundi  war,1)  und  daß  er  den  22.  Februar  12 10  starb,2) 
so  daß  sich  allenfalls  vermuten  läßt,  daß  sein  Vater  Amundi  ein 
Bruder  des  pormöör  Skriöagoöi  und  Sohn  jenes  Guömundr  Hamalsson 
war,  welcher  im  fünften  Gliede  des  geraden  Mannsstammes  von 
jenem  pormöör  allsherjargoöi  abstammte,  welcher  um  das  Jahr  1000 
lebte, :?)  und  daß  Guömundr  griss,  wie  so  oft  der  Fall  war,  nach 
seinem  Großvater  benannt  war.  Wie  die  feierliche  Hegung  des 
Dings,  so  scheint  übrigens  auch  dessen  feierliche  Schließung  (das 
„segja  laust  ])ingit")  dem  Vorsitzenden  Goden  obgelegen  zu 
haben,  dessen  einmal  in  Bezug  auf  das  värjiing  Erwähnung  getan 
wird ; 4)  ob  diesem  aber  auch  noch  irgend  welche  andere  Vorrechte 
zukamen,  wird  uns  nicht  gesagt,  außer  insoweit,  als  ausdrücklich 
bestimmt  wird,5)  daß  am  Herbstdinge  der  Vorsitzende  Gode  es 
war,  welchem  die  Verkündigung  des  Jahreskalenders  und  der  am 
Alldinge  gefaßten  Beschlüsse  oblag,  während  den  beiden  anderen 
Goden  nur  diejenigen  Veröffentlichungen  überlassen  geblieben  zu 
sein  scheinen,  welche  sich,  wie  z.  B.  die  Veröffentlichung  der  am 
Alldinge  bewilligten  Privilegien  oder  erfolgten  Achtserklärungen,  auf 
Angelegenheiten  ihrer  eigenen  Angehörigen  bezogen,  und  auch  diese 
nur  insoweit,  als  ihre  Besorgung  überhaupt  einem  Goden  und  nicht 
der  beteiligten  Privatperson  selbst  oblag.  Über  die  Zusammensetzung 
der  Viertelsdinge  sind  wir  nicht  unterrichtet;  wir  können  in- 
dessen nicht  bezweifeln,  daß  auch  bezüglich  ihrer  die  Dinghegung 
sich  nach  der  Intention  der  Gesetzgebung  an  ein  bestimmtes  Godord 
knüpfen,  und  daß  andererseits  auch  hier  ein  Gericht  bestehen  sollte, 
dessen  Richter  durch  die  neun  resp.  zwölf  Goden  des  betreffenden 
Landesviertels  zu  ernennen  waren.  Im  übrigen  ist  klar,  daß  mit  den 
bisher  besprochenen  Funktionen  die  Obliegenheiten  keineswegs  er- 
schöpft sind,  deren  Erfüllung  den  Goden  am  Ding  oblag;  allein  diese 
weiteren  Verrichtungen  derselben  fallen  nicht  mehr  unter  den  Ge- 
sichtspunkt von  Verpflichtungen  der  Goden  überhaupt  gegenüber 
der  Gesamtheit,  sondern  unter  den  Gesichtspunkt  von  Pflichten  des 
einzelnen  Goden  gegenüber  seinen  eigenen  Dingleuten,  wie  dies 

*)  /Ettartölubrot,  S.  355;  borsteins  b.  s  t  an  ga  r  h  ö  gg  s  ,  S.  56;  An- 
nalar,  a   12 10. 

2)  Annalar,  h.  a. ;  Nekrologium  islandicum,  bei  Langebek,  II,  S.  506» 
oder  Sturlünga,  II,  S.  392. 

3)  Landnäma,  I,  9/39. 

4)  Konüngsbök,  59/107.  5)  ebenda,  61/112. 
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z.  B.  bereits  von  der  oben  besprochenen  Verpflichtung  zur  Bildung 
einer  Zwölferjury  oder  zur  Einlegung  eines  goöalyrittr  gilt,  und  von 
ihnen  wird  darum  besser  erst  unten  im  Zusammenhange  mit  der 
gesamten  Stellung  des  Goden  zu  seinen  Untergebenen  gehandelt. 
Zu  bemerken  ist  dagegen  noch,  daß  die  drei  zu  einem  Dingverbande 
gehörigen  Goden,  also  die  samjnngisgoöar,  stets  als  unter  sich 
eng  verbunden  gelten  und  demgemäß  verpflichtet  erscheinen,  ins- 
besondere auch  am  Ding  sich  gegenseitig  zu  unterstützen,  zu  ver- 
treten, aber  auch  zu  überwachen.  Kommt  z.  B.  einer  von  ihnen  zu 
spät  zum  Allding,  so  haben  sie  zu  bestimmen,  wer  als  Vertreter 
seines  Godordes  einzutreten  hat. l)  Entzieht  sich  einer  von  ihnen 
widerrechtlich  der  Abstimmung  in  der  lögretta,  so  haben  sie  dem 
Gesetzsprecher  auf  Verlangen  aus  ihrem  Dingverbande  einen  Ersatz  - 
zu  stellen. 2)  Gehen  einem  von  ihnen  infolge  zahlreicher  Richter- 
rekusationen  die  zur  Besetzung  der  Gerichte  nötigen  Dingleute  aus, 
so  haben  sie  aus  der  Zahl  ihrer  eigenen  Dingleute  Nachschub  zu 
leisten.3)  Wird  ein  goöakviör  in  einer  Sache  nötig,  an  welcher  der 
zu  dessen  Erbringung  zunächst  verpflichtete  Gode  selber  beteiligt 
ist,  so  haben  sie  für  diesen  ihrerseits  einzutreten.4)  Andererseits  sind 
sie  allenfalls  auch  zur  Klagestellung  gegen  denjenigen  unter  ihnen 
berufen,  welcher  nicht  zur  vorgeschriebenen  Zeit  zum  värjnnge 
kommt 5)  u.  dgl.  m.  Nur  seltener  macht  sich  eine  ähnliche  Verbin- 
dung unter  den  sämtlichen  Goden  geltend,  welche  zu  einem  und 
demselben  Landesviertel  gehören.  Unter  Umständen  wird  ihnen  die 
Wahl  eines  Gesetzsprechers  übertragen, 6)  und  für  den  Fall  der  Ge- 
fährdung eines  Gerichtes  durch  widerrechtliche  Störung  sollen  je  drei 
Goden  aus  dem  Landesviertel,  nach  dem  der  betreffende  fjöröüngs- 
dömr  benannt  ist,  für  diesen  die  dömsvöröslumenn  bestellen ; 7)  in- 
dessen stehen  derartige  Bestimmungen  immerhin  sehr  vereinzelt,  wo- 
gegen die  unter  den  drei  sam^mgisgoöar  bestehende  Verbindung 
von  einer  sehr  weitgreifenden  und  durchschlagenden  Bedeutung  ist. 
Nur  insoweit,  als  ausnahmsweise  Frühlings-  und  Herbstdinge  vor- 
kamen, welche  von  einzelnen  Goden  für  sich  gehalten  wurden,  fiel 
natürlich  auch  sie  weg. 

Wende  ich  mich  nun  aber  zu  denjenigen  Funktionen,  welche 
der  Gode  außerhalb  der  Dingversammlungen  zu  verrichten  hatte,  so 


L)  Konüngsbök,  23/43. 

*)  ebenda,  1 17/215.  3)  ebenda,  25/50.  4)  ebenda,  36/67. 

r>)  ebenda,  56/97.  °)  ebenda,  116/218.  7)  ebenda,  41/72. 
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treten  unter  diesen  im  Heidentume  zunächst  dessen  religiöse  V  e  r  - 
richtungen  hervor.  Dem  Goden  wird  die  Tempelpflege  zuge- 
schrieben (das  „varöveita  hont",1)  „geyma  hofanna",2)  „räöa  firir  hofi"  8)) 
und  ist  in  dieser  einerseits  die  Verpflichtung  enthalten,  den  Tempel 
in  baulichem  Stande  zu  erhalten  (halda  upp  hofi),  und  andererseits 
auch  die  Verpflichtung,  für  die  gehörige  Abhaltung  des  Opferdienstes 
(der  blotveizlur)  zu  sorgen.  Für  beides  hatte  der  Gode  aus  eigenen 
Mitteln  die  Kosten  aufzubringen;  die  Dingleute  aber  hatten  hierzu 
durch  den  von  ihnen  zu  bezahlenden  Tempelzoll  (hoftollr)  eine  Bei- 
steuer zu  leisten.4)  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  der  Gode  bei 
jenen  Opferfesten,  wie  dies  von  den  Königen  und  Jarlen  Norwegens 
nachzuweisen  ist,  den  Vorsitz  zu  führen  hatte,  und  daß  demgemäß 
von  ihm  das  Opferneisch  geweiht  und  beim  Trinken  der  Becher  der 
Spruch  auf  die  Götter  gesprochen  wurde,  was  man  „maela  fyrir  minni" 
nannte ;  doch  fehlt  es  allerdings  an  speziellen,  auf  Island  bezüglichen 
Nachweisen.  Auch  auf  die  Pflichten  des  Goden  am  Ding  wirkt  dessen 
religiöse  Würde  ein.  Wir  erfahren,  5)  daß  derselbe  zu  allen  größeren 
Versammlungen  den  heiligen  Ring  mitzubringen  hatte,  welcher  regel- 
mäßig im  Tempel  auf  dem  Altar  zu  liegen  pflegte,  und  darum  als 
„stallahringr"  bezeichnet  wurde;  auf  ihn  wurden,  nachdem  er  mit 
Opferblut  bestrichen  worden  war,  alle  Eide  abgelegt,  während  es 
auch  vorkommen  konnte,  daß  der  Ring  auch  außerhalb  der  Ver- 
sammlung getragen  wurde,  wie  denn  z.  B.  dem  Snorri  goöi  sein 
Tempelring  einmal  im  Kampfe  die  Hand  rettet. 6)  Ganz  vereinzelt 
ist  ferner  einmal  von  „goöablöö"  als  von  dem  Blute  eines  Widders 
die  Rede,  welcher  am  Ding  nach  alter  Sitte  von  dem  Mitbesitzer 
eines  Godordes  geschlachtet  wird ; 7)  derselbe  netzt  sich  die  Hände 


1)  z.  B.  Eyrbyggja,  15/17;  Väpnfiröfnga  s.,  S.  10;  jüngere  Melabök, 
S-3345  pöröar  s.  hreÖu,  1/94  und  porsteins  b.  uxaföts  S.  249. 

2)  Landnäma,  IV,  7/259  (Hauksbök),  wo  die  obigen  Parallelstellen  „varÖ- 
veitu"  haben. 

3)  Eigla,  88/225. 

4)  Eyrbyggja,  4/6  und  10/12;  Landnama,  I,  21/64;  jüngere  Melabök', 
S.  334  samt  den  angeführten  Parallelstellen  aus  der  Hauksbök,  |)örÖar  s.  hreöu 
und  dem  p  orsteins  b.  uxaföts  ;  Kjalneslnga  sM  2/402 — 4;  Ei  gl  a ,  88/225  ; 
Vapnfiroi'nga  s.,  S.  10  und  Kristni  s.,  2/6. 

5)  Hauksbök,  j  ün  g  e  r  e  M  e  la  b  ö  k  ,  pöröar  s.  hreöu  undporsteins  p., 
ang.  O.;  Eyrbyggja,  4/6;  Kjalnesinga  s.,  2/403;  Eyrbyggja,  16/19;  Drop- 
laugarsona  s.,  S.  16;  Vigagl  üms  s.,  25/76;  vgl.  auch  Hävamal,  110;  Atla- 
kviöa,  30. 

6)  Eyrbyggja,  44/82—83.  7)  Ljösvetninga  s.,  4/125—26. 
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mit  dem  Blute,  ehe  er  gegen  seinen  Mitbesitzer  auf  Verwirkung  seines 
Anteiles  an  der  gemeinsamen  Würde  klagt,  wobei  freilich  dahingestellt 
bleiben  muß,  ob  sich  das  Opfer  auf  die  Anstellung  der  Klage  oder 
auf  die  Besitzergreifung  in  Bezug  auf  die  verfallene  Würde  beziehe. 
Auch  die  jnnghelgi  dürfte,  wie  schon  dieser  ihr  Name  bezeugt,  und 
wie  dies  auch  zu  der  Fassung  einschlägiger  Formeln  in  christlicher 
Zeit  stimmt,  ursprünglich  als  eine  halbwegs  religiöse  Funktion  auf- 
gefaßt worden  sein  u.  dgl.  m.  Daß  im  Heidentume  gerade  dieser 
Bestandteil  der  Godenwürde  auch  der  Verwaltung  von  Weibern  bis 
auf  einen  gewissen  Grad  zugänglich  gewesen  zu  sein  scheint,  ist 
bereits  gelegentlich  bemerkt  worden;  nicht  unbeachtet  darf  aber 
andererseits  bleiben,  daß  der  innere  Verfall  des  heidnischen  Glaubens, 
der  sich  auf  der  Insel  schon  frühzeitig  bemerkbar  macht,  gerade  ihn 
erheblich  abgeschwächt  zu  haben  scheint,  wie  denn  z.  B.  das  völlige 
Aufgeben  alles  Glaubens  an  die  Götter  und  alles  Opferdienstes  den 
Hrafnkel  Freysgoöi  in  keiner  Weise  hinderte,  nach  Verlust  seines  ersten 
Godordes  sich  ein  zweites  noch  größeres  zu  begründen.  *)  Bei  der 
Annahme  vollends  des  Christentumes  fiel  die  religiöse  Bedeutung  der 
Würde  gänzlich  weg,  ohne  daß  für  dieselbe  irgend  ein  Ersatz  ein- 
getreten wäre.  Allerdings  kam  es  oft  genug  vor,  daß  angesehene 
Häuptlinge  die  Priesterweihe  nahmen,  und,  ohne  ihre  weltliche  Würde 
aufzugeben,  zugleich  auch  den  Gottesdienst  in  ihren  eigenen  Kirchen 
versahen;  es  genügt  dieserhalb  auf  das  zu  verweisen,  was  von  den 
Schülern  des  B.  Isleifr2)  und  des  B.  Gizurr3)  berichtet  wird;  allein 
solche  Männer  vereinigten  dann  eben  eine  zwiefache  Stellung  in  ihrer 
Person,  ohne  daß  diese  zufällige  Verbindung  zweier  ganz  getrennter 
Funktionen  für  die  eine  oder  andere  von  ihnen  irgendwelche  recht- 
liche Bedeutung  gehabt  hätte.  —  Sehr  mangelhaft  unterrichtet  sind 
wir  über  die  richterliche,  und  die  mit  dieser  aufs  Genaueste  ver- 
bundene legislative  Gewalt  der  Goden.  Allerdings  läßt  bereits 
der  allgemein  germanische  Rechtsbrauch  erwarten,  daß  die  Gewalt 
der  Häuptlinge  in  dieser  Beziehung  sehr  beschränkt,  und  durchaus 
den  Beschlüssen  der  Volksversammlungen  untergeordnet  gewesen 
sein  werde,  und  es  fehlt  auch  nicht  an  positiven  Ouellenzeugnissen, 
welche  diese  Erwartung  bestätigen.  Schon  die  ältesten  Quellen- 
zeugnisse, welche  uns  bezüglich  der  Ordnung  der  Bezirksverfassung 


x)  Hrafnkels  s.,  S.  24. 

2)  Hungrvaka,  2/63;  Jons  bps.  s.,  3/153. 

3)  Kristni  s.,  13/29.  . 
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auf  der  Insel  zu  Gebote  stehen,1)  weisen  den  Goden  Recht  und 
Pflicht  zu  „at  nefna  döma  ä  ]nngum  ok  styra  sakferli"  und  wenn 
Snorri  bereits  in  Asien  von  dem  Götterkönige  Oöinn  zwölf  hofgoöar 
einsetzen  läßt,  um  das  „räöa  fyrir  blötum  ok  dömutn  manna  1  milli" 
zu  besorgen, 2)  so  zeigt  dabei  schon  der  gebrauchte  Ausdruck,  daß 
es  altisländische  Rechtszustände  sind,  welche  er  in  die  mythische  Zeit 
zurückträgt;  beide  Angaben  weisen  aber  auf  dieselbe  ausführende 
und  leitende  Tätigkeit  hin,  welche  auch  nach  der  späteren  isländi- 
schen Verfassung  noch  den  Goden  im  Gerichtswesen  zukam,  und 
wenn  in  Norwegen  noch  in  durchaus  geschichtlicher  Zeit  die  richter- 
liche sowohl  als  die  gesetzgebende  Tätigkeit  am  lögjnnge  durch  eine 
lögretta  gehandhabt  wurde,  deren  Mitglieder  durch  die  Beamten  des 
Königs  nur  ernannt,  im  übrigen  aber  nicht  weiter  beeinflußt  werden, 
so  wird  man  auch  hieraus  auf  eine  ähnliche  Gestaltung  der  Dinge 
schließen,  und  annehmen  dürfen,  daß  insbesondere  die  ausschließliche 
Uberweisung  der  gesetzgebenden  Gewalt  am  Alldinge  an  die  Goden 
hier  erst  eine  Folge  der  Abtrennung  der  lögretta  von  den  fjöröungs- 
dömar  (965),  und  der  Beschränkung  der  beschließenden  Stimmen  in 
der  ersteren  auf  die  Inhaber  der  Mittelbank  (1004)  gewesen  sein 
werde.  Gerade  für  die  älteste  Zeit  weist  aber,  was  Island  betrifft, 
auf  einen  Zusammenhang  der  Rechtspflege  mit  der  Godenwürde 
auch  eine  Tatsache  hin,  daß  wenigstens  die  Strafjustiz  teilweise  mit 
dem  Darbringen  von  Menschenopfern  in  Verbindung  stand.  Ich  will 
mich  nicht  auf  die  zahlreichen  noch  umlaufenden  Volkssagen  be- 
ziehen, welche  da  und  dort  auf  der  Insel  einen  blötsteinn,  eine  blöt- 
kelda  oder  andere  auf  den  Gebrauch  von  Menschenopfern  hinweisende 
Denkmäler  zum  Gegenstande  haben,  zumal  da  es  leicht  ist,  an  der 
Hand  von  Kälunds  historisch-topographischer  Beschreibung  Islands 
sich  über  diese  ins  Klare  zu  setzen;  aber  den  porsteinn  am  pörness- 
ln'nge,  an  welchem  man  den  zum  Tode  Verurteilten  den  Rücken  zu 
brechen  pflegte,3)  und  die  Blötkelda  bei  Hof  auf  Kjalarnes, 4)  in 
welche  man  diese  versenkte,  glaube  ich  nennen  zu  sollen,  weil  beide 
schon  in  alten  Quellen  erwähnt  werden,  und  wenn  nach  einer 
solchen5)  von  christlicher  Seite  her  den  Heidenleuten  der  Vorwurf 
gemacht  wird,  daß  sie  ihren  Göttern  die  nichtsnutzigsten  Menschen 

*)  Hauksbök  und  jüngere  Melabök,  |>6rÖar  s.  hreÖu  und  J)or- 
steins  b..  ang.  O. 

2)  Ynglinga  s.,  2/5. 

8)  Eyrbyggja,  10/12;  Landnäma,  II,  12/98. 

4)  Kjalnesi'nga  s.,  2/404.  5)  Kristni  s.,  u/23. 
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als  Opfer  darbringen,  indem  sie  dieselben  von  Felsen  und  Klippen 
herabstürzen,  so  mag  dem  gegenüber  bemerkt  werden,  daß  man  am 
Arnesspinge  noch  vor  Kurzem  einen  blötsteinn  am  Büöafoss  zeigte, 
von  welchem  oder  auf  welchem  die  Opfer  in  den  Wasserfall  hinab- 
gestürzt worden  sein  sollen, ')  und  daß  man  andererseits  bei  Hof  im 
Svarfaöardalr,  bei  MunkajDverä  im  Eyjafjörör  und  nicht  weit  von 
Jungey  in  der  Nähe  von  Ljösavatn  einen  Goöafoss  kennt,  2)  an  deren 
mittleren  wenigstens  die  Uberlieferung  sich  knüpft,  daß  Opfer  in  ihn 
hineingestürzt  worden  seien.  So  wissen  wir  denn  auch  wenigstens 
vom  pörnessjnnge  und  Kjalarnessjnnge,  daß  sie  unter  der  Leitung 
von  bestimmten  Goden  noch  vor  der  Einführung  der  Ülfljötslög  ge- 
stiftet wurden,  und  wir  können  hieraus  ersehen,  daß  damals  bereits 
Dingversammlungen  den  Goden  zur  Seite  standen,  von  denen  wir 
annehmen  dürfen,  daß  sie  in  derselben  Weise  unter  deren  Leitung 
gerichtliche  und  legislative  Funktionen  ausübten,  wie  dies  auch  in 
Norwegen,  dann  mit  einer  die  Gesetzgebung  betreffenden  Ein- 
schränkung auf  Island  selbst  später  der  Brauch  war.  Aber  beim 
Kjalarness]3inge  ist  gewiß,  und  beim  pörsness]n'nge  wahrscheinlich, 
daß  sich  dessen  Kompetenz  nicht  auf  ein  einzelnes  Godord  be- 
schränkte; bei  beiden  scheint  demnach  bereits  dasselbe  System  maß- 
gebend gewesen  zu  sein,  welches  im  Jahre  965  genauer  reguliert 
wurde  und  von  da  ab  für  den  Freistaat  in  Geltung  blieb,  die  Uber- 
weisung sowohl  der  Rechtspflege  als  der  Gesetzgebung  an  größere, 
aus  einer  Mehrheit  von  Godorden  hervorgegangene  Versammlungen. 
Wenn  uns  hiernach  genauere  Angaben  über  die  Stellung  der  Goden 
zur  Rechtspflege  sowohl  als  zur  Gesetzgebung  für  die  Zeit  vor  der 
Einführung  der  Ülfljötslög  und  vor  der  Ordnung  der  Bezirksverfassung 
fehlen,  so  bleibt  andererseits  auch  die  weitere  Frage  zunächst  noch 
offen,  ob  seit  jenen  Verfassungsänderungen  auch  wirklich  die  ge- 
samte staatliche  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  auf  die  ])ingsökn, 
den  fjöröüngr  und  das  Gesamtland  übergangen,  oder  ob  nicht  viel- 
leicht doch  noch  ein  Teil  von  beiden  dem  Goden  im  Vereine  mit 
kleineren  Versammlungen  verblieben  sei,  welche  sich  lediglich  aus 
jedem  einzelnen  Godord  bildeten.  Da  erscheint  nun  von  vornherein 
ziemlich  wahrscheinlich,  daß  die  Goden,  welche  von  der  Einsetzung 
des  Alldings  und  vor  der  Ordnung  der  Bezirksverfassung  selbstver- 


J  vgl-  meine  Bemerkungen  in  der  Germania,  X,  S.  491 — 92  und  Kälund, 
1,  S.  197. 

2J  Kälund,  II,  S.  99,  120  und  150. 
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ständlich  alle  legislativen  sowohl  als  gerichtlichen  Geschäfte  ihres 
Godordes  mit  ihren  Angehörigen  allein  geregelt  hatten,  soweit  nicht 
ausnahmsweise  in  einzelnen  Fällen  mehrere  benachbarte  Goden  zu 
gemeinsamen  Versammlungen  sich  vereinigt  hatten,  nun  plötzlich 
auf  alle  gesonderte  Tätigkeit  in  beiden  Richtungen  verzichtet,  und 
diese  ausschließlich  den  nun  eingeführten  Dingversammlungen  über- 
lassen haben  sollten.  Noch  unwahrscheinlicher  mochte  man  finden, 
daß  man  sich  mit  den  drei  Dingversammlungen,  von  denen  über- 
dies nur  die  beiden  ersten  der  Handhabung  der  Rechtspflege  und 
Gesetzgebung  dienten,  bezeugt  haben  sollte,  und  womit  vom  An- 
fange Juli  bis  Anfang  Mai,  d.  h.  volle  zehn  Monate  lang  alle  staat- 
liche Justiz  ruhen  gelassen  haben  sollte,  während  doch  die  Privat- 
gerichte sowohl  als  die  Gemeindeversammlungen  bei  ihrer  eng  be- 
grenzten Kompetenz  diesem  Mangel  abzuhelfen  keineswegs  imstande 
waren.  Auffällig  wäre  auch,  wenn  man  den  neuen  Godorden,  welche 
sich  aus  Anlaß  der  Stiftung  des  fünften  Gerichtes  bildeten,  so  ohne 
weiteres  ihre  eigenen  Dingstätten  gewährt  hätte,  während  die  Godorde 
älterer  Ordnung,  die  sich  doch  zweifellos  eines  weit  höheren  Ansehens 
und  Einflusses  erfreuten,  solchen  völlig  entbehrt  hätten.  Endlich 
fehlt  es  auch  nicht  an  einzelnen  Quellenangaben,  welche  jene  aus 
inneren  Gründen  geschöpften  Erwägungen  etwa  unterstützen  könnten, 
Wir  hören  von  Rechtssatzungen,  welche  von  einzelnen  Goden  unter 
Mitwirkung  der  Eingesessenen  gewisser  Gegenden  erlassen  werden. 
Der  Auszug,  welchen  Jon  Olafsson  von  Grunnavik  aus  dem  nunmehr 
verlorenen  Teile  der  Heiöarvfga  saga  hinterlassen  hat,  berichtet  von 
einer  Vorschrift  über  das  Merken  von  Schafen,  welche  Vfgastyrr  als 
der  mächtigste  Häuptling  seiner  Gegend  im  Einvernehmen  mit  den 
besten  Bauern  erlassen  habe. x)  Derselbe  Auszug,  2)  ebenso  aber  auch 
der  noch  erhaltene  Teil  der  genannten  Sage  3)  erwähnt  ferner  einer 
Vorschrift,  welche  die  Leute  im  Borgarfjörör,  oder  genauer  ge- 
sprochen die  Angehörigen  der  Flökdcelir  und  der  Si'öumenn,  über 
die  Verpflichtung  erließen,  im  Bezirke  begangene  Totschläge  zu  ver- 
folgen. Endlich  ist  uns  auch  eine  Verfügung  über  die  Almende  und 
Strandberechtigung  im  Hornafjörör  erhalten, 4)  welche  der  angesehene 
Häuptling  Saemundr  Ormsson  zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  auf 
Grund  einer  Ermächtigung  erließ,  welche  ihm  von  den  Grundbesitzern 


*)  Heiöarvfga  s.,  7/289. 

2)  ebenda,  12/310.  3)  ebenda,  24/344—45. 

4)  Diplom,  island.  I,  137/536 — 37. 
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der  Gegend  mit  Zustimmung  der  übrigen  Bevölkerung  erteilt  wurde. 
In  gleicher  Weise  hören  wir  aber  auch  hin  und  wieder  von  Einrich- 
tungen oder  Vorgängen,  welche  auf  die  Handhabung  einer  gewissen 
Rechtspflege  innerhalb  der  einzelnen  Godorde  schließen  lassen  könnten. 
In  Geschichtsquellen  wird  zuweilen  von  „lögmöt"  *)  oder  „lögfundir" 2) 
in  einer  Weise  gesprochen,  welche  zwar  die  Dingversammlungen  ein- 
schließt, aber  doch  kaum  auf  sie  allein  bezogen  werden  kann.  Wir 
erfahren  ferner  nicht  nur  von  Godorden  unzweifelhaft  neuerer  Stif- 
tung, wie  etwa  dem  des  Höskuldr  Hvitanessgoöi 3)  oder  dem  der 
Melamenn, 4)  daß  sie  ihre  eigene  Dingstätte  hätten,  sondern  auch 
von  anderen  Godorden  wird  Ähnliches  berichtet,  die  wir  auf  den- 
selben Ursprung  zurückzuführen  nicht  imstande  sind ;  ich  erwähne 
hier  nur  der  Dingstätte  im  Straumsfjörör,  deren  sich  die  Rauömelingar 
bedienten,  nachdem  sie  ihr  Godord  aus  dem  pörness^mge  genommen 
hatten, 5)  sowie  der  Dingstätte  im  Svarfaöardalr,  von  welcher  uns 
berichtet  wird ; 6)  indem  ich  im  übrigen  auf  die  früher  7)  schon  ge- 
gebene Zusammenstellung  von  Dingstätten  verweise,  von  welchen 
uns  die  Quellen  Mitteilung  machen.  Heutzutage  zeigt  man  auf  der 
Insel  noch  gar  vielfach  Ortlichkeiten,  welche  teils  durch  ihren  Namen, 
teils  aber  auch  durch  angebliche  Gerichtsringe  (dömhringar)  oder 
Budenreste  (büöartoptir)  sich  als  alte  Dingstätten  ausweisen  sollen, 
ohne  daß  sie  doch  irgendwie  auf  die  aus  den  älteren  Quellen  be- 
kannten Dingverbände  zurückgeführt  werden  könnten ;  an  der  Hand 
des  Registers  zu  Kälunds  historisch-topographischem  Werke  kann 
man  sich  mit  Leichtigkeit  eine  Fülle  von  Belegen  hierfür  zusammen- 
suchen. Endlich  wird  uns  auch  hin  und  wieder  von  einzelnen  Häupt- 
lingen erzählt,  wie  sie  persönlich  im  Lande  herumreisen,  um  die  An- 
gelegenheiten ihrer  Dingleute  zu  ordnen,  und  wie  dabei  teils  die 
Beratung  über  allgemeine  Bezirksinteressen  ins  Auge  gefaßt  wurde, 
teils  aber  auch  die  Erledigung  von  Rechtssachen  einzelner  Dingleute ; 8) 
die  Abhaltung  größerer  Versammlungen  war  dabei  kaum  vermeid- 
lich,  und  nahe  genug  liegt  somit  auch  die  Vermutung,  daß  auf  diesen 
auch  wohl  gelegentlich  Recht  gesprochen  und  statutarische  Gesetz- 
gebung geübt  worden  sein  möge.  So  bestechend  aber  alle  diese 
Momente  auf  den  ersten  Anblick  erscheinen  mögen,  so  wenig  dürften 

])  Vatnsdcela,  27/43.  2)  ebenda,  37/60.  3)  Njäla,  107/556. 

4)  Bandamanna  s.,  S.  7  und  10;  vgl.  Njäla,  97/505—6. 
B)  Eyrbyggja,  56/105.  °)  Svarfdoela,  10/137. 

7j  [Siehe  oben  S.  50—79.] 

8)  vgl.  z.  B.  Droplaugarsona  s.,  S.  27;  Ljösvetninga  s.,  6/132. 
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sie  doch  einer  eingehenderen  Prüfung  gegenüber  beweiskräftig  sich 
erweisen.  Der  heutigen  Überlieferung  auf  Island  zunächst  ist  in 
keiner  Weise  zu  trauen,  da  sie,  worauf  ich  schon  bei  der  Besprechung 
von  Kälunds  Werk  wiederholt  aufmerksam  zu  machen  hatte,  *)  die 
verschiedensten  Zeiten  in  buntester  Weise  durcheinander  wirft,  und 
überdies  vielfach  nur  auf  mehr  oder  minder  geschickte  Vermutungen 
einzelner  für  sachkundig  gehaltener  Männer  zurückgeht;  die  Berichte 
der  älteren  Quellen  über  einzelne  Dingstätten  außer  den  13  regel- 
mäßigen lassen  sich  aber,  wie  oben  schon  dargetan,  soweit  sie  über- 
haupt glaubhaft  sind,  teils  auf  zeitweise  Verlegung  regelmäßiger  Ding- 
stätten, teils  auf  die  Stiftung  von  Godorden  neuerer  Ordnung,  teils 
endlich  auf  ganz  vereinzelte  lokale  Störungen  zurückführen,  in  keinem 
Falle  aber  läßt  sich  für  sie  eine  Anknüpfung  an  ein  einzelnes  Godord 
in  der  Art  finden,  daß  sie  sich  auf  Versammlungen  neben  dem  vär- 
Jung,  al))ingi  und  der  leiö  bezögen,  welche  lediglich  aus  einem  solchen 
hervorgegangen  wären.  Die  Erwähnung  von  lögmöt  oder  lögfundir 
ferner  läßt  in  keiner  Weise  erkennen,  ob  die  betreffenden  Zusammen- 
künfte gerichtlichen  oder  administrativen  Zwecken  dienten,  und  das- 
selbe gilt  auch  von  dem,  was  uns  über  die  Rundreisen  der  Goden 
berichtet  wird;  wenn  bezüglich  ihrer  der  Erledigung  von  Rechts- 
sachen gedacht  wird,  so  weisen  die  gebrauchten  Ausdrücke  weit  eher 
auf  die  Vermittlung  von  Vergleichen  und  die  Abgabe  von  Schieds- 
sprüchen hin,  als  auf  eine  geordnete  gerichtliche  Verhandlung.  Die 
autonomen  Satzungen  endlich,  von  denen  uns  berichtet  wird,  können 
nicht  auf  eine  den  Goden  im  Vereine  mit  ihren  Dingleuten  zu- 
stehende gesetzgebende  Gewalt  zurückgeführt  werden,  sondern  sie 
tragen  lediglich  den  Charakter  von  Verabredungen,  welche  in  mehr 
oder  minder  ausgedehnten  Bezirken  getroffen  werden  konnten;  das 
Statut  über  die  Allmenden  im  Hornafjörör  bezeichnet  sich  selber  an 
seinem  Eingange  als  „skipan  Saemundar  Ormssonar",  und  bemerkt 
an  seinem  Schlüsse :  „allir  buendr  Jieir  er  lönd  ättu  1  Hornafiröi  hand- 
söluöu  Saemundar  skipun  ä  ])essu  mäli  viö  sam))ykki  allrar  aljjyöu", 
von  der  Vorschrift  über  die  Verfolgung  von  Totschlägen  aber  wird 
ausdrücklich  bemerkt,  daß  die  Angehörigen  von  mindestens  zwei 
Godorden  bei  derselben  beteiligt  waren,  wie  denn  auch  in  der  Tat 
Vorschriften  von  wesentlich  lokaler  Bedeutung  bei  dem  zerstreuten 
Wohnen  der  Angehörigen   eines  jeden  Godordes   unmöglich  von 


l)  Germania,  XXIV,  S.  92 — 94  und  97 — 101 ;  Literaturblatt  für  germanische 
und  romanische  Philologie,  I,  S.  14 — 16  und  IV,  S.  1—3. 
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einem  einzelnen  Goden  ausgehen  konnten.  Die  sämtlichen  positiven 
Angaben  über  die  Übung  irgendwelcher  Gesetzgebung  und  Rechts- 
pflege innerhalb  der  einzelnen  Godorde  erweisen  sich  hiernach  bei 
genauerem  Zusehen  als  keineswegs  stichhaltig;  auf  die  inneren 
Gründe,  welche  sich  für  eine  solche  anführen  lassen,  allein  deren  An- 
nahme zu  stützen,  erscheint  aber  um  so  bedenklicher,  je  ausführlicher 
sich  unsere  Rechtsbücher  sowohl  als  unsere  Geschichtsquellen  über 
die  Zustände  auf  der  Insel  aussprechen.  Es  ist  kaum  denkbar,  daß 
eine  derartige  Kompetenz  der  Goden  in  ihnen  keine  unzweideutige 
Spur  hinterlassen  haben  sollte,  wenn  sie  wirklich  begründet  gewesen 
wäre,  und  wird  demnach  allerdings  angenommen  werden  müssen,, 
daß  die  Goden  wirklich  bei  der  Entstehung  der  Ülfljötslög  teilweise 
und  bei  der  Ordnung  der  Bezirksverfassung  vollständig  auf  jede  der- 
artige Kompetenz  Verzicht  leisteten,  und  daß  somit  von  da  ab  alle 
Gesetzgebung  und  Rechtspflege,  soweit  letztere  nicht  etwa  durch 
Gemeindegerichte  und  andere  Privatgerichte  ausgeübt  wurde,  aus- 
schließlich den  Dingversammlungen  der  {nngsokn,  des  fjöröüngr  und 
des  Gesamtstaates  übertragen  war,  während  die  einzelnen  Goden  nur 
etwa  noch  durch  das  Zustandebringen  einzelner  Verabredungen,  Ver- 
gleiche, Schiedssprüche  für  das  Rechtsleben  der  Insel  tätig  werden 
konnten.  —  Viel  bestimmtere  Aufschlüsse  erhalten  wir  über  die 
administrative  Bedeutung  der  Godenwürde,  es  sind  aber  weniger 
die  Rechtsbücher  als  die  Geschichtsquellen,  denen  wir  sie  verdanken. 
Nach  ihnen  gilt  der  Gode  vor  allem  als  berufen,  für  den  Schutz 
der  Rechtsordnung  innerhalb  seines  Machtbereiches  zu  sorgen. 
Er  hat  sich  demnach  um  die  Versöhnung  verfeindeter  Parteien  zu 
bemühen  und  zu  solchem  Behufe  seine  Vermittlung  zur  Verfügung 
zu  stellen,  wie  etwa  l)orkell  Geitisson  einmal  eine  weite  Reise  zu 
dem  Zwecke  unternimmt  „at  saetta  Jjingmenn  sina",  *)  oder  Einarr 
pveraeingr  die  Beilegung  von  Zwistigkeiten  im  Bezirke  durch  güt- 
lichen Zuspruch  geradezu  als  zur  heraösstjörn  gehörig  bezeichnet;2) 
nötigenfalls  wirft  er  sich  auch,  wenn  bereits  offener  Kampf  ausge- 
brochen ist,  mit  rasch  gesammelten  Leuten  zwischen  die  Kämpfenden, 
um  sie  mit  Gewalt  auseinander  zu  bringen,  und  daß  man  auch  ein 
derartiges  Einschreiten  geradezu  von  ihm  erwartet,  zeigt  ein  einzelner 
Fall,  in  welchem  Valla-Ljötr  von  einem  seiner  Bauern  ausdrücklich 
unter  Berufung  auf  die  Pflicht,  die  ihm  seine  Würde  auflege,  zu 


*)  Droplaugarsona  s.,  S.  27. 
2)  Vi'gaglüms  s.,  20/58. 


§  8.    Die  Coden. 


239 


solchem  Eingreifen  aufgefordert  wird.1)   Nehmen  gemeine  Verbrechen 
in  einer  Gegend  überhand,  so  wendet  man  sich  an  den  Goden  mit 
der  Bitte  um  Abhilfe,  und  dieser  fühlt  sich  sofort  dazu  berufen,  den 
Bezirk  zu  säubern  (at  hreinsa  heraö) ;  er  bietet  in  solchem  Falle,  wie 
Jon  Ketilsson,  der  Inhaber  des  Fljötamannagoöorö,  tat,  Mannschaft 
auf,  verfolgt  die  Verdächtigen  und  nimmt  sie  gefangen,  und  läßt  sie 
allenfalls  auch  sofort  töten.'2)    In  ähnlicher  Weise  wird  im  Vatnsdalr 
gegen  den  pörölfr  heljarskinn  und  seine  Genossen  vorgegangen.  :;j 
Der  Mann  war  ein  gefährlicher  Dieb  und  stand  überdies  im  Ver- 
dachte Menschen  zu  opfern ;  da  wandten  sich  die  Leute  der  Gegend 
an  porsteinn  Ingimundarson  um  Hilfe,  der  allerdings  nach  der  Dar- 
stellung der  Sage  das  Godord  damals  noch  nicht  besaß,  vielmehr 
dieses  erst  später  von  seinem  Bruder  pörir  überkam,  aber  doch  be- 
reits als  das  eigentliche  Haupt  des  Hauses  und  des  Bezirkes  galt.4) 
porsteinn  sammelt  sofort  Mannschaft  und  greift  die  Übeltäter  in  einer 
von  ihnen  angelegten  Befestigung  an;  pörölfr  selbst  und  eine  Reihe 
seiner  Gesellen  wird  erschlagen,  was  als  eine  große  Wohltat  für  die 
Gegend  (heraösböt)  galt.    Als  einmal  auf  Reykjanes  viele  unerklär- 
liche Diebstähle  vorkommen,  ordnen  I)orgils  Arason  und  sein  Bruder 
Illugi    als  Inhaber   des  Reyknesmgagoöorö   eine   allgemeine  Haus- 
suchung an ; b)  da  man  im  Verschlusse  eines  der  Untersuchten  ge- 
stohlenes Gut  und  überdies  zahlreiche  Diebsschlüssel  findet,  wird 
derselbe  auf  die  Folter  gelegt  und  soll,  da  er  hier  gesteht,  sofort 
gehängt  werden ;  mit  Mühe  nur  wird  ihm  auf  die  Fürbitte  eines  der 
Anwesenden  hin  das  Leben  geschenkt.    Auch  den  Grettir  Asmund- 
arson  nehmen  die  Bauern  im  Isafjörör  wegen  mehrfacher  Räubereien, 
die  er  als  geächteter  Mann  begangen  hat,  gefangen  und  wollen  ihn 
hängen ; 6)  in  diesem  Falle  freilich  handeln  sie  auf  eigene  Faust,  und 
porbjörg  en  digra,  des  Goden  Vermundr  mjöfi  Frau,  ist  es  vielmehr, 
welche  dem  Gefangenen  davon  hilft;  aber  immerhin  läßt  die  Art 
ihres  Eingreifens  erkennen,  daß  es  eigentlich  des  Goden  Sache  war 
zu  bestimmen,  was  in  derartigen  Fällen  gesehenen  solle.    Mit  der 
Rechtsförmlichkeit  des  Verfahrens  pflegte  man  es  in  derartigen  Fällen, 
wie  die  angeführten  Beispiele  zeigen,  allerdings  nicht  eben  allzu  genau 
zu  nehmen,  und  es  konnte  demnach  auch  wohl  einmal  vorkommen, 

x)  Laxdoela,  87/358—60. 

2)  Sturlünga,  V,  4/132—33.  3)  Vatnsdcela,  30/49—51. 

4)  ebenda,  27/43 — 44  und  37/59—60. 

5)  Föstbrceöra  s.,  I,  13/45—46;  II,  3/68—69. 
8)  ebenda,  I,  1/3—4;  Grettla,  52/117 — 22. 
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daß,  wie  in  dem  aus  der  Sturlünga  angeführten  Falle,  eine  vom 
Goden  angeordnete  Hinrichtung  hinterher  als  eine  widerrechtliche 
Gewalttat  betrachtet  und  selbst  wieder  gerichtlich  verfolgt  wurde; 
indessen  handelte  es  sich  selbst  in  derartigen  Fällen  doch  nur  um 
einen  Exzeß  in  der  Handhabung  einer  an  und  für  sich  vollkommen 
legalen  Amtsgewalt,  und  von  den  Dingleuten  selbst  scheint  ein 
Übermaß  an  Strenge  und  Schärfe  im  Einschreiten  sogar  weit  lieber 
gesehen  worden  zu  sein,  als  zu  große  Schlaffheit  in  der  Handhabung 
der  Rechtsordnung.  Ganz  besonders  erheblich  ist  aber,  daß  auch 
die  Vollstreckung  der  von  den  Privatgerichten  sowohl  als  von  den 
Dinggerichten  gefällten  Urteile  in  letzter  Instanz  dem  Goden  über- 
wiesen war,  und  zwar  in  einer  Weise,  welche  ihn  zu  einer  ähnlichen 
gerichtsherrlichen  Rolle  in  der  Heimat  berief,  wie  er  sie  sonst  nur 
am  Dinge  zu  übernehmen  hatte.  Das  isländische  Recht  kennt,  vom 
norwegischen  in  diesem  Punkte  abweichend,  keine  direkte  Exekution 
von  Urteilen,  welche  auf  Geld  und  Gut,  die  Bußen  mit  inbegriffen, 
lauten;  dagegen  stellt  es  deren  Nichterfüllung  unter  den  Gesichts- 
punkt eines  Friedensbruches,  und  gewährt  somit  dem  Gegner  eine 
Klage  „um  dömrof d.  h.  wegen  Mißachtung  des  ergangenen  Urteils, 
welche  auf  Acht  oder  Landesverweisung  geht. x)  Wo  immer  aber 
eine  solche  zu  verwirklichen  ist,  möge  dieselbe  nun  direkte  Folge 
eines  strafrechtlichen  Erkenntnisses  oder  durch  eine  Klage  „um 
dömrof  vermittelte  Folge  eines  ursprünglich  nur  zivilrechtlichen 
Urteils  sein,  möge  sie  ferner  durch  Urteil,  Schiedsspruch  oder  Ver- 
gleich auferlegt  sein,  da  muß  sofort  ein  feränsdömr,  d.  h.  Exe- 
kutiongsgericht  gehalten  werden,  in  welchem  ein  Gode  die  Leitung 
zu  übernehmen  hat.  Nach  unseren  Rechtsbüchern  ist  es  zunächst 
der  Gode  des  Verurteilten,  welcher  14  Tage  nach  dem  Schlüsse  des 
Dinges,  an  welchem  die  Verurteilung  erfolgt,  resp.  der  betreffende 
Vergleich  oder  Schiedsspruch  bekanntgegeben  worden  war,  das  Ge- 
richt bei  der  Wohnstätte  des  Verurteilten  zu  halten  hatte;  nur  für 
den  Fall,  daß  man  ihn  nicht  zu  ermitteln  vermag,  soll  statt  seiner 
der  Gode  des  obsiegenden  Teiles  eintreten.  Dabei  beschränkt  sich 
indessen  die  Tätigkeit  des  leitenden  Goden,  wie  bei  den  Ding- 
gerichten,  wesentlich  auf  die  Ernennung  der  zwölf  Richter,  welche 

*)  vgl.  Konüngsbök,  51/88:  nü  varö  maÖr  sekr  um  dömrof  eöa  um  fe ;  dann 
6/21:  ef  eigi  kemr  fe  framm,  ok  skal  sekja  sem  annat  dömrof;  Staöarhölsbök, 
16/25 — 26.  An  einen  skuldadömr,  wie  Baldvin  Einarsson  (Juridisk  Tidsskrift, 
XXII,  S.  339—40)  meinte,  ist  jedenfalls  nicht  zu  denken,  da  dieser  sich  lediglich  auf 
die  Auseinandersetzung  eines  überschuldeten  Nachlasses  bezog. 
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den  feränsdömr  bilden,  sowie  auf  die  Gewährung  des  nötigen  Schutzes 
für  diesen,  als  bei  welchem  nach  dem  Zeugnisse  der  Geschichtsquellen 
Gewalttätigkeiten  ganz  besonders  häufig  vorzukommen  pflegten ;  da- 
gegen wurde  die  eigentliche  Aufgabe  des  Gerichtes,  nämlich  einer- 
seits die  Liquidation  des  Vermögens  des  Verurteilten,  und  anderer- 
seits, wenn  es  sich  um  eine  Landesverweisung  und  nicht  um  eine 
Acht  handelte,  die  Feststellung  desjenigen  Maßes  von  Rechtsschutz, 
welches  dem  Verwiesenen  verwilligt  werden  wollte,  lediglich  von 
dem  Gerichte  selbst  besorgt,  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen, 
welche  die  beteiligten  Privatpersonen  demselben  an  die  Hand  gaben, 
und  ohne  alle  Einmischung  des  Goden.  —  Weiterhin  ist  aber  auch 
die  Fremden-  und  Handelspolizei  Sache  des  Goden,  und  die 
ihm  in  dieser  Hinsicht  zustehenden  Rechte  reichen  sehr  weit.  Die 
Geschichtsquellen  gewähren  uns  auch  nach  dieser  Seite  hin  einen 
klaren  Einblick. x)  Kam  ein  fremdes  Schiff  an,  so  ritt  regelmäßig 
vor  allem  der  zunächstwohnende  Gode  zu  demselben.  Er  hatte 
nämlich  den  Preis  zu  bestimmen,  um  welchen  die  von  ihnen  ge- 
führten Waren  verkauft  werden  sollten  (leggja  lag  ä  varnmg),  und 
um  welchen  andererseits  die  einheimischen  Waren  von  ihnen  ange- 
nommen werden  sollten;  dabei  pflegten  die  fremden  Ankömmlinge 
dem  Goden  selbst  die  Vorwahl  unter  ihren  Waren  anzubieten,  und 
ihm  überdies  vor  allen  anderen  Leuten  mitzuteilen,  was  sie  an  Neuig- 
keiten aus  der  Fremde  zu  berichten  wußten,  wogegen  der  Gode  hin- 
wiederum für  die  Unterkunft  der  Schiffsleute  sorgte,  und  auch  wohl 
die  vornehmsten  unter  diesen  als  Gäste  auf  seinen  eigenen  Hof 
einlud.  In  der  Regel  scheint  die  Einigung  über  die  Bedingungen 
der  Aufnahme  der  Willkür  der  Parteien  überlassen  geblieben  zu  sein, 
wobei  dann  je  nach  Umständen  der  Gast  zu  bestimmten  Arbeiten 
oder  Zahlungen  sich  verpflichten,  oder  auch  der  Hausherr  es  darauf 
ankommen  lassen  konnte,  ob  und  wrie  dieser  die  unentgeltlich  ver- 
willigte Aufnahme  durch  ein  Geschenk  wettmachen  werde ; 2)  es 
konnte  aber  ausnahmsweise  auch  vorkommen,  daß  eines  schweren 
Mißjahres  wegen  ein  Häuptling  ein  bestimmtes  Maß  der  Bezahlung 
(forgipt)  vorschrieb,  welches  man  von  den  Fremden  für  deren  Be- 
herbergung fordern  sollte,  und  seine  Bauern  mit  einer  bestimmten 


1)  vgl.  z.  B.  HoensnaJ)öris  s.,  2/126;  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  2/192; 
Vatnsdoela,  17/29  und  31/51 ;  J>6rÖar  s.  hreöu,  S.  8  (edd.  H.  Kr,  Friöriksson) ; 
Gunnars  j).  Keldugnüpsfifls  ,  S.  47  u.  dgl.  m. 

2)  Eyrbyggja,  50/93  ;  vgl.  Vatnsdoela,  17/29  und  40/64. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  l6 
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Strafe  für  den  Fall  bedrohte,  daß  sie  weniger  fordern  würden. J) 
Es  war  eine  seltene  Ausnahme,  wenn  ein  einzelner  Gode,  wie 
Ingjaldr,  des  Helgi  enn  magri  Sohn,  aus  Menschenscheu  und  be- 
sonderer Abneigung  gegen  den  Verkehr  mit  Fremden  solche  nicht 
zu  sich  einladen,  und  nicht  einmal  die  Waren,  deren  er  bedurfte, 
selbst  bei  ihnen  auswählen  mochte;2)  regelmäßig  wurde  vielmehr 
sehr  hartnäckig  auf  der  Ausübung  der  betreffenden  Rechte  bestanden, 
und  gab  dies  nicht  eben  selten  zu  ernsthaften  Streitigkeiten  mit  den 
fremden  Ankömmlingen  Anlaß.  Wiederholt  hören  wir, 8)  wie  der 
eine  oder  andere  Schiffsherr  den  Anordnungen  des  Goden  sich  nicht 
fügen  und  zumal  seiner  Warentaxe  sich  nicht  unterwerfen  will, 
worauf  dieser  dann  allenfalls  jeden  Verkehr  mit  dem  Schiffe  zu 
untersagen  (banna)  und  damit  demselben  alle  Lebensmittel  abzu- 
schneiden pflegt.  Noch  am  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  sehen  wir 
den  Snorri  Sturluson  einmal  mit  einem  Schiffsherrn  von  den  Orkn- 
ey] ar  darüber  in  heftigen  Streit  geraten,  daß  der  letztere  dem  Snorri 
nicht  gestatten  wollte,  das  von  ihm  entnommene  Mehl  selbst  zu 
taxieren ; 4)  andererseits  wurden  die  gleichen  Befugnisse  wie  auf  Is- 
land auch  von  den  Häuptlingen  Grönlands  ausgeübt,5)  wie  denn  die 
Grönländer  überhaupt  ihren  Freistaat  wesentlich  nach  dem  Muster 
des  isländischen  einrichteten.  Allerdings  bezieht  sich  das  Recht  des 
Goden,  in  die  Verkehrsverhältnisse  gebietend  und  verbietend  einzu- 
greifen, keineswegs  ausschließlich  auf  den  Handelsverkehr  und  auf 
den  Verkehr  mit  Fremden.  Eine  oben  bereits  in  Bezug  genommene 
Stelle,  welche  den  Gebrauch  bespricht,  daß  Reisende  alle  ihre  Neuig- 
keiten an  erster  Stelle  dem  Goden  mitzuteilen  hatten,  6)  denkt,  wie 
der  Zusammenhang  deutlich  zeigt,  zunächst  an  Einheimische,  nicht 
an  Ausländer,  und  wenn  zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  Kolbeinn 
Tumason  einmal  allen  Handelsverkehr  mit  dem  bischöflichen  Stuhle 
zu  Hölar  untersagt,  um  dem  B.  Guömundr,  mit  dem  er  in  Streit 
liegt,  alle  Zufuhr  an  Lebensmitteln  abzuschneiden,7)  so  ist  auch  dieses 
Verbot  zunächst  und  hauptsächlich  gegen  Inländer  gerichtet.  Wenn 
andererseits  dem  Uni  Garöarson,  welcher  von  K.  Haraldr  härfagri 
nach  Island  geschickt  worden  war,  um  ihm  die  Insel  zu  unterwerfen, 

x)  Sturlünga,  V,  1/127.  2)  Vigaglüma,  1/1 — 2. 

3)  z.  B.  Hoensnapöris  s.,  2/126 — 7;  börÖar  s.  hreÖu,  S.  8 — 10;  Gunnars 
b.  Keldugnüpsfi'fls,  S.  47. 

4j  Sturlünga,  VII,  20/210. 

3)  ])orfinns  s.  Karlsefnis,  6402.  °)  Vatnsdoela,  31/51. 

GuÖmundar  bps.  s.,  53/490;  Sturlünga,  VII,  25/214. 
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die  Leute  keine  Lebensmittel  verkaufen  wollten,  weil  man  von  diesem 
seinem  Auftrage  Kenntnis  hatte,  !)  oder  wenn  seitens  -zweier  ost- 
iändischer  Goden  aller  Handelsverkehr  mit  dem  deutschen  Missionäre 
Dankbrand  untersagt  wird, 2)  so  wird  das  Verbot  zwar  beide  Male 
gegen  Fremde  gerichtet,  aber  doch  aus  ganz  anderen  Gründen  als 
denen  der  Handelspolizei.  Immerhin  aber  sind  es  handelspolizeiliche 
Rechte,  deren  sich  der  Gode  bedient,  wenn  auch  zu  anderen  als  zu 
handelspolizeilichen  Zwecken,  und  richtig  ist  somit  nur,  daß  dieselben 
sich  auf  den  inneren  Handelsverkehr  ebensogut  als  auf  den  aus- 
wärtigen beziehen.  Dabei  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  genau 
dieselben  Befugnisse,  wie  sie  den  isländischen  Goden  in  Bezug  auf 
die  Regelung  der  Verkehrsverhältnisse  zukamen,  auch  in  Norwegen 
von  jeher  in  des  Königs  Hand  gelegen  waren,  und  daß  wir  in  den- 
selben somit  einen  uralten  Bestandteil  der  Herrschergewalt  zu  er- 
kennen berechtigt  sind.  Der  Handel  mit  den  Finnen  (Finnkaup, 
Finnför,  Finnferö)  zunächst  war  schon  vor  der  Zeit  des  K.  Haraldr 
härfagri  ein  Monopol  des  Königs  gewesen,3)  und  derselbe  König  be- 
legte bereits  den  Verkehr  mit  Island  mit  einer  Steuer  (landaurar), 
welche,  in  ihrem  Betrage  wechselnd,  bis  zur  Unterwerfung  der  Insel 
unter  den  König  von  Norwegen  forterhoben  wurde.4)  Wenig  später, 
unter  K.  Eirikr  blöööx,  hören  wir  von  einem  Verbote  alles  Ver- 
kehres mit  dem  Auslande,  welches  in  dem  Jahre,  für  welches  es  er- 
lassen wurde,  alle  Schiffahrt  nach  Island  und  anderen  Ländern 
sperrte. 5)  Wiederum  wird  von  K.  Haraldr  gräfeldr  erzählt,  daß  er 
sich  einmal  aus  den  Waren  eines  isländischen  Schiftsherrn  ein  graues 
Gewand  als  Geschenk  auswählte  und  davon  den  Beinamen  erhielt, 
unter  dem  er  bekannt  ist.6)  Aus  kirchlichem  Eifer  läßt  sich  sodann 
K.  Olafr  Tryggvason  zu  der  Drohung  hinreißen,  allen  Verkehr  mit 
Island  zu  untersagen,  wenn  die  Insel  nicht  sofort  zum  Christentume 
übertrete,  obwohl  er  selber  anerkennt,  daß  der  Austausch  der  beider- 
seitigen Produkte  für  beide  Lande  ganz  gleichmäßig  vorteilhaft  sei ; 7) 
der  heil.  Olafr  hinwiederum  verbietet  einmal  aus  Feindschaft  gegen 


l)  Landnäma,  IV,  4/246.  2)  Njäla,  100/528 — 29. 

3)  vgl.  Münch,  Om  Finmarkens  politisk-commercielle  Forhold  til  den  norske 
Stat  (um  1850),  in  den  Annaler  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie,  1860,  S.  336 
— 64  und  Samlede  Af handlinger,  II,  S.  274 — 97. 

4)  Islendingabök,  1/4  —  5  und  öfter;  vgl.  Diplom,  island.  I,  S.  633. 

5)  Eigla,  62/141. 

6)  Heimskr.  Flaralds  s.  gräfeldar,  7/1 16 — 17. 

7)  Olafs  s.  Tryggvasonar,  142/284  (FMS.  I). 
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den  gleichnamigen  Schwedenkönig,  alle  Ausfuhr  aus  Vikin  nach 
Gautland,  zumal  auch  die  von  Salz  und  Heringen,1)  während  er  ein 
andermal  wegen  eines  schweren  Mißjahres  die  Ausfuhr  von  Korn, 
Mehl  und  Malz  aus  den  südlichen  Teilen  seines  eigenen  Landes  in 
deren  nördliche  Provinzen  untersagt 2)  In  weit  späterer  Zeit  noch 
sehen  wir  den  K.  Sverrir  einmal  die  deutschen  Kaufleute  frischweg 
aus  Björgvin  wegweisen,  während  er  die  Engländer  und  andere 
Fremde  ungestört  ihren  Handel  betreiben  läßt,  weil  ihm  die  Einfuhr- 
artikel der  letzteren  nützlich,  die  der  ersteren  dagegen  schädlich  er- 
schienen/5) und  im  13.  Jahrhundert  berichten  nicht  nur  die  Geschichts- 
quellen wiederholt  von  Verkehrsverboten,  welche  K.  Häkon  gamli 
infolge  von  Zerwürfnissen  mit  den  Isländern  der  Insel  gegenüber 
erließ, 4)  sondern  auch  die  Rechtsquellen  gedenken  des  Bannes, 
welcher  unter  Umständen  die  Ausfahrt  aus  dem  Lande  hindert,  und 
wollen  nur  innerhalb  des  eigenen  Landes  den  Verkehr  mit  Korn 
oder  Fleischwaren  durch  keinen  solchen  beschränkt  wissen,  soferne 
nicht  etwa  der  König  selbst  ausnahmsweise  eine  solche  Beschränkung 
nötig  findet.5)  In  den  Privilegien  endlich,  welche  der  Erzbischof  von 
prändheimr  sich  zu  erwerben  wußte,6)  dann  in  den  Handelsverträgen, 
welche  von  jetzt  ab  öfter  mit  den  Hansastädten  abgeschlossen  wurden, 
wird  oft  genug  das  den  Königen  zustehende  Recht,  den  Handels- 
verkehr mit  dem  Auslande  nach  Willkür  zu  erlauben,  zu  beschränken 
oder  zu  verbieten,  entweder  erwähnt  oder  doch  stillschweigend  vor- 
ausgesetzt. 7)  Es  sind  also  ganz  dieselben  Befugnisse,  welche  dem 
norwegischen  Könige  und  dem  isländischen  Goden  bezüglich  der 
Regelung  des  Handelsverkehres  zustanden,  und  ist  hier  wie  dort 
deren  Schwerpunkt  in  dem  Rechte  des  Herrschers  zu  suchen,  den 
Verkehr  im  Inlande  sowohl  als  mit  dem  Auslande  zu  gestatten  oder 
zu  untersagen.  Den  Fremden  gegenüber  macht  sich  aber  das  Recht 
des  Goden  auch  noch  in  ganz  anderer  als  der  bisher  besprochenen 

x)  He  im  skr.  Olafs  s.  helga,  59/265.  2)  ebenda,  123/352. 

3)  Sverris  s.,  104/250  — 51. 

4)  Annalar,  a.  1219  und  1243;  Guömundar  bps.  s.,  69/510  und  Stur- 
lünga,  VII,  224/110. 

B)  GpL.  313;  FrpL.  VII,  27;  Landsl.,  Kaupab.  25. 

6)  Urkunde  des  P.  Cölestin  III.  vom  15.  Juni  1194  (Diplom,  island.  I, 
73/293  und  294);  Björgviner  Konkordat  vom  I.  August  1273  (Diplom, 
norveg.  I,  64^/55  uncl  5°)  und  Tunsberger  Konkordat  vom  9.  August 
1277  (Norges  gamle  Love,  II,  S.  464—65  und  466). 

7)  vgl.  meine:  Kaflar  ür  verzlunarsögu  Islands,  in  den  Ny  felagsrit,  XXI  (1862), 
S.  100—35. 
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Richtung  geltend.  Einerseits  nämlich  ist  der  Gode  zum  Schutze 
des  Fremden  berufen,  und  er  rückt  ihm  gegenüber  von  hier  aus 
ganz  in  derselben  Weise  an  die  Stelle  der  Verwandtschaft  ein,  wie 
dies  dem  Freigelassenen  gegenüber  beim  Freilasser  der  Fall  ist.  W  ird 
ein  Fremder  während  der  Überfahrt  nach  Island  auf  dem  Schiffe, 
oder  aber  nach  der  Landung  auf  der  Insel  selbst  getötet,  so  erscheint 
in  Ermangelung  eines  näber  berufenen  Blutklägers  der  Gode  zur 
Anstellung  der  vi'gsök  und  zum  Bezüge  der  vigsbeetr  berechtigt,  und 
zwar  je  nach  Umständen  der  Gode,  dessen  Dingmann  der  auf  Island 
wohnende  Fremde  selbst  war,  oder  der  Gode  des  Hauswirtes,  bei 
welchem  dieser  als  Gast  wohnte,  oder  endlich  der  Gode  des  Bauern, 
auf  dessen  Grund  und  Boden  der  Fremde  in  seiner  Schiffsbude  sich 
aufhielt  resp.  landete,  und  treten  für  den  äußersten  Fall  für  diesen 
Goden  auch  noch  seine  samlringisgooar  ein. 1)  In  ganz  derselben 
Weise  wird  ferner  der  Gode  auch  zum  Bezüge  der  Erbschaft  eines 
Fremden  berufen,  der,  sei  es  nun  auf  der  Reise  nach  Island  oder 
auf  der  Insel  selbst  stirbt,  ohne  daß  ein  näher  Berufener  zur  Stelle 
wäre;2)  die  Erbschaft  sowohl  als  die  Totschlagsbuße  aber,  welche 
in  dieser  Weise  vom  Goden  bezogen  worden  ist,  hat  derselbe  auf 
Anfordern  dem  rechtzeitig  sich  meldenden  geborenen  Erben  des 
Ausländers  dem  Kapitalwerte  nach  und  vorbehaltlich  gewisser  ge- 
setzlich vorgesehener  Abzüge  hinauszugeben,  soweit  dessen  Erb- 
berechtigung auf  Island  überhaupt  anerkannt  ist,  was  zum  Teil  von 
der  Nationalität  des  Fremden  abhängt.  Aber  allerdings  ist  auch  hier 
wieder  nicht  zu  übersehen,  daß  die  Verpflichtung  sowohl  als  Be- 
rechtigung des  Goden,  in  den  Fällen  helfend  einzugreifen,  in  welchen 
jede  andere  Hilfe  versagt,  nicht  bloß  dem  Fremden  gegenüber  be- 
gründet ist,  sondern  auch  dem  Einheimischen  zugute  kommt,  wenn 
er,  wie  dies  z.  B.  beim  Freigelassenen  leicht  vorkommen  kann,  sich 
in  ähnlich  hilfloser  Lage  befindet.  Wie  der  Schutz  des  Fremden, 
so  ist  übrigens  andererseits  eine  gewisse  Überwachung  desselben  im 
Interesse  der  Inländer  dem  Goden  übertragen.  Unser  jüngeres 
Rechtsbuch  läßt  nämlich  Bußansprüche  gegen  Fremde,  zumal  wenn 
es  sich  dabei  um  falsches  Maß  und  Gewicht,  oder  auch  um  Fleisches- 
vergehen handelt,  vor  einem  Gastgerichte  verhandeln,  welches  am 
Godorde  des  Goden  gehalten  wird,  dessen  Dingmann  der  Kläger  ist, 

*)  Konüngsbök,  97/172 — 74;  S t aÖar h ö ls b  ö  k ,  299—300/338—41. 
2)  Konüngsbök,    120228—29    und    249/197—99;    S  taÖ  ar  h  ö  lsb  ö  k,  61/ 
73-76. 
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oder  aber,  wenn  der  Kläger  einer  entfernteren  Gegend  angehört,  am 
Wohnorte  eines  der  drei  Goden  desjenigen  Dingverbandes,  innerhalb 
dessen  das  Vergehen  begangen  wurde ; x)  am  Wohnorte  dieses  Goden 
hat  auch  die  Ladung  zu  erfolgen,  und  durch  die  Unterwerfung  unter 
seinen  Schiedsspruch  kann  sich  der  Beklagte  dem  gerichtlichen  Ver- 
fahren entziehen.  Als  Gerichtsherr  tritt  der  Gode  dabei  nicht  auf, 
denn  die  Ernennung  der  Richter  steht  dem  Kläger  zu,  und  das  Ge- 
richt ist  somit  ein  Privatgericht,  kein  staatliches;  aber  doch  ist  klar, 
daß  eine  gewisse  Überwachung  des  Gerichtes,  dessen  Schutz  gegen 
widerrechtliche  Störung,  dann  die  Obliegenheit,  eine  gütliche  Aus- 
gleichung unter  den  streitenden  Teilen  zu  versuchen,  ihm  übertragen 
werden  wollte.  Auffällig  ist,  daß  eine  früher  schon  besprochene 
Stelle  unseres  älteren  Rechtsbuches  2)  die  Handhabung  der  Fremden- 
polizei in  wesentlich  anderer  Weise  geregelt  zeigt.  Sie  teilt  das  Ostland 
und  Südland,  welche  beiden  Landesviertel  sie  allein  bespricht,  in  fünf 
geographisch  fest  begrenzte  Bezirke  (heraöstakmörk)  geteilt,  deren  Um- 
fang dem  Müla-,  Skaptafells-,  Rangärvalla-,  Arness-  und  Kjalarness]3inge 
in  seiner  späteren  geographischen  Begrenzung  entspricht,  und  überträgt 
dieselben  Funktionen,  welche  vordem  den  Goden  obgelegen  hatten,  je 
drei  Männern  in  jedem  Bezirke,  welche  hierzu  bestimmt  (til  teknir)  waren. 
Diese  gewählten,  oder  vielleicht  auch  von  den  Häuptlingen  ernannten 
Männer  sollten  demnach  einerseits  die  Taxierung  der  Waren  vor- 
nehmen, und  die  durch  Überschreitung  der  gesetzten  Taxe  ver- 
wirkten Bußen  in  erster  Linie  einklagen;  andererseits  aber  sollten 
nicht  nur  diese  Klagen,  sondern  auch  die  wegen  betrügerischen  Ver- 
fahrens in  Handel  und  Wandel,  dann  auch  wegen  irgendwelcher 
anderer  Vergehen  eines  Fremden  an  das  Gastgericht  gehen,  und 
sollte  die  Ladung  vor  dieses  bei  dem  Domizile  eines  jener  drei  Vor- 
steher (forräösmenn)  erfolgen,  und  sollte  der  Schiedsspruch  eines 
solchen  auch  für  das  Urteil  dieses  Gerichtes  eintreten  können. 
Augenscheinlich  sind  die  drei  forräösmenn  lediglich  in  die  Stellung 
eingerückt,  welche  vordem  den  drei  sam)nngisgoöar  einer  jeder  ]3i'ng- 
sökn  zugekommen  war;  die  Stelle  ist  indessen  augenscheinlich  ein 
späteres  Einschiebsel  aus  der  Zeit  des  Gizurr  jarl,  welche  einen  Versuch 
erkennen  läßt,  für  die  Verwaltung  der  Godengewalt  zu  sorgen,  nach- 
dem diese  bereits  über  ganze  Landesviertel  in  die  Hand  des  Königs 
und  seiner  Befehlshaber  übergegangen  war.  —  Bereits  die  bisher  be- 

l)  Staöarh  ölsbök,  228/261 — 62  und  231/263 — 64. 
2j  Konüngsbok,  167/72 — 74. 
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sprochenen  Funktionen  der  Goden  gehören  teilweise  dem  Bereiche 
der  Wohlfahrtspolizei  an;  auf  die  Regelung  des  Handelsver- 
kehres ist  aber  deren  Aufgabe  in  dieser  Richtung  keineswegs  be- 
schränkt. Die  Armenpflege  freilich  war,  soweit  sie  nicht  den  An- 
gehörigen des  Hilfsbedürftigen  selbst  überwiesen  war,  zunächst  Sache 
der  Gemeinden,  und  somit  der  Einwirkung  der  Goden  als  solcher 
entzogen;  aber  doch  hatten  wir  früher  schon  Gelegenheit  zu  be- 
obachten, daß  in  außerordentlichen  Notfällen,  in  welchen  die  gewöhn- 
lichen Mittel  nicht  mehr  auszureichen  schienen,  auch  die  Goden  um 
die  Versorgung  des  Volkes  mit  Nahrungsmitteln  sich  annahmen.  Wir 
sehen,  wie  in  solchen  Fällen  von  denselben  nicht  nur  bestimmte  Ge- 
bühren festgesetzt  werden  für  die  Aufnahme  fremder  Gäste,  sondern 
es  werden  von  ihnen  auch,  und  zwar  bereits  in  der  zweiten  Hälfte 
des  10.  Jahrhunderts,  Zusammenkünfte  veranstaltet,  um  über  die 
einem  schweren  Notjahre  gegenüber  zu  ergreifenden  Maßregeln  zu 
beraten,  und  nötigenfalls  bringen  dieselben  auch  wohl  aus  eigenen 
Mitteln  schwere  Opfer,  um  der  ärmeren  Bevölkerung  über  die  schlimme 
Zeit  wegzuhelfen. 1)  Neben  den  Warentaxen  ferner,  welche  für  den 
Handel  mit  fremden  Kaufleuten  galten,  finden  wir  solche,  welche 
gleichmäßig  für  den  Handelsverkehr  der  Inländer  wie  der  Ausländer 
zu  gelten  hatten,  wie  uns  denn  eine  solche  erhalten  ist,  welche  für 
die  Arness-  und  Räng3emga])ingsökn  bestimmt  war;2)  endlich  gab 
es  auch  wieder  andere  Taxen,  welche,  den  späteren  Kapitelstaxen 
vergleichbar,  lediglich  den  Wert  festzustellen  bestimmt  waren,  um 
welchen  die  gewöhnlicheren  Verkehrsartikel  bei  der  Berichtigung  von 
Schulden  als  Zahlmittel  angenommen  werden  sollten,  und  ist  uns 
eine  solche  erhalten ,  welche  für  die  Ärnesslnngsökn , 3)  und  eine 
andere,  welche  für  das  Allding  zu  gelten  bestimmt  war.  4)  Es  wird 
kaum  bezweifelt  werden  können,  obwohl  die  Quellen  uns  allerdings 
nichts  darüber  berichten,  daß  auch  bei  Aufstellung  derartiger  Taxen 
die  Goden  das  entscheidende  Wort  gesprochen  haben  werden ;  wenn 
wir  ferner  oben  bereits  von  Bestimmungen  über  das  Merken  von 
Schafvieh,  und  wieder  von  solchen  über  die  Strandberechtigung  zu 
berichten  hatten,  welche  von  einzelnen  Goden  im  Einvernehmen  mit 
der  Bevölkerung  bestimmter  Bezirke  erlassen  wurden,  so  mögen  wir 
auch  in  diesen  weitere  Belege  dafür  erkennen,  daß  die  Fürsorge  für 


1)  Reykdoela,  7/32;  Olafs  s.  Tryggvasonar,  226/225—28  (FMS.  II). 

2)  Belgsdalsbök,  66/251.  3)  ebenda,  62/246—48. 
4)  Konüngsbök,  246/192 — 95. 
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die  wirtschaftlichen  Interessen  ihrer  Angehörigen  mit  zu  den  Ob- 
liegenheiten der  Goden  gezählt  wurde.  Selbstverständlich  können 
übrigens  diese  den  Geschichtsquellen  entnommenen  Berichte  über  ein- 
zelne Vorkommnisse  nur  als  vereinzelte  Beispiele  der  mannigfaltigen 
und  weitausgedehnten  Tätigkeit  gelten,  welche  den  Goden  übertragen 
war,  und  dürfen  dieselben  in  keiner  Weise  als  diese  erschöpfend 
angesehen  werden;  unsere  Rechtsquellen  aber,  so  ausführlich  sie  im 
übrigen  sind,  besprechen  nirgends  die  Godenwürde  im  Zusammen- 
hange, und  finden  im  Grunde  nur  Gelegenheit  zur  Schilderung  der- 
jenigen Seiten  ihrer  Wirksamkeit,  welche  innerhalb  der  Dingversamm- 
lungen sich  entfalten,  oder  doch,  wie  etwa  die  Haltung  des  feräns- 
dömr,  mit  der  Tätigkeit  der  Dinggerichte  in  engster  Verbindung 
stehen.  Doch  erwähnen  die  Rechtsbücher  wenigstens  noch  einer 
Obliegenheit  des  Goden,  von  welcher  die  Geschichtsquellen  nichts 
wissen,  indem  sie  demselben  die  lögleiöing  des  Freigelassenen  über- 
tragen, wie  dies  oben  bereits  bemerkt  wurde ; x)  man  wird  mit  Sicher- 
heit annehmen  dürfen,  daß  ähnliche  Geschäfte  demselben  auch  in 
zahlreichen  anderen  Fällen  oblagen,  von  welchen  nur  zufällig  in 
unseren  Quellen  nicht  die  Rede  ist.  —  Die  zuletzt  erwähnte  Funktion 
des  Goden  führt  uns  übrigens  zu  einer  weiteren,  und  sehr  um- 
fassenden Kategorie  von  Obliegenheiten  hinüber,  welche  sich  von 
der  bisher  besprochenen  freilich  keineswegs  jederzeit  scharf  abtrennen 
läßt.  Neben  der  allgemeinen  Wohlfahrt  seiner  Angehörigen  und 
seiner  Gegend  war  nämlich  der  Gode  auch  zur  Wahrung  und 
Vertretung  der  besonderen  Interessen  jedes  einzelnen 
seiner  Dingleute  berufen,  und  von  der  Energie  und  Umsicht, 
mit  welcher  er  diese  letzteren  vertritt,  hängt  sogar  gutenteils  das 
Ansehen  ab,  dessen  derselbe  genießt,  sowie  auch  der  Einfluß,  welcher 
ihm  auf  seine  Untergebenen  zusteht.  Wie  der  Gode  für  den  Fall, 
daß  ein  Fremder  auf  der  Insel  getötet  wird,  in  Ermangelung  näher 
berufener  Personen  die  Blutklage  um  denselben  anzustellen  und  die 
Totschlagsbuße  zu  beziehen  hat,  so  hat  er  auch  dieselbe  Klage  wegen 
eines  getöteten  Freigelassenen  zu  stellen,  wenn  weder  ein  Sohn  noch 
ein  Freilasser  vorhanden  ist,  welcher  ihn  von  der  Klagestellung  aus- 
schließen könnte. 2)  Für  den  Fall,  da  jemand  am  Allding  getötet, 
oder  auch  so  schwer  verwundet  wird,  daß  er  das  Bewußtsein  oder 
die  Sprache  verliert,  und  darum  unfähig  ist  Klage  zu  stellen,  und 


*)  Konüngsbök,  112/192;  Staöarhölsbök,  161/189— 90;  [vgl.  oben  S.  186]. 
2)  Konüngsbök,  96/172;  Staöarhölsbök,  298/337 — 38. 


8  S.    Die  Godcn. 


249 


ist  weder  der  rechte  Blutkläger  (vfgsakar  aöili )  noch  auch  ein  anderer 
Verwandter  männlichen  Geschlechts  innerhalb  des  dritten  gleichen 
Grades  am  Dinge  anwesend  oder  /Air  Klagestellung  geneigt,  so  be- 
ruft das  Recht  den  Goden  zur  Klagestellung,  dessen  Dingmann  der- 
jenige ist,  welchem  das  Klagerecht  eigentlich  zustünde.1)  Ähnlich 
soll  es  auch  in  dem  anderen  Fälle  gehalten  werden,  da  ein  Totschlag 
begangen  worden  ist,  bezüglich  dessen  der  Totschläger  behauptet, 
rechtmäßig  gehandelt  zu  haben,  indem  der  Erschlagene  vorgängig 
durch  eine  eigene  Missetat  seinen  Frieden  verwirkt  gehabt  habe. 2) 
In  solchem  Falle  konkurriert  nämlich  die  Totschlagsklage  mit  einer 
vom  Gegner  anzustellenden  Klage  auf  den  toten  Mann,  und  besteht 
somit  die  Möglichkeit,  daß  diese  letztere  anhängig  gemacht  wird, 
ehe  noch  der  rechte  Blutkläger  seinerseits  seine  Klage  vorzubereiten 
imstande  war,  und  daß  derselbe  somit,  keiner  Verhandlung  der  Sache 
gewärtig,  ohne  alles  Verschulden  am  Ding  nicht  anwesend  ist;  da 
soll  nun  ebenfalls  wieder,  wenn  kein  Verwandter  männlichen  Ge- 
schlechts innerhalb  des  gleichen  dritten  Grades  zur  Stelle  ist,  der 
Gode  zur  Klagestellung  berufen  werden,  dessen  Dingmann  der  rechte 
Blutkläger  ist  Man  wird  wohl  aus  den  beiden  besprochenen  Fällen 
die  generelle  Regel  ableiten  dürfen,  daß  ein  subsidiäres  Klagerecht 
des  Goden  in  allen  Fällen  einzutreten  hatte,  da  einer  seiner  Ding- 
leute eine  Klage  wegen  Totschlags  oder  schwerer  Körperverletzung 
an  einer  Dingversammlung  durchzuführen  hatte,  aber  ohne  seine 
Verschuldung  zur  Klagestellung  unfähig  oder  am  Ding  nicht  an- 
wesend, und  auch  durch  nähere  Verwandte  hier  nicht  vertreten  ist. 
Endlich  wird  dem  Goden  noch  ganz  allgemein  gestattet,  für  seinen 
abwesenden  Dingmann  am  Ding  einen  Vergleich  abzuschließen,  und 
wird  ihm  sogar  eine  Klage  auf  Schadloshaltung  gegen  diesen  einge- 
räumt, wenn  er  nur  in  gutem  Glauben  und  mit  der  nötigen  Umsicht 
für  ihn  gehandelt  hat. 3)  Allerdings  ist  richtig,  daß  in  allen  diesen 
Fällen  die  Vertretung  des  Abwesenden  oder  zu  eigenem  Handeln 
Unfähigen  eventuell  auch  wohl  jedem  anderen  Volksgenossen  frei- 
gestellt wird,  wenn  der  Gode  seinerseits  nicht  für  seinen  Dingmann 
eintreten  kann  oder  will;  aber  immerhin  zeigt  die  Tatsache,  daß  das 
Recht  nach  Vorgang  der  Verwandtschaft  zuerst  vom  Goden,  und 

*)  StaÖarh  ölsbök,  322  353;  in  Konüngsbök,  101/178  fehlen  die  be- 
treffenden wohl  nur  zufällig,  wie  denn  auch  in  Konüngsbök,  94/169  12  und  1 70 9 
Referenzen  stehen,  die  hierher  zu  deuten  scheinen. 

2)  Konüngsbök,  107/182— 83;  StaÖarhölsbök, 335/363— 64. 

:1)  Konüngsbök,  77/124 — 25. 
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dann  erst  von  den  übrigen  Volksangehörigen  ein  Eingreifen  erwartet, 
deutlich  genug,  daß  man  den  Goden  ebensowohl  als  die  Blutsfreunde 
zu  diesem  Eingreifen  als  ganz  vorzugsweise  berufen  ansah.  In  den 
Geschichtsquellen  tritt  denn  auch  wirklich  die  gleiche  Anschauung 
oft  genug  zutage.  Sie  berichten  von  zahlreichen  Fällen,  in  welchen 
einzelne  Dingleute  sich  an  ihren  Goden  wenden,  wenn  sie  in  irgend 
einer  Angelegenheit  der  Hilfe  oder  des  Schutzes  bedürfen.  ])örölfr 
bsegifötr  z.  B.  geht  den  Snorri  goöi  in  einem  Streite  mit  seinem 
eigenen  Sohne,  dem  Goden  Arnkell,  um  Hilfe  an,  und  beruft  sich 
dabei  ausdrücklich  auf  seine  Verpflichtung,  diese  zu  gewähren ;  *)  bei 
demselben  Snorri  klagt  ferner  Ahr  Htli  wiederholt  über  Rechtsver- 
letzungen, welche  Ospakr  ihm  zugefügt,  und  nachdem  er  einen 
offenen  Raubanfall  erlitten  hat,  übernimmt  der  Gode  wirklich  die 
Verfolgung  der  Sache,  wie  wenn  sie  seine  eigene  wäre.2)  Die  Goden 
Höskuldr  und  Eilifr  nehmen  sich  um  ihren  Dingmann  pörarinn  an, 
als  dieser  von  dem  Norweger  Halldörr  verwundet  wird,  und  ver- 
langen für  ihn  Buße. 3)  Hcensnaftörir  fordert  von  Arngrimr  goöi 
Hilfe  gegen  Blundketill,  der  ihm  gewaltsam  Heu  abgenommen  hat, 
und  wendet  sich,  als  dieser  ihn  abweist,  an  Tüngu-Oddr,  als  den 
mächtigsten  Häuptling-  der  Gegend  (|)ar  sem  |3Ü  ert  forräösmaör 
heraösins)  mit  dem  gleichen  Gesuche,  der  dann  freilich,  der  schlechten 
Sache  wegen,  sich  auch  widerwillig  erweist. 4)  Als  Viga-Hrappr 
durch  seinen  Ubermut  und  seine  Gewalttätigkeit  lästig  wird,  wenden 
sich  dessen  Nachbarn  an  ihren  Goden  Höskuldr  um  Hilfe,  und  als 
jener  nach  seinem  Tode  als  Gespenst  umgeht,  ist  es  wieder  dieser, 
der  auf  Bitten  der  Bauern  Rat  schafft5)  u.  dgl.  m.  Es  entspricht 
dieser  Auffassung  des  zwischen  dem  Goden  und  seinen  Dingleuten 
bestehenden  Verhältnisses  vollkommen,  wenn  der  erstere  bei  der 
Übernahme  seiner  Würde  oder  bei  der  Aufnahme  neuer  Dingleute 
in  seinen  Verband  diesen  ausdrücklich  seinen  Schutz  (traust)  ver- 
sprach, wie  er  sich  umgekehrt  von  ihnen  ihren  Dienst  (liösinni)  zu- 
sichern ließ,  ft)  und  in  der  Tat  ließ  sich  bei  der  persönlichen  Natur 
der  vertragsweise  begründeten  Verbindung,  und  bei  der  Beschränkt- 
heit der  Verhältnisse  im  Lande  die  Grenze  zwischen  den  allgemeinen 
Interessen  und  denen  des  einzelnen  nicht  scharf  ziehen;  die  dem 
Goden  obliegende  Sorge  für  Recht  und  Frieden,  sowie  für  die  all- 

V)  Eyrbyggja,  31/55.  *)  ebenda,  57/106  und  59/109. 

3)  Heiöarviga  s.,  15/521  und  17/327—28. 

4)  Hrensnaporis  s.,  6/140 — 43.  5)  Laxdoela,  10/26  und  17/54. 
6)  Hrafnkels  s.  Freysgoöa,  S.  24. 
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gemeine  Wohlfahrt  mußte  vielmehr  ganz  naturgemäß  zugleich  als 
eine  Fürsorge  desselben  für  die  persönlichen  Rechte  und  Interessen 
seiner  einzelnen  Angehörigen  aufgefaßt  werden. 

Um  den  verschiedenartigen  ihm  obliegenden  Verpflichtungen 
genügen  zu  können,  wurden  dem  isländischen  Goden  ebenso  wie 
dem  norwegischen  Könige  und  dessen  Beamten  öftere  Rundrei  s  e  n 
in  seinem  Bezirke  nötig,  um  dessen  Zustände  erforschen  und  ordnen 
zu  können,  und  nicht  minder  hat  derselbe  öfters  Zusammenkünfte 
abzuhalten,  um  mit  seinen  Dingleuten  deren  Angelegenheiten  zu  be- 
raten und  zu  erledigen.  Ganz  abgesehen  von  den  Reisen,  welche 
der  Besuch  des  Frühlingsdings,  Alldings  und  Herbstdings  veranlaßt, 
sehen  wir  demgemäß  die  Goden  oft  genug  unterwegs,  und  wir  er- 
fahren auch,  daß  ihren  Dingleuten  die  Verpflichtung  oblag,  sie  ge- 
legentlich dieser  Reisen  zu  beherbergen  und  zu  bewirten ;  da  die  an- 
geseheneren Häuptlinge  nicht  ohne  ein  stattliches  Gefolge  zu  reisen 
pflegten,  konnte  diese  Verpflichtung,  zumal  in  ungünstigen  Jahren 
eine  sehr  drückende  werden,  wie  wir  denn  z.  B.  von  Guömundr  riki 
hören,  daß  er  mit  30  Männern  und  ebensovielen  Pferden  zu  reisen, 
und  bei  manchen  Bauern  bis  zu  sechs  Tagen  zu  Gast  zu  bleiben 
pflegte, J)  mit  einem  Gefolge  also,  wie  es  in  Norwegen  von  Rechts 
wegen  den  Bischöfen  zukam.  Ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  über 
irgend  eine  wichtigere  Angelegenheit  mit  den  Leuten  Rücksprache 
zu  nehmen,  so  benützt  der  Gode  allenfalls  einen  beliebigen  Anlaß, 
welcher  ohnehin  eine  größere  Zahl  angesehener  Bauern  zusammen- 
führt, um  dieselbe  zur  Sprache  zu  bringen,  wie  etwa  Einarr  [)veraemgr 
einmal  eine  vielbesuchte  Hochzeit  dazu  benützt,  um  die  Beilegung 
eines  im  Bezirke  ausgebrochenen  Zerwürfnisses  anzuregen, 2)  wobei 
er  „kvaö  haefa  jamnan,  at  fjölmenni  kaemi  saman,  at  nökkut  vaeri  J)at 
maelt,  er  |)a  vaeri  meö  nauösyn  til" ;  bietet  sich  dagegen  zufällig  keine 
derartige  Gelegenheit  dar,  so  beruft  der  Gode  auch  wohl  eigens  eine 
Versammlung,  und  die  Leute  sind  gehalten  seinem  Rufe  zu  folgen. 
Wir  hatten  bereits  früher  einiger  Versammlungen  zu  gedenken,  welche 
gegen  Ende  des  10.  Jahrhunderts  im  Nordlande  abgehalten  wurden, 
um  über  Maßregeln  zur  Abwehr  einer  schweren  Hungersnot  zu  be- 
raten; ein  paar  Jahre  später  hält  der  Gode  Ketill  Hölmsteinsson  mit 
seinem  Bruder  porleifr  im  Ostlande  eine  Versammlung  ab,  um  allen 
Verkehr  mit  dem  Missionär  Dankbrand  zu  verbieten.  3)    Wieder  etwas 

1)  Lj  ös  vetm'nga  s.,  6/132;  vgl.  7/136 — 37. 

2)  Vigaglüma,  20/58.  3)  Njala,  100/528—29. 
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später  veranlaßten  die  Bewohner  eines  anderen  ostländischen  Be- 
zirkes die  Abhaltung  einer  Versammlung,  um  den  Goden  I)orsteinn 
Siöuhallsson  mit  einem  seiner  Gegner  zu  versöhnen  ;J)  porsteinn 
aber  erklärt  sich  zwar  gerne  bereit  hier  über  die  „heraösstjörn"  zu 
verhandeln,  wie  dies  auch  hinterher  geschieht,  will  jedoch  auf  einen 
Versöhnungsversuch  sich  in  keiner  Weise  einlassen.  Noch  in  der 
Sturlüngenzeit  werden  derartige  Versammlungen  sehr  häufig  gehalten, 
aber  allerdings  ist  es  schwer,  dieselben  von  Zusammenkünften  ganz 
anderer  Art  zu  unterscheiden,  und  zwar  zunächst  schon  darum,  weil 
der  Sprachgebrauch  unserer  Quellen  kein  genügend  präziser  ist. 
Der  Ausdruck  Jung  zwar  wird  bei  einigermaßen  genauer  Sprech- 
weise nur  für  die  großen  Versammlungen  verwendet,  welche  aus  der 
)nngsökn,  dem  fjöröüngr  oder  dem  Gesamtstaate  hervorgehen,  also 
für  das  väijjmg  und  haustjnng,  das  aljnng  und  das  fjöröüngslnng, 
soweit  ein  solches  vorkam;  nur  bei  ungenauerer  Ausdrucksweise  wird 
allenfalls  von  einem  hesta])mg  gesprochen,  2)  in  demselben  Sinne  in 
welchem  man  sonst  wohl  die  Ausdrücke  hestavig  oder  hestaat 
braucht,  d.  h.  zur  Bezeichnung  einer  Pferdehetze,  oder  wird,  allerdings 
in  getragener  und  zugleich  halbwegs  versteckter  Redeweise  als  väpna- 
]nng  die  kämpfliche  Begegnung  bezeichnet, 3)  oder  bezeichnet  der 
Ausdruck  [)ing  eine  Versammlung  aufständischer  Bauern  in  Caithnes 
in  Schottland,  4)  oder  auf  Island  selbst  eine  Versammlung,  an  welcher 
über  einen  Vergleichsabschluß  verhandelt  werden  soll,  und  welche 
darum  auch  als  sättarfundr  bezeichnet  wird,  5)  als  Jung  wird  ferner 
allenfalls  auch  hin  und  wieder  eine  Kirchenversammlung  bezeichnet, 
wie  z.  B.  das  allgemeine  Konzil  zu  Lyon  vom  Jahre  1274,  6)  das  an 
der  ersten  der  angeführten  Stellen  auch  als  „generale  concilium"  be- 
zeichnet wird,  während  andermale  für  eine  solche  Synode  die  Be- 
zeichnung biskupajnng  gebraucht  wird,  7)  die  hinwiederum  auch  für 
eine  bloße  Provinzialsynode  gebraucht  werden  mag,  wie  für  das  im 
Jahre  1280  zu  Björgvin  gehaltene,  das  abwechselnd  als  biskupajnng 


*)  porsteins  s.  Si'Öuhallssonar,  5/*1« 

2)  z.  B.  Vfgaglüma,  13/38—39  und  18/51  —  52;  Ljösvetninga  s.,  13/156; 
Svarfdcela,  23/176—77;  Vatnsdoela,  27/43;  Flöamanna  s.,  19/140;  Njala, 
59/273.  3)  Njala,  91/469- 

4)  Flbk.  II,  453/529  (Orkneyi'nga  ]).). 

5J  Bjarnar  s.  H 1 1  d  oe  1  a  k  a  p  p  a ,  S.  58,  vgl.  S.  56. 

(i)  Ärna  bps.  s.,  14/697 — 98;  Laurentius  bps.  s.,  3/792;  Annälar, 
a.  1274. 

7)  Karlamagnüss  s.,  X,  3/547. 
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und  [nng  sich  bezeichnet,  l)  in  der  Zeit  der  Königsherrschaft  aber 
wird  selbst  von  einem  hreppstj Grabing  gesprochen,  2)  und  der  Aus- 
druck somit  unbedenklich  auch  auf  Gemeindeversammlungen  ange- 
wendet u.  dgl.  m.  Aber  wenn  zwar  dieser  ungenaue  Gebrauch  des 
Wortes  ]ring  in  den  älteren  Quellen  regelmäßig  vermieden  wird,  so 
werden  doch"  allgemeinere  Bezeichnungen,  wie  etwa  fundr,  m  a  n  n  a- 
fundr,  möt  oder  mannamöt,  für  Versammlungen  der  ver- 
schiedensten Art  gebraucht,  wie  denn  z.  B.  für  das  Herbstding  die 
Bezeichnung  als  leiömöt  ebensogut  gebraucht  werden  kann  ;])  wie  die 
Bezeichnung  leiö, 4)  während  doch  diese  Versammlung  ausdrücklich 
zu  den  drei  skap]ung  gezählt  wird, 5)  und  in  der  königlichen  Zeit 
auch  geradezu  leiöarjmig  genannt  werden  mag,0)  oder  als  fundr  eine 
Zusammenkunft  bezeichnet  werden  mag,  an  welcher  „um  hreppaskil 
ok  ömegöir  manna"  verhandelt  wird,  7)  und  welche  sich  damit  deut- 
lich als  eine  Gemeindeversammlung  zu  erkennen  gibt.  Selbst  von 
Versammlungen,  bei  welchen  es  lediglich  auf  gemeinsame  Spiele 
abgesehen  ist,  mag  der  Ausdruck  leikmöt  gebraucht  werden,  s)  und 
um  so  viel  leichter  noch  von  Vergleichstagen  u.  dgl.  m. ;  selbst  die 
hin  und  wieder  gebrauchte  Bezeichnung  lögmöt  oder  lögfundr  y)  läßt 
uns  zweifelhaft,  welche  Art  von  Versammlungen  damit  gemeint  sein 
wollen,  da  Zusammenkünfte  der  verschiedensten  Art  einen  legalen 
Charakter  hatten.  Abgesehen  aber  von  diesem  Schwanken  der 
Terminologie  tragen  die  von  den  Goden  veranstalteten  Versamm- 
lungen auch  sachlich  keinen  fest  geregelten  und  abgeschlossenen 
Charakter.  Sie  werden  nur  je  nach  Bedarf  berufen,  und  haben  so- 
mit auch  keine  bestimmt  abgegrenzte  Kompetenz;  die  in  ihnen  be- 
handelten Geschäfte  können,  wie  bereits  bemerkt,  auch  in  Versamm- 
lungen behandelt  werden,  die  zu  ganz  anderen  Zwecken  zusammen- 
getreten waren,  und  überdies  bringt  das  vermischte  Wohnen  der 
Dingleute  verschiedener  Goden  mit  sich,  daß  an  denselben  je  nach 
Umständen  auch  wohl  mehrere  Häuptlinge  mit  ihren  Angehörigen 


1)  Fi  mir  Jönsson,  Hist.  eccl.  Isl.  I,  S.  456  und  4^7. 

2)  Jönsbok,  Framfoerzlub.  12. 

:i)  z.  B.  Ljösvetninga  s.,  2/1 19;  Vatnsdoela,  45/75;  Njala,  109/564. 
i)  Während  Konüngsbök,  2/10  liest:  a  hingom  eöa  leiÖom,  steht  AM.  173 
C,  5/280:  ä  bingum  eöa  leiömötum. 

5)  Konüngsbök,  82/140;  Staöarhölsbök,  245/277. 
ö)  z.  B.  Jönsbök,  Jnngsf.  b.,  7-  7)  Lj  ös  vetm'nga  s.,  6/133. 

8)  Vatnsdoela,  27/43;  Eigla,  40/77;  vgl.  Svarfdoela,  9/133. 
°)  Vatnsdoela,  27/43;  37/60. 
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sich  zugleich  beteiligen ;  endlich  ist  auch  die  Bedeutung  der  hier  ge- 
pflogenen Verhandlungen  und  gefaßten  Beschlüsse  eine  keineswegs 
ein  für  allemal  feststehende,  da  dieselbe  je  nach  dem  Ansehen,  dessen 
der  einzelne  Gode  genoß,  und  auch  wohl  je  nach  der  Zahl  und  der 
Bedeutung  der  Leute,  die  sich  bei  der  Versammlung  einfanden,  sehr 
erheblich  wechseln  konnte. 

Der  im  Bisherigen  geschilderten  Kompetenz  der  Goden  ent- 
sprachen selbstverständlich  bestimmte  Rechte  derselben 
gegenüber  ihren  Dingleuten.  Norwegische  Rechtsbücher 
sprechen  den  Satz  aus:1)  „konüngr  skal  räöa  boöi  ok  banni",  und 
wenn  zwar  dabei  in  erster  Linie  an  das  Heeresaufgebot  gedacht  wird, 
so  verwenden  sie  hinterher  die  Bezeichnung  „bann"  doch  auch  für 
das  Verbot  des  Handels  und  der  Schiffahrt,  gleichviel  ob  dasselbe 
vom  Könige  oder  von  anderen  Gewalthabern  ausgehe,  2)  also  in  dem- 
selben Sinne,  in  welchem  auch  der  Ausdruck  „farbann"  gebraucht 
wird.  Auch  die  Geschichtsquellen  brauchen  den  Ausdruck  bann  für 
das  Verbotsrecht  der  norwegischen  oder  dänischen  Herrscher,  und 
zwar  nicht  nur  in  der  Richtung  auf  Verkehrs-  und  Handelsverbote;3) 
sie  lassen  z.  B.  einmal  in  einer  Gerichtsverhandlung  die  Richter  an- 
fragen, ob  der  König  die  Erhebung  von  Beweismitteln  nicht  ver- 
wehre, und  K.  Einkr  erwidert,  „at  hann  mundi  hvärtki  ])ar  til  leggja 
lof  ne  bann",  4)  und  sie  lassen  ein  andermal  den  Eirikr  jarl  Häkonar- 
son,  nachdem  er  von  dem  beabsichtigen  Zweikampfe  des  Gunnlaugr 
ormstünga  und  des  Skäld-Hrafn  Kenntnis  erlangt  hat,  erklären  „at 
hann  legöi  bann  fyri,  at  ])eir  beröist  J)ar  i  hans  riki". 5)  Die  alliti- 
rierende  Formel  „boö  ok  bann"  scheint  auf  einheimischen  Ursprung 
zu  weisen,  obwohl  das  Wort  Bann,  welches  auch  im  Altschwedi- 
schen der  kirchlichen  wie  der  weltlichen  Sprache  eigen  ist,  allen- 
falls auch  aus  kirchlichem  Einflüsse  erklärt  werden  könnte,  gleich- 
viel übrigens,  ob  der  Kirche  selbst  das  Wort  aus  germanischer  oder 
anderweitiger  Quelle  zugegangen  sei.  Es  ist  wohl  nur  ein  Spiel 
des  Zufalls,  wenn  auf  Island  der  Ausdruck  zunächst  nur  in  Bezug 
auf  Verbote  des  Schiffs-  und  Handelsverkehres6)  gebraucht  wird; 
oder  in  einer  Weise  gebraucht  wird,  welche  zweifelhaft  läßt,  ob  dessen 

1)  GJ)L.  295;  FrJ)L.  VII,  I,  Lands!.,  Landvarnarb.  I  usw. 

2)  GJ)L.  313;  Fr|)L.  VII,  27;  Lands!.,  Kaupab.  25  usw. 

3)  z.  B.  Heimskr.  Olafs  s.  helga,  156/416;  vgl.  59/265. 

4)  Eigla,  57/125.  5)  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  12/265. 
6)Njala,    100/528 — 29;   GuÖmundar   bps.   s.,   53/490   und  Sturlünga, 
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Gebrauch  ein  technischer  sei,  wie  etwa,  wenn  die  Rechtsbücher  ver- 
bieten „at  leggja  net  um  |>vera  ä,  ok  banna  fiskför",  !)  oder  wenn 
in  Geschichtsqucllen  berichtet  wird,  daß  Snorri  goöi  den  Angriff  auf 
gewisse  Leute  „banna"  zu  wollen  erklärte,2)  oder  daß  Halldörr  llluga- 
son  einer  Dienstmagd  „bannaöi",  ihre  Füße  an  einem  bestimmten 
Flecke  Lands  zu  putzen,  wo  ein  alter  Christ  begraben  lag,  8)  oder 
wenn  in  einem  mythischen  Stücke  erzählt  wird,  daß  die  Lappen 
„vildu  banna  yfirför"  dem  Norr  ])orrason  und  seinen  Genossen  '  )  u. 
dgl.  m.,  der  Sache  nach  stand  jedenfalls  dem  isländischen  Goden 
ganz  dasselbe  allgemeine  Recht  des  Gebotes  und  Verbotes  zu,  wie 
dem  norwegischen  Könige.  Nur  hierauf  kann  es  sich  beziehen,  wenn 
gesagt  wird,  5)  daß  die  Untergebenen  eines  Lläuptlings  sollten  „vera 
skyldir  hofgoöa  til  allra  feröa,  sem  nü  eru  [jingmenn  höföingjum", 
oder  daß  dieselben  ihrem  Goden  beim  Anschlüsse  an  seinen  Ding- 
verband „at  heita  sinu  liösinni"  verpflichtet  waren. 6)  Die  Rechts- 
bücher selbst  räumen  dem  Goden  in  gewissem  Umfange  das  Recht 
ein,  seine  Angehörigen  zur  Dingfahrt  aufzubieten.  Auf  eine  am 
Frühlingsdinge  von  ihm  erlassene  Aufforderung  hin  muß  ihm  der 
neunte  Teil  seiner  Dingleute  zum  Alldinge  folgen,  und  werden  durch 
gütliche  Ubereinkunft,  oder  nötigenfalls  durch  das  Los  diejenigen 
bestimmt,  welche  auszuziehen  haben;7)  außerdem  darf  er  aber  auch 
verlangen,  daß  seine  Dingleute  am  Allding  sich  zu  ihm  halten,  und 
in  seiner  Dingbude  wohnen,  in  welcher  er  andererseits  verpflichtet 
ist,  ihnen  Aufnahme  zu  gewähren. 8)  So  sehen  wir  denn  auch  den 
Hrafnkell  Freysgoöi  einmal  seine  Dingleute  zu  seiner  Begleitung  auf- 
bieten, und  infolgedessen  mit  70  Mann  am  Allding  einreiten ; ö)  wir 
sehen  andererseits  auch  den  [)orsteinn  jDorskabftr  seine  Dingleute 
aufbieten,  um  das  I)örsness]nng  gegen  eine  drohende  Entheiligung 
seiner  Dingstätte  zu  verteidigen10)  u.  dgl.  m.  Es  mag  eine  seltene 
und  ungern  gesehene  Ausnahme  gewesen  sein,  wenn  ein  einzelner 
hochfahrender  Mann,  wie  dies  dem  Järnskeggi  Einarsson  in  Bezug  auf 
das  Vöölujnng  vorgeworfen  wird, n)  sich  nach  Art  der  Könige  und 


1)  Konüngsbök,  208/123;  StaÖarhölsbök,  438/510;  vgl.  Gb  L.  85. 

2)  Laxdoela,  59/256 — 58. 

3)  FMS.  I,  128/254.  4)  Flbk.  I,  176/219  (Fundinn  Noregs). 
5)  Eyrbyggja,  4/6. 

6J  Hrafnkels  s.  FreysgoÖa,  S.  24. 

7)  Konüngsbök,  59/107.  8)  ebenda,  23/44  und  45. 

9j  Hrafnkels  s.  FreysgoÖa,  S.  II. 

l0)  Fyrbyggja,  9/10.  n)  Bandamanna  s.,  S.  34. 
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Jarle  am  Ding  eine  Fahne  vortragen  läßt;  aber  so  viel  wenigstens 
ist  allgemeine  Regel,  daß  alle  mächtigeren  Goden  stets  mit  einer 
zahlreichen  und  wohlausgerüsteten  Begleitung  zum  Ding  zu  reiten 
pflegten.  Auf  die  Dingfahrt  beschränkt  sich  dabei  das  Aufgebots- 
recht der  Goden  nicht.  Den  Säm  sehen  wir  einmal  seine  Dingleute 
sammeln,  um  einen  Rachezug  gegen  Hrafnkell  zu  unternehmen,  und 
den  letzteren  noch  rascher  eine  Schar  von  70  Mann  zusammenbringen, 
mit  welchen  er  jenen  überrascht,  und  bezwingt,  ehe  er  noch  seine 
Leute  zusammenbringt. J)  Die  Geschichtsquellen  bieten  Belege  der- 
artiger Aufgebote  in  Menge,  und  zumal  in  der  Sturlüngenzeit  sehen 
wir  oft  genug  ganze  Scharen  von  Bewaffneten  zu  Heerzügen  auf- 
geboten, und  ganze  Feldschlachten  mit  Hilfe  derselben  geschlagen; 
allerdings  wird  dabei  zumeist  nicht  hervorgehoben,  daß  die  Aufge- 
botenen Dingleute  des  aufbietenden  Häuptlings  gewesen  seien,  und 
in  dieser  späteren  Zeit  mag  es  ja  auch  oft  genug  geschehen  sein, 
daß  verschiedene  Goden  mit  ihrem  Aufgebote  sich  zu  einer  gemein- 
samen Unternehmung  vereinigten.  Unzweifelhaft  mußte  sich  ferner 
der  Dingmann  von  seinem  Goden  zu  allen  denjenigen  Verrichtungen 
verwenden  lassen,  zu  welchen  dieser  am  Ding  seine  eigenen  Ding- 
leute heranzuziehen  hatte,  also  z.  B.  als  Beisitzer  in  der  lögretta,  als 
Richter  in  den  Dinggerichten,  als  Mitglieder  einer  Zwölferjury  oder 
als  Gerichtsschützer;  das  Recht  bedrohte  denjenigen  mit  Strafen,  der 
sich  diesen  Verpflichtungen  zu  entziehen  suchte,  sorgte  aber  anderer- 
seits auch  dafür,  daß  dem  Goden  für  den  Fall,  daß  die  ausgedehnten 
Rekusationsrechte  der  Parteien  ihn  in  Verlegenheit  brachten,  durch 
seine  samjringisgoöar  Aushilfe  geleistet  werde.  Auch  war  durch  das 
Gesetz  dafür  gesorgt,  daß  der  einzelne  Dingmann  seinem  Goden  in 
dieser  Beziehung  keine  Ungelegenheit  bereiten  konnte.  Während 
nämlich  der  Dingmann,  wie  oben  bereits  des  näheren  ausgeführt 
wurde,  an  und  für  sich  jederzeit  berechtigt  war  aus  dem  Verbände 
mit  seinem  Goden  auszuscheiden,  war  derselbe  doch  für  den  Fall 
mit  einer  Geldbuße  bedroht,  da  er  dem  Goden  darum  aufsagte,  weil 
er  von  ihm  wegen  irgend  einer  Verletzung  seiner  Pflichten  in  Strafe 
genommen  worden  war,  2)  und  nach  der  Angabe  einer  unserer  ge- 
schichtlichen Quellen  scheint  sogar  ein  noch  weit  schärferes  Vor- 
gehen in  der  Befugnis  des  Goden  gelegen  zu  sein.  Wir  hören  ein- 
mal, 3)  wie  f)orsteinn  Siöuhallsson  einen  seiner  Dingleute,  der  sich 


Hrafnkels  s.  FreysgoÖa,  S.  28.  2)  Konüngsbok,  23/45  un<^ 

59/105.  3)  ^orsteins  }j.  SfÖuhallssonar ,  3/6. 
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schwer  gegen  ihn  vergangen  hatte,  am  varjunge  die  Weisung  erteilte, 
binnen  gesetzter  Frist  seinen  Hof  zu  verlassen,  und  einen  bestimmten 
anderen  Hof  zu  bezichen,  widrigenfalls  er  gewaltsam  fortgeschafft 
werden  würde,  und  wie  derselbe  ihm  zugleich  die  Entfernung  aus  der 
Gegend  mit  der  Androhung  untersagt,  daß  er  andernfalls  ein  Verbot 
gegen  seine'  Aufnahme  erlassen  werde  (vcrja  innihöfn).  Nun  ist 
zwar  allerdings  schwer  zu  sagen,  wieweit  in  diesem  Falle  die  recht- 
liche Befugnis  des  Goden  reichte,  und  wieweit  etwa  nur  ein  Ausfluß 
seiner  tatsächlichen  Macht  vorlag,  der  nur  wegen  des  verwerflichen 
Benehmens  des  Dingmannes  entschuldigt  und  ermöglicht  wurde; 
aber  doch  ist  klar,  daß  die  Erlassung  eines  Protestes  gegen  die  Auf- 
nahme eines  flüchtigen  Dingmannes  wenigstens  unter  Umständen 
dem  Goden  ebensogut  zustehen  mußte,  wie  die  Erlassung  eines 
solchen  gegen  die  Aufnahme  flüchtiger  Sklaven,  Schuldknechte  oder 
Priester,  dann  gegen  die  Aufnahme  von  Eheweibern,  welche  ihren 
Männern  davonliefen,  den  betreffenden  Privatleuten  gestattet  war. 
Weiter  noch  als  diese  dem  Goden  rechtlich  zustehende  Befugnis 
mußte  übrigens  die  tatsächliche  Macht  desselben  reichen,  welche  jede 
Auflehnung  gegen  denselben  zu  einer  sehr  gefährlichen  Sache  machen 
konnte ;  aber  in  dieser  Beziehung  kam  selbstverständlich  alles  auf  die 
Persönlichkeit  der  Beteiligten  und  auf  die  Umstände  des  einzelnen 
Falles  an.  Die  Söhne  des  I)jösti,  selbst  Besitzer  eines  Godordes, 
raten  einmal  dem  Säm,  dem  sie  den  Sieg  über  den  Goden  Hrafn- 
kell  verschafft  haben,  er  möge  sich  seinen  neugewonnenen  Ding- 
leuten freundlich,  freigebig  und  hilfreich  erweisen,  wo  immer  sie 
seiner  bedürften,  indem  er  solchenfalls  auf  deren  bereitwilligen  Dienst 
zählen  könne, ])  und  damit  ist  in  der  Tat  der  entscheidende  Punkt 
richtig  hervorgehoben.  Läßt  es  ein  Gode  an  der  nötigen  Energie 
in  der  Vertretung  seiner  Dingleute  fehlen,  wie  dies  z.  B.  Geitir 
Lytingsson  dem  Broddhelgi  gegenüber  tut,  so  steht  ihm  nicht  nur 
der  Abfall  zahlreicher  Anhänger  und  deren  Übergang  zu  einem  mäch- 
tigeren oder  schneidigeren  Nachbarn  in  Aussicht,  sondern  es  drohen 
ihm  allenfalls  sogar  die  Treugebliebenen  mit  ihrem  Wegzug  aus  der 
Gegend  für  den  Fall,  daß  er  nicht  kräftiger  auftrete.  2)  Umgekehrt 
mag  ein  rücksichtslos  gewalttätiger  Gode,  wie  etwa  porbjörn  pjööreksson 
im  Isafjörör  oder  Hrafnkell  Freysgoöi  im  Ostlande,  bis  an  die  äußerste 
Grenze  der  Willkür  und  des  Übermutes  vorgehen,  bis  endlich  einmal 
das  Übermaß  seiner  Eigenmächtigkeit  einen  entschlossenen  Mann 


l)  Hrafnkels  s.  FreysgoÖa,  S.  23—24. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates. 


2)  VäpnfirÖinga  s.,  S.  19. 
17 
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zum  Widerstände  treibt,  welcher  dann  durch  die  eigene  Tatkraft 
oder  auch  durch  den  Schutz,  den  er  bei  angesehenen  Häuptlingen 
findet,  den  Tyrannen  zu  stürzen  vermag.  Doch  hielten  im  ganzen 
die  Godenhäuser  fest  zusammen,  wenn  es  galt  einer  Erhebung  ge- 
ringerer Leute  gegen  einen  aus  ihrer  Mitte  entgegenzutreten,  und 
bietet  hierfür  die  Sturlünga  einen  recht  charakteristischen  Beleg. 1) 
Um  das  Jahr  1 185  war  der  Gode  Einarr  porgilsson  von  dem  Sohne 
eines  kleinen  Bauern  schwer  verwundet  worden,  und  schließlich  an 
der  Wunde  gestorben ;  als  nun  der  mächtige  Jon  Loptsson  von  Oddi 
um  seine  Unterstützung  für  die  zu  erhebende  Blutklage  angegangen 
wird,  erklärt  er,  daß  er  zwar  kein  Freund  des  Erschlagenen  gewesen 
sei,  daß  man  aber  doch  nicht  angehen  lassen  könne,  daß  geringe 
Leute  angesehene  Häuptlinge  zu  Falle  bringen.  Er  verspricht  aus 
diesem  Grunde  die  gewünschte  Hilfe ;  aber  freilich  steht  ein  anderer 
Gode,  Ari  hinn  sterki,  in  derselben  Sache  auf  Seiten  der  Beklagten. 

Zum  Schlüsse  ist  noch  der  Einkünfte  zu  gedenken,  welche 
das  Godord  seinem  Inhaber  abwarf.  Im  Heidentume  war  unter  diesen 
der  Tempelzoll  (hoftollr)  in  erster  Linie  gestanden,  welchen  die 
Angehörigen  eines  jeden  Godordes  seinem  Inhaber  zu  entrichten 
hatten.  Snorri  hat  doch  wohl  ihn  im  Auge,  wenn  er  bereits  in 
Schweden  dem  Oöinn  eine  Steuer  als  Gegenleistung  für  den  von 
ihm  geleiteten  Opferdienst  entrichten  läßt,  und  zwar  „pennmg  fyrir 
nef  hvert";-)  wenn  dann  wiederum  von  „nefgildisskattar"  die  Rede 
ist,  welche  K.  Haraldr  härfagri  in  seinem  Reiche  auferlegt  habe,  3) 
und  wenn  auch  der  heil.  Olafr  von  Island  als  Schätzung  „nefgildi" 
fordert,  „penning  fyrir  nef  hvert,  Jiann  er  10  vaeri  fyrir  alin  vaö- 
mäls";4)  wenn  ferner  auch  die  biskupsreiöa,  welche  eben  dieser 
König  auferlegte,  im  Gulafimge  „sertog  firi  40  nef  ja"  betrug,5)  so 
werden  wir  kaum  fehlgehen,  wenn  wir  annehmen,  daß  auch  der  is- 
ländische Tempelzoll  als  eine  Kopfsteuer  aufgelegt  war.  In  der  christ- 
lichen Zeit  konnte  derselbe  natürlich  nicht  in  der  früheren  Weise 
forterhoben  werden,  und  wir  haben  weder  zu  der  Annahme,  daß  er 
in  dem  späteren  ])fngfararkaup, 6)  noch  zu  der  anderen  Annahme 
einen  Grund, 7)  daß  er  in  jenen  „tollar"  erhalten  gewesen  sei,  welche 

Sturlünga,  VII,  3/196. 
2)  Ynglfnga  s.,  8/9.  3)  Fagrsk.  32/20. 

A)  H  eims  kr.  Olafs  s.  helga,  146/391. 
5)  GI>L.  9.  ß)  [vgl.  oben  S.  207,  Anm.  4.] 

~')  So  meine:  Geschichte  der  Bekehrung  des  norwegischen  Stammes  zurr. 
Christentume,  Bd.  II,  S.  460,  Anm.  62. 
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nach  einer  vereinzelten  Angabc  Jj  auf  Island  zugunsten  des  Klerus 
und  zumal  der  Bischöfe  erhoben  worden  sein  sollen,  ehe  noch  die 
Zehntlast  daselbst  eingeführt  worden  war.  Es  scheint  vielmehr,  daß 
infolge  des  Glaubenswechsels  der  Tempelzoll  einfach  weggefallen 
sei,  und  die  Geschichtsquellen  deuten  sogar  an,  2)  daß  gerade  dessen 
Nichtentrichtung  das  erste  Stück  des  Christentumes  gewesen  ist, 
welches  sich  der  gemeine  Mann  auf  der  Insel  aneignete;  da  dem 
Goden  als  Gegenleistung  für  den  Bezug  der  Steuer  die  Verpflichtung 
oblag,  den  Tempel  instand  zu  halten  und  die  Kosten  des  Opfer- 
dienstes zu  bestreiten, 8)  mag  in  der  Tat  von  dessen  Ertrag  dem 
Goden  nicht  viel  übrig  geblieben,  ja  vielmehr  ein  erheblicher  Zu- 
schuß aus  seinem  eigenen  Vermögen  erforderlich  gewesen  sein,  wenn 
er  Tempel  und  Opfer  in  hinreichend  stattlicher  Weise  besorgen  wollte, 
und  mag  der  Gode  trotz  des  Wegfallens  des  Tempelzolles  bei  dem 
Glaubenswechsel  immerhin  noch  ein  gutes  Geschäft  gemacht  haben, 
da  Tempel  und  Opferdienst  auch  ihrerseits  in  Wegfall  kamen.  Weiter- 
hin bezog  der  Gode,  und  zwar  in  der  späteren  Zeit  ebensogut  wie 
in  der  älteren,  sein  Inngfararkaup,  von  welcher  Abgabe  oben 
schon  das  Nötige  bemerkt  wurde;  hier  mag  demnach  nur  noch  be- 
merkt werden,  daß  auch  sie  dem  Goden  keineswegs  einen  reichen 
Ertrag  abgeworfen  haben  kann.  Daß  der  Betrag  der  Dingsteuer  für 
die  verschiedenen  Godorde  in  verschiedener  Weise  bestimmt  war,  4) 
ist  schon  früher  bemerkt  worden,  und  es  ist  hiernach  ein  vergeb- 
liches Bemühen,  deren  Höhe  feststellen  zu  wollen ;  höchstens  könnte 
man  etwas  aus  der  Tatsache,  daß  in  Bezug  auf  das  vär]nng  einmal 
der  Betrag  einer  halben  Unze,  also  von  drei  Ellen  vaömäl,  als  fung- 
fararkaup  erwähnt  wird,  5)  oder  aus  dem  anderen  Umstände,  daß  das 
[ungfararkaup  in  der  Jönsbök  auf  zehn  Ellen  gesetzt  ist, 6)  einen 
Schluß  auf  dessen  ungefähre  Höhe  zu  ziehen  sich  versucht  sehen. 
Schon  der  zwischen  beiden  Ziffern  bestehende  Abstand  läßt  inzwischen 
die  geringe  Verlässigkeit  eines  derartigen  Schlusses  erkennen;  da- 
gegen läßt  sich  mit  ziemlicher  Sicherheit  dartun,  daß  auch  die  Ding- 
steuer für  den  Goden  nur  eine  sehr  wenig  ergiebige  Einnahmequelle 
war.    Wir  haben  gesehen,  daß  sich  die  Gesamtheit  der  dingsteuer- 

1)  Isleifs  b.,  S.  55;  Flbk.  II,  no/142. 

2)  Kristni  s.,  2/6;  Torvalds  b.  vi'öförla,  4/43;  Väpnfiröinga  s., 
S.  10— 11. 

3)  Eyrbyggja,  4/6;  Kjalnesi'nga  s.,  2/403—4. 

4)  Konüngsbök,  23/44.  5)  ebenda,  59/106—7. 
6)  |>egnskylda,  l. 

17* 


2ÖO 


Abschnitt  II.    Die  Häuptlinge. 


Pflichtigen  Bauern  auf  der  Insel  zu  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  nur 
auf  etwa  4500  belief,  und  von  dieser  geringen  Zahl  gingen  noch  über- 
dies alle  diejenigen  ab,  welche  im  betreffenden  Jahre  das  Allding 
selbst  besuchten,  oder  durch  einen  gehörig  qualifizierten  Vertreter 
beschickten;  was  hiernach  an  Zahlpflichtigen  übrig  blieb,  verteilte 
sich  sodann  unter  die  sämtlichen  Goden  des  ganzen  Landes.  Dazu 
kommt,  daß  auch  hier  wieder  der  Einnahme  des  Goden  eine  nicht 
unbeträchtliche  Ausgabe  gegenüberstand,  soferne  derselbe  den  am 
Ding  erscheinenden  Bauern  ihr  [nngfararkaup  zu  bezahlen,  und  über- 
dies dieselbe  bei  sich  in  seiner  Dingbude  zu  beherbergen  hatte ;  be- 
rücksichtigt man,  daß  im  politischen  Interesse  des  Goden  ein  mög- 
lichst zahlreiches  Erscheinen  seiner  Dingleute  lag,  und  daß  es  für 
ihn  als  eine  Ehrenpflicht  galt,  diesen  gegenüber  stets  flott  und  frei- 
gebig aufzutreten,  so  begreift  sich  leicht,  daß  die  durch  die  Ding- 
fahrt veranlaßten  Lasten  sehr  wohl  den  Ertrag  der  Dingsteuer  ganz 
oder  doch  nahezu  ganz  aufzehren  konnten.  Wiederum  fielen  dem 
Goden  gewisse  Gerichtsfälle,  sowie  gewisse  Sportein  für 
Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zu,  welche  derselbe 
vorzunehmen  hatte.  In  der  letzteren  Beziehung  wird  uns  beispiels- 
weise berichtet, *)  daß  der  Gode  von  jedem  Freigelassenen  eine  Ge- 
bühr bezog,  den  er  in  den  Rechtsverband  einführte;  freilich  betrug 
derselbe  nur  einen  Pfennig,  deren  80  auf  die  Mark  gingen,  und  über- 
dies waren  die  Freilassungen  jedenfalls  nicht  häufig  genug,  um  diese 
Gebühr  zu  einer  ausgiebigen  Nahrungsquelle  werden  zu  lassen,  aber 
wir  werden  dafür  wohl  annehmen  dürfen,  daß  auch  in  anderen  Fällen 
ähnliche  Sportein  angefallen  sein  werden,  wenn  auch  die  Quellen 
nur  dieses  einen  Falles  Erwähnung  tun.  In  der  ersteren  Beziehung 
kommen  dagegen  einmal  die  Bußzahlungen  in  Betracht,  welche  der 
Gode  für  allerlei  Verstöße  einzutreiben  befugt  war,  welche  entweder 
gegen  die  allgemeine  Rechtsordnung,  oder  auch  speziell  gegen  sein 
eigenes  Recht  begangen  worden  waren ;  sodann  aber  sind  auch  die- 
jenigen Erträgnisse  unter  diesen  Gesichtspunkt  zu  stellen,  welche 
die  Verhängung  der  Landesverweisung  oder  Acht  dem  Goden'  ab- 
warf. Im  Falle  einer  Landesverweisung  ist  nämlich  am  feränsdömr 
an  den  Goden,  welcher  denselben  abhält,  von  dem  Verwiesenen  eine 
Mark  zu  entrichten,  welche  als  fjörbaugr,  d.  h.  Lebensbuße,  und  von 
welcher  eine  einzelne  Unze  als  alaösfestr,  d.  h.  Ernährenssicherung 


l)  Konüngsbök,,  112/192;  S  t  aÖ  a  r  h  ö  1  s  b  ö  k ,  161/190. 
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bezeichnet  wurde;1)  wurde  diese  Zahlung  nicht  erlegt,  so  verwandelt 
sich  die  Landesverweisung  in  die  Acht.'2)  Reichte  ferner  cjas  Ver- 
mögen des  Schuldigen  zur  völligen  Befriedigung  seiner  Gläubiger 
hin,  und  ergab  sich  noch  ein  Überschuß,  so  wurde  am  feränsddmr, 
gleichviel  ob  es  sich  um  Acht  oder  Landesverweisung  handelte,  aus 
diesem  Überschusse  dem  Goden,  welcher  das  Gericht  hielt,  eine  Kuh 
oder  ein  vierjähriger  Ochs  zuerkannt,  3)  wofür  derselbe  freilich,  wenn 
Landesverweisung  in  Frage  steht,  seinen  oben  erwähnten  Anspruch 
auf  den  fjörbaugr  verliert.  Indessen  konnten  doch  auch  die  Gerichts- 
gefälle für  den  Goden  keine  recht  ausgiebige  Einnahmsquelle  bilden. 
Am  Exekutionsgericht  ergab  sich  doch  wohl  zumeist  kein  für  ihn 
verfügbarer  Überschuß,  da  die  meisten  Verurteilten  arm,  und  auch 
die  vermöglicheren  unter  ihnen  meistenteils  in  der  Lage  gewesen 
sein  werden,  durch  Übertragung  ihres  Besitzes  in  fremde  Hand 4) 
oder  durch  rechtzeitiges  Verbringen  desselben  ins  Ausland 5)  dem 
Gegner  wie  dem  Goden  das  Nachsehen  zu  lassen;  zudem  war  der 
Gode  des  Schuldigen,  welcher  doch  regelmäßig  das  Gericht  zu  halten 
und  die  Gebühr  zu  beziehen  hatte,  doch  wohl  in  den  meisten  Fällen 
ehrenthalber  genötigt,  zugunsten  seines  unglücklichen  Dingmannes 
oder  seiner  Familie  auf  den  ihm  zukommenden  Bezug  zu  verzichten, 
selbst  wenn  ein  solcher  für  ihn  zur  Verfügung  stand.  Mit  den  Buß- 
beträgen aber,  welche  der  Gode  einzuklagen  berechtigt  war,  wird 
es  gutenteils  nicht  besser  gestanden  sein.  Wenn  das  Gesetz  selbst, 
wie  wir  gesehen  haben,  sich  veranlaßt  sah,  den  Dingmann  mit  einer 
besonderen  Strafe  zu  bedrohen,  welcher  aus  x\rger  über  eine  von 
ihm  beigetriebene  Bußzahlung  seinen  Goden  verlassen  würde,  G)  so 
ist  doch  wohl  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  die  Häuptlinge  selbst 
nur  ungern  und  nur  in  Ausnahmsfällen  von  dem  ihnen  in  dieser 
Richtung  zustehenden  Rechte  Gebrauch  gemacht  haben  werden,  ganz 
abgesehen  davon,  daß  die  Zahl  der  sich  ihnen  darbietenden  Klagfälle 
ohnehin  keine  besonders  große  gewesen  sein  mag.  Ein  dem  Goden 
zustehender  Anspruch  auf  den  Nachlaß  eines  zur  See  oder 
auf  Island  selbst  verstorbenen  Fremden")   und  auf  die 


1)  Konüngsbök,  5 1/88  und  67/118;  vgl.  Njala,  144/497,  wo  verschrieben, 
steht  aöalfestr. 

2)  Konüngsbök,  ang.  O.,  dann  52/89;  53/89;  67/119. 

3)  ebenda,  49/85—86;  51/88;  62/114;  67/118. 

4)  vgl.  Ljös  vetm'nga  s.,  14/169— 71.  5)  Bandamanna  s.,  S.  25  und  fgg. 
6)  Konüngsbök,  23/45  un<^  59/107. 

7j  ebenda,  120/228—29  und  249/197—98;  Staöarhölsbök,  61/73 — 76- 
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Totschlagsbuße  für  einen  ebenda  erschlagenen1)  war 
nur  ein  sehr  subsidiärer,  und  waren  die  einschlägigen  Fälle  ohnehin 
schon  wenig  zahlreiche,  so  daß  dieses  Recht  kaum  von  erheblicher 
finanzieller  Bedeutung  sein  konnte;  die  Rechte  aber,  welche  der 
Gode  speziell  fremden  K  a  u  f  1  e  u  t  e  n  und  ihren  W aren  gegenüber 
auszuüben  hatte,  mochten  wohl  ziemlich  durch  den  Aufwand  aus- 
geglichen werden,  welchen  ihm  seine  Verpflichtung  zuzog,  für  deren 
Unterkunft  zu  sorgen.  In  der  Sturlüngenzeit  wird  endlich  wieder- 
holt einer  Abgabe  gedacht,  welche  als  sauöakvöö  oder  sauöa- 
tollr  bezeichnet  wird  und  welche  in  der  Lieferung  je  eines  Schafes 
durch  jeden  dingsteuerpflichtigen  Bauern  bestanden  zu  haben  scheint; 2) 
aber  dieselbe  scheint  nur  kraft  besonderer  Verwilligung  der  Bauern 
in  einzelnen  Fällen  erhoben  worden  zu  sein,  wenn  es  galt,  einem 
Häuptlinge  beim  Antritte  seiner  Würde  die  Begründung  eines  standes- 
gemäßen Haushaltes  zu  ermöglichen,  und  es  fehlt  nicht  an  An- 
deutungen dafür,  daß  sowohl  die  Verwilligung  als  die  Erhebung  der 
Steuer  mit  nicht  geringen  Schwierigkeiten  verbunden  zu  sein  pflegte. 
Aber  auch  mit  der  Gastung  kann  es  nicht  viel  anders  gestanden 
sein,  welche  der  isländische  Gode  gleich  dem  norwegischen  Könige 
und  seinen  Beamten  gelegentlich  seiner  Rundreisen  bei  seinen  Ding- 
leuten einzunehmen  pflegte.  Der  Gewinn,  den  der  Häuptling  aus 
seinem  Ansprüche  auf  diese  zog,  konnte  kaum  dem  schweren  Opfer 
entsprechen,  welches  für  den  Bauern  mit  dessen  Geltendmachung 
verbunden  war.  —  So  sind  denn  die  Einkünfte,  welche  das  Godord 
seinem  Besitzer  abzuwerfen  pflegt,  im  Hinblick  auf  den  sehr  erheb- 
lichen Aufwand,  welchen  diesem  die  Behauptung  seiner  Würde  auf- 
legt, und  zumal  auch  im  Hinblick  auf  die  sehr  erheblichen  Anforde- 
rungen, welche  die  Dingleute  selbst  an  ihren  Goden  zu  stellen 
pflegten,  keineswegs  irgendwie  bedeutende,  und  der  Ausspruch  des 
Zehntgesetzes,  daß  das  Godord  eine  Macht,  aber  kein  Vermögen  sei, 
und  darum  auch  der  Verzehntung  nicht  unterliege,  erscheint  hiernach 
vollkommen  begründet  gegenüber  der  Behauptung  Dahlmanns,3)  das 
derselbe  lediglich  auf  die  Selbstsucht  der  Goden  zurückführen  will, 
welche  die  Zehntlast  lediglich  auf  die  kleinen  Leute  gelegt,  ihre  eigenen 
reichen  Einkünfte  dagegen  von  derselben  freigehalten  hätten.  Die 
isländischen  Bauern  selbst  waren  sich  der  Tatsache  sehr  wohl  bewußt, 


l)  Konüngsbök,  97/172—74;  StaÖarholsbök,  299—300/338 — 41. 
-j  Sturlünga,  VII,  200/66;  233/121  ;  294/225;  297/229;  320/252  —  53. 
*)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  269  und  272. 
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daß  ein  Häuptling,  dem  kein  beträchtliches  Privatvermögen  zur  Ver- 
fügung steht,  nur  durch  außerordentliche  Zuschüsse  ihrerseits  instand 
gesetzt  werden  könne,  seine  Stellung  zu  behaupten ;  als  Ijorgils  skaröi 
im  Jahre  1255  von  den  Bauern  im  Skagafjörör  als  Häuptling  ange- 
nommen zu  werden  verlangt,  meinen  diese  zunächst,  das  sei  ihnen 
zu  kostspielig,  da  er  mit  leeren  Händen  komme,  und  erst  als  einer 
von  ihren  Führern  erwidert,  „Skagfiröingar  hafa  jafnan  haldit  formann 
meö  kostnaöi"  verstehen  sie  sich  da/u,  verwilligen  aber  auch  sofort 
eine  Schafsteuer  zur  Unterhaltung  des  neuen  Häuptlings.1)  Es  stand 
eben  auf  Island  in  dieser  Beziehung  nicht  anders  als  in  anderen  ger- 
manischen Ländern,  in  welchen  der  Privatbesitz  der  regierenden 
I  läuser  für  die  Aufrechterhaltung  ihres  Bestandes  und  Glanzes  ja 
ebenfalls  das  beste  tun  mußte ;  nur  war  es  hier  durch  die  freie  Ver- 
äußerlichkeit  und  Teilbarkeit  der  Godorde  noch  schwerer  als  ander- 
wärts gemacht,  einen  größeren  Privatbesitz  bleibend  mit  der  Herr- 
schaft in  bestimmten  einzelnen  Häusern  zu  verbinden. 


§  9.    Der  Gesetzsprecher. 

Gleichzeitig  mit  dem  Alldinge  wurde  auf  Island  auch  das  Amt 
eingeführt,  für  welches  die  Bezeichnung  lögsaga2)  oder  lögsögn, 
und  für  dessen  Träger  die  Bezeichnung  lögsögumaör  gilt.  Vom 
Jahre  930  ab  erhielt  sich  dasselbe  in  ununterbrochener  Geltung  bis 
zum  Untergange  des  Freistaates,  und  wir  kennen  die  ganze  Reihe 
der  Männer,  welche  dasselbe  während  dieser  langen  Zeit  bekleidet 
haben;3)  es  sind  derselben,  wenn  wir  den  alten  Ülfljötr,  den  Quellen- 
zeugnissen entsprechend,  nicht  mitzählen,  32,  von  denen  freilich 
manche  die  Würde  zweimal  bekleidet  haben,  und  einer  sogar  zum 
dritten  Male.  Das  Amt  scheint  nach  norwegischem  Muster  auf  Is- 
land eingeführt  worden  zu  sein.  Allerdings  nehmen  die  norwegi- 
schen Historiker  und  Rechtshistoriker  zumeist  an,  daß  die  Würde 
eines  lögmaör  erst  unter  K.  Sverrir  eingeführt  worden  sei,  während 

*)  Sturlünga,  VII,  294/225. 

2)  So  Konüngsbök,  116/208  und  210;  aber  auch  I  sl  e  n  d  1  n  g  a  b  ö  k  ,  3/6; 
5/9;  8/13  und  14;  10/15  und  I7!  Grettla,  12/20;  Günnlaugs  s.  ormstüngu, 
II/Ü55;  Njäla,  13/57  ^w. 

3)  vgl-  Jon  Sigurösson,  Lögsögumanna  tal  og  lögmanna  ä  Islandi  (Safn  til 
sögu  Islands,  II,  S.  I — 250). 
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vordem  das  Wort  in  Norwegen  nur  einen  Rechtskundigen  als  solchen 
bezeichnet  habe,  dessen  Einfluß  am  Ding  groß  genug  gewesen  sein 
möge,  aber  doch  in  keiner  Weise  auf  einer  amtlichen  Stellung  be- 
ruht habe  oder  zu  einer  bestimmten  Kompetenz  gediehen  sei;  in- 
dessen glaube  ich  diese  Annahme  in  meiner  Abhandlung  über  „Das 
Alter  des  Gesetzsprecheramtes  in  Norwegen"  (1875)  genügend  wider- 
legt zu  haben  und  veranlassen  mich  auch  die  gegenteiligen  Aus- 
führungen von  Sigurör  Siguröarson  und  Fr.  Brandt 2)  nicht  zu  einer 
Veränderung  meiner  Ansicht.  Ohne  auf  die  Erörterung  der  Streitfrage 
hier  weiter  eintreten  zu  wollen,  glaube  ich  doch  bemerken  zu  sollen, 
daß  neben  einzelnen  auf  Norwegen  selbst  bezüglichen  Angaben  in 
den  Quellen  zumal  das  gleichmäßige  Vorkommen  von  lögmenn  oder 
lögsögumenn  in  einer  Reihe  norwegischer  Kolonien,  nämlich  neben 
Island  und  Grönland  auch  auf  den  Faereyjar,  Orkneyjar  und  Suör- 
cyjar,  dann  die  Wiederkehr  des  gleichen  Amtes  in  Schweden  für 
meine  Annahme  spricht.  Übrigens  war  der  Titel  des  betreffenden 
Beamten  auf  Island  etwas  anders  gestaltet  als  in  Norwegen ;  während 
er  hier  lögmaör  lautete,  was  dem  schwedischen  laghma|)er  entspricht 
und  auch  auf  den  Orkneyjar  und  Suöreyjar  in  umgelauteter  oder 
nicht  umgelauteter  Form  wiederkehrt,  wird  der  isländische  Gesetz- 
sprecher als  lögsögumaör  bezeichnet,  und  auf  den  Faereyjar  scheinen 
beide  Bezeichnungen  gewechselt  zu  haben.  Sprachlich  und  sachlich 
ist  der  Unterschied  zwischen  beiden  Titeln  ein  völlig  bedeutungs- 
loser, da  die  Bezeichnung  des  Amtes  selbst  als  lögsaga  hier  wie  dort 
gleichmäßig  wiederkehrt,  und  mag  die  schwerfälligere  isländische 
Form  lediglich  darum  gewählt  worden  sein,  weil  das  einfache  Wort 
lögmaör  gleich  lagamaör  auch  wohl  für  den  rechtskundigen  Mann 
als  solchen  und  ohne  alle  Rücksicht  auf  irgend  welches  Amt  ge- 
braucht wurde,  also  zweideutig  war;  aber  freilich  ist  zu  beachten, 
daß  die  Scheidung  im  Sprachgebrauche  in  unseren  Quellen  nicht 
immer  mit  voller  Schärfe  beobachtet  wird.  Da  seit  der  Unterwerfung 
der  Insel  unter  den  norwegischen  König  auch  auf  Island  der  nor- 
wegische Amtstitel  üblich  wurde,  verwenden  einzelne  Quellen  späterer 
Entstehung,  oder  auch  einzelne  spätere  Bearbeitungen  und  Hand- 
schriften älterer  Quellen  denselben  auch  bereits  für  die  freistaatliche 
Zeit;3)  dergleichen  ist  aber  ganz  ebensogut  als  ein  geschichtlicher 

J)  Aarb0ger  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie,  1879,  S.  163 — 84. 
2)  Forekesninger  over  den  norske  Retshistorie,  II  (1883),  S.  181— 89. 
8)  vgl.  die  Belege,  welche  bei  K.Lehmann  und  H.  Schnorr  von  Carols- 
feld,  Die  Njälssage,  S.  26—29  zusammengestellt  sind. 
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Verstoß  zu  betrachten,  wie  etwa  die  Erwähnung  von  ein  paar  lög- 
menn  im  lsafjörör  und  im  Svarfaöardalr,  welche  schon  im  [O.  Jahr- 
hundert ganz  in  derselben  Weise  streitige  Rechtsfragen  entschieden 
haben  sollen,  wie  dies  seit  dem  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts  auf 
Grund  der  Järnsföa  oder  Jönsbök  zu  geschehen  pflegte.1)  Ich  habe, 
nachdem  ich  früher  diese  letzteren  Angaben  als  verlässig  angenommen 
hatte,2)  und  auch  Gfsli  Brynjülfsson  denselben  Weg  gegangen  war,3) 
nach  Dasents  Vorgang4)  diese  Annahme  fallen  gelassen5)  und  dem- 
gemäß in  der  isländischen  Übersetzung  meiner  älteren  Schrift  die 
betreffende  Stelle  berichtigt;6)  bei  diesen  Angaben  wie  bei  der  Be- 
zeichnung der  lögsögumenn  des  Freistaates  als  lögmenn  handelt  es 
sich  eben  nur  um  ein  Zurücktragen  späterer  Zustände  und  Be- 
nennungen in  eine  frühere  Zeit,  wie  solches  bei  spät  verfaßten 
Werken  oder  spät  genommenen  Abschriften  von  älteren  Quellen 
überaus  häufig  vorkommt. 

Anders  als  die  Goden würde  beruhte  das  Gesetzsprecheramt  auf 
der  Wahl  des  Volkes,  nicht  auf  einem  privatrechtlichen  TiteL 
Hin  und  wieder  kommt  es  freilich  vor,  daß  das  Amt  mehrere  Gene- 
rationen hindurch  von  Angehörigen  eines  und  desselben  Hauses  be- 
kleidet wTird,  wie  denn  z.  B.  Gunnarr  hinn  spaki  I)orgrimsson  (1063 
— 65  und  wieder  1075),  dessen  Sohn  Ulfheöinn  (1108 — 16),  des 
letzteren  Sohn  Hrafn  (1135  —  38),  und  wohl  auch  noch  ein  Bruder 
des  letzteren,  Gunnarr  Ulfheöinsson  (1 146 — 55)  dasselbe  inne  hatten; 
ja  es  kommt  sogar  vor,  daß  einem  Gesetzsprecher,  welcher  krank- 
heitshalber sein  Amt  niederlegen  muß,  auf  seine  Bitte  gestattet  wird, 
dieselbe  auf  seinen  Schwestersohn  zu  übertragen. 7)  Aber  solche 
Vorkommnisse  sind  nur  dadurch  bedingt,  daß  in  einzelnen  Familien 
mehr  als  in  anderen  die  Rechtskunde  gepflegt  wurde,  und  lassen  in 
keiner  Weise  auf  irgend  welche  Erblichkeit  der  Würde  schließen, 
wie  denn  auch  die  Söhne  oder  Enkel  eines  früheren  Inhabers  der- 
selben nicht  in  ununterbrochener  Reihe  ihren  Vorfahren  im  Amte 
zu  folgen  pflegen;  nach  unserem  älteren  Rechtsbuche  erfolgt  viel- 
mehr die  Wahl  des  Gesetzsprechers  nicht  einmal  auf  Lebensdauer, 


1)  IsfirÖi'nga  s.,  1/2  und  3/7—8;  Svarfdcela,  10/137  und  138. 

2)  Die  Entstehung  des  isländischen  Staats  und  seiner  Verfassung,  S.  141 — 42. 
*)  HavarÖar  s.  fsfirÖfngs,  S.  145. 

4)  The  Story  of  Burnt  Njal,  I,  S.  CLXX,  Anm. 

5)  Germania,  VII,  S.  245. 

6)  Upphaf  allsherjarrikis  ä  Islandi,  S.  128,  Anm.  1. 

7)  Islendingabök,  8/13. 
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sondern  nur  auf  eine  Frist  von  drei  Jahren,  nach  deren  Ablauf  das 
Amt  freilich  dem  bisherigen  Inhaber  noch  auf  weiterhin  belassen 
werden  konnte. x)  Wie  hiernach  eine  Erstreckung  der  Amtsdauer 
über  die  regelmäßigen  drei  Jahre  hinaus  möglich  war,  so  konnte 
dieselbe  andererseits  auch  abgekürzt  werden,  sei  es  nun  durch  den 
früheren  Tod  des  Gesetzsprechers,  oder  wegen  schwerer  Erkrankung 
desselben,  2)  oder  endlich  zufolge  seiner  Absetzung  wegen  schwerer 
Verletzung  seiner  Amtspflichten,  welche  unter  Umständen  über  ihn 
verhängt  werden  konnte,8)  woraus  man  nur  freilich  nicht,  wie  Dahl- 
mann getan  hat, 4)  ein  Recht  der  gesetzgebenden  Versammlung 
machen  darf,  ihn  beliebig  seines  Amtes  zu  entsetzen.  Von  hier  aus 
erklärt  sich  leicht  die  sehr  verschiedene  Dauer  der  Amtsperioden 
der  verschiedenen  Gesetzsprecher;  selten  findet  sich  bei  ihnen  eine 
weniger  als  dreijährige  Amtsführung  erwähnt,  wogegen  die  meisten 
von  ihnen  ihr  Amt  weit  über  drei  Jahre  bekleideten,  und  einer  es 
sogar  volle  27  Jahre  behielt.  —  Die  Wahl  des  Gesetzsprechers  steht 
der  gesetzgebenden  Versammlung  zu,  und  zwar  erfordert  eine  JNJeu- 
wahl  Einstimmigkeit  ihrer  Mitglieder,5)  wogegen  die  bloße  Erstreckung 
der  Amtsperiode  eines  bereits  im  Amte  befindlichen  Gesetzsprechers 
über  die  dreijährige  Frist  hinaus,  für  die  er  ursprünglich  gewählt 
war,  auch  mit  bloßer  Stimmenmehrheit  erfolgen  kann ; 6)  im  ersteren 
Falle  genügt  der  Widerspruch  eines  einzigen  Mitgliedes  der  lögretta, 
um  das  Zustandekommen  der  Wahl  zu  hindern,  falls  anders  der 
Widersprechende  nicht  bloß  negiert,  sondern  auch  einen  positiven 
Gegenvorschlag  bringt.  Liegt  ein  solcher  Widerspruch  vor,  so  wird 
zunächst  durch  das  Los  das  Landesviertel  bestimmt,  von  welchem 
der  Gesetzsprecher  gewählt  werden  soll,  und  haben  die  Angehörigen 
eben  dieses  Viertels,  d.  h.  die  ihm  angehörigen  Goden,  denselben 
zu  wählen,  ohne  dabei  an  Angehörige  ihres  Viertels  gebunden  zu 
sein ;  unter  ihnen  entscheidet  aber  Stimmenmehrheit,  wenn  Ein- 
stimmigkeit nicht  zu  erzielen  ist,  und  bei  Gleichheit  der  Stimmen 
hat  der  Bischof  den  Stichentscheid,  dessen  Diözese  das  betreffende 
Viertel  angehört.7)  Dabei  sollte  die  Wahl  stets  am  ersten  Freitage 
der  Dingzeit  stattfinden,  unmittelbar  nach  dem  Vortrage  der  Ding- 

*)  Konüngsbök,  II 6/209  un&  210 >  vgl-  19/37- 

2)  vgl.  z.  B.  fslendingabök,  8/13;  S  t  u  r  1  ü  n  g  a ,  VII,  244/144. 

3)  Konüngsbök,  116/210. 

4j  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  189  unten. 

:>)  Konüngsbök,  116/208.  6)  ebenda,  1 16/209  und  zumal  210. 

7J  ebenda,  116/208— 9. 
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Ordnung,  welcher  noch  von  dem  bisherigen  Gesetzsprecher  zu  halten 
ist;  nach  Erledigung  dieses  Geschäftes  soll  der  letztere  erklären,  die 
W  ürde  niederlegen  zu  wollen  (af  hendi  bjööa  lögsöguna), !)  wenn 
er  sich  nicht  einer  nochmaligen  Wahl  unterziehen  will,2;  und  damit 
ist  er  dieselbe  los  und  wird  sofort  zur  Neuwahl  geschritten.  War 
aber  der  Gesetzsprecher  vor  dem  Alldinge  gestorben,  so  mußte  für 
denselben  ein  Ersatzmann  bestellt  werden,  dessen  Aufgabe  sich 
lediglich  auf  den  Vortrag  der  Dingordnung  vor  der  Neuwahl  be- 
schränkte; derselbe  ist  aus  demjenigen  Landesviertel  zu  nehmen, 
innerhalb  dessen  der  verstorbene  Gesetzsprecher  zur  Zeit  seines  Todes 
sein  Domizil  gehabt  hatte,3)  und  wird  demnach  auch  wohl  von  den 
Goden  dieses  Landesviertels  gewählt  worden  sein.  Bei  der  regel- 
mäßigen Wahl  in  der  gesamten  lögretta  sowohl  als  bei  der  even- 
tuellen Wahl  innerhalb  des  einzelnen  Landesviertels  folgt  aber,  nach- 
dem die  Einigung  über  die  zu  wählende  Person  und  deren  Erklä- 
rung über  die  Annahme  der  Wahl  erfolgt  ist,  erst  noch  ein  for- 
meller Wahlakt  in  der  versammelten  lögretta,4)  wobei  einer  die  W7ahl 
auszusprechen,  die  Gesamtheit  aber  zu  dieser  ihre  Zustimmung  zu 
erteilen  hat;5)  dann  begibt  man  sich  von  der  lögretta  weg  in  feier- 
lichem Zuge  nach  dem  lögberg,  wo  der  neugewählte  Gesetzsprecher 
sofort  seinen  Platz  einzunehmen  und  seine  Funktionen  zu  über- 
nehmen hat.  Die  Unterscheidung  einer  materiell  maßgebenden  Vor- 
besprechung von  dem  formell  entscheidenden  letzten  Wahlakte  er- 
klärt sich  leicht  aus  der  Notwendigkeit,  mancherlei  Vorverhandlungen 
mit  außerhalb  der  lögretta  Stehenden  zu  pflegen ;  auffälliger  erscheint 
dagegen,  daß  man,  anstatt  gleich  innerhalb  der  ganzen  lögretta 
Stimmenmehrheit  entscheiden  zu  lassen,  für  den  Fall  der  nicht  zu 
erreichenden  Einstimmigkeit  vielmehr  •  den  Umweg  eines  Auslosens 
eines  Landesviertels  wählte,  bei  dem  die  Wahl  sein  sollte,  um  dann 
für  diesen  schließlich  doch  wieder  zu  einer  Abstimmung  nach  Stimmen- 
mehrheit zu  gelangen.  Mag  sein,  daß  praktische  Gründe  in  dieser 
Richtung  maßgebend  wurden,  wie  denn  die  nachweisbar  zwischen 
den  Angehörigen  verschiedener  Landesviertel,  und  zumal  zwischen 
den  Nordländern  und  Südländern  bestehenden  Eifersüchteleien  durch 
den  ergriffenen  Ausweg  unschädlich  gemacht  wurden.  In  anderer 
Richtung  mag  auffallen,  daß  gar  keinerlei  Vorbedingungen  für  die 


1)  Konüngsbök,  19/37. 

2)  ebenda,  116/210.  3)  ebenda,  116/208.  4)  ebenda,  1 16/209. 
ebenda,  116/209. 
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Wählbarkeit  zu  dem  Amte  aufgestellt  werden;  indessen  mochte  ja 
als  selbstverständlich  gelten,  daß  zu  der  obersten  Würde  des  Frei- 
staates nur  in  jeder  Beziehung  einwandfreie  Angehörige  der  besten 
Häuser  befördert  werden  würden.  In  der  Tat  gehören  nahezu  alle 
Gesetzsprecher,  deren  Familienverhältnisse  wir  festzustellen  vermögen, 
zu  den  regierenden  Familien  der  Insel;  einige  unter  ihnen,  wie  Finnur 
Hallsson,  welcher  in  den  Jahren  1 139 — 45  das  Amt  bekleidete,  oder 
wie  Hahr  Gizurarson,  Styrmir  Kärason,  dann  Ketill  fmrläksson,  welche 
sämtlich  dem  13.  Jahrhundert  angehören,  waren  Priester,  und  der 
ebenfalls  dem  13.  Jahrhundert  angehörige  Olafr  Hvftaskäld  wenigstens 
Subdiakon,  eine  wenig  befremdende  Erscheinung,  wenn  man  erwägt, 
daß  auch  die  Godorde  oft  genug  in  der  Hand  von  Personen  lagen, 
welche  die  Weihen  empfangen  hatten.  Politisch  bedeutsam  ist  aber, 
und  darum  hier  noch  besonders  hervorzuheben,  daß  die  Zuweisung 
der  Wahl  des  Gesetzsprechers  an  die  lögretta,  d.  h.  an  die  Inhaber 
der  39  alten  Godorde,  diesen  die  Möglichkeit  verschafft,  jede  Be- 
setzung des  Amtes  mit  einer  nicht  zur  herrschenden  Aristokratie  ge- 
hörigen Persönlichkeit  schlechthin  auszuschließen.  Erst  in  der  Stur- 
lüngenzeit  scheint  man  hin  und  wieder  zur  Wahl  von  Männern  aus 
minder  angesehenen  Häusern  gegriffen  zu  haben,  ganz  wie  in  dieser 
Zeit  der  Gesetzsprecher  auch  wohl  einmal  einen  Vertreter  zum  All- 
ding schickte,  um  anstatt  seiner  die  Funktionen  des  Amtes  zu  ver- 
sehen, *)  wofür  sich  in  der  früheren  Zeit  kein  Beispiel  findet,  und 
was  auch  die  Rechtsbücher  nicht  zu  gestatten  scheinen.  In  einer 
Zeit,  in  welcher  sich  alle  politische  Macht  bereits  in  wenigen  Händen 
konzentriert  hatte,  konnten  die  zeitweiligen  Machthaber  kein  Be- 
denken mehr  tragen,  diese  Würde  je  nach  Bequemlichkeit  durch  den 
einen  oder  anderen  ihrer  Anhänger  besetzen  oder  doch  verwalten 
zu  lassen. 

Die  Tätigkeit  des  Gesetzsprechers  bezog  sich  haupt- 
sächlich, und  ursprünglich  vielleicht  sogar  ausschließlich,  auf  das  All- 
ding. Hier  führt  er  vor  allem  den  Vorsitz  am  lögberg,  an 
welchem  er  ein  für  allemal  seinen  bestimmten  Platz  (lögsögumanns 
rüm)  hat ;  da  dieser  mehrmals  dazu  benutzt  wird,  um  mit  Rücksicht 
auf  den  Sonnenstand  die  Tageszeiten  zu  bestimmen, 2)  ist  klar,  daß 
es  sich  dabei  um  einen  ganz  bestimmten,  engbegrenzten  Platz  handelt. 
An  diesen  Platz  hat  er  sich  zu  setzen,  sobald  er  gleich  nach  seiner 


*)  Sturlünga,  VII,  84/298. 

2)  Konüngsbök,  24/45;  28/52;  29/53. 
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Wahl  zum  lögbcrg  geführt  worden  ist,  und  sofort  den  Leuten,  welche 
von  hier  aus  irgend  etwas  bekannt  zu  geben  haben,  den  Platz  anzu- 
weisen.J)  Niemand  darf  hier  Platz  nehmen,  ohne  von  ihm  dazu  er- 
mächtigt worden  zu  sein,  und  andererseits  darf  auch  niemand  ihm 
selbst  oder  einem  von  ihm  dazu  Ermächtigten  seinen  Platz  streitig 
machen;-)  ausdrücklich  ist  ferner  vorgeschrieben,  daß  alle  am  lög- 
berg  zu  erlassenden  Verkündigungen  so  vorzunehmen  sind,  daß  der 
Gesetzsprecher  sie  hört,  und  daß  diesem  dabei  obliegt,  den  Leuten 
das  Recht  zu  weisen  (at  segja  mönnum  lög  til),8)  was  wir  doch  wohl 
dahin  zu  verstehen  haben,  daß  derselbe  angewiesen  war,  den  Leuten 
bei  dem  ziemlich  verwickelten  Formalismus  des  Verkündigungswesens 
auf  Verlangen  mit  seinem  Rate  beizustehen.  Auch  den  Gerichten 
des  Alldinges  gegenüber  kommt  dem  Gesetzsprecher  eine  ge- 
wisse leitende  Stellung  zu.  Zu  dem  feierlichen  Auszuge  der  Richter, 
welcher  der  Konstituierung  der  Gerichte  vorausgeht,  hat  er  mit  der 
Glocke  das  Zeichen  zu  geben;  er  selbst  führt  den  Zug  der  Richter 
an,  welcher  eben  darum  vom  lügberg  aus  sich  in  Bewegung  setzt, 
und  er  ist  es  auch,  welcher  den  Ort  bestimmt,  an  welchem  jedes 
der  vier  Viertelsgerichte  seine  Sitzungen  halten  soll. 4)  Auf  den  Gang 
der  Gerichtsverhandlungen  steht  ihm  dagegen  grundsätzlich  kein 
Einfluß  zu ;  doch  kann  ihm  dadurch  allerdings  ein  solcher  erwachsen, 
daß  von  beteiligter  Seite  her  die  Bitte  um  eine  Rechtsweisung  an 
ihn  gerichtet  wird.  Ausdrücklich  wird  dem  Gesetzsprecher  nämlich 
die  Verpflichtung  auferlegt,  den  Leuten  über  streitige  Rechts- 
fragen Bescheid  zu  geben,  welche  solchen  von  ihm  verlangen 
würden,  wobei  jedoch  ausdrücklich  beigefügt  wird,  daß  er  zur  Er- 
teilung von  Ratschlägen  über  die  zweckmäßige  Einrichtung  des  Ver- 
fahrens in  einer  einzelnen  Prozeßsache  nicht  verpflichtet  sei ; 5)  doch 
ist  die  Ausdehnung  dieser  seiner  Obliegenheit  einigermaßen  zweifel- 
haft. Die  einschlägigen  Worte  der  Konüngsbök  lauten  nämlich: 
„])ess  er  lögsögumaör  skylldr,  at  segja  öllum  )jeim  er  hann  spyrja  her 
lögmäl,  baeöi  her  ok  heima";  sie  sprechen  also  in  ihrem  Schlußsatze 
ausdrücklich  aus,  daß  die  Erteilung  von  Gutachten  nicht  nur  am 
Alldinge  zu  erfolgen  hatte,  sondern  auch  in  der  Heimat;  allein  gerade 
dieser  Schlußsatz  steht  in  deutlichem  Gegensatze  zu  dem  vorher- 

1)  Konüngsbök,  116/209. 

2)  ebenda,  1 17/216;  vgl.  116/209. 

3)  ebenda,  172,76;  Staöarhölsbök,  389/41 1  — 12;  auch  schon  AM.  315, 
D.,  S.  220;  vgl.  auch  Konüngsbök,  21/40. 

4j  Konüngsbök,  24/45  und  28/52—53.  5)  ebenda,  1 17/2 16. 
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gehenden  Teile  der  Stelle,  welche  die  Verpflichtung  des  Gesetz- 
sprechers sehr  bestimmt  auf  das  Allding  beschränkt,  und  scheint  der- 
selbe sich  eben  damit  als  ein  späteres  Einschiebsel  zu  verraten.  Die 
Geschichtsquellen  berichten  in  der  Tat  nicht  selten  von  Gutachten, 
welche  der  eine  oder  andere  Gesetzsprecher  erteilt  haben  soll.  Die 
Grettis  saga  läßt  z.  B.  einmal  den  Gesetzsprecher  florkell  mäni  (970 
— 84)  ein  Gutachten  über  die  Frage  abgeben,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen die  Veräußerung  von  Grundbesitz  rechtsbeständig  sei, x) 
und  dem  Skapti  pöroddsson  (1004  — 1030)  über  die  Frage,  wieweit 
die  einschichtigen  Leute  an  den  Almendenutzungen  neben  den  an- 
sässigen Bauern  Anteil  haben  oder  nicht ; 2)  den  Steinn  ])orgestsson 
(1031  —  33)  läßt  sie  einmal  darüber  befragen  und  antworten,  wie  lange 
ein  geächteter  Mann  in  der  Acht  zu  verbleiben  habe.  B)  Anderemale 
erzählt  aber  dieselbe  Quelle  auch  wohl,  wie  der  Gesetzsprecher  sich 
am  Ding  unaufgefordert  einmischt,  wenn  ihm  dies  im  Interesse  der 
Rechtsordnung  wünschenswert  erscheint,  und  sie  berichtet  etwa,  wie 
der  bereits  genannte  Skapti  sich  gegen  die  übereilte  Verurteilung  des 
Grettir  wegen  eines  angeblich  im  Auslande  von  ihm  begangenen 
Mordbrandes  erklärt, 4)  oder  ein  andermal  im  Schiedsgericht  darauf 
aufmerksam  macht,  daß  ein  geächteter  Mann  während  der  Dauer 
seiner  Acht  weder  Buße  noch  Wergeid  verwirken  könne ; 5)  denn 
wie  Steinn  porgestsson  einmal  durchsetzt,  daß  das  auf  die  Erlegung 
eines  Achters  gesetzte  Kopfgeld  an  denjenigen  nicht  ausbezahlt 
wurde,  welcher  denselben  in  unehrlicher  Weise  erlegt  hatte.  6)  Die 
Laxdcela  berichtet  ferner,  wie  einmal  zwischen  Höskuldr  Dalakollsson 
und  seinem  Halbbruder  Hrütr  Herjülfsson  ein  Zerwürfnis  über  eine 
streitige  Grenze  und  einen  durch  diese  veranlaßten  Totschlag  ent- 
steht; der  Fall  wird  dem  Gesetzsprecher  zur  Untersuchung  über- 
wiesen, und  lautet  das  Ergebnis  dem  Hrütr  ungünstig.')  Die  Njäla 
erzählt  sodann,  wie  einmal  der  Gesetzsprecher  pörarinn  Ragabrööir 
(950—69)  bei  einer  Verlobung  über  die  Art  zu  Rate  gezogen  wird, 
in  welcher  vorzugehen  sei,  weil  die  zukünftige  Braut  eine  Witwe  ist; 8) 
in  dem  großen  Mordbrandsprozesse  gegen  Flosi  pöröarson  läßt  sie 
wiederholt  das  Gutachten  des  Gesetzsprechers  Skapti  über  Rechts- 
fragen  erholen,   über  welche  die  Behauptungen   der  Parteien  sich 

1)  Grettla,  12/20. 

2)  ebenda,  27/64.  3)  ebenda,  79/173. 

4)  ebenda,  46/103—4.  5)  ebenda,  51/116. 

6)  ebenda,  87/191.  7)  Laxdoela,  25/102. 

s)  Njäla,  13/63—64. 
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gegenüberstehen.  l)  In  den  meisten  dieser  Fälle  wird  das  Gutachten 
am  Alldinge  erbeten,  in  einzelnen  aber  allerdings  auch  daheim  (S.  270 
Anm.  7  u.  8);  doch  dürfte  dem  letzteren  Umstände  kaum  viel  Wert  bei- 
zulegen sein,  da  ja  einerseits  der  Sagenschreiber  in  derartigen  Dingen 
sehr. leicht  dazu  kommen  konnte,  den  Rechtsbrauch  seiner  eigenen 
Zeit  bereits  in  die  frühere  zurückzutragen,  und  da  andererseits,  auch 
schon  zu  einer  Zeit,  in  welcher  der  Gesetzsprecher  nur  am  Dinge 
Gutachten  zu  erteilen  verpflichtet  war,  sehr  leicht  vorkommen  konnte, 
daß  man  tatsächlich  demnach  schon  in  der  Heimat  nach  seiner  An- 
sicht über  eine  Rechtsfrage  fragte,  und  dieser  eine  gewisse  Autorität 
beilegte.  Die  Entscheidung  aber,  welche  der  Gesetzsprecher  nach 
vorgängiger  Untersuchung  der  Sache  (rannsak) 2)  erteilt,  wird  nie  als 
dömr,  d.  h.  Urteil  bezeichnet,  sondern  immer  nur  als  orskurör,  d.  h. 
Bescheid, 3)  ganz  wie  dies  auch  dem  norwegischen  Sprachgebrauche 
entspricht;  sie  erledigt  nicht  den  Prozeß,  sondern  nur  den  Zweifel 
über  die  Rechtsfrage,  und  selbst  diesen  nicht  schlechthin.  Hierauf 
deutet  schon  die  Ausdrucksweise  der  Quellen,  in  welchen  z.  B.  die 
Frage  lautet  „hvärt  ])etta  vaeri  lögvörn",  und  die  Antwort:  „at  J>at 
vaeri  lög",4)  oder  die  Frage  „hvärt  rett  vaeri",  „hvärt  )3etta  vaeri  rett", 
und  die  Antwort:  „at  |ietta  vaeri  at  visu  lög"  oder  „])ä  er  ])etta  svä 
rett  \  alla  staöi,  at  her  mä  ekki  1  möti  maela";5)  hierauf  deutet  aber 
auch  der  andere  Umstand,  daß  zwar  in  weitaus  den  meisten  Fällen 
das  Ansehen  des  Gesetzsprechers  genügte,  um  seinem  Ausspruche 
sofort  durchschlagende  Wirkung  zu  sichern,  und  darum  auch  wohl 
einmal  gesagt  werden  kann  „lögmann  ör  ])vf  skyldu  leysa"  (skera, 
slfta),  6)  daß  derselbe  aber  unter  Umständen  doch  auch  wirkungslos 
bleiben  konnte,  wenn  etwa  in  einem  einzelnen  Falle  die  Parteileiden- 
schaft erregt  genug  war,  um  sich  über  denselben  hinwegzusetzen. 
Immerhin  ist  klar,  daß  bereits  diese  seine  Konsultativpraxis  dem 
Gesetzsprecher  auf  die  Rechtsprechung  der  Gerichte,  und  in  der 
späteren  Zeit  wenigstens  auf  die  Rechtsübung  außerhalb  derselben 
einen  sehr  erheblichen  Einfluß  sichern  mußte.  Um  nichts  minder 
erheblich  ist  aber  der  Einfluß,  welchen  ihm  die  ihm  zustehende 
Vorsteherschaft  in  der  gesetzgebenden  Versammlung 
auf  die  Überlieferung  sowohl  als  auf  die  Fortbildung  des  geltenden 

x)  Njala,  142/781  und  785—86. 
.   2)  So  Grettla,  79/173;  Laxdoela,  25/102. 
s)  Grettla,  1220;  46/104;  79/173;  87/191. 

4)  ebenda,  27/64. 

5)  Njala,  142/781  und  785.  •)  ebenda,  142/785. 
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Rechtes  verschaffte.  Er  hat  in  dieser  Sitz  und  Stimme  neben  den 
Goden  älterer  Ordnung  und  den  beiden  Bischöfen;1)  er  übt  aber 
überdies  in  derselben  die  gewöhnlichen  Präsidialrechte  ihrem  vollen 
Umfange  nach  aus.  Ihm  steht  demnach  das  Recht  zu,  außerordent- 
liche Sitzungen  der  lögretta  nach  freiem  Ermessen  anzuberaumen; 
er  hat  ferner  die  Ordnung  in  derselben  aufrecht  zu  erhalten,  also 
einmal  dafür  zu  sorgen,  daß  kein  Unberechtigter  in  dieselbe  eintrete, 
und  zweitens  für  Mitglieder,  welche  ausblieben  oder  widerrechtlich 
•die  Abstimmung  verweigern,  Ersatzleute  zu  ernennen;  in  Fällen,  in 
welchen  Einstimmigkeit  nicht  erforderlich  ist,  hat  er  bei  eintretender 
Stimmengleichheit  den  Stichentscheid,  und  selbst  wenn  er  in  der 
Minorität  bleibt,  hat  das  ihm  zukommende  Ansehen  wenigstens  noch 
die  Folge,  daß  die  Majorität  die  subjektive  Richtigkeit  ihres  Be- 
schlusses mit  einem  höheren  als  dem  sonst  üblichen  Eide  beschwören 
muß;  er  hat  endlich  auch  die  sämtlichen  von  der  lögretta  gefaßten 
Beschlüsse  vom  lögberg  aus  zu  verkündigen.  2)  Die  Veröffentlichung 
der  beschlossenen  nymaeli,  welche  von  drei  zu  drei  Jahren  wiederholt 
werden  mußten,  wenn  dieselben  nicht  ihre  Kraft  verlieren  sollten,  3) 
hat  dabei  am  Schlüsse  der  Dingzeit  zu  erfolgen, 4)  und  dasselbe  gilt 
von  den  Rechtsrichtungen,  5)  von  den  Privilegien  und  Graden,  6)  dann 
auch  von  dem  Jahreskalender  für  das  nächstfolgende  Jahr, 7)  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  beweglichen  Feste  und  Fasten,  sowie 
eines  etwaigen  früheren  Beginnes  des  Alldinges  im  nächsten  Jahre. 
In  der  Tat  bildete  die  Veröffentlichung  der  am  Alldinge  gefaßten 
Beschlüsse  und  der  Vorschriften  über  das  bis  zum  nächsten  Alldinge 
zu  beobachtende  Verhalten  um  so  mehr  einen  passenden  Schluß  für 
die  Geschäfte  der  Dingversammlung,  als  die  heimreisenden  Dingleute 
gerade  von  dem  Inhalte  dieser  Mitteilungen  am  Herbstding,  und 
vielleicht  auch  noch  am  nächsten  Frühlingsdinge  den  in  der  Heimat 
zurückgebliebenen  Nachricht  zu  geben  hatten;  so  bezüglich  der  ny- 
maeli/) des  misseristal,9)  und  insbesondere  noch  der  Fasten.10)  Während 


x)  Konüngsbök,  1 17/21 1.  2)  ebenda,  117/212—  16. 

3)  Konüngsbök,  19/37;  Diplom,  island.  I,  53  260. 

4)  Konüngsbök,  101/177;  StaÖarhölsbök,  322/353. 
:>)  Konüngsbök,  117/216. 

°)  ebenda,  1 16  209;  vgl.  55/95. 

7)  ebenda,  116/209;  vgl.  ebenda,  47/83  und  StaÖarhölsbök,  216/248; 
vgl.  Konüngsbök,  47/83. 

8)  Konüngsbök,  19/37;  61/112.  9)  ebenda,  61/112. 

10)  ebenda,  15/32  und  33;  StaÖarhölsbök,  30/41  und  32/42. 


§  9*    L>cr  <jcset/.sprechcr. 


die  Veröffentlichung  der  Novellen  und  Rechtsrichtungen,  der  Gnaden 
und  Privilegien  sich  noch  einfach  auf  die  IVäsidialrechte  des  Gesetz- 
sprechers in  der  lögretta  zurückführen  lassen,  greift  dieser  bereits 
mit  dem  Vortrage  des  Kalenders  entschieden  über  deren  Bereich 
hinaus;  in  noch  weit  höherem  Grade  scheint  dies  aber  von  dem 
Rechts  vortrage  zu  gelten,  dessen  Haltung  zu  seinen  wichtigsten 
Obliegenheiten  gehört.  Während  der  drei  Jahre,  auf  welche  sich 
seine  regelmäßige  Amtsdauer  erstreckte,  hatte  der  Gesetzsprecher  alle 
einzelnen  Abschnitte  des  Landrechtes  vollständig  vorgetragen,  und 
außerdem  lag  ihm  ob,  den  auf  die  Dingordnung  bezüglichen  Ab- 
schnitt desselben  in  jedem  einzelnen  Jahre  zum  Vortrag  zu  bringen.1) 
Der  Vortrag  der  Dingordnung  hatte  dabei  jederzeit  am  ersten  Frei- 
tage der  Dingzeit  zu  erfolgen,  indem  es  bei  demselben  darauf  ab- 
gesehen war,  vor  dem  Beginne  der  Geschäfte  den  Dingleuten  die 
Vorschriften  ins  Gedächtnis  zurückzurufen,  welche  für  deren  Besor- 
gung maßgebend  waren;  der  abtretende  Gesetzsprecher  hat  mit 
diesem  Vortrage  seine  Amtstätigkeit  zu  beschließen,  und  unmittelbar 
nach  demselben  seine  Würde  niederzulegen. 2)  Solchen  Wert  legte 
man  diesem  Vortrage  bei,  daß  für  einen  verstorbenen  Gesetzsprecher 
eigens  ein  Ersatzmann  gewählt  werden  mußte,  um  ihn  zu  halten,  3;) 
und  daß  dem  Gesetzsprecher  strenge  Strafe  drohte,  der  an  dem  zu 
seiner  Haltung  bestimmten  Tage  nicht  zur  Stelle  ist,  ohne  durch 
ehehafte  Not  entschuldigt  zu  sein. 4)  Bezüglich  aller  übrigen  Ab- 
schnitte des  Landrechts  war  dagegen  dem  freien  Ermessen  des  Ge- 
setzsprechers überlassen,  zu  bestimmen,  welche  einzelnen  Abschnitte 
er  in  jedem  einzelnen  Jahre,  und  an  welchem  Tage  der  Dingzeit  er 
sie  vortragen  wollte;  sehr  begreiflich,  da  es  bezüglich  ihrer  nicht 
darauf  ankam,  zu  bestimmter  Zeit  den  Leuten  über  bestimmte  Rechts- 
materien Belehrung  zukommen  zu  lassen.  Sowohl  für  diese  Rechts- 
vorträge als  für  die  verschiedenen  Verkündigungen  von  Gesetzen, 
Kalender  u.  dgl.  m.,  welche  dem  Gesetzsprecher  obliegen,  wird  der 
Ausdruck  „segja  upp",  d.  h.  aufsagen  gebraucht,  und  als  „uppsaga" 
wird  insbesondere  dessen  Rechtsvortrag  wiederholt  bezeichnet;  B)  der 
Ausdruck  wird  übrigens  auch  von  anderen  Verkündigungen  gebraucht, 
wie  deren  z.  B.  von  einer  dömsuppsaga, 6)  von  einer  uppsaga  am 

x)  Kondngsbök,  19/37;  116/209;  117/216— 17. 

2)  ebenda,  1 16/210.  3)  ebenda,  116/208/  4)  ebenda,  210. 

5)  ebenda,  117/216;  auch  Konüi>gsbök,  86/150  und  S  taÖar  h  ö  lsb  ö  k  , 
283/316. 

6)  Konüngsbök,  48/85;  StaÖarhölsbök,  249/281. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  l8 
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värj)ing  oder  an  der  leiö, J)  einem  segja  upp  ssett, 2)  die  Rede  ist- 
Auch  die  Rechtsvorträge  werden  ferner  regelmäßig  am  lögberg  ge- 
halten, wiewohl  sie  auch  in  der  lögretta  und  bei  ungünstiger  Witte- 
rung sogar  in  der  Kirche  gehalten  werden  können,  welche  an  der 
Dingstätte  sich  befindet ;  3)  auch  bezüglich  ihrer  läßt  sich  ferner  dar- 
tun, daß  der  Gesetzsprecher  im  Grunde  wieder  nur  als  Vorstand  und 
Organ  der  lögretta  aufzutreten  hatte,  so  wenig  dies  auch  auf  den 
ersten  Blick  der  Fall  zu  sein  scheint.  Bei  dem  Rechtsvortrage  mußten 
nämlich  stets  die  sämtlichen  Mitglieder  dieser  letzteren  anwesend,, 
sein,  um  demselben  seine  volle  Bedeutung  zu  sichern  (fylla  upps  ögu) 
ganz  wie  die  auf  den  letzten  Tag  der  Dingzeit  anberaumte  Sitzung 
der  lögretta 4)  augenscheinlich  um  der  gerade  an  diesem  Tage  vor- 
zunehmenden Verkündigungen  willen  zusammenzutreten  hatte;  sicher- 
lich war  hier  wie  dort  die  Meinung  dabei  die,  daß  der  Gesetz- 
sprecher lediglich  namens  der  gesetzgebenden  Versammlung  zum 
Volke  sprechen,  und  daß  somit  insbesondere  auch  sein  Rechtsvor- 
trag lediglich  als  ein  von  dieser  abgelegtes  Zeugnis  über  das  im 
Lande  geltende  Recht  erscheinen  sollte.  Jedes  einzelne  Mitglied  der 
lögretta  war  in  der  Lage,  einem  etwaigen  Zweifel  an  der  Richtigkeit 
oder  Vollständigkeit  dieses  Vortrags  sofort  Ausdruck  geben,  und  den- 
selben durch  die  Berufung  auf  einen  Beschluß  der  gesetzgebenden 
Versammlung  selbst  sofort  zur  Entscheidung  bringen  zu  können; 
erfolgte  kein  derartiger  Einspruch,  so  mochte  demnach  der  Vortrag, 
recht  wohl  als  ein  Zeugnis  dieser  Versammlung  selbst  über  das 
geltende  Landrecht  angesehen  werden,  und  von  hier  aus  erklärt  sich 
zumal  auch  ganz  befriedigend,  warum  Novellen  als  außer  Übung 
gekommen  gelten  konnten,  wenn  sie  volle  drei  Jahre  lang  beim 
Rechtsvortrage  unberücksichtigt  geblieben  waren.  Es  ist  vollkommen 
unbegründet,  wenn  Schlegel,  5)  und  nach  ihm  Pardessus,  6)  dem  Ge- 
setzsprecher eine  Art  eigenen  Gesetzgebungsrechtes  beilegen  wollten, 
welches,  dem  prätorischen  Edikte  der  Römer  einigermaßen  vergleich- 
bar, in  Bezug  auf  seine  Wirksamkeit  auf  dessen  dreijährige  Amts- 
periode beschränkt  gewesen  sei; 7)  nicht  als  eine  Quelle  neuen  Rechtes, 
sondern  nur  als  ein  Zeugnis  über  das  bereits  geltende  Recht  ist  viel- 

x)  Konüngsbök,  100/176;  StaÖarhölsbök,  309/345. 

2)  Bandamanna  s.,  S.  36;  Ölkofra  b.,  S.  ig. 

3)  Konüngsbök,  117/216.  4)  ebenda,  S.  212. 

5)  Comment.,  S.  XLI — II;  Om  Graagaasen,  S.  129. 

6)  Journal  des  Savans,  1831,  S.  200 — 201 ;  Lois  maritimes,  III,  S.  47. 

7)  vgl.  meine  Gegenbemerkungen  im  Artikel  „Graagaas",  S.  38. 
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mehr  dessen  Rechtsvortrag  aufzufassen,  aber  freilich  als  ein  Zeugnis 
von  ganz  ungewöhnlicher  Kraft  und  Bedeutung,  wie  solche  teils  in 
der  Amtsstellung  des  Vortragenden  selbst  und  teils  in  der  stützenden 
Anwesenheit  der  gesamten  gesetzgebenden  Versammlung  begründet 
war.  Ebensowenig  darf  man  aber  daran  denken ,  wie  dies  Jon 
Arnason, J)  freilich  von  Jon  Eiriksson  berichtigt,  und  Jjörör  Svein- 
björnsson -)  wollten,  daß  der  Gesetzsprecher  eben  nur  die  einzelnen 
Gesetze  so,  wie  sie  erlassen  waren,  vorzulesen  oder  auch  vorzutragen 
gehabt  habe;  schon  Pardessus :i)  hat  hiergegen  mit  vollem  Rechte 
geltend  gemacht,  daß  es  sich  nicht  um  ein  bloßes  Vorlesen  habe 
handeln  können  „comme  un  crieur  public  lit  les  actes  de  l'autorite", 
sondern  nur  um  einen  freieren  Vortrag,  welcher  die  Gesetze  ordnete, 
erläuterte,  ergänzte,  allenfalls  sogar  verbesserte,  4)  und  hätte  V.  Finsen 
diese  Auffassung  nicht  wieder  aufgreifen  sollen,  5)  welche  auf  einer 
nahezu  unbegreiflich  mechanischen  Auffassung  des  Ganges  der  Rechts- 
bildung beruht.  Gerade  mit  dieser  freieren  und  selbständigeren  Hal- 
tung der  Rechtsvorträge  dürfte  die  besondere  Fürsorge  zusammen- 
hängen, welche  das  Recht  für  ihre  Vollständigkeit  und  Korrektheit 
trägt.  So  gut  und  erschöpfend  soll  der  Gesetzsprecher  vortragen, 
daß  es  ihm  nicht  leicht  ein  anderer  zuvortun  könnte;  fühlt  er  sich 
aber  hierzu  nicht  tüchtig  genug,  so  mag  er,  ehe  er  jeden  einzelnen 
Rechtsabschnitt  in  Angriff  nimmt,  über  dessen  Inhalt  zuvor  mit 
anderen  erfahrenen  Juristen  sich  beraten,  und  ist  jeder  mit  Strafe 
bedroht,  der  sich  unberufen  in  diese  Beratung  eindrängt. 6)  Doch 
scheint  der  Rechtsvortrag  mit  der  Zeit  von  seiner  ursprünglichen  Be- 
deutung etwas  eingebüßt  zu  haben.  Es  wurde  bereits  früher  darauf 
aufmerksam  gemacht,  daß  die  in  den  Jahren  n  17 — 18  aufgezeichnete 
Hafliöaskrä,  und  das  Gleiche  muß  wohl  auch  von  dem  etwas  später 
aufgezeichneten  Christenrechte  gelten,  wesentlich  nur  eine  schriftliche 
Feststellung  der  wichtigeren  Abschnitte  jenes  Vortrages  gewesen  sei: 

1)  Historisk  Indledning  til  den  islandske  Roettergang,  S.  487 — 88  und  491. 

2)  ebenda,  Fortale,  fol.  h. 

3)  Anm.  21  zu  Baldvin  Einarssons  Rezension,  in  der  Juridisk  Tidsskrift,  Bd. 
XXII,  S.  34,  vgl.  Anm.  22,  S.  35—36.  Wenn  Baldvin  selbst  von  einem  „Vorlesen" 
spricht,  so  ist  dies  nur  eine  ungenaue  Bezeichnung,  da  er  dem  Gesetzsprecher  aus- 
drücklich ein  passendes  Ordnen  des  Rechtsstoffes  und  eine  selbsttätige  systematische 
Darstellung  desselben  beilegt. 

4)  Journal  des  Savans,  S.  202. 

')  Aarb0ger  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie,   1873,  S.  101 — 250;  vgl. 
StaÖarhölsbök,  S.  XXIX- XXXV. 
°)  Konüngsbök,  116/209. 
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damit  war  aber  den  späteren  Gesetzsprechern  der  Grundbestandteil 
ihrer  Vorträge  nach  Form  und  Inhalt  bereits  festgestellt,  und  konnte 
es  sich  fortan  für  sie  nur  noch  darum  handeln,  die  kodifizierte  „upp- 
saga" durch  Einschaltung  neuerer  Novellen,  Berücksichtigung  der 
neueren  Praxis  und  Erörterung  der  neuerdings  etwa  entstandenen 
Streitfragen  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  entsprechend  fortzu- 
bilden, und  allenfalls  auch  durch  einzelne  Vervollständigungen  und 
Erläuterungen  des  älteren  Rechtes  zu  ergänzen.  Wenn  unser  älteres 
Rechtsbuch  einmal  selber  die  „skrä  sü  er  Hafliöi  let  gera"  der 
„annarra  lögmanna  fyrirsögn"  gegenüberstellt  und  erwägt,  wieweit 
diese  oder  jene  einander  vorgehen, J)  wenn  ein  andermal  ein  in  der 
„uppsaga"  gebrauchter  Ausdruck  als  nicht  mehr  recht  verständlich 
in  beiden  Rechtsbüchern  glossiert  wird, 2)  wenn  endlich  wieder  andere 
Male  auf  bestimmte  Aussprüche  einzelner  Gesetzsprecher,  und  zwar 
älterer  sowohl  als  jüngerer,  Bezug  genommen  wird,  nämlich  auf 
Ülfheöinn  Gunnarsson  (1108  — 16),  3)  Markus  Skeggjason  (1084 — 
1107), 4)  dann  Guömundr  porgeirsson  (1123 — 34),  5)  so  deutet  alles 
dies  klar  genug  auf  derartigen  Sachverhalt  hin.  Die  uppsaga  war 
damit  ihrem  Hauptbestandteile  nach  jedermann  zugänglich  geworden, 
und  es  läßt  sich  überdies  nicht  bezweifeln,  daß  schon  frühzeitig  Rechts- 
handschriften umliefen,  welche  in  ähnlicher  Weise  mehr  oder  minder 
erschöpfend  die  Hafliöaskrä  zu  ergänzen  und  zu  erläutern  bestimmt 
waren,  wie  dies  die  Gesetzsprecher  in  ihren  Rechtsvorträgen  zu  tun 
pflegten;  damit  mußte  aber  die  Wichtigkeit  dieser  Vorträge  ganz 
von  selbst  sehr  erheblich  abnehmen.  Während  dieselben  ursprüng- 
lich von  so  entscheidender  Bedeutung  gewesen  waren,  daß  anhaltende 
Heiserkeit  eines  Gesetzsprechers  für  diesen  ein  zwingender  Grund 
sein  konnte,  seine  Würde  niederzulegen,6)  gestattet  unser  älteres 
Rechtsbuch  bereits  ausdrücklich,  daß  dem  Gesetzsprecher,  doch  wohl 
durch  Beschluß  der  lögretta,  in  einem  einzelnen  Jahre  die  Abhaltung 
des  Vortrages  erlassen  werden  möge,  wenn  die  Leute  nicht  Zeit 
dazu  haben  ihn  anzuhören. 7) 

Zur  Vervollständigung  des  bisher  Bemerkten  ist  noch  beizufügen, 
daß  der  Gesetzsprecher  einerseits  gewisse  Einkünfte  aus  seinem 

1)  Konüngsbök,  1 17/213. 

2)  Konüngsbök,  86150;  S  t  aÖ  a  r  h  6  ls  b  ö  k  ,  283/316. 
3j  Konüngsbök,  73/122  und  123. 

4)  Konüngsbök,  221/147;  S  t  a  ö  ar  h  ö  1  s  b  ö  k ,  182/221. 
b)  Konüngsbök,  108/184  und  143/23. 

6)  fslendingabök,  8/13.  7)  Konüngsbök,  117/216 — 17. 
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Amte  bezog,  andererseits  aber  auch  wegen  aller  und  jeder  Versäum  - 
nisse  gewissen  Strafen  unterlag,  welche  er  sich  in  seiner  Amts- 
führung zuschulden  kommen  ließe.  Glänzend  war  allerdings  die 
pekuniäre  Stellung  des  Gesetzsprechers  nicht.  Nach  unserem 
älteren  Rechtsbuche  bezog  derselbe  zunächst  einen  ständigen  Gehalt 
von  zwei  Hunderten  Ellen  vaömäls  jährlich,  welcher  Betrag  aus  den 
bei  der  lögrctta  eingehenden  Geldern  zu  entnehmen  war, l)  und  aller 
Wahrscheinlichkeit  ist  dieser  Bezug  schon  uralten  Rechtens.  Als 
nämlich  im  Jahre  1000  Siöu-Hallr  den  porgeirr  Ljösvetnmgagoöi  da- 
zu bestimmen  wollte,  den  Rechtsvortrag  für  die  Christen  ebensogut 
wie  für  die  Heiden  zu  übernehmen,  versprach  er  ihm  hierfür  nach 
der  übereinstimmenden  Angabe  mehrerer  Quellen  '-)  ein  halbes  Silber- 
hundert, welcher  Betrag  nach  dem  Zeugnisse  unseres  älteren  Rechts- 
buches gerade  damals  zwei  Hunderten  von  Ellen  vaömäls  gleichkam. 8) 
Die  Angabe  mag  aus  der  älteren  Islendingabök  stammen,  während 
deren  uns  allein  erhaltene  jüngere  Redaktion  allerdings  an  der  be- 
treffenden Stelle  keinen  Betrag  nennt;4)  die  Njäla  nennt  allerdings 
nur  drei  Mark  Silbers,  5)  und  die  älteren  Ausgaben  des  Mönches  Oddr 
gar  nur  eine  halbe  Mark  Silbers,  6)  wogegen  in  dessen  neuester  Aus- 
gabe das  ganze  Einschiebsel  fehlt, 7)  aber  da  letzteres  Einschiebsel 
ebenfalls  aus  der  älteren  Islendingabök  zu  stammen  scheint,  ist  hier 
offenbar  J/2  Mark  Silbers  einfach  verschrieben  für  x/2  Hundert  Silbers, 
und  in  der  Njäla  wird  ebenfalls  für  drei  Mark  zu  lesen  sein  fünf  Mark, 
wenn  nicht  etwa  die  Ziffer  lediglich  willkürlich  eingesetzt  sein  sollte, 
weil  drei  Mark  ein  ganz  regelmäßig  wiederkehrender  Betrag  von 
Zahlungen  war.  Man  wird  annehmen  dürfen,  daß  der  Betrag,  welchen 
Siöuhallr  dem  Gesetzsprecher  für  die  Verdoppelung  seiner  Leistung 
versprach,  gerade  der  war,  welchen  derselbe  für  seine  Tätigkeit  zu 
beanspruchen  hatte,  d.  h.  daß  ihm  für  die  Übernahme  der  Funktion 
als  Gesetzsprecher  der  Christen  genau  derselbe  Bezug  in  x^ussicht 
gestellt  werden  wollte,  welchen  er  als  Gesetzsprecher  der  Heiden 
bereits  zu  beziehen  hatte;  damit  aber  wäre  dargetan,  daß  der  stän- 
dige Gehalt  desselben  im  Jahre  1000  bereits  derselbe  war,  welchen 


1)  Konungsbök,  116/209. 

2)  Kristni  s.,  n/22;  Ölafs  s.  Tryggvasonar,  in  den  FMS.  II,  228/236 
und  der  Flb  k.  I,  443. 

3)  Konungsbök,  245/192. 

4)  Islendingabök,  7/11.  5)  Njäla,  105/549. 
°)  Reenhjelms  Ausgabe,  37/138;  FMS.  X,  37/299. 

7)  edd.  Münch,  30/33. 
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unser  Rechtsbuch  ihm  anweist.  Als  unständige  Einnahme  bezog  der 
Gesetzsprecher  ferner  die  Hälfte  aller  Bußen,  auf  welche  am  Alldinge 
erkannt  wurde;  wer  sich  hier  eine  Buße  zuerkennen  läßt,  muß  bei 
Strafe  hiervon  sofort  dem  Gesetzsprecher  Anzeige  machen,  und  ihm 
dabei  die  bei  der  Urteilsverkündigung  beigezogenen  Zeugen  angebend) 
Der  Zahltag  ist  dabei  der  bei  allen  am  Alldinge  zuerkannten  Be- 
trägen gewöhnliche,  nämlich  der  Mittwoch,  und  ebenso  ist  auch  der 
Zahlort  der  für  alle  derartigen  Zahlungen  übliche,  nämlich  der 
Kirchhof  der  Kirche  zu  pingvellir.  Aber  nur  auf  die  am  Alldinge 
zuerkannten  Bußen  erstreckt  sich  dieser  Anspruch  des  Gesetzsprechers, 
wie  ihn  denn  sein  Amt  überhaupt  mit  den  Dingversammlungen  und 
deren  Gerichten  in  keinerlei  Verbindung  bringt;  die  an  einem  vär- 
])inge  zuerkannten  Bußen  teilen  vielmehr  die  Dinggenossen  zu  gleichen 
Teilen  mit  dem  obsiegenden  Kläger,2)  und  wenn  demnach  von  dem 
Gesetzsprecher  bemerkt  wird,  daß  er  an  dem  einzigen  värjringe  einen 
Anteil  an  den  Bußen  zu  beziehen  habe,  welches  er  selber  zu  be- 
suchen verpflichtet  sei,  8)  so  kann  diese  Bemerkung  doch  wohl  nur 
auf  jenen  Anteil  am  Bußbezuge  verstanden  werden,  welcher  den 
Dingleuten  als  solchen  und  somit  ihm  gleich  allen  anderen  zukam. 
Aber  selbst  die  am  Alldinge  zuerkannten  Bußen  unterliegen  jenem 
Ansprüche  des  Gesetzsprechers  nicht  ausnahmslos;  vielmehr  bilden 
nicht  nur,  was  sich  von  selbst  versteht,  die  von  ihm  selbst  verwirkten 
Bußen  eine  Ausnahme  von  der  Regel,4)  sondern  auch  bei  gewissen 
Verstößen  gegen  die  Gerichtszucht  wird  die  Buße  den  Richtern  und 
der  obsiegenden  Partei  gemeinsam  zugewiesen, 5)  so  daß  also  der 
Gesetzsprecher  leer  ausgeht.  Andererseits  treffen  den  Gesetzsprecher 
aber  auch  Strafen  für  jede  Verletzung  seiner  Amtspflichten,  soferne 
er  diese  nicht  durch  den  Beweis  ehehafter  Not  zu  entschuldigen 
vermag.  Der  Regel  nach  ist  es  eine  Geldbuße  von  drei  Mark,  welche 
er  zu  erlegen  hat,  wenn  er  straffällig  wird;  ist  aber  der  von  ihm 
begangene  Verstoß  schwer  genug,  um  unter  den  Begriff  der  J)ings- 
afglöpun,  d.  h.  Dingstörung,  zu  fallen,  so  trifft  ihn  wie  jeden  an- 
deren, der  sich  einer  solchen  schuldig  macht,  die  Strafe  der  Landes- 
verweisung, und  scheint  es  der  Mehrheit  der  lögretta  überlassen  ge- 
wesen zu  sein,  von  Fall  zu  Fall  zu  bestimmen,  ob  das  einzelne  Ver- 
gehen als  ein  schwereres  oder  leichteres  betrachtet  werden  sollte.**) 


2) 
5) 


Konüngsbok,  116/209- 
ebenda,  65/117— 18. 
ebenda,  41/73.  6) 


1 — 10. 

3)  ebenda,  1 17/2 17. 
ebenda,  1 1 7/217. 


4)  ebenda,  1 17/217. 
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Daß  aber  wegen  gröberer  Verstöße  gegen  seine  Amtspflicht  unter 
Umständen  auch  noch  die  Dienstentsetzung  über  den  Gesetzsprecher 
verhängt  werden  konnte,1)  ist  oben  bereits  erwähnt  worden. 

Alles  in  allem  genommen  war  hiernach  die  Stellung  des  Ge- 
setz Sprechers  eine  weit  mehr  glänzende,  als  politisch  einflußreiche. 
Sehr  erheblich  ist  allerdings  der  Einfluß,  welchen  derselbe  durch 
seine  Stellung  in  der  gesetzgebenden  Versammlung,  durch  seine 
Rechtsvorträge  und  durch  seine  Rechtsgutachten  auf  die  Überliefe- 
rung und  Fortbildung  des  Rechtes  ausübte.  Da  zur  Kompetenz  der 
lögretta  auch  die  Verwilligung  von  Gnaden  und  Privilegien  gehörte, 
und  da  die  vom  Gesetzsprecher  ausgehenden  Rechtsweisungen  viel- 
fach auch  für  die  Entscheidung  einzelner  Rechtssachen  maßgebend 
wurden,  mochte  dieser,  zumal  in  der  früheren,  noch  weniger  durch 
Parteiungen  zerrütteten  Zeit,  allenfalls  auch  in  der  Lage  sein,  auf  die 
Handhabung  der  Strafrechtspflege  und  des  Landfriedens  kräftig  ein- 
zuwirken, wie  etwa  Ari  frööi  dem  Skapti  pöroddsson  (1004 — 30) 
nachrühmt:2)  „ä  hans  dögom  urfio  margir  höf]nngjar  oc  ricismenn 
sekir  e})a  landflötta  af  vfg  e]3a  barsmi'Jrir  af  rikis  söcom  hans  oc 
landstjörn".  Aber  von  allen  Befugnissen,  welche  irgendwie  mit  der 
Exekutivgewalt  zusammenhingen,  war  er  aufs  sorgfältigste  ausge- 
schlossen, wie  denn  sogar  die  Hegung  des  Alldinges  nicht  ihm, 
sondern  dem  allsherjargoöi  anvertraut  war,  und  den  Alldingsgerichten 
der  benötigte  Schutz  nicht  von  ihm,  sondern  von  den  Goden  des 
betreffenden  Landesviertels  erteilt  wurde ;  weit  davon  entfernt,  daß 
der  Gesetzsprecher,  wie  Jon  Ärnason  annahm, 3)  am  Alldinge  die- 
selbe Stellung  eingenommen  hätte,  welche  am  Frühlingsdinge  den 
Goden  zukam,  war  vielmehr  dessen  Amt  von  vornherein  auf  einen 
völlig  anderen  Fuß  gestellt  als  die  Würde  dieser  letzteren.  Dazu 
kommt,  daß  die  Tätigkeit  des  Gesetzsprechers,  höchstens  etwa  von 
der  Erteilung  von  Rechtsgutachten  abgesehen,  auf  die  beiden  Wochen 
im  Jahre  beschränkt  war,  während  deren  das  Allding  versammelt 
war,  und  daß  die  Kürze  der  Dauer  seiner  Amtsperiode,  welche  nur 
durch  einen  Beschluß  der  lögretta,  also  der  Gesamtheit  der  Goden, 
verlängert  werden  konnte,  sowie  die  Besetzung  der  Würde  durch 
dieselbe  lögretta,  jede  Erweiterung  seiner  Kompetenz  ausschloß,  die 
ja  nur  auf  Kosten  eben  dieser  Goden  hätte  erfolgen  können.  Die 
Klugheit,  mit  welcher  die  auf  ihre  Macht  eifersüchtigen  Goden  die 


3) 


Konüngsb.ok,  1 16/210. 
Historisk  Indledning,  S.  491. 


2)  fslendi'ngab  ök,  8/13. 
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Kompetenz  auf  ein  für  sie  unschädliches  Gebiet  zu  begrenzen  und 
zugleich  jeden  Anhaltspunkt  zu  einer  Umwandlung  seiner  Gewalt 
in  eine  erbliche  zu  beseitigen  wußten,  hat  in  der  Tat  erreicht,  daß 
selbst  in  einer  Zeit,  in  welcher  alles  auf  die  Herstellung  einer  Allein- 
herrschaft im  Lande  hindrängte,  niemals  der  Versuch  gemacht  wurde, 
das  Gesetzsprecheramt  als  Stützpunkt  in  dieser  Richtung  zu  benützen. 


Abschnitt  III. 

Die  Dingversammlungen. 

§  io.  Allgemeines. 

Der  Ausdruck  ))i'ng  scheint,  um  von  Bedeutungen  abzusehen, 
welche  hier  ganz  abliegen,  ursprünglich  jede  Zusammenkunft  be- 
zeichnet zu  haben,  welche  zu  Zwecken  irgend  welcher  Vehandlungen 
gehalten  wurde.  Von  hier  aus  kann  einerseits  für  die  Begegnung 
im  Kampf  der  Ausdruck  väpnajnng  gebraucht,  *)  und  auch  sonstr 
zumal  in  der  Dichtersprache  das  Wort  oft  genug  in  gleicher  Rich- 
tung verwendet  werden,  und  andererseits  auch  die  vertraute  Zu- 
sammenkunft eines  liebenden  Paares  ein  Jung  heißen ; 2)  von  hier 
aus  kann  „bjööa  til  Jungs"  die  Einladung  zu  einer  Zusammenkunft,3) 


Njäla,  92/141. 

2)  Gisla  s.  Sürssonar,  I,  5 — 6:  bat  var  talat,  at  Kolbjörn  vgeri  1  bingum 
viÖ  |)ördi'si;  Hölmverja  s.,  38/11 1:  hann  böttist  vera  1  bingum  viÖ  jarlsdöttur: 
Föstbrceöra  s.,  I,  10/33:  at  Kolbakr  hafi  bötz  vera  1'  bingum  viÖ  bördfsi;  vgl. 
HarbarÖsljoÖ,  30:  lek  ek  viÖ  ena  h'nhvito, 

ok  launbing  häÖak; 
Ski'rnismal,  38:  naer  bü  a  bingi 

munt  enom  broska 
nenna  NjarÖar  syni. 
:i)  Ynglinga  s.,  52/39:       Ok  til  bfngs 
briÖja  jöfri 
hveÖrüngs  mser 
or  heimi  bauö. 


§  io.  Allgemeines. 


„vera  ä  |ringi"  das  Abhalten  einer  Beratung l)  und  das  Zeitwort 
„]>inga"  schlechthin  das  Führen  einer  Verhandlung  bezeichnen.-; 
Insbesondere  wird  der  Ausdruck  dann  auch  für  Zusammenkünfte 
gebraucht,  zu  denen  größere  Massen  Volk  sich  zusammenfinden,  und 
steht  derselbe  dann  gleichbedeutend  mit  stefna,  fundr,  möt;  es  ist 
früher  schon  erwähnt  worden,  daß  für  das  in  der  älteren  Zeit  so 
beliebte  Schauspiel  einer  Pferdehetze  die  Bezeichnung  hesta))ing  viel- 
fach gebraucht  wird,  und  daß  als  Jung  auch  einmal  eine  Privat- 
zusammenkunft zum  Behufe  einer  Vergleichsverhandlung  bezeichnet 
wird,3)  jetzt  aber  mag  noch  nachgetragen  werden,  daß  der  Ausdruck 
auch  einmal  auf  eine  Zusammenrottung  aufständischer  Bauern  in 
Caithness  Anwendung  findet. 4)  In  einem  engeren  Sinne  versteht 
man  sodann  aber  unter  dem  Jung  eine  Volksversammlung  solenner 
Art  und  stellt  dann  dasselbe  der  stefna  gegenüber;5)  man  braucht 
für  diese  engere  Bedeutung  aber  freilich  lieber  die  Zusammensetzung 
lögjung6)  oder  skap])mg.7)  Nur  mit  dem  jung  in  dieser  letzten  und 
engsten  Bedeutung  haben  wir  es  aber  hier  zu  tun. 

Es  ist  früher  bereits  bemerkt  worden,  daß  in  einigen  Gegenden 
Islands  bereits  in  den  ersten  Zeiten  der  Einwanderung 
Dingversammlungen  eingeführt  wurden.  Ausdrücklich  bezeugt  ist 
die  Einsetzung  des  ])örsnessl)inges  durch  [)örölfr  Mostrarskegg, 
und    die  Einsetzung    des    Kj  alarness [jfnges   durch  porsteinn 


*)  V  ö  1  u  s  p  a  ,  48  :  /Esir  'ru  a  pi'ngi. 

2)  Gisla  s.  Siirssonar,  I,  56:  Ekki  veit  ek,  hvat  peir  pi'nga;  enn  pat  bygg 
ek.  at  peir  prsete  um,  hvort  Vesteinn  hefÖe  ätt  eptir  doetr  einar,  eÖr  hefÖe  hann  ättann 
son  nokkurn'1,  und  ähnlich  II,  142;  E  i  gl  a ,  57/123 :  En  er  pi'nga  skyldi  um  mal 
manna ;  Ljösvetninga  s.,  16/51:  eÖa  hvi  aetlar  nü  at  GuÖmundr  pi'ngi  svä  fast  um 
petta?  Magnüss  s.  gööa,  15/28  (FMS.  VI):  höfömgjar  bäöu  eigi  dreifast  liÖ  sitt, 
ok  ni'nguÖu  um  hvat  at  skyldi  gera ;  Flbk.  III,  421:  enn  paÖ  er  siÖr  ä  Islandi  a 
haustum,  aö  bsendr  pi'nga  til  fätaekra  manna,  wo  es  FMS.  VI,  103/368  heißt:  ok  a 
einu  hausti  attu  bygÖarmenn  fuud  at,  hver  tillög  vera  skyldu  viÖ  fätaeka  menn,  und 
ähnlich  Morkinsk.  97. 

3)  B  ja  mar  s.  Hi t  d  ce  1  a k  a p  p  a ,  S.  56:  bat  er  sagt,  at  sättarfundr  er  lagÖr 
undir  Hrauni,  S.  58 :  Lokit  er  nü  ssettum,  ok  fara  af  pfnginu. 

4)  Flbk.  II,  529. 

5)  Yngh'nga  s.,  4/6:  a  bi'ngum  eöa  stefnum. 

6)  Landnäma,  IV,  7/258:  til  lögpi'nga  allra,  peirra  er  hann  skyldi  själfr  heyja 
und  jüngere  Melabök,  S.  335;  norsteins  p.  uxaföts,  in  der  Flbk.  I,  249; 
Njäla,  76/113:  til  allra  mannfunda  ok  lögpfnga  ;  vgl.  M  o  r  k  i  n  s  k.  183:  at  mal  yrÖi 
eydd  ä  primr  eöa  fjörum  lögpingum,  und  FMS.  VII,  34/142. 

7)  Konungsbök,  82/140:  setja  um  skapping  3  kyrr,  värpi'ng  ok  alpingi 
ok  leiÖ. 
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Ingölfsson;  aber  auch  von  einer  Reihe  von  anderen  Dingversamm- 
lungen können  wir  nachweisen,  daß  sie,  wenn  nicht  vor  der  Ein- 
führung der  Ülfljötslög,  so  doch  vor  dem  Zustandekommen  des  die 
Bezirksverfassung  ordnenden  Gesetzes  bereits  bestanden.  Am  Huna- 
vatnsjnng  z.B.  sehen  wir  bereits  die  Söhne  des  ersten  Einwanderers, 
Ingimundr  gamli,  auftreten,3)  und  am  ])  i  n  g  n  e  s  s  J)  f  n  g  e  wird  be- 
reits verhandelt  und  gekämpft  ein  Jahr  zuvor,  ehe  die  Bezirksver- 
fassung in  Ordnung  gebracht  wurde;2)  das  Vaölajnng  und  das 
Hegranessjnng  müssen  dazumal  auch  bereits  bestanden  haben, 
•da  an  der  Weigerung  der  Angehörigen  der  östlichen  und  westlichen 
Bezirke  des  Nordlandes,  diese  Dingstätten  zu  besuchen,  die  Möglich- 
keit scheiterte,  auch  in  diesem  Landesviertel  mit  den  beliebten  drei 
Dingverbänden  durchzukommen ; 3)  wenn  endlich  bereits  sehr  früh- 
zeitig von  einer  Dingstätte  im  Svarfaöardalr  die  Rede  ist,4)  so 
ist  damit,  wenn  auf  die  Nachricht  einer  so  unverlässigen  Sage  über- 
haupt irgend  welches  Gewicht  gelegt  werden  darf,  ebenfalls  wieder 
für  eine  sehr  frühe  Zeit  eine  Dingstätte  bezeugt,  welche  zu  den 
später  legal  rezipierten  nicht  einmal  gehörte,  u.  dgl.  m.  Alle  diese 
Dingversammlungen  konnten  der  Natur  der  Sache  nach  nur  entweder 
aus  einem  einzigen  Godorde  hervorgegangen  sein,  oder  doch  nur, 
wie  wir  bezüglich  des  Kjalarnessjjfnges  anzunehmen  berechtigt  sind, 
durch  freie  Übereinkunft  mehrerer  Häuptlinge  über  einen  weiteren 
Umkreis  sich  erstrecken,  und  auch  durch  die  Einführung  der  Ülfljöts- 
lög scheint  hieran  nichts  geändert  worden  zu  sein,  nur  daß  jetzt  eine 
Landsgemeinde  (aljnngi,  al]nng)  neben  die  Bezirksversammlungen 
trat;  anders  wurde  die  Sache  aber,  als  um  das  Jahr  965  jenes  die 
Bezirksverfassung  ordnende  Gesetz  erlassen  wurde.  Die  Insel  wurde 
jetzt  in  vier  Viertel  (fjöröüngar,  landsfjöröüngar)  geteilt,  welche  von 
Anfang  an  territoriale  Bezirke  gewesen,  und  dies  bis  auf  den  heutigen 
Tag  geblieben  sind;  jedem  Viertel  wurden  drei,  im  Nordlande  vier 
Dingverbände  (Jnngsöknir)  zugewiesen,  welche  aus  je  drei  Godorden 
bestehend,  ebenso  wie  diese  letzteren  lediglich  persönliche  Verbände 
waren.  Die  Meinung  bei  dieser  Neuerung  war  offenbar  die,  daß 
man  sowohl  aus  den  Dingverbänden  als  aus  den  Landesvierteln 
Dingversammlungen  hervorgehen  lassen  wollte,  welche  sich  als  höhere 
Bezirksversammlungen  zwischen  die  Landgemeinde  und  die  aus  den 


v)  Vatnsdcela,  33/53;  vgl.  15/27:  tökust  pä  upp  lög  ok  landsretti. 

2)  fslendi'ngabök,  5/8;  Landnäma,  II,  18/115  ;Hoensnapöris  s.,  12/167. 

3)  Islendi'ngabök.  5/9.  4)  Svarfdoela,  10/137. 
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einzelnen  Godorden  hervorgehenden  Versammlungen  in  die  Mitte 
schieben  sollten,  falls  überhaupt,  was  nach  dem  oben  Ausgeführten 
zweifelhaft  erscheint,  besondere  Godordsvcrsammlungen  in  der  spä- 
teren Zeit  noch  vorkamen.  Aber  das  Mittelglied  in  dieser  Abstufung, 
das  Viertelsding  nämlich  (( j  6  r  Öüngar})  ( n  g ,  f  j  <  St  ö  ü  n  g  s  |n  n  g , 
fjoröüngajung),  ')  kam,  wie  es  scheint,  von  Anfang  an  nicht  recht 
in  Gang,  oder  erhielt  sich  doch  jedenfalls  nur  sehr  kurze  Zeit  in  all- 
gemeiner Übung.  Ari  frööi  zwar  erwähnt  die  Einsetzung  der  Viertels- 
dinge als  jenem  Gesetze  über  die  Bezirksordnung  unmittelbar  folgend,2; 
und  wir  erfahren  auch,  daß  derselbe  Häuptling,  auf  dessen  Antrag 
dieses  Gesetz  erlassen  wurde,  sofort  an  der  Dingstätte  des  I)örsness- 
jringes  ein  Viertelding  für  Westisland  einsetzte ;  3)  auch  wird  später 
noch  einmal  eines  Vorganges  gedacht,  welcher  an  einem  Viertels- 
ding an  eben  dieser  Dingstätte  sich  begeben  haben  soll. 4)  Aber  in 
keinem  der  übrigen  drei  Dandesviertel  wird  jemals  einer  ähnlichen 
Versammlung  Erwähnung  getan;  zu  den  drei  echten  Dingen  (skap- 
Jnng)  wird  das  Viertelsding  in  unseren  Rechtsbüchern  nicht  gerechnet,5) 
und  in  diesen  wird  es  überhaupt  nur  einmal  besprochen,  und  zwar 
als  eine  Versammlung,  welche  nur  ausnahmsweise  hin  und  wieder 
vorkomme.  6)  Damit  ist  alles  verzeichnet,  was  unsere  Quellen  über 
die  Viertelsdinge  zu  berichten  wissen.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
war  die  Absicht  bei  der  Errichtung  dieser  Versammlungen  ursprüng- 
lich die  gewesen,  daß  alle  Rechtssachen,  bei  welchen  nur  Angehörige 
einer  und  derselben  ]nngsökn  beteiligt  waren,  an  deren  Ding,  Sachen, 
bei  welchen  Angehörige  verschiedener  ])ingsöknir,  aber  doch  eines 
und  desselben  Landesviertels  beteiligt  waren,  an  dem  Viertelsdinge, 
endlich  Sachen,  bei  denen  Angehörige  verschiedener  Landesviertel 
beteiligt  waren,  an  dem  al])mge  verhandelt  werden  sollten,  woneben 
dann  je  das  höhere  Gericht  auch  noch  eine  übergeordnete  Kompe- 
tenz dem  niederen  gegenüber  gehabt  haben  wird.  Aber  die  Un- 
bequemlichkeit des  Reisens  in  dem  unwirtlichen  Lande  scheint  bald 

M  vgl.  Jön  Ämason,  S.  362— 9 ;  Schlegel,  Comment.,  S.  XCI— II;  Bald- 
vin  Einarsson,  S.  43 — 44,  Anm. ;  Dahlmann,  II,  S.  209 — 10. 

2)  fslendingabok,  5/9. 

3)  Eyrbyggja,  10/12;  Landnäma,  II,  12/98. 

4)  Landnama,  II,  29/150;  doch  nennt  hier  die  Hauksbök  statt  dessen  das 
„pingeyrarbi'ng  1  DyrafirÖi". 

5)  Konüngsbök,  82/140;  Kaupab.,  46/482 — 3. 

<3)  Vi'gslöÖi,  58/96:  enda  er  rett  at  scekja  a  heraÖsbingum,  hvart  sem  bat  er 
ä  fjorÖimgabingum,  bä  er  bau  eru  höfÖ  ok  fjörÖüngsmenn  allir  eiga  bar  saman  söknir, 
enda  er  rett  ä  varbmgum  beim  öllum  usw.    Die  Stelle  fehlt  in  der  Konüngsbök. 
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zu  einer  Reduktion  der  anfanglich  beabsichtigten  Versammlungen 
geführt  zu  haben ;  man  fand  es,  wie  es  scheint,  zweckmäßiger,  einer- 
seits dem  Allding  ziemlich  uneingeschränkt  eine  konkurrierende 
Gerichtsbarkeit  neben  den  Gerichtshöfen  der  Dingverbände  auch 
schon  in  erster  Instanz  einzuräumen,  und  andererseits  dem  Kläger 
zu  gestatten,  die  Klage  gegen  den  Angehörigen  eines  anderen  Ding- 
verbandes nach  freier  Wahl  ebensogut  bei  dem  Gerichte  seines 
eigenen  als  bei  dem  Gerichte  des  Dingverbandes  seines  Gegners 
anbringen  zu  dürfen.  Waren  aber  die  Viertelsdinge  erst  in  Bezug 
auf  ihre  gerichtliche  Bedeutung  überflüssig  gemacht,  so  mochten  sie 
in  anderen  Beziehungen  um  so  mehr  entbehrlich  scheinen,  als  ja  für 
die  wenigen '  Fälle,  in  welchen  dieselben  etwa  sonst  noch  eine  Be- 
deutung hätten  haben  können,  wie  etwa  die  Ernennung  eines  Ersatz- 
mannes für  einen  verstorbenen  Gesetzsprecher  oder  die  Regelung 
des  ausnahmsweise  einem  Landesviertel  zufallenden  Anteiles  an  der 
Armenpflege,  recht  wohl  ein  Zusammentritt  der  demselben  ange- 
hörigen  Goden.  am  Alldinge  aushelfen  konnte.  So  mochte  denn  der 
Besuch  eines  Vierteldinges  neben  dem  Besuche  des  Alldinges  und 
der  aus  der  jnngsökn  hervorgegangenen  Versammlungen  während 
des  kurzen  isländischen  Sommers  bald  als  eine  ebenso  überflüssige 
wie  drückende  Last  betrachtet  werden,  und  nur  etwa  noch  für  Not- 
fälle ausnahmsweise  ein  solches  abgehalten  werden,  wenn  entweder 
am  Alldinge  die  an  dasselbe  gebrachten  Rechtssachen  aus  einem 
einzelnen  Landesviertel  nicht  hatten  bewältigt  werden  können,  oder 
andere  gemeinsame  Angelegenheiten  eines  solchen  zu  verhandeln 
waren;  mag  sein,  daß  jenes  pverärjnng,  an  welchem  im  Jahre  1262 
die  Westländer  ihre  Unterwerfung  unter  den  König  von  Norwegen 
erklärten,  als  ein  Viertelsding  aufzufassen  ist.  *)  Um  so  bedeutsamer 
sind  dagegen  die  Versammlungen,  welche  aus  dem  Dingverbande 
hervorgehen,  nämlich  das  Frühlingsding  (värjnng,  vorging)  und 
das  Herbstding  (leiö,  haustj)ing);  sie  sind  es,  welche  mit  dem 
Alldinge  zusammen  die  drei  Jahresversammlungen  (skapjnng)  bilden, 
und  von  ihnen  wird  demnach  noch,,  wie  von  dem  Alldinge,  in  .den 
nächstfolgenden  Paragraphen  noch  des  Näheren   zu   handeln  sein. 

l)  In  der  Zeit  nach  der  Unterwerfung  unter  Norwegen  kommt  es  vor,  daß  ein- 
mal die  Nordländer  und  Westländer  das  Allding  nicht  besuchen  und  dafür  je  zwei 
heraösjnng  in  jedem  Viertel  halten  (1304),  und  ein  andermal  scheint  im  Westlande 
das  horskafjarÖarhmg  in  gleichem  Sinne  berufen  worden  zu  sein  (1320),  Annälar, 
h.  a. ;  vgl.  Jon  SigurÖsson,  im  Safn,  II,  S.  53—54  und  57.  In  der  republikani- 
schen Zeit  kommt  aber  dergleichen  nicht  vor. 
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1  )och  mag  bereits  hier  erwähnt  werden,  daß  sie  dem  Alldinge  gegen- 
über als  Bezirksversammlungen  (h  e  r  a  ö  s  |)  1  n  g)  bezeichnet  werden, 
welche  Bezeichnung  freilich  auch  die  Viertelsdinge,  wo  sie  vorkommen, 
mit  umfaßt, 1)  und  daß  andererseits  die  hervorragende  Bedeutung, 
welche  dem  Alldingc  als  der  gemeinsamen  Landesversammlung  zu- 
kam, sich  auch  wohl  darin  geltend  macht,  daß  dieses  letztere  hin 
und  wieder  schlechthin  als  das  [ring  bezeichnet  wird.  Als  dann  ge- 
legentlich der  Errichtung  des  fünften  Gerichtes  neue  Godorde  zu- 
gelassen wurden,  und  nach  und  nach  die  Dingverbände  überhaupt 
sich  zersplitterten,  -kamen  sodann  noch  weitere  Bezirks  Ver- 
sammlungen neben  denen  der  althergebrachten  13  Jungsöknir  auf, 
Bezirksversammlungen  also,  welche  nicht  mehr,  wie  dies  ursprünglich 
der  Fall  sein  sollte,  von  je  drei  samjimgisgoöar  gemeinsam  gehalten 
wurden ;  aber  auch  von  ihnen  soll  erst  später  des  Näheren  gesprochen 
werden,  wogegen  hier  noch  einige  allgemeine  Bemerkungen  über 
die  Dingversammlungen  überhaupt  gemacht  werden  mögen. 

Jede  Dingversammlung  trat  auf  Island  zu  einer  ein  für  allemal 
bestimmten  Zeit  und  an  einem  ein  für  allemal  bestimmten 
Orte  zusammen;  allerdings  konnten  in  beiden  Beziehungen  Ab- 
weichungen von  dem  Herkommen  beliebt  werden,  allein  dieselben 
bedurften  besonderer  Formalitäten,  und  jedenfalls  eines  förmlichen 
Beschlusses  der  Dinggemeinde  oder  ihrer  Vertreter,  um  rechtsgültig 
zustande  zu  kommen.  In  Bezug  auf  das  Allding,  die  Frühlingsdinge 
und  die  Herbstdinge  wird  das  Nähere  in  dieser  Beziehung  später 
noch  zu  erörtern  kommen;  hier  aber  ist  bereits  auf  den  weiteren 
Abstand  aufmerksam  zu  machen,  welcher  gerade  in  diesem  Punkte 
zwischen  der  isländischen  und  der  norwegischen  Dingverfassung  be- 
stand. Auch  in  Norwegen  trat  zwar  das  lögjring  der  großen  Ding- 
verbände regelmäßig  an  einer  bestimmten  Dingstätte  und  zu  einer 
bestimmten  Zeit  zusammen;  aber  es  konnte  je  nach  Bedarf  aus- 
nahmsweise auch  anderswohin  und  auf  eine  andere  Zeit  berufen 
werden,  und  für  die  übrigen  Dingversammlungen  galt  vollends  die 
Regel,  daß  der  ein  Ding  berufen  soll,  der  eines  solchen  bedarf.  Im 
bestimmtesten  Gegensatze  zu  Norwegen  gibt  es  demnach  auf  Island 
nur  echte  Dinge,  keine  gebotenen,  und  kann  es  nicht  schwer  halten, 
den  Grund  dieser  durchgreifenden  Verschiedenheit  zu  entdecken; 
er  liegt  in  der  Zerstreutheit  der  Bevölkerung  und  der  großen  Un- 


l)  Vi'gslöÖi,  58/96;  auch  schon  vor  der  Einsetzung  des  Alldings,  Eyrbyggja, 
4/7  «od  Landnama,  II,  12/97. 
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wegsamkeit  des  Landes,  welche  einen  häufigeren  und  unvorbereiteten 
Besuch  von  Dingversammlungen  geradezu  unmöglich  machte.  Ver- 
pflichtet zum  Dingbesuche  waren  jedenfalls  alle  Goden  des 
ganzen  Landes,  soweit  das  Allding,  und  die  drei  Goden  jedes  ein- 
zelnen Dingverbandes,  soweit  dessen  Frühlings-  und  Herbstding  in 
Frage  stand,  nur  daß  es  ihnen  freistand,  sich  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten vertreten  zu  lassen;  einfinden  mußten  sich  ferner  alle 
diejenigen,  welche  als  Streitteile,  Zeugen,  Geschworene  am  Ding 
verwendet  werden  wollten,  und  zum  Erscheinen  an  demselben  ge- 
hörig aufgefordert  worden  waren ;  wieweit  aber  die  gleiche  Verpflich- 
tung auch  den  übrigen  Bauern  oblag,  scheint  bezüglich  des  Alldinges 
und  der  beiden  anderen  Dingversammlungen  verschieden  normiert 
gewesen  zu  sein.  Jedenfalls  konnte  erscheinen  wer  da  wollte,  und 
da  der  Dingbesuch  ganz  abgesehen  von  den  Strafen  und  sonstigen 
Rechtsnachteilen,  welche  sich  unter  Umständen  an  dessen  Versäumung 
knüpften,  als  eine  Ehrensache  für  einigermaßen  vermögliche  Leute, 
und  zugleich  als  eine  sehr  unterhaltende  Sache  galt,  von  der  man 
sich  nicht  leicht  ohne  Not  abhalten  ließ,  es  war  im  allgemeinen  der 
Zudrang  zu  diesen  Versammlungen  kein  geringer.  Zumal  dem  All- 
dinge gegenüber  machten  sich  diese  Rücksichten  geltend,  und  galt 
es  als  ein  ungern  gehörter  Vorwurf,  wenn  jemandem  gesagt  wurde  : 
„du  bist  selten  zum  Alldinge  geritten,  und  hast  dich  wenig  an  den 
Händeln  am  Dinge  beteiligt", J)  so  fehlt  es  andererseits  auch  nicht 
an  Belegen  für  das  lebendige  Treiben,  welches  sich  an  der  Lands- 
gemeinde entwickelte.  Große  Scharen  Volks  pflegten  dort  zusammen- 
zukommen, da  neben  den  eigentlichen  Dingleuten  auch  eine  zahl- 
reiche Begleitung  sich  einfand ;  oft  treffen  wir  auch  Weiber  am  Dinge,2) 
wenn  ihnen  auch  der  Zutritt  zu  der  eigentlichen  Dingstätte  verwehrt 
gewesen  sein  mag.  Als  Jnngför,  d.  h.  Dingfahrt,  wird  die  Reise 
zum  Ding  bezeichnet,  3)  und  oft  genug  ist  von  einem  fara  til  [rings 
oder  koma  til  Jiings  in  den  Quellen  die  Rede.  Allgemein  pflegte 
man  zum  Ding  zu  reiten,  wie  man  denn  noch  heutzutage  auf  Island 
stets  zu  Pferde  reist ;  als  })  i  n  g  r  e  i  ö ,  d.  h.  Dingritt,  wird  darum  auch 
wohl  die  Dingreise  bezeichnet, 4)  und  das  Recht,  sich  am  Ding  sehen 
zu  lassen,  mag  ebensowohl  durch  den  Ausdruck:  „eiga  jringreitt"  be- 

Njala,  121/185. 
2)  z.  B.  ebenda,  2/3;  33/48;  Laxdcela,  23/90. 
'■'')  z.  B.  Konüngsbök,  23/44;  35/62;  105/180. 

4)  Hrafnkels  s.,  11  ;  Njäla,  1 15/174 ;  Konüngsbök,  99/175;  Vfgs- 
löÖi,  39/78. 
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zeichnet  werden, J)  als  durch  die  Worte:  eiga  |)fngvaert,.2)  oder:  eiga 
Iringfart. :i)  Eine  Reihe  von  speziellen  Bestimmungen  in  unseren 
Rechtsbüchern  erklärt  sich  aus  dieser  landesüblichen  Art  des  Reisens. 
Als  fähig  das  Ding  zu  besuchen  flu'ngftrrr  in  diesem  Sinne)  gilt  z.  B. 
nur  der  Mann,  welcher  kräftig  genug  ist  volle  Tagreisen  zurückzu- 
legen, sein  ^gekoppeltes  Pferd  auf  dem  Futterplatze  selber  zu  holen, 
und  seinen  Weg  da,  wo  er  desselben  kundig  ist,  ohne  fremde  I  lilfe 
allein  zurückzulegen. 4)  Läßt  sich  ein  Bauer,  was  in  gewissem  Um- 
fange erlaubt  ist,  in  der  Erfüllung  seiner  Dingpflichten  durch  einen 
anderen  vertreten,  so  muß  er  diesen  seinem  Vertreter  ein  zur  Ding- 
fahrt brauchbares  Pferd  ([ringfeerr  hestr)  und  die  Kost  stellen,  5)  und 
ebenso  darf  unter  Umständen  derjenige,  der  als  Zeuge  zum  Ding 
berufen  wird,  den  gleichen  Anspruch  erheben.  6)  Den  auf  der  Ding- 
fahrt begrißenen  Leuten  wird  ausnahmsweise  verstattet,  auf  fremder 
Wiese  ihre  Pferde  weiden  zu  lassen ;  nur  soll  dabei  der  Grasgarten 
(tun)  nicht  angegriffen  werden,  wenn  derselbe  durch  eine  Umwallung 
(garör)  gehörig  verwahrt  ist,  und  soll  die  Befugnis,  offenbar  der  un- 
mittelbar bevorstehenden  Heuernte  wegen,  auf  die  Heimreise  vom 
Alldinge  sich  überhaupt  nicht  erstrecken. 7)  Wiederum  waren  die 
Pferde  der  auf  der  Dingfahrt  begriffenen  Leute  durch  besonders 
schwere  Strafandrohungen  gegen  Verstümmelungen  und  sonstige 
Beschädigungen  geschützt ;  s)  eigens  besprochen  wird  ferner  auch  der 
Fall,  da  jemand  einem  andern  ein  Pferd  zur  Dingfahrt  leiht.9)  Gleich 
bei  der  Errichtung  des  Alldinges  kam,  als  es  sich  um  die  Wahl  der 
Dingstätte  handelte,  auch  der  Umstand  in  Betracht,  daß  man  einer 
Almende  bedurfte  für  die  Weide  der  Pferde  der  Dingleute,10)  und 

x)  Vi'gslööi,  57/96;  Konüngsbok,  99/174  und  175;  VigslöÖi,  39/77 
und  78. 

2)  Konüngsbok,  105/181  ;  VigslöÖi,  4484. 
:})  Konüngsbok,  99/175;  VigslöÖi,  39/78. 

4)  Konüngsbok,  89/160;  VigslöÖi,  26/44. 

5)  Konüngsbok,  35/63. 

6)  ebenda,  33/59  und  251/201;  VigslöÖi,  29/54—56. 

7)  Landabrb.,  u/233;  in  der  Konüngsbok  fehlt  die  Stelle.  Vgl.  auch  Viga- 
skütu  s.,  15/274. 

8)  Konüngsbok,  164/65;  Kaupab.  36/440  —  1  und  37/441—2;  Landabrb. 
U/233— 4. 

9)  Konüngsbok,  164/62;  Kaupab.  33/433  —  4. 

10)  fslendingabök,  3/6.  Am  värping  scheinen  die  Almenden  gefehlt  zu 
haben;  dafür  galt  hier  aber  die  Regel,  daß  man  seine  Pferde  auf  fremdem  Grunde 
weiden  lassen  durfte,  solange  das  värping  oder  die  leiö  währe,  oder  man  an  den 
Dingbuden  arbeite;  Konüngsbok,  61/112. 
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durch  besondere  Vorschriften  wurden  die  Beziehungen  dieser  letzteren 
zu  dem  Manne  geregelt,  welcher  ihre  Pferde  für  die  Dauer  der  Ding- 
zeit zu  hüten  übernahm;1)  eine  Elle  sollte  für  jedes  Pferd  an  Hut- 
geld bezahlt  werden,  wogegen  der  Hüter  das  Tier  am  Schlüsse  der 
Dingzeit  seinem  Herrn  tot  oder  lebendig  zurückzuliefern,  und  dabei 
die  diligentia  quam  suis  zu  prästieren,  aber  für  Tiere,  welche  ohne 
■sein  Verschulden  umkamen,  nicht  zu  haften  hatte.  Benutzen  durfte 
er  die  ihm  übergebenen  Tiere  nur  insoweit,  als  er  sie  nach  dem 
Weideplatze  und  von  diesem  zurück,  dann  zu  Zwecken  des  Hütens 
selber  reiten  mochte;  aber  auch  dabei  sollte  er  dieselben  nicht  über- 
anstrengen, und  zumal  unter  den  verschiedenen  seiner  Obhut  über- 
gebenen Pferden  den  gehörigen  Wechsel  eintreten  lassen.  Endlich 
wird  auch  noch  von  der  Regel,  daß  niemand  vor  beendigtem  Dinge 
dieses  verlassen  dürfe,  eine  bestimmt  begrenzte  Ausnahme  zugunsten 
derjenigen  Dingleute  gemacht,  welche  lediglich  ihre  entlaufenen 
Pferde  zu  suchen  gehen. 2)  Man  liebte  in  größerer  Gesellschaft  zu 
reiten,  und  zumal  pflegten  sich  die  Dingleute  eines  jeden  Goden  auf 
der  Dingfahrt  zu  diesem  ihren  Häuptlinge  zu  halten,  so  daß  je  nach 
Umständen  60  oder  70  Leute  dessen  Gefolge  bildeten ; s)  aber  auch 
verschiedene  Leute  vereinigten  sich  oft  genug  zu  einem  gemein- 
samen Dingritte,  und  wenn  dergleichen  in  gewöhnlichen  Fällen  nur 
um  der  Annehmlichkeit  willen,  oder  auch,  soviel  den  einzelnen 
Goden  betraf,  zur  Erhöhung  des  Glanzes  seiner  Erscheinung  ge- 
schehen mochte,  so  hatte  die  Sache,  wenn  man  etwa  am  Dinge  mit 
einem  mächtigen  Gegner  zu  tun  hatte,  doch  auch  noch  eine  ernstere 
Bedeutung.  Oft  genug  kam  es  ja  vor,  daß  die  Parteien  einander 
mit  gewafTneter  Hand  den  Zutritt  zur  Dingstätte  zu  verwehren  suchten 
(banna  Jnngreiöina,  verja  Jnnghelgina), 4)  so  daß  die  Zahl  und  Tapfer- 
keit der  Begleiter  der  beiderseitigen  Häuptlinge  geradezu  darüber 
entschied,  ob  es  dem  einen  oder  anderen  Teile  überhaupt  gelingen 
werde,  zum  Dinge  zu  gelangen.  Angesehene  Männer  hatten  für  die 
Dingreise  ein  für  allemal  bestimmte  Gastfreunde,  bei  welchen  sie 
freundliche  Aufnahme  fanden ; 5)  andererseits  sorgte  aber  auch,  das 
Recht  selbst  vor,  daß  alle  Dingleute  auf  der  Hin-  und  Herreise  bei 

1)  Könüngsbök,  76/124;  Kaupab.  38/442 — 3. 

2)  Könüngsbök.  23^4 — 5. 

3)  Grettla,  16/29;  Hrafnkels  s.,  II. 

4)  z.  B.  Sturlünpa,  I,  20/38  und  23/42;  aber  auch  schon  Hcensnaböris  s., 
.13/169  und  14/172— 3;  Vfgagluma,  24/386. 

5)  vgl.  Laxdcela,  33/134    5  und  35/136. 
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den  größeren  Bauern  gastliche  Aufnahme  fanden, ])  und  wenn  dem- 
nach von  Speise  die  Rede  ist,  welche  der  in  fremdem  Interesse  das 
Ding  Besuchende  von  seinem  Auftraggeber  zu  fordern  berechtigt  sei 
u.  dgl.  m.,  so  kann  sich  dies  wohl  nur  auf  die  Vorräte  beziehen, 
•deren  man  für  die  Zeit  bedurfte,  da  man  am  Dinge  war,  oder  auch 
für  die  Zeit,  da  man  auf  der  Reise  fern  von  Höfen  sich  befand. 
Doch  scheint  es,  als  ob  in  Bezug  auf  diese  Verköstigung  in  der 
alteren  Zeit  eine  etwas  andere  Übung  geherrscht  habe  als  später,  da 
uns  berichtet  wird,2)  zu  Anfang  des  II.  Jahrhunderts  sei  es  Sitte 
gewesen,  daß  sich  die  Leute  selbst  mit  Kost  zum  Ding  versehen 
hätten,  was  denn  doch  voraussetzt,  daß  dies  später  nicht  mehr,  oder 
doch  nicht  mehr  in  gleichem  Umfange  geschah.  Altere  Schriftsteller 
haben  die  Notiz  vielfach  dahin  deuten  wollen,  als  ob  das  |)ingfarar- 
kaup  der  älteren  Zeit  unbekannt  gewesen  und  erst  bei  Einführung 
der  Hafliöaskrä  als  Ersatz  für  die  früher  übliche  Selbstverköstigung 
eingetreten  sei;:r)  indessen  ist  diese  Annahme  durchaus  verkehrt. 
Bereits  das  Zehntgesetz  von  1096  legt  die  Zehntlast  nur  auf  die 
Bauern,  welche  das  jnngfararkaup  zahlen,  und  die  Volkszählung, 
welche  in  den  Jahren  JI02— 5  stattfand,  erstreckte  sich  nur  auf  diese; 
vor  dem  Jahre  1117  war  dessen  Entrichtung  somit  jedenfalls  auf  der 
Insel  schon  hergebracht.  Da  andererseits  auch  das  norwegische 
Recht  in  ganz  gleicher  Weise  ein  jimgfararfe, 4)  oder  einen  farar- 
eyrir, 5)  oder  doch  eine  Zahlung  dieser  Art  kennt,  welcher  nur  der 
entsprechende  Name  fehlt,6)  so  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  auch 
auf  Island  solche  Zahlungen  bereits  der  ältesten  Zeit  angehören  und 
daß  deren  Leistung  bereits  von  den  ersten  Einwanderern  aus  Nor- 
wegen mit  herübergebracht  worden  sein  werde.  In  der  Tat  war 
dieselbe  auch  recht  wohl  mit  der  Selbstverköstigung  der  Leute  ver- 
einbar, da  ja  auch  dann,  wenn  diese  ihre  Reiseentschädigung  be- 
logen, doch  für  die  Naturalverköstigung  einstweilen  gesorgt  werden 
mußte;  mag  sein,  daß  die  angeführte  Stelle  der  Grettla  vielmehr  auf 
die  den  größeren  Bauern  auferlegte  Verpflichtung,  die  Dingleute 
ihrerseits  nicht  nur  zu  beherbergen,  sondern  auch  zu  verköstigen 


*)  Konüngsbök,  8/24  und  io'27;  KrR.  17/80  und  18/96. 

2)  Grettla,  16/29:  bat  var  bä  hättr,  at  menn  vistuÖu  sik  själfir  til  buigs,  ok 
reiddu  flestir  mali  um  söÖla  sina. 

3)  So  Jon  Ein'ksson,  bei  Jon  Ärnason,  S.  451;  Bjarni  borsteinsson, 
Om  Afgifter,  S.  62 ;  Dahlmann,  II,  S.  269. 

4)  FrbL.  I,  1;  Landsl.,  bingfb.  2.  5)  Landsl.,  bi'ngfb.  2. 
6)  GhL.3. 
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anspielt,  und  daß  sie  diese  als  erst  in  späterer  Zeit  aufgekommen, 
bezeichnen  will.  Übrigens  ist  mit  dem  erforderlichen  Speisevorrate 
noch  nicht  alles  erschöpft,  was  die  Leute  zum  Ding  mitzubringen 
pflegen ;  an  einer  Stelle  ist  von  einem  Zelte  und  mancherlei  Be- 
quemlichkeiten die  Rede,  deren  man  am  Dinge  bedürfe, x)  an  einer 
anderen  von  „Jnngföt",  die  weit  über  eine  halbe  vaett  (280  Pfund) 
wiegen  mögen, 2)  und  an  einer  dritten  von  „föt",  einem  Zelt,  und 
der  nötigen  Speise,  wobei  selbst  ein  Uberschuß  von  Waren  im  Be- 
trage von  einer  halben  vaett  verstattet  ist. 3)  Für  den  Transport 
aller  dieser  Dinge,  möge  er  nun  zu  Fuß,  zu  Pferde  oder  zu  Schirl* 
geschehen,  wird  den  zum  Ding  Reisenden,  da  sie  kraft  gesetzlicher 
Verpflichtung  unterwegs  sind  und  zugleich  hinsichtlich  ihrer  Reise 
an  gewisse  gesetzlich  feststehende  Termine  gebunden  sind,  eine 
Reihe  von  Indulgenzen  gegenüber  der  sonst  so  streng  überwachten 
Vorschrift,  die  Festtage  und  deren  Vigilien  zu  beobachten,  gewährt 
und  dabei  bemerkt,  daß  ein  Reiter  je  ein  Packpferd  (klyfjahross),  oder 
allenfalls  auch  zwei  Reiter  zusammen  deren  drei  haben  mögen.4)  E? 
zeigen  diese  Angaben,  daß  es  kein  geringes  war,  was  man  auf  der 
Fahrt  zum  Dinge  mit  sich  zu  nehmen  hatte,  zumal  wenn  es  sich 
um  den  Besuch  des  Alldinges  handelte,  wohin  der  Weg  weiter  warr 
und  wo  der  Aufenthalt  länger  dauerte;  ganze  Karawanen  von  Men- 
schen und  Pferden  waren  es,  welche  von  den  verschiedensten  Teilen 
des  Landes  aus  sich  aufmachten,  und  man  hatte  dabei  allerwärts 
seinen  ein  für  allemal  bestimmten  Weg  (rett  Jjingmannaleiö , 5)  al- 
mannavegr), 6)  den  man  einzuhalten  pflegte,  wenn  man  nicht  etwa 
seine  besonderen  Gründe  hatte,  ihn  zu  vermeiden.  Man  pflegte  dabei 
nicht  nur  auszurechnen,  wie  viele  Tagreisen  (dagleiöir)  von  diesem 
oder  jenem  Punkte  aus  bis  zur  Dingstätte  seien,7)  sondern  es  stellte 
sich  auch  gerade  in  Bezug  auf  die  Dingreisen  ein  Normalmaß  der 
vollen  Tagreise  fest, 8)  welches  eben  darum  bereits  in  der  Jönsbök 
als  |nngmannadagleiö  bezeichnet  werden  mag.9)  Noch  heutigen  Tages 
wird  auf  der  Insel  nach  ]nngmannaleiöir  gerechnet,  und  pflegt  man 


1)  Konüngsbök,  251/201:  matar  ä  hann  ok  at  kveÖja  hann,  ok  tjalds,  ok 
büftarrüms,  ok  heirrar  reiöu,  sem  hann  harf  ä  bi'ngi  at  hafa ;  VfgslöÖi,  29/55. 

2)  Konüngsbök,  8/24. 

:'j  ebenda,  10/27.  4)  ebenda,  8/24. 

&)  Hrafnkels  s.,  S.  U. 

6)  ebenda,  S.  19.  7)  ebenda,  S.  II. 

8j  Konüngsbök,  89/160:  fullom  dagleiÖom. 
9)  Jönsbök,  bi'ngfb.  1. 
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dieselben  gleich  fünf  dänischen  oder  geographischen  Meilen  zu 
nehmen;  indessen  ist  doch  im  praktischen  Gebrauche  noch  jetzt  die 
Bemerkung  des  Pall  Vidahn  vollkommen  richtig,  l)  daß  die  |>ing- 
mannaleiö  ganz  und  gar  nicht  ein  absolut  gleichmäßig  durchgehendes 
Längenmaß,  sondern  in  verschiedenen  Fällen  je  nach  der  Beschwer- 
lichkeit des  Weges,  der  Lage  der  Futterplätze  und  der  Bauernhöfe 
u.  dgl.  durchaus  verschieden  ausgemessen  sei. 

Am  Ding  selbst,  und  zumal  am  Alldingc,  hatte  man  sich  so* 
dann,  da  es  einen  längeren  Aufenthalt  galt,  sofort  sozusagen  häuslich 
niederzulassen.  Wie  für  die  nötige  Weide,  so  sorgte  auch  für  den 
Bedarf  an  Holz-  während  der  Dingzeit  die  Almende,  welche  in  der 
Nähe  der  Dingstätte  gelegen  war,2)  und  daneben  besaßen  angesehene 
Häuptlinge,  die  sich  für  zahlreiche  Dingleute  vorzusehen  hatten,  auch 
wohl  noch  ihre  eigenen  Privatwaldungen,  wie  uns  denn  einmal  von 
einem  Walde  erzählt  wird,  der  im  gemeinsamen  Besitze  von  sechs 
Goden  stand.3)  Für  die  nötigen  Baulichkeiten  ferner  hatten  die 
Dingleute  selbst  und  hatten  vorab  die  Goden  zu  sorgen,  und  das 
geschah  in  eigentümlicher  Weise,  durch  Errichtung  von  Buden 
(b  ü  ö  i  r),  welche  den  Häusern  analog  gebaut  wurden.  Zwei  Lang- 
wände 4)  (hliöveggir)  und  zwei  Querwände  wurden  aufgeführt,  und 
zwar  die  letzteren  giebelförmig  (gaflveggr,  gaflhlaö);  regelmäßig 
wurden  diese  nach  der  noch  jetzt  üblichen  Art  abwechselnd  aus 
Lagen  von  Rasen  und  Steinen  aufgeführt,  und  war  es  dabei  je  nach 
Umständen  erlaubt,  den  nötigen  Rasen  gleich  an  dem  Orte  auszu- 
stechen, wo  die  Bude  stand. 5)  So  entstand,  was  man  büöatoptir 
nannte  ")  und  noch  nennt,  nämlich  ein  längliches  Viereck,  aus  vier 
begrasten  Wänden  gebildet,  jedoch  ohne  alle  Bedachung,  wobei  der 
Eingang  (büöardyr)  "')  doch  wohl  wie  bei  allen  anderen  Wohnungen 
in  einer  der  beiden  Giebelwände  sich  befand;  doch  scheint  es  auch 
Buden  von  besserer  Bauart  gegeben  zu  haben,  da  ausdrücklich  von 
Leuten  gesprochen  wird,  welche  aus  dem  Budenbaue  am  Alldinge 
ein  Gewerbe  machten.8)    Für  die  Zeit,  da  das  Ding  versammelt  war,. 


x)  Skyringar,  h.  v.,  S.  640 — 41. 

2)  tslendi'ngabök,  3/6.  3)  Ölkofra  b.,  S.  67— 68. 

4)  bdÖarveggir,  Laxdcela,  67/290;  Eigla,  85/216. 
r>)  Vi'gaskütu  s.,  15/274. 

6)  z.  B.  Vi'gaskütu  s.,  ang.  O. ;  Njala,  1 08/1 66;  Gunnlaugs  s.  orm- 
stüngu,  2/193. 

7)  Konüngsbök,  25/49;  Njala,  24/37;  107/165;  Laxdoela,  67/290. 

8)  Konungsbök,  78/130;  Kaupab.  55/468. 
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erhielten  jene  Wände  eine  vorübergehende  Bedachung,  sei  es  nun 
aus  grober  Leinwand  oder  aus  einheimischem  Wollenzeug  (vaömäl), 
und  vornehmere  Leute  verhängten  auch  wohl  mit  dem  gleichen 
Stoffe  die  innere  Seite  der  Budenwände;  das  nannte  man  tjalda 
büöir  sinar, x)  und  das  Herabnehmen  solcher  Decken  am  Schlüsse 
der  Dingzeit  bregöa  tjöldum  sinum.2)  Der  Bau  und  die  Unterhaltung 
der  Buden  war  lediglich  Sache  ihrer  Eigentümer,  und  wiederholt 
wird  uns  davon  erzählt,  wie  diese  durch  ihre  Dienstleute,  allenfalls 
auch  unter  eigener  Beihilfe,  an  deren  Wiederherstellung  arbeiten 
lassen;3)  hinsichtlich  der  für  die  Frühlings-  und  Herbstdinge  be- 
stimmten Dingstätten  wird  sogar  ausdrücklich  vorgesehen,  daß  jeder 
Dingmann  auch  dann  seine  Pferde  daselbst  weiden  lassen  dürfe, 
wenn  er  außerhalb  der  Dingzeit  dahin  komme,  um  seine  Bude  aus- 
zubessern.4) Der  Besitz  der  Bude  gilt  dabei  als  ein  dauernder;  nur 
in  dem  Falle,  da  eine  solche  eingestürzt  und  während  voller,  drei 
Jahre  nicht  wiederhergestellt  worden  ist,  gilt  sie  als  verlassen,  und 
darf  sich,  wer  da  will,  den  Platz  zur  Errichtung  einer  neuen  Bude 
aneignen.5)  Bezüglich  der  Dingstätten,  welche  dem  Frühlings-  und 
Herbstdinge  entsprechen,  gilt  ferner  die  Regel,  daß  Buden  eines 
Besitzers,  welcher  aus  dem  Dingverbande  ausscheidet,  von  diesem 
zwar  nach  wie  vor  unterhalten,  aber  nicht  neugebaut  werden  dürfen, 
wenn  sie  erst  einmal  völlig  verfallen  sind;  eine  Verletzung  dieser 
Regel  führt  zu  strengen  Strafen,  und  steht  die  Verfolgung  dem 
Grundeigentümer  zu,  auf  dessen  Grund  die  Buden  stehen. 6)  Der 
Satz,  daß  jeder  Dingmann  berechtigt  sei,  sich  an  der  Dingstätte  seine 
eigene  Bude  zu  erbauen,  wird  zwar  nur  bezüglich  der  Frühlings-  und 
Herbstdinge  ausdrücklich  ausgesprochen ; "')  er  scheint  indessen  doch 
auch  in  Bezug  auf  das  Allding  gegolten  zu  haben,  da  wir  auch  hier 


1)  Eigla,  85/215 — 16;  Vigaskütu  s.,  15/274;  Hrafnkels  s.,  S.  12;  Njäla, 
106/164;  ü9/i8o;  136/219;  ferner  Föstbroeöra  s.,  9/87,  welche  Stelle  freilich  auf 
Grönland,  und  Faereyi'nga  s.,  45/210  und  213,  welche  Stelle  sich  auf  die  Faer- 
eyjar  bezieht. 

2)  Vi'gsloÖi,  52/93,  während  in  der  K  o  n ü  n  gs b  ö  k ,  101/177  der  Ausdruck 
ein  anderer  ist.  Vgl.  übrigens  betreffs  der  Einrichtung  der  Dingbuden  Jon  Eiriks- 
son,  zur  Gunnlaugs  s.,  Anm.  25,  S.  29  — 41  und  Vorbemerkungen  zu  Jon  Ärnason, 
zu  Sekt.  I,  S.  449;  dann  Finn  Magnusson,  Grönl.  hist.  Mind.  Mserk.,  II,  S. 
411— 12. 

3)  Vigaskütu  s.,  15/274;  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  2/193. 
*)  Konüngsbök,  61/112. 

5j  ebenda,  fl)  ebenda. 

7)  ebenda,  vgl.  Eigla,  85/215:  ok  bingmenn  hans,  er  bar  attu  büöir. 
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wiederholt  Dingbuden  von  Privatleuten  erwähnt  finden.  ]J  Vor- 
wiegend scheinen  aber  am  Alldinge  die  Goden  ihre  Buden  gehabt 
zu  haben,  und  unser  Rechtsbuch  erklärt  dieselben  sogar  für  berech- 
tigt zu  fordern,  daß  ihre  Dingleute  sich  an  ihre  Bude  hielten.  Jeder 
Dingmann  war  solchenfalls  berechtigt,  von  dem  Goden  eine  Schlaf- 
stelle in  seiner  Bude  (büöarrüm)  zu  beanspruchen,  und  hatte  an- 
dererseits ein  Stück  Leinwand  oder  Wollenzeug  mitzubringen,  welches 
quer  über  die  Bude  reichte  und  doch  wohl  zur  Bedachung  des  be- 
treffenden Raumes  bestimmt  war;  nur  für  den  Fall,  da  ihm  der  Gode 
den  betreffenden  Raum  nicht  anweist,  darf  der  Dingmann  straflos 
sich  in  einer  anderen  Bude  Quartier  nehmen.2)  Dergleichen  Regeln 
scheinen  auch  für  das  Frühlingsding  gegolten  zu  haben,  und  schon 
an  diesem  konnte  es  vorkommen,  daß  ein  Gode  für  die  Unterkunft 
ganzer  Scharen  von  Leuten  zu  sorgen  hatte ; 3)  porsteinn  Egilsson 
läßt  einmal  unmittelbar  vor  dem  Zusammentritte  eines  Frühlings- 
dinges eine  Dingbude  errichten,  geräumig  genug,  um  für  80  Männer 
Unterkunft  zu  bieten, 4)  und  am  Alldinge  mußten  der  Natur  der 
Sache  nach  die  Buden  der  mächtigeren  Häuptlinge  noch  größere 
Verhältnisse  annehmen.  Die  Buden  der  einzelnen  Häuptlinge  ver- 
erbten sich,  wie  es  scheint,  mit  den  Godorden, 5)  und  sie  werden 
regelmäßig  nach  den  Geschlechtern  benannt,  in  deren  Hand  sie  lagen. 
So  wird  uns  im  Westlande  eine  Vatnsfiröingabüö,6)  Saubcemgabüö,7) 
Skaröverjabüö,8)  Dalamannabüö,  welche  den  Dalamenn  im  Westlande 
(vestr  1  Dölum)  gehörte,  9)  Jöklamannabüö  10)  genannt,  —  im  Nord- 
lande eineMööruvellingabüö,11)  Ljösvetmngabüö,12)  Skagfiröingabüö,13) 
—  im  Ostlande  eine  Svinfellmgabüö,14)  —  endlich  im  Südlande  eine 
Mosfellmgabüö,15)  Ölfusmgabüö,16)  Rängaemgabüö,17)  Dalverjabüö,18) 


x)  So  z.  B.  von  Gunnarr  und  von  Njäll,  Njäla,  24/37;  36/53;  37/56. 

2)  Konüngsbök,  23/44  und  45.  Darauf  bezieht  es  sich  auch,  wenn  der  als 
Zeuge  zum  Ding  Berufene  den  Berufenen  „tjalds  ok  büöarrüms  kveöja"  soll,  ebenda, 
251/201. 

3)  Ljösvetninga  s.,  27/93.  4)  Eigla,  85/216. 

5)  vgl.  z.  B.  Sturlünga,  IV,  39/82:  HlaÖbüÖ,  er  fylgöi  Snorrüngagoöoroi. 

6)  Njäla,  146/248;  Laxdoela,  67/290. 

7)  Sturlünga,  IV,  39/82.  8)  ebenda,  III,  43/199. 
»)  Njäla,  33/48;  51/79.           io)  Sturlünga,  V,  30/158. 
u)  Njäla,  120/182;  146/247. 

12)  ebenda,  120/183;  139/223.  i»)  ebenda,  120/182. 

14)  Ljösvetninga  s.,  18/56. 

15)  Njäla,  33/48;  106/164.  16)  ebenda,  120/181. 

17)  ebenda,  2/3;  33/48;  120/180.  •  ebenda,  120/180. 
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welche  letztere  den  Dalverjar  im  Süden  (undir  Eyjafjöllum)  gehörte. 
Hin  und  wieder  wird  allerdings  auch  einmal  die  eine  oder  andere 
Bude  nach  dem  persönlichen  Namen  des  Häuptlinges  bezeichnet,  in 
dessen  Hand  sie  sich  gerade  befindet,  wie  denn  z.  B.  von  einer  büö 
Snorra  goöa,1)  einer  büö  Bjarna  Broddhelgasonar,2)  einer  büö  Skapta 
J)öroddssonar, :i)  einer  Bude  des  Hafliöi  Märsson 4)  und  einer  büö 
Snorra  Sturlusonar 5)  die  Rede  ist;  aber  es  ist  dies  sicherlich  nur 
eine  ungenaue  und  ganz  und  gar  nicht  technische  Redeweise,  wie 
denn  in  der  Tat  die  Mosfellingabüö  als  büö  Gizurar  hvita,6)  die  Ljös- 
vetnmgabüö  als  büö  ])orkels  häks  7)  und  die  Rängsemgabüö  als  büö 
Maröar  gigju s)  sich  bezeichnet  findet.  Von  dem  Namen  des  Go- 
dordes,  dem  sie  zugehörte,  ist  auch  der  Name  der  alsherjarbüö  her- 
genommen ; 9)  sie  gehörte  nämlich  zudem  alsherjargoöorö,  das  noch 
zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  in  der  Hand  der  Nachkommen  des 
Ingölfr  Arnason  war.  Aber  einzelne  Buden  tragen  schon  frühzeitig- 
sächliche  Namen,  welche  von  irgend  welcher  Eigentümlichkeit,  sei 
es  nun  ihrer  Bauart  oder  Belegenheit  hergenommen  sind ;  ich  rechne 
dahin  die  Byrgisbüö,  welche  zu  Anfang  des  II,  Jahrhunderts  den 
Svinfellmgar  gehört  zu  haben  scheint^10)  aber  auch  noch  zu  Anfang 
des  12.  Jahrhunderts  genannt  wird,11)  und  deren  Name  sich  daraus 
erklärt,  daß  dieselbe  auf  drei  Seiten  durch  Lavaklüfte,  auf  der  vierten 
aber  durch  einen  wallartigen  Aufwurf  geschützt  war  und  somit 
wirklich  als  Burg  dienen  konnte,  —  die  Virkisbüö, 1 2)  deren  Name 
auf  eine  ähnliche  Befestigung  hinweist,  —  die  Hlaöbüö,  welche  eben- 
falls zuerst  am  Anfange  des  1 1.  Jahrhundert,13)  und  dann  wieder  zu 
Anfang  des  13.  Jahrhunderts  genannt  w7ird, 14)  und  zwar,  wie  es 
scheint,  dem  Godorde  der  Hvammsverjar  und  damit  dem  späteren 
Snorrüngagoöorö  gehörend,  übrigens  aber  kaum  als  eine  am  Fluß- 
ufer stehende  Bude  zu  fassen  wie  Dasent  will,  noch  auch  als  eine 
gemauerte,  wie  Fritzner  annimmt,15)  sondern  als  eine  aus  lose  auf- 
einander geschichteten  großen  Steinen  erbaute,  —  die  Gryta  oder 

1)  Njäla,  120/181;  139/225;  Laxdoela,  67/290. 

2)  Njäla,  139/222,  3j  ebenda,  140/226. 

4)  Sturlünga,  I,  24/44.  5J  ebenda,  V,  12/125. 

,  6)  Njäla,  120/180. 
7j  ebenda,  121/184.  8)  ebenda,  2/3. 

9j  Sturlünga,  IV,  21/44;  V,  12/126. 
10j  Njäla,  137/221.  n)  Sturlünga,  I,  18/31. 

12)  Njäla,  146/247.  13)  ebenda,  139/323;  146/244. 

14J  Sturlünga,  IV,  39/82. 

15)  Dasent,  The  Story  of  Burnt-Njal,  I,  S.  CXXXVIII,  Anm  ;  Fritzner,  h.  v. 
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Gryla,  welche  Snorri  Sturluson  erbauen  ließ  ]J  und  deren  Name  je 
nach  der  Lesart  eine  Steinwohnung  oder  eine  schreckenerregende 
Befestigung  bedeutet,  —  eine  Valhüll,  welche  sich  gleichfalls  im  Be- 
sitze des  Snorri  Sturluson  befand,2)  und  ein  Valhallardükr, 8)  d.  h. 
Walhallalamm,  letzteres  eine  Bezeichnung,  welche  sich  daraus  erklärt, 
daß  die  so  benannte  Bude  nicht  nur  in  nächster  Nähe  jener  ersteren 
lag,  sondern  sich  auch  im  Besitze  von  Snorris  Sohn  Uraekja  befand. 
Manches  deutet  darauf  hin,  daß  die  Dingbuden  der  einem  und  dem- 
selben Landesviertel  angehorigen  Leute  auch  beisammen  lagen,  und 
damit  mag  es  zusammenhängen,  daß  einmal  von  einer  Vestfiröinga- 
büö, 4)  einer  Norölendmgabüö, 5)  oder  einer  Austfirömgabüö (i)  die 
Rede  ist,  wiewohl  allerdings  auch  damit  nur  in  uneigentlicher  Weise 
die  Bude  eines  einzelnen ,  diesem  oder  jenem  Landesviertel  an- 
gehorigen Hauses  gemeint  sein  kann,  wie  denn  wirklich  die  Norö- 
lendmgabüö an  der  angeführten  Stelle  unzweifelhaft  nur  die  Mööru- 
vellfngabüö  ist.  Deutlicher  noch  scheint,  wenn  ein  andermal  von 
einem  bestimmten  Orte  gesprochen  wird,  „sem  Austfiröingar  eru 
vanir  at  tjalda"; 7)  indessen  ist  doch  auch  die  Stelle  nicht  stringent, 
und  kann  jedenfalls  die  Ordnung  der  Buden  nach  Landesvierteln 
keine  ausnahmslose  gewesen  sein,  da  wir  einmal  die  Austfirömgabüö 
als  nicht  weit  von  der  Jöklamannabüö  gelegen  bezeichnet  finden,  8) 
welche  letztere  doch  jedenfalls  einem  westländischen  Geschlechte  an- 
gehörte. Ein  Verzeichnis  über  eine  Anzahl  von  Dingleuten  mit  An- 
gabe ihrer  Lage,  welches  unter  dem  Namen  der  „AhMngis  Catastasis" 
bekannt  und  in  einer  isländischen  Zeitschrift  abgedruckt, 9)  dann 
auch  von  Dasent  in  einer  englischen  Ubersetzung  mitgeteilt  worden 
ist,10)  ist  erst  um  das  Jahr  1700  angefertigt,  und  bezüglich  der  An- 
gaben über  die  ältere  Zeit  ohne  allen  selbständigen  Wert,  soferne 
dieselben  wesentlich  nur  auf  Grund,  nicht  einmal  richtig  verstandener, 
Aussprüche  der  Njäla  und  einiger  weniger  anderer  Quellen  konstruiert 
sind.    Bemerkenswerter  ist  dagegen,  daß  sich  am  Alldinge  auch  wohl 

*)  Sturlünga,  IV,  21/45— 6. 

2)  ebenda,  V,  12/126;  30/158.  3)  ebenda,  IV,  48/98  und  30/158. 

4)  Kristni  s.,  u/21;  Olafs  s.  Tryggvasonar,  228/23.5  (FMS.  II);  Flbk. 
I,  442,  wo  aber  für:  hjä  VestfirömgabüÖ,  die  bedeutsame  Variante:  hjä  VestfirÖmga- 
f  jörÖungi. 

5)  Njala,  141/228. 

6)  Sturlünga,  V,  30/158  und  159.  7)  Hrafnkels  s.,  S.  12. 

8)  Sturlünga,  V,  30/158. 

9)  J>j6Öölfr,  1851,  Nr.  66—67,  S.  269—70;  vgl.  Nr.  64—65,  S.  260—61. 

10)  The  Story  of  Burnt-Njal,  S.  CXXXV—  VI,  Anm. 
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mancherlei  Gewerbsleute  einzufinden  pflegten,  welche  ihre  eigenere 
Buden  besaßen,  in  welchen  sie  ihrem  Gewerbe  nachgingen.  Unsere 
Rechtsbücher  erwähnen  der  sütara  büöir  und  sveröskriöa  büöir, ]) 
und  die  letzteren  werden  auch  in  der  Njäla  genannt;2)  keinem 
Zweifel  kann  dabei  unterliegen,  daß  unter  den  sütarar  Schuster  zu 
verstehen  sind,  unter  den  sveröskriöar,  die  auch  einmal  als  „menn 
er  fara  meö  sveröskreiö"  bezeichnet  werden,  3)  wird  man  wohl  mit 
den  meisten  neueren 4)  Schwertfeger  zu  verstehen  haben,  und  nicht, 
wie  andere  meinen,  Lederhändler  und  Gerber5)  oder  Torfhändler.6) 
Das  eine  unserer  Rechtsbücher  spricht  außerdem  auch  noch  von 
trüöa  büöir  und  göngumanna  büöir;7)  unter  den  letzteren  sind  die 
Buden  von  Bettlern  gemeint,  deren  auch  einmal  am  {)orskafjaröar- 
Jnnge  Erwähnung  geschieht,  8)  womit  freilich  wenig  stimmen  wn% 
daß  strengens  verboten  war,  den  am  Alldinge  Bettelnden  irgend 
etwas  zu  geben,  oder  daß  die  Bettlerbuden  daselbst  ohne  weiteres 
als  außerhalb  des  Gesetzes  stehend  erklärt  waren,  9)  unter  den  trüöar 
aber,  bezüglich  deren  die  Älteren  noch  vielfach  im  Zweifel  waren,10) 
obwohl  bereits  der  alte  Jon  Olafsson  das  Richtige  gesehen  hatte,11) 
darf  man  sicherlich  nichts  anderes  verstehen  als  Gaukler  und  Bänkel- 
sänger, für  welche  ja  auch  die  ags.  Sprache  den  Ausdruck  trüö  ge- 
braucht,12) woneben  das  Wort  allerdings  noch  in  einem  weiteren  und 
abgeleiteten  Sinne  so  viel  wie  Lump  bedeutet.13)  Endlich  wird  auch 
noch  einmal  eine  Bierbude  (ölbüö)  am  Alldinge  genannt,14)  und  wird 
von  Biersiedern  gesprochen,  die  sich  hier  einfanden,  um  den  Ding- 
leuten ihr  Getränk  zu  verkaufen;15)  wir  finden  in  ihren  Buden  ge- 
legentlich selbst  Männer  höchsten  Ranges,  und  jedenfalls  waren  diese 
die  besten  Abnehmer.    Erhalten  wir  schon  von  hier  aus  den  Ein- 


1)  Konüngsbök,  101/176;  VigslöÖi,  45/84. 

2)  Njäla,  146/247.  3)  Kaupab.  55/468. 

4)  Gloss.  Grägäs.,  Fritzner,  Möbius,  h.  v. ;  GuÖbrandr  Vigfüssotu 

5)  Gloss.  Njalae,h.  v. ;  GuÖbrandr  Vigfüsson,  s.  v.  büÖ,  dagegen  richtig 
5.  v.  sveröskriÖi. 

6)  Sveinbjörn  Egilsson,  s.  v.  trüör. 

"')  VigslöÖi,  ang.  O.  8)  G 1  s  1  a  s.  S  ü r s s o  n a r ,  I,  S.  54. 

■y)  Konüngsbök,  131/14;  Ömagab.  8/261 — 2. 
10J  vgl.  z.  E.  Gloss.  Njäl.  und  Gloss.  Grägäs,  h.  v. 
n)  Om  Nordens  gamle  Digtekonst,  S.  86  und  Mantissa,  h.  v. 

12)  Sveinbjörn  Egilsson,  Fritzner,  h.  v. ;  GuÖbrandr  Vigfüsson» 
s.  v.  büÖ. 

13)  so  schon  in  den  Versen  des  Käri,  Njäla,  146/249. 
u)  Sturlünga,  V,  12/125.  15)  Ölkofra  b.,  S.  67. 
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druck  eines  sehr  belebten,  bunten  Treibens  am  Dinge,  so  wird  dieser 
noch  erhöht,  wenn  wir  bemerken,  daß  wiederholt  von  mancherlei 
Spielen  und  Lustbarkeiten  die  Rede  ist,  welche  hier  vor  sich  zu 
gehen  pflegten.  Es  geschieht  gelegentlich  einer  Fängabrekka  am 
Alldinge  Erwähnung,  bei  welcher  die  Leute  zu  ringen  pflegten,  und 
traten  sich  dabei  auch  wohl  die  Angehörigen  der  verschiedenen 
Landesviertel  als  streitende  Parteien  gegenüber;1)  wir  erfahren  ferner, 
daß  man  sich  am  Dinge  gerne  mit  Geschichtserzählungen  unterhielt, 
wie  denn  z.  B.  Haidörr  Snorrason  am  Alldinge  die  ütfararsaga  des 
Königs  Haraldr  haröräöi  zu  erzählen  pflegte,  2)  oder  porgrimr  trölli 
am  Garöa))ing  in  Grönland  die  Geschichte  seines  Kampfes  mit 
I)orgeirr  Hävarsson  erzählte ;  3)  wiederum  hören  wir  von  einem  hnatt- 
leikr,  d.  h.  Ballspiel,  das  an  einem  Herbstdinge  im  Vatnsdalr  gespielt 
wurde  4)  u.  dgl.  m.  In  Ernst  und  Scherz  sind  es  die  Dingversamm- 
lungen, in  welchen  das  öffentliche  Leben  des  Landes  am  kräftigsten 
pulsiert;  sie  bilden  die  Zentren,  um  welche  sich  in  beiden  Beziehungen 
des  Volkes  ganzes  Treiben  bewegt. 

Der  Anfang  der  Dingzeit  wird  stets  durch  eine  feierliche  Hegung 
bezeichnet,  für  welche  der  Ausdruck  ])  i  n  g  h  e  1  g  i  oder  J)  i  n  g  h  e  1  g  u  n 
technisch  ist.  Für  das  Frühlingsding  wird  uns  diese  Tatsache  durch 
das  ältere  unserer  beiden  Rechtsbücher  ausdrücklich  bezeugt,  5)  und 
ebenso  für  das  Herbstding;6)  dabei  wird  uns  gesagt,  was  auch  die 
Geschichtsquellen  bestätigen,  daß  diese  Dinghegung  stets  einem  der 
drei  samjnngisgoöar  zustand,  indem  sie  ein  für  allemal  an  ein  be- 
stimmtes Godord  innerhalb  der  Jn'ngsökn  geknüpft  war.  Die  Formel 
der  Dinghegung  wird  uns  nicht  mitgeteilt,  vielmehr  nur  gesagt,  daß 
dieselbe  stets  den  Namen  des  Dings  zu  enthalten  hatte,  auf  welches 
sie  sich  bezog,  und  daß  dabei  auch  die  Jnngmörk  angegeben  werden 
mußten,  welche  für  dasselbe  galten,  d.  h.  wie  sich  unten  noch  zeigen 

*)  Vigaglüma,  13/354 — 5;  Ljösvetm'nga  s.,  11/31. 

2)  Haralds  s.  harÖräÖa,  99/356  (PMS.  VI);  Morkinsk.  73. 

3)  FöstbroeÖra  s.,  9/87  —  8  (Hauksbök). 

4)  Vatnsdcela,  37/60. 

5)  Konüngsbök,  56/97:  GoÖi  sä  er  bmghelgi  ä  bar,  hann  skal  bar  bing  helga 
enn  fyrsta  aptan,  er  beir  koma  til  bings ;  skal  rettr  manns  hälfo  aukaz,  meÖan  ä  bvi 
bmgi  er,  i  orÖom  ok  i  öllom  ä  unom  verkom.  Enn  goÖi  skal  kveöa  ä  bingmörk 
hver  ero,  ok  skal  hann  svä  bing  helga  sem  albi'ngi,  ok  skal  hann  kveöa  ä  hve 
bing  heitir. 

6)  ebenda,  61/111  — 12:  En  leiÖ  skal  svä  helga  jamt  sem  bing,  enda  eykot 
retta  manns  bar  ä  leiÖ  helgaÖri  sem  ä  bingi.  —  —  Enn  sä  goÖi  skal  bat  tma,  er 
bmghelgi  ä,  nema  beir  hafi  bvi  skipt  annan  veg  meÖ  ser. 
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wird,  die  Grenzen  des  den  Zwecken  der  Dingversammlung  dienenden 
Landes.  Hinsichtlich  des  Alldinges  kehrt  im  Rechtsbuche  eine  ent- 
sprechende Vorschrift  nicht  wieder;  allein  da  ausdrücklich  gesagt 
wird,  daß  das  Frühlingsding  ebenso  gehegt  werden  solle  wie  das 
Allding,  ist  die  Existenz  einer  solchen  auch  für  dieses  letztere  eben 
doch  bezeugt,  und  aus  unseren  Geschichtsquellen  läßt  sich  ein  weiteres 
Zeugnis  in  der  gleichen  Richtung  erbringen.  Oben  bereits  wurde 
eine  Notiz  besprochen,  welche  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  aus  der 
älteren  Rezension  der  Islendingabök  stammt,  und  nach  welcher  die 
Hegung  des  Alldinges  bis  zum  mindesten  in  die  erste  Hälfte  des 
12.  Jahrhunderts  herein  demjenigen  Godorde  zugehörte,  welches  in 
der  Hand  der  Nachkommenschaft  des  Ingölfr  Arnarson  lag. *)  Es 
ist  auch  bereits  erwähnt  worden,  daß  die  gleiche  Familie  bis  ans 
Ende  des  Freistaates  im  Besitze  dieses  Vorrechtes  geblieben  sei,  und 
daß  das  betreffende  Godord  eben  wegen  jener  Funktion,  welche  sich 
an  dasselbe  knüpfte,  als  alsherjargoöorö,  dessen  Inhaber  als  alsherjar- 
goöi,  und  die  dazu  gehörige  Dingbude  als  alsherjarbüö  bezeichnet 
wurde,  ganz  wie  man  das  gemeine  Landrecht  als  alsherjarlög,  2)  die 
Landgemeinde  als  alsherjar|)i'ng,  3)  und  das  ihr  zufallende  Vermögen 
als  alsherjarfe 4)  bezeichnete.  Eben  jene,  der  verlorenen  älteren 
Rezension  der  Islendingabök  entstammende  Angabe  zeigt  ferner,  daß 
Ari  in  dieses  sein  Werk  die  altheidnische  Hegungstormel  aufge- 
nommen hatte,  wie  sie  f)ormöör  porkelsson  seinen  Gewährsleuten 
mitgeteilt  hatte,  in  dessen  Hand  das  alsherjargoöorö  sich  zur  Zeit 
des  offiziellen  Ubertrittes  zum  Christentume  befunden  hatte ;  uns  ist 
leider  diese  Formel  verloren,  aber  doch  so  viel  noch  ersichtlich,  daß 
die  Grenzen  des  zur  Dingversammlung  gehörigen  Bezirkes  in  ihr 
ganz  ebenso  angegeben  waren,  wie  dies  bezüglich  der  Frühlingsdinge 
vorgeschrieben  war.  In  ähnlicher  Weise  wurde  auch  der  Schluß  der 
Dingzeit,  für  welchen  die  Bezeichnung  ])  \  n  gl  au  s  n  i  r  r>)  technisch 
ist,  durch  eine  feierliche  Handlung  bezeichnet;  in  Bezug  auf  das 


')  jüngere  Melabök,  335;  börÖar  s.  hre  811,1/94;  über  deren  Zusammen- 
hang mit  der  älteren  Islendingabök  vgl.  meine  Abhandlung  über  die  Quellenzeugnisse 
über  das  erste  Landrecht  und  über  die  Ordnung  der  Bezirksverfassung  des  isländischen 
Freistaates,  zumal  S.  17 — 29. 

'-)  %.  B.  Njäla,  7/14;  144/240;  i45/244;  56/87;  143/235  und  236. 

8)  Flbk.  I,  427;  FMS.  II,  218/208. 

4)  Islendingabök,  3/6.  * 

*)  K  o  n  li  n  gs  b  ö  k  ,  23/44;  76/124;  116/209;  Njala,  76/113;  jjorsteins  b. 
SiÖuhallssonar,  S.  174  (bei  Möbius,  Analecta). 
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Frühlingsding  ist  ausdrücklich  von  einem  „laust  segja  |>ingit"  die 
Rede,  ')  und  wir  werden  nicht  bezweifeln  dürfen,  daß  auch  diese 
Schließung  der  Versammlung  wieder  von  demselben  Goden  werde 
vorgenommen  worden  sein,  welchem  die  Dinghegung  zustand.  Nach 
dieser  Feierlichkeit  wird  der  letzte  Tag  der  Dingzeit  auch  wohl  als 
[nnglausnadagr  bezeichnet;  *2)  indessen  kehrt  in  unseren  Rechtsbüchern 
häufiger  noch  für  den  Schluß  der  Dingzeit  die  Bezeichnung  väpna- 
tak  wieder,  über  deren  ursprüngliche  Bedeutung  sich  neuerdings 
eine  nicht  uninteressante  Kontroverse  erhoben  hat. 3)  Wir  wissen, 
daß  der  Ausdruck  in  der  norwegischen  Rechtssprache  die  feierliche 
Bestätigung  eines  am  Ding  gefaßten  Beschlusses  durch  eine  in  alt- 
herkömmlichen Formen  sich  vollziehende  Berührung  der  Waffen  be- 
zeichnete, und  wir  wissen  auch,  daß  diese  Form  der  Beschlußfassung 
sowohl  als  auch  der  für  sie  in  Norwegen  übliche  Name  sich  über 
die  Grenzen  dieses  Reiches  hinaus  erstreckte.  Wir  sehen  ferner, 
aber  wiederum  außerhalb  Islands,  den  Ausdruck  einmal  für  eine 
WarTenschau  gebraucht, 4)  also  gleichbedeutend  mit  dem  sonst  ge- 
bräuchlichen Ausdrucke  vapna^ing.  Wir  finden  endlich  im  Norden 
von  England  den  Ausdruck  waepentäc  oder  waepengetaec  als  techni- 
sche Bezeichnung  der  Hundertschaft  verwendet,  wobei  ununtersucht 
bleiben  mag,  ob  diese  Verwendung  mit  der  ersteren  oder  mit  der 
zweiten  der  eben  dargelegten  Bedeutung  des  Wortes  zusammen- 
hängen möge.  Auf  Island  dagegen  kommt  die  Geltung  des  Aus- 
druckes für  die  Beschlußfassung  am  Ding  erst  durch  die  norwegi- 
schen Gesetzbücher,  die  Järnsiöa  also  und  die  Jönsbök  auf,  wogegen 
dieselbe  in  den  älteren  Rechtsbüchern  nur  an  einer  einzigen  Stelle 
auftritt,5)  und  zwar  an  einer  Stelle,  welche  einem  Weistume  ent- 
nommen ist,  das  isländische  Männer  in  Norwegen  über  die  ihren 
Landsleuten  in  diesem  Reiche  zustehenden  Rechte  abgaben,  und 
welches  darum  norwegisches,  nicht  isländisches  Recht  enthält.  Im 
übrigen  kommt  der  Ausdruck  in  den  älteren  isländischen  Rechts- 
büchern sowohl  als  Geschichtsquellen  immer  nur  in  der  Formel 
„eptir  väpnatak"  vor,  in  dieser  aber  freilich  auch  oft  genug,  6)  und 


l)  Konüngsbök,  59/107 ;  vgl.  auch  den  Gegensatz:  er  söknarbing  er  laust, 
böat  skuldabing  se  fast,  ebenda,  58/102.  2)  Konüngsbök,  U7/212. 

3)  vgl.  Svend  Grundtvig,  Om  de  Gotiske  folks  Väbened,  K0benhavn,  1871, 
und  meine  Besprechung  der  Schrift  in  der  Germania,  XVI;  Ebbe  Hertzberg, 
Grundtraekkene  i  den  aeldste  norske  Proces,  S.  148 — 55. 

4)  Orkneyinga  s.,  114  oder  Flbk.  II,  429. 

5)  Konüngsbök,  248/196.  °)  ebenda,  47/83 ;  62/1 12. 
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zeigt  sich  dabei  ganz  deutlich,  daß  diese  Formel  nicht  mehr  und 
nicht  weniger  sagen  will  als:  „nach  dem  Schlüsse  der  Dingzeit"'. 
Eine  unserer  verlässigeren  Geschichtsquellen  definiert  den  Ausdruck 
geradezu  in  dieser  Weise,  indem  sie  sagt:  „en  ])at  heitir  väpnatak, 
er  al])yöa  riör  af  aljnngi";1)  genau  auf  dasselbe  Ergebnis  führt  aber 
auch,  wenn  das  ältere  unserer  Rechtsbücher  an  der  einen  Stelle  den 
Goden  „at  Jnnglausnum"  um  die  Haltung  des  feränsdömr  angehen 
läßt,  welcher  dann  „14  nöttum  eptir  väpnatak"  gehalten  werden  soll, 
während  es  an  einer  anderen  Stelle  ganz  gleichbedeutend  vorschreibt, 
daß  dessen  Haltung  zu  erfolgen  habe  „])ä  er  14  nsetr  eru  liönar  frä 
\wi  Jifngr".  2)  Bei  dem  Filiationsverhältnisse,  in  welchem  das  isländi- 
sche Recht  zum  norwegischen  bekanntermaßen  steht,  ist  rein  un- 
denkbar, daß  die  Verschiedenheit  der  Bedeutung,  wie  sie  sich  hier- 
nach ergibt,  eine  ursprüngliche  gewesen  sein  könnte;  andererseits 
gestattet  das  Fehlen  jeder  Andeutung  über  das  Vorkommen  irgend- 
welcher dem  norwegischen  väpnatak  analogen  Förmlichkeit  auf  Island 
die  Annahme  nicht,  daß  etwa  hier  eine  feierliche  Waffenberührung 
den  Schluß  der  Dingzeit  bezeichnet  hätte.  Man  wird  ferner  nicht 
bezweifeln  dürfen,  daß  die  norwegische  Bedeutung  des  Ausdruckes 
die  ältere  ist,  da  sie  auf  einen  Gebrauch  hinweist,  der  nicht  nur  durch 
seine  gesamte  Gestaltung  sich  als  sehr  altertümlich,  sondern  auch 
durch  seine  weite  Verbreitung  sich  als  allgemein  germanisch  erweist; 
es  scheint  sich  aber  auch  der  Grund  nachweisen  zu  lassen,  welcher 
zu  einer  Änderung  des  Sprachgebrauches  auf  Island  führte.  Wir 
wissen,  daß  nicht  nur  in  Norwegen  der  Tempelfrieden  (hofshelgi)  das 
Tragen  von  Waffen  ausschloß,  s)  sondern  daß  man  auch  auf  Island 
die  Waffen  abzulegen  pflegte,  ehe  man  einen  Tempel  betrat,  weil 
man  sonst  den  Zorn  der  Götter  zu  erregen  glaubte,  und  allenfalls 
auch  einer  Buße  verfiel.4)  Ganz  dementsprechend  kamen  nun  in 
Norwegen  die  Leute  schon  zu  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  auch 
zum  Ding  unbewaffnet, 5)  oder  doch  wenigstens  zu  den  am  Dinge 
gehaltenen  Gerichten,  und  ähnlich  wird  es  wohl  auch  in  Island  ge- 
halten worden  sein,  wie  wir  denn  in  der  Tat  hier  einmal  sogar  das 
Schwert,  das  doch  sozusagen  mit  zur  Kleidung  gehörte,  am  Ding 
ganz  ebenso  in  Friedensbanden  (friubönd)  getragen  sehen,  6)  wie  man 
solches  im  eigenen  Hause,  wenn  man  sich  völlig  sicher  glaubte,  in 

*)  Hrafnkels  s.,  S.  19. 

2)  vgl.  Konüngsbök,  48/83  und  84  mit  62/112. 

3)  Eigla,  49/99.  4)  Vatnsdcela,  17/29. 

5)  Eigla,  57/126.  0)  Gisla  s.  Sürssonar,  S.  55. 
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gleicher  Weise  zu  verwahren  pflegte. *)  Es  ist  schwer  abzusehen, 
wie  sich  mit  jenem  WarTenniederlegcn  während  der  Dingzeit  der 
norwegische  Gebrauch  des  vapnatak  vereinigen  läßt;  indessen  läßt 
sich  immerhin  noch  eine  Erklärung  versuchen.  Man  kann  sich  daran 
erinnern,  daß  der  isländische  Häuptling  Valla-Ljötr,  wenn  er  kampf- 
bereit auszog,  eine  Streitaxt  mit  cisenbeschlagenem  Schafte  trug,  da- 
gegen, wenn  er  in  friedlicher  Absicht  ausging,  nur  eine  kleinere,  als 
bryntröll  oder  reföi  bezeichnete  Axt  in  der  Hand  zu  haben  pflegte,2) 
und  daß  auch  K.  ülafr  Tryggvason  mit  einem  reföi  in  der  Hand 
den  Tempel  zu  Maeri  betrat,  welchen  doch  alle  anderen  Leute  waffen- 
los betraten;3)  offenbar  galt  dergleichen  nicht  eigentlich  als  Waffe, 
wie  denn  in  der  Tat  noch  vor  nicht  allzulanger  Zeit  ältere  Bauern 
in  manchen  Gegenden  Norwegens  eine  leichte  Axt  mit  ausge- 
schweiftem Blatte  ganz  gewöhnlich  als  Stab  zu  tragen  pflegten;4] 
möglich,  daß  das  vapnatak  mit  solchen  Handäxten  vollzogen  wurde, 
die  Waffen  heißen  und  doch  auch  wieder  nicht  heißen  mochten. 
Man  kann  andererseits  auch  wohl  auf  den  Gedanken  verfallen,  daß 
vielleicht  ursprünglich  zwischen  verschiedenen  Arten  von  Dingver- 
sammlungen unterschieden,  und  bei  manchen,  wie  beim  väpna|nng 
und  örnarfnng,  das  WafTentragen  gestattet  gewesen  sei,  während 
hinterher  diese  Unterschiede  sich  verwischt  hätten  und  damit  erst 
der  Gebrauch  des  vapnatak  auf  alle  und  jede  Dingversammlungen 
übertragen  worden  wäre.  Man  könnte  endlich  sich  allenfalls  auch 
versucht  fühlen  anzunehmen,  daß  erst  am  Schlüsse  der  Dingzeit, 
beim  Wiederaufnehmen  der  bis  dahin  abgelegten  Waffen  das  vapna- 
tak als  eine  Art  kollektiver  Betätigung  aller  und  jeder  während  der 
Versammlungszeit  gefaßten  Beschlüsse  und  erlassenen  Urteile  vor- 
genommen worden  wäre ;  indessen  ist  dies  wenigstens  für  die  spätere 
Zeit  kaum  anzunehmen,  da  die  Ausdrücke  der  hierher  bezüglichen 
Quellenstellen  keineswegs  auf  eine  Kollektivbestätigung  früher  gefaßter 
Einzelbeschlüsse,  sondern  vielmehr  darauf  hinzudeuten  scheinen,  daß 
das  vapnatak  eben  die  Form  war,  in  welcher  diese  Beschlüsse  zu- 
stande kamen.  Wie  dem  aber  auch  sei,  auf  Island  wenigstens  scheint 
man  an  dem  Satze,  daß  man  ohne  Waffen  zum  Dinge  gehen 
müsse,  wenigstens  seitens  der  Gesetzgebung  strenger  festgehalten  zu 

1)  Sturlünga,  IX,  3/186;  Krokarefs  s.,  S.  8. 

2)  Vallaljöts  s.,  3/208;  Laxdoela,  87/358. 

3)  Öl  als  s.  Tryggvasonar,  107  44  (FMS  II);  vgl.  Flbk.  I,  319—20. 

*)  Fritzner,  s.  v.  reföi.  Ich  selbst  besitze  eine  solche,  welche,  etwa  2 — 300 
Jahre  alt,  aus  der  Landschaft  HarÖanger  stammt. 
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haben,  wenn  man  sich  auch  tatsächlich  oft  genug  über  das  Verbot 
hinaussetzte.  Dem  B.  Gizurr  wird  nachgerühmt,  daß  die  Leute  zu 
seiner  Zeit  friedliebender  geworden  seien,  und  sich  des  Waffentragens 
mehr  entwöhnt  hätten  5 *)  an  dem  vielbesuchten  Alldinge  des  Jahres 
11 20  soll  infolgedessen  nur  eine  einzige  Sturmhaube  zu  sehen  ge- 
wesen sein. 2)  Das  wird  nun  freilich  als  etwas  Außerordentliches  an- 
geführt, und  wenn  im  Jahre  1 1 54  ein  förmliches  Verbot  gegen  das 
WafTentragen  am  Alldinge  erlassen,3)  und  im  Jahre  12 18  von  B. 
Magnus  Gizurarson  das  Tragen  von  Waffen  in  den  Alldingsgerichten 
neuerdings  verboten  wird, 4)  so  zeigt  auch  dies,  daß  man  tatsächlich 
immer  und  immer  wieder  mit  den  Waffen  in  der  Hand  sich  am 
Dinge  und  in  den  Dinggerichten  einzufinden  pflegte.  Aber  immer- 
hin bestand  denn  doch  das  gesetzliche  Verbot,  und  wie  in  Däne- 
mark und  Norwegen  die  Kirchen  ihr  eigenes  Vorhaus  hatten,  in 
welchem  die  Kirchgänger,  ehe  sie  noch  die  Kirche  betraten,  ihre 
Waffen  niederzulegen  hatten  (Vaabenhuus),  so  wurde  das  Gleiche 
auch  von  den  isländischen  Dingleuten  von  Rechts  wegen  gefordert, 
und  erst  beim  Schlüsse  der  Versammlung  und  beim  Verlassen  der 
Dingstätte  durften  die  Waffen  von  ihnen  wieder  aufgenommen  werden. 
Es  ist  klar,  daß  bei  einer  solchen  Gestaltung  des  geltenden  Land- 
rechtes  für  ein  väpnatak  im  norwegischen  Sinne  des  Wortes  keine 
Stelle  zu  finden  war.  Nun  hatte  man  aber  aus  Norwegen  die  Rechts- 
regel mit  herübergenommen,  daß  gewisse  Handlungen  in  einer  ge- 
wissen Frist,  „eptir  väpnatak",  vorgenommen  werden,  gewisse  Rechts- 
folgen nach  solcher  Frist  eintreten  sollten;  die  Formel  wurde,  wie 
so  manche  andere,  unbesehen  weiter  getragen,  obwohl  sie  den  ge- 
änderten Verhältnissen  gegenüber  keinen  vernünftigen  Sinn  mehr 
hatte.  Als  dann  mit  der  Zeit  ein  gelehrtes  Rechtsstudium  aufkam, 
mußte  früher  oder  später  die  Frage  aufgeworfen  werden,  was  denn 
unter  dem  väpnatak  zu  verstehen,  und  an  welchen  Zeitpunkt  dem- 
nach auch  der  Fristenlauf  zu  knüpfen  sei;  da  mochte  es  nun  nahe 
liegen,  statt  des  längst  vergessenen  norwegischen  Gebrauches  an  das 
Wiederaufnehmen  der  während  der  Dingzeit  abgelegten  Waffen  zu 
denken,  was  ja  die  Etymologie  des  Wortes  ebenfalls  erlaubte,  ohne 
daß  man  dabei  bemerkte,  daß  damit  neben  dem  historischen  auch 
ein  praktischer  Irrtum  begangen,  nämlich  anstatt  des  Richterspruches 


*)  Kristni  s.j  13/29. 

2)  ebenda,  14/31.  3j  Annalar,  h.  a. 

4j  Sturlünga,  V,  30/158. 
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der  Schluß  der  Dingzeit  zum  Anfangspunkte  der  laufenden  Frist 
gemacht  wurde.  —  Übrigens  hat  die  rechtsförmliche  Feststellung 
des  Anfangs-  und  Schlußpunktes  der  Dingzeit  in  mehr  als  einer  Be- 
ziehung ihre  sehr  erheblich  praktische  Bedeutung.  Kinmal  nämlich 
galt  die  Regel,  daß  alle  diejenigen  Personen,  welche  überhaupt  vot 
dem  Rechte  als  Dingbesucher  (jringheyendir)  galten,  bei  Strafe  der 
Landesverweisung  das  Ding  nicht  vor  seinem  legalen  Schlüsse  ver- 
lassen durften.  Als  Verlassen  des  Dinges  galt,  wenn  man  sich  aus 
dessen  jnngmark  entfernte,  und  mindestens  eine  Nacht  ausblieb;  unter 
tags  dagegen  durfte  man  sich  allerdings  etwas  freier  bewegen,  jedoch 
auch  dies  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  dadurch  allen  den  Funk- 
tionen kein  Abbruch  geschehe,  zu  welchen  der  Einzelne  sei  es  nun 
durch  seinen  Goden  oder  durch  irgendwelche  Privatpersonen  berufen 
werden  konnte. J)  Zunächst  für  das  Allding  erlassen,  gelten  diese 
Bestimmungen  doch  ganz  gleichmäßig  auch  für  das  värjnng, 2)  und 
als  Dingstörung  (jnngsafglöpun)  wird  hier  wie  dort  deren  Übertretung 
behandelt;  daß  auch  bezüglich  der  leiö  die  gleiche  Regel  galt,  dürfen 
wir  kaum  bezweifeln,  obwohl  sie  bezüglich  ihrer  nirgends  ausdrück- 
lich ausgesprochen  sich  findet.  Sodann  aber  wird  durch  die  feier- 
liche Hegung  und  wieder  durch  die  förmliche  Aufsagung  des  Dinges 
auch  die  Zeit  begrenzt,  für  welche  der  besondere  Dingfrieden  (die 
Jn'nghelgi  in  diesem  Sinne)3),  zu  gelten  hat.  Dieser  kam  dem  ge- 
samten ]n'ngmark  zu,  aber  selbstverständlich  nur  für  die  Dauer  der 
Dingzeit,  und  somit  erst  von  dem  Momente  an,  da  die  Hegung  voll- 
zogen war;4)  er  hat  aber  zunächst  zur  Folge,  daß  der  Rechtsschutz, 
welcher  der  Persönlichkeit  der  Dingbesucher  zuteil  wurde,  gegenüber 
allen  Rechtskränkungen,  mochten  sie  nun  durch  Worte  oder  Werke 
begangen  sein,  ein  sehr  erhöhter  wurde.  Auf  einem  Schlage  oder 
einer  Wunde,  welche  einer  dem  anderen  am  Dinge  zugefügt,  steht 
bereits  die  schwerste  Strafe,  der  Waldgang,  und  überdies  erhöht  sich 
das  Recht  der  Leute  am  Dinge  ein  für  allemal  um  die  Hälfte,  ohne 
daß  dabei  zwischen  al]jfng,  vär]Ding  und  leiö  unterschieden  würde;5) 
die  letztere  Wirkung  des  Dingfriedens,  die  in  Bezug  auf  das  vär]n'ng 
noch  an  einer  weiteren  Stelle  bestätigt  wird,  6)  war  auch  bereits  dem 

x)  Konüngsbök,  23/44 — 45-  '"')  ebenda,  58/100  und  59/107. 

3)  Sturlünga,  I,  17/30. 

4)  Vi'gslööi,  57/96:  a  skapbingi  helgaÖu;  in  der  Konüngsbök  fehlt  die  Stelle ; 
52/92:  ä  bingom  eÖr  ä  leiÖom  helgaÖom;  in  der  Konüngsbök,  101/177  nur  als 
Referenz.  5)  VigslöÖi,  52/92;  in  der  Konüngsbök,  101/177  als  Referenz. 

6)  Konüngsbök,  56/97. 
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norwegischen  Rechte  geläufig. *)  Wer  am  Alldinge  einen  Totschlag 
begeht,  wird  ferner  mit  einem  Kopfgeld  von  drei  Mark  belegt  gleich 
den  Mördern,  Mordbrennern  oder  Verrätern  am  eigenen  Herrn,  wäh- 
rend auf  dem  Kopfe  aller  anderen  Waldgänger  nur  der  einfache 
Betrag  von  einer  Mark  steht;2)  ob  dieselbe  Bestimmung  auch  bezüg- 
lich der  am  Frühlings-  und  Herbstdinge  verübten  Totschläge  gilt, 
wird  freilich  nicht  gesagt,  darf  aber  doch  wohl  als  wahrscheinlich 
bezeichnet  werden.  Endlich  darf  wegen  aller  am  Ding  begangenen 
Körperverletzungen,  von  der  kleineren  Wunde  an  aufwärts,  ein  Ver- 
gleich nicht  ohne  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Versammlung 
eingegangen  werden,  3)  und  wird  dieser  zunächst  ganz  allgemein  aus- 
gesprochene Satz  an  einer  anderen  Stelle  noch  ganz  speziell  in  Be- 
zug auf  das  vär))fng  und  die  leiö  wiederholt.4)  Zum  Schlüsse  be- 
merke ich  noch,  daß  der  Dingfriede  nicht  nur  über  die  Dingstätte 
selbst  (Jnngvöllr)  sich  erstreckte,  sondern  ganz  gleichmäßig  dem 
gesamten  [nngmark  zugute  kam.5)  Keinem  Zweifel  wird  dabei 
unterliegen  können,  daß  bereits  unter  dem  fnngvöllr  der  ganze  Raum 
zu  verstehen  ist,  in  welchem  das  Volk  im  ganzen  sowohl  als  auch 
die  einzelnen  aus  demselben  hervorgegangenen  engeren  Ausschüsse 
sich  zur  Ausübung  der  ihnen  obliegenden  öffentlichen  Tätigkeit  zu 
versammeln  pflegten,  wie  denn  z.  B.  beim  Alldinge  auch  die  Kirche 
als  auf  dem  |)mgvöllr  gelegen  bezeichnet  wird, 6)  und  bis  auf  den 
heutigen  Tag  herab  gerade  an  sie  und  den  zu  ihr  gehörigen  Pfarr- 
hof der  Name  pingvellir  sich  knüpfte.  Ebensowenig  läßt  sich  be- 
zweifeln, daß  das  Jnngmark,  welches  von  jenem  scharf  unterschieden 
wird,  einen  weiteren  Bezirk  bezeichnen  muß,  in  welchem  die  Ding- 
stätte nur  als  ein  Teil  eines  größeren  Ganzen  mit  enthalten  war; 


1)  GbL.  198. 

2)  Konüngsbök,  102/178;  Vi'gslööi,  47/86. 

3)  Vi'gslööi,  57/96;  fehlt  in  der  Konüngsbök. 
4j  ebenda,  43/82;  Konüngsbök,  100/176. 

5)  Vi'gslööi,  57/96. 

6)  Styrmir  fröÖi  sagt  ausdrücklich,  daß  der  heil.  Ölafr  ,,let  kirkju  gera  ä  Islandi 
u  bingvelli,  bar  sem  nü  er  honum  helguÖ  kirkja",  Flbk.  III,  247.  Anderwärts  er- 
fahren wir,  daß  Haraldr  harÖräÖi  „til  kirkju  beirrar,  er  hinn  helgi  Ölafr  konüngr  hafÖi 
scnt  viÖuna  til,  ok  sett  ä  hingvellir  beirra",  eine  Glocke  schickte,  Fagrsk.  188/127; 
vgl.  Flbk.  III,  S.  344:  ,,ok  sü  kirkja  var  sett  ä  bingvelli,  bar  sem  alf.lngi  er  sett", 
und  ähnlich  FMS.  VI,  54/266,  wogegen  die  Morkinskinna  hier  eine  Lücke  hat  und 
die  Heimskr.  36/575  nur  liest:  „er  sett  var  ä  alhingi".  Aber  auch  die  Kristni  s., 
14/30  erwähnt  die  ,, kirkja,  bä  er  Haraldr  konüngr  SigurÖarson  hafÖi  lätit  höggva  viöinu 
til",  und  ebenso  die  Hungrvaka,  8/71. 
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wie  aber  dieser  weitere  Bezirk  zu  fassen  sei,  ist  allerdings  weniger 
klar,  und  hierüber  gehen  denn  auch  wirklich  die  Ansichten  weit  aus- 
einander. Dahlmann  z.  B.  will  unter  demselben  das  goöorö  desjenigen 
Häuptlinges  verstehen,  welchem  die  Hegung  des  betreffenden  Dinges 
zustand,  *)  pörör  Sveinbjörnsson  die  ganze  Jnngsökn,  aus  welcher 
dieses  hervorging, 2)  wogegen  Schlegel  an  mehreren  Stellen  dem 
Worte  diese  letztere  Bedeutung  beimessen,  an  der  oben  angeführten 
Stelle  aber  darunter  die  ganze  Dingstätte,  unter  dem  [jingvöllr  da- 
gegen nur  den  Platz  des  Gerichtes  verstehen  will;3)  von  den  neueren 
Lexikographen  aber  gibt  Ein'kr  Jönsson  nur  eine  Übersetzung,  keine 
Erklärung  des  Wortes,  Möbius  stimmt  mit  ihm  überein,  und  auch 
Fritzner  stellt,  obwohl  er  des  Gegensatzes  gedenkt,  in  welchem  die 
Bezeichnungen  zueinander  stehen,  doch  den  Unterschied  zwischen 
jnngmark  und  ])fngvöllr  keineswegs  fest.  Mir  scheint  nun  sowohl 
der  von  Dahlmann  als  der  von  l)örör  Sveinbjörnsson  aufgestellten 
Deutung  schon  der  Umstand  kategorisch  im  Wege  zu  stehen,  daß 
weder  das  Godord  noch  die  (nngsökn  überhaupt  geographisch  ab- 
gegrenzte Bezirke  waren ;  der  Ansicht  Schlegels  aber,  soweit  sie  über- 
haupt eine  eigentümliche  ist,  fehlt  vollends  jeder  sprachliche  sowohl 
als  sachliche  Halt,  und  steht  derselben  überdies  die  Existenz  der 
Kirche  „ä  ]3i'ngvelli"  direkt  im  Wege.  Mir  scheint  vielmehr  unter 
dem  J)ingmark  die  ganze  Räumlichkeit  verstanden  werden  zu  müssen, 
welche  überhaupt  den  Zwecken  der  Dinggemeinde  zu  dienen  be- 
stimmt war,  und  welche  neben  der  Dingstätte  selbst  auch  noch  den 
Raum  umfaßte,  auf  welchem  die  Dingbuden  standen,  die  Weide- 
plätze, auf  welche  die  Pferde  der  Dingleute  getrieben  wurden,  und 
den  Wald,  aus  welchem  man  das  Brennholz  für  diese  gewann,  die 
Spielplätze  am  Dinge,  sowie  das  zwischen  allen  diesen  Räumlich- 
keiten in  Mitte  liegende  unbenützte  Land  u.  dgl.  m.  Von  hier  aus 
scheint  sich  mir  recht  gut  zu  erklären,  wie  man  dazu  kommen 
konnte,  dem  ganzen  Jnngmark  dieselbe  Heiligkeit  beizulegen  wie 
der  Dingstätte  selbst, 4)  oder  das  Verlassen  des  Jn'ngmark  als  gleich- 
bedeutend mit  dem  Verlassen  der  Dingversammlung  selbst  zu  be- 
zeichnen, 5)  und  jedenfalls  zeigt  der  Umstand,  daß  dabei  das  Ver- 
lassen des  Inngmark  für  eine  einzige  Nacht,  oder  die  Entfernung 


*)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  207 — 8. 

2)  Glossar  zur  Gragäs,  h.  v.  3)  Comment.,  S.  LXXXIX,  Anm. 

4)  Vi'gslöÖi,  57/96. 

5)  Konüngsbök,  23/44;  ferner  58/100  vgl.  mit  59/107. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  20 
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aus  demselben,  um  nach  den  eigenen  Pferden  zu  sehen,  speziell  ins 
Auge  gefaßt  wird,  daß  dabei  keineswegs  an  einen  sehr  weit  aus- 
gedehnten Bezirk  zu  denken  ist.  Nur  unter  jener  Voraussetzung  er- 
klärt sich  auch,  wenn  gelegentlich  der  Möglichkeit  gedacht  wird, 
daß  zwei  verschiedene  Frühlingsdinge  innerhalb  eines  und  desselben 
[ringmark  gehalten  werden  können;1)  es  ist  damit  eben  ganz  der- 
selbe Fall  bezeichnet,  welchen  ein  paar  andere  Stellen  im  Auge  haben, 
wenn  sie  von  zwei  Frühlingsdingen  sprechen,  welche  auf  einem  und 
demselben  Jringvöllr  zusammentreten. 2)  Weil  aber  die  Ausdehnung 
des  [ringmark  darüber  entschied,  wieweit  der  Dingfrieden  reichte, 
mußten  nicht  nur  bei  der  Wahl  einer  neuen  Dingstätte  die  Grenzen 
ihres  Dingmarkes  (die  ]nngmörk)  am  Alldinge  öffentlich  bekannt 
gegeben  werden, 3)  sondern  dieselben  mußten  auch  in  der  Formel, 
mittelst  deren  die  Dinghegung  erfolgte,  von  Jahr  zu  Jahr  speziell 
angegeben  werden,  und  zwar  an  den  Frühlingsdingen  sowohl 4)  wie 
am  Alldinge ; 5)  man  darf  demnach  nicht,  wie  mehrfach  geschehen 
ist,  an  den  auf  die  Hegung  des  Alldings  bezüglichen  Stellen  den  Aus- 
druck auf  die  Hegungsformel  selber  beziehen  wollen.6)  Nur  ein  paar 
ganz  vereinzelte  Stellen  fügen  sich  dieser  Erklärung  nicht,  und  nötigen 
vielmehr  direkt  oder  indirekt  zu  der  von  pörör  Sveinbjörnsson  auf- 
gestellten zu  greifen;7)  aber  diese  Stellen  gehören  auch  lediglich 
einer  späteren  Zeit  an,  in  welcher  die  Herstellung  größerer  Herr- 
schaftsgebiete auf  der  Insel,  oder  vollends  deren  Unterwerfung  unter 
den  König  von  Norwegen  die  {ringsökn  in  der  Tat  zu  einem  geo- 
graphischen Begriffe  hatte  werden  lassen.  Eben  darum  aber,  weil 
das  ganze  Ringmark  unter  dem  Dingfrieden  stand,  und  die  Grenzen 
beider  vollständig  zusammenfielen,  konnte  dasselbe  auch  frischweg 
als  der  durch  den  Dingfrieden  beschützte  Raum  (als  fnnghelgi  in 
diesem  dritten  Sinne)  bezeichnet  werden.  Wiederholt  ist  davon  die 
Rede,  daß  friedlose  Leute,  welche  das  Jringmark  nicht  betreten  durften, 
und  doch  am  Dinge  etwas  zu  suchen  hatten,  oder  Streitteile,  denen 
ein  übermächtiger  Gegner  den  Zutritt  zu  diesem  gewaltsam  ver- 
wehrte, außerhalb  der  |ringhelgi  verbleiben  mußten.  8)    Weniger  klar 


r)  Konungsbök,  83/140;  Kaupab.  66/483. 

2)  Konungsbök,  50/87;  62/115. 

3)  ebenda,  59/107—8.  4)  ebenda,  56/97. 

B)  jüngere  Melabök,  335;  ältere  |)6rÖar  s.  hreÖu,  1/94. 

6)  vgl.  meine  Bemerkungen  in  der  Germania,  XII,  239 — 40. 

7)  z.  B.  Kaupab.  49/460:  Ef  maör  tekr  hjü  oc  öÖru  pingmarki. 

8)  Lj  ösvetninga    s.,    26/93:     peir   tjölduÖu    ägaet    herbergi   viÖ  pi'nghelgi; 
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ist,  daß  anderwärts  einmal  für  ein  ganz  ähnliches  Vorkommnis  der 
Ausdruck  „tjalda  \  fjörbaugsgaröi"  gebraucht  wird;1)  indessen  scheint 
sich  doch  auch  diese  übrigens  ganz  vereinzelte  Bezeichnung  erklären 
zu  lassen.  Von  der  strengen  Acht  (sköggangr)  unterschied  sich  näm- 
lich nach  isländischem  Rechte  die  bloße  Landesverweisung  (fjörbaugs- 
garör)  hauptsächlich  dadurch,  daß  dem  Verwiesenen  die  Reise  außer 
Lands  binnen  einer  gesetzten  Frist  verstattet,  und  während  deren 
Dauer  eine  beschränkte  Zahl  von  Wohnstätten  angewiesen  war,  an 
welchen  er  des  vollsten  Rechtsschutzes  genoß,  und  unverwehrt  ver- 
köstigt werden  durfte;  als  fjörbaugr,  d.  h.  Lebensbuße,  wurde  die 
Zahlung  bezeichnet,  durch  welche  dieses  Maß  des  Rechtsschutzes  er- 
kauft wurde. 2)  Aber  die  dem  Verwiesenen  gewährleistete  Rechts- 
sicherheit erstreckte  sich  noch  einen  Pfeilschuß  weit  hinaus  über 
jedes  der  ihm  zugewiesenen  Domizile,  und  nicht  minder  einen  Pfeil- 
schuß weit  rechts  und  links  von  dem  Wege,  der  von  einem  dieser 
Domizile  zum  anderen  führte, 3)  als  örskotshelgi,  d.  h.  Pfeilschuß- 
frieden, wurde  dieser  weitere  befriedete  Raum  bezeichnet,  wobei 
dessen  Grenze  anfangs  von  Fall  zu  Fall  durch  einen  wirklichen  Schuß 
festgestellt,  4)  später  aber  ein  für  allemal  auf  eine  Strecke  von  240 
Faden  in  gerader  Richtung  gesetzt  wurde.  5)  In  dieser  Anwendung 
mochte  diese  örskotshelgi  demnach  recht  wohl  als  fjörbaugsgarör, 
d.  h.  als  die  Umzäunung  des  durch  Bezahlung  der  Lebensbuße  ge- 
nommenen Wohnortes  bezeichnet  werden,  welche  Bezeichnung  dann 
hinterher  auf  die  Strafe  der  Landesverweisung  selbst  überging;  aber 
wie  die  Pfeilschußweite  auch  sonst  für  Entfernungen  den  Maßstab 
abgab,  und  der  Ausdruck  örskotshelgi  auch  in  solchen  anderen 
Fällen  als  Bezeichnung  für  dieselbe  gebraucht  wurde, 6)  ohne  daß 
dabei  doch  notwendig  irgend  welcher  besonderer  Frieden  mit  in 
Frage  zu  sein  brauchte,  so  mochte  auch  der  Ausdruck  fjörbaugsgarör 

Hoensnaböris  s.,  14/172:  tjalda  ä  brottu  ör  Jnnghelgi.  Vgl.  Sturlünga,  I, 
28/38  und  23/42 :  verja  alla  hinghelgina. 

*)  Vigagluma,  24/386:  Glümr  gekk  til  bmgs  meÖ  hundraÖ  manna,  ok  näÖi 
eigi  nserr  at  tjalda  enn  1'  fjörbaugsgarÖi. 

2)  Konungsbök,  51/88;  67/46.  3)  ebenda,  52/88. 

4)  Landnäma,  V,  4/287—88. 

5)  So  nach  einem  nymseli,  welches  im  VigslöÖi,  5 1/91  zu  finden  ist,  in  der 
Konungsbök  aber  fehlt. 

6)  z.  B.  Konungsbök,  48/84:  dorn  bann  skal  nefna  ütan  garÖs,  bar  er  hvarki 
se  akr  ne  engi,  ok  eigi  firr  garÖi  enn  1  örskotshelgi  meÖgarÖina;  VigslöÖi,  51/91  : 
en  bat  er  vetvangr,  er  örskotslengö  er  ä  alla  vega,  baÖan  frä  er  beir  fundust  fyrst; 
—  —  örskotshelge  er  nü  tvau  hundraÖ  logfaÖma  12  röÖ  ä  slettum  velli. 
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unter  Umständen  in  ganz  gleichem  Sinne  gebraucht  werden,  und  in 
diesem  Sinne  steht  derselbe  wirklich  nicht  nur  in  der  oben  ange- 
führten Stelle  der  Vigaglüma,  sondern  auch  an  einem  anderen  Orte, 
wo  von  einer  Versammlung  die  Rede  ist,  die  „i  fjörbaugsgarö  til 
Löns"  gehalten  wurde. x)  —  Im  Heidentume  hatte  die  Jnnghelgi 
übrigens  noch  in  ganz  anderer  Richtung  sich  geltend  gemacht.  Es 
scheint  damals  jedem  einzelnen  Manne  freigestanden  zu  haben,  welches 
Maß  von  Heiligkeit  er  seinem  Besitze  beilegen  wollte,  wie  etwa 
später  noch  demjenigen,  der  eine  Brücke  baute,  anheimgegeben  war, 
welches  Maß  von  Heiligkeit  (helgi)  er  ihr  beilegen  wollte,  wenn  er 
davon  nur  am  offenen  Ding  Anzeige  machte.2)  Von  hier  aus  erklärt 
sich,  daß  porhaddr  gamli  dem  ganzen  Stöövarfjörör  dasselbe  Maß 
von  Heiligkeit  beilegen  konnte,  welche  der  prändheimer  Landschaft 
Maeri  zukam,  aus  welcher  er  ausgewandert  war  (Maerinahelgi),  und 
welche  jede  Tötung  lebender  Wesen  ausschloß,  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  gewöhnlichen  Haustiere;3)  daß  Jjörölfr  Mostrarskegg  dem 
Berge  Helgafell  die  Ehre  erwies,  daß  niemand  ihn  ungewaschen  an- 
sehen, und  daß  weder  Vieh  noch  Menschen  auf  demselben  geschlachtet 
werden  durften;4)  endlich  daß  der  Tempel  zu  Baldrshagi  in  Norwegen 
samt  seiner  Umgebung  in  der  Art  gefreit  war,  daß  dort  kein  leben- 
des Wesen  getötet  werden  durfte,  weder  Tier  noch  Mensch,  und  daß 
auch  Weiber  mit  Männern  daselbst  keine  Gemeinschaft  pflegen 
durften. 5)  Ganz  wie  die  Tempel  oder  andere  geheiligte  Orte  konnten 
nun  auch  die  Dingstätten  von  ihrem  Besitzer  in  dieser  Weise  je 
nach  Belieben  gefreit  werden.  Wir  wissen,  daß  pörölfr  Mostrarskegg 
seinem  pörsnessjnnge  die  Heiligkeit  beilegte,  daß  daselbst  jedes  ab- 
sichtliche Blutvergießen  untersagt  sein  sollte,  und  nicht  minder  jede 
Verrichtung  der  Notdurft,  zu  welch  letzterem  Behufe  vielmehr  eine 
Felsklippe  in  den  benachbarten  See  (Dritsker)  bestimmt  war;6)  in 
diesem  Falle  freilich  lehnen  sich  einzelne  Dinggenossen  gegen  die 
ungewöhnliche  Bestimmung  auf,  es  kommt  an  der  Dingstätte  zum 
Kampfe,  und  diese  gilt  als  entweiht  durch  das  vergossene  Blut:  sie 


x)  Flöamanna  s.,  10/128:  |)at  er  sagt  eitt  sumar  er  menn  koma  til  manna- 

möts  1  fjörbaugsgarö  til  Löns. 

2)  Konüngsbök,  184/93;  Landabrb.  16/266 — 67. 
3J  Landnama,  IV,  6/254. 

4)  Eyrbyggja,  4/6—7;  Landnama,  II,  12/97. 

5)  FriÖbjöfs  s.,  1/63;  in  der  älteren  Rezension  1/488;  2/490  etwas  abweichend. 
Die  ganze  Sage  ist  übrigens  bekanntlich  unverlässig. 

°)  Eyrbyggja,  4/7;  Landnama,  II,  12/97-8. 
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wird  verlegt,  an  der  neuen  Dingstatte  aber  wurde  von  jener  extra- 
vaganten Bestimmung  abgesehen.  *)  Von  derlei  Absonderlichkeiten 
ist  in  der  christlichen  Zeit  keine  Spur  mehr  zu  finden;  wenn  aber 
im  Heidentume  die  Anschauung  galt,  daß  schuldbeladene  Leute  in 
der  Nähe  eines  Tempels  sich  nicht  aufhalten  dürften,  2J  so  erinnert 
hieran  noch  sehr  bestimmt  der  in  unseren  Rechtsbüchern  sowohl  als 
Geschichtswerken  unzählige  Male  ausgesproche  Satz,  daß  allen  fried- 
losen Leuten,  mochten  sie  nun  rechtsförmlich  aus  dem  Frieden  ge- 
setzt oder  aber  nur  einer  antizipierten  Friedlosigkeit  durch  eine 
schwere  Untat  verfallen  sein,  der  Ritt  zum  Dinge  versagt  sei.  Speziell 
glaube  ich  übrigens  schließlich  noch  bemerken  zu  sollen,  daß  der 
höhere  Rechtsschutz,  welchen  der  Dingfriede  gewährte,  sich  nach  is- 
ländischem Rechte  strengstens  auf  die  Dingversammlung  beschränkte, 
und  nicht  wie  nach  so  manchen  anderen  germanischen  Rechten 
auch  auf  die  Hin-  und  Herreise  zum  Dinge  und  vom  Dinge  erstreckte. 
Die  Bestimmungen,  welche  das  isländische  Recht  über  Verbrechen 
enthält,  die  an  Leuten  auf  der  Dingfahrt  begangen  werden,  sind 
durchaus  nur  formaler  Natur;  sie  suchen  die  lysing,  stefna,  büakvöö 
in  einer  Weise  zu  normieren,  welche  die  rascheste  Rechtsverfolgung 
möglich  macht,  und  beschäftigen  sich  auch  wohl  mit  der  Frage, 
wieweit  dem  Angeschuldigten  das  Recht  zustehe,  am  Ding  zu  er- 
scheinen, aber  von  irgendwelchen  schwereren  Rechtsfolgen  ist  be- 
züglich der  auf  der  Dingfahrt  begangenen  Vergehen  nicht  die  Rede. 

Die  sämtlich  am  Ding  erscheinenden  Leute  werden  als  ]nng- 
heyjendir,  seltener  als  [jinghämenn,  bezeichnet.3)  Man  braucht 
den  Ausdruck:  heyja  J)i'ng,  leiö,  dorn,  ganz  wie  man  sagt:  heyja 
bardaga  oder  orrustu,  und  ist  im  einen  wie  im  anderen  Falle  das 
Abhalten  einer  Versammlung  oder  eines  Kampfes  gemeint;  „f)ä  er 
leiö  häiö,  er  upp  er  sagt",  heißt  es,  4)  und  „fyrir  häöa  döma",  5)  „at 
häöum  dömum", 6)  bedeutet  soviel  wie :  ehe  die  Gerichtssitzungen 
abgehalten  sind,  oder  nachdem  dieselben  abgehalten  sind.  Von  hier 
aus  erklären  sich  jene  Bezeichnungen  der  am  Dinge  anwesenden 
Leute  von  selbst;  beachtenswert  aber  ist,  daß  dieselben  technisch 

*)  Eyrbyggja,  9/10 — Ii  und  lo/ll — 12;  Landnäma,  II,  12/97 — 8. 

2)  Vfgaglüma,  19/371:  var  hann  {ja  fjörbaugsmaÖr ;  en  hann  mätti  eigi  heima 
vera  fyrir  helgi  staÖarins ;  —  —  en  J>vi  skyldu  eigi  sekir  menn  bar  vera,  at  Freyrr 
leyfÖi  eigi,  er  hof  bat  ätti,  er  bar  var. 

3)  Letzteres  z.  B.  Konüngsbök,  35/63. 

4)  ebenda,  84/141.  r>)  ebenda,  81/138. 
6)  ebenda,  84/141. 
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nur  auf,  diejenigen  Leute  Anwendung  finden,  welche  an  den  Ver- 
handlungen am  Dinge  persönlich  Anteil  zu  nehmen  haben,  und  von 
hier  aus  erklärt  sich  der  Satz:  „bcendr  eru  Ju'ngheyiendir,  ok  goöar, 
ok  ]3eir  menn,  er  Jnngfarar  ok  gagna  eru  heiman  kvaddir", 3)  erklärt 
sich  ferner,  wenn  von  Leuten  gesprochen  wird,  welche  Jnngheyiendir 
sind,  „bseöi  um  sin  mal  ok  um  annarra  manna".  2)  Alle  diejenigen 
also,  welche  zum  Besuche  des  Dinges  persönlich  verpflichtet  waren, 
dann  aber  auch  diejenigen,  welche  ohne  schlechthin  zum  Erscheinen 
verpflichtet  zu  sein,  doch  als  vollberechtigte  Angehörige  der  Ding- 
gemeinde zu  betrachten  waren,  wenn  sie  erschienen,  wurden  zu  den 
lungheyiendir  gerechnet;  der  Ausdruck  Jringmenn  dagegen  scheint 
noch  weiter  zu  reichen,  und  alle  und  jede  Personen  zu  bezeichnen, 
welche  sich  am  Dinge  einfanden,  wenn  sie  auch  in  keiner  Weise 
befähigt  und  berufen  waren,  selbständig  an  demselben  aufzutreten. 
Die  Gesamtheit  aber  des  am  Dinge  anwesenden  Volkes  bezeichnet 
man  auch  wohl  als  ])ingheimr.8)  Die  Beteiligung  aber  dieses 
Publikums  an  den  Aufgaben  der  Versammlung  war  eine  sehr  ver- 
schiedenartige, und  soweit  sie  überhaupt  geregelt  war,  waren  es  die 
Jnngsköp,  welchen  ihre  Regelung  anheimgegeben  war;  im  allge- 
meinen ein  für  allemal  zu  Recht  bestehend,  konnten  diese  selbst,  was 
das  Allding  betrifft,  je  nach  Bedarf  im  einzelnen  geändert  werden, 
wie  dies  die  einzelne  Dinggemeinde  zweckmäßig  fand,4)  und  für  die 
Frühlingsdinge  galt  vollends  die  Regel,  daß  sie  sich  ihre  ]nngsköp  selber 
setzen  dürften,  so  lange  nur  dadurch  bestimmt  gebietenden  Landes- 
gesetzen kein  Abbruch  geschehe.5)  Selbstverständlich  waren  es  die 
Häuptlinge,  welche  in  dieser  wie  in  so  mancher  anderen  Beziehung 
den  Ausschlag  gaben,  und  es  kann  darum  auch  wohl  geradezu  von 
einem  solchen  gesagt  werden,  daß  seine  Stimme  den  Ausschlag  ge- 
geben habe  in  allen  die  Dingordnung  betreffenden  Fragen;6)  als 
Inn gsrfkir,  d.  h.  am  Dinge  mächtig,  bezeichnet  man  diejenigen 
Goden,  welche  mächtig  genug  waren  um  am  Dinge  vor  anderen 
ihren  Willen  durchzusetzen, 7)  und  kam  es  dabei  nicht  nur  auf  die 

*)  Konüngsbök,  23/45.  2)  ebenda,  23/44. 

3)  Hoensnaböris  s.,  14/172;  Eigla,  89/227;  Njäla,  105/163  und  123/188. 

4)  Konüngsbök,  21/39:  enda  er  jafnrett  at  lysa  annan  dag  viku,  ef  menn 
vilja  bat  i  nmgsköpum  hafa. 

6)  ebenda,  57/98-99. 

6)  Eigla,  85/216:  Var  f>orsteinn  bar  meÖ  flokk  sinn.  Hann  reÖ  bar  bmg- 
sköpum mest,  bviat  svä  hafÖi  verit,  meöan  Egill  för  meÖ  goÖorÖ  ok  mannaforräö. 

7)  J>örÖar  s.  hreßu,  7/99:  Skeggi  er  bseöi  mannmargr  ok  pmgrikr;  Stur- 
lünga,  V,  12/126:  Snorri  kvaö  vel  at  pä  reyndi  hverr  bmgrikastr  voeri. 
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persönlichen  Eigenschaften  des  betreffenden  Mannes  und  auf  die  Zahl 
der  1  Hngleute  an,  über  die  er  gebot,  sondern  vorab  auch  auf  dessen 
Verbindungen  mit  anderen  angesehenen  Herren.  Was  nun  die  ge- 
ordnete Tätigkeit  der  Dingvcrsammlungen  betrifft,  so  war  diese  bei 
den  verschiedenen  Arten  von  Versammlungen  etwas  verschieden  ver- 
teilt, bei  allen  aber  kehrt  der  wesentliche  Grundzug  wieder,  daß  die 
wichtigsten  Funktionen  nicht  in  die  Hand  der  Gesamtgemeinde  ge- 
legt waren,  sondern  in  die  Hand  von  Ausschüssen,  deren  Besetzung 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  den  Häuptlingen  zustand.  In  ge- 
wissem Sinne  den  Mittelpunkt  des  ganzen  geschäftlichen  Treibens 
am  Dinge  bildet  eine  Erhöhung,  von  welcher  aus  alle  diejenigen 
zum  Volke  reden,  welche  irgend  etwas  an  dasselbe  zu  bringen  haben; 
am  Alldinge  wird  dieselbe  als  das  lögberg,  d.  h.  der  Gesetzesfelsen 
bezeichnet,  an  den  Frühlingsdingen  dagegen  als  die  Jiingbrekka, 
d.  h.  der  Dingabhang,  und  ist  diese  Verschiedenheit  der  Bezeichnung 
so  konsequent  beobachtet,  daß  man  sie  geradezu  als  technisch  be- 
trachten muß.  Am  Alldinge  führt,  wie  oben  schon  zu  bemerken 
war,  der  Gesetzsprecher  die  Aufsicht  an  dieser  Stelle,  und  er  hat  zu 
solchem  Behufe  hier  seinen  ein  für  allemal  ihm  angewiesenen  Platz ; 
am  Frühlingsdinge  dagegen  wird  wohl,  da  ein  dem  des  Gesetz- 
sprechers verwandtes  Amt  hier  nicht  vorkam,  diese  Aufsicht  von 
demjenigen  Goden  geübt  worden  sein,  welchem  die  Dinghegung  zu- 
stand. Es  sind  aber  sowohl  die  offiziellen,  von  dem  Gesetzsprecher 
oder  den  Goden  ausgehenden  Verkündigungen,  welche  von  dieser 
Stätte  aus  zu  erfolgen  haben,  als  auch  die  von  Privaten  vorzunehmen- 
den ;  es  sind  ferner  neben  den  Verkündigungen  auch  noch  Aufforde- 
rungen und  Anfragen  der  verschiedensten  Art,  gleichviel  ob  es  da- 
bei um  Dinge  sich  handle,  welche  zur  allgemeinen  Kenntnis  der 
gesamten  Dinggemeinde  gebracht  werden  wollen,  oder  um  andere, 
welche  nur  für  bestimmte,  einzelne  Personen  gemeint  sind,  die  nur 
der  Verkündigende,  Auffordernde  oder  Fragende  nicht  anders  als 
durch  öffentlichen  Aufruf  zu  ermitteln  weiß.  Auch  handelt  es  sich 
dabei  ganz  und  gar  nicht  bloß  um  Geschäftssachen;  vielmehr 
kann  eine  Einladung  zu  einem  Gastmahle, x)  eine  Herausforderung 
zu  einem  Zweikampfe  2)  u.  dgl.  ganz  ebensogut  am  lögberg  oder  an 

J)  Laxdoela,  27/106. 

2)  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  n/255.  Am  Ding  erfolgt  die  Übertragung 
des  Godords  aus  einer  Hand  in  die  andere,  Konüngsbök,  84/141  ;  Banda- 
manna  s.,  S.  10 — II.  Ebenda  werden  die  Beträge  an  sektarfe  verteilt,  welche  der 
Kläger  am  feransdömr  für  die  fjörÖüngsmenn  oder  Jn'ngunautar  in  Empfang  genommen 
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der  Jn'ngbrekka  erfolgen  wie  der  Verruf  einer  Klagsache  oder  die 
Frage  nach  heimilisvist  oder  J)ingfesti.  Es  begreift  sich  nach  allem 
dem,  daß  gerade  diese  Stätte  es  war,  wo  die  Dingleute  am  häufig- 
sten und  am  zahlreichsten  zusammen  kamen;  aber  Beratungen 
wurden  hier  nicht  gepflogen,  Beschlüsse  nicht  gefaßt,  und  Rechts- 
streite weder  verhandelt  noch  entschieden,  derartige  Geschäfte  voll- 
zogen sich  vielmehr  durchaus  in  engeren  Ausschüssen,  welche,  unseren 
deutschen  Schöffenkollegien  vergleichbar,  in  der  einen  oder  anderen 
Weise  durch  die  Goden  besetzt  wurden.  Es  ist  bereits  erwähnt 
worden,  daß  in  Norwegen  an  den  größeren  Dingversammlungen  ein 
derartiger  Ausschuß  bestellt  zu  werden  pflegte,  welcher  als  lög- 
retta bezeichnet  wurde,  und  die  gesetzgebende  sowohl  als  richtende 
Gewalt  in  seiner  Hand  vereinigte;  nicht  minder  wurde  aber  auch 
schon  bemerkt,  daß  Ülfljötr  zwar  diese  Einrichtung  auch  auf  das 
isländische  Allding  übertragen  zu  haben  scheint,  daß  aber  durch  das 
Gesetz  des  pörör  gellir  für  das  Allding  von  derselben  abgewichen 
wurde,  indem  man  nunmehr  hier  eine  gesetzgebende  Versammlung 
von  einer  richtenden  schied,  und  nur  der  ersteren  den  Namen  der 
lögretta  beließ.  Die  lögretta  in  diesem  engeren  und  neueren  Sinne 
wurde  aber  aus  den  sämtlichen  39  Goden  des  Landes  gebildet,  samt 
einer  gewissen  Anzahl  von  Beisitzern,  welche  von  diesen  frei  ernannt 
wurden;  außerdem  hatte  auch  der  Gesetzsprecher,  und  hatten  die 
Landesbischöfe  in  derselben  ihren  Sitz,  und  die  sämtlichen  Mitglieder 
scheinen  anfangs  ganz  gleichmäßig  stimmberechtigt  gewesen  zu  sein, 
bis  endlich  gelegentlich  der  Einführung  des  fünften  Gerichtes  den 
ernannten  Beisitzern  die  entscheidende  Stimme  genommen,  und  nur 
eine  beratende  belassen  wurde.  Das  Gericht  des  Alldinges  (der  al- 
]m  ngisdömr) x)  wurde  dagegen  in  vier  Senate  zerfällt,  deren  jeder 
einem  der  vier  Landesviertel  entsprach,  und  welcher  eben  darum 
als  fj  öröüngsdömar,  d.  h.  Viertelsgerichte,  bezeichnet  wurden. 
Später  kam  zu  diesen  vier  Viertelgerichten  noch  ein  fünftes  hinzu 

hat,  Konüngsbök,  49/86;  62/1 15.  Hier  hat  derjenige,  der  sektarfe  in  Händen  hat, 
davon  Anzeige  zu  machen,  falls  es  am  feränsdömr  nicht  geschehen  konnte,  Kon- 
üngsbök, 54/93.  Hier  ist  unter  Umständen  von  dem  Domizile  Anzeige  zu  machen, 
das  jemand  wählt,  Konüngsbök,  78/131;  Kaupab.  55/469;  vgl.  K  o  n  ü  n  g  s  b  ö  k  , 
^I/I37 — 8;  Kaupab.  64/478;  ebenso  von  Veränderungen  bezüglich  der  pi'ngvist, 
Konüngsbök,  81/136 — 7  und  83/140— I  ;  Kaupab.  63/476—77;  66/483;  68/484. 

l)  Der  alpmgisdömr  wird  dem  feränsdömr  entgegengesetzt,  Konüngsbök, 
50/87 ;  59/lo8;  63  116;  ebenso  aber  auch  den  Gerichten  des  värbi'ngs,  ebenda, 
59/105.  Ungenau  ist  dagegen  der  Sprachgebrauch,  wenn  der  alpmgisdömr  einmal 
dem  fimtardömr  entgegengestellt  werden  zu  wollen  scheint,  ebenda,  75/124. 
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(der  fimtardömr),  welches  als  Obergericht  zu  fungieren  hatte,  so- 
wie ein,  allerdings  nur  sehr  ausnahmsweise  zusammentretendes  geist- 
liches Gericht  (prestadömr),  welches  ein  Disziplinargericht  für  die 
Geistlichkeit  bildete;  die  Beisitzer  aber  der  Viertelsgerichte  werden 
von  den  Goden  älterer  Ordnung,  die  des  fünften  Gerichtes  von  den 
Goden  älterer  und  neuerer  Ordnung,  die  des  geistlichen  Gerichtes 
endlich  von  den  Bischöfen  ernannt.  An  den  Krühlingsdingen  da- 
gegen, und  ähnlich  gewiß  auch  an  den  Viertelsdingen,  wo  solche 
überhaupt  gehalten  wurden,  scheint  man  die  ältere  Dingverfassung 
festgehalten  zu  haben ;  es  ist  hier  aur  von  einem  einzigen  Ausschusse 
die  Rede,  welcher  durch  Ernennung  seitens  der  Goden  besetzt,  und 
nach  seiner  vorwiegenden  Tätigkeit  als  Gericht  (dömr)  bezeichnet 
wird,  woneben  indessen  ganz  vereinzelt  auch  die  Bezeichnung  als 
lögretta  einmal  vorkommt.1)  Eine  gewisse  Gleichartigkeit  machte 
sich  dabei  hinsichtlich  der  Gerichte  am  Alldinge  und  denen  am 
Frühlingsdinge  und  Viertelsdinge  geltend,  und  als  Dinggericht 
Qnngadömr)  kann  darum  jedes  von  ihnen  bezeichnet,  und  unter 
diesem  Namen  jenen  anderen  Gerichten  gegenübergestellt  werden, 
welche,  gleichviel  ob  unter  der  Leitung  der  Goden  oder  nicht,  fern 
von  der  Dingstätte  gehalten  zu  werden  pflegten ; 2)  insbesondere  scheint 
auch  für  alle  diese  Gerichte,  mit  einziger  Ausnahme  des  geistlichen 
Gerichts,  von  altersher  die  Zahl  von  36  Richtern  hergebracht  ge- 
wesen zu  sein.  Im  übrigen  aber  waren  die  Einrichtungen  an  den 
verschiedenen  Dingstätten  verschieden,  und  scheint  man  zumal  nicht 
allerwärts  eine  Kirche  an  derselben  gehabt  zu  haben,  wie  dies 
beim  Alldinge  allerdings  der  Fall  war,  dessen  Kirche  und  Kirchhof 
sogar  für  manche  Rechtsgeschäfte  seine  besondere  Bedeutung  hatte; 
auf  diese  besonderen  Vorkommnisse  wird  später  noch  einzugehen, 
und  dabei  auch  die  Art  noch  des  Näheren  zu  erörtern  sein,  wie  am 
Alldinge  sowohl  als  an  den  Frühlingsdingen  die  verschiedenen  Aus- 
schüsse gebildet  und  tätig  wurden.  Zu  bemerken  kommt  dagegen 
hier  noch,  als  ein  für  das  ganze  Treiben  am  Dinge,  aber  freilich 
nicht  nur  am  Dinge  charakteristischer  Zug,  daß  an  den  Dingver- 
sammlungen überhaupt,  und  zumal  am  Alldinge  ein  den  Gesetzen 

')  Grettla,  82/163. 

2)  Konüngsbök,  62/115:  jafnt  sem  at  |)i'ngadömi ;  Kaupab.  50/461:  svä 
skal  at  sökn  fara  at  dömi  peim,  sem  at  pi'ngadömi;  Konüngsbök,  234/175:  peir 
skolo  eiÖa  vinna  par  sem  at  pi'ngadömi;  Kaupab.  41/449;  vgl.  Eyrbyggja, 
55/102:  Si'Öan  var  nefndr  dyradömr,  ok  sagÖar  fram  sakir,  ok  farit  at  öllum  malum 
sem  a  pi'ngadömum. 
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entsprechendes,  geordnetes  Verfahren  keineswegs  immer  Platz  griff, 
daß  vielmehr  in  Fällen,  in  welchen,  unmittelbar  oder  mittelbar,  an- 
gesehene Häuptlinge  beteiligt  waren,  gar  häufig  die  Gewalt  der 
Waffen  an  die  Stelle  des  Rechtes  trat,  trotz  aller  Heiligkeit  der 
Dingstätte.  Oft  genug  ist  in  unseren  Geschichtsquellen  von  einer 
])  i  n  g  a  d  e  i  1  d , x)  von  J>  i  n  g  d  e  i  1  d  i  r  2)  oder  ])  i  n  g  d  e  i  1  i  r  3)  die  Rede, 
worunter  immer  großartige  Streitigkeiten  am  Dinge  verstanden 
werden,  möge  es  sich  nun  dabei  um  Fragen  des  öffentlichen  oder 
des  Privatinteresses  handeln;  bei  angesehenen  Häuptlingen  sind  der- 
artige Begebnisse  so  sehr  an  der  Tagesordnung,  daß  man  es  geradezu 
als  etwas  Besonderes  hervorhebt,  wenn  bei  einem  einzelnen,  wie 
etwa  bei  dem  alten  Ingimundr,  nichts  dergleichen  zu  berichten  ist. 
Es  fehlt  auch  nicht  an  zahlreichen  Berichten  über  einzelne  Vor- 
kommnisse dieser  Art,  und  mag  hier  eine  Auswahl  von  solchen  zu- 
sammengestellt werden,  wobei  sich  von  selbst  versteht,  daß  vorzugs- 
weise nach  den  verlässigsten  und  ausführlichsten  Quellenwerken  ge- 
griffen wurde,  andererseits  aber  auch  verstattet  sein  mag,  über  den 
Rahmen  der  Dingversammlungen  etwas  hinauszugreifen,  um  die 
Schwierigkeiten  völlig  klar  machen  zu  können,  mit  welchen  die  Ge- 
walttätigkeit der  Häuptlinge  die  Verhandlungen  am  Dinge  bedrohte. 
Handelt  es  sich  um  eine  Rechtssache,  so  sehen  wir  oft  genug  be- 
reits die  Ladung  des  Gegners  auf  Widerstand  stoßen,  und  man  sucht 
darum,  solchen  voraussehend,  vielfach  den  Gegner  mit  einem  mög- 
lichst starken  Gefolge  von  Bewaffneten  heimzusuchen,  oder  umge- 
kehrt unvorbereitet  zu  überraschen  •  es  kommt  hin  und  wieder  schon 
bei  dieser  Gelegenheit  zu  Kämpfen  unter  den  Streitteilen.  So  zieht 
z.  B.,  als  es  gilt,  die  Blutklage  um  Vfga-Styrr  zu  erheben,  Snorri 
goöi  mit  vier  Hunderten  von  Männern  nach  dem  Borgarfjörör,  um 
den  Gestr  porhallsson  zu  laden;  aber  mit  mehr  als  fünf  Hunderten 
tritt  ihm  an  der  Hvftä  Illugi  rauöi  mit  einer  Anzahl  anderer  Häupt- 
linge entgegen  und  wehrt  ihm  den  Flußübergang,  so  daß  Snorri 
von  der  Ferne  aus,  wie  das  Gesetz  dies  für  solche  Fälle  erlaubte, 
seine  Ladung  vornehmen  muß.4)  Lön-Einarr,  welcher  die  Hildigunnr 
wegen  Zauberei  vor  Gericht  laden  will,  wählt  dazu  einen  Zeitpunkt, 
da  deren  Sohn  Einarr  nicht  zu  Hause  ist;5)  aber  dieser  kehrt  kurz 

v)  fslendi'ngabök,  5/8.  2)  Vatnsdcela,  17/29.  3)  Flbk.  I,  443. 

4)  Eyrbyggja,  56/103;  der  Auszug  der  Vigastyrs  s.,  10/301  gibt  gar  acht 
und  zwölf  Hunderte  an. 

5)  Landnama,  II,  7/84,  zumal  nach  der  Hauksbök;  vgl.  Bäröar  s.  Snse- 
f  e  1 1  s  äs  s  ,  6/13. 


§  io.  Allgemeines. 


315 


darauf  heim  und  verfolgt  sofort  den  Heimreisenden,  greift  ihn  auf 
dem  Heimwege  an  und  erschlägt  ihn.  Als  Gunnarr  von  Hh'oarendi 
den  Hrutr  Herjülfsson  vor  Gericht  zu  laden  hat,  stellt  er  sich  auf 
des  klugen  Nj all  Rat  verkleidet  und  unter  fremdem  Namen  bei  ihm 
ein,  um  die  Ladung  anzubringen,  und  Njall  selber  sagt  ihm,  daß 
sein  Leben  auf  dem  Spiele  stehe,  wenn  er  ihm  nicht  genau  folge.1) 
U.  dgl.  m.  Es  galt  schon  als  etwas  Großes,  wenn  ein  angesehener 
Mann  erklärte,  die  Ladung  eines  seiner  Angehörigen  ruhig  dulden 
zu  wollen,  wenn  sie  in  nicht  allzu  provozierender  Weise  vorgenommen 
werden  wolle. 2)  Kommt  dann  die  Dingzeit  heran,  so  sucht  man 
auch  wohl  dem  Gegner  mit  Gewalt  den  Zutritt  zu  der  Dingstätte 
streitig  zu  machen.  Wir  erfahren,  wie  dem  porgeirr  Ljösvetnmga- 
goöi  und  Guömundr  riki  einmal  die  eigenen  Söhne  des  ersteren  mit 
den  Waffen  in  der  Hand  entgegentreten,  um  ihnen  den  Zugang  zum 
Herbstdinge  streitig  zu  machen  (banna  leiöina). 8)  Als  pörör  gellir 
die  Klage  wegen  der  Blundketilsbrenna  an  das  I)mgness]img  bringen 
will,  wehrt  ihm  Tüngu-Oddr  mit  vier  Hunderten  von  Männern  den 
Übergang  über  die  Hvitä,  und  da  er  nur  zwei  Hunderte  bei  sich 
hat,  muß  er  sich  zurückziehen,  nachdem  mehrere  seiner  Leute  ge- 
fallen sind ; 4)  als  dann  die  Sache  ans  Allding  kommt,  will  umgekehrt 
I)örör  die  Gegner  die  Dingstätte  nicht  betreten  lassen  (verja  Inngit), 
und  nach  einem  vorgängigen  Gefechte  wird  endlich  ein  Vergleich 
dahin  vermittelt,  daß  Tüngu-Oddr  zwar  zu  den  Gerichten  Zutritt 
erhält,  aber  doch  seine  Zelte  außerhalb  der  ])fnghelgi  aufschlagen 
muß. 5)  Wiederum  will  Hafliöi  Märsson  dem  porgils  Oddason  mit 
Gewalt  den  Zugang  zum  Alldinge  verwehren  (banna  |ungreiö,  verja 
])inghelgina)  und  er  rückt  ihm  zu  solchem  Ende  mit  zwölf  Hunderten 
von  Männern  entgegen,  während  jener  nur  sieben  Hunderte  bei  sich 
hat;  mit  Mühe  und  Not  bringt  B.  porläkr  ihn  durch  Androhung  des 
Bannes  dahin,  auf  solches  Vorhaben  noch  im  letzten  Augenblicke  zu 
verzichten. 6)  Es  kommt  vor,  daß  man,  um  der  Gefahr  solchen 
Widerstandes  zu  entgehen,  den  gewöhnlichen  Weg  zum  Allding  ver- 
meidet und  lieber  die  mühseligten  Pfade  durch  das  wüste  Innere  der 
Insel  wählt,7)  oder  daß  man  auch  wohl,  um  einen  mächtigen  Gegner 

:)  Njäla,  21—23/31 — 36. 

2)  Gunnars  J>.  JnÖrandabana,  S.  368;  Vatnsdoela,  37/60 — 61. 

3)  Lj  6  s  v e  tn  in g  a  s.,  2/8.  4)  H  ae n  s n  a  J>  ö  r i  s  s.,  13/169;  vgl.  Islend- 
ingabök,  5/8.           r>)  H  oe  n  s  n  a£  ö  r  i  s  s.,  14/172 

6)  Sturlünga,  1,  19 — 24/34  —  44;  Landnäma,  ViÖb.  I,  330. 

7)  Hrafnkels  s.,  S.  Ii  — 12. 
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nicht  allzusehr  zu  erbittern,  gleich  von  vornherein  am  Dinge  seine 
Zelte  außerhalb  der  ])inghelgi  aufschlägt.1)  Wieder  andere  Male  läßt 
man  den  Gegner  zwar  zum  Ding  kommen,  aber  man  sucht  ihm 
wenigstens  noch  am  Dinge  den  Zutritt  zu  den  Gerichten  zu  ver- 
sperren. So  sperrt  Snorri  goöi  den  porsteinn  porgilsson  von  Rauöi- 
melr  am  I)örsness])inge  von  dem  Gerichte  ab,  um  ihn  an  der 
Durchführung  aller  und  jeder  Rechtssachen  zu  hindern,  die  er  hier 
angebracht  hatte;2)  die  Folge  war  freilich  die,  daß.  porsteinn 
das  Rauömelmgagoöorö  aus  dem  Dingverbande  herauszog  und 
sich  sein  eigenes  Ding  im  Straumsfjörör  einrichtete.  Ähnlich  ver- 
fährt pörarinn  pörisson  am  Hegranessfunge  mit  Vfgaglümr;  von 
vornherein  kann  er  nicht  an  der  Dingstätte  selbst,  sondern  nur 
in  deren  Nähe  seine  Zelte  aufschlagen,  und  als  er  zum  Gericht 
gehen  soll,  standen  die  Gegner  beiderseits  in  voller  Schlachtord- 
nung aufgestellt,  nur  für  einen  einzigen  Mann  eine  schmale  Gasse 
lassend ;  er  freilich,  schnell  entschlossen,  formiert  seine  eigenen  Leute 
in  Keilform,  und  sprengt  mit  vorgestreckten  Speeren  in  raschem  An- 
laufe die  Gegner.3)  Am  Alldinge,  aber  sehen  wir  den  Hrafnkell  goöi 
durch  Säm  und  seine  Helfer  wirklich  so  erfolgreich  vom  Gerichte 
abgedrängt,  daß  er  nicht  einmal  hören  konnte,  was  hier  gegen  ihn 
vorgebracht  wurde,  geschweige  denn,  daß  er  sich  hätte  verteidigen 
können.  4)  Nimmt  die  gerichtliche  Verhandlung  einen  Verlauf,  welche 
den  einen  oder  anderen  Streitteil  veranlaßt,  alle  Hoffnung  auf  ein 
günstiges  Urteil  aufzugeben,  so  sucht  diese  allenfalls  auch  das  Gericht 
mit  Gewalt  zu  sprengen  (hleypa  upp  dominum) ;  einen  derartigen 
Versuch  beabsichtigt  Hrafnkell  am  Alldinge,5)  beabsichtigen  ferner 
die  Kjalleklingar  am  ])örsness})mge,  in  einer  Streitsache  gegen  Illugi 
svarti, 6)  die  Hjaltasynir  am  Hegraness()inge  gegenüber  dem  Bolli 
Bollason,  7)  f)orkell  Geitisson  gegenüber  Guömundr  riki  am  Vöölu- 
fu'nge 8)  u.  dgl.  m.  Auch  in  der  berühmten  Verhandlung  am  All- 
dinge, welche  infolge  der  Njälsbrenna  geführt  wurde,  greift  der  rechts- 
kündige pörhallr  Äsgrimsson  in  demselben  Augenblicke  zu  den 
Waffen,  in  welchem  er  erkennt,  daß  der  Prozeß  infolge  eines  bei 
seiner  Führung  begangenen  Formfehlers  verloren  ist,  und  es  kommt 
zu  einem  Kampfe,  in  welchem  eine  Menge  von  Leuten  fällt.  9)  Am 

*)  Ljösvetninga  s.,  26/93. 

2)  Eyrbyggja,  56/104—5.  3)  Vi'gaglüma,  24/386—7. 

4)  Hrafnkels  s.,  S.  18.  5)  ebenda,  S.  18. 

6)  Eyrbyggja,  17/19-20.  7)  Laxdoela,  81/342. 

H)  Ljösvetninga-  s.,  11/31.  9)  Njala,  146/244  und  fgg. 
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VööluJ)inge  erklären  einmal  ])orvarör  porgeirsson  und  Önundr  porkels- 
son,  beide  Goden,  gleich  von  vornherein,  ihre  Sache  nicht  mit  pro- 
zessualischen Mitteln,  sondern  mit  Waffen  in  der  Hand  führen  zu 
wollen,  und  die  Vermittlung  dritter  bringt  es  mit  Mühe  dahin,  daß 
es  nicht  zum  Kampfe,  aber  freilich  auch  nicht  zu  einer  gerichtlichen 
Verhandlung  kommt.1)  Hafliöi  Märsson  sucht  gleichfalls  dem  Jjorgils 
Oddason  gegenüber  das  Gericht  zu  sprengen,  und  wird  über  diesem 
Versuche  selber  verwundet;  da  er  wegen  dieser  Verletzung  sofort 
Klage  stellen  will,  gelingt  es  trotz  dreimaliger  Versuche  nicht,  ein 
Gericht  an  dem  dafür  hergebrachten  Orte  niederzusetzen ;  da  ziehen 
sich  endlich  die  Richter,  soweit  solche  überhaupt  dem  Hafliöi  an- 
hängen, an  einen  anderen,  geschützten  Ort  zurück  und  sprechen  hier 
ihr  Urteil. 2)  U.  dgl.  m.  War  dann  glücklich  der  Sieg  erstritten,  und 
die  Acht  über  den  Gegner  verhängt,  so  war  endlich  erst  noch  nicht 
alles  gewonnen;  es  galt  noch  in  der  Heimat  des  Verurteilten  den 
feränsdömr,  d.  h.  das  Exekutionsgericht,  zu  halten,  und  auch  bei  dieser 
Gelegenheit  war  wieder  von  einem  einigermaßen  mächtigen  Gegner 
bewaffneter  Widerstand  zu  erwarten;3)  mit  zwei  Hunderten  von 
Leuten  zieht  z.  B.  Hafliöi  aus,  um  an  porgils  die  Acht  zu  vollstrecken, 
und  mit  vier  Hunderten  tritt  dieser  ihm  entgegen ;  nur  dem  ebenso 
klugen  wie  energischen  Dazwischentreten  anderer  gelingt  es,  einem 
blutigen  Kampfe  vorzubeugen.  4)  Zu  einem  ähnlichen  Konflikte  gibt 
der  feränsdömr  Veranlassung,  welcher  abgehalten  werden  soll,  nach- 
dem Önundr  porkelsson  und  porvarör  porgeirsson  am  Alldinge  ver- 
urteilt worden  waren,  und  auch  diesmal  wird  der  wirkliche  Ausbruch 
des  Kampfes  nur  durch  die  kräftige  Einsprache  dritter  vereitelt;5) 
der  feränsdömr  aber,  welcher  nach  der  Verurteilung  des  Klaengr 
Narfason  zu  Hrisey  gehalten  werden  soll,  scheitert  kläglich  an  dem 
Widerstande,  welchen  Vigaglümr  mit  acht  Hunderten  von  Leuten 
leistete.6)  Aber  nicht  bloß  bei  der  Führung  von  Rechtssachen  kam 
es  zu  derartigen  Ausbrüchen  der  Gewalttätigkeit;  wir  erfahren  viel- 
mehr, wie  Vigaglümr  am  Vöölujring  einmal,  als  er  kam  die  leiö  zu 
heiligen,  ohne  weiteres  angegriffen  wird,  bloß  aus  Rache  wegen  Vor- 
gängen, die  mit  dieser  Versammlung  nicht  das  mindeste  zu  schaffen 
hatten, 7)  wie  die  Kjalleklmgar  einmal  einen  blutigen  Kampf  am 

*)  Sturlünga,  III,  n/134. 

2)  ebenda,  I,  18/30 — 31  ;  Landnäma,  ViÖb.  I,  329 — 30. 

3)  Hrafnkels  s.,  S.  19. 

4)  Sturlünga,  I,  18/32—34.  ebenda,  III,  u/134— 35. 
6)  Vi'gaglüma,  27/393—4.           7)  ebenda,  27/394—5. 
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pörsnessjnnge  nur  dadurch  veranlassen,  daß  sie  die  ungewöhnliche 
Heiligkeit  nicht  anerkennen  wollen,  welche  die  I)örsnesmgar  ihrer 
Dingstätte  beilegten, 3)  außerhalb  der  Dingversammlung  sehen  wir 
einmal  die  Buße  für  einen  erschlagenen  Sklaven  (jiraelsgjöld),  deren 
Überbringung  als  eine  Verhöhnung  des  Herrn  angesehen  wurde,  mit 
einem  Gefolge  von  80  Männern  überbracht,  und  mit  einer  ähnlichen 
Anzahl  die  Ankunft  der  Gegner  erwartet,  wobei  dann  ein  blutiger 
Kampf  sich  entspinnt,  obwohl  die  Häupter  beider  Scharen  ursprüng- 
lich gesetzlich  zu  verfahren  vorgehabt  hatten ; 2)  am  Alldinge  aber 
sehen  wir  den  pörör  Ingunnarson  Anstand  nehmen,  von  seiner  Frau 
sich  zu  scheiden,  weil  er  hier  eine  Anzahl  vornehmer  Männer  an- 
wesend weiß,  welche  die  Sache  übel  aufnehmen  möchten,  wiewohl 
hinterher  seine  Befürchtung  für  diesmal  sich  unbegründet  erweist.  3) 
Bei  wichtigen  politischen  Fragen  vollends,  welche  eine  lebhafte  Par- 
teiung  im  ganzen  Lande  hervorriefen,  war  stets  die  Gefahr  vorhanden, 
daß  Gewalt  an  die  Stelle  des  Rechts  und  der  ruhigen  Verhandlung 
trete.  Wiederholt  und  in  sehr  auffälliger  Weise  tritt  dergleichen  im 
Verlaufe  der  Bekehrungsgeschichte  der  Insel  zutage.  Als  porvaldr 
viöförli  und  B.  Friedrich  den  Glauben  am  Alldinge  zu  verkünden  ver- 
suchten, scheint  man  sich  heidnischerseits  allerdings  noch  auf  eine 
energische  Abwehr  in  Worten  beschränkt  zu  haben ;  am  Hegraness- 
jnnge  dagegen  wurde  den  beiden  bereits  so  entschieden  gewaltsamer 
Widerstand  entgegengesetzt,  daß  sie  nicht  einmal  den  Zutritt  zur 
Dingstätte  erlangen  konnten. 4)  Einige  Jahre  später  verkündigte  der 
deutsche  Missionär  Dankbrand  am  Alldinge  den  Glauben,  und  auch 
bei  dieser  Gelegenheit  soll  ihm  der  Zutritt  zur  Dingstätte  streitig 
gemacht  worden  sein,  freilich,  wie  es  scheint,  mehr  aus  Privatgründen 
als  aus  religiösem  Fanatismus.  5)  Wiederum  etwas  später  kommt  es 
am  Alldinge  zu  einem  neuen  Zusammenstoße  zwischen  den  Christen 
und  Heiden,  wobei  ein  Teil  den  Glauben  des  andern  lästert  und 
verhöhnt;  bei  dieser  Gelegenheit  spricht  Hjalti  Skeggjason  am  lög- 
berg  seinen  bekannten  Spottvers,  und  da  infolgedessen  gegen  ihn 
eine  Klage  auf  Gotteslästerung  erhoben  wird,  kommt  es  zu  einem 


l)  Eyrbyggja,  9/10— II.  2)  ebenda,  43—44/79—84. 

'■')  Laxdcela,  35/136. 

4)  Kristni  s.,  4/7—8;  J>orvalds  h.,  5/44—45  und  8/47;  Olafs  s.  Trygg- 
vasonar,  134/269—70  und  137/272— 3  (FMS.  I);  Flbk.  I,  270 — I. 

5)  Njala,  103/160;  die  Kristni  s.,  7/12,  Olafs  s.  Tryggvasonar, 
216/202  (FMS.  II)  und  Flbk.  I,  424,  wissen  nichts  von  dem  drohenden  Angriffe. 
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gewaltigen  Tumulte;1)  das  Gericht  konnte  nicht  am  gewöhnlichen 
Orte  gehalten  werden,  und  mußte  schließlich  auf  der  Brücke  über 
die  Oxara  Platz  nehmen,  wo  dasselbe  von  Bewaffneten  geschützt 
wurde,  die  beiderseits  die  Zugänge  zur  Brücke  besetzten,  und  ein 
Referent  war  nur  mit  Mühe  aufzutreiben,  der  es  wagte,  den  gefähr- 
lichen Antrag  auf  Landesverweisung  zu  formulieren.  Schlimmer  noch 
ging  es  her,  als  im  Jahre  1000  die  Mission  von  Gizurr  hviti  und 
eben  jenem  Hjalti  neuerdings  aufgenommen  wurde.  Von  vornherein 
hatten  diese  alle  mögliche  Schwierigkeit,  nach  ihrer  Landung  auf  Island 
auch  nur  die  nötigen  Pferde  zu  erhalten,  um  zum  Alldinge  zu  reiten, 
weil  ihnen  die  Dingleute  der  heidnisch  gesinnten  Häuptlinge  alle 
und  jede  Hilfeleistung  versagten; 2)  später  wird  zwar  Hjalti  im  Laugar- 
dalr  zurückgelassen,  weil  er  als  Landesverwiesener  keinen  Zutritt  zur 
Dingstätte  hatte,  und  zunächst  ein  gütlicher  Vergleich  versucht 
werden  wollte,  aber  da  sich  zeigt,  daß  die  heidnische  Partei  den 
Christenleuten  überhaupt  diesen  Zutritt  gewaltsam  verwehren  wollte 
(verja  Jungvöllinn),  schloß  er  sich  mit  seinen  Begleitern  diesen  wieder 
an,  um  beim  Kampfe  nicht  zu  fehlen.  Man  ließ  die  sämtlichen  Ver- 
wandten und  Befreundeten,  welche  bereits  am  Ding  sich  eingefunden 
hatten,  zur  bewaffneten  Einholung  der  Ankommenden  aufbieten, 
und  wirklich  kamen  diese  so  zahlreich,  daß  man  in  voller  Schlacht- 
ordnung auf  der  Dingstätte  einreiten  konnte;  da  andererseits  auch 
die  Heidenleute  sofort  zu  den  Waffen  griffen,  schien  ein  allgemeines 
Gefecht  unvermeidlich;  doch  gelang  es  der  Vermittlung  be- 
sonnener Männer  für  diesmal  noch  die  Ruhe  zu  erhalten. 3)  Als 
dann  am  folgenden  Tage  die  Christen  nach  Anhörung  einer  Messe 
in  voller  Prozession,  zwei  Kreuze  voran  und  ihre  Geistlichen  in 
vollem  Ornate  mitnehmend  zum  lögberg  zogen  und  hier  unverhohlen 
den  Ubertritt  zum  neuen  Glauben  forderten,  brach  freilich  neuerdings 
ein  gewaltiger  Lärm  los;  man  sagte  sich  gegenseitig  die  Rechts- 
genossenschaft auf  und  wandte  sich  beiderseits  mit  Gelübden  und 

1)  Am  ausführlichsten  behandelt  den  Vorgang  die  Kristni  s.,  9/16 — 17,. 
Olafs  s.  Tryggvasonar,  217/207 — 8  und  Flbk.  I,  426 — 7;  kürzer  die  Islend- 
ingabök,  7/10 — Ii  und  nach  ihr  Oddr,  37/298  (FMS.  X;  die  ed.  Münch,  30/33 
enthält  die  Stelle  nicht)  und  Laxdoela,  41/180,  sowie  die  Njala,  103/160,  welche 
überdies  in  der  Chronologie  irrt. 

2)  Kristni  s.,  u/20— 21;  Olafs  s.  Tryggvasonar,  228/234  (FMS.  II)  und 
Flbk.  I,  422;  Landnäma,  V,  8/298—99. 

3)  Kristni  s.,  u/21;  Olafs  s.  Tryggvasonar,  228/234 — 5  und  Flbk.  I, 
442;  ferner  f  sl  end  fngab  ök,  7/1 1  ;  Njäla,  105/163;  Oddr,  37/298—99  (FMS.  X, 
folgt  wieder  dem  Ari;  vgl.  auch  Theodoricus  monachus,  cap.  12. 
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Opfern  an  die  Gottheit,  um  den  Sieg  in  dem  bevorstehenden  Kampfe 
sich  zu  'sichern.  Es  bedurfte  des  klugen  und  beredten  Eingreifens 
des  Gesetzsprechers  porgeirr  Ljösvetnmgagoöi  und  seiner  umsichtigen 
Unterstützung  durch  ernsthafte  Patrioten,  um  die  Existenz  des  Staates 
und  die  Erhaltung  des  Friedens  zu  sichern.1)  In  späterer  Zeit  sind 
es  sodann  die  Versuche  der  norwegischen  Könige,  auf  Island  sich 
festzusetzen,  welche  zu  ähnlichen  Erschütterungen  des  Dingfriedens 
mehrfach  führten ;  bei  ihnen  tritt  indessen,  da  stets  isländische  Häupt- 
linge als  Helfershelfer  bei  jenen  Plänen  benützt  wurden,  die  politische 
Parteiung  gegenüber  den  rein  persönlichen  Eifersüchteleien  unter  den 
verschiedenen  mächtigeren  Männern  auf  der  Insel  durchaus  in  den 
Hintergrund.  —  Die  Häufigkeit  derartiger  Kampfszenen  am  Dinge 
war  übrigens  eine  so  bedeutende,  daß  der  Übergang  zur  Gewalt 
geradezu  ein  Faktor  war,  mit  welchem  jedermann  zu  rechnen  hatte, 
der  am  Dinge  etwas  zu  suchen  hatte.  Je  nach  der  Gemütsart  und 
den  Machtverhältnissen  des  Gegners  hatte  man  unter  Umständen 
von  vornherein  zu  erwarten,  daß  derselbe  seine  Sache  eher  mit  den 
Waffen  als  im  ruhigen  Rechtsgange  führen  werde;  je  nach  dem 
Maße  von  Vertrauen,  welches  man  auf  die  Gerechtigkeit  und  Durch- 
führbarkeit der  eigenen  Sache  hatte,  konnte  man  auch  wohl  selbst 
dazu  kommen,  die  Rätlichkeit  einer  gewaltsamen  Unterbrechung  der 
Verhandlungen  sich  ins  Auge  zu  fassen.  Oben  wurde  bereits  er- 
wähnt, wie  Onundr  und  l)orvarör  einmal  am  Vöölu])inge  geradezu 
erklären,  statt  durch  legale  Mittel  (lögvörn)  ihre  Sache  durch  den 
Kampf  entschieden  sehen  zu  wollen ;  einen  anderen  Beleg  derartiger 
Sinnesart  gewährt  aber  der  Prozeß,  welcher  durch  die  Njälsbrenna 
veranlaßt  ist.  Die  Kläger  sowohl  als  die  Beklagten  erbitten  sich  im 
weitesten  Umfange  die  Hilfe  mächtiger  Häuptlinge,  und  auf  die 
Frage,  welcher  Art  von  Hilfe  man  denn  eigentlich  bedürfe,  erhält 
Snorri  goöi  von  Asgrimr  Elliöagrimsson  zur  Antwort,  am  meisten 
bedürfe  man  guter  Waffen  und  rüstiger  Streiter  für  den  Fall,  daß 
es  zum  Kampfe  komme  am  Alldinge;  Snorri  selbst  sieht  mit  aller 
Bestimmtheit  voraus,  daß  ein  Gefecht  unvermeidlich  sei  und  benimmt 
sich  mit  der  Klagspartei  schon  im  voraus  über  die  dabei  zu  be- 
obachtende Haltung  und  einzunehmende  Stellung.-)  Da  Bolli  Bollason, 
ein  angesehener  Häuptling  aus  dem  Westlande,  am  Hegranessjnnge 

x)  Kristni  s.,  11/21 — 25;  Olafs  s.  Try  ggvas  onar,  228—29/235—44  und 
Flbk.  I,  442—47;  Islendi'ngabök,  7/1 1  — 13  und  Oddr,  37/299—300;  Njala, 
406/164 — 5.  .  .  ,  . 

2J  Njala,  140/227 — 8. 
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eine  Klage  zu  stellen  hat,  bittet  er  den  nordländischen  Häuptling 
Arnörr  kerlmgarnef  um  seine  Unterstützung,  und  dieser  sagt  sie  zu 
mit  der  Bemerkung,  die  Gegner  würden  sich  voraussichtlich  mehr 
mit  Mitteln  der  Gewalt  als  des  Rechtes  verteidigen  fmunu  |>eir  jjetta 
mal  meirr  verja  meö  kappi  enn  rettindum) ; l)  so  geschah  es  denn 
auch  in  der  Tat,  und  es  wurde  hinterher  als  eine  gewaltige  und 
ganz  ungewöhnliche  Leistung  gepriesen,  daß  Bolli  es  vermocht  habe, 
in  einem  fremden  Landesviertel  einen  mächtigen  Gegner  zur  Ver- 
urteilung zu  bringen.'2)  Die  Macht  der  in  jeder  Gegend  einheimischen 
Geschlechter,  selbst  wieder  auf  der  Zahl  und  Streitbarkeit  der  sich 
wechselseitig  in  allen  Beziehungen  unterstützenden  Angehörigen  be- 
ruhend, war  es  eben,  welche  allen  Fremden  gegenüber  den  Aus- 
schlag zu  geben  pflegte;3)  ein  Sturm,  welcher  den  rechtzeitigen 
Zuzug  eines  Teiles  der  Verwandten  oder  sonstigen  Anhänger  ver- 
hindert, der  Untergang  eines  Schiffes,  auf  welchem  solche  bei 
schlimmer  Witterung  dennoch  die  Fahrt  versuchen,  kann  geradezu 
für  die  Wendung  entscheidend  werden,  welche  die  Verhandlungen 
am  Dinge  nehmen.4)  Man  wählt,  soweit  überhaupt  eine  W7ahl  ver- 
stattet war,  bei  Anstellung  einer  Klage  auch  wohl  schon  von  vorn- 
herein dasjenige  Ding,  an  welchem  man  dieselbe  anhängig  macht, 
mit  Rücksicht  auf  den  Umstand  aus,  daß  man  an  demselben  mög- 
lichst viele,  der  Gegner  aber  möglichst  geringe  Unterstützung  zu  er- 
warten hatte, 5)  und  wirklich  waren  es  gerade  die  Gefahren,  denen 
jeder  sich  auszusetzen  hatte,  der  an  einem  fremden  Dinge  eine 
Rechtssache  durchzuführen  hatte,  in  erster  Linie  gewesen,  welche 
den  pörör  gellir  bestimmt  hatten,  auf  die  Einführung  einer  ge- 
ordneten Bezirksverfassung  im  Lande  zu  dringen;6)  eine  Neuerung, 
welche  zwar  die  Gefahren  des  rechtlosen  Gebahrens  etwas  milderte, 
aber  keineswegs  beseitigte.  Man  hatte  sogar  einen  eigenen  tech- 
nischen Ausdruck  für  den  Dingbesuch  mit  zahlreich  gesammelter 
Mannschaft  (fjölmenna  til  Jirngs),7)  um  den  Dingfrieden  aber  kümmerte 
sich  selten  jemand,  außer  etwa  zum  Scheine,  wenn  es  galt,  durch 
die  Berufung  auf  ihn  einem  Kampfe  vorzubeugen,  von  dem  man 
sich  keinen  guten  Erfolg  verspricht.    Die  Sturlünga  bietet  für  solche 

l)  Laxdoela,  81/340 — 42.  2)  ebenda,  82/344. 

3)  vgl.  z.  B.  Eyrbyggja,  9/10. 

4)  ebenda,  17/19 — 20;  Vi'gaglüma,  24/386. 
5J  Vi'gaglüma,  24/385—6. 

6)  Islendi'ngabök,  5/8. 

7)  vgl.  z.  B.  Ljösvetninga  s.,  2/8;  3/10;  Laxdoela,  81/342. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  21 
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Scheinheiligkeit  einen  klassischen  Beleg.1)  Am  Alldinge  des  Jahres 
Ii 20  standen  zahlreiche  Haufen  von  Dingleuten  um  die  Kirche 
herum,  in  welcher  man  die  Petrsmessa,  d.  h.  das  Fest  Peters  und 
Pauls  (29.  Juni)  feierte,  porgils  Oddason  zeigt  nicht  übel  Lust,  den 
Hafliöi  Märsson  anzugreifen,  wird  aber  von  seinem  eigenen  Genossen, 
Böövarr  Asbjarnarson,  auf  den  dreifachen  Friedensbruch  aufmerksam 
gemacht,  den  er  damit  begehen  würde,  indem  die  Heiligkeit  des 
Dinges  (Innghelgi),  der  Kirche  (kirkjuhelgi)  und  des  hohen  Festes 
(dagshelgi)  gleichzeitig  jede  Gewalttat  verbiete.  Die  Mahnung  hat 
Erfolg;  als  aber  hinterher  porgils  über  die  ungewohnte  Frömmigkeit 
des  Böövarr  seine  Bemerkungen  macht,  erklärt  dieser  gerade  heraus, 
daß  er  lediglich  wegen  der  ungünstigen  Stellung  der  eigenen  Leute 
zu  den  Gegnern  vom  Kampfe  abgemahnt  habe,  dagegen  sich  weder 
um  Dingfrieden  noch  Kirchenfrieden  bekümmert  haben  würde,  wenn 
er  auf  siegreichen  Ausgang  des  Kampfes  hätte  rechnen  können. 
Höchstens  nehmen  sich  unbeteiligte  Dritte  allenfalls  einmal  um  den 
Dingfrieden  an,  wie  solche  auch  fern  vom  Dinge  manchmal  im 
Interesse  des  gemeinen  Landfriedens  ihre  Stimme  erheben ;  es  kommt 
vor,  daß  solche  durch  die  Drohung,  dem  unterdrückten  Teile  oder 
auch  der  Partei,  welche  sich  friedfertiger  erweisen  würde,  mit  der 
eigenen  Waffenmacht  zu  Hilfe  zu  kommen,  den  streitenden  Teilen 
geradezu  den  Frieden  oder  auch  irgend  welchen  Vergleich  auf- 
zwingen. So  legt  sich  z.  B.  in  der  Streitsache,  welche  Bolli  Bollason 
am  Hegraness]nnge  durchzuführen  hat,  dessen  Freund  Arnörr  ins 
Mittel,  als  die  Gegner  den  Prozeß  gewaltsam  unterbrechen  wollen; 
er  beschränkt  sich  indessen,  ohne  irgendwie  in  der  Sache  selbst 
Partei  zu  ergreifen,  auf  die  Forderung,  daß  dem  Rechtsgange  sein 
freier  Lauf  gelassen  werde,  und  setzt  dieses  sein  Verlangen  durch 
vermittelst  der  Drohung,  dem  Bolli  helfen  zu  wollen,  wenn  man  von 
der  Gewalttätigkeit  nicht  ablasse. 2)  Als  einmal  am  pörsnessfunge 
zwischen  den  I)örsnesingar  und  Kjallekhngar  ein  erbitterter  Kampf 
ausbricht,  legen  sich  die  Skögstrendingar  ins  Mittel  (ganga  1  milli); 
durch  das  Versprechen,  dem  Teile  zu  helfen,  der  ihnen  zu  Liebe 
vom  Kampfe  abstehen  wolle,  bringen  sie  die  Parteien  zunächst  tat- 
sächlich auseinander,  obwohl  ein  Friedensgelöbnis  (griö)  vorläufig 
noch  nicht  erzielt  wird,  und  erst  hinterher  bringt  pörör  gellir,  von 
beiderseitigen  Freunden  zu  Hilfe  gerufen,  ein  solches  und  weiterhin 


Sturlünga,  I,  17/28 — 30. 
2)  Laxdcela,  81^342. 
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auch  ein  Kompromiß  auf  seinen  Schiedsspruch  zustande.1)  Ebenso 
wird  ein  Kampf,   der  an  derselben  Dingstätte  zwischen  Illugi  svarti 
und  porgrimr  Kjallaksson  ausbricht,  durch  Snorri  goöi  und  andere 
Dinggenossen  getrennt  und  ein  Friedensgelöbnis  der  Parteien  er- 
langt ; a)  nicht  minder  treten  auch  bei  einem  Kampfe,  der  ebenda 
zwischen  Snorri  goöi  und  porsteinn  Rauömelmgagoöi  sich  entspinnt, 
die  beiderseitigen  Freunde  ins  Mittel  und  v/issen  zunächst  ein  Friedens- 
gelöbnis zu  erreichen,  dem  noch  am  Dinge  selbst  ein  endlicher  Ver- 
gleich (saett)  folgt.3)    Als  wegen  des  an  Nj all  verübten  Mordbrandes 
am  Alldinge  gefochten  wurde,  trat  Snorri  goöi,  nachdem  er  dem 
Kampfe  eine  Weile  zugesehen  hatte,  nach  einer  zuvor  schon  mit  der 
Klagspartei  getroffenen  Abrede  ins  Mittel,  von  dem  Gesetzsprecher 
Skapti  unterstützt;  auch  Siöuhallr,  der  sich  doch  entschiedener  noch 
als  Skapti  der  beklagten  Partei  angeschlossen  hatte,  schließt  sich 
ihm  jetzt  an,  um  dem  allgemeinen  Kampfe  ein  Ende  zu  machen, 
und  es  gelingt  auf  diese  Weise,  für  die  Dauer  der  Dingversammlung 
ein  Friedensgelöbnis  zu  erreichen,   unter  dessen  Schutz  dann  über 
einen  endlichen  Vergleich  verhandelt  wird.   Siöuhallr,  der  mächtigsten 
Häuptlinge  einer,  der  selber  in  dem  Kampfe  einen  seiner  Söhne  ver- 
loren hat,  spricht  dennoch  in  beweglichen  Worten  zum  Frieden  und 
erklärt  sich  sogar  bereit,  auf  alle  Buße  für  diesen  seinen  Sohn  zu 
verzichten,  wenn  ein  Vergleich  dadurch  erkauft  werden  könne.  Teils 
sein  Beispiel,  teils  die  gütliche  Zuspräche  des  Snorri  bringt  in  der 
Tat  den  überwiegenden  Teil  der  Klagspartei  dazu,  in  einen  Ver- 
gleich zu  willigen,  während  Käri  Sölmundarson  und  porgeirr  Skorar- 
geirr  schlechthin  unversöhnlich  bleiben  und  von  der  Einigung  sich 
ausschließen;  die  Sache  wird  sofort  dem  Schiedspruche  von  zwölf 
Männern  unter  Snorri  goöi  als  Obmann  anheimgegeben,  und  dieser 
fällt,  nach  vorgängiger  möglichster  Abgleichung  der  gegenseitig  zu- 
gefügten Verletzungen  auf  eine  Reihe  von  Geldzahlungen  und  Landes- 
verweisungen.   Dem  Siöuhallr  aber  schoß,  um  seinen  Edelmut  zu 
ehren,  die  Gesamtheit  der  Dingleute  aus  freien  Stücken  für  seinen 
Sohn  ein  Wergeid  zusammen,  welches  den  vierfachen  Betrag  der 
gewöhnlichen  Zahlung  erreichte.4)    Nicht  minder  wurde  oben  bereits 
erwähnt,  wie  einmal  Hafliöi  Märsson,  als  er  dem  porgils  Oddason 
mit  Gewalt  den  Zutritt  zum  Allding  verwehren  wollte,  nach  mehr- 


*)  Eyrbyggja,  9— 10/10— -II. 

2)  ebenda,  17/19—20.  :i)  ebenda,  56/104—5. 

4)  Njäla,  146/246 — 51. 
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fachen  vergeblichen  Vermittlungsversuchen  schließlich  dadurch  be- 
stimmt wird,  sich  friedlich  zu  verhalten,  daß  B.  porläkr  ihm  und 
den  Seinigen  für  den  Weigerungsfall  den  Bann  androht;1)  wie  in 
einem  anderen  Falle,  da  es  sich  unter  denselben  Gegnern  um  die 
Haltung  eines  feränsdömr  handelt,  der  drohende  Kampf  ebenfalls 
durch  die  Dazwischenkunft  Dritter  vermieden  und  die  Haltung  des 
Gerichts  an  einen  Ort  verlegt  wurde,  der  beiden  Teilen  erlaubte, 
sich  den  Sieg  zuzuschreiben ; 2)  wie  endlich  in  dem  Rechtsstreite 
zwischen  Onundr  porkelsson  und  porvarör  porgeirsson  einerseits  und 
Eyjölfr  Hallsson  andererseits  zunächst  am  Vöölufnnge  durch  die 
energische  Interzession  des  Guömundr  dyri  der  drohende  Ausbruch 
eines  Kampfes  verhindert  und  dann  nachdem  die  Verurteilung  der 
beiden  ersteren  am  Alldinge  erfolgt  war,  ein  weiterer  Kampf,  der 
über  dem  Versuche  des  Eyjölfr,  den  feränsdömr  zu  halten,  in  Aus- 
sicht stand,  durch  die  kategorische  Erklärung  desselben  Mannes  ab- 
geschnitten wurde,  denjenigen  Teil  selber  angreifen  zu  wollen,  der 
seinem  Friedensgebote  sich  nicht  fügen  würde. 3)  U.  dgl.  m.  Un- 
ruhig genug  ging  es  nach  allem  dem  zu  an  den  Dingversammlungen, 
und  es  wird  uns  ausdrücklich  berichtet,  daß  der  eben  genannte  Guö- 
mundr dyri  das  VöölujDing  einmal  förmlich  abschaffte,  weil  daselbst 
so  gewaltige  Kämpfe  überhand  zu  nehmen  begannen,  wie  sie  sonst 
nur  am  Alldinge  stattzufinden  pflegten,4)  dann  daß  schon  um  zwei 
Jahrhunderte  früher  die  Bauern  das  Sunnadalsjnng  im  Ostlande  ein- 
gehen ließen,  und  zwar  aus  ganz  ähnlichen  Gründen. 5)  Indessen 
wird  man  immer  im  Auge  behalten  müssen,  daß  Vorkommnisse 
dieser  Art,  wenn  auch  nicht  gerade  selten,  doch  keineswegs  die 
Regel  bildeten.  Gewöhnliche  Rechtssachen  gewöhnlicher  Menschen 
liefen  sicherlich  der  Regel  nach  vollkommen  ruhig  und  geordnet  ab, 
und  nur  dann,  wenn  ungewöhnlich  selbstwillige  Naturen,  oder  wenn 
die  mächtigeren  Häuptlinge  des  Landes  aneinander  gerieten  und  der 
Ehrgeiz  mit  ins  Spiel  kam,  einem  Nebenbuhler  nicht  zu  weichen, 
ihn  vielmehr  wo  möglich  in  auffälligster  Weise  zu  demütigen,  nur 
dann  konnte  es  zu  Auftritten  wie  den  oben  geschilderten  kommen. 
Aber  freilich  boten  jene  ordnungsmäßig  verlaufenden  Verhandlungen 
der  Sage  wenig  anziehendes,  und  in  den  uns  erhaltenen  Geschichts- 
quellen treten  darum  die  Berichte  über   die   allein  dramatisches 


1)  Sturlünga,  I,  24/43. 

2)  ebenda,  I,  18/32—34.  3)  ebenda,  III,  11/134--5. 
4)  ebenda,  13/140.           5)  VäpnfirÖi'nga  s.,  S.  22. 
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Interesse  zeigenden  stürmischeren  Dingkämpfe  ganz  ungebührlich 
breit  hervor;  zu  einem  vollständigen  Bilde  des  lebendigen  Treibens 
am  Dinge  gehören  indessen  jene  wilden  und  ungeordneten  Ausbrüche 
der  Unbotmäßigkeit  gegen  alle  staatliche  Zucht  ganz  ebensogut  wie- 
der regelmäßige  Gang  des  Verfahrens,  welchen  wir  in  unseren  Rechts- 
quellen geschildert  finden. 


§  ii.    Das  Allding.1) 

Im  Jahre  930  etwa  durch  Ulfljötr  eingesetzt,  wurde  das  Allding 
(al]n'ng,  alfnngi)  bis  zu  seiner  schließlichen  Aufhebung  im  Jahre 
1800 2)  im  wesentlichen  stets  an  derselben  Stelle  gehalten,  in  der 
Nähe  des  Hofes  nämlich,  welcher  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag 
herab  den  Namen  pingvellir  trägt,  und  hart  am  Ufer  der  Oxarä, 
nach  welcher  die  Versammlung  in  der  Zeit  der  norwegischen  und 
der  Dänenherrschaft  den  Namen  des  Öxarär]jinges  erhielt.  Allerdings 
berichtet  eine  der  verlässigeren  älteren  Sagen,  daß  das  Allding  um 
das  Jahr  965  in  der  Nähe  des  Berges  Armannsfell  gehalten  worden 
sei,  3)  und  es  läßt  sich  diese  Angabe,  was  man  mit  Unrecht  bestritten 
hat,  4)  recht  wohl  mit  den  Worten  des  Ari  vereinigen,  daß  dasselbe 
zu  seiner  Zeit  an  derselben  Stelle  sich  befunden  habe,  an  welcher 
es  von  Ulfljötr  niedergesetzt  worden  sei;5)  indessen  hat  doch  die 
Verlegung  der  Dingstätte,  welche  damit  bezeugt  ist,  keine  erhebliche 
Bedeutung.  Die  ganze  Umgegend  von  I)mgvellir  besteht  aus  einem 
weit  ausgedehnten  Lavafelde,  welches  tief  zerklüftet,  und  eben  darum 
den  plötzlichsten  Umwälzungen  ausgesetzt  ist.  Wir  wissen  z.  B.,  daß 
im  Jahre  1740  plötzlich  die  Oxara  ausblieb,  so  daß  man  acht  Tage 
lang  trockenen  Fußes  deren  Bett  durchschreiten  konnte,  worauf  dann 


1)  vgl.  Schlegel,  Comment.,  S.  LXXXVIII — XCI,  wo  indessen  zwischen  alfn'ng, 
fjörÖüngsdömar  und  lögretta  nicht  gehörig  geschieden  wird;  Baldvin  Einarsson, 
S.  20 — 42;  Dahlmann,  II,  S.  210 — 25;  Keyser,  S.  262 — 7. 

2)  vgl.  das  Kanzleischreiben  vom  7.  Juni  1800,  im  Lagasafn,  VI,  S.  445. 

3)  Hoensnaböris  s.,  14/171  :  en  bi'ngit  vas  ba  undir  Ärmannsfelli. 

4)  SoJönEiriksson,  in  Jon  Ärnasons  Indledning  til  den  gamle  og  nye  is- 
landske  Raettergang,  S.  449;  JönSigurÖsson,  in  seiner  Vorrede  zu  Bd.  II  der 
Islendingasögur,  S.  XV. 

5)  fslendingabök,  3/6 :  albi'ngi  vas  sett  at  rabi  Ülf ljöts  oc  allra  landsmanna, 
bar  es  nu  es. 
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ebenso  plötzlich  der  Fluß  wieder  in  seiner  früheren  Mächtigkeit 
hervorbrach ; *)  wie  leicht  konnte  da  irgend  eine  Änderung  im  Laufe 
der  Öxarä,  irgend  ein  Einsinken  oder  irgendwelche  Spaltung  eines 
Teiles  der  Lavadecke,  ein  Bergschlipf  u.  dgl.  m.  zu  einer  vorüber- 
gehenden Verlegung  der  Dingstätte  an  den  Fuß  jenes  Berges  veran- 
laßt haben.  Des  Ari  Worte  scheinen  geradezu  anzudeuten,  daß 
zwischen  des  Ulfljötr  Zeit  und  der  seinigen  eine  solche  Verlegung 
stattgefunden  habe,  welche  nur  freilich  hinterher  wieder  rückgängig 
gemacht  wurde ;  die  geringe  Entfernung  aber,  welche  zwischen  jener 
interimistischen  und  normalen  Dingstätte  in  Mitte  lag,  dann  auch 
die  kurze  Zeit,  während  deren  die  erstere  gebraucht  wurde,  erklärt 
vollkommen  genügend,  warum  derselben  in  keiner  anderen  Quelle 
Erwähnung  geschieht. 2) 

Die  Zeit,  in  welcher  das  Allding  zusammentrat,  war  von  an- 
fang  an  gesetzlich  bestimmt;  jedoch  hat  deren  gesetzliche  Bestimmung 
im  Verlaufe  der  Zeiten  mehrfach  gewechselt,  und  überdies  konnte  die 
Dingzeit  auch  wohl  für  ein  einzelnes  Jahr  verlegt  werden,  wenn  die 
lögretta  dies  beschloß,  und  von  diesem  Beschlüsse  am  nächstvorher- 
gehenden Alldinge  vom  Gesetzsprecher  öffentliche  Anzeige  gemacht 
wurde. 3)  Während  der  Dauer  des  Freistaates  sollte  das  Allding 
jederzeit  an  einem  Donnerstage  beginnen;  aber  während  dies  anfäng- 
lich der  Tag  gewesen  war,  mit  welchem  die  zehnte  Sommerwoche 
begann,  wurde  der  Termin  im  Jahre  999  um  eine  volle  Woche  weiter 
hinausgerückt,  4)  und  dabei  hatte  es  bis  zum  Untergange  der  Republik 
sein  Bewenden.  Das  Allding  begann  demnach  fortan  mit  demjenigen 
Donnerstage,  welcher  an  der  Spitze  der  elften  Sommerwoche  stand,5) 
und  da  der  erste  Sommertag  dazumal  frühestens  auf  den  9.  und 
spätestens  auf  den  15.  April  fiel,  konnte  demnach  die  Versammlung 
seit  dem  Jahre  999  nicht  vor  dem  18.  und  nicht  nach  dem  24.  Juni 
beginnen,  wie  denn  auch  ein  altes  Nekrologium  ganz  richtig  zum 
18.  und  23.  Juni  beifügt:  „Allringi".  6)  Gleich  nach  der  Unterwerfung 
unter  Norwegen  wurde  für  den  Beginn  der  Dingzeit  ein  für  allemal 
ein  bestimmter  Kalendertag,  der  Vorabend  nämlich  des  Peter-,  und 


L)  vgl.  Eggert  Ölafsson,  Reise  igjennem  Island,  S.  881 — 2. 

2)  vgl.  meine  akademische  Abhandlung  über  die  Hoensnaböris  saga,  S.  57 — 60. 

3)  Konüngsbök,  116/209.'  . 

4)  fslendi'ngabök,  7/10. 

5)  Konüngsbök,  19/37  und  23/43;  Rimbegla,  I,  cap.  8,  §  26,  S.  42  und 
IV,  cap.  i,  §  4,  S.  432. 

6)  bei  Langebek;  Scriptores  rerum  Danicarum,  II,  S.  511  — 12. 


§11.    Bus  Allding. 
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Paulstages  festgestellt,  also  der  28.  Juni,  3J  und  dieser  Termin  blieb 
in  Kraft,  bis  durch  einen  Alldingbeschluß  vom  1.  Juli  1700  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Einführung  des  gregorianischen  Kalenders  auf 
der  Insel  die  Seljumannamessa,  d.  h.  der  8.  Juli,  an  dessen  Stelle  ge- 
setzt wurde;2)  durch  ein  königliches  Reskript  vom  25.  Januar  1754 
endlich  wurde  der  Beginn  des  Alldinges  auf  den  3.  Juli  zurückver- 
legt, 3)  und  dabei  hatte  es  sein  Verbleiben  bis  zur  endlichen  Auf- 
hebung des  Alldinges. 4)  Die  Versammlung  sollte  aber  jederzeit  zwei 
Wochen  dauern,  welche  eben  darum  als  ])fngvikur,  d.  h.  Dingwochen, 
bezeichnet  wurden ; ß)  da  überdies  die  beiden  vorhergehenden  Wochen 
zur  Hinreise  zum  Alldinge,  und  die  beiden  nachfolgenden  zur  Heim- 
reise von  diesem  bestimmt  waren,  6)  nahm  die  Landsgemeinde  alles 
in  allem  genommen  volle  sechs  Wochen  für  sich  in  Anspruch, 
welche  von  nahezu  allen  anderen  Rechtsgeschäften  freigelassen  werden 
mußten. 

Zum  Besuche  des  Alldinges  war  jedermann  berechtigt, 
dem  nicht  die  Befugnis  zum  Erscheinen  am  Ding  besonderer  Ver- 
schuldung wegen  entzogen  war,  wie  dies  zumal  bei  allen  denen  der 
Fall  war,  gegen  welche  in  rechtsgültiger  Weise  eine  lysing  wegen 
sär  oder  ben  vor  sich  gegangen  war;  von  solchen  Leuten  sagte  man 
„at  J)eir  eigo  eigi  Jnngreitt"  oder  „Jringvasrt",  und  konnte  sich  ein 
solcher,  wenn  er  dennoch  am  Dinge  betroffen  wurde,  nur  dadurch 
von  der  auf  Landesverweisung  lautenden  Klage  frei  machen,  daß  er 
nachwies,  der  Gegner  habe  jene  lysing  nur  darum  gegen  ihn  vor- 
genommen, um  ihm  den  Zutritt  zum  Dinge  zu  sperren, 7)  es  sei  denn, 
daß  er  sich  an  einem  Menschen  vergriffen  hätte,  der  selber  bereits 
seinen  Frieden  verwirkt  gehabt  hatte. 8)  So  streng  wird  an  dieser 
Vorschrift  gehalten,  daß  sogar  dann,  wenn  die  Verwundung  erst  auf 
der  Dingfahrt,  und  die  lysing  wegen  derselben  erst  am  Alldinge 
selbst  erfolgt,  derjenige,  gegen  den  sie  gerichtet  ist,  das  Ding  noch 

J)  Järns.,  bfngfb.  i;  Jönsbök,  1;  Ri'mbegla,  IV,  cap.  1,  §  4,  S.  432. 
2)  Lagasafn,  I,  554.  3)  ebenda,  III,  176 — 77. 

4)  vgl.  neben  der  Anmerkung  des  Herausgebers  zur  angeführten  Stelle  der 
JärnsiÖa  auch  Jon  Arnason,  ang.  O.,  S.  445 — 449,  Langebek,  II,  S.  51 1, 
Anm.  b;  Dahlmann,  II,  S.  211,  Anm.  3. 

5)  Konungsbök,  234/175;  Kaupab.  41/449;  endlich  Ömagb.  7/245—6, 
welche  Stelle  in  der  Konungsbök  fehlt. 

c)  vgl.  die  soeben  angeführten  Stellen. 

7)  Konungsbök,  99/174;  Vigslööi,  39/77 — 79  und  50/90. 

8)  Vigslööi,  40/80;  in  der  Konungsbök,  98/174  nur  als  Referenz. 
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an  demselben  Tage  verlassen  muß;1)  erfolgt  die  Verwundung  da- 
gegen am  Dinge  selbst,  so  tritt  die  gleiche  Folge  nicht  ein.  2)  Ver- 
pflichtet zum  Erscheinen  waren  dagegen  die  sämtlichen  Goden, 
ferner  alle  diejenigen,  welche  eine  eigene  oder  fremde  Rechtssache 
am  Ding  einzuklagen  oder  zu  verteidigen  haben,  oder  welche  in 
einer  hier  abhängigen  Sache  als  Zeugen  oder  Geschworene  geladen 
sind,  endlich  in  gewissem  Sinne  auch  alle  diejenigen  Bauern,  welche 
die  als  {ringfararkaup  bezeichnete  Abgabe  zu  entrichten  haben,  so- 
ferne  nämlich  ihnen  die  Verpflichtung  obliegt,  wenn  sie  nicht  selber 
erscheinen  wollen,  von  der  an  und  für  sich  auch  ihnen  obliegenden 
Dingpflicht  sich  eben  durch  die  Entrichtung  jener  Abgabe  loszu- 
kaufen. 3)  Doch  war  dieses  Loskaufungsrecht,  wrie  schon  gelegent- 
lich zu  bemerken  war,  kein  absolutes.  Da  nämlich  der  Gode  zur 
Besetzung  der  lögretta  und  der  aljnngisdömar,  dann  zur  Bildung  der 
vorkommendenfalls  von  ihm  zusammenzusetzenden  goöakviöar  einer 
ziemlichen  Anzahl  von  Dingleuten  bedurfte,  und  überdies  der  Glanz 
und  die  Kraft  seines  Auftretens  am  Dinge  wesentlich  durch  die 
Stärke  der  Mannschaft  bedingt  war,  die  ihn  begleitete,  so  war  ihm 
das  Recht  zugestanden,  seine  Angehörigen  am  Frühlingsdinge  zu 
zahlreichem  Besuche  des  Alldinges  aufzufordern,  und  hatte  eine 
solche  Aufforderung  zur  Folge,  daß  wenigstens  der  neunte  Mann  ihn 
dahin  zu  begleiten  hatte,  wobei  die  Bestimmung  der  Personen, 
welche  im  gegebenen  Falle  auszuziehen  hatten,  nötigenfalls  dem  Lose 
anheimgegeben  war.4)  Frei  von  der  Dingpflicht  sind  hiernach  ein- 
mal diejenigen  Bauern,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihre  Vermögens- 
verhältnisse den  Zehnt  und  das  Jnngfararkaup  nicht  zu  entrichten 
haben,  sodann  aber  auch  alle  diejenigen,  welche  als  einschichtige 
Leute  leben,  ohne  eine  eigene  bäuerliche  Wirtschaft  zu  haben,  diese 
wie  jene  natürlich  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  sie  weder  als 
Kläger  oder  Beklagte,  noch  als  Zeugen  oder  Geschworene  am  Dinge 
etwas  zu  suchen  haben;  die  Volkszählung,  welche  in  den  Jahren 
1102 — 5  vorgenommen  wurde,  ergab  aber  nur  38  Hunderte  von 
steuerpflichtigen  Bauern, 5)  also  je  nachdem  man  rechnet,  3800  oder 


1)  Konüngsbök,  105/181;  Vi'glööi,  44/84. 

2)  VigslöÖi,  57/96. 

3)  Konüngsbök,  23/45:  boendr  eru  pmgheyjendr,  ok  goÖar,  ok  beir  menn, 
er  ni'ngfarar  ok  gagna  eru  heiman  kvaddir.  Die  Stelle  ist  übrigens  weder  erschöpfend 
noch  völlig  genau. 

4)  Konüngsbök,  59/107. 

3)  Islendi'ngabök,  10/16— 17.  Frei  von  der  Dingpflicht  waren  übrigens  viel- 
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4560  solche  im  Lande.  Bei  den  Dingpflichtigen  dagegen  wird  die 
Verpflichtung  zum  Dingbesuche  als  eine  auf  dem  Bauernhofe  ruhende 
Last  behandelt,  welche  eben  darum  erfüllt  werden  mußte,  auch  wenn 
dessen  Besitzer  aus  persönlichen  Gründen  zu  deren  Erfüllung  nicht 
befähigt  war.  Weiber  z.  B.  können  der  Dingpflicht  nicht  selber  ge- 
nügen, und  ebensowenig  Männer,  welche  hohen  Alters  oder  krank- 
heitshalber nicht  reisefähig  sind;  für  beide  gilt  aber  als  rechtmäßiger 
Vertreter  in  der  Erfüllung  der  Dingpflicht  der  eigene  Sohn,  Stief- 
sohn, Schwiegersohn  oder  Pflegesohn,  vorausgesetzt  nur,  daß  der- 
selbe volljährig,  geistig  gesund  und  auf  dem  Hofe  domiziliert  sei, 
um  dessen  Vertretung  es  sich  handelt;  für  das  Weib  mag  überdies 
auch  noch  deren  Ehemann  eintreten,  falls  derselbe  auf  dem  betreffen- 
den ihr  gehörigen  Hofe  wohnt. 1)  Abgesehen  von  diesen  von  Rechts 
wegen  zugelassenen  Vertretern  kann  aber  der  Bauer,  wenn  er  er- 
krankt oder  außer  Lands  geht,  sich  auch  selber  einen  Vertreter 
wählen,  sei  es  nun,  daß  er  diesem  die  ganze  Bewirtschaftung  seines 
Hofes  überträgt,  wesfalls  dann  dessen  gerichtliche  Vertretung  in  der 
übertragenen  Vollmacht  von  selbst  mit  eingeschlossen  ist,  oder  daß 
er  nur  einem  seiner  Hausgenossen  diese  letztere  für  sich  allein  über- 
trägt, welchenfalls  dann  aber  eine  öffentliche  Bekanntmachung  der 
erteilten  Vollmacht  erforderlich  ist ; 2)  als  selbstverständlich  gilt  aber 
auch  für  diese  Fälle,  daß  der  gewählte  Vertreter  auf  demjenigen 
Hofe  domiziliere,  den  er  zu  vertreten  hat.  3)  Ob  dagegen  in  Bezug 
auf  den  Besuch  des  Alldings  jedem  Dingpflichtigen  verstattet  war, 
auch  abgesehen  von  Fällen  einer  ehehaften  Not,  durch  einen  ge- 
wählten Bevollmächtigten  sich  vertreten  zu  lassen,  wie  dies  bezüg- 
lich des  Brauches  der  Frühlingsdinge  allerdings  nachweisbar  der  Fall 
war, 4)  steht  dahin ;  wahrscheinlich  ist  mir  indessen  solche  Befugnis, 
da  bezüglich  der  Goden  wenigstens  zahlreiche  Belege  für  dieselbe 
zu  Gebote  stehen.  Immer  hat  übrigens  der  Bauer  dem  Ersatzmanne, 
den  er  statt  seiner  zum  Ding  gehen  läßt,  das  Pferd  und  die  Kost 


'  leicht  auch  alle  einvirkjar,  sowie  sie  ja  auch  nicht  als  Geschworene  berufen  werden 
sollten,  Konüngsbök,  35/62,  wenigstens  soferne  sie  nicht  ein  gewisses  größeres 
Maß  an  Besitz  hatten,  ebenda,  77/128  und  89/159;  Vigslööi,  26/42 — 3.  War 
doch  auch  in  Norwegen  den  einvirkjar  die  Dingpflicht  wie  die  Heerpflicht,  wenn  auch 
nicht  völlig  abgenommen,  so  doch  beträchtlich  erleichtert;  vgl.  GbL.  13 1  und  299; 
Frf>L.  VII,  7. 

-1)  Konüngsbök,  89/160 — 61  ;  Vigslööi,  26/44  und  27/45 — 6. 
2)  Konüngsbök,  77/127 — 8. 

:J)  ebenda,  27/52;  35/63.  4)  ebenda,  56/98;  59/106. 
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für  die  Dingreise  zu  stellen,  und  dieser  sein  Ersatzmann  bezieht  für 
sein  Erscheinen  das  ])ingfararkaup,  wogegen  der  Bauer  seinerseits 
von  dessen  Entrichtung  frei  wird,  ganz  wie  wenn  er  in  eigener  Person 
zum  Ding  gekommen  wäre;1)  immer  bezieht  sich  ferner  das  Ver- 
tretungsverhältnis auf  die  Gesamtheit  aller  Dingpflichten,  und  es 
kann  demnach  der  Vertreter  als  Nachbargeschworener  oder  Zwölft- 
geschworener, als  Richter  oder  als  Beisitzer  in  der  gesetzgebenden 
Versammlung  ganz  ebensogut  ernannt  werden,  wie  dies  der  Bauer 
könnte,  den  er  vertritt.  Für  alle  diejenigen  Personen  nun,  welche 
kraft  irgend  welcher  Verpflichtung,  sei  es  nun  auf  Grund  ihres 
eigenen  Berufs  oder  in  Vertretung  anderer,  ferner  vermöge  allge- 
meiner Dingpflicht  oder  besonderer  Vorladung  am  Dinge  zu  er- 
scheinen haben,  gilt  ganz  gleichmäßig  die  gemeinsame  Bezeichnung 
]nngheyjandi  oder  Innghämaör.  In  diesem  Sinne  kann  gesagt  werden, 
]nngheyjendir  seien  die  Goden,  die  Bauern,  und  alle  diejenigen, 
welche  als  Zeugen  oder  Geschworene  zur  Dingreise  aufgefordert 
seien,  2)  oder  kann  es  von  dem,  der  rechtzeitig  zum  Dinge  kommt, 
heißen,  er  sei  ,,[:>mgheyjandi  bseöi  um  sin  mal  ok  annarra  manna",3) 
während  von  demjenigen,  der  um  eines  Zeugnisses  willen  zum  Ding 
kommen  muß,  gesagt  wird,  er  sei  „])fngheyjandi  J)ess  vaettis".4)  Da 
die  Dingpflicht,  wie  oben  bemerkt,  in  gewissem  Sinne  auf  dem  Hofe 
ruht,  kann  ferner  von  demjenigen,  der  einen  anderen  bezüglich 
seiner  Dingpflichten  vertritt,  gesagt  werden,  er  sei  „Jringheyjandi 
fyrir  bü  annars  manns",  5)  oder  „])i'nghämaör  fyrir  bü  hans"  6)  u.  dgl. 
m.,  während  es  umgekehrt  von  dem  Bauer,  der  seiner  Dingpflicht 
selber  genügt,  heißen  mag,  er  sei  „]nngheyjandi  fyrir  sitt  bü". 7) 

Die  Zeit,  in  welcher  man  sich  am  Alldinge  einzufinden,  und 
die  Frist,  während  deren  man  sich  an  demselben  aufzuhalten  hatte, 
war  ein  für  allemal  bestimmt.  •  Oben  wurde  bereits  bemerkt,  daß 
seit  dem  Jahre  999  das  Ding  regelmäßig  an  dem  Donnerstage  seinen 
Anfang  zu  nehmen  hatte,  mit  welchem  die  elfte  Sommerwoche  be- 
gann; an  eben  diesem  Tage  hatten  sich  denn  auch  die  sämtlichen 
Personen  einzufinden,  welche  überhaupt  zum  Dingbesuche  verpflichtet 

*)  Konüngsbök,  35/63.  Auch  demjenigen,  den  der  eine  oder  andere  Streit- 
teil als  Zeugen  oder  Geschworenen  zum  Dinge  beruft,  muß  unter  Umständen  Pferd  und 
Kost  gestellt  werden;  doch  gehört  das  Nähere  in  dieser  Beziehung  nicht  hierher, 
sondern  in  den  Prozeß. 

2)  ebenda,  23/45.  3)  ebenda,  23/44.  4)  ebenda,  33/59. 

5)  ebenda,  27/52;  77/128;  89/160  —  1. 

°)  ebenda,  35/63.  ')  ebenda,  77/127—8. 
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waren,  oder  am  Dinge  etwas  zu  suchen  hatten. ])  Zu  erscheinen 
haben  aber  an  jenem  Tage  zunächst  die  Goden,  und  zwar  müssen 
sie  die  Dingstätte  erreicht  haben,  noch  ehe  die  Sonne  dieselbe  ver- 
läßt; bleibt  ein  solcher  aus,  ohne  sich  durch  die  ehehaftc  Not  ent- 
schuldigen zu  können,  so  trifft  ihn  nicht  nur  eine  Buße  von  drei 
Mark,  sondern  er  hat  auch  sein  Godord  verwirkt,  für  dessen  einst- 
weilige Führung  die  beiden  samjnngisgoöar  sofort  aus  der  Zahl 
seiner  Dingleute  einen  bestimmen  sollen.  An  demselben  Tage  müssen 
aber  auch  alle  anderen  Dingbesucher  eintreffen,  wenn  sie  an  ihren 
Rechten  in  Bezug  auf  die  Dingversammlung  nichts  einbüßen  wollen, 
doch  wird  ihnen  in  Bezug  auf  gewisse  Rechte  und  Pflichten  auch 
wohl  noch  eine  kurze  Respitfrist  vom  Gesetze  gewährt.  Diejenigen 
nämlich,  welche  zwar  nicht  am  ersten  Donnerstage,  aber  doch  läng- 
stens noch  am  ersten  Sonntage  der  Dingzeit  sich  einfinden,  sollen 
zwar  keinen  Anspruch  auf  den  Bezug  des  Jtingfararkaup  mehr 
haben,  aber  doch  dieses  auch  nicht  zu  entrichten  schuldig  sein;  sie 
gelten  ferner  als  ebensogut  berechtigt  in  eigener  wie  in  fremder 
Sache  am  Dinge  aufzutreten,  wie  wenn  sie  bereits  beim  Beginne 
des  Dings  zugegen  gewesen  wären,  und  sogar  zu  Richtern  können 
sie  ernannt  werden,  wenn  sie  anders  noch  vor  der  Ernennung  der 
Richter  eingetroffen  sind,  welche  regelmäßig  am  ersten  Freitage  der 
Dingzeit  vor  sich  ging;  sie  werden  endlich  auch  insoferne  als  rechte 
Dingbesucher  angesehen,  als  sie  ganz  wie  die  rechtzeitig  Erschienenen 
verpflichtet  sind,  das  Ding  nicht  vor  dessen  rechtsförmlichem  Schlüsse 
zu  verlassen.  Ja  in  einem  Falle  sollen  solche  Spätlinge  sogar  noch 
zum  Bezüge  des  J)fngfararkaup  berechtigt  sein,  dann  nämlich, 
wenn  sie  am  Dinge  noch  zu  einer  Funktion  als  Richter  oder  Ge- 
schworene verwendet  werden.  Dagegen  gelten  diejenigen,  welche 
erst  nach  dem  ersten  Sonntage  der  Dingzeit  erscheinen,  in  allen 
und  jeden  Beziehungen  als  gar  nicht  erschienen;  sie  können  darum 
das  Ding  nach  ihrem  freien  Belieben  jederzeit  wieder  verlassen,  sie 
bekommen  aber  auch  kein  ])fngfararkaup,  und  müssen  vielmehr  um- 
gekehrt solches  entrichten;  sie  können  ferner  am  Dinge  mit  Erfolg 
weder  in  eigener  noch  in  fremder  Seche  auftreten,  und  vermögen 
sie  demnach  weder  eine  Klage  noch  eine  Verteidigung  zu  führen, 
während  zugleich  ihre  Aussage  als  Zeuge  oder  ihr  Spruch  als  Ge- 
schworener schlechthin  ungültig  ist.  Bezüglich  der  Streitteile  sowohl 
als  bezüglich  derjenigen,  welche  zum  Behufe  der  Beweisführung  in 


y)  Das  Folgende  nach  der  Konüngsbök,  23/43 — 44- 
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einer  fremden  Rechtssache  vorgeladen  sind,  geben  ein  paar  weitere 
Stellen  noch  teils  Einschränkungen,  teils  aber  auch  weitere  Aus- 
führungen dieser  Bestimmungen  an  die  Hand.  Einerseits  nämlich 
wird  der  Fall  noch  speziell  ins  Auge  gefaßt,  da  die  Tatsache,  welche 
ein  Klagerecht  begründet,  erst  so  kurz  vor  dem  Beginne  des  All- 
dinge sich  ereignet  hat,  oder  dem  Klagberechtigten  doch  erst  so 
kurz  vor  diesem  Zeitpunkte  bekannt  geworden  ist,  daß  es  diesem 
schlechthin  unmöglich  war,  früher  als  nach  dem  ersten  Sonntage  in 
der  Dingzeit  zum  Dinge  zu  kommen.  In  diesem  Falle  soll  der 
Klagsberechtigte,  den  ja  hier  keinerlei  Schuld  trifft,  trotz  seiner  ver- 
späteten Ankunft  am  Dinge  seine  Klage  doch  noch  an  diesem  durch- 
zuführen befugt  sein,  wenn  er  nur  noch  frühzeitig  genug  eintrifft, 
um  die  zu  seiner  Beweisführung  nötigen  Personen  laden  zu  können, 
ehe  noch  die  Gerichte  ihre  Sitzungen  beginnen ;  nur  verliert  freilich 
ein  derartiger  Kläger  die  Möglichkeit,  von  dem  an  und  für  sich  ihm 
zustehenden  Rechte  der  Rekusation  von  Richtern  Gebrauch  zu  machen, 
da  der  für  diesen  Teil  des  Verfahrens  bestimmte  Termin  bereits  ver- 
strichen ist. *)  Andererseits  wird  aber  auch  die  Möglichkeit  ins  Auge 
gefaßt,  daß  die  Zeugen,  welche  jemand  behufs  einer  Beweisführung 
zum  Erscheinen  am  Dinge  aufgefordert  hat,  hier  nicht,  oder  doch 
nicht  rechtzeitig  sich  einfinden ; 2)  da  nämlich  die  einfache  Konse- 
quenz der  obigen  Regeln,  vermöge  deren  der  zu  spät  Kommende 
als  nicht  gekommen  galt,  und  somit  das  von  ihm  abzulegende  Zeugnis 
nicht  abgelegt  werden  konnte,  in  diesem  Falle  nicht  zum  Nachteile 
des  Ausbleibenden,  resp.  zu  spät  Kommenden,  sondern  zum  Nach- 
teil des  Streitteiles  ausschlug,  der  ihn  vorgeladen  hatte,  und  der  doch 
seinerseits  an  dem  Ausbleiben  oder  der  Verspätung  völlig  unschuldig 
war,  galt  es  für  diesen  Fall  teils  eine  Ergänzung,  teils  eine  Be- 
schränkung der  sonst  geltenden  Regeln  zu  gewähren.  Da  wird  nun 
zunächst  bestimmt,  daß  gegen  den  ausgebliebenen  Zeugen  eine  Klage 
auf  Landesverweisung  begründet  sein  solle,  von  welcher  nur  der  Be- 


*)  Konüngsbök,  24/45 — 4^5  die  Emendation :  ,,at  gagna  maetti  fyrr  til  kveÖja" 
für  ,,ganga",  wie  sie  in  der  ed.  Arnamagn.  I,  S.  27  vorgeschlagen  und  in  Vilhjälmr 
Finsens  Übersetzung,  S.  45  stillschweigend  akzeptiert  wird,  ist  unzweifelhaft  richtig. 
Die  Rekusation  der  Richter  erfolgte  übrigens  stets  am  ersten  Samstage  der  Dingzeit, 
ebenda,  24/45,  während  der  Zeitpunkt  für  die  Sitzungen  überhaupt  nicht  ein  für 
allemal  gesetzlich  bestimmt  war,  ebenda,  28/52. 

2)  Konüngsbök,  32/55 — 57.  Die  Stelle  spricht  freilich  nur  von  den  stefnu- 
vättar;  indessen  dürfen  ihre  Bestimmungen  doch  wohl  generalisiert  werden,  wie  denn 
auch  ihre  Überschrift  ganz  allgemein  lautet:  ,,Ef  vattar  sitja  heima". 
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weis  der  ehehaften  Not  frei  mache;  außerdem  wird  aber  auch  ge- 
stattet, daß,  wenn  auch  nur  ein  einziger  von  den  geladenen  Zeugen 
rechtzeitig  erschienen  ist,  dieser  für  sich  allein  sein  Zeugnis  abgeben 
dürfe,  vorausgesetzt,  daß  erstens  durch  Zeugen  bewiesen  wurde,  daß 
auch  die  übrigen  in  gehöriger  Weise  zum  Erscheinen  am  Dinge  auf- 
gefordert worden  seien,  und  daß  zweitens  die  Aussage  jenes  allein 
erschienen  Zeugen  durch  die  auf  Ehrenwort  abgegebene  Erklärung 
von  fünf  Männern  unterstützt  sei,  daß  die  Ausgebliebenen  zur  Ab- 
gabe desselben  Zeugnisses  verpflichtet  gewesen  seien,  wie  solches 
der  Erschienene  abgegeben  habe.  Für  den  Fall  aber,  da  alle  Zeugen 
ausbleiben,  wird  ein  anderes  Auskunftsmittel  geboten;  es  mag  näm- 
lich solchenfalls  der  Spruch  von  fünf  Geschworenen  darüber  erbracht 
werden,  ob  wirklich  die  angegebenen  Zeugen  zur  Abgabe  des  in 
Frage  stehenden  Zeugnisses  verpflichtet  gewesen  seien,  vorausgesetzt 
nur,  daß  die  an  sie  erlassene  Aufforderung  zum  Erscheinen  auch 
hier  wieder  durch  Zeugen  erwiesen  werden  kann,  ja  es  wird  sogar 
für  den  unglücklichen  Fall,  da  die  Zeugen,  welche  über  diese  Auf- 
forderung auszusagen  hätten  (kvaöarvättar),  auch  ihrerseits  ausbleiben, 
wiederum  deren  Ersetzung  durch  Geschworene  gestattet.  End- 
lich wird  an  einer  dritten  Stelle  auch  noch  der  andere,  dem  soeben 
besprochenen  ganz  analog  gestaltete  Fall  behandelt,  da  die  Ge- 
schworenen ausblieben,  obwohl  sie  richtig  ernannt  und  zum  Er- 
scheinen am  Dinge  aufgefordert  worden  waren.  x)  Die  Klage  gegen 
die  Ausgebliebenen  soll  in  diesem  Falle  nicht  schlechthin  auf  Landes- 
verweisung gehen,  sondern  in  jedem  einzelnen  Falle  auf  diejenigen 
Rechtsfolgen,  welche  die  Verurteilung  in  der  Hauptsache  für  den  be- 
treffenden Streitteil  selbst  nach  sich  gezogen  haben  würde;  dagegen 
entschuldigt  auch  hier  nur  der  Beweis  der  ehehaften  Not,  oder  allen- 
falls auch  der  Beweis  der  Unrechtmäßigkeit  der  Berufung  zum  Ge- 
schworenendienste. In  der  Hauptsache  aber  mag  derjenige,  dem 
ein  Geschworener  ausbleibt,  sich  damit  helfen,  daß  er  für  den  Aus- 
gebliebenen selbst  einen  Ersatzmann  beruft;  dies  ein  Ausweg,  der 
beim  Zeugnisse  der  Natur  der  Sache  nach  ausgeschlossen  war,  da 
dieses  eben  nur  von  denjenigen  Personen  abgelegt  werden  konnte, 
welche  seinerseits  bei  dem  zu  bezeuo-enden  Vorgänge  oder  Tat- 
bestände  als  Urkundspersonen  rechtsförmlich  zugezogen  worden  waren, 
und  somit  jede  Vertretung  durch  Ersatzleute  ausschloß. 

Uber  die  Hegung  des  Alldinges    (allnngishelgu  n)  ist  im 


x)  Konüngsbok,  34/60 — 61. 
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vorigen  Paragraph  bereits  das  Nötige  bemerkt  worden,  und  kann 
demnach  nunmehr  zur  Betrachtung  der  am  Alldinge  zu  erledigenden 
Geschäfte  übergegangen  werden.  Es  empfiehlt  sich,  dabei  zuvörderst 
von  der  Tätigkeit  der  am  Dinge  niedergesetzten  Ausschüsse  zu 
sprechen,  von  der  lögretta  also  und  den  al])ingisdömar,  so- 
dann aber  einen  Blick  auf  die  übrigen  Geschäfte  zu  werfen,  welche 
durch  eine  minder  geordnete  und  spontanere  Tätigkeit  der  einzelnen, 
sei  es  nun  Priester  oder  Häuptlinge,  vermittelt  wurden,  gleichviel 
übrigens,  ob  dabei  das  lögberg  oder  ein  anderer  Ort  innerhalb  der 
Dingstätte  den  Schauplatz  dieser  Tätigkeit  bildete.  Die  Tätigkeit 
jener  engeren  Versammlungen  innerhalb  der  gesamten  Landsgemeinde 
stellen  nämlich  den  eigentlichen  Mittelpunkt  des  ganzen  geschäft- 
lichen Treibens  innerhalb  derselben  dar,  und  an  ihn  lehnen  sich  erst 
jene  anderen,  mehr  fluktuierenden  Geschäfte  an,  welche  vor,  während 
und  nach  ihren  Sitzungen  sich  mit  einschieben. 

Die  lögretta  zunächst1)  hat  ihren  Namen  von  der  ihr  ob- 
liegenden Funktion,  dem  „retta  lög".2)  Der  Ausdruck  besagt  so  viel 
wie  das  Recht  richten,  d.  h.  ordnen  und  zugleich  verbessern.  Man 
spricht  von  einem  retta  mal  manns  3)  und  versteht  darunter  die  Ver- 
schaffung von  Ersatz  und  Genugtuung  für  ein  erlittenes  Unrecht, 
von  einem  retta  ran,  4)  d.  h.  Ungeschehenmachen  eines  Raubes,  in- 
dem man  den  Räubern  das  Geraubte  wieder  abnimmt,  von  einem 
retta  hluta  manns,5)  in  demselben  Sinne  wie  retta  mal  manns,  von 
einem  retta  vsetti 6)  oder  retta  kviö, 7)  d.  h.  einem  wohl  überlegten 
Feststellen  des  Wortlautes  eines  Zeugnisses  oder  Wahrspruches,  wie 
solcher  von  allen  Zeugen  oder  Geschworenen  übereinstimmend  ge- 
billigt wird,  u.  dgl.  m.  In  einer  norwegischen  Quelle  wird  der  Aus- 
druck lögretta  einmal  ganz  vereinzelt  im  Sinne  von  rettarböt  ge- 
braucht, 8)  also  für  eine  Novelle,  welche  das  ältere  Recht  in  einer 
bestimmten  Beziehung  verbessert;  regelmäßig  steht  er  dagegen  für 
diejenige  Versammlung  gebraucht,  in  deren  Hand  am  lögjjinge  in 

*)  Jon  Ärnason,  S.  380 — 90;  Baldvin  Einarsson,  S.  20 — 23;  Dahl- 
mann, II,  S.  188 — 92;  Keyser,  S.  263  — 64  und  270 — 71;  Schlegel,  Comment., 
S.  LXXXVIII — XCI,  der  aber  in  verwirrtester  Weise  die  lögretta  mit  den  fjörÖühgs- 
domar  durcheinander  wirft.    Vgl.  auch  meinen  Artikel  Grägäs,  S.  32—33. 

2)  Konüngsbök,  117/212:  bar  skolo  menn  retta  lög  sin,  ok  gjöra  nymaeli, 
ef  vilja. 

3)  Vatnsdoela,  20/33.  4)  Stjörn,  S.  490. 

B)  £yrbyggja,  61/ui. 

6)  Konüngsbök,  32/58.  7)  ebenda,  36/67. 

8J  Konüngsskuggsjä,  60/147. 
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Norwegen  sowohl  die  richterliche  als  die  gesetzgebende  Gewalt  lag. 
Über  die  Bildung  der  lögretta  in  Norwegen  erhalten  wir  dabei 
zwar  nicht  ganz  erschöpfenden,  aber  doch  ziemlich  ausreichenden 
Aufschluß.    Wir  erfahren,  daß  schon  um  das  Jahr  934  am  Gula|unge 
ein  Gericht  niedergesetzt  wurde,  aus  36  Mitgliedern  bestehend,  deren 
je  zwölf  aus  jedem  der  drei  Volklande  durch  einen  hersir  entnommen 
waren,  welche  damals  den  Dingverband  bildeten  und  dessen  Sitzungs- 
platz von  den  „vebönd"  umgeben  war;1)  dasselbe  wird  allerdings 
von  dem  isländischen  Berichterstatter  als  dömr  bezeichnet  und  nicht 
als  lögretta;  indessen  mag  ja  hier  recht  wohl  der  spätere  isländische 
Sprachgebrauch  maßgebend  geworden  sein.    Für  die  spätere  Zeit 
bezeugt  uns  zwar  das  Rechtsbuch  des  Gula]nnges  nur  so  viel,  daß 
nach  dessen  älterer  Rezension  etwa  400,  nach  dessen  jüngerer  aber 
246  Abgeordnete  (nefndarmenn)  zum  Dinge  zu   kommen  hatten, 
welche  zu  solchem  Behufe  von  den  lendir  menn,  ärmenn  oder  syslu- 
menn  des  Königs  ernannt  worden  waren,  und  außerdem  noch  nach 
der  älteren  Rezension  alle  lendir  menn,  alle  ärmenn  und  alle  Priester 
innerhalb  des  Dingverbandes,  welche  ein  für  allemal  ihre  feste  An- 
stellung daselbst  hatten,  wogegen  die  jüngere  Rezension  bezüglich 
der  lendir  menn  sowohl  als  der  Priester  eine  Reduktion  eintreten  läßt, 
indem  von  den  letzteren  nur  noch  je  zwei  aus  jedem  Volklande 
nach  des  Bischofs  Wahl  sich  einfinden  und  von  den  ersteren  je  einer 
oder  zwei  aus  jedem  Volklande  daheimbleiben  sollte,  um  inzwischen 
die  Ordnung  im  Bezirke  aufrecht  zu  halten ; 2)   aber  ungesagt  bleibt 
uns,  ob  nun  diese  ganze  Masse  von  Leuten  die  lögretta  bilden  sollten, 
oder  ob  und  wie  aus  ihnen  ein  engerer  Ausschuß  mit  jenem  Namen 
wieder  hervorgehen  sollte.    Für  das  Frostu]3ing  ferner  wird  einer 
lögretta  erwähnt,  die  innerhalb  der  vebönd  zu  'sitzen  hat  und  deren 
Mitglieder  durch  die  königlichen  ärmenn  zu  ernennen  sind,  so  viel 
aus  jedem  Volklande  als  das  Gesetz  bestimmt ; 3)  aber  in  unmittel- 
barem Zusammenhange  mit  dieser  Bestimmung  wird  sofort  von  der 
Ernennung  von  je  40  Männern  aus  jedem  fylki  im  inneren,  und  von 
je  60  Männern  aus  jedem  fylki  im  äußeren  prändheimr  gesprochen, 
alles  in  allem  also  400  Ernannten,  und  wird  sofort  beigefügt,  daß 
man  die  ältesten  und  geschicktesten  Leute  in  die  lögretta  ernennen 
solle,  wogegen  lendir  menn  nur  mit  besonderer  Erlaubnis  der  Bauern 
in  die  lögretta  kommen  sollen.  Hier  wie  dort  bleibt  also  der  Zweifel,. 


1)  Eigla,  57/123. 

2)  GJ)L.  3.  »)  Fr]) L.  I,  2. 
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ob  die  große  Zahl  der  nefndarmenn  die  lögretta  bilde,  oder  ob  diese 
nur  durch  einen  zweiten  Ernennungsprozeß  aus  jener  ersteren  Zahl 
wieder  ausgeschieden  werde;  als  wahrscheinlich  aber  läßt  sich 
immerhin  das  letztere  bezeichnen,  teils  weil  es  von  vornherein  kaum 
anzunehmen  ist,  daß  man,  wenn  man  überhaupt  einmal  auf  das 
Prinzip  der  Bildung  von  Ausschüssen  verfallen  war,  solche  aus  400 
Männern  gebildet  haben  würde,  einer  Zahl,  die  zu  gerichtlichen  so- 
wohl als  legislativen  Verhandlungen  durchaus  unbehend  war,  teils 
darum,  weil  die  ausdrückliche  Berufung  der  lendir  menn  zum  Gula- 
Jringe  mit  ihrer  ebenso  ausdrücklichen  Ausschließung  von  der  lög- 
retta des  Frostujnnges  sich  nur  unter  der  Voraussetzung  vereinigen 
läßt,  daß  jene  auf  den  Dingbesuch  überhaupt,  diese  dagegen  auf  den 
Eintritt  in  einen  engeren  Ausschuß  am  Dinge  sich  beziehe, x)  wäh- 
rend doch  absolut  unwahrscheinlich  ist,  daß  in  einem  so  wichtigen 
Punkte  das  Recht  beider  Dingverbände  so  weit  auseinander  gegangen 
wäre,  teils  endlich  auch  darum,  weil  die  Bildung  eines  Gerichtes  aus 
36  Mitgliedern  am  Gula]nnge  des  Jahres  934  nur  unter  dieser  Vor- 
aussetzung mit  der  anderen  Tatsache  in  Einklang  zu  bringen  ist, 
daß  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  herein  400  und 
seitdem  wenigstens  noch  246  Abgeordnete  bäuerlichen  Standes  zu 
diesem  entsendet  werden  sollten.  Allen  Zweifel  beseitigt  aber  die 
Legislation  des  K.  Magnus  lagabcetir,  welche  die  Vornahme  einer 
zwiefachen  Auswahl  ganz  unzweideutig  anordnet, 2)  und  z.  B.  aus 
dem  Gula^mge  147,  wovon  13  aus  den  neu  hinzugeschlagenen  Land- 
schaften, aus  dem  Frostu])fnge  aber  neben  einer  Anzahl  weiterer 
Deputierter  aus  den  neu  hinzugekommenen  Bezirken  nach  wie  vor 
400  nefndarmenn  aus  der  Landschaft  prändheimr  ernennen  läßt, 
woneben  noch  die  lendir  menn,  syslumenn  und  ärmenn  zu  erscheinen 
haben,  während  dann  hinterher  aus  jenen  nefndarmenn  36  ernannt 
werden  sollen,  um  die  von  den  vebönd  eingeschlossene  lögretta  zu 
bilden.  Ganz  unverkennbar  kehren  hier  die  36  Richter  des  Jahres 
934  wieder,  während  doch  zugleich  die  größere  Zahl  der  zum  Ding- 
besuche Ernannten  an  die  betreffenden  Angaben  der  älteren  Rechts- 
bücher erinnert,  und  nicht  minder  wiederholt  sich  hier  der  Satz  der 
GJ)L.,  daß  des  Königs  Beamte  zum  Ding  kommen  sollen,  zugleich 
mit  dem  der  FrI)L.,  daß  dieselben  die  lögretta  nicht  betreten  dürfen, 


x)  Dafür  spricht  auch,  daß  nach  Fr|)L.  I,  I   die  ärmenn  bei  Strafe  zum  Ding 
kommen  müssen.    [Vgl.  Hertzberg,  Grundtraekkene,  S.  120— 23.J 
2)  Landsl.,  Jn'ngfb.  2 — 3;  Jarns.,  2 — 3;  Jönsbök,  2 — 3. 
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hier  jedoch  in  sehr  deutlicher  Ausgleichung;  mit  Recht  haben  dem- 
nach die  neueren  norwegischen  Historiker  samt  und  sonders  jenen 
doppelten  Ernennungsakt  annehmen  zu  sollen  geglaubt, l)  während 
Dahlmann  noch  die  lögretta  selbst  aus  der  Gesamtheit  aller  zum 
Dingbesuche  Berufenen  bestehen  lassen  wollte. 2)  Noch  nach  einer 
anderen  Seite  hin  gibt  aber  die  neuere  Legislation  erwünschten  Auf- 
schluß; sie  spricht  nämlich  wiederholt  von  Beschlüssen,  welche  ge- 
faßt werden  „innan  lögrettu  ok  ütan"  oder  „innan  vebanda  ok  ütan",3) 
und  zeigt  damit,  daß  auch  denjenigen  Dingleuten,  welche  nicht  in 
die  lögretta  berufen  worden  waren,  doch  immerhin  noch  eine  ge- 
wisse, wenigstens  formelle  Mitwirkung  bei  deren  Beschlüssen  zustand, 
ganz  wie  in  unseren  deutschen  Schöffengerichten  der  „Umstand" 
seine  Rolle  zu  spielen  berufen  war,  oder  wie  in  älteren  Diplomen 
der  „judices  adstantes"  neben  den  „residentes"  Erwähnung  getan 
wird.  In  Bezug  auf  Island  aber  wurde  bereits  früher  bemerkt,  daß 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  bei  der  ersten  Einsetzung  des  Alldinges 
im  Jahre  930  eine  lögretta  ganz  nach  norwegischem  Muster  einge- 
richtet wurde,  welche  demnach  auch  ihrerseits  die  richterliche  Ge- 
walt mit  der  gesetzgebenden  verband,  und  doch  wohl  auch  lediglich 
aus  Männern  zusammengesetzt  wurde,  die  von  den  Goden  je  aus 
der  Zahl  ihrer  Dingleute  ernannt  wurden;  seit  dem  Jahre  965  da- 
gegen sehen  wir  hier  die  beiden  wichtigsten  Geschäfte,  welche  dem 
Alldinge  obliegen,  die  Gesetzgebung  nämlich  und  das  Richteramt, 
unter  verschiedene  Behörden  verteilt,  indem  dieses  letztere  an  die 
aljjingisdömar  übergeht  und  nur  die  erstere  der  lögretta  verbleibt, 
und  sehen  wir  zugleich  Veränderungen  in  Bezug  auf  die  Organi- 
sation dieser  letzteren  durchgeführt,  welche,  von  dem  alten  Ari  in 
ihren  Grundzügen  angedeutet, 4)  im  wesentlichen  in  den  ausführ- 
licheren Bestimmungen  unserer  Konüngsbök  sich  noch  wieder- 
erkennen lassen.  Nach  diesen  letzteren  Bestimmungen  hatte  die 
lögretta  von  alters  her  ihren  bestimmten  Versammlungsort  am  All- 
dinge, 5)  und  nur  ausnahmsweise  konnte  etwa  einmal  eine  Sitzung 
derselben  in  die  Kirche  an  der  Dingstätte  verlegt  werden,  wenn  die 


1)  vgl.  Münch  ,  Norweg.  Gesch.  II,  1001 ;  K  e y  s e r ,  Rechtsgesch.,  169;  Hertz- 
berg, Grundtraekkene,  120 — 27;  Fr.  Brandt,  in  der  Norsk  Tidsskrift,  V,  104 — 5; 
Aschehoug,  62 — 3.  Die  letzteren  beiden  sind  freilich  bezüglich  des  Frostuhinges 
zweifelhaft. 

2)  Dahlmann,  II,  81 — 2  und  324 — 5. 

3)  z.  B.  Landsl.,  bingfb.  5;  Järns.,  bi'ngfb.  5. 

4)  Islendingabök,  5/9.  5)  Konüngsbök,  Ii 7/2 Ii. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  22 
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Witterung  zu  schlecht  war,  um  den  Aufenthalt  im  Freien  zu  ge- 
statten. *)  An  jenem  regelmäßigen  Versammlungsorte  nun  sollten 
drei  Bankreihen  hintereinander  so  aufgestellt  stehen,  daß  dieselben 
in  der  Mitte  der  innersten  Reihe  einen  Raum  freiließen,  und  sollten 
dieselben  so  geräumig  sein,  daß  auf  jeder  Reihe  vier  Dutzende  von 
Leuten  sitzen  konnten;  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  standen  hier- 
nach die  Bänke,  je  drei  Reihen  hintereinander,  im  Quadrate.  Auf 
der  mittleren  Bankreihe  sollten  diejenigen  Männer  sitzen,  welche  im 
vollen  Sinne  des  Wortes  einen  Sitz  in  der  gesetzgebenden  Versamm- 
lung hatten  (er  lögrettusetu  eigu),  so  daß  sie  nämlich  hier  eine  be- 
schließende Stimme  haben  (svä  at  J)ar  skolo  räöa  lögum  ok  lofum), 
nämlich  zwölf  Männer  aus  jedem  Landesviertel  und  überdies  der 
Gesetzsprecher  und  die  zwei  Landesbischöfe.  Aus  dem  Nordviertel 
sollen  nämlich  die  Inhaber  der  alten  zwölf  Godorde  hier  sitzen,  wie 
sie  zu  der  Zeit  bestanden,  da  dieses  Landesviertel  in  vier  Dingbezirke 
von  je  drei  Godorden  sich  teilte;  für  die  drei  anderen  Landesviertel 
aber,  deren  jeder  ursprünglich  nur  drei  Dingbezirke  und  neun  Go- 
dorde gezählt  hatte,  sollten  je  die  neun  Inhaber  dieser  alten  Godorde 
sitzen  und  außerdem  noch  für  jeden  Dingbezirk  je  ein  weiterer  Mann, 
so  daß  also  auch  für  jedes  dieser  Viertel  zwölf  Männer  saßen,  wie 
für  das  Nordviertel,  wogegen  freilich  die  nordländischen  Goden  bei 
der  Besetzung  des  Alldinges  (der  aljnngisnefna)  um  ein  Vierteil  zu- 
rückstehen mußten  gegenüber  ihren  Kollegen  aus  den  übrigen 
Landesteilen,  wie  dies  der  alte  Ari  bereits  richtig  angedeutet  hatte.2) 
Ein  etwas  kompliziertes  Auskunftsmittel  wurde  also  gewählt,  um  den 
sämtlichen  vier  Landesvierteln  den  gleichen  Anteil  an  der  Besetzung 
der  lögretta  einzuräumen  und  doch  zugleich  den  sämtlichen  Goden 
des  Nordlandes  die  Möglichkeit  eines  persönlichen  Sitzes  in  derselben 
zu  verschaffen;  der  hierzu  benötigte  vierte  Mann  aus  jedem  süd-, 
west-  und  ostländischen  Dingbezirke  wurde  dabei  von  den  drei 
Goden  des  betreffenden  Dingbezirkes  gewählt,  und  ein  in  die 
Hcensna]iöris  saga  eingeflochtener  Auszug  aus  der  uns  verlorenen 
älteren  Rezension  der  Islendmgabök  zeigt  uns,  3)  daß  man  in  Bezug 
auf  ihn  von  einem  forräösgoöorö  sprach,  d.  h.  von  einem  Godord, 
welches  unter  Verwaltung,  nämlich  gemeinsamer  Verwaltung  jener 
drei  wirklichen  Goden  des  betreffenden  Dingbezirkes  stand,  und 
darum  durch  einen  von  ihnen  gemeinsam  ernannten  Mann  vertreten 


!)  Konüngsbök,  117/216.  2)  e  b  e  n  d  a ,  1 17/21 1. 

8j  Hcensnaböris  s.,  14/173,  Anm. 
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wurde. J)  Es  ist  klar,  daß  diese  Besetzung  der  lögretta  nicht  älter 
sein  konnte  als  das  Jahr  965,  klar  ferner,  daß  sie  in  einer  Hinsicht 
wenigstens  nicht  einmal  so  alt  sein  konnte,  soweit  nämlich  die 
beiden  Landesbischöfe  in  Frage  sind,  von  denen  vor  dem  Jahre  1106 
nicht  die  Rede  sein  konnte;  nicht  51,  sondern  48  Männer  waren 
augenscheinlich  nach  dem  ursprünglichen  Plane  auf  der  Mittelbank 
gesessen,  denn  der  Gesetzsprecher  konnte  ursprünglich  nicht  speziell 
in  Betracht  kommen,  da  man  sicherlich  in  der  älteren  Zeit  nicht  an 
die  Möglichkeit  dachte,  daß  jemals  ein  anderer  als  ein  Gode  diese 
Stelle  einnehmen  könnte,  und  wenn  man  demnach  zwar,  den  Nord- 
ländern zuliebe,  die  altheilige  Zahl  von  36  Mitgliedern  fallen  gelassen 
hatte,  so  war  man  doch  dem  Duodezimalsysteme  getreu  geblieben, 
indem  man  von  drei  Dutzenden  zu  vieren  oder  vielmehr,  wie  sich 
unten  zeigen  wird,  zu  dreimal  vieren  vorging.  Aber  bei  jenen  48 
resp.  51  Männern  hatte  es  noch  keineswegs  sein  Bewenden.  Jeder 
von  ihnen  sollte  vielmehr  noch  je  zwei  weitere  Männer  aus  der  Zahl 
seiner  Dingleute  ernennen  zu  seiner  Beratung,  und  sollte  von  diesen 
der  eine  auf  der  innersten,  der  andere  auf  der  äußersten  Bankreihe 
Platz  nehmen,  unmittelbar  vor  und  hinter  demjenigen,  der  sie  er- 
nannt hatte;  alle  drei  Bankreihen  wurden  also  voll  besetzt  und  jede 
von  ihnen  trug  ganz  gleichmäßig  48  Männer.2)  Man  mag  nach  dem 
Wortlaute  der  betreffenden  Stelle  bezweifeln,  ob  auch  der  Gesetz- 
sprecher und  die  Bischöfe  als  solche  zu  einer  derartigen  Ernennung 
von  Beratern  befugt  waren,  da  sie  ja  als  solche  keine  Dingleute 
hatten,  auch  je  51  statt  48  Männer  auf  die  Bankreihe  zu  sitzen 
kommen  mußten,  wenn  sie  jenes  Recht  übten;  zudem  mochte  es 
wenig  zu  dem  Amte  dieser,  nicht  erblichen,  Würdenträger  passen, 
durch  die  Zuhilfenahme  von  Ratgebern  sich  selber  ein  Armutszeugnis 
auszustellen.  In  jedem  Falle  ist  aber  die  Frage  für  die  ältere  Zeit 
ohne  alle  Bedeutung,  und  selbst  für  die  spätere  nur  von  sehr  ge- 
ringem Werte,  da  die  Bischöfe  sowohl  als  Gesetzsprecher  allzeit  vor- 
wiegend aus  der  Zahl  der  Goden  gewählt  wurden ;  um  so  wichtiger 
ist  aber  die  andere  Frage,  ob  die  Beiziehung  ernannter  Männer  neben 
den  Goden  und  Ersatzgoden,  dann  ob  die  Beschränkung  der  be- 

*)  Wegen  des  Namens  vgl.  meine  Abhandlung  über  die  Quellenzeugnisse  über 
das  erste  Landrecht  und  über  die  Ordnung  der  Bezirksverfassung  des  isländischen 
Freistaats,  S.  82—84. 

2I  Konüngsbök,  117/21 1  — 12;  vgl.  S.  214.  Es  beruht  auf  einem  Mißver- 
ständnisse, wenn  Schlegel,  S.  LXXXIX,  Anm.  dem  Verfasser  der  Note  zur  Njala, 
Vers,  lat.,  S.  329  vorwirft,  derselbe  nehme  nur  eine  einzige  Bank  an. 
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schließenden  Stimme  auf  diese  letzteren  von  jeher  geltenden  Rechtes 
gewesen  sei  oder  nicht.  Hier  wird  nun  die  Angabe  der  Njäla  wichtig, 
daß  gelegentlich  der  Errichtung  des  fünften  Gerichts  im  Jahre  1004 
der  alte  Njäll  auch  eine  Änderung  in  der  Einrichtung  der  lögretta 
beantragt  und  durchgesetzt  habe,  in  der  Art,  daß  fortan  die  be- 
schließende Stimme  auf  die  Mitglieder  der  Mittelbank  beschränkt 
sein,  dafür  aber  die  Besetzung  dieser  Bank  durch  Wahl  erfolgen 
solle.1)  Unzweifelhaft  wird  damit  bestätigt,  daß  die  Einrichtung  der 
drei  Bankreihen,  und  somit  doch  wohl  auch  deren  spätere  Besetzungs- 
weise, bereits  im  Jahre  1004  hergebracht  war;  eine  Tatsache,  die 
auch  die  vollste  innere  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat,  da  es  offenbar 
näher  lag,  wenn  man  bei  der  Abtrennung  der  lögretta  von  den 
fjöröüngsdömar  im  Jahre  965  den  Goden  überhaupt  Eingang  in  die 
erstere  verschaffen  wollte,  sie  nur  neben  den  Ernannten  zuzulassen, 
welche  nach  altem  Herkommen  bisher  allein  in  derselben  gesessen 
waren,  als  diese  letzteren  mit  einem  Male  völlig  von  der  Gesetzgebung 
auszuschließen.  Weiterhin  wird  aber  auch  durch  die  angeführten 
Worte  der  Njäla  angedeutet,  daß  bis  zum  Jahre  1004  die  Inhaber 
der  drei  Bankreihen  ganz  gleichmäßig  entscheidende  Stimme  besaßen, 
und  daß  diese  erst  im  genannten  Jahre  den  Besitzern  der  innersten 
und  der  äußersten  Reihe  entzogen  wurde;  auch  dies  ist  vollkommen 
glaublich,  da  man  doch  wohl,  als  man  die  Goden  selbst  in  die  lög- 
retta aufnahm,  sie  nur  deren  bisherigen  Mitgliedern  gleichgestellt, 
nicht  über  diese  emporgerückt  haben  wird,  welcher  letztere  Schritt 
andererseits,  in  etwas  späterer  Zeit  getan,  ganz  zum  gesamten  Gange 
der  isländischen  Yerfassungsgeschichte  paßt.  Bedenklich  ist  nur  der 
dritte  Punkt  jener  Angabe,  aber  auch  dieser  nur  zum  Teil;  es  ist 
vollkommen  glaublich,  daß  Njäll,  indem  er  die  Zulassung  neuer 
Godorde  neben  den  alten  betrieb,  eine  Besetzung  der  Mittelbank 
durch  WTahl  beantragen  konnte,  wobei  man  ja  nicht  an  allgemeine 
Wählbarkeit  aller  und  jeder  Bauern  zu  denken  braucht,  vielmehr 
auch  die  Wählbarkeit  auf  die  Gesamtheit  der  Goden,  neuerer  wie 
älterer  Ordnung,  sich  beschränkt  denken  mag,  und  ungenau .  bleibt 
somit  nur  die  andere  Hälfte  jener  Nachricht,  daß  Njäll  mit  allen 
seinen  Anträgen  durchgedrungen  sei,  indem  dies  hinsichtlich  der 
Besetzung  der  Mittelbank  durch  Wahl  nicht,  der  Fall  war.    Aber  da 


v)  Njäla,  98/150:  Ver  skulum  ok  hafa  J)ä  lögrettuskipun,  at  beir  skulu  rettir 
at  raÖa  fyrir  lögum,  er  sitja  ä  miÖjum  pöllum,   ok  skal  La  velja  til  jjess,  er  vitrastir 

eru  ok  best  at  ser. 
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uns  die  Njäla  nachweisbar  nur  in  einer  späteren  Überarbeitung  vor- 
liegt, ist  eine  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes  in  dieser  Beziehung 
leicht  begreiflich,  ohne  daß  darum  die  Glaubwürdigkeit  der  übrigen 
Angaben  geschwächt  zu  werden  brauchte,  und  wird  man  demnach 
anzunehmen  berechtigt  sein,  daß  erst  im  Jahre  1004  die  beschließende 
Stimme  auf  die  Inhaber  der  Mittelbank,  also  der  (iodorde  älterer 
Ordnung  übertragen  worden  sei,  während  im  übrigen  die  oben  ge- 
schilderte Einrichtung  der  lögretta  ganz  die  im  Jahre  965  eingeführte 
geblieben  sei.  —  Der  innere  Raum,  welcher  von  den  drei  Bänke- 
reihen umschlossen  wird,  muß  übrigens  beim  Beginne  der  Sitzungen 
von  allen  denjenigen  geräumt  werden,  welche  nicht  gerade  bei  der- 
jenigen Sache  beteiligt  sind,  die  gerade  verhandelt  wird;  ryöja  lög- 
rettu,  die  gesetzgebende  Versammlung  räumen,  ist  darum  die  tech- 
nische Bezeichnung  für  deren  Konstituierung  zu  einer  Sitzung.  Der 
Gesetzsprecher  hat  den  Leuten,  welche  in  jenen  offenen  Raum  inner- 
halb der  lögretta  Zutritt  haben  sollen,  ihren  Platz  anzuweisen,  und 
sie  haben  hier  ruhig  zu  sitzen,  solange  die  Verhandlungen  dauern; 
außen  herum  aber,  jenseits  der  äußersten  Bankreihe,  hat  alles  übrige 
Volk  (al|)yöa)  Platz  zu  nehmen.  Uberhaupt  wird  in  der  Versamm- 
lung die  strengste  Ordnung  gehandhabt,  und  zwar  gehandhabt  durch 
den  Gesetzsprecher  und  die  übrigen  Mitglieder  der  Versammlung 
selbst.  Bei  Strafe  darf  während  der  ganzen  Dauer  der  Verhandlungen 
niemand  aufstehen,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  etwas  zur  Sache 
Gehöriges  vorzutragen  haben,  sowie  derjenigen,  welche  zualleräußerst 
im  Ringe  stehen,  wobei  doch  wohl  an  den  Umstand,  nicht  an  die 
Inhaber  der  äußersten  Bankreihe  innerhalb  der  lögretta  selbst  zu 
denken  ist.  Jede  Störung  der  lögretta  durch  Gedräng,  Geschrei  oder 
wüsten  Lärm,  welche  so  weit  geht,  die  Verhandlungen  derselben  zu 
behindern,  wird  als  eine  Dingstörung  (j)ingsafglapan)  behandelt  und 
mit  der  Strafe  der  Landesverweisung  belegt.  Für  den  Fall  insbe- 
sondere, da  einer  der  zu  einem  Sitze  in  der  lögretta  Berechtigten 
seinen  Platz  bereits  besetzt  finden  sollte,  wird  bestimmt,  daß  der- 
jenige, der  den  Sitz  widerrechtlich  eingenommen  hat,  straflos  sein 
soll,  wenn  er  ihn  auf  die  erste  formlose  Aufforderung  des  Berech- 
tigten räumt;  wartet  er  eine  zweite,  mit  Zuziehung  von  Zeugen  er- 
gangene Aufforderung  ab,  so  verfällt  er  in  eine  Buße  von  drei  Mark  5 
leistet  er  auch  dieser  nicht  Folge,  so  trifft  ihn  die  Strafe  der  Landes- 
verweisung.1) —  Die  Kompetenz  der  lögretta  war  eine  mehr- 


J)  Konüngsbök,  1 17/2 12. 
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fach  verschiedene,  und  mit  Rücksicht  auf  die  desfalls  bestehenden 
Verschiedenheiten  zeigte  auch  das  Verfahren  innerhalb  derselben 
manche  Verschiedenheiten.  Vor  allem  steht  aber  der  lögretta  die 
gesetzgebende  Gewalt  zu,  diese  aber  im  vollsten  Sinne  des  Wortes; 
um  dieses  Hauptbestandteiles  ihrer  Kompetenz  willen  dürfen  wir 
dieselbe  geradezu  als  die  gesetzgebende  Versammlung  bezeichnen. 
Wiederholt  wird  von  ihr,  oder  auch  von  den  in  ihr  sitzenden  voll- 
berechtigten Mitgliedern,  gesagt,  daß  sie  „räöa  lögum  ok  lofum", 
d.  h.  die  Macht  haben  über  Gesetz  und  Verwilligung,1)  oder  werden 
die  Verhandlungen  in  ihr  als  in  „kaera  lög  eöa  lof"  bezeichnet;2) 
damit  ist  aber  der  Versammlung  der  zwiefache  Beruf  zugesprochen, 
festzusetzen,  was  als  Rechtsregel  im  Lande  zu  gelten  habe,  und  für 
einzelne  Fälle  Ausnahmen  von  der  Anwendung  dieser  Regel  zu  ge- 
statten. Innerhalb  der  ersteren  Hälfte  der  damit  umschriebenen 
Kompetenz  wird  sodann  selbst  wieder  unterschieden  zwischen  dem 
„retta  lög  sin,  ok  gera  nymaeli,  ef  vilja",  3)  d.  h.  zwischen  der  Fest- 
stellung des  bereits  geltenden  Rechtes  gegenüber  Zweifeln,  die  sich 
hinsichtlich  seiner  Existenz  oder  Auslegung  ergeben  und  dem  Er- 
lassen neuer  gesetzlicher  Bestimmungen,  durch  welche  das  geltende 
erweitert  oder  verändert  werden  soll.  Zu  der  zweiten  Hälfte  jener 
Kompetenz  gehört  dagegen  die  Erteilung  von  Strafnachlässen  (syknu- 
leyfi),  der  Erlaubnis  zur  Eingehung  von  Vergleichen,  in  Fällen  wo 
deren  Eingehung  einer  solchen  besonderen  Verwilligung  bedarf  (sätta- 
leyfi),  sowie  mancherlei  andere  Verwilligungen,  deren  in  den  Ge- 
setzen Erwähnung  getan  wird. 4)  Als  Beispiele  solcher  besonderen 
Privilegien  mögen  etwa  erwähnt  werden  die  einem  Goden  erteilte 
Ermächtigung,  den  Dingmann  eines  anderen  Goden  als  Richter  zu 
ernennen,  5)  die  Ermächtigung  einer  Verlängerung  oder  Verkürzung 
der  Dingzeit  eines  vär]nngs  über  die  gesetzlichen  Schranken  hinaus,6) 
die  Bewilligung  zur  Trennung  eines  Dingverbandes,  oder  umgekehrt 
zur  Bildung  eines  neuen  aus  zwei  bisher  getrennten,')  oder  zu  Ver- 
änderungen in  Bezug  auf  die  Haltung  der  leiö,  wenn  dabei  von  den 
gesetzlichen  Vorschriften  abgegangen  werden  will,8)  die  Ermächtigung 
eines  Goden  zur  Annahme  eines  Dingmannes,  der  in  einem  anderen 
Landesviertel  wohnt  als  er  selber,9)  die  Bewilligung  zum  Bilden  oder 

*)  Konüngsbök,  117/211;  Njäla,  98/150. 
2)  Konüngsbök,   1 17/212. 

:!)  ebenda,  1 17/212.  4)  ebenda,  Ii 7/2 12.  5)  ebenda,  20/38. 

r;)  ebenda,  56/96.  7)  ebenda,  59/108.  8)  ebenda,  61/111. 

D)  ebenda,  83/141;  Kaupab.  67/484. 
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Forterhalten  eines  Gemeindeverbandes,  der  aus  einer  geringeren  Zahl 
von  Bauern  besteht  als  der  gesetzlich  vorgeschriebenen;1)  mag  sein, 
daß  auch  in  Ehesachen  der  lögretta  eine  ähnliche  Kompetenz  ur- 
sprünglich zukam,  da  einerseits  gelegentlich  des  Kaufens  einer  Sklavin, 
um  sie  als  Kebsweib  zu  halten,  einer  solchen  Ermächtigung  gedacht 
wird,  die  doch  nur  von  jener  Stelle  aus  erteilt  werden  konnte,2)  und 
andererseits  die  Strafgelder  an  die  lögretta  zu  erlegen  waren,  welche 
wegen  einer  Heirat  in  relativ  verbotenen  Verwandtschaftsgraden  er- 
legt werden  mußten.  Insoweit  hält  sich  die  Kompetenz  der  lögretta 
noch  durchaus  in  den  Schranken  der  gesetzgeberischen  Tätigkeit, 
und  werden  diese  insbesondere  auch  dadurch  noch  keineswegs  über- 
schritten, daß  die  Verwilligung  von  Gnaden  und  Privilegien  aus- 
schließlich ihr  anvertraut  ist;  aber  in  anderen  Beziehungen  wird 
diese  Grenze  in  der  Tat  überschritten  und  werden  Beschlüsse  ledig- 
lich administrativer  Art  ebenfalls  der  Kompetenz  jener  Versammlung 
zugewiesen.  Es  ist  bereits  zu  erwähnen  gewesen,  daß  sie  es  ist,  von 
welcher  die  Wahl  des  Gesetzsprechers  ausgeht,  und  daß  sie  anderer- 
seits auch  innerhalb  der  gesetzlich  bestehenden  Schranken  die  Ab- 
setzung eines  solchen  zu  beschließen  befugt  ist;  nicht  minder  steht 
ihr  die  Befugnis  zu,  für  ein  einzelnes  Jahr  den  Termin  für  den  Be- 
ginn des  Alldinges  zu  verlegen,  und  die  geschichtlichen  Quellen 
kennen  auch  wohl  noch  weitere  Vorkommnisse  ähnlichen  Charakters. 
So  wird  z.  B.  von  einem  förmlichen  Beschlüsse  gesprochen,  vermöge 
dessen  für  jeden  Kopf  auf  Island  ein  Spottvers  gedichtet  werden 
sollte  auf  K.  Haraldr  Gormsson  von  Dänemark,  der  sich  am  Lande 
vergangen  hatte ; 3)  allerdings  wird  derselbe  als  ein  Gesetz  bezeichnet, 
aber  doch  ist  klar,  daß  diese  Bezeichnung  nur  in  sehr  uneigentlichem 
Sinne  auf  den  Fall  Anwendung  finden  kann.  Die  Verhandlungen 
ferner,  welche  durch  des  heil.  Olafr  Forderung  der  Unterwerfung  Is- 
lands, oder  doch  der  Abtretung  der  Insel  Grimsey  veranlaßt  wurden, 
konnten  kaum  anderwärts  geführt  worden  sein  als  in  der  lögretta, 
wenn  dies  auch  in  unseren  Quellen  nicht  ausdrücklich  gesagt  wird. 
Die  Wahl  der  Bischöfe  und  zumal  die  erste  Einrichtung  der  Bischofs- 
stühle, die  Volkszählung,  welche  zu  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  auf 

1)  Konüngsbök,  234/171;  Kaupab.  39/443. 

2)  Konüngsbök,  112/192;  Festa  {).,  43/358. 

3)  Heim  skr.  Olafs  s.  Tryggvasonar,  36/15 1:  J)at  var  1  lögum  haft  ä 
Islandi,  at  yrkja  skyldi  um  Danakonüng  m'övi'su  fyrir  nef  hvert,  er  ä  var  landinu ; 
vgl.  FMS.  I,  83153  und  Flbk.  1,  152;  Jömsvikinga  s.,  13/42—3  und  Knyt- 
M»f*i  3/48i—2. 
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der  Insel  vorgenommen  wurde  u.  dgl.  m.  sind  weitere  Punkte,  welche 
nicht  wohl  anders  als  durch  vorgängige  Beschlüsse  der  lögretta  ge- 
regelt werden  konnten,  wenn  auch  vielleicht  in  manchen  Fällen  in 
etwas  formloser  Weise  vorgegangen,  in  anderen  auch  wohl,  wie  dies 
ja  auch  bei  der  Wahl  von  Gesetzsprechern  vorkam,  die  Entscheidung 
den  Häuptlingen  einzelner  Landesviertel  überlassen  geblieben  sein 
mag.  Man  setzte  sich  eben  in  der  älteren  Zeit,  wie  es  scheint,  le- 
diglich eine  beschließende  und  eine  vollziehende  Gewalt  gegenüber, 
ohne  zwischen  Natur  und  Inhalt  der  einzelnen  Beschlüsse  oder  Voll- 
zugshandlungen zu  unterscheiden.  In  Norwegen  war  selbst  die 
richterliche  Gewalt  mit  der  gesetzgebenden  noch  in  einer  Hand  ver- 
einigt gewesen,  und  hatte  der  Ausdruck  „dcema"  auf  alle  und  jede 
Arten  der  Beschlußfassung  gleichmäßig  Anwendung  gefunden,  gleich- 
viel ob  es  sich  dabei  um  einen  Akt  der  Legislative,  ein  gerichtliches 
Erkenntnis  oder  eine  Königswahl  handelte,  während  andererseits  alle 
Vollzugsgewalt  dem  Königtume  überlassen  blieb,  ohne  Unterscheidung 
zwischen  Heerführertum,  Priestertum  oder  Administration.  Auf  Is- 
land aber  hatte  sich  zwar  die  Erkenntnisfällung  in  Rechtssachen  von 
der  Legislation  abgetrennt;  aber  jeder  andere  Ausfluß  der  be- 
schließenden Gewalt  war  nach  wie  vor  mit  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt verbunden  geblieben,  ganz  wie  die  Vollzugsgewalt  nach  wie  vor 
ungeteilt  den  Goden  überlassen  blieb,  hier  wie  dort  nur  das  kirch- 
liche Gebiet  und  das  der  Gemeinde  ausgenommen.  —  Das  Ver- 
fahren in  der  lögretta  ist,  wie  bereits  bemerkt,  ein  verschiedenes 
je  nach  der  Verschiedenheit  des  Falles,  um  welchen  es  sich  handelt. 
Handelt  es  sich  um  die  Erteilung  von  Privilegien  oder  die 
Ver willigung  von  Gnaden,  so  wird  für  deren  Rechtsgültigkeit 
volle  Einstimmigkeit  innerhalb  der  lögretta  erfordert  und  überdies 
auch  noch  dem  Umstände  das  Recht  eingeräumt,  durch  Einlegung 
einer  förmlichen  Verwahrung  gegen  die  Beschlußfassung  diese  zu 
verhindern  (verja  lyritti) ;  andererseits  war  aber  auch  jeder  Stimm- 
berechtigte bei  einer  Strafe  von  drei  Mark  verpflichtet,  seine  Stimme 
für  oder  gegen  abzugeben. 1)    Eine  weitere  Eigentümlichkeit  des 


l)  Konüngsbök,  1 17/212 — 13;  speziell  in  Bezug  auf  die  syknuleyfi,  ebenda, 
55/95 — 96.  Dahlmann,  II,  S.  190 — 91,  Anm.  3,  meint  mit  Rücksicht  auf  die  letztere 
Stelle  das  Recht,  Einsprache  zu  erheben,  auf  die  Mitglieder  der  lögretta  beschränken 
zu  können;  aber  gerade  sie  zeigt  durch  die  Worte:  ,,enn  ekki  eigo  annarra  manna 
orÖ  at  standaz,  J)ött  1  gegn  mseli,  en  lögrettumanna,  ef  eigi  verja  lyritti"  am  klarsten, 
wie  unhaltbar  diese  Auslegung  ist.  Übrigens  ist  ebensowenig  an  den  Umstand  zu 
denken,    dem  unmöglich  ein  Stimmrecht  zugestanden   sein   konnte,   das  selbst  den 
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Verfahrens  in  solchen  Fällen  besteht  darin,  daß,  wenn  zur  Zeit  der 
Antragstellung  die  in  der  lögretta  sitzenden  Goden  nicht  vollzählig 
anwesend  sind,  aber  doch  mit  Einrechnung  der  zu  beratender  Stimme 
Berechtigten  die  Zahl  der  Anwesenden  48  beträgt,  der  Gesetzsprecher 
aus  der  Zahl  dieser  letzteren  so  viel  auf  die  Mittclbank  berufen  und 
damit  zur  Stimmführung  ermächtigen  kann,  als  zu  der  vollen  Be- 
setzung jener  Bank  nötig  erscheint.  Die  Form,  welche  bei  dieser 
Ergänzung  der  lögretta  einzuhalten  ist,  schreibt  unser  Rechtsbuch 
genau  vor;  ist  sie  aber  beobachtet  worden,  so  haben  die  ernannten 
Stellvertreter  volles  Stimmrecht  in  Bewilligung  von  Gesetzen  oder 
Privilegien  (til  f)ess  at  fylla  lög  ok  lof),  und  die  von  ihnen  erteilten 
Privilegien  sind  ebenso  gültig,  wie  wenn  sie  von  den  Goden  selbst 
bewilligt  worden  wären.  Die  Stellvertretung  muß  von  denjenigen 
übernommen  werden,  welche  der  Gesetzsprecher  zu  derselben  be- 
ruft; andererseits  dauert  sie  so  lange,  bis  der  Gode,  auf  den  sie  sich 
bezieht,  sich  in  eigener  Person  einfindet,  und  hat  demnach  der  er- 
nannte Stellvertreter  nur  ihm  Platz  zu  machen. x)  Ahnlich  wie  bei 
der  Erteilung  von  Privilegien  scheint  auch  bei  der  Erlassung 
neuer  Gesetze  verfahren  worden  zu  sein.2)  Es  spricht  hierfür 
einmal  der  Zusammenhang,  in  welchem  die  ganze  Materie  besprochen 
wird.  Nachdem  zunächst  die  lögretta  dahin  bestimmt  worden  war, 
daß  ihr  die  Feststellung  des  alten  Rechtes,  die  Erlassung  neuer  Ge- 
setze, endlich  die  Verwilligung  von  Gnaden  und  Privilegien  zustehe, 
wird  sofort  das  bei  derartigen  Verwilligungen  übliche  Verfahren  be- 
handelt, sodann  aber  ohne  weiteres  auf  dasjenige  übergegangen,  das 
bei  der  Feststellung  des  geltenden  Rechtes  zu  beobachten  ist;  es 
muß  demnach  die  Erlassung  neuer  Gesetze  unter  das  Verfahren  im 
einen  oder  anderen  Falle  subsumiert  werden,  und  da  weisen  innere 
wie  äußere  Gründe  auf  deren  Subsumtion  unter  das  bei  Erteilung 
von  Privilegien  übliche  Verfahren.  Innerlich  hat  nämlich  die  Er- 
teilung von  Privilegien  mit  der  Erlassung  neuer  Gesetze  das  gemein, 
daß  es  sich  hier  wie  dort  um  eine  Veränderung  des  geltenden  Zu- 
standes  handelt,  während  bei  der  Feststellung  des  alten  Rechtes  nur 

Beisitzern  der  beiden  äußeren  Bankreihen  versagt  war,  sondern  nur  an  die  beteiligten 
Privaten. 

x)  Konüngsbök,  II 7/2 13. 

2)  So  auch  Dahlmann,  II,  S.  190— 91  ;  wenn  Vilh.  Finsen,  Annaler  for 
Nordisk  Oldkyndighed,  1849,  S.  163,  Anm.  dagegen  auf  die  Erlassung  von  nymaeli 
das  Verfahren  anwenden  lassen  will,  das  beim  retta  lög  gilt,  so  sind  seine  Gründe 
hierfür  nicht  stichhaltig. 
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die  Sicherung  des  bestehenden  Zustandes  gegenüber  erhobenen 
Zweifeln  in  Frage  ist;  eine  Differenz,  welche  ganz  geeignet  sein 
mußte,  um  eine  Verschiedenheit  des  Verfahrens  aufkommen  zu  lassen, 
bei  welcher  die  ersteren  beiden  Fälle  gleich  behandelt  wurden. 
Wiederum  weist  die  Formel,  mittels  deren  der  Gesetzsprecher  bei 
der  Verwilligung  von  Privilegien  vor  der  Abstimmung  die  gehörige 
Besetzung  der  lögretta  zu  konstatieren  hat,  ausdrücklich  zugleich 
auch  auf  die  Erlassung  von  Gesetzen  hin;  wenn  derselbe  nämlich 
verkündet,  „at  J)essir  sitja  allir  i  lögrettu  at  minu  räöi,  ok  rettir  til 
jiess  at  fylla  lög  ok  lof so  deutet  dies  deutlich  darauf  hin,  daß  bei 
der  Ordnung  des  Verfahrens  zugleich  an  nymaeli  und  an  einkalof 
gedacht  war.  Endlich  weisen  auch  die  Ausdrücke,  deren  die  Njäla 
sich  bei  Besprechung  der  Neuerungsversuche  des  Njäll  bedient,  auf 
die  gleiche  Behandlung  beider  Arten  von  Beschlüssen ; x)  für  beide 
beantragt  Njäll  die  Einführung  des  Prinzipes  der  Stimmenmehrheit, 
während  dieses  nach  unserem  Rechtsbuche  nur  bei  der  Feststellung 
des  geltenden  Rechtes  zum  Zuge  kommt,  nicht  aber  bei  der  Ver- 
willigung von  Privilegien,  und  wohl  auch  nicht  für  die  Erlassung 
neuer  Gesetze.  Für  beide  will  er  die  Protesterhebung  demjenigen  ge- 
stattet wissen,  der  bei  der  Sache  beteiligt  ist  und  den  Zutritt  zur 
lögretta  oder  das  rechtliche  Gehör  in  derselben  sich  verwehrt  sieht, 
ganz  wie  unser  Rechtsbuch  dem  Draußenstehenden  die  Protester- 
hebung gestattet  bei  der  Verwilligung  von  Privilegien.  Freilich  zeigt 
unser  Rechtsbuch,  daß  des  Njäll  Vorschläge  keineswegs  ihrem  vollen 
Umfange  nach  durchdrangen,  wie  dies  die  Worte  der  Sage  aus- 
sprechen, daß  vielmehr  das  Prinzip  der  Einstimmigkeit  nach  wie  vor 
für  das  Zustandekommen  von  nymaeli  sowohl  als  einkaleyfi  erhalten 
blieb;  aber  für  unsere  Frage  wenigstens  ist  die  Stelle  der  letzteren 
immerhin  sehr  aufklärend.  Übrigens  will  selbstverständlich  nicht 
behauptet  werden,  daß  zwischen  dem  Verfahren  bei  der  Erlassung 
von  nymaeli  und  bei  der  Verwilligung  von  einkaleyfi  gar  kein  Unter- 
schied gemacht  worden  sei;  von  einem  lyritti  verja  seitens  einer 
Privatperson  wird  wohl  nur  im  letzteren  Falle  gesprochen  worden 
sein  können.    Selbst  für  diesen  Fall  ist  aber  die  Behandlung  eines 

l)  Njäla,  98,150 — 51:  en  ef  beir  verÖa  eigi  asättir,  er  1  lögrettu  sitja,  hvat 
beir  vilja  lofa  eÖa  1  lög  leiÖa,  La  skulu  beir  ryÖja  lögrettu  til,  ok  skal  raöa  afl  meÖ 
beim ;  en  cf  sä  er  nokkurr  fyrir  ütan  lögrettu,  at  eigi  näi  inn  at  ganga,  eÖa  bykkiz 
borinn  vera  mäli,  bä'  skal  hann  verja  lyritti  svä  at  heyri  1  lögrettu,  ok  hefir  hann 
ba  önytt  fyrir  beim  öll  lof  beirra,  ok  allt  bat  er  beir  mceltu  til  lögskila,  ok  varöi 
lyriti. 


§  II.     Das  Allding. 


347 


solchen  Protestes  unklar;  mag  sein,  daß  die  Gerichte  schließlich  ent- 
schieden. Von  Bedeutung  scheint  ferner,  daß  bei  der  Wahl  des 
Gesetzsprechers,  wie  bereits  früher  zu  erwähnen  war,  ebenfalls 
regelmäßig  die  Einstimmigkeit  erforderlich  war  und  nur  ausnahms- 
weise dann  Stimmenmehrheit  als  genügend  galt,  wenn  es  sich  nicht 
um  eine  Neuwahl  handelte,  sondern  nur  um  die  Verlängerung  der 
Amtsperiode  eines  bereits  regierenden  Gesetzsprechers;  nur  dann, 
wenn  die  Einstimmigkeit  bei  einer  Neuwahl  nicht  zu  erzielen  steht, 
soll  innerhalb  des  Landesviertels,  welches  solchenfalls  durch  das  1  >os 
zur  Wahl  berufen  wird,  die  Stimmenmehrheit  und  bei  gleicher 
Stimmenzahl  die  Stimme  des  betreffenden  Bischofs  entscheiden. J) 
Die  letztere  Bestimmung  darf,  als  ein  bloß  subsidiäres  Auskunfts- 
mittel für  Notfälle  bietend,  ignoriert  werden;  regelmäßig  aber  gilt 
wieder  der  oben  für  die  Gesetzgebung  ausgesprochene  Satz,  daß  für 
das  Schaffen  neuer  Zustände  Einstimmigkeit  erforderlich  ist,  dagegen 
für  die  Erhaltung  bestehender  Stimmenmehrheit  genügt.  Am  aus- 
führlichsten wird  endlich  das  Verfahren  bei  der  Feststellung  des 
geltenden  Rechtes  besprochen,  bei  dem  retta  lög  also,  von 
welchem  die  lögretta  recht  eigentlich  diesen  ihren  Namen  hat.2)  Es 
soll  aber  zunächst  jeder  Streit  über  Existenz  oder  Auslegung  von 
Rechtssätzen  auf  Grund  der  verfügbaren  Rechtsaufzeichnungen  ent- 
schieden werden,  und  zwar  in  der  Art,  daß  bei  einer  Abweichung 
unter  verschiedenen  Hss.  eines  und  desselben  Gesetzes  diejenigen 
vorgehen  sollen,  welche  sich  im  Besitze  der  Bischöfe  befinden,  und 
wenn  auch  diese  untereinander  in  Widerspruch  stehen,  diejenige  den 
Vorzug  erhalten  soll,  welche  in  Bezug  auf  den  streitigen  Funkt  die 
weitläufigere  ist,  eventuell  aber  die  des  Bischofes  von  Skälholt; 
handelt  es  sich  dagegen  um  einen  Widerspruch  unter  Rechtsauf- 

.  Zeichnungen  verschiedener  Art  und  Entstehung,  so  soll  zunächst  die 
Hafliöaskrä  entscheiden,  soweit  dieselbe  nicht  in  einzelnen  Punkten 
durch  spätere  Novellen  derogiert  sein  sollte,  auf  die  Ausführungen 
anderer  Juristen  dagegen  soll  nur  insoweit  eingegangen  werden,  als 

.  sie  jener  nicht  widersprechen,  sondern  sie  nur  erläutern  und  ver- 
vollständigen. Läßt  sich  aber  auf  diesem  Wege  der  Streit  nicht  er- 
ledigen, so  sind  die  Parteien  befugt,  denselben  an  die  lögretta  zu 
bringen.  Derjenige,  welcher  den  Spruch  dieser  letzteren  begehrt, 
hat  zunächst  vor  beigezogenen  Zeugen  in  rechtsförmlicher  Weise  an 

■ l)  Konüngsbök,  116/208  und  210. 

2)  ebenda,  117/213 — 16.     [Vgl.  dazu   des  Verfassers  Abhandlung  in  der 
Festgabe  für  Planck  (1887):  Die  Rechtsrichtung  des  älteren  isländischen  Rechtes.] 
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den  Gesetzsprecher  und  die  Goden,  und  doch  wohl  auch  an  die 
beiden  Bischöfe,  das  feierliche  Ansuchen  zu  stellen,  sich  an  den  Ver- 
sammlungsort zu  begeben,  hier  ihre  Sitze  einzunehmen  und  als  lög- 
retta sich  zu  konstituieren. 1)  Die  Aufforderung  ist  am  lögberge  zu 
erlassen ;  wer  ihr  aber  nicht  Folge  leistet,  unterliegt  nach  freier  Wahl 
des  Klägers  der  Strafe  der  Landesverweisung  wegen  Jringsafglöpun, 
oder  aber  dem  Verluste  seines  Godordes  und  einer  Buße  von  drei 
Mark,  2)  beides  übrigens  Strafen,  welche  ganz  gleichmäßig  den  Mit- 
gliedern der  lögretta  auch  dann  drohen,  wenn  es  sich  um  eine  von 
Rechts  wegen  zu  haltende,  also  nicht  speziell  durch  eine  Partei  an- 
gesagte Sitzung  handelt.  Sowie  die  Goden  ihre  Sitze  eingenommen 
und  ihren  beiden  Ratgebern  ihre  Plätze  angewiesen  haben,  beginnen 
die  Verhandlungen.  Die  Streitteile  tragen  zunächst  den  Sachverhalt 
vor  und  bezeichnen  die  Rechtsfragen,  welche  unter  ihnen  bestritten 
sind;  dann  erwägen  die  lögrettumenn  ihrerseits  die  Streitpunkte 
unter  sich  so  lange,  bis  jeder  von  ihnen  sich  seine  Uberzeugung  fest- 
gestellt hat.  Hierauf  erfolgt  die  Umfrage,  und  hat  jeder  einzelne 
Gode  anzugeben,  was  er  für  Recht  halte  und  für  welche  Partei  er 
sich  erkläre.  Stimmenmehrheit  entscheidet  und  bei  gleicher  Stimmen- 
zahl gibt  der  Gesetzsprecher  den  Ausschlag;  aber  doch  muß  dabei 
ein  Verfahren  eingehalten  werden,  welches  deutlich  erkennen  läßt, 
daß  in  der  älteren  Zeit  die  Sache  noch  ganz  anders  gestanden  hatte. 
Läßt  sich  nämlich  Einstimmigkeit  nicht  erreichen,  so  muß  wenig- 
stens das  mögliche  geschehen,  um  die  Stimmenmehrheit  zu  einer 
möglichst  imposanten  zu  machen.  Jedes  Mitglied  der  Versammlung 
hat  zunächst  seine  Stimme  für  die  eine  oder  für  die  andere  Partei 
abzugeben ;  wer  sich  neutral  verhalten  will  oder  sonst  irgendwie  die 
Abstimmung  behindert,  der  verfällt  den  oben  besprochenen  Strafen, 
und  steht  das  Klagerecht  zunächst  derjenigen  Partei  zu,  welche  das- 
selbe in  strengster  Weise  geltend  machen  will,  eventuell  aber  jedem, 
der  klagen  will.  Zudem  hat  der  Gesetzsprecher  für  denjenigen,  der 
sich  der  Erfüllung  seiner  Pflicht  weigert,  einen  Ersatzmann  zu  be- 
stellen, und  zwar  wo  möglich  aus  demselben  Dingbezirke,  dem  der 
Säumige  angehörte,  eventuell  aber  aus  demselben  Landesviertel;  die 
sam)ringisgoöar  haben  dabei  nötigenfalls  dem  Gesetzsprecher  geeignete 

1)  Es  ist  demnach  nicht  der  Gesetzsprecher,  wie  Dahlmann,  II,  S.  191  meint,, 
welcher  in  diesem  Falle  die  lögretta  beruft,  sondern  die  Partei  selbst;  vgl.  Konüngs- 
bök,  11 7/2 12. 

2)  Mit  Unrecht  nimmt  Dahlmann,  ang.  O.,  beide  Strafen  kopulativ  statt 
alternativ. 
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Personen  zu  bezeichnen,  und  die  Strafe  der  Landesverweisung  trifft 
sowohl  sie,  wenn  sie  dieser  Verpflichtung  nicht  nachkommen,  als 
den  ernannten  Ersatzmann,  wenn  er  sich  weigert,  die  ihm  über- 
tragene Funktion  zu  übernehmen,  während  umgekehrt  die  von 
solchen  Ersatzleuten  abgegebenen  Stimmen  ebensoviel  gelten,  wie 
die  der  ordentlichen  Mitglieder  der  Versammlung.  Ist  ferner  ein 
Mitglied  durch  Krankheit  oder  Verwundung  verhindert,  in  der  Ver- 
sammlung zu  erscheinen,  so  sollen  beide  Parteien  dasselbe  in  seiner 
Bude  aufsuchen  und  ihm  den  Streitpunkt  vortragen,  worauf  dasselbe 
sodann  für  die  eine  oder  andere  Seite  sich  zu  erklären  hat;  stirbt 
aber  ein  Mitglied,  oder  verliert  ein  solches  seinen  Verstand  oder 
seine  Sprache,  so  soll  für  dasselbe  derjenige  Ersatzmann  eintreten, 
welcher  die  Ernennung  der  Richter  für  denselben  Goden  zu  über- 
nehmen hätte,  wenn  diesem  dasselbe  Unglück  in  dem  Zeitpunkte 
zustoßen  würde,  in  welchem  diese  vorzunehmen  ist.1)  Sind  nun  in 
dieser  Weise  die  sämtlichen  Stimmen  erholt  und  abgegeben,  so 
kommt  es  darauf  an,  ob  die  Minorität  mindestens  aus  zwölf  Mit- 
gliedern besteht,  oder  ob  sie  schwacher  an  Zahl  ist.  Im  ersteren 
Falle  hat  dieselbe  ihr  Votum  zu  beeidigen,  worauf  dann  die  Mehr- 
heit ebenfalls  das  ihrige  zu  beeidigen  hat;  doch  genügt,  wenn  die 
Mehrheit  nicht  vollzählig  schwören  will,  wenn  nur  einer  mehr  aus 
ihrer  Zahl  schwört,  als  die  Minderheit  ausmacht,  oder  um  zwei  mehr, 
wenn  etwa  der  Gesetzsprecher  zur  Minderheit  gehört,  wobei  nötigen- 
falls durch  das  Los  bestimmt  wird,  wer  zum  Eide  zu  treten  habe. 
Ist  dagegen  die  Minorität  schwächer  an  Zahl,  so  bedarf  es  keiner 
Eide,  da  sie  schlechthin  sich  der  Mehrheit  zu  unterwerfen  hat.  Der 
Eid,  der  selbst  von  den  kranken  Mitgliedern  gefordert  wird,  deren 
Votum  durch  die  Parteien  in  ihrer  Dingbude  abgeholt  wird,  geht 
auf  den  guten  Glauben  der  Schwörenden  an  die  Richtigkeit  ihres 
Votums,  wobei  sie  zugleich  die  Gründe  anzugeben  haben,  welche 
sie  zu  diesem  bestimmen ;  er  wird  als  vefangseiör  bezeichnet,  2)  und 
damit  wird  uns  auf  die  rechte  Spur  verholfen  in  Bezug  auf  die 
Würdigung  des  ganzen  Verfahrens,  indem  wir  auf  die  Vergleichung 
des  Verfahrens  in  den  Gerichten  verwiesen  werden,  für  welche  das 
vefang  eine  sehr  erhebliche  Bedeutung  hatte.  In  den  Gerichten  am 
Frühlingsdinge  sowohl  wie  in  den  fjöröüngsdömar  am  Alldinge  galt 
nämlich  der  Grundsatz,  daß,   sowie  eine  Minorität  von  mindestens 

1)  Wer  dies  sei,  wird  uns  nirgends  ausdrücklich  gesagt;  vgl.  indes  Kon  ungs  ■ 
bök,  23/43. 

2)  ang.  O.,  117/214. 


350 


Abschnitt  III.    Die  Dingversammlungen. 


sechs  Stimmen  der  Majorität  gegenüberstand,  die  von  beiden  Par- 
teien gefundenen  Urteile  als  gleichberechtigte  sich  gegenüberstanden; 
beharrten  nun  beide  Teile  so  energisch  auf  ihrem  Spruche,  daß  sie 
sich  dazu  herbeiließen,  beiderseits  ihren  vefangseiör  zu  schwören,  so 
war  die  Folge  eine  beiderseitige  Klage  um  dömrof,  und  der  Zug 
ging  an  das  nächsthöhere  Gericht  resp.  vor  der  Stiftung  des  fünften 
Gerichts  vom  Viertelsgerichte  aus  an  den  Zweikampf.  Hier  also  war 
die  feierliche  Gegenüberstellung  der  beiderseits  gefundenen  Urteile 
und  deren  beiderseitige  eidliche  Bekräftigung  lediglich  die  Form  für 
die  Vorbereitung  der  Einholung  einer  höheren  Entscheidung,  und 
im  fünften  Gerichte  selbst,  welches  nach  Stimmenmehrheit  entschied 
und  von  dem  aus  es  keinen  weiteren  Zug  mehr  gab,  ist  eben  darum 
auch  von  einem  vefang  nicht  mehr  die  Rede.  Für  die  lögretta  aber, 
welche  keine  höhere  Behörde  über  sich  hatte  und  von  welcher  auch, 
seit  der  Abschaffung  des  Zweikampfes  wenigstens,  auch  nicht  an 
diesen  appelliert  werden  konnte,  hat  die  Einhaltung  der  Formen  des 
vefang  gar  keine  Bedeutung,  da  ja  hier  die  Stimmenmehrheit 
schlechthin  den  Ausschlag  geben  mußte;  es  kann  demnach  in  der- 
selben kaum  mehr  als  eine  historische  Reminiszenz  gesehen  werden, 
welche  als  solche  auch  sehr  einfach  zu  erklären  ist.  Solange  die 
lögretta  noch  in  älterer,  norwegischer  Weise  die  richterliche  Funktion 
mit  der  legislativen  verbunden  hatte,  mußte  selbstverständlich  bei 
ihr  ein  vefang  im  vollen  Sinne  des  Wortes  auch  dann  möglich  sein, 
wenn  es  sich  um  die  Feststellung  des  geltenden  Rechtes  handelte; 
diese  wurde  ja  gerade  gelegentlich  der  Fällung  von  Erkenntnissen 
nötig,  und  auch  bei  uns  in  Deutschland  konnten  ja  derartige  Fragen 
vorkommendenfalls  vom  königlichen  Hofgerichte  an  die  Entscheidung 
durch  den  Zweikampf  verwiesen  werden.  Als  aber  die  gesetzgebende 
Gewalt  von  der  richterlichen  abgetrennt  wurde,  ließ  sich  zwar  mi- 
die Erlassung  neuer  Gesetze,  dann  die  Verwilligung  von  Privilegien 
recht  wohl  das  Prinzip  der  Einstimmigkeit  einführen,  falls  es  nicht 
etwa  für  derartige  Fälle  zuvor  bereits  gegolten  haben  sollte,  und 
damit  jeder  Schwierigkeit  abhelfen,  da  hier  eben,  wenn  die  Stimmen- 
einhelligkeit nicht  zu  erzielen  war,  das  alte  Recht  in  Kraft  resp.  die 
Strenge  des  Rechts  ungemildert  blieb;  aber  in  Bezug  auf  eine  nötig 
werdende  Feststellung  des  geltenden  Rechts  war  damit  nichts  getan, 
da  in  Bezug  auf  sie  eine  positive  Entscheidung  schlechterdings  fehlen 
mußte,  und  hier  mußte  man  somit  entweder  das  alte  Verfahren  mit 
vefang  und  Zweikampf  beibehalten  oder  aber  zum  Prinzipe  der  ein- 
fachen Stimmenmehrheit  übergehen,  welches  ja  gleichfalls  unter  allen 
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Umständen  eine  Entscheidung  herbeizuführen  geeignet  war.  Daß 
man  nun  materiell  den  letzteren  Weg  einschlug  und  doch  zugleich 
formell  noch  an  Nebendingen  des  ersteren  festhielt,  ist  zwar  logisch 
durchaus  unkorrekt,  aber  historisch  vollkommen  begreiflich.  Ich 
bemerke  übrigens,  daß  Dahlmann,  welcher  das  Verhältnis  des  retta 
lög  zu  dem  gera  nymaeli  richtig  auffaßt,1)  doch  darin  irrt,  wenn  er 
das  erstere  ausschließlich  auf  den  Fall  bezieht,  da  über  den  Sinn 
einer  Gesetzesstelle  gestritten  werde;  weit  häufiger  mußte  sicherlich 
zu  demselben  Verfahren  der  andere  Fall  Veranlassung  geben,  da 
wegen  des  Fehlens  gesetzlicher  Bestimmungen'  auf  das  Gewohnheits- 
recht rekurriert  werden  mußte.  Der  durch  die  Mehrheit  gefaßte  Be- 
schluß ist  sodann  durch  eines  ihrer  Mitglieder  unter  Zuziehung  von 
Zeugen  feierlich  bekanntzugeben,  während  alle  übrigen  ihre  Bei- 
stimmung zu  demselben  zu  erklären  haben,  eine  Form,  die  ganz 
gleichmäßig  auch  bei  der  Publikation  von  Erkenntnissen,  ja  selbst 
bei  der  Ablegung  eines  Zeugnisses  oder  Wahrspruches  von  Ge- 
schworenen eingehalten  werden  muß.  Dieser  ersten  Publikation, 
welche  in  der  lögretta  selbst  erfolgt,  schließt  sich  sodann  noch  eine 
weitere  an,  welche  am  lögberg  vor  sich  geht,2)  und  wird  dieser  auch 
noch  speziell  bezüglich  der  syknuleyfi,8)  sowie  anderer  Verwilligungen 
gedacht;4)  aber  nicht  nur  auf  die  Feststellung  des  geltenden  Rechtes 
und  die  Erteilung  von  Privilegien  ist  diese  zwiefache  Publikation  zu 
beziehen,  sondern  sie  muß  ganz  gleichmäßig  auch  auf  die  Erlassung 
neuer  Gesetze  sich  erstreckt  haben,  wie  denn  auch  von  einem  segja 
upp  nymaeli  wiederholt  die  Rede  ist.  Die  Publikation  am  lögberg, 
welche  ausnahmsweise  auch  in  die  lögretta,  oder  schlechten  Wetters 
wegen  in  die  Kirche  an  der  Dingstätte  verlegt  werden  kann,  ist 
dabei,  wie  früher  schon  zu  bemerken  war,  Sache  des  Gesetzsprechers, 
und  von  ihm  am  Schlüsse  der  Dingzeit  vorzunehmen;  sie  erfordert 
aber  ebensogut  wie  der  vom  Gesetzsprecher  regelmäßig  zu  haltende 
Rechtsvortrag  die  Anwesenheit  der  gesamten  lögretta.5)  Hat  ein 
einzelner  Gode  nicht  Zeit,  sich  selber  dazu  einzufinden,  so  muß  er 
wenigstens  seine  beiden  Beisitzer  schicken;  unterläßt  er  auch  dies, 
so  trifft  ihn  nicht  nur  eine  Buße  von  drei  Mark,  welche  jeder  seiner 
Kollegen  einzuklagen  berechtigt  ist,  sondern  er  verliert  auch  für  das 
betreffende  Jahr  sein  Stimmrecht  in  Bezug  auf  alle  Fragen,  bei 

1)  Dahlmann,  II,  S.  190 — 91. 

2)  Kondngsbök,  117/216.  3)  ebenda,  55/95;  116/209. 
*J  ebenda,  83/141  ;  Kaupab.  67/484. 

5)  Konüngsbök,  117/216. 
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welchen  die  Rechtslehre  mit  im  Spiele  ist,  deren  Vortrag  er  beizu- 
wohnen versäumt  hat.  —  Die  lögretta  tritt  jeden  Sommer  am 
Alldinge  zusammen,  aber  auch  nur  hier.1)  Dabei  hat  sie 
jedenfalls  an  den  beiden  Sonntagen- Sitzung  zu  halten,  welche  in  die 
Dingzeit  fallen,  sowie  an  dem  letzten  Tage  der  Dingzeit;  außerdem 
aber  auch  an  anderen  Tagen,  wenn  der  Gesetzsprecher  es  verlangt 
oder  die  Mehrheit  der  Mitglieder  es  begehrt,  oder  auch  andere  Leute 
um  einer  Feststellung  des  Rechts  willen  solches  fordert.  Außerdem 
muß  wenigstens  in  dem  Falle,  da  der  Gesetzsprecher  mit  Tod  ab- 
gegangen ist,  am  ersten  Freitage  der  Dingzeit  eine  Sitzung  gehalten 
werden ,  um  die  Wahl  eines  Nachfolgers  vorzunehmen ; 2)  wahr- 
scheinlich aber  auch  in  anderen  Fällen,  da  ja  an  diesem  Tage  der 
Gesetzsprecher  die  Dingordnung  vorzutragen  hat  und  dieser  Vortrag 
doch  wohl  auch  die  Anwesenheit  der  lögretta  voraussetzte.  Uber 
die  Präsidialrechte,  welche  dem  Gesetzsprecher  in  der  Ver- 
sammlung zustehen,  ist  bereits  früher  das  nötige  bemerkt  worden; 
dagegen  mögen  noch  zwei  andere  Punkte  hier  berührt  werden,  von 
denen  zu  handeln  noch  keine  Veranlassung  sich  geboten  hat.  Einmal 
nämlich  ist  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  die  lögrettumenn  als  solche 
irgendwelche  Ei nk ü n fte  zu  beziehen  hatten  oder  nicht.  Mehrfach 
ist  in  unseren  Quellen  von  lögrettufe  die  Rede,  von  Zahlungen  also, 
welche  an  die  lögretta  fallen,  und  zumal  um  die  Erlaubnis,  in  dis- 
pensablen Verwandtschaftsgraden  heiraten  zu  dürfen,  mußte  solches 
erlegt  werden ;  aber  nirgends  ist  von  der  Art  der  Verwendung  solcher 
Gelder  die  Rede  und  läßt  sich  demnach  auch  nicht  bestimmen,  ob 
etwa  die  lögrettumenn  dieselben  unter  sich  verteilten.  Sonst  werden 
aber  zwar  hin  und  wieder  Klagen,  welche  wegen  irgendwelcher 
Verstöße  gegen  die  Ordnung  innerhalb  der  lögretta  begründet  sind, 
den  lögrettumenn  zur  Stellung  zugewiesen,  wobei  dann  auch  die 
einzuklagenden  Strafgelder  u.  dgl.  zum  Teil  diesen  als  den  Klägern 
zufallen,  aber  eine  Dotation  ihres  Amtes  wird  man  hierin  nicht  er- 
kennen können.  Öfter  ist  dagegen  von  Strafen  die  Rede,  welche 
den  lögrettumenn  für  irgend  welche  Verletzung  ihrer  Pflichten,  an- 
gedroht werden,  und  handelt  es  sich  dabei  teils  um  die  Landesver- 
weisung als  die  gewöhnliche  Strafe  der  Jungsafglöpun,  teils  um  eine 
Buße  von  drei  Mark,  neben  welcher  allenfalls  noch  der  Verlust  des 
Godordes  steht.  Mit  der  ersteren  wird  bedroht,  wer  dem  Rufe  zur 
Sitzung  nicht  folgt,   wenn   eine  solche   zur  Feststellung  streitigen 


l)  Konüngsbök, .117/211. 


2)  ebenda,  1 16/208  und  2IO. 
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Rechtes  gehalten  werden  soll;  ferner,  wer  in  ihr  sitzt,  aber  seine 
Stimme  abzugeben  sich  weigert;  endlich  wer  sonst  das  Zustande- 
kommen einer  Entscheidung  widerrechtlich  zu  verhindern  sucht,  wie 
etwa  durch  widerrechtliche  Verweigerung  der  Mitwirkung  bei  der 
Bestellung  eines  Ersatzmannes  für  einen  säumigen  Kollegen.  Doch 
wird  in  allen  diesen  Fällen  auch  die  Buße  von  drei  Mark,  samt 
Verlust  des  Godordes  alternativ  angedroht,  wogegen  die  bloße  Buße 
denjenigen  treffen  soll,  der  in  Privilegien-  und  Gnadensachen  die 
Abstimmung  verweigert,  oder  bei  der  Publikation  irgend  welcher 
Beschlüsse  oder  beim  Rechtsvortrage  unentschuldigt  ausbleibt,  jedoch 
im  letzteren  Falle,  soweit  der  Rechtsvortrag  in  Frage  ist,  zugleich 
mit  einer  eigentümlich  begrenzten  Suspension  des  Stimmrechtes  in 
der  Versammlung  für  die  jeweilige  Sitzungsperiode. 

Unter  den  Alldingsgerichten  sind  vor  allem  die  Viertels- 
ge richte  (fjöröüngsdöm-ar)  zu  erwähnen.1)  Die  Ülfljötslög  hatten, 
wie  schon  wiederholt  zu  bemerken  war,  an  dem  neuerrichteten  All- 
dinge nur  eine  lögretta  eingeführt,  die  nach  norwegischem  Muster 
die  richterliche  Gewalt  mit  der  gesetzgebenden  vereinigte;  als  dann 
aber  im  Jahre  965  die  Bezirksverfassung  der  Insel  geordnet  wurde, 
überwies  man  am  Alldinge  beide  Gewalten  verschiedenen  Aus- 
schüssen, indem  man  das  bisher  einheitliche  Gericht  den  vier 
Landesvierteln  entsprechend  in  vier  Senate  zerlegte,  wogegen  man 
für  die  gesetzgebende  Versammlung  selbstverständlich  die  frühere 
Einheit  beibehalten  mußte,  und  damit  entstand  der  Gegensatz 
zwischen  der  lögretta  und  den  aUpmgisdömar,  welche  letzteren  von 
nun  an  zugleich  den  Charakter  von  fjöröüngsdömar  annahmen. 
Den  vier  Vierteln  der  Insel  entsprechend  sind  demnach  der  fjörö- 
üngsdömar fortan  vier;2)  jedes  von  ihnen  ist  nach  dem  Landesviertel 
benannt,  für  welches  es  bestimmt  ist,  und  spricht  man  demnach  von 
einem  Norölendingadömr  und  Sunnlendingadömr,  einem  Vestfirömga- 
und  Austfirömgadömr.  In  diesen  Gerichten  haben  die  Goden  selbst 
keinen  Sitz;  dagegen  haben  sie  deren  Mitglieder  zu  ernennen  (döm- 
nefna),  jedoch  so,  daß  dieses  Recht  auf  die  39  Goden  älterer  Ord- 
nung beschränkt  erscheint  und  daß,  wenn  ein  altes  Godord  geteilt 
ist,  die  mehreren  Teilhaber  an  demselben  sich  über  die  gemeinsame 
Vornahme  der  Ernennung  zu  einigen  haben. 3)    Dabei  sollten  aber 

1)  Jon  Ärnason,  S.  315— 16;  Schlegel,  S.  LXXXVIII— XCI,  der  aber  die 
fjöröüng>domar  mit  der  lögretta  zusammenwirft;  Baldvin  Einarsson,  S.  37 — 38; 
Dahlmann,  II,  S.  210— 18;  Keys  er,  S.  265  -  66  und  274—75. 

2)  Konüngsbök,  20/38.  3)  ebenda. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  23 
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auch  die  zwölf  Goden  des  Nordviertels  auf  die  Richterernennung; 
keinen  größeren  Einfluß  ausüben,  als  die  neun  Goden  jedes  anderen 
Landesviertels ; J)  der  Richter  aber  mußten  36  für  jedes  Landesviertel 
ernannt  werden, 2)  und  mußte  demnach  jeder  der  zwölf  Goden  des 
Nordlandes  drei,  jeder  der  neun  Goden  der  übrigen  Viertel  aber 
vier  Richter  ernennen.  So  einfach  diese  Sätze  aussehen,  so  schwer 
ist  es  doch,  sie  mit  den  Vorschriften  unseres  Rechtsbuches  in  Über- 
einstimmung zu  bringen.  Hier  heißt  es  nämlich,  jeder  Gode  solle 
einen  Mann  ins  Gericht  ernennen,  welcher  ein  altes  und  volles 
Godord  besitze,  wie  sie  zu  der  Zeit  bestanden,  da  jeder  Dingbezirk 
drei  Godorde,  und  jedes  Viertel  drei  Dingbezirke  enthielt.3)  Obenhin 
betrachtet,  scheint  damit  gesagt  werden  zu  wollen,  daß  jeder  Gode 
nur  einen  Richter  zu  ernennen  habe  und  daß  demgemäß  alle  vier 
Viertelsgerichte  zusammen  nur  36  Richter  zählen,  also  jedes  einzelne 
nur  aus  neun  Beisitzern  bestehe.  So  hat  man  denn  auch  regelmäßig 
die  Stelle  ausgelegt;  Jon  Arnason,  Baldvin  Einarsson,  Dahlmann, 
Münch,  Keyser4)  gehen  übereinstimmend  diesen  Weg,  ohne  sich 
über  die  ihnen  im  Wege  stehenden  Bedenken  zu  erklären.  Diese 
sind  indessen  an  Zahl  und  Gewicht  sehr  bedeutend.  Nicht  nur  läßt 
die  Njäla  ausdrücklich  aus  jedem  Landesviertel  36  Richter  ernennen, 
sondern  es  scheint  dies  auch  die  von  alters  her  übliche  Zahl  der 
Beisitzer  eines  jeden  Dinggerichtes  gewesen  zu  sein.  Am  norwegi- 
schen Gulajnnge,  dessen  Recht  den  Ulfljötslög  als  Muster  diente, 
sehen  wir  zu  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  die  Richterbank  mit  36 
Richtern  besetzt, 5)  und  aus  ebensovielen  besteht  die  lögretta  nach 
dem  gemeinen  Landrechte  des  K.  Magnus  lagabcetir ; 6)  auf  Island 
aber  lassen  nicht  nur  die  Rechtsbücher  der  norwegischen  Zeit  ebenso 
viele  Männer  in  die  lögretta  berufen,  7)  sondern  es  wird  auch  schon 
in  der  republikanischen  Zeit  das  Gericht  am  värfung  aus  ebenso 
vielen  gebildet,8)  und  andererseits  das  fünfte  Gericht  mit  36  Richtern 
besetzt,  obwohl  es  hier  eines  ziemlich  komplizierten  Verfahrens  be- 
durfte, um  zu  dieser  Zahl  zu  gelangen ; 9)  wie  sollte  man  da  bei  den 
so  wichtigen  fjöröüngsdömar  sich  mit  einer  geringeren  Zahl  begnügt 


*)  Islendi'ngabök,  5/9;  Hcensnaböris  s.,  14/173,  Anm. 
2)  Njäla,  98/150.  3)  Konüngsbök,  20/38. 

4)  Norw.  Gesch.  I,  2/156. 

5)  Eigla,  57/123.  6)  Landsl.,  |)ingfb.  2. 

7)  Järns.,  hi'ngfb.  3;  Jönsbök,  3. 

8)  Konüngsbök,  57/98. 

9)  ebenda,  43/77  und  47/82;  Njäla,  98/150  und  145/243—44. 
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haben?  Überdies  ist  kaum  denkbar,  daß  man  einen  fjoröüngsdomr 
nur  mit  neun  Richtern  besetzt  haben  sollte,  wenn  schon  die  hcraös- 
dömar  (feränsdomr,  afrettardömr,  Gastgericht)  gutenteils  mit  zwölf 
und  das  Gericht  des  värjnngs  mit  vollen  36  Männern  besetzt  waren, 
da  denn  doch  das  höhere  Gericht  eher  stärker  als  schwächer  besetzt 
sein  mußte  gegenüber  dem  ersteren.  Wiederum  erfahren  wir,  daß 
im  Viertelsgerichte  nicht  weniger  als  sechs  Männer  zum  vefang 
schreiten  durften,1)  also  genau  dieselbe  Zahl,  die  auch  bezüglich  der 
Frühlingsgerichte  das  Minimum  bildete;2)  wir  wissen,  daß  diese 
sechs  bei  den  letzteren  Gerichten  einer  Gesamtzahl  von  36  Beisitzern 
gegenüberstanden  und  werden  demnach  annehmen  dürfen,  daß  das- 
selbe auch  bezüglich  jener  anderen  sechs  der  Fall  gewesen  sein 
werde.,  zumal  da  auf  die  Bestimmungen  über  das  in  den  Viertels- 
gerichten zu  beobachtende  Verfahren  beim  vefang  gelegentlich  der 
Frühlingsgerichte  ausdrücklich  hingewiesen  wird;  wir  werden  jeden- 
falls unmöglich  annehmen  dürfen,  daß  die  Worte  „skolot  f>eir  faeri 
til  vefangs  ganga  enn  6"  im  einen  Falle  auf  die  Majorität  unter  neun 
und  die  Worte:  „ok  ganga  til  vefangs  eigi  faeri  enn  6"  im  anderen 
Falle  auf  die  Minorität  unter  36  sich  beziehen  sollen.  Endlich  zeigen 
nicht  nur  die  Worte  der  Njäla,  daß  die  Besetzung  der  Viertelsgerichte 
keine  sehr  schwache  war,  sondern  es  deutet  ebendahin  auch  die 
Vorschrift  unseres  Rechtsbuches,  daß  man  vor  der  Fällung  eines 
Spruches  im  fjoröüngsdomr  stets  eine  Zählung  seiner  Mitglieder  vor- 
nehmen solle ,  um  dessen  Vollzähligkeit  zu  konstatieren ; 3)  einem 
Kollegium  von  36  Mitgliedern  gegenüber  sehr  zweckmäßig,  müßte 
eine  solche  Formalität  doch  vollkommen  überflüssig  erscheinen,  wenn 
der  Richter  nur  neun  gewesen  wären.  Aus  diesen  oder  ähnlichen 
Gründen  hatte  bereits  im  Jahre  1845  der  isländische  Amtmann  Päll 
Meisteö  (f  1861)  sich  gegen  die  ältere  Annahme  erklärt4)  und  an- 
genommen, daß  unsere  Stelle  jeden  einzelnen  Goden  nicht  etwa  bloß- 
für das  Viertelsgericht  seines  eigenen  Landesviertels,  sondern  für 
jedes  der  vier  Viertelsgerichte  seinen  Richter  ernennen  lassen  wolle, 
so  daß  dann  jedes  dieser  Gerichte  in  der  Tat  auf  36  Richter  ge- 
kommen sei.  Ohne  von  Meisteö  zu  wissen,  bin  ich  im  Jahre  1852 
denselben  Weg  gegangen, 5)  nicht  ohne  bei  anderen  Schriftstellern 

*)  Konüngsbök,  42/75;  Dahlmanns  Bemerkungen  zu  der  Stelle,  S.  217, 
Anm.  4,  beruhen  auf  grober  sprachlicher  Unkenntnis. 

2)  Konüngsbök,  58/101.  3)  ebenda,  41/73. 

*)  Nyar  athugasemdir  viö  nokkrar  ritgj0rdir  um  alpmgis-mäliÖ,  S.  108—10,  Anm. 
5)  Entstehung  des  isländischen  Staats,  S.  177 — 78. 
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Beifall  zu  finden,1)  und  bin  sodann  in  einer  neueren  Abhandlung  im 
Jahre  1869  nochmals  auf  die  Frage  zurückgekommen;2)  auch  jetzt 
habe  ich  keinen  Grund,  von  der  früher  geäußerten  Meinung  zurück- 
zutreten, die  mir  allein  den  scheinbaren  Widerspruch  unter  den  ver- 
schiedenen Quellenangaben  zu  beseitigen  scheint.  Ich  nehme  dabei 
an,  daß  die  Teilnahme  sämtlicher  Goden  an  der  Besetzung  sämt- 
licher Viertelsgerichte  dazu  dienen  sollte,  diesen  letzteren  den  Cha- 
rakter gemeinsamer  Gerichte  des  gesamten  Landes  in  höherem  Maße 
zu  bewahren,  als  außerdem  wohl  der  Fall  gewesen  wäre,  und  viel- 
leicht auch  ein  höheres  Maß  von  Unparteilichkeit  ihnen  zu  sichern; 
daß  ferner  wenigstens  bezüglich  der  Goden  des  Nordlandes,  die 
nicht  für  jedes  der  vier  Gerichte,  sondern  nur  für  je  drei  derselben 
einen  Richter  zu  ernennen  hatten,  das  Los  darüber  zu  entscheiden 
hatte,  für  welches  Gericht  jede  einzelne  Ernennung  zu  gelten  habe, 
und  ich  beziehe  hierauf  die  etwas  dunklen  Worte  einer  sonst  kaum 
erklärlichen  Stelle. 3)  —  Ziemlich  verwickelt  sind  die  Vorschriften 
über  die  Eigenschaften  derjenigen,  welche  zu  Richtern  sollen 
ernannt  werden  dürfen.4)  Man  unterscheidet  zwischen  Eigenschaften, 
welche  die  Ernennung  schlechthin  ausschlössen,  und  zwischen  an- 
deren, welche  lediglich  den  Ernannten  exzeptionsmäßig  erscheinen 
ließen;  die  Ernennung  eines  Unfähigen  war  schlechthin  ungültig 
und  überdies  mit  Strafen  bedroht,  wogegen  die  Ernennung  eines 
Exzeptionsmäßigen  nur  von  den  Streitteilen  angefochten  werden 
konnte,  wenn  sie  wollten,  und  überdies,  wenn  angefochten,  dennoch 
nur  zur  Ersetzung  des  Perhorreszierten  durch  einen  tauglichen  Mann 
führte.  Wunderlicherweise  hat  sich  für  beide  Arten  von  Unfähig- 
keit keine  legale  Terminologie  festgestellt,  so  daß  beide  und  deren 
Voraussetzungen  nur  aus  den  materiellen  Bestimmungen  des  Rechts- 
buches heraus  erkannt  und  festgestellt  werden  können.  Von  vorn- 
herein dürfen  nur  Männer  ernannt  werden,  5)  welche  frei  sind,  min- 
destens zwölf  Jahre  alt  und  auch  sonst  in  ihren  Dispositionsbefug- 
nissen und  in  ihrer  gerichtlichen  Selbstvertretung  nicht  beschränkt 


x)  vgl.  Gfsli  Brynjülfsson  in  den  Ny  felagsrit,  XIII,  S.  110;  Dasent, 
Einleitung  zur  Übersetzung  der  Njäla,  I,  S.  LXVII;  auch  Münch,  II,  S.  1010,  Anm.  3. 

2)  Die  Quellenzeugnisse  über  das  erste  Landrecht  und  über  die  Ordnung  der 
Bezirksverfassung  des  isländischen  Freistaates,  S.  80 — 81  und  Anm.  26,  S.  100— 101. 

3j  Konüngsbök;  20/39:  Ef  goÖi  nefnir  |>ann  mann  1  döm,  er  frä  var  skiliÖr, 
eÖa  nefnir  1  annan  döm,  enn  hann  hafi  hlotit,  usw. 

4)  vgl.  Jon  Ärnason,  S.  566—68. 

5J  Konüngsbök,  20/38 — 39. 
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(|)ann  er  fyrir  oröi  ok  eiöi  kann  at  räöa),  ansässig  (heimilisfastr), 
gleichviel  übrigens,  ob  mit  eigenem  Haushalte  oder  auf  fremdem 
Hofe  wohnhaft,  endlich  entweder  von  Jugend  auf  der  nordischen 
Sprache  kundig,  oder  aber  seit  mindestens  drei  Jahren  auf  Island 
wohnhaft.  Außerdem  muß  der  Ernannte  Dingmann  desjenigen 
Goden  sein,  der  ihn  ernannt  hat,  es  sei  denn,  daß  dem  letzteren 
durch  einen  besonderen  Beschluß  der  lögretta  ein  anderes  verstattet 
wäre,  und  darf  derselbe  andererseits  weder  als  Kläger  noch  als  Be- 
klagter, weder  in  eigener  Person  noch  als  Bevollmächtigter  eines 
anderen  bei  irgendeiner  Rechtssache  beteiligt  sein,  welche  am  be- 
treffenden Dinge  zu  verhandeln  kommt;  endlich  versteht  sich  auch 
von  selbst,  daß  die  Ernennung  von  Leuten  ungültig  sein  mußte, 
welchen  wegen  wirklicher  oder  angeblich  begangener  Gewalttaten 
der  Zutritt  zum  Dinge  versagt  war,  oder  welche  zur  Zeit  der  Richter- 
ernennung am  Dinge  noch  nicht  anwesend  waren, x)  obwohl  von 
beiden  Kategorien  von  Leuten  bei  dieser  Gelegenheit  in  unserem 
Rechtsbuche  keine  Erwähnung  geschieht.  Ernennt  aber  ein  Gode 
eine  mit  Rücksicht  auf  die  eben  vorgetragenen  Bestimmungen  nicht 
qualifizierte  Person,  oder  ernennt  er  einen  Mann  in  ein  anderes  Ge- 
richt, als  welches  ihm  das  Los  zugewiesen  hat,  so  trifft  ihn  eine 
Buße  von  drei  Mark  und  der  Verlust  seines  Godordes ;  dieselbe  Buße 
trifft  ferner  auch  denjenigen,  welcher  sich  unbefugterweise  zum 
Richter  ernennen  läßt,  oder  welcher  sich,  um  ernannt  werden  zu 
können,  der  Parteirolle  in  einem  anhängigen  Prozesse  durch  Bevoll- 
mächtigung eines  anderen  entäußert.  Doch  können  sich  beide  von 
jenen  Straffolgen  durch  den  Beweis  freimachen,  daß  sie  von  der 
Parteirolle  keine  Kenntnis  hatten ,  welche  der  Ernannte  zu  spielen 
hatte,  was  beim  Goden  sehr  leicht,  aber  auch  bei  dem  Ernannten 
selbst  dann  der  Fall  sein  konnte,  wenn  unverhofft  eine  Klage  gegen 
ihn  anhängig  gemacht  wurde;  wir  werden  aber  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  diesen  Anspruch  dahin  generalisieren  dürfen,  daß  über- 
haupt nur  die  wissentliche  Verletzung  der  obigen  Vorschriften  be- 
straft und  somit  unter  allen  Umständen  dem  Beklagten  der  Beweis 
seiner  Unbekanntschaft  mit  den  betreffenden  Tatsachen  vorbehalten 
werden  wollte.  Als  bloß  exzeptionsfähig  erscheinen  demgegenüber 
vor  allem  die  näheren  Angehörigen  der  Streitteile,  wobei  aber  stets 
die  Regel  galt,  daß  das  Verhältnis  immer  mit  Rücksicht  auf  die 
Person  des  ursprünglichen  Klagsberechtigten  oder  Beklagten  (sakar 


*)  Konüngsbök,  23/44. 
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aöili)  zu  bemessen  war,  auch  wenn  dieser  seinen  Prozeß  durch  einen 
Bevollmächtigten  führen  ließ ; x)  ist  etwa  bei  einer  vigsök  der  Buß- 
berechtigte wegen  seiner  Jugend  oder  seines  Geschlechtes  nicht  auch 
der  Klagsberechtigte,  so  richtet  sich  dennoch  die  Perhorreszenz  nach 
seiner ,  nicht  nach  des  Klagsberechtigten  Person. 2)  Es  kann  aber 
exzipiert  werden  at  fraendsemi,  d.  h.  wegen  Blutsfreundschaft, 
oder  atmaegöum,  d.  h.  wegen  Verschwägerung,  oder  at  guö- 
sifjum,  d.  h.  wegen  Gevatterschaft,  jedoch  so,  daß  bei  der  geist- 
lichen Verwandtschaft  nur  die  Beziehungen  zum  Gegner,  bei  der 
Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  dagegen  auch  die  Beziehungen 
zum  Perhorreszierenden  selbst  in  Betracht  kommen.  Die  Exzeptions- 
mäßigkeit  wegen  Blutsfreundschaft  reicht  aber  bis  zum  dritten 
gleichen  Grade  einschließlich-  wegen  Verschwägerung  kann  ex- 
zipiert werden  gegen  den  Schwiegervater  und  Schwiegersohn,  Stief- 
vater und  Stiefsohn,  endlich  den  Schwager,  immer  vorausgesetzt,  daß 
das  Verhältnis  nicht  durch  eine  in  Mitte  liegende  Ehescheidung 
wieder  aufgehoben  ist;  einer  Einrede  wegen  Gevatterschaft  endlich 
unterliegt  jede  Person,  welche  dem  betreffenden  Streitteile  bei  der 
primsigmng,  Taufe  oder  Firmung  als  Gevatter  gedient,  oder  welcher 
umgekehrt  die  betreffende  Partei  ihrerseits  den  gleichen  Dienst  er- 
wiesen hat. 3)  Weiterhin  kommt  aber  auch  eine  Exzeptionsmäßig- 
keit  „at  sökum"  vor,  d.  h.  wegen  einer  Totschlagssache,  welche 
zwischen  der  exzipierenden  Partei  und  dem  ernannten  Richter  in 
Mitte  liegt;  auch  in  diesem  Falle  kommt  wieder  die  Verwandtschaft 
in  Betracht,  und  zwar  einerseits  die  Verwandtschaft  des  Exzipierenden 
zu  dem  Erschlagenen,  und  andererseits  die  Verwandtschaft  des  Er- 
nannten zum  Totschläger;  ob  aber  dabei  auch  wieder  dieselbe  Ver- 
wandtschaftsgrenze gelte  wie  oben,  steht  dahin.  An  der  Stelle 
nämlich,  an  welcher  von  dieser  Art  der  Perhorreszenz  eigentlich  ge- 
handelt wird,4)  wird  keine  Verwandtschaftsgrenze  genannt;  vielmehr 
wird  nur  zuvor,  wo  von  der  Perhorreszenz  at  fraendsemi  gesprochen 
wird,  im  Vorbeigehen  gesagt,  daß  die  gleiche  Grenze  wie  für  diese 
auch  für  die  Perhorreszenz  at  sökum  gelte.5)  Aber  die  Worte  „ok 
at  sokum"   auf  welchen  allein  diese  Angabe  beruht,  will  hier  nur 

1)  Konüngsbök,  25/47;  77/127;  Njala,  H3/235- 

2)  Vi'gslöÖi,  54/94;  die  gegenteilige  Behauptung  Dahlmanns,  II,  S.  213, 
Anm.  2  ist  evident  irrig. 

8)  Konüngsbök,  25/47 — 4&  und  49—50.  4)  ebenda,  25/48. 

ö)  S.  47 :  Nsesta  broeÖra  eigu  upp  at  risa  or  dömi,  ok  nänari  menn  at  fnend- 
semi,  ok  at  sökum,  ok  nämägar  3,  ef  maÖr  ä  döttur  manns,  usw. 
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sehr  wenig  in  den  Zusammenhang  passen  und  macht  ganz  den  Ein- 
druck eines  späteren  Einschiebsels;  aus  der  Verglcichung  ander- 
weitiger Vorschriften  aber  ergibt  sich  die  dringende  Wahrscheinlich- 
keit, daß  für  diesen  Fall  die  Verwandtschaftsgrenze  anders  und  weiter 
gezogen  war.  Wir  ersehen  nämlich  aus  dem  Baugatal,  daß  die  Ver- 
wandten des  Totschlägers,  solange  der  Totschlag  ungesühnt  war, 
jede  Begegnung  mit  den  Verwandten  des  Erschlagenen  zu  vermeiden 
hatten;  jeder  unter  diesen  letzteren  war  berechtigt,  jedem  unter 
jenen  ersteren  das  Zusammensein  mit  ihm  durch  einen  förmlichen 
Protest  zu  untersagen  (verja  lyritti),  und  die  Landesverweisung  steht 
darauf,  wenn  der  Protest  unberücksichtigt  bleibt. *)  Selbst  das  auf 
einem  fremden  Hofe  begründete  gesetzliche  Domizil  muß  unter  Um- 
ständen vor  diesem  Proteste  weichen ; 2)  als  lyrittnaemar  sakir,  d.  h. 
protestfähige  Sachen,  werden  aber  die  betreffenden  Rechtssachen 
bezeichnet,  und  werden  dahin  alle  diejenigen  gerechnet,  bei  denen 
noch  ein  Wergeidsanspruch  im  Betrage  von  mindestens  einer  Buße 
(eyrisböt)  in  Frage  steht,  der  geringste  Anspruch  also,  welchen  die 
Wergeldstafel  kennt  und  welchen  sie  den  Verwandten  des  fünften 
gleichen  Grades  zuspricht. 3)  Daß  nun  die  Verwandtschaftsgrenze 
bezüglich  der  Perhorreszenz  at  sökum  enger  gesteckt  sein  sollte  als 
bezüglich  des  einfachen  Zusammentreffens  an  einem  beliebigen  Orte, 
ist  geradezu  undenkbar,  da  das  Zusammentreffen  im  Gerichte  doch 
offenbar  auch  ein  Zusammentreffen  war,  und  nur  durch  die  Zu- 
lassung der  Perhorreszenz  beseitigt  werden  konnte ;  es  wird  demnach 
in  der  Tat  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  daß  man  die  oben  be- 
zeichneten Worte  „ok  at  sökum"  als  einen  ungeschickten  Zusatz  von 
späterer  Hand  streicht  und  die  bei  Besprechung  der  Perhorreszenz 
at  sökum  nicht  angegebene  Verwandtschaftsgrenze  aus  den  ander- 
weitigen Bestimmungen  über  die  lyrittnaemar  sakir  ergänzt.  Einer 
besonderen  Bestimmung  war  übrigens  noch  der  Fall  bedürftig,  da 
bei  einem  Totschlage  mehrere  Personen  zugleich  beteiligt  waren. 
Für  diesen  Fall  war  der  rechte  Blutkläger  befugt,  unter  diesen 
mehreren  Beteiligten  beliebig  denjenigen  auszuwählen,  den  er  als 
Totschläger  bezeichnen  und  gelten  lassen  wollte;  die  von  ihm  ge- 
troffene W ahl  aber  entscheidet  sodann  nicht  nur  darüber,  an  welches 
Geschlecht   man   sich   bezüglich   der  Bußzahlungen   (sakbcetr)  zu 


*)  Konüngsbök,  113/203;  vgl.  auch  25/49. 

2)  ebenda,  80/136. 

3)  ebenda,  1 13/194;  ebenso  80/136. 
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halten  hat,1)  sondern  auch  darüber,  welches  Geschlecht  für  die  Per- 
horreszenzen  maßgebend  sei. 2)  Wird  übrigens  die  Perhorreszenz, 
gleichviel  auf  welchen  Rechtstitel  sie  sich  stütze,  von  dem  Ernannten, 
gegen  den  sie  gerichtet  wird,  nicht  stattgegeben,  indem  er  sofort 
aufsteht  und  seinen  Platz  im  Gerichte  räumt,  so  trifft  ihn  die  Strafe 
der  Landesverweisung  wegen  J>i'ngsafglapan,  und  mag  der  Perhorres- 
zierende  sofort  ein  förmliches  Verbot  gegen  sein  Verweilen  in  diesem 
einlegen  (verja  lyritti  i  setuna);  ernennt  der  Gode  nicht  sofort  einen 
anderen  Richter  für  den  Perhorreszierten ,  oder  sucht  er  auch  nur 
diese  Ernennung  widerrechtlich  zu  verzögern,  so  trifft  ihn  eine  Buße 
von  drei  Mark  und  der  Verlust  seines  Godordes.3)  Doch  sehen  wir 
aus  der  Njäla,  daß  dieses  Aufstehen  und  Räumen  des  Platzes  unter 
Umständen  ein  nur  provisorisches  war.  Der  Beweis  zwar  der  fak- 
tischen Verhältnisse,  auf  welche  die  Perhorreszenz  sich  stützte,  der 
Verwandtschaft  also,  Schwägerschaft  oder  Gevatterschaft,  war  gleich 
mit  der  Perhorreszenz  selbst  zu  verbinden  und  zwar  in  der  Art,  daß 
ein  Mann  vom  Perhorreszenten  gestellt  wurde,  welcher  die  Verwandt- 
schaftstafel (fraendsemistala)  u.  dgl.  Glied  für  Glied  auseinandersetzte 
und  entweder  deren  Richtigkeit  auf  sein  eigenes  Ehrenwort  (Jegn- 
skapar  lagnmg)  nahm,  oder  durch  zwei  sannaöarmenn  auf  ihr  Ehren- 
wort nehmen  ließ,  was  dann  nötig  wurde,  wenn  er  selbst  mit  dem 
Perhorreszenten  im  dritten  gleichen  Grade  oder  noch  näher  verwandt 
war ; 4)  der  Perhorreszenz  aber  mußte  selbst  dann  stattgegeben  werden, 
wenn  diese  ihre  faktische  Grundlage  angefochten  werden  wollte, 5) 
was  mittels  einer  Strafklage  gegen  den  Zählenden  geschehen  konnte, 
welche  auf  Acht  ging. 6)  Dagegen  konnten  Rechtsfragen  über  die 
Statthaftigkeit  irgend  welcher  Exzeptionen  selbstverständlich  eben- 
sogut vorkommen,  wie  dies  die  Njäla  bezüglich  der  Geschworenen 
berichtet,  und  wenn  wir  demnach  bezüglich  dieser  letzteren  erfahren,7) 
wie  zuerst  die  Partei,  welche  Geschworene  beruft,  diese  einladet,  Platz 
zu  nehmen  (bjööa  büum  i  setu),  dann  der  Gegner  diejenigen  unter 
ihnen,  gegen  die  er  exzipiert,  aufstehen  heißt,  und  wie  sie  stehen 
müssen,  bis  die  Verhandlungen  über  ihre  Fähigkeit  zum  Geschwornen- 
dienste  beendigt  sind,  wie  endlich  die  Partei,  die  sie  berufen  hat,  sie 
wieder  niedersetzen  heißt,  wenn  sie  die  Statthaftigkeit  ihrer  Berufung 

*)  Konüngsbök,  113/194;  auch  102/178  und  VigslöÖi,  48/86 — 7. 

2)  Konüngsbök,  25/48;  dann  102/178  und  VigslöÖi,  48/86  —  7. 

3)  ebenda,  25/48—49. 

4)  ebenda,  25/47  und  48.  5)  ebenda,  S.  49— 50. 
6)  ebenda,  S.  47.           ?)  Njäla,  143/234—36. 
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dargetan  zu  haben  glaubt,  so  werden  wir  kaum  bezweifeln  dürfen, 
daß  ähnliche  Verhandlungen  auch  gelegentlich  der  Besetzung  der 
Gerichte  vorkommen  konnten,  obwohl  hier  allerdings  die  Möglichkeit 
einer  rechtsförmlichen  Erledigung  fehlte,  weil  kein  Gericht  vorhanden 
war,  welches  die  streitigen  Fragen  entscheiden  konnte,  also  nur  gut- 
williges Nachgeben  der  exzipierenden  Partei,  oder  allenfalls  das  Ein- 
holen eines  für  die  Ernennung  günstigen  Gutachtens  des  Gesetz- 
sprechers die  Exzeption  beseitigen  konnte.  Im  übrigen  war  selbst- 
verständlich das  Verfahren  das,  daß  man  gegen  den  unfähigen  Richter, 
welcher  sich  hatte  ernennen  lassen,  oder  den  exzeptionsmäßigen,  der 
trotz  der  rechtsförmlich  erhobenen  Einrede  das  Gericht  nicht  ver- 
ließ, die  Strafklage  anstrengte,  und  wenn  diese  zum  Ziele  führte, 
sofort  auf  Nichtigkeit  des  Urteils  antrug  (stefna  til  rofs  dominum), 
welches  unter  Mitwirkung  des  Verurteilten  ergangen  war;  daß  die 
Klage  solchenfalls  an  das  fünfte  Gericht  ging,  ergibt  sich  aus  der 
später  noch  zu  erörternden  Kompetenz  dieses  Gerichtshofes.  Der 
Unterschied  aber  in  der  Behandlung  der  Unfähigkeitsfälle  und  der 
Fälle  einer  bloßen  Exzeptionsmäßigkeit  besteht  aber  einmal  darin, 
daß  bei  den  letzteren  lediglich  die  Partei  darüber  zu  bestimmen 
hatte,  ob  sie  einen  Einwand  gegen  die  Person  des  Ernannten  er- 
heben wollte  oder  nicht,  während  bei  den  ersteren  eine  Popularklage 
bestand;  außerdem  aber  zweitens  auch  darin,  daß  in  den  ersteren 
Fällen  den  Goden  sowohl  als  den  von  ihm  Ernannten  schlechthin 
eine  Strafe  trifft,  wogegen  in  den  Fällen  einer  bloßen  Exzeptions- 
mäßigkeit der  letztere  erst  dann  strafbar  wird,  wenn  er  trotz  des 
gehörig  durchgeführten  Perhorreszenzverfahrens  seinen  Sitz  im  Ge- 
richte nicht  räumt,  und  der  erstere  nur  dann,  wenn  er  es  unterläßt, 
für  den  rechtsförmlich  Perhorreszierten  einen  anderen  Richter  zu  er- 
nennen. Höchst  eigentümlich  ist  nun  aber,  daß  dieselben  Personen 
das  Richteramt  während  der  ganzen  Dingzeit  zu  versehen  hatten 
und  daß  somit  bei  ihrer  Ernennung  durch  den  Goden  gleich  von 
vornherein  auf  die  sämtlichen  am  Dinge  zu  verhandelnden  Sachen 
Rücksicht  zu  nehmen  war,  dann  auch  die  Perhorreszenzanträge  der 
Parteien  binnen  einer  ein  für  allemal  gesetzten  Frist,  nämlich  am 
ersten  Samstage  der  Dingzeit  und  in  der  folgenden  Nacht,  bis  die 
Sonntagssonne  die  Dingstätte  bescheint, J)  erledigt  werden  müssen, 


l)  Konüngsbök,  20/39.  Es  ist  vollkommen  unbegründet,  wenn  Dahlmann. 
II,  S.  212 — 13  die  Perhorreszenz  ausnahmsweise  auch  noch  am  folgenden  Montage 
geschehen  lassen  will. 
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nicht  erst  gelegentlich  der  Verhandlung  je  ihrer  eigenen  Rechts- 
sachen. Wer  demnach  später  zum  Ding  kam,  als  die  Gerichte  ihre 
Sitzungen  begannen,  der  konnte  selbst  dann  keine  Perhorreszenz- 
anträge  mehr  stellen,  wenn  er  besonderer  Gründe  wegen  ausnahms- 
weise doch  noch  zur  Klagestellung  zugelassen  wurde;1)  überdies 
mußten  zufolge  jener  Einrichtung  stets  alle  Richter  allen  an  das 
betreffende  Gericht  zu  bringenden  Rechtssachen  gegenüber  gleich- 
mäßig befähigt,  und  wenn  die  Streitteile  darauf  bestanden,  auch 
gleichmäßig  exzeptionsfrei  sein,  so  daß  der  Gode,  wenn  er  nicht  in 
Strafe  verfallen  und  sogar  sein  Godord  verlieren  wollte,  nicht  nur 
beträchtlicher  Umsicht,  sondern  auch  der  Verfügung  über  eine  nam- 
hafte Zahl  von  Dingleuten  am  Alldinge  bedurfte.  Dem  letzteren 
Bedürfnisse  suchte  die  Legislation  auf  mehrfachem  Wege  Rücksicht 
zu  tragen.  Einerseits  gestattete  sie  dem  Goden,  wie  bereits  mehr- 
fach zu  erwähnen  war,  das  Erscheinen  einer  gewissen  Quote  seiner 
Dingleute  am  Alldinge  zu  fordern,2)  während  sie  zugleich  durch  das 
Institut  des  ])fngfararkaup,  dann  die  sonstigen  Rechtsnachteile,  mit 
welchen  sie  das  nicht  rechtzeitige  Erscheinen  am  Ding  bedrohte, 
durch  das  Verbot  ferner  des  Verlassens  der  Versammlung  vor  deren 
legalem  Schlüsse  und  die  den  Dingleuten  auferlegte  Pflicht,  in  der 
Bude  ihres  Goden  auf  dessen  Verlangen  ihren  Aufenthalt  zu  nehmen, 
indirekt  dafür  sorgte,  daß  dieser  letztere  stets  sicher  sein  konnte, 
eine  ziemliche  Zahl  seiner  Untergebenen  zur  Hand  zu  haben. 8) 
Andererseits  räumte  sie  dem  Goden  aber  auch  für  den  Fall,  da  er 
infolge  mehrfacher  Perhorreszenzanträge  unter  seinen  Dingleuten  die 
zur  Besetzung  des  Gerichts  nötige  Anzahl  gehörig  qualifizierter  Männer 
nicht  mehr  vorfand,  das  Recht  ein,  sich  die  nötige  Aushilfe  von 
seinen  beiden  samjnngisgoöar  zu  erbitten;  sie  verpflichtet  diese  bei 
Vermeidung  einer  Buße  von  drei  Mark  und  des  Verlustes  ihres 
Godordes  solche  Hilfe  zu  gewähren,  wobei  nötigenfalls  das  Los  zu 
bestimmen  hat,  wer  von  beiden  im  gegebenen  Falle  seine  Dingleute 
abzugeben  hat,  und  sie  verpflichtet  nicht  minder  den  von  dem  sam- 
])ingisgoöi  zur  Aushilfe  bestimmten  Dingmann  der  Ernennung  des 
fremden  Goden  bei  Strafe  der  Landesverweisung  ganz  ebenso  Folge 
zu  leisten,  wie  wenn  ihn  sein  eigener  Gode  ernannt  hätte.4)  Für 
diesen  Fall  wird  also  von  einem  der  Erfordernisse  abgesehen,  welche 
bei  der  ersten  Ernennung  der  Richter  für  die  persönliche  Befähigung 


x)  Konüngsbok,  24/46. 

2   ebenda,  59/107.  :})  ebenda,  23/43  —  45.  4)  ebenda,  25/50. 
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des  einzelnen  zur  Übernahme  dieser  Funktion  bestehen;  es  ist  dies 
aber  nicht  mehr  als  billig,  da  man  den  Goden  zwar  dafür  haftbar 
machen  konnte,  daß  er  die  zur  ersten  Besetzung  des  Gerichtes  er- 
forderliche, vollkommen  berechenbare  Zahl  qualifizierter  Personen 
zur  Stelle  habe,  nicht  aber  auch  dafür,  daß  er  einer,  von  vornherein 
in  keiner  Weise  übersehbaren  Menge  von  Perhorreszenzanträgen 
gegenüber  ebenfalls  noch  über  die  benötigte  Anzahl  von  Ersatzleuten 
verfüge.  Wunderlicher  ist  dagegen  die  andere  Bestimmung,  daß 
einerseits  der  Gode  bei  Vermeidung  einer  Buße  von  drei  Mark  und 
des  Verlustes  seiner  Würde  beim  Anbruche  des  Sonntagsmorgens 
seinen  Anteil  am  Gerichte  besetzt  haben  müsse,  andererseits  aber 
über  diesen  Termin  hinaus  das  Perhorreszenzverfahren  nicht  fortge- 
setzt werden  dürfe,1)  vielmehr  das  unvollständig  oder  ungeeignet  be- 
setzte Gericht,  so  wie  es  in  jenem  Momente  besetzt  ist,  aburteilen 
soll  in  allen  Sachen,  wie  wenn  es  vollständig  und  geeignet  besetzt 
wäre.  Es  konnte  demzufolge  vorkommen,  daß  eine  Partei  trotz 
wohlbegründeter  Ausstellungen  gegen  die  Person  eines  Ernannten 
sich  diesen  dennoch  bloß  des  Fristablaufes  wegen  als  Richter  ge- 
fallen lassen  mußte,  und  daß  sogar  ein  Gode  durch,  allerdings  ver- 
botwidriges, längeres  Hinziehen  der  Formalien  bei  den  Perhorreszenz- 
verhandlungen,  oder  durch  wiederholtes  Ernennen  anfechtbarer  Per- 
sonen absichtlich  auf  ein  solches  Ziel  hinarbeitete;  es  konnte  aber 
umgekehrt  auch  vorkommen,  daß  ein  Gode  bei  redlichstem  Willen 
und  raschester  Erledigung  jedes  einzelnen  Perhorreszenzantrages  durch 
eine  ungewöhnliche,  vielleicht  sogar  böswillige  Häufung  solcher  An- 
träge schlechterdings  außerstand  gesetzt  wurde,  sein  Gericht  recht- 
zeitig besetzt  zu  haben,  und  somit  trotz  aller  Unschuld  in  die  schwersten 
Strafen  verfiel.  Die  praktische  Seltenheit  derartiger  Vorkommnisse 
mochte  indessen  über  deren  Möglichkeit  wegzusehen  erlauben  und 
das  Interesse  an  möglichst  rascher  Erledigung  aller  Perhorreszenz- 
sachen  unter  solchen  Umständen  vorschlagen.  Das  Verfahren 
aber  bei  der  Ernennung  der  Richter  ist  folgendes :  Am 
ersten  Freitage  der  Dingzeit  hat  die  Ernennung  der  Richter  für  die 
Viertelsgerichte  zu  erfolgen, 2)  und  scheint  derselben  die  Verlosung 
der  Ernannten  unter  die  Gerichte,  in  denen  ein  jeder  sitzen  sollte, 
sofort  gefolgt  zu  sein,  falls  sie  ihr  nicht  etwa  gar  vorausging.  Dann 
hatte  jeder  einzelne  Gode  den  von  ihm  Ernannten  „1  hamraskarö" 
niederzusetzen ,  indem  er  dabei  vor  zugezogenen  Zeugen  die  legale 


l)  Konüngsbök,  2SlS°- 


2)  ebenda,  20/38. 
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Ernennungsformel  aussprach;1)  man  wird  jene  Örtlichkeit  wohl  in 
der  Almannagjä  zu  suchen  haben,  wie  dies  Vilhjälmr  Finsen  in  seiner 
Übersetzung  der  Stelle  annimmt  und  auch  ])örör  Sveinbjörnsson  in 
seinem  Glossar  annehmen  zu  wollen  scheint, 2)  und  jedenfalls  be- 
rechtigt uns  nichts,  mit  Dahlmann  an  das  lögberg  zu  denken.3)  Am 
folgenden  Tage,  also  am  ersten  Samstage  der  Dingzeit,  erfolgt  so- 
dann der  Auszug  der  Richter  zu  einer  ersten,  vorläufigen  Sitzung, 
welche  lediglich  der  Geltendmachung  der  Perhorreszenzansprüche  ge- 
widmet ist.4)  Man  versammelt  sich  am  lögberg,  und  zwar  spätestens 
so,  daß  die  Sonne,  von  des  Gesetzsprechers  Platz  aus  gesehen,  den 
westlichen  Felsrand  der  Almannagjä  bescheint;  der  Gesetzsprecher 
hat  mit  der  Glocke  das  Zeichen  zum  feierlichen  Auszuge  zu  geben 
und  selber  den  Zug  anzuführen,  alle  Goden  aber  haben  mit  den  von 
ihnen  ernannten  Richtern  in  diesem  mitzugehen,  oder  erforderlichen- 
falls sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen.  Ich  be- 
merke dazu,  daß  auch  nach  der  Gesetzgebung  des  K.  Magnüs  laga- 
bcetir  der  lögmaör  es  ist,  welcher  mit  der  Glocke  das  Zeichen  für  den 
Beginn  der  Sitzungen  der  lögretta  gibt;5)  wenn  demnach  die  Frostu- 
])ingslög  dasselbe  von  dem  Priester  an  der  Dingstätte  geben  lassen,0) 
so  kann  hierin  wohl  mit  Hertzberg  nur  eine  vorübergehende  Neuerung 
des  Erzbischofs  Eysteinn  erkannt  werden,  die  aus  seiner  „Goldfeder"  in 
die  von  K.  Häkon  gamli  veranstaltete  Redaktion  jenes  Gesetzbuches 
herüberkam.  Der  Gesetzsprecher  hat  sodann  jedem  der  vier  Ge- 
richte seinen  Platz  anzuweisen,  jeder  einzelne  Gode  aber  den  von 
ihm  ernannten  Richter  niederzusetzen ; 7)  dann  beginnt  das  Perhor- 
reszenzverfahren,  welches  aber,  wie  bemerkt,  beendet  sein  muß,  ehe 
noch  die  Sonne  des  kommenden  Sonntags  die  Dingstätte  bescheint. s) 
Für  dieses  Verfahren  gilt  aber  die  Bezeichnung  ryöja  dorn,  oder 
in  der  Richtung  auf  den  einzelnen  Ernannten,  gegen  welchen  das- 
selbe eingeschlagen  wird,  ryöja  mann  ör  dömi,  wovon  dann 
dömruöning  und  die  Zusammensetzung  ruöningarmäl  für  die 
dabei  zu  sprechenden  Formeln  sich  ableitet;  als  Räumung  des  Ge- 
richts wird  also  das  Verfahren  bezeichnet,  in  etwas  anderem  Sinne, 


*)  Konüngsbok,  20/39. 

2)  s.  v.  hamraskarö  und  gjahamarr. 

3)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  212. 

4)  Konüngsbok,  20/39  und  24/45. 

5)  LandsL,  Jnngfb.  3;  BjarkR.  3;  ebenso  Jarns.  3  und  Jönsbök,  3. 
''')  FrbL.  I,  3;  Hertzberg,  Grundtroekkene,  S.  129—30. 

7)  Konüngsbok,  24/45.  8)  ebenda,  20/39  und  25/50. 
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als  in  welchem  man  von  einer  Räumung  der  lögretta  spricht.1) 
Andere  Male  wird  auch  wohl  der  Ausdruck  rengja  mann  6t 
domi  und  lögrcngö  in  gleichem  Sinne  gebraucht,  welcher,  von 
rangr  abgeleitet,  auf  die  Bemängelung  der  Person  des  Ernannten 
hinweist;  doch  ist  der  letztere  Sprachgebrauch  der  seltenere.  Die 
Einbringung  von  Perhorreszenzanträgen  steht  übrigens  beiden  Streit- 
teilen ganz  gleichmäßig  zu  und  den  bevollmächtigten  Vertretern  der- 
selben ganz  ebenso  wie  den  Prinzipalen  selbst;  doch  gilt  die  sonst 
zugelassene  Vertretung  eines  Beklagten  durch  einen  nicht  formell 
Bevollmächtigten  nicht  für  genügend,  um  diesem  die  Perhorreszenz 
zu  gestatten.2)  Ist  aber  das  Perhorreszenzverfahren  durchgeführt  und 
eben  damit  die  Besetzung  der  sämtlichen  Viertelsgerichte  festgestellt, 
so  gilt  es  nur  noch,  die  Zeit  für  deren  Sitzungen  zu  bestimmen. 
Es  scheint  diese  Bestimmung  von  der  lögretta  auszugehen, :;)  soviel 
den  Tag  betrifft,  während  über  die  Tagesstunde  wieder  eine  mit 
der  oben  erwähnten  gleichlautende  legale  Vorschrift  besteht;  auch 
dabei  hat  der  Gesetzsprecher  wieder  den  Zug  hinauszuführen,  welchen 
die  Gesamtheit  der  Goden  samt  den  von  ihnen  ernannten  Richtern, 
dann  die  Gesamtheit  der  Parteien  zu  bilden  hat,  welche  vor  den 
Gerichten  eine  Sache  zu  führen  haben.4)  Der  Ort,  an  welchem 
die  Vier telsge richte  saßen,  wird  uns  nirgends  genau  be- 
zeichnet. Da  von  einem  Auszuge  der  sie  bildenden  Richter  ge- 
sprochen wird,  welcher  vom  lögberg  ausgeht  und  nach  dem  Orte 
sich  bewegt ,  an  welchem  die  Gerichte  sitzen  sollen , 5)  so  ist  klar, 
daß  dieser  letztere  Ort  nicht  in  nächster  Nähe  des  lögbergs  gelegen 
sein  konnte ;  eben  dafür  spricht,  daß  in  dem  großen  Prozesse  wegen 
der  Njälsbrenna  wiederholt  vom  Gerichte  aus  zum  Gesetzsprecher, 
der  doch  am  lögberg  seinen  legalen  Sitz  hat,  geschickt  werden  muß, 
wenn  es  gilt,  dessen  Gutachten  über  einzelne  Rechtsfragen  einzu- 
holen,6) und  sind  demnach  die  Worte  einer  anderen  Quelle,  welche 
allenfalls  auf  eine  Niedersetzung  des  Gerichtes  am  lögberg  bezogen 
werden  könnten,  in  Ubereinstimmung  hiermit  zu  deuten. 7)  Ebenso 


1)  Seltener  findet  sich  die  Schreibung  hryÖja,  hruÖm'ngr,  bei  welcher  man  viel- 
leicht an  hrjöÖa,  stoßen,  denken  dürfte. 

2)  Konüngsbök,  25/47. 

8)  ebenda,  28/52 :  Dömar  skolo  fara  üt  pann  dag,  er  menn  kvefta  ä. 
4)  ebenda,  28/52 — 3  und  wegen  der  Tageszeit  noch  29/53. 
'•)  ebenda,  24/45.  °)  Njala,  143/236—38. 

7)  Hrafnkels  s.,  S.  17—18:  Nu  sitja  peir,  bar  til  er  dömar  fara  üt.  La  kveftr 
Sämr  upp  menn  sfna,  ok  gengr  til  lögbergs;  var  bar  pa  dömr  settr. 
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wissen  wir,  daß  das  fünfte  Gericht  an  dem  Orte  gehalten  wurde, 
an  welchem  die  lögretta  zu  sitzen  pflegte,  und  wir  können  daraus, 
daß  uns  dies  ausdrücklich  berichtet  wird,  den  Schluß  ziehen,  daß 
von  den  fjöröüngsdömar  ein  anderes  gegolten  haben  muß;  in  der 
Tat  bestätigt  die  Njäla,1)  daß  der  Sitz  der  Viertelsgerichte  und  des 
fünften  Gerichtes  sowohl  unter  sich  als  vom  lögberg  unterschiedene 
Örtlichkeiten  waren.  Nach  einer,  leider  defekten  Stelle  zu  schließen, 
scheint  eine  Insel  in  der  Oxarä  die  Stätte  gewesen  zu  sein,  an  welcher 
die  Viertelsgerichte  saßen,  2)  jedoch  so,  daß  ein  anderer  Sitzungsort 
für  den  Fall  bestimmt  war,  da  man  nicht  trockenen  Fußes  dahin 
gelangen  konnte ;  der  Gesetzsprecher  hatte  sodann ,  wie  schon  be- 
merkt, den  Fleck  noch  des  näheren  zu  bestimmen,  an  welchem  jedes 
einzelne  Gericht  Platz  nehmen  sollte.  3)  An  der  betreffenden  Stelle 
saßen  nun  die  Richter  in  einem  Kreise,  dem  dömhrfngr,  und 
wird  desselben  sowohl  in  Bezug  auf  die  Viertelsgerichte, 4)  als  in 
Bezug  auf  das  fünfte  Gericht,  5)  oder  wieder  in  Bezug  auf  einzelne 
Frühlingsgerichte  6)  Erwähnung  getan ;  nicht  minder  ist  auch  einmal 
von  dömsteinar  die  Rede,7)  ohne  daß  sich  doch  mit  Sicherheit 
erkennen  ließe,  ob  darunter  Steine  zu  verstehen  seien,  auf  welchen 
die  Richter  Platz  nehmen  sollten,  wie  man  solche  noch  heutzutage 
an  manchen  alten  Dingstätten  auf  der  Insel  zeigen  zu  können  meint, 
oder  aber  Steine,  mit  welchen  der  Platz  eingehegt  war,  auf  welchem 
das  Gericht  sitzen  sollte.  Die  Verlegung  der  Gerichte  auf  eine  Insel 
würde  sich  übrigens  leicht  aus  dem  Bestreben  erklären,  dieselben 
möglichst  zu  isolieren  und  dadurch  vor  jeder  Gewalttat  zu  schützen, 
aus  einem  Bestreben  also,  welches  regelmäßig  auch  bei  der  Wahl 
der  Dingstätten  selbst  maßgebend  gewesen  zu  sein  scheint,  soferne 
man  auch  diese  gerne  auf  Inseln  (Ärness]nng,  pverärjnng,  pfngeyjar- 
l>ing),  weit  vorspringende  Vorgebirge  (Hegranessjnng,  I)örsnessl3ing, 
Kjalarnessfu'ng?),  ein  durch  mächtige  Flußarme  eingeschlossenes  Delta 
(Vaöla|)ing)  u.  dgl.  m.  zu  verlegen  pflegte.  Ebendahin  zielten  übrigens 
auch  noch  Vorschriften  ganz  anderer  Art.  Das  Verbot,  am  Ding 
oder  doch  in  den  Dinggerichten  bewaffnet  zu  erscheinen,  ist  früher 
schon  besprochen  worden;  neben  demselben  steht  aber  noch  die 
weitere  Bestimmung,  daß  bei  Strafe  von  drei  Mark  niemand  in  Be- 

1)  Njäla,  145/241. 

2)  Konüngsbök,  20/39.  3)  ebenda,  24/45. 

4)  Bandamanna  s.,  S.  17.  5)  Konüngsbök,  47/82. 

6)  Eyrbyggja,  10/12;  Landnäma,  II,  12/98. 

7)  Sturlünga,  I,  18/31  :  ok  settu  I>risvar  niÖr  dömendr  sina  1  dömsteinum. 
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gleitung  von  mehr  als  zehn  Mannern  bei  Gericht  sich  einfinden 
solle,  ])  freilich  eine  Vorschrift,  welche  tatsächlich  um  nichts  besser 
beobachtet  wurde  als  jenes  Verbot.  Weiterhin  wurden  dann  allen- 
falls noch  besondere  Vorkehrungen  getroffen,  um  die  Richter  vor 
allzu  ungestümem  Andringen  des  übrigen  Volkes  zu  schützen. 2) 
Fühlte  sich  nämlich  ein  Gericht  durch  allzu  großes  Gedränge  be- 
lästigt, so  mochten  dessen  Beisitzer  an  drei  von  den  Goden  des- 
jenigen Landesviertels,  zu  welchem  das  Gericht  gehörte,  die  förm- 
liche Aufforderung  richten,  ihnen  Gerichtsschützer  zu  bestellen 
(dömvörzlumenn).  Bei  Vermeidung  einer  Buße  von  drei  Mark 
und  des  Verlustes  ihrer  Würde  haben  diese  Goden  sofort  drei 
Männer  zu  ernennen,  je  einen  aus  jedem  der  drei  Dingbezirke,  welche 
das  Viertel  bilden  ;  wie  die  Sache  aber  in  Bezug  auf  das  Nordland 
gehalten  wurde,  das  vier  Dingbezirke  zählte,  bleibt  ungesagt.  Die 
drei  von  ihnen  ernannten  Wächter  sollen  sodann  zwei  Furchen, 
welche  konzentrische  Kreise  bilden,  um  den  Platz  herum  ziehen,  auf 
welchem  das  Gericht  sitzt;  der  von  diesen  Furchen  umschlossene 
Raum  bildet  sodann  gewissermaßen  ein  neutrales  Gebiet  und  soll 
von  niemand  betreten  werden.  Betritt  jemand  den  inneren  Raum, 
ohne  ihn  auf  ihre  Aufforderung  hin  sofort  zu  verlassen,  so  haben 
die  Gerichtswärter  solche  Übertretung  durch  sofortiges  Aufrufen  von 
Zeugen  zu  konstatieren  und  sodann  auf  eine  Buße  von  drei  Mark 
zu  klagen,  die  halb  ihnen  und  halb  den  Richtern  zufällt.  Unwill- 
kürlich erinnert  diese  Vorschrift  an  eine  uns  erhaltene  Beschreibung 
der  beim  Holmgange  üblichen  Förmlichkeiten.3)  Eine  Decke,  welche 
man  unter  Beobachtung  höchst  altertümlicher  Zeremonien  auf  dem 
Boden  befestigte,  bezeichnete  hier  den  Platz,  auf  welchen  die  Käufer 
zu  stehen  kommen  sollten;  um  sie  herum  zog  man  aber  drei  Furchen, 
je  um  einen  Fuß  breit  voneinander  abstehend,  und  außerhalb  der- 
selben steckte  man  Haselstäbe  in  die  Erde,  von  welchen  der  oft 
wiederkehrende  Ausdruck  „hasla  voll",  d.  h.  einen  Kampfplatz  ab- 
stecken, hergenommen  ist.  Interessanter  noch  wird  die  Parallele, 
wenn  man  auch  noch  die  norwegische  Dingverfassung  zur  Ver- 
gleichung  heranzieht.  Nach  den  Rechtsbüchern  war  hier  der  Platz, 
auf  welchem  die  lögretta  ihre  Sitzungen  hielt,  von  Schnüren  einge- 
faßt, welche  als  die  heiligen  Bande  (vebönd)  bezeichnet  und  gleich 
beim  Beginne  der  Dingzeit  von  den  ärmenn,  oder  auch  vom  lögmaör 


*)  Konüngsbok,  28/53. 
3)  Korraaks  s.,  10/86. 


2)  ebenda,  41/72 — 73. 
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hergestellt  wurden ; *)  aus  einer  älteren  Quelle  erfahren  wir  aber,  -) 
daß  auch  in  diesem  Falle  Haselstangen  rings  um  den  Platz  herum 
ausgesteckt  und  dann  an  diesen  die  vebönd  befestigt  wurden.  In- 
soweit sollte  man  meinen,  zwischen  der  norwegischen  und  der  is- 
ländischen Einrichtung  darin  einen  Unterschied  begründet  finden  zu 
können,  daß  nach  jener  die  Begrenzung  des  Gerichtsplatzes  eine 
regelmäßige  und  gleich  beim  Beginne  der  Dingzeit  dauernd  herge- 
stellte war,  während  sie  auf  Island  nur  für  Notfälle  hinterher  ein- 
gerichtet wurde ;  daß  ferner  hier  besondere  Gerichtswächter  mit  der- 
selben in  Verbindung  standen,  von  denen  man  in  Norwegen  nichts 
wußte.  Indessen  ist  doch  selbst  diese  Abweichung,  wenigstens  was 
den  ersteren  Punkt  betrifft,  eine  nur  teilweise  begründete.  Neben 
den  mit  Haselstäben  eingefaßten  Kampfplätzen  wurden  nämlich  beim 
Holmgange  auch  wohl  andere  verwendet,  welche  durch  gesetzte 
Steine  begrenzt  waren;3)  man  möchte  nun  jener  oben  genannten 
dömsteinar  sich  erinnern  und  annehmen,  daß  sie  etwa  eine  den  nor- 
wegischen vebönd  entsprechende  Umzäunung  der  Gerichtsstätte  ge- 
bildet hätten,  welcher  man  dann  nur  in  Notfällen,  vielleicht  einem 
älteren  Vorbilde  folgend,  als  Außenwerke  jene  Furchen  und  zugleich 
die  dömvörzlumenn  beigefügt  hätte.  Daß  eine  regelmäßige  Begren- 
zung der  Gerichtsstätte  stattgefunden  haben  muß,  darf  jedenfalls  als 
sicher  betrachtet  werden;  der  ausdrücklich  bezeugte  Umstand  be- 
weist dies  genugsam,  daß  auf  Island  ganz  ebenso  wie  in  Norwegen 
ohne  Erlaubnis  der  Richter  niemand  den  Platz,  an  welchem  diese 
saßen,  betreten  durfte,  der  nicht  selber  zum  Gerichte  gehörte.4) 
Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  unter  Umständen  das  Gericht 
auch  an  einem  anderen  als  dem  regelmäßig  ihm  angewiesenen  Orte 
gehalten  werden  konnte.  Oft  genug  versuchten  Parteien,  an  dem 
Erfolge  ihrer  Sache  bei  geordneter  Prozeßführung  verzweifelnd,  ein- 
ander den  Zutritt  zum  Gerichte  gewaltsam  zu  verwehren,  oder  auch 
die  Richter  selbst  mit  Waffengewalt  an  der  Ausübung  ihrer  Funk- 
tionen zu  verhindern  (hleypa  upp  dominum);  da  galt  nun  die 
Regel,  daß  die  Richter,  welche  wegen  solcher  Gewalttaten  an  ihrem 
eigentlichen  Sitzungsorte  eine  Rechtssache  nicht  zu  Ende  bringen 
konnten,  Recht  und  Pflicht  haben  sollten,  ihre  Sitzungen  an  einen 


1)  Fr{)L.  I,  2;  Lands  1.,  bingfb.  3;  BjarkR.  3;  Järns.  3;  Jönsbök,  3. 

2)  Eigla,  57/123  und  126. 

3)  ebenda,  67/159:  var  J)ar  markaÖr  hölmstaÖr,  lagÖir  steinar  1  hring  ütan  um. 

4)  Bandamanna  s.,  S.  17. 
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beliebigen  anderen,  minder  gefährdeten  Ort  zu  verlegen.1)  Wir 
wissen  aus  einer  Reihe  von  Geschichtsquellen ,  daß  im  Jahre  999, 
als  Hjalti  Skeggjason  wegen  Gotteslästerung  angeklagt  war,  das  Ge- 
richt schließlich  auf  die  Brücke  verlegt  werden  mußte,  welche  über 
die  Öxarä  führte,  und  daß  dabei  während  der  Sitzung  die  beiden 
Brückenzugänge  mit  gewafTneter  Hand  verteidigt  wurden.  2)  Wir 
wissen  ferner,  daß  im  Jahre  Ii 20,  als  I>orgils  Oddason  am  Alldinge 
den  Hafliöi  Märsson  verwundet  hatte,  das  Gericht  nach  wiederholten 
vergeblichen  Versuchen,  an  dem  regelmäßigen  Gerichtsplatze  das 
Verfahren  durchzuführen,  zuletzt  an  einen  Ort  verlegt  werden  mußte, 
welcher  teils  durch  die  Natur  und  teils  durch  die  Kunst  befestigt 
war, 8)  u.  dgl.  m.  Für  derartige  Notfälle  war  übrigens  auch  noch 
durch  mancherlei  andere  ausnahmsweise  Bestimmungen  gesorgt,  auf 
welche  sich  unten  noch  Gelegenheit  finden  wird  einzugehen.  — 
Waren  an  einem  Tage,  an  welchem  überhaupt  Gerichtssitzung  ge- 
halten wurde,  erst  mindestens  sechs  Richter  an  der  Gerichtsstätte 
beisammen,  so  konnten  die  Verhandlungen  bereits  beginnen,  und 
war  hierzu  der  erste  Schritt  der,  daß  einer  der  Kläger,  der  an  dem 
betreffenden  Gerichte  eine  Sache  durchzuführen  hatte,  die  übrigen 
aufforderte,  durch  das  Los  die  Reihenfolge  bestimmen  zu  lassen,  in 
welcher  die  einzelnen  Sachen  zur  Verhandlung  kommen  sollten 
(bjööa  til  hlutfalla).4)  Es  folgt  sofort  die  Auslosung,  und  nach- 
dem die  Reihenfolge  der  einzelnen  Verhandlungen  festgestellt  ist, 
wird  zum  Beginne  des  gerichtlichen  Verfahrens  in  diese  überge- 
gangen. Dabei  hat  vor  allem  der  Kläger  den  Beklagten  aufzufordern, 
seiner  Ableistung  des  Kalumnieneides  und  seinem  Klagsvortrage 
zuzuhören  (bjööa  at  hlyöa  til  eiöspjalls  ok  til  framsögu 
sakar), 5)  und  schließt  sich  dieser  Aufforderung  sofort  die  Eides- 
leistung und  der  Klagsvortrag  selber  an;  aus  der  Njäla  ersehen  wir,6) 
daß  man  vor  demselben  sich  wie  bei  uns  Holung  und  Wandel  zu 
erbitten  pflegte,  und  daß  die  Klagspartei  von  Süden,  die  beklagte 
aber  von  Norden  her  zum  Gerichte  heranzutreten  hatte,  dann  daß 
der  ganze  Vortrag  lediglich  in  einer  höchst  formellen  Rekapitulation 
des  bei  der  stefna  oder  lysing  eingehaltenen  Verfahrens  bestand. 

*)  Konüngsbok,  4-1/74- 

2)  Kristni  s.,  9/17;  Olafs  s.  Tryggvas  onar,  217/207  (FMS.  II); 
Flbk.  I,  426. 

3)  Sturlunga,  I,  18/31. 

4)  Konüngsbök,  29/53.  8)  ebenda,  30/54. 
6)  Njäla,  143/232. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  24 
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Unmittelbar  an  den  Klagsvortrag  schließt  sich  sodann  die  Vorführung 
des  stefnuvaetti  oder  lysi'ngarvaetti,  welcher  wieder  mit  jenem 
genauestens  übereinstimmen  mußte;  weiterhin  werden  dann  die 
übrigen  Beweismittel  des  Klägers  vorgeführt,  darunter  je  nach  Um- 
ständen auch  das  sakartökuvaetti  zur  Bereinigung  des  Voll- 
machtspunktes, ohne  daß  man  bezüglich  ihrer  an  eine  besondere 
Ordnung  gebunden  gewesen  wäre.  Uber  die  Ergebnisse  der  Beweis- 
führung, soweit  sie  ihm  günstig  sind,  pflegt  der  Kläger  Zeugen  auf- 
zurufen; am  Schlüsse  seiner  Beweisführung  aber  hat  er  seinen  Klags- 
vortrag ausdrücklich  für  beendigt  zu  erklären  und  den  Gegner  zum 
Vortrage  seiner  Verteidigung  aufzufordern  (bjööa  at  taka  til 
varnar),1)  wobei  allenfalls  auch  das  Ergebnis  der  Beweisführung 
kurz  rekapituliert  und  andererseits  die  nachträgliche  Benützung  solcher 
Klagsbehelfe  ausdrücklich  vorbehalten  wird,  welche  die  Verteidigung 
etwa  an  die  Hand  geben  könnte.  Nun  folgt  in  gleicher  Ordnung 
die  Verteidigung,  also  so,  daß  auch  der  Beklagte  nach  vorgängiger 
Einladung  des  Gegners  zum  Zuhören  seinen  Kalumnieneid  zu 
schwören  und  seine  Verteidigung  vorzutragen,  dann  aber  auch  im 
Anschlüsse  an  diesen  seinen  Vortrag  seine  Beweismittel  vorzu- 
führen hat;  am  Schlüsse  seiner  Beweisführung  benennt  sich  auch 
der  Beklagte  Zeugen  über  deren  Erfolg,  und  auch  hier  wird  wieder 
der  Schluß  dieser  Beweisführung  durch  eine  förmliche  Erklärung 
konstatiert. 2)  Je  nach  Umständen  konnte  freilich  die  Verhandlung 
eine  etwas  andere  Wendung  nehmen.  Da  Zeugen,  welche  über 
denselben  Punkt  vorgeführt  werden  wollen ,  über  welchen  ein  Ge- 
schwornenverdikt  erbracht  werden  soll,  vor  dem  letzteren  den  Vorzug 
haben,  kann  der  Beklagte  gegen  die  Erhebung  eines  vom  Kläger 
vorgeführten  Geschwornenbeweises  Protest  erheben  (verja  lyritti 
kviöburöinn),  wenn  er  dieselbe  Frage  durch  Zeugen  zu  erledigen 
beabsichtigt.  3)  Veranlassen  die  von  der  Verteidigung  vorgeführten 
Beweisbehelfe  den  Kläger  zu  Nachträgen  zu  seinem  Klagsvortrage 
und  Klagsbeweise,  so  konnte  er  mit  diesen  seinen  Nachträgen  vor- 
gehen, ohne  den  Schluß  des  Vortrages  und  der  Beweisführung  des 
Beklagten  abwarten  zu  müssen ; 4)  anders  als  nach  unserem  Prozesse 
konnten  demnach  beide  Streitteile,  sowie  nur  erst  die  Verteidigung 
begonnen  hatte,  mit  ihren  Vorträgen  und  Beweisführungen  neben- 


1)  Konüngsbok,  38/68 — 9;  Njäla,  143/238—9. 

2)  Konüngsbok,  38/69 — 70. 

3)  ebenda,  37/68  4)  ebenda,  38/70. 
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einander  hergehen,  wobei  nur  freilich  ein  andvitni,  d.  h.  eine 
gegenteilige  Beweisführung  über  einen  Punkt,  über  welchen  schon 
ein  Beweis  erbracht  worden  war,  schlechthin  unzulässig  war,  der 
Zeugenbeweis  schlechthin  dem  Geschwornenbeweise  vorging,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Parteirolle  desjenigen,  der  diesen  und  jenen  führen 
wollte,  endlich  bei  gleichzeitigem  Auftreten  beider  Teile  immer  der 
Kläger  dem  Beklagten  vorzugehen  hatte.1)  Stützte  der  Beklagte  seine 
Einrede  auf  die  Inkompetenz  des  Gerichtes,  so  konnte  er,  nachdem 
er  diese  erörtert  und  die  für  dieselbe  maßgebenden  Tatsachen  er- 
wiesen hatte,  gegen  die  Fällung  des  Erkenntnisses  einen  förmlichen 
Protest  einlegen  (verja  lyritti  dorne  ndum  at  d  ce  m  a  sök), -j 
u.  dgl.  m.  Sind  nun  die  beiderseitigen  Parteivorträge  und  Beweis- 
führungen zu  Ende,  so  kommt  es  zum  Referate  (reifing),  einem 
für  den  isländischen  Prozeß  sehr  charakteristischen  Bestandteile  des 
Verfahrens.  Jede  Partei  hat  nämlich  aus  den  Richtern  einen  Refe- 
renten (reifingarmaör)  für  sich  zu  bestellen,  und  hat  der  Referent 
des  Klägers  alle  Klagsbehelfe,  der  Referent  des  Beklagten  aber  alle 
Verteidigungsbehelfe  genau  so  vorzutragen,  wie  solche  von  den  Par- 
teien, Zeugen,  Geschwornen,  Eidhelfern  vorgebracht  worden  waren;3) 
will  etwa  der  Gewählte  die  Funktion  nicht  übernehmen,  so  hat  das 
Gericht  der  betreffenden  Partei  nötigenfalls  durch  das  Los  einen 
Referenten  aus  seinen  Mitgliedern  zu  bestellen.  Nach  dem  Zu- 
sammenhange, in  welchem  unser  Rechtsbuch  die  Sache  bespricht,, 
sollte  man  meinen,  daß  die  Bestellung  der  Referenten  erst  nach  dem 
Schlüsse  der  Parteivorträge  vor  sich  gegangen  sei;  indessen  ist  doch 
eine  andere  Deutung  durch  den  Wortlaut  der  Stelle  nicht  ausge- 
schlossen und  aus  anderweitigen  Behelfen  läßt  sich  mit  Sicherheit 
feststellen,  daß  die  Ernennung  des  Referenten  schon  gleich  beim 
Anfange  des  gerichtlichen  Verfahrens  erfolgte.  In  der  Njäla  wird 
wiederholt  hervorgehoben,4)  daß  der  Klagsvortrag,  das  Zeugnis,  der 
Wahrspruch  „yfir  höföi"  eines  gewissen  Mannes  im  Viertelsgerichte 


')  Konüngsbök,  37/68. 

2)  Njala,  144/239 — 40.  Doch  laufen  hier  Irrtümer  mitunter.  Unmöglich  kann 
dieselbe  Partei,  die  gegen  den  Spruch  Protest  erhebt,  zugleich  lata  deema  vörnina ; 
auch  kann  das  lyritti  kaum  ein  goÖalyritti,  sondern  nur  ein  eignarlyritti  gewesen  sein. 

3)  Konüngsbök,  40—41/71 — 72;  vgl.  Njala,  145/243,  wo  freilich  vom 
limtardomr  die  Rede  ist. 

4)  Njäla,  143/233,  234  und  238;  wenn  an  allen  drei  Stellen  gesagt  wird  „ytir 
höföi  Jons",  so  erklärt  sich  dies  aus  der  ungeschickten  Benützung  eines  älteren  For- 
mulars, vgl.  meine  Gragäs,  S.  43,  Anm.  80. 
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gehalten  und  abgegeben  werde,  und  auch  in  einem  Formulare  un- 
seres Rechtsbuches  findet  sich  einmal  dieselbe  Wendung  gebraucht;1) 
ein  paar  andere  Stellen  der  Njäla  zeigen  aber,  daß  genau  derselbe 
Gebrauch  auch  im  fünften  Gerichte  bestand,  und  daß  hier  jener 
Mann,  an  welchen  die  Streitteile,  die  Zeugen  und  die  Geschworenen 
ihre  Vorträge  und  Aussagen  zu  richten  hatten,  gerade  derjenige  war, 
der  später  als  Referent  über  die  betreffenden  Vorkommnisse  Bericht 
zu  erstatten  hatte.2)  Hiernach  ist  klar,  daß  die  Bestellung  der  Refe- 
renten zu  den  allerersten  Handlungen  gehören  mußte,  welche  im 
Gerichte  vorzunehmen  waren,  und  in  der  Tat  konnte  die  Genauig- 
keit der  Rekapitulation  aller  Verhandlungen,  welche  dem  Referenten 
oblag,  vernünftigerweise  nur  einem  Manne  zugemutet  werden,  welcher 
vom  Beginne  der  Verhandlungen  an  wußte,  was  bei  deren  Schluß 
von  ihm  zu  leisten  sein  werde.  Nachdem  zuvor  die  Richter,  soweit 
dies  nicht  etwa  bereits  früher  geschehen  sein  sollte,  ihren  Richtereid 
geschworen  haben,3)  wird  das  Referat  in  der  Art  vorgenommen,  daß 
zuerst  die  Klage,  dann  aber  die  Verteidigung  je  durch  den  hierfür 
bestimmten  Referenten  rekapituliert  wird,  und  gilt  dabei  die  Regel, 
daß  die  Reihenfolge,  in  welcher  über  die  einzelnen,  bei  einem  und 
demselben  Gerichte  anhängigen  Sachen  referiert  werden  soll,  sich 
nach  der  Ordnung  zu  bestimmen  habe,  in  welcher  dieselben  zu  Ende 
gebracht  (fram  komin)  sind. 4)  Man  sieht  hieraus ,  daß  nicht  etwa 
jeder  einzelne  Prozeß  in  einem  Zuge  fort  bis  zu  Ende  verhandelt 
und  erst  nach  dessen  Erledigung  zur  Verhandlung  eines  anderen 
übergegangen  wurde,  daß  man  vielmehr  alle  bei  demselben  Gerichte 
anhängigen  Prozesse  gleichzeitig  vornahm  und  jeder  Partei  überließ, 
die  ihr  obliegenden  einzelnen  prozessualischen  Handlungen  je  in  dem 
Zeitpunkte  abzutun,  in  welchem  sie  dazu  bereit  war;  wie  bei  un- 
serem schriftlichen  Verfahren  konnten  also  mehrfache  Rechtssachen 
ganz  gleichzeitig  in  Verhandlung  sein,  nur  daß  nicht  vom  Gerichte 
aus  für  jede  derselben  Termin  gegeben  wurde,  vielmehr  den  Parteien 
überlassen  blieb,  zu  kommen  und  zu  gehen  wie  sie  wollten,  voraus- 
gesetzt nur,  daß  das  Gericht  in  dem  Momente,  in  dem  sie  kamen, 
nicht  gerade  mit  dem  Anhören  einer  anderen  Sache  beschäftigt  war.5) 

x)  Konüngsbök,  31/54.  2)  Njäla,  145/242  und  243. 

3)  Konüngsbök,  41/72;  Njäla,  143/234. 

4)  Konüngsbök,  41/72. 

5)  Däran  ist  dagegen  nicht  zu  denken,  daß  Kläger  und  Beklagter  ihre  Vorträge 
vor  verschiedenen  Gerichten  gehalten  hätten,  wie  Guöbrandr  Vigfüsson,  s.  v. 
doema,  annimmt.  . 


g  li.    Das  Allding. 


373 


Der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Referat  zu  erstatten  war,  scheint 
übrigens  der  gewesen  zu  sein,  in  welchem  am  ersten  der  Ausbruch 
von  Gewalttaten  zu  befürchten  war.  Unser  Rechtsbuch  bringt  bei 
dieser  Gelegenheit  die  dömvörzlumenn  zur  Sprache,  und  auch  die 
Geschichtsquellen  zeigen,  daß  es  gerade  in  diesem  Momente  be- 
sonders schwer  hielt,  das  Gericht  beisammenzuhalten  und  zu  schützen; 
sehr  begreiflich,  denn  nach  der  Durchführung  der  Klags-  und  Ver- 
teidigungsvorträge, sowie  nach  der  Erhebung  der  beiderseitigen  Be- 
weise konnte  jede  Partei  darüber  klar  sehen,  was  sie  von  dem 
Richterspruche  zu  erwarten  hatte,  und  hatte  somit  der  Streitteil, 
welchem  das  Unterliegen  im  Rechtsstreite  bevorstand,  das  höchste 
Interesse  daran,  das  Zustandekommen  eines  Urteils  mit  Gewalt  zu 
hindern.  —  Nach  dem  Referate  kommt  es  zum  Urteile  (dömr). 
Aber  auch  dieses  schließt  sich  nicht  schlechthin  an  das  bezügliche 
Referat  an ;  vielmehr  galt  die  Regel,  daß  man  zuerst  über  die  Sachen 
richten  sollte,  die  im  vergangenen  Jahre  unerledigt  geblieben  waren, 
dann  über  diejenigen ,  die  sich  am  Dinge  selbst  zugetragen  hatten, 
endlich  über  alle  anderen  in  der  Reihenfolge,  in  welcher  über  sie 
referiert  worden  war,  nur  mit  der  Einschränkung,  daß  über  die  zu- 
letzt erkannt  werden  sollte,  bei  welchen  eine  Gerichtsspaltung  in 
Aussicht  stand.1)  Auch  konnte  eine  weitere  Änderung  in  der  Reihen- 
folge dadurch  nötig  werden,  daß  Inzidenzpunkte  sich  ergaben,  vor 
deren  Erledigung  in  der  Hauptsache  nicht  erkannt  werden  konnte.  So 
konnte  z.  B.  gegen  eine  abgegebene  Beweisaussage  eine  Anfechtung 
beim  fünften  Gerichte  angemeldet  werden,  was  dann  zur  Folge  hatte, 
daß  der  Spruch  in  der  Hauptsache  einstweilen  zurückgestellt  werden 
mußte.  Freilich  konnte  die  Gegenpartei  sofort  mit  der  Behauptung 
auftreten,  daß  jene  Anmeldung  nur  erfolgt  sei,  um  die  Verbeschei- 
dung  der  Hauptsache  zu  verzögern,  und  auf  diese  Behauptung  eine 
Strafklage  gründen,  welche  sofort  in  demselben  Gerichte  wie  die 
Hauptsache  zu  verhandeln  war,  und  deren  siegreiche  Durchführung 
auch  die  sofortige  Fällung  des  Urteils  in  der  Hauptsache  zur  Folge 
hatte;2)  aber  es  ist  klar,  daß  zu  diesem  Auswege  nur  in  den 
seltensten  Fällen  gegriffen  werden  konnte,  da  für  den  Fall  einer 
nachträglichen  siegreichen  Durchführung  der  Klage  wegen  ljüggögn 
die  Sache  allzu  bedenklich  wurde.  Die  Njäla  freilich  stellt  ihre  sämt- 
lichen Prozesse  so  dar,  als  ob  dieselben  in  einem  Zuge  fort  bis  zum 
Enderkenntnisse  verhandelt  worden  seien,  und  es  mag  sein,  daß  bei 


')  Konüngsbök,  41/73. 


2)  ebenda,  41/73 — 4. 
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geschickt  angelegten  und  gewandt  geführten  Rechtssachen  dies 
wirklich  in  der  Regel  stattfand;  indessen  zeigt  doch,  die  Vorschriften 
unseres  Rechtsbuches  bestätigend,  die  Bandamanna  saga,1)  daß  diese 
Regel  keineswegs  ohne  Ausnahme  war,  und  daß  vielmehr  an  einem 
und  demselben  Gerichte  in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  einzelne 
Rechtssachen  bereits  durch  Urteil  erledigt,  andere  erst  zum  Referate 
bereit  und  wieder  andere  sogar  noch  nicht  einmal  so  weit  gediehen 
sein  konnten.  Unmittelbar  vor  dem  Urteile  sollen  die  Richter  ge- 
zählt und  soll  das  Urteil  womöglich  von  dem  vollbesetzten  Gerichte 
gefällt  werden ;  -)  absolut  nötig  ist  indessen  die  Mitwirkung  der  sämt- 
lichen Gerichtsmitglieder  für  die  Gültigkeit  des  Spruches  nicht,  und 
unter  Umständen  dürfen  sogar  einzelne  unter  ihnen  bei  dessen 
Fällung  nicht  mitwirken.  Kann  einer  der  Richter  wegen  Krankheit 
oder  Verwundung  nicht  im  Gerichte  erscheinen,  so  sollen  die  übrigen 
ihn  in  seiner  Bude  besuchen,  ihm  den  Richtereid  abnehmen  und  ihn 
im  voraus  seine  Zustimmung  zu  dem  Urteile  erklären  lassen,  welches 
sie  hinterher  finden  würden;  für  den  Fall  freilich,  da  es  zu  einer 
Gerichtsspaltung  in  der  Sache  kommt,  genügt  dieses  Verfahren,  wie 
sich  unten  zeigen  wird,  nicht;  für  alle  anderen  Fälle  aber  reicht  es 
aus,  und  für  den  Fall,  da  einer  der  Richter  stirbt  oder  seine  Sprache 
verliert,  mögen  sogar  die  übrigen  schlechtweg  für  sich  allein  ihren 
Spruch  fällen,  wie  wenn  das  Gericht  vollzählig  wäre,  und  wird  nicht 
etwa  ein  Ersatzmann  für  den  Weggefallenen  ernannt.  Möglich  ist 
auch,  daß  einer  der  Richter  irgendwelche  Funktionen,  z.  B.  als  Zeuge 
oder  Geschworener,  in  einem  anderen  Gerichte  zu  übernehmen  hat 
und  darum  nicht  der  ganzen  Gerichtssitzung  beiwohnen  kann;  er 
liat  solchenfalls,  ehe  er  sich  aus  der  Sitzung  entfernt,  gleichfalls 
wieder  zu  dem  Urteile  seine  Zustimmung  zu  geben,  welches  die 
anderen  finden  würden,  und  wird  sodann  dieses  Urteil  trotz  seiner 
Abwesenheit  gültig  erlassen.3)  Es  kann  aber  auch  sein,  daß  ein 
Richter  selber  an  einer  Sache  beteiligt  ist,  die  vor  sein  Gericht 
kommt.4)  Wenn  nämlich  zwar  niemand  zum  Richter  ernannt  werden 
darf,  der  an  irgendeinem  Gerichte  während  der  betreffenden  Ding- 
versammlung  einen  Prozeß  anhängig  hat,  so  kann  es  doch  geschehen, 
daß  nach  erfolgter  Ernennung  der  Richter  eine  Klage  gegen  einen 
solchen  gestellt  wurde  oder  von  einem  solchen  zu  stellen  war,  welche 


1)  Bandamanna  s.,  S.  17. 

2)  Konüngsbök,  41/73.  3)  ebenda,  41/73. 
4)  ebenda,  40/71. 
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noch  am  selben  Dinge  zu  verhandeln  kam,   und  solchenfalls  wurde 
dann  der  von  Anfang  an  rechtmäßig  Ernannte  durch  jene  später 
eintretende  Tatsache  seines  Sitzes  im  Gerichte  nicht  verlustig,  glei'li- 
viel  übrigens,  ob  er  seinen  Prozeß  selber  führte  oder  durch  einen 
Bevollmächtigten  führen  ließ.    Kam  die  Sache  nun  in  dasselbe  Ge- 
richt, in  welchem  er  saß,  so  sollte  er,  da  er  denn  doch  an  der  Ab- 
stimmung in  der  Sache  sich  nicht  beteiligen  konnte,  ebenfalls  wieder 
lediglich  zu  dem  Urteile  seine  Zustimmung  geben,  welches  die  übrigen 
Richter  finden  würden,   und  er  durfte  in  diesem  Falle  sogar  dann 
nicht  mitstimmen,  wenn  es  in  der  Sache  zu  einer  Gerichtsspaltung 
kam.     Mit  den  soeben   besprochenen  Einschränkungen   gilt  aber 
immerhin  die  Regel,  daß  der  Spruch  von  dem  vollbesetzten  Ge- 
richte auszugehen  habe,  und  gilt  die  Teilnahme  an  dessen  Fällung 
als  eine  Verpflichtung  jedes  einzelnen  Richters.    Suchen  sich  irgend- 
welche Richter  dieser  Verpflichtung  zu  entziehen,   so  hat  die  Partei 
vom  lögberge  aus  eine  feierliche  Aufforderung  an  sie  zu  richten,  ihre 
Pflicht  zu  tun,  und  zugleich  eine  weitere  Aufforderung  an  die  be- 
treffenden Goden,  je  ihre  Richter  zu  solchem  Behufe  an  den  Ort 
des  Gerichtes  hinauszuführen;  fügen  sich  nun  die  Widerspenstigen, 
so  ist  es  gut,  weigern  sich  aber  einige  oder  alle  auch  jetzt  noch, 
so  gilt  dies  als  Dingstörung  und  trifft  die  Schuldigen  die  Strafe  der 
Landesverweisung. J)    Dabei  tritt  indessen  noch  die  weitere  Folge 
ein,  daß  diejenigen  Richter,  welche  ihres  Amtes  zu  warten  gewillt 
sind,  sofort  sowohl  berechtigt  als  verpflichtet  sind,  das  Urteil  für  sich 
aDein  zu  fällen,  w7enn  ihrer  nur  mindestens  sechs  sind,  und  zwar 
haben  sie  dieses  Recht  nicht  nur  für  die  vorliegende  Hauptsache, 
sondern  auch  bezüglich  der  Strafklage  gegen  ihre  säumigen  Kollegen, 
als  wrelche  vor  eben  das  Gericht  zu  kommen  hat,   bei  welchem  die 
Hauptsache  anhängig  ist.    Außerdem  soll  zwar  der  Regel  nach  jedes 
Gericht  alle  Rechtssachen,  welche  bei  ihm  anhängig  gemacht  werden, 
an  demselben  Orte  entscheiden,  an  welchem  dasselbe  von  Anfang 
an  niedergesetzt  worden  ist;  aber  doch  kann  dasselbe,  wenn  es 
von  Gewalttätigkeiten  bedroht  wird ,  auch  an  einen  beliebigen  an- 
deren, gesicherteren  Ort  sich  zurückziehen.    Der  Referent  der  Klags- 
partei, gegen  deren  Interesse  ja  regelmäßig  solche  Widerrechtlich- 
keiten gerichtet  waren,  ist  es,  welcher  den  Ort  zu  bestimmen  hat, 
an  welchen  das  Gericht  sich  zurückziehen  soll,  und  bei  Strafe  der 
Landesverweisung  müssen  die  sämtlichen  Richter  ihm  dahin  folgen ; 


])  Konüngsbök,  41/74;  47/83. 
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auch  hier  wieder  wird  es  indessen  für  genügend  erklärt,  wenn  sich 
auch  nur  sechs  Richter  zusammenfinden,  um  einen  rechtsgültigen 
Spruch  zustande  kommen  zu  lassen.1)  Man  wird  sich  daran  erinnern 
dürfen,  daß  auch  die  ersten  Vorbereitungen  zum  gerichtlichen  Ver- 
fahren von  dem  Momente  an  beginnen  durften,  in  welchem  zum 
mindesten  sechs  Richter  im  Gerichte  anwesend  waren, 2)  und  auch 
daran  wird  zu  denken  erlaubt  sein,  daß  selbst  die  am  schwächsten 
besetzten  Privatgerichte,  wie  der  hreppadömr,3)  engidömr  4)  und  viel- 
leicht auch  dyradömr,5)  noch  eben  mit  sechs  Richtern  besetzt  waren; 
man  wird  hieraus  allenfalls  den  Schluß  ziehen  können,  daß  sechs 
Richter  schlechterdings  notwendig,  aber  andererseits  auch  vollkommen 
genügend  erschienen,  um  ein  Gericht  zu  bilden.  Das  Urteil  haben 
alle  im  Gericht  Sitzenden  gemeinsam  festzustellen ;  dasselbe  hat  sich 
stets  an  die  Beweisbehelfe  zu  halten,  welche  dem  Gerichte  vorge- 
führt wurden,  und  unter  allen  Umständen  muß  dasselbe  in  be- 
stimmten Worten  die  Klage  entweder  für  begründet  oder  unbe- 
gründet erklären.6)  Doch  hat  die  Verkündigung  des  Urteils  (döms 
uppsaga)  immer  nur  von  einem  der  Richter  auszugehen,  und  zwar 
von  dem  Referenten  der  Klagspartei ,  wenn  er  für  die  Klage ,  und 
vom  Referenten  der  beklagten  Partei,  wenn  er  für  die  Verteidigung' 
günstig  ausfiel;  der  Verkündigende  hat  den  Spruch  als  einen  den 
sämtlichen  Richtern  gemeinsamen  zu  bezeichnen  („er  sä  dömr  värr 
allra"),  und  die  übrigen  Richter  haben  ausdrücklich  ihr  Einverständnis 
mit  demselben  zu  erklären,  widrigenfalls  sie  der  Strafe  der  Landes- 
verweisung verfallen.7)  Es  kann  nun  aber  vorkommen,  daß  die 
Richter  unter  sich  nicht  einig  werden,  und  es  trat  sodann  eine  Ge- 
richtsspaltung (vefang)  ein,  wenn  anders  die  Zahl  der  abstimmenden 
Richter  hierzu  genügte.  Es  galt  im  Viertelsgerichte  wie  in  den 
Frühlingsgerichten  der  Satz,  daß  nicht  weniger  als  sechs  Richter  zur 
Gerichtsspaltung  schreiten  sollten;8)  ein  Satz  freilich,  über  dessen 
Bedeutung  vielfach  gestritten  worden  ist.  An  und  für  sich  gestattet 
der  Wortlaut  desselben  eine  zwiefache  Deutung,  indem  man  einer- 
seits meinen  könnte,  daß  die  Minimalzahl  von  sechs  Richtern  sich 


l)  Konüngsbök,  41/74 — 5.  2)  ebenda,  29/53. 

3)  ebenda,  234/175;  Kaupab.  41/449. 

4)  Konüngsbök,  176/85;  Landabrb.  17/271. 

5)  Eyrbyggja,  18/22. 

6)  Konüngsbök,  41/73.  7)  ebenda,  41/75. 

s)  ebenda,  42/75:  skolot  peir  faeri  til  vefangs  ganga  enn  6;  vgl.  58/101:  pa 
skolo  ]»eir  vefengja,  ok  ganga  til  vefangs  eigi  fseri  enn  6. 


§  II.     Das  Allding. 


377 


auf  die  gesamte  Besetzung  des  Gerichtes  zur  Zeit  der  Abstimmung 
beziehe,  andererseits  aber  auch  annehmen  kann,  daß  dieselbe  viel- 
mehr die  geringste  zulässige  Zahl  der  schwächeren  Partei  bei  dieser 
Abstimmung  bezeichnen  solle;1)  indessen  stellt  sich  die  letztere  Aus- 
legung bei  näherer  Betrachtung  unzweifelhaft  als  die  allein  richtige 
heraus.  Es  wurde  bereits  bemerkt,  daß  ein  Richter,  welcher  bei  der 
Verkündigung  des  Urteiles  diesem  nicht  ausdrücklich  seine  Zu- 
stimmung gibt,  straffällig  wird,  und  wenn  auch  der  Wortlaut  dieser 
Bestimmung  es  allenfalls  zulassen  würde,  kann  dieselbe  sich  doch 
vernünftigerweise  nicht  auf  den,  kaum  jemals  praktischen  Fall  be- 
schränken lassen,  da  ein  Richter  hinterher  seine  Mitwirkung  bei  der 
Publikation  eines  Urteiles  versagen  würde,  dessen  Fassung  er  doch 
zuvor  selber  zugestimmt  hätte.  Die  Meinung  bei  jener  Vorschrift 
kann  vielmehr  nur  die  gewesen  sein,  daß  die  Minorität  der  Richter 
der  Majorität  sich  fügen  und  deren  Spruch  als  den  ihrigen  anerkenen 
mußte,  ganz  wie  bei  der  Abgabe  eines  Zeugnisses  oder  Wahrspruches 
von  Geschworenen  die  Minorität  gehalten  war,  dem  Ausspruche  der 
Majorität  sich  formell  anzuschließen,  wenn  ihr  auch  die  Abgabe  der 
Erklärung  verstattet  wurde,  daß  sie  gerne  einen  anderen  Spruch  ab- 
gegeben hätte,  wenn  das  Stimmenverhältnis  es  erlaubt  hätte.2)  Dies 
vorausgesetzt  war  aber,  wenn  andererseits  doch  eine  Gerichtsspaltung 
sollte  vorkommen  können,  eine  positive  Bestimmung  darüber  nötig, 
wie  weit  jene  Verpflichtung  der  Minorität  zur  Unterwerfung  unter 
die  Majorität  reiche,  und  von  wo  ab  der  ersteren  ein  selbständiges 
Auftreten  gegenüber  der  letzteren  gestattet  sei;  diese  Bestimmung 
aber  konnte  kaum  in  etwas  anderem  bestehen,  als  in  der  Festsetzung 
einer  bestimmten  Kopfzahl,  welche  die  schwächere  Partei  unter  den 
Richtern  erreichen  mußte,  um  sich  der  Mehrheit  gegenüber  Beach- 
tung zu  erzwingen.  Das  ältere  norwegische  Recht  ließ  von  einem 
unteren  Gerichte  nur  dann  den  Zug  an  das  höhere  gehen,  wenn  in 
jenem  mindestens  ein  Vierteil  der  Dingleute  sich  in  der  Minderheit 

*)  Vilh.  Finsen  folgt  in  seiner  Übersetzung  an  der  ersteren  Stelle,  S.  75,  der 
ersteren,  an  der  zweiten  Stelle,  S.  100,  der  letzteren  Auslegung;  aber  diese  Deutung 
des  völlig  gleichen  Wortlautes  ist  offenbar  unzulässig  und  nur  aus  der  irrigen  An- 
nahme Finsens  zu  erklären,  daß  das  Viertelsgericht  mit  9,  und  nur  das  Frühlings- 
gericht mit  36  Richtern  besetzt  gewesen  sei.  Ganz  haltlos  ist,  was  Dahlmann,  II, 
S.  217 — 18,  Anm.  4  vorbringt,  indem  er  die  suffizierte  Negation  übersieht.  Jon 
Eiriksson,  bei  Jon  Ärnason,  S.  582,  nimmt  an,  daß  die  Majorität  mindestens  sechs 
betragen  haben  müsse,  und  Keyser,  S.  275,  geht  denselben  Weg;  ihm  widerspricht 
aber  der  Wortlaut  beider  Stellen. 

-)  Konüngsbök,  32/57  und  35/64. 
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befunden  hatte ; x)  es  ist  genau  derselbe  Grundgedanke,  welcher  sich 
in  der  obigen  Vorschrift  des  isländischen  Rechts  ausspricht,  daß 
nicht  weniger  als  sechs  Richter  zum  vefang  schreiten  sollen,  und 
darf  dabei  als  gleichgültig  bezeichnet  werden,  daß  es  hier  dort 
aber  7±  der  gesamten  Besetzung  des  Gerichtes  ist,  welche  zu  selb- 
ständigem Auftreten  erfordert  wird.  Es  läßt  sich  aber  überdies  ohne 
viele  Mühe  das  Prinzip  erkennen,  welches  der  fraglichen  Bestimmung 
unseres  Rechtsbuches  zugrunde  liegt.  Es  wurde  oben  bereits  be- 
merkt, daß  eine  Zahl  von  sechs  Richtern  als  nötig,  aber  auch  als 
genügend  galt,  um  ein  rechtsgültiges  Urteil  zu  fällen.  Hält  man 
hieran  fest,  so  lagen  in  dem  Falle,  da  die  Minorität  im  Gerichte  aus 
mindestens  sechs  Köpfen  bestand,  zwei  formell  ganz  gleichmäßig 
gültige  Urteile  vor,  von  denen  doch  das  eine  falsch  sein  mußte,  da 
beide  unter  sich  im  Widerspruch  standen,  wogegen  nur  ein  einziges 
Urteil  bestand,  wenn  die  Minorität  weniger  als  sechs  Köpfe  betrug. 
Es  begreift  sich,  daß  im  ersteren  Falle  eine  Entscheidung  von  außen 
her  kommen  mußte,  während  man  im  letzteren  Falle  eine  solche 
einzuholen  keine  Veranlassung  hatte,  und  wenn  zwar  auffallen  mag, 
daß  man  bereits  */6  der  Richter  zur  Fällung  eines  gültigen  Urteiles 
genügend  fand,  so  ist  dies  doch  praktisch  wenig  anders,  als  wenn 
man  in  Norwegen  J/4  genügen  ließ,  und  theoretisch  leicht  daraus  zu 
erklären,  daß  ursprünglich  die  Normalzahl  für  die  Besetzung  der 
niederen  Gerichte  zwölf  gewesen  zu  sein  scheint;  die  Hälfte  des  Ge- 
richtes galt  hiernach  zur  Fällung  des  Urteils  für  genügend,  wie  es 
hinreichte,  wenn  die  Hälfte  der  Richter  Erklärungen  oder  Eide 
hörte,2)  welche  eigentlich  ihre  Gesamtheit  hören  sollte.3)  Das  beim 
vefang  einzuhaltende  Verfahren  war  übrigens  folgendes : 4)  Die  Richter, 
die  je  auf  einer  Seite  stehen,  sollen,  wie  immer  bisher  ihre  Sitz- 
ordnung im  Gerichte  war,  sich  zusammensetzen,  so  daß  sie  also  in 
zwei  geschlossenen  Parteien  sich  gegenübersitzen,  zwischen  denen 
kein  breiterer  Raum  in  Mitte  sein  darf  als  so,  daß  man  sich  gegen- 
seitig noch  wohl  verstehen  kann.  Jeder  Teil  soll  sodann  vor  beige- 
zogenen Zeugen  den  anderen  auffordern,  zu  ihm  herüberzutreten  und 
seinem  Urteile  sich  anzuschließen.  Ist  etwa  einer  der  Richter  krank,5) 
jedoch  so,  daß  er  noch  sprechen  kann,  so  sollen  sich  beide  Teile  an 
sein  Lager  begeben,  ihm  die  beiderseits  gefundenen  Urteile  vortragen 

l)  GJ)L.  35  und  266;  F  r  b  L.  X,  30. 

2J  Konüngsbök,  35/61.  3)  ebenda,  35/66. 

4)  ebenda,  42/75  —  77. 

5)  vgl.  dieserhalb.  auch  ebenda,  41/73. 


§  Ii.    Jhis  Allding. 


379 


und  ihm  den  vcfangseiör  abnehmen,  worauf  derselbe  zu  erklären  hat, 
auf  welche  Seite  er  sich  schlage,  wogegen  die  anderen  sofort  zu 
ihren  Sitzen  zurückkehren.  Dann  sollen  diejenigen  Richter,  welche 
im  Sinne  der  Klage  ihr  Urteil  sprechen  wollen,  die  andere  Partei 
zum  Losen  darüber  auffordern,  wer  von  beiden  Teilen  zuerst  die 
vefangsmäl  sprechen  solle,  und  diejenigen  Richter,  welche  das  Los 
trifft,  sollen  zuerst  vor  Zeugen  ihre  Gegner  auffordern,  bei  der  Ab- 
leistung des  vcfangseiör  und  bei  dem  Vortrage  der  übrigen  vefangs- 
mäl zuzuhören.  Jetzt  erfolgt  noch  einmal  von  beiden  Seiten  die 
gegenseitige  Aufforderung  zum  Anschlüsse  an  das  von  der  auf- 
fordernden Partei  gefundene  Urteil,  welches  dabei  genau  anzugeben 
ist;  dann  hat  jede  Partei  gesondert  den  vcfangseiör  zu  schwören, 
welcher  auf  das  Kreuz  oder  auf  ein  größeres  Evangelienbuch  abge- 
leistet wird,  und  dahin  geht,  daß  man  nach  bestem  Wissen  und  Ge- 
wissen das  zum  vefang  bringe,  was  man  dem  Rechte  gemäß  halte, 
und  wobei  nicht  nur  das  Urteil,  sondern  auch  die  Veranlassung  zu 
dessen  Fällung  genau  bezeichnet  werden  muß.  Ist  dieser  Eid  beider- 
seits abgeschworen,  so  haben  beide  Teile  noch  einmal  feierlich  ihr 
Urteil  zu  verkünden,  und  zwar  wiederum  so,  daß  der  Referent  des 
Klägers  das  der  Klage,  und  der  Referent  des  Beklagten  das  der  Ver- 
teidigung günstige  Erkenntnis  vorspricht,  und  die  übrigen  Richter 
sich  diesem  oder  jenem  ausdrücklich  anschließen.  Nachdem  dies 
alles  geschehen,  soll  der  Kläger  sowohl  als  der  Beklagte  zum  lög- 
berg  gehen  und  vor  beigezogenen  Zeugen  je  gegen  die  Richter  des 
anderen  Teiles  eine  Klage  wegen  falschen  Spruches  durch  lysing  *) 
am  fünften  Gerichte  anmelden,  welche  zugleich  als  Strafklage  auf 
eine  Buße  von  drei  Mark,  und  als  Zivilklage  auf  Kassation  des  in 
der  Hauptsache  ergangenen  Urteiles  geht.  Man  sieht,  das  vefang 
läuft  immer  auf  die  Beschuldigung  hinaus,  daß  die  Gegenpartei 
wissentlich  falsch  geurteilt  habe  (at  Jteir  hafa  deemt  ölög),  und  ist  die 
Kassation  des  Urteiles  somit  eigentlich  immer  nur  eine  Nebenfolge 
der  Verurteilung  seiner  Urheber  in  der  Strafklage.  Dabei  ist  auf- 
fällig, daß  die  Klage  nicht,  wie  sonst  bei  der  fungsafglapan,  auf 
Landesverweisung  geht,  sondern  nur  auf  eine  Buße  von  drei  Mark; 
vielleicht  ist  hierin  eine  spätere  Milderung  einer  früheren  strengeren 
Bestimmung  zu  erkennen,  vielleicht  aber  auch  umgekehrt  ein  in 


*)  Die  Njäla,  145/240— I  sagt:  durch  stefna ;  aber  auch  die  Konüngsbök, 
75  124  nennt  die  stefna,  und  am  värj)ing  wird  diese  beim  vefang  gebraucht,  ebenda, 
58/101. 


Abschnitt  III.    Die  Dingversammlungen. 


eigentümlicher  Weise  stehen  gebliebener  Überrest  uralten  Brauches. 
Wir  wissen  aus  der  Njäla,  daß  vor  der  Einführung  des  fünften  Ge- 
richtes der  Zweikampf  das  einzige  Mittel  gewesen  war,  durch  welches 
man  die  vefangsmäl  zur  Entscheidung  hatte  bringen  können;  drei 
Mark  aber  war  der  gewöhnliche  Betrag  der  hölmlausn  gewesen, *) 
wenn  auch  hin  und  wieder  einmal  der  doppelte  Betrag  2)  oder  selbst 
drei  Mark  Goldes,  3)  also  der  achtfache  Betrag,  ausbedungen  werden 
mochten.  Es  wäre  demnach  möglich,  daß  bei  der  Einführung  des 
fünften  Gerichtes  die  bisher  als  hölmlausn  in  Aussicht  stehende  Zah- 
lung einfach  beibehalten,  und  nur  in  eine  Geldbuße  umgewandelt 
worden  wäre.  —  Vergleicht  man  das  bisher  geschilderte  Verfahren 
in  den  isländischen  Viertelsgerichten  mit  unserem  deutschen  Gerichts- 
wesen, so  zeigt  sich  auf  den  ersten  Blick  eine  sehr  charakteristische 
Verschiedenheit,  welche  in  dem  Mangel  jeder  staatlichen  Leitung  in 
den  isländischen  Gerichten  besteht.  Die  Richter  werden  zwar  auf 
Island  durch  den  Goden  ernannt  und  eingesetzt,  allenfalls  auch  durch 
Bestellung  von  dömvörzlumenn  gegen  Gewalttaten  geschützt;  aber 
eine  Leitung  der  Verhandlungen  steht,  wie  früher  schon  zu  bemerken 
war,  diesem  nicht  zu,  diese  geht  vielmehr,  soweit  sie  nicht  völlig 
fehlt,  lediglich  von  den  Parteien  selbst,  oder  auch  von  den  durch 
die  Parteien  bestellten  reifmgarmenn  aus.  Die  Parteien  nämlich  haben 
nicht  nur  für  die  gehörige  Einrichtung  ihrer  Vorträge,  sondern  auch 
für  die  gehörige  Vorführung  ihrer  Beweismittel  ganz  allein  selbst  zu 
sorgen,  ohne  daß  sich  das  Gericht  hierum  im  geringsten  kümmert, 
wie  denn  insbesonders  abweichend  von  allen  übrigen  germanischen 
Rechten,  und  zumal  auch  von  den  norwegischen  Provinzialrechten 
kein  Beweisinterlokut  gefällt,  vielmehr  ganz  den  Parteien  selbst  über- 
lassen bleibt,  die  eines  Beweises  bedürftigen  Punkte  auszumitteln, 
und  die  zu  deren  Beweis  erforderliche  Beihilfe  auszuwählen.  Die 
Parteien  haben  ferner  im  rechten  Momente  ihre  Verhandlungen  und 
Beweisaufnahmen  für  geschlossen  zu  erklären  und  das  Gericht  um 
die  Fällung  des  Urteiles  anzugehen.  Die  Referenten  aber  sind  es 
nicht  nur,  an  welche  alle  im  Gerichte  zu  vernehmenden  Personen 
ihre  Ausführungen  und  Aussagen  richten,  und  welche  dann  hinterher 
in  ihrem  Referate   alles  Vorgekommene  zu   rekapitulieren  haben, 

1)  Kormaks  s.,  10/88;  23/220,  wo  zwei  baugar,  und  12/114,  wo  2  X  3  Mar^ 
(so  ist  zu  lesen)  als  doppelte  hölmlausn  genannt  werden;  Gunnlaugs  s.  orms- 
tüngu,  n/257;  Kjalnesinga  s.,  9/424 — 5;  Svarfdoela,  9/133. 

2)  Vigaglüma,  4/333;  D  r  o  p  1  au  ga  r  s  o  n  a  s.,  S.  36. 

3)  Kormaks  s.,  1/6. 
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sondern  sie  haben  auch  das  Urteil  zu  verkündigen  und  wohl  auch 
schon  zuvor  ihrerseits  formuliert  zur  Abstimmung  zu  bringen,  beim 
vefang  die  beiden  Parteien  im  Gerichte  anzuführen,  endlich  wenn 
das  Gericht  durch  Gewaltausbrüche  bedroht  wird,  für  das  Zustande- 
kommen eines  Urteiles  zu  sorgen,  indem  sie  die  Richter  an  einen 
sicheren  Ort  berufen.  Dabei  sind  aber  diese  Referenten  je  von  der 
Klagspartei  und  der  beklagten  Partei  bestellt  und  deren  Rollen  nichts 
weniger  als  unparteiische,  wie  sie  denn  auch  nie  gemeinsam  handeln, 
sondern  bald  der  eine,  bald  der  andere,  je  nachdem  das  Interesse 
des  Klägers  oder  des  Beklagten  einen  Schritt  ihrerseits  erfordert. 
Es  erklärt  sich  aus  dieser  Parteistellung,  welche  der  einzelne  Richter 
trotz  des  geschworenen  Richtereides  als  Referent  einnehmen  konnte, 
vollkommen  wohl,  was  es  heißen  will,  wenn  einmal  von  dem  Richter, 
welchen  ein  Godc  dem  anderen  geliehen  hat,  gesagt  wird,  er  solle 
gehalten  sein,  sich  um  die  Dingleute  desjenigen  Goden  im  Gerichte 
anzunehmen,  welcher  ihn  in  dieses  ernannt  habe ; *)  es  begreift  sich 
ferner  auch,  daß  die  Stellung  des  Referenten  in  einem  mißliebigen 
Prozesse  eine  sehr  vorzugsweise  bedenkliche  war,  und  darum  nichts 
weniger  als  gerne  übernommen  wurde.  Als  der  alte  Üfeigr  den 
Versuch  macht,  in  einer  an  sich  gerechten,  aber  durch  unrichtige 
Prozeßführung  gefährdeten  Sache  seines  Sohnes  durch  Bestechung 
der  Richter  diesem  zu  helfen,  bietet  er  „hverjum  manni  eyri  silfrs, 
er  i  dömi  sitr,  en  ])eim  hälfa  mörk,  er  reifir  mälit";2)  als  ferner 
Hjalti  Skeggjason  wegen  Gotteslästerung  vor  Gericht  stand  und 
dieses  kaum  mit  gewaffneter  Hand  auf  der  Brücke  über  die  Öxarä 
verteidigt  werden  konnte,  „t)ä  varör  engi  til  at  reifa  mälit,  fyrr  en 
porbjörn,  sonr  porkels  ör  Guödölum,  settist  i  döminn  ok  reiföi 
mälit". 3)  Insoweit  läßt  sich  demnach  die  Stellung  des  isländischen 
reifmgarmaör  ganz  wohl  mit  derjenigen  vergleichen,  welche  Merkel 
dem  judex  des  älteren  und  dem  Fürsprecher  des  späteren  bayeri- 
schen Rechts  zu  vindizieren  versucht  hat,4)  und  ist  nur  zu  verwundern, 
daß  der  Verfasser  diese  wirklich  entsprechende  Parallele  übersehen, 
und  dafür  eine  solche  in  der  Stellung  des  isländischen  lögsögumaör 
hat  finden  wollen,5)  welche  auch  nicht  den  mindesten  Anhaltspunkt 

*)  Konungsbök,  25,50:  enn  ef  hann  er  1  dominum,  ])ä  skal  hann  hangat 
taka  bi'ngmenn  meö  beim  goÖa,  er  hann  nefndi  i  dorn. 

2)  Bandamanna  s.,  S.  19. 

3)  Kristni  s.,  9/17;  Olafs  s.  T  ryggvasonar,  217/207  (FMS.  II);  Flbk. 
I,  426—7.  4)  In  der  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte,  I,  S.  131—67. 

5)  zumal  S.  137  und  138. 
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zu  einer  Vergleichung  bietet  Ein  ganz  eminent  volkstümlicher  Zug. 
liegt  aber  in  dieser  gänzlichen  Befreiung  der  Gerichte  von  aller  Be- 
einflussung durch  die  Staatsgewalt,  und  mag  wohl  sein,  daß  uns  in 
derselben  ein  Überrest  uralt  germanischen  Rechtes  erhalten  ist;  in 
wunderlicher  Weise  kontrastiert  dieselbe  aber  mit  der  Besetzung  der 
Gerichte  durch  Ernennung  seitens  der  Exekutionsgewalt,  und  mögen 
in  dieser  Beziehung  umgekehrt  unsere  deutschen  Rechte  die  alter- 
tümlicheren Zustände  bewahrt  haben.  Im  übrigen  aber  ist  die  Auf- 
gabe der  Richter  keine  andere,  als  welche  das  ältere  germanische 
Recht  überhaupt  seinen  Richtern  zuzuweisen  pflegt.  Sie  haben  die 
Rechtsfrage  zu  entscheiden,  und  wird  zu  dieser,  wie  billig,  auch  die 
Subsumtion  der  betreffenden  Tatsachen  unter  die  Rechtsregel  ge- 
rechnet ;  mit  der  Tatfrage  dagegen  haben  sie  nichts  zu  tun,  außer  in- 
soferne,  als  ihnen  die  Prüfung  der  Frage  obliegt,  wie  weit  eine  dem 
Rechte  formell  entsprechende  Beweisführung  gelungen  oder  nicht  ge- 
lungen sei,  die  materielle  Entscheidung  der  Tatfrage  ist  vielmehr  ledig- 
lich Sache  der  Zeugen,  Geschworenen  oder  der  ganz  ausnahmsweise 
auftretenden  Eidhelfer,  unter  welchen  zumal  die  Geschworenen  ge- 
radezu als  Richter  der  Tat  bezeichnet  werden  mögen.  —  Zum  Schlüsse 
wäre  allenfalls  noch  die  Kompetenz  der  Viertelsgerichte 
zu  erörtern;  ich  ziehe  indessen  vor,  diese  Frage  erst  an  einem 
späteren  Orte  zu  behandeln,  da  deren  Beantwortung  notwendig 
einiges  Eingehen  auf  die  Stellung  des  Priestergerichtes  und  des 
fünften  Gerichtes,  der  Frühlingsgerichte,  des  Exekutionsgerichtes  und 
der  Gemeindegerichte,  endlich  der  Privatgerichte  in  ihren  verschie- 
denen Gestaltungen  voraussetzt,  und  beschränke  mich  demnach  hier 
auf  die  kurze  Bemerkung,  daß  die  Viertelsgerichte  sowohl  in  Zivil- 
ais in  Strafsachen  richten,  daß  sie  ferner  den  Frühlingsgerichten 
gegenüber  teils  eine  konkurrierende,  teils  eine  übergeordnete  Ge- 
richtsbarkeit besitzen,  soferne  Sachen  an  sie  gezogen  werden,  welche 
vor  jenen  ersteren  aus  irgendwelchem  Grunde  nicht  erledigt  werden 
konnten,  daß  sie  den  Privatgerichten,  Gemeindegerichten  und  dem 
Priestergerichte  gegenüber  auf  eine  übergeordnete  Gerichtsbarkeit 
beschränkt  sind,  was  in  gewissem  Sinne  auch  dem  Exekutionsgerichte 
gegenüber  gilt,  das  doch  andererseits  selbst  wieder  nur  bestimmt  ist, 
gewissen  Urteilen  der  Dinggerichte,  oder  auch  der  Schiedsgerichte 
ihren  Vollzug  zu  sichern,  daß  sie  endlich  dem  fünften  Gerichte  gegen- 
über wesentlich  die  Stellung  von  Untergerichten  einnehmen.  Anderer- 
seits wäre  allenfalls  auch  noch  die  Frage  nach  dem  Lohne  der 
Richter  aufzuwerfen;  dieselbe  ist  indessen  kurz  dahin  zu  beant- 
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worten,  daß  von  einem  solchen  keine  Rede  ist,  außer  etwa  insoferne, 
als  bei  einigen  wenigen  Vergehen  gegen  die  Gerichtszucht  die  ver- 
wirkten Bußen  ganz  oder  teilweise  den  Richtern  zufallen.  ') 

Ein  zweites,  aber  freilich  nur  wenig  wichtiges  Gericht  am  All- 
dinge war  der  p  r  e  s  t  a  d  6  m  r ,  d.  h.  das  Priestergericht,  2)  für  welchen 
in  einer  Variante  auch  die  Bezeichnung  prestamöt,  d.  h.  Priester- 
versammlung, gebraucht  wird.  Das  Gericht  scheint  immer  nur  aus- 
nahmsweise zusammengetreten  zu  sein,  wenn  gerade  ein  Eall  vorlag, 
der  vor  demselben  zu  verhandeln  war;  es  trat  immer  nur  am  Mir 
dinge  zusammen,  und  bestand  immer  aus  zwölf  Priestern,  welche  der 
Bischof  zu  ernennen  hatte. 3)  Die  Kompetenz  desselben  beschränkt 
sich  auf  Disziplinarvergehen  von  Klerikern,  während  diese  in  allen 
anderen  Zivil-  wie  Strafsachen  vor  den  gewöhnlichen  Gerichten  Recht 
nehmen,  und  die  Laien  vollends  in  foro  externo  in  keiner  Weise 
einer  geistlichen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  sind.  Nach  einigen  Hss. 
wird  das  Gericht  in  der  Kirche  der  Dingstätte  gehalten;  als  Kläger 
tritt  in  demselben  stets  der  Bischof  auf,  welchem  aber  der  Eid  wegen 
Gefährde  ein  für  allemal  erlassen  ist;  wird  eine  Beweisführung  nötig, 
so  hat  der  Bischof  mit  zwei  Priestern  einen  Wahrspruch  zu  erbringen. 
Die  Klage  geht  stets  auf  eine  Buße  von  drei  Mark,  wobei  Zahlzeit 
und  Zahlort  sich  ebenso  bestimmen,  wie  bei  anderen  durch  die  al- 
Inngisdömar  auferlegten  Bußen,  nämlich  so,  daß  am  Mittwoch  mitten 
in  der  Dingzeit  im  nächsten  Sommer  auf  dem  Kirchhofe  der  Ding- 
stätte die  Zahlung  zu  leisten  ist;  erfolgt  sie  nicht,  so  ist  die  Klage 
wegen  „dömroP  in  der  gewöhnlichen  Weise  begründet,  d.  h.  es  muß 
die  Sache  an  die  Dinggerichte  weltlicher  Art  gebracht  werden.  Es 
ist  klar,  daß  bei  allen  diesen  Bestimmungen  lediglich  das  Muster  der 
weltlichen  Gerichte  maßgebend  war,  nur  daß  der  Bischof  an  die 
Stelle  des  Goden  getreten  ist,  und  dessen  Priester  die  Rolle  der 
Inngmenn  zu  übernehmen  haben;  die  Herabsetzung  der  Zahl  der 
Richter  von  36  auf  12,  und  der  Godengeschworenen  von  12  auf  3 
entspricht  der  geringeren  Zahl  sowohl  als  dem  höheren  Ansehen  der 
Kleriker. 

Das  letzte  unter  den  Alldingsgerichten  ist  endlich  der  fimtar- 
dömr  oder  das  fünfte  Gericht.4)    Im  Jahre  1004  auf  des  alten  Njäll 


*)  Konüngsbök,  41/72 — 3. 

2)  vg!-  Jon  Arnason,  S.  369;  Dahlmann,  II,  S.  255;  Keys  er,  S.  276. 

3)  Konüngsbök,  6/21;  KrR.  hinn  gamli,  15/72. 

4)  Jön  Arnason,  S.  316— 23;  Schlegel,  S.  XXII  und  XC— XCI;  Dahl- 
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Vorschlag  eingeführt,  kam  dieses  Gericht  zu  den  bereits  bestehenden 
vier  Viertelsgerichten  als  das  fünfte  hinzu ; x)  aber  doch  bietet  die 
Ableitung  seines  Namens  von  diesem  Umstände  sprachliche  Schwierig- 
keiten, soferne  die  Wortform  nach  Analogie  der  norwegischen  Form 
fimtarstefna,  fimtarjring,  vielmehr  ein  Gericht  bezeichnen  würde,  das 
nach  norwegischem  Brauche  auf  fünf  Tage  Frist  anberaumt  wird: 
mag  sein,  daß  des  Guöbrandr  Andeutung  das  Richtige  trifft,  und 
daß  die  Erinnerung  an  den  norwegischen  Sprachgebrauch  auf  den 
isländischen  störend  eingewirkt  hat.  Uber  die  Vorgänge  bei  der  Ein- 
führung dieses  Gerichts  gibt  aber  die  Njäla  ausführlichen  Bericht, 2) 
welcher,  obwohl  nicht  in  allen  Stücken  zuverlässig,  doch  mit  den 
Angaben  unseres  Rechtsbuches  genau  verglichen  werden  muß,  welches 
letztere  den  Gegenstand  in  einem  geschlossenen  Abschnitte  behandelt.3) 
Die  Zusammensetzung  des  fünften  Gerichts  ist  aber  folgende:  Jeder 
Inhaber  eines  der  alten  Godorde  hatte  je  einen  Richter  zu  ernennen, 
jedoch  so,  daß  die  zwölf  Goden  des  Nordlandes  eben  auch  nicht 
mehr  als  zusammen  neun  Männer  ernannten;  von  den  neuen  Goden, 
deren  Entstehung  oder  doch  staatliche  Anerkennung  ja  gerade  von 
der  Einführung  des  fünften  Gerichts  her  datierte,  wurden  sodann 
gemeinsam  weitere  zwölf  Richter  ernannt,  und  zwar  je  drei  für  jedes 
Landesviertel.  So  kommen  demnach  48  Richter  heraus,  je  zwölf  aus 
jedem  Viertel;4)  den  von  ihm  Ernannten  hat  sodann  jeder  Gode  in 
der  lögretta  Platz  nehmen  zu  lassen,  und  dabei  vor  zugezogenen 
Zeugen  in  bestimmt  vorgeschriebenen  Worten  dessen  Ernennung  zu 
verkünden,  sowie  einen  feierlichen  Eid  (nmtardömseiör)  dahin  zu 
schwören,  daß  der  von  ihm  Ernannte  nach  seinem  besten  Wissen 
und  Gewissen  der  tüchtigste  Mann  sei,  den  er  zu  seiner  Verfügung 
habe. 5)  Aus  dieser  Eidesformel  ist  zu  ersehen,  daß  jeder  Richter 
«ein  Dingmann  desjenigen  Goden  sein  mußte,  der  ihn  ernannte;  da 
anderweitiger  Erfordernisse  ihrer  Person  keine  Erwähnung  geschieht, 
werden  wir  wohl  die  bezüglich  der  Richter  in  den  Viertelsgerichten 
bestehenden  Voraussetzungen  auch  hierher  beziehen  dürfen,  nur  mit 
der  ausdrücklich  betonten  Einschränkung,  daß  derjenige,  der  an  einem 


mann ,  II,  S.  219—25  ;  Baldvin  Einarsson,  S.  38 — 41  ;  Münch  ,  I,  2,  S.  422 — 24; 
Keyser ,  S.  275  —  6. 

x)  Konüngsbök,  43/77:  Ver  skolom  eiga  dorn  inn  finita,  enn  sä  heitir 
fimtardömr. 

2)  Njäla,  98/149—51.  3)  Konüngsbök,  43—47/77—83. 

4)  ebenda,  43/77;  ebenso  Njäla,  98/150. 

5)  K  o  n  u  ngsb  6  k  ,  .45/78 — 9. 
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Viertelsgerichte  einen  Prozeß  anhängig  hat,  dadurch  die  Fähigkeit 
nicht  verlieren  soll,  im  fünften  Gerichte  zu  sitzen.1)  Dabei  soll  das 
fünfte  Gericht  unmittelbar  nach  der  Besetzung  der  Viertelsgerichte 
besetzt  werden,  und  sollen  diese  und  jenes  ihre  Sitzungen  gleich- 
zeitig beginnen,  soferne  nicht  die  lögretta  ein  anderes  beschließt; 
doch  hat  das  fünfte  Gericht  einen  anderen  und  ehrenvolleren  Platz 
für  seine  Sitzungen,  nämlich  denselben,  an  welchem  die  lögretta  zu- 
sammen zu  treten  pflegt.  2)  —  Ist  das  Gericht  in  der  angegebenen 
Weise  konstituiert,  so  können  die  Verhandlungen  in  demselben  be- 
ginnen. Dieselben  setzen  voraus,  daß  die  an  dasselbe  zu  bringenden 
Sachen  zu  bestimmter  Zeit,  nämlich  am  ersten  Freitag  oder  Samstag, 
Montag  oder  Dienstag  der  Dingzeit,  durch  lysfng  allgemein  bekannt 
gegeben  werden;3)  eine  Regel,  die  selbstverständlich  auf  diejenigen 
Fälle  keine  Anwendung  finden  kann,  in  welchen  die  Klagstellung 
durch  Vorgänge  veranlaßt  ist,  welche  sich  erst  am  Alldinge  begeben 
haben.. 4)  Das  Verfahren  im  fünften  Gerichte  ist  wesentlich  dasselbe 
wie  in  den  Viertelsgerichten;  nur  müssen,  wie  das  bereits  Njäll  be- 
antragt hatte, B)  alle  Eide  hier  in  besonders  feierlicher  Weise  abge- 
legt werden.  Jeder  fimtardömseiör  muß  auf  ein  Buch  geschworen 
werden,  in  dem  wenigstens  ein  Teil  der  heiligen  Schrift  enthalten 
ist,  und  welches  größer  als  ein  „hälsbök"  ist;6)  das  letztere  hat  bereits 
der  alte  Päll  Vidalin  für  ein  kleines  Buch  erklärt,  worauf  ein  paar 
Gebetformeln  oder  Sprüche  verzeichnet  gewesen  seien,  und  welches 
man  am  Halse  getragen  habe.  —  Andere,  wie  flörör  Sveinbjörnsson, 
Fritzner,  Eirikr  Jönsson,  Möbius,  haben  sich  seiner  Erklärung  ange- 
schlossen, und  wenn  zwar  neuerdings  Guöbrandr  Vigfüsson  dafür  die 
Ableitung  aus  dem  Angelsächsischen  vorgeschlagen  hat,  wo  haels  == 
salus,  und  somit  hselsboc  oder  hälsböc  =  über  salutaris  wäre,  so 
glaube  doch  auch  ich  an  der  älteren  Meinung  festhalten  zu  müssen. 
Der  Begriff  eines  Heiltumsbuches  müßte  meines  Erachtens  auf  alle 
heiligen  Schriften  Anwendung  finden,  und  könnte  jedenfalls  eher  die 
größeren  im  Gegensatze  zu  den  kleineren  bezeichnen,  als  umgekehrt; 
er  paßt  demnach  nicht  auf  den  isländischen  Gebrauch  des  Wortes 
hälsbök.  Sodann  aber  kommt  der  Ausdruck  hälsbök  im  angegebenen 
Sinne  meines  Wissens  in  den  angelsächsischen  Quellen  gar  nicht 

1)  Konüngsbök,  75/124. 

2)  ebenda,  43/77;  Njäla,  98/150. 

3)  Konüngsbök,  44/78. 

4j  ebenda,  47/83;  75/124.  5)  Njäla,  98/150. 

6)  Konüngsbök,  46/80. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  2 5 
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vor,  wohl  aber  wird  an  einer  Stelle  des  neuen  Testaments  cpvkctyj- 
rrjQLOV  mit  healsbok  übersetzt, J)  so  daß  die  Vergleichung  der  ags. 
Sprache  gerade  umgekehrt  die  Beziehung  auf  am  Halse  getragene 
Amulete  unterstützt.  Der  fimtardömseiör  muß  übrigens  nicht  nur 
von  den  Parteien  als  Kalumnieneid  geschworen  werden,  wofür  die 
feierliche  Schwurformel  uns  erhalten  ist,  2)  sondern  auch  von  allen 
anderen  Personen,  die  mit  dem  fünften  Gericht  zu  tun  haben,  wie 
z.  B.  von  dem  Goden  bei  der  Ernennung  eines  Richters,  3)  und  von 
den  Richtern  vor  der  Fällung  ihres  Urteils,  4)  und  er  wird  wenigstens 
in  jener  ersten  Anwendung  durch  die  Beziehung  je  zweier  Eidhelfer 
(sannaöarmenn,  sönnunnarmenn)  verstärkt;5)  in  abgeleiteter  Weise 
kommt  er  dann  allenfalls  auch  zur  Anwendung,  wo  es  gilt  die  Billig- 
keit eines  vom  Schwörenden  vermittelten  Vergleichs  zu  beteuern, 6) 
oder  eidlich  die  Schuld  oder  Mitschuld  an  irgendeinem  Vergehen  ab- 
zuleugnen,7) oder  die  Bürgschaft  zu  übernehmen,  welche  bei  einem 
Vergleichsabschlusse  für  die  Zahlung  der  seinerzeit  festzusetzenden 
Bußbeträge  zu  bestellen  war;8)  diese  abgeleitete  Anwendung  ist  in- 
dessen selbstverständlich  erst  eine  spätere  und  eine  zufällige,  welche 
mit  der  Verfassung  des  fünften  Gerichtes  und  dem  Verfahren  vor 
demselben  nichts  gemein  hat.  —  Waren  die  Verhandlungen  unter  den 
Streitteilen  erst  geschlossen,  so  soll  zuerst  der  Kläger,  dann  aber  der 
Beklagte  vor  beigezogenen  Zeugen  je  6  aus  den  48  ernannten  Richtern 
rekusieren;  die  Formel,  mittelst  deren  dies  zu  geschehen  hat,  wird 
uns  angegeben,  9)  und  ist  in  derselben  eine  Hinweisung  auf  irgend- 
welchen Rekusationsgrund  nicht  enthalten.  Während  demnach  hin- 
sichtlich der  Viertelsgerichte  eine  Rekusation  nur  aus  bestimmt  vor- 
gesehenen Gründen  zugelassen  wird,  ist  dieselbe  dem  fünften  Gerichte 
gegenüber  an  keine  Angabe  von  Gründen  gebunden;  aber  freilich 
ist  dieselbe  dafür  hier  auf  die  Zahl  von  sechs  Richtern  beschränkt, 
dagegen  dort  in  numerisch  unbeschränkter  Weise  statthaft,  Während 
ferner  bei  den  Viertelsgerichten  die  Rekusation  gleich  bei  der  ersten 


1)  Thorpe,  The  anglosaxon  Version  of  the  Holy  Gospels,  S.  52;  vgl.  Matth. 

XXIII,  5. 

2)  Konüngsbök,  46/79 — 80  und  47/80 — 81;  Njäla,  1 45/241 — 2. 
3j  Konüngsbök,  45/78—9.  4)  ebenda,  47/82. 

5)  vgl.  auch  Njäla,  98/150  und  145/241 — 2. 

6)  Konüngsbök,  167/74;  Kaupab.  52/463. 

7)  borläks  bps.  Jarteiknabök,  15/364 — 5;  dann  Guömundar  bps.  s., 
100/535  und  Sturlünga,  V,  14/128. 

8)  Sturlünga,  I,  26/46.  9)  Konüngsbök,  47/82. 
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Konstituierung  des  Gerichtes  vor  sich  geht,  und  auf  den  bleibenden 
Bestand  des  Gerichtes  maßgebend  einwirkt,  erfolgt  dieselbe  im  fünften 
Gerichte  immer  erst  am  Schlüsse  der  Verhandlungen  in  jeder  ein- 
zelnen Sache,  und  beschränkt  sich  demgemäß  ihre  Bedeutung  auch 
nur  auf  diesen  einzigen  Prozeß.  Die  Rekusierten  bleiben  demnach 
Mitglieder  des  Gerichtes ;  sie  müssen  zwar  nach  der  Rekusation  ihren 
Sitz  verlassen,  aber  sie  nehmen  dafür  Platz  im  Innern  des  Gerichts- 
ringes, sie  dürfen  zwar  an  der  Urteilsfällung  keinen  Anteil  nehmen, 
aber  das  Referat  kann  von  der  Partei  auch  einem  von  ihnen  über- 
tragen werden.  Nach  erfolgter  Fällung  des  Spruches  vollends  nehmen 
sie  ihre  Sitze  wieder  ein  wie  zuvor,  und  es  hängt  lediglich  von  den 
Parteien  in  dem  zunächst  zu  verhandelnden  Prozesse  ab,  ob  in  diesem 
wieder  dieselben  oder  aber  andere  Richter  rekusiert  werden  wollen. 
Weigern  sich  die  Rekusierten,  ihre  Sitze  zu  verlassen,  so  trifft  sie 
eine  Buße  von  drei  Mark,  und  die  von  ihnen  abgegebene  Stimme 
ist  dennoch  ungültig;  unterläßt  der  Beklagte  die  Rekusation  des  ihn 
treffenden  Teiles  der  Richter,  so  muß  der  Kläger  seinerseits  noch 
weitere  sechs  rekusieren,  und  er  wird  sachfällig,  wenn  er  dies  unter- 
läßt. Nicht  nur  unser  Rechtsbuch  stellt  diesen  letzteren  Satz  aus- 
drücklich fest,  sondern  es  hebt  denselben  auch  die  Njäla  sehr  be- 
stimmt hervor,  wo  sie  von  der  Einführung  des  fünften  Gerichtes 
spricht; l)  ja  sie  berichtet  sogar,  daß  gerade  ein  in  diesem  Punkte  be- 
gangenes Versehen  es  war,  an  welchem  wenige  Jahre  später  die  wegen 
des  an  Njäll  begangenen  Mordbrandes  gestellte  Klage  scheiterte.2) 
Also  36  Richter  sollten  hier  richten  wie  in  den  Frühlingsgerichten 
und  in  den  Viertelsgerichten;  an  dieser  altheiligen  Zahl  wagte  man 
nicht  zu  rütteln,  obwohl  es  eines  ziemlich  umständlichen  Verfahrens 
bedurfte,  um  gegenüber  der  Zahl  von  Ernannten  zu  derselben  zu 
gelangen,  welcher  man  zu  bedürfen  glaubte,  um  den  Rekusations- 
rechten  der  Parteien  hinreichenden  Spielraum  zu  sichern.  —  Das 
Referat  erfolgt  in  dem  fünften  Gerichte  ganz  ebenso  wie  in  den 
Viertelsgerichten ;  die  sich  anschließende  Vereidigung  der  Richter  ist 
nur  durch  die  größere  Feierlichkeit  des  Eides  ausgezeichnet,  dessen 
Formel  uns  angegeben  wird.  3)  Nun  folgt  der  Spruch,  und  zwar  in 
derselben  Reihenfolge,  in  welcher  die  einzelnen  Rechtssachen  zur 
Verhandlung  gekommen  sind ;  dabei  wird  Einstimmigkeit  der  Richter 
zwar  als  sehr  wünschenswert  bezeichnet,  aber  notwendig  ist  dieselbe 


Njäla,  98/150.  2)  ebenda,  145/243 — 44. 

3)  Konungsbök,  47/82. 
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nicht  vielmehr  gilt  bei  einer  Teilung  der  Stimmen  einfache  Stimmen- 
mehrheit, und  von  einem  vefang  ist  demnach  hier  nicht  mehr  die 
Rede, 1)  wie  denn  in  der  Tat  gerade  seine  Beseitigung  der  Haupt- 
zweck der  Einsetzung  dieses  Gerichtes  gewesen  war.  Auch  für  den 
Fall  der  Stimmengleichheit  ist  Fürsorge  getroffen,  und  zwar  soll 
solchenfalls  in  der  Regel  diejenige  Meinung  vorgehen,  welche  zu- 
gunsten der  Klage  sich  ausspricht;  eine  Bestimmung,  die  auf  den 
ersten  Blick  sehr  auffällig  erscheint,  indessen  sofort  begreiflich  wird, 
wenn  man  erwägt,  wieviel  dazu  gehört,  um  bei  den  vielfachen  partei- 
ischen Einflüssen,  welche  zugunsten  des  Beklagten  zufolge  der  Art 
der  Besetzung  des  Gerichts  sich  geltend  machen  mußten,  die  volle 
Hälfte  des  Rechtes  für  die  Klagspartei  zu  gewinnen.  Doch  soll  die 
erwähnte  Regel  für  den  Fall  nicht  gelten,  da  eine  Sache  infolge  einer 
Gerichtsspaltung  im  Viertelsgerichte  an  das  fünfte  Gericht  gebracht 
worden  ist.  Hier  soll  nämlich  vor  allem  untersucht  werden,  ob  die 
Formalien  des  Verfahrens  bei  der  Gerichtsspaltung  beiderseits  ge- 
hörig eingehalten  wurden,  und  soll,  falls  dies  nur  auf  der  einen 
Seite  geschehen  ist,  zugunsten  derjenigen  Partei  erkannt  werden, 
welche  in  formeller  Beziehung  korrekt  verfahren  ist,  selbst  wenn  sie 
in  materieller  Beziehung  die  schlechtere  Sache  hätte.  2)  Hat  keiner 
von  beiden  Teilen  die  Formalien  gehörig  beobachtet,  so  soll  zugunsten 
desjenigen  von  ihnen  entschieden  werden,  der  sich  minder  weit  von 
den  gesetzlichen  Vorschriften  entfernt  hat.  Haben  endlich  beide 
Parteien  in  formeller  Beziehung  vollkommen  korrekt  gehandelt,  so 
soll  zugunsten  desjenigen  Teiles  entschieden  werden,  welcher  in 
materieller  Beziehung  das  bessere  Recht  für  sich  hat;  jederzeit  aber 
soll  das  Los  entscheiden,  wenn  keine  Stimmenmehrheit  erreicht 
werden  kann. 3)  In  allen  Fällen  aber,  wo  es  sich  um  ein  vefang 
handelt,  wird  abgesehen  von  der  Buße,  welche  die  betreffenden  Richter 
trifft,  das  unterliegende  Urteil  kassiert  (ä  sä  dömr  at  rofna)  und  wird 
infolgedessen  eo  ipso  der  Spruch  der  anderen  Partei  gültig.  Auf 
der  Verweigerung  des  Spruches  endlich  seitens  der  Richter  steht 
auch  hier  wieder  die  Strafe  der  Landesverweisung.  4)  —  Zum  Schlüsse 
kommt  sodann  noch  die  Kompetenz  des  fünften  Gerichtes 
zu  besprechen,  über  welche  es  nicht  ganz  leicht  ist  völlig  ins  Reine 

1)  Konüngsbök,  47/83. 

2)  Hierauf  sind  wohl  auch  die  Worte  derNjäla,  98/150  zu  beziehen:  Svä  skal 
ok  ef  annarr  ferr  meÖ  rett  mal,  en  annarr  meö  rangt,  bä  skal  eptir  beim  doema,  er 
rett  fara  at  sökn. 

3)  Konüngsbök.,  47/83.  4)  ang.  O. 
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zu  kommen.  Über  sie  sind  uns  zwei  umfassendere  Berichte  erhalten, 
und  zwar  der  eine  in  unserem  älteren  Rechtsbuche, l)  der  andere 
dagegen  in  der  Njala,  gelegentlich  ihrer  Darstellung  der  Einführung 
dieses  Gerichtes;2)  die  Vergleichung  beider  scheint  aber  auf  die 
Unterscheidung  eines  zwiefachen  Bestandteiles  dieser  Kompetenz 
hinauszuführen.  Von  Anfang  an,  dies  zeigt  die  Njala  unwiderleglich, 
war  bei  der  Einführung  des  fünften  Gerichtes  lediglich  das  Bestreben 
maßgebend  gewesen,  die  altherkömmliche  Gerichtsverfassung  in  einer 
Weise  zu  vervollständigen,  welche  die  Beseitigung  des  für  gewisse 
Fälle  bisher  unentbehrlichen  Institutes  des  Zweikampfes  gestattete ; 
demgemäß  ist  die  Angabe  jener  Sage  gewiß  richtig,  daß  diesem  Ge- 
richte alle  diejenigen  Sachen  zugewiesen  werden  wollten,  welche  in 
den  Viertelsgerichten  aus  irgendwelchen  Gründen  ihre  Erledigung 
nicht  finden  würden.  Unter  diesen  Gesichtspunkt  fielen  aber  vor 
allem  alle  Sachen,  bei  welchen  es  in  einem  Viertelsgerichte  zum 
vefang  kam.  Ergab  sich  eine  Gerichtsspaltung  in  einem  Priester- 
gerichte, Gemeindegerichte,  Frühlingsgerichte,  so  hatte  bereits  der 
ältere  Prozeß  einen  Ausweg  geboten,  indem  er  den  Zug  an  die 
Viertelsgerichte  eröffnet  hatte ;  kam  aber  die  Sache  in  einem  Viertels- 
gerichte vor,  so  hatten  sich  die  Parteien,  da  keine  höhere  Instanz 
mehr  vorhanden  war,  an  den  Zweikampf  verwiesen  gesehen,  und 
diesem  Mißstande  sollte  nun  die  Einführung  des  fünften  Gerichtes 
abhelfen.  Die  „vefangsmäl  öll  |)au,  er  menn  vefengja  i  fjöröüngs- 
dömi",  rechnet  demnach  die  Njala  sowohl  als  unser  Rechtsbuch  zur 
Kompetenz  dieses  Gerichtes,  und  auf  sie  wird  es  auch  zunächst  zu 
beziehen  sein,  wenn  einmal  von  einer  Verhandlung  vor  demselben 
die  Rede  ist,  welche  eintreten  soll  „ef  al^ingisdomr  deemir  rangt"; :3) 
an  eine  eigentliche  Appellation  darf  jedenfalls  dabei  nicht  gedacht 
werden,  da  der  Spruch  des  Untergerichtes,  wenn  weder  eine  Ge- 
richtsspaltung noch  eine  Dingstörung  in  Mitte  lag,  schlechthin  als 
rechtsbeständig  galt.  Hierher  gehört  aber  ferner  auch  der  andere 
Fall,  da  ein  falsches  Zeugnis,  ein  falscher  Wahrspruch 
oder  eine  falsche  Jiegnskaparlagning  an  einem  Viertels- 
gerichte erfolgt  sein  sollte.  Auch  in  bezug  auf  diesen  Punkt  stimmt 
der  Bericht  der  Njala  mit  dem  unseres  Rechtsbuches  vollkommen 
überein,  nur  daß  der  letztere  sehr  erklärlicher  Weise  der  ungleich 
ausführlichere  und  genauere  ist;  auf  diesen  Teil  der  Kompetenz  des 


l)  Konüngsbök,  44/77—8.  2)  Njala,  98/150. 

3)  Konüngsbök,  75/124. 
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fünften  Gerichtes  bezieht  es  sich  aber  auch,  wenn  gelegentlich  einmal 
von  einem  „kveöja  ä  gögn",  d.  h.  Anfechten  von  Beweismitteln,  die 
Rede  ist  als  von  einer  Sache,  welche  vor  jenes  Gericht  gehört. l) 
Bezüglich  dieses  Punktes  ergibt  sich  freilich  von  anderer  Seite  her 
ein  Bedenken.  Es  wird  sich  zeigen,  daß  wegen  ljüggögn,  die  an 
einem  Frühlingsdinge  erbracht  werden,  die  Klage  regelmäßig  an  dem- 
selben Dinge  verhandelt  wurde,  an  welchem  die  betreffende  Aussage 
abgegeben  worden  war,  und  daß  nur  ausnahmsweise  dieserhalb  eine 
Ladung  an  das  Allding  ergehen  konnte;2)  konnte  man  sich  in  dieser 
Weise  bezüglich  des  Frühlingsgerichtes  helfen,  so  sollte  man  meinen, 
daß  auch  bezüglich  der  Viertelsgerichte  am  Alldinge  derselbe  Aus- 
weg möglich,  und  somit  auch  ein  Bedürfnis  nach  Uberweisung  solcher 
Klagen  an  ein  besonderes  höheres  Gericht  nicht  begründet  gewesen 
sein  könne.  Indessen  läßt  sich  dieses  Bedenken  leicht  beseitigen. 
Von  vornherein  leuchtet  ein,  daß  man,  selbst  wenn  man  um  der- 
artiger Fälle  willen  nicht  nötig  gehabt  hätte  ein  neues  Gericht  ein- 
zusetzen, doch  recht  wohl  darauf  verfallen  konnte,  sie  diesem  zuzu- 
weisen, wenn  dasselbe  einmal  um  anderer  Fälle  willen  eingesetzt 
worden  war;  darüber  hinaus  aber  läßt  sich  auch  wohl  mit  gutem 
Grunde  die  Frage  aufwerfen,  ob  denn  die  Kompetenz  der  Frühlings- 
gerichte in  derartigen  Fällen  ihrerseits  als  eine  ursprüngliche  aufzu- 
fassen sei.  Die  Vergleichung  nämlich  des  Rechtes  anderer  germani- 
scher Stämme  scheint  zu  ergeben,  daß  man  ursprünglich  die  An- 
fechtung des  Parteieneides,  Zeugnisses  u.  dgl.  m.  wegen  angeblichen 
Meineides  ganz  ebensogut  wie  die  Anfechtung  eines  Urteiles  wegen 
angeblicher  Verletzung  der  Richterpflicht  lediglich  auf  dem  Wege 
des  Zweikampfes  vor  sich  gehen  ließ;  es  mochte  dem  Ehrgefühle 
und  Gleichheitsgefühle  der  älteren  Zeit  widerstrebt  haben,  über  die 
Integrität  eines  freien  Mannes  und  seines  Eides  auf  Grund  eines  von 
anderen  Männern  geschworenen  Eides  aberkennen  zu  lassen,  so  daß, 
wenn  man  nicht  etwa,  wie  bei  der  Urteilsschelte  unter  Umständen 
möglich  war,  durch  den  Zug  an  ein  höheres  Gericht  oder,  wie  bei 
dem  Parteieneide  hin  und  wieder  zugelassen  wurde,  durch  ein  gegen- 
seitiges Überbieten  mit  Eiden  sich  zu  helfen  wußte,  in  der  Tat  nur 
die  Verweisung  an  den  Zweikampf  oder  an  ein  Gottesurteil  übrig 
blieb.  Nimmt  man  für  das  isländische  Recht,  welches  ja  den  Zwei- 
kampf als  Mittel  der  Entscheidung  von  Rechtssachen  bis  in  das  Jahr 
1006  herab  nachweisbar  kannte,  einen  gleichen  Ausgangspunkt  an, 


1)  Konungsbok,.  41/73. 


2)  ebenda,  58/100-IOI. 
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so  ergibt  sich,  daß  im  Jahre  1004  wahrscheinlich  alle  Klagen  am 
ljüggögn  an  das  fünfte  Gericht  gewiesen  wurden,  gleichviel  ob  sie 
in  einem  Viertelsgcrichtc  oder  Frühlingsgerichte  erbracht  worden 
waren,  und  daß  man  erst  hinterher,  als  die  ältere  Anschauung  sich 
bereits  abgestumpft  hatte,  den  letzteren  um  der  größeren  Bequem- 
lichkeit der  Parteien  willen  jene  Judikatur  in  solchen  Sachen  einge- 
räumt haben  kann,  welche  unser  Rechtsbuch  ihnen  zuschreibt.  Mag 
sein,  daß  es  hiermit  zusammenhängt,  daß  die  Njäla  nur  bezüglich  der 
vefangsmäl,  nicht  auch  bezüglich  der  Klagen  wegen  ljüggögn  betont, 
daß  die  an  den  fimtardömr  gelangenden  Sachen  vorher  an  einem 
fjöröüngsdömr  anhängig  gewesen  sein  müssen.  Drittens  weisen  beide 
Berichte  übereinstimmend  dem  fünften  Gerichte  alle  Klagen  zu, 
welche  sich  auf  eine  angebliche  Bestechung  von  Personen  gründen, 
welche  in  einem  der  Viertelsgerichte  bei  den  Verhandlungen  mit- 
wirken, gleichviel  übrigens,  ob  dabei  ein  Geben,  Nehmen  oder  Ver- 
sprechen von  Gut  in  Frage  ist;1)  daß  die  Njäla  auch  hier  wieder 
die  Beschränkung  solcher  Vorkommnisse  auf  die  Viertelsgerichte 
nicht  kennt,  also  der  Vermutung  Raum  gibt,  daß  auch  die  Bestechung 
im  Frühlingsgerichte  ursprünglich  zur  Kompetenz  des  fünften  Ge- 
richtes gehört  habe,  braucht  nur  im  Vorbeigehen  bemerkt  zu  werden. 
Bedenklicher  ist,  daß  in  beiden  Quellen  die  Personen  nicht  genauer  be- 
zeichnet werden,  an  denen  die  Bestechung  versucht  oder  begangen  sein 
mußte.  Zunächst  wird  man  freilich  an  Richter,  Geschworene  und 
Zeugen  denken,  und  es  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  die  Berücksichti- 
gung ihrer  Bestechung  neben  den  Vorschriften,  welche  über  das  Ver- 
fahren in  Gerichtsspaltungssachen  oder  bei  Klagen  wegen  falscher  ge- 
richtlicher Aussage  bestehen,  immerhin  noch  Raum  fand,  da  ja  die 
letzteren  denjenigen  nicht  trafen,  der  mit  oder  ohne  Erfolg  einen  Be- 
stechungsversuch machte,  und  ebensowenig  den  Bestochenen,  der 
hinterher,  z.  B.  weil  er  überstimmt  wurde,  nicht  dazu  kam,  eine  falsche 
Aussage  zu  tun  oder  ein  falsches  Urteil  zu  sprechen.  Aber  doch  ge- 
stattet der  Wortlaut  beider  Berichte,  auch  noch  andere  Personen  unter 
die  Bestimmung  zu  subsummieren,  und  was  die  Njäla  über  das  Ver- 
fahren in  Sachen  der  Njälsbrenna  berichtet,  2)  scheint  darauf  hinzu- 
deuten, daß  auch  das  Geben  von  Geldeswert,  um  sich  den  Beistand 
eines  einflußreichen  Mannes  oder  eines  geschickten  Juristen  bei  der 
Sachführung  zu  sichern,  unter  dieselbe  mit  einbegriffen  werden  wollte. 

l)  Es  ist  unrichtig,  wenn  Dahlmann,  II,  S.  222,  Anm.  3  meint,  die  Bestechung 
der  Richter  werde  erst  im  Rechtsbuche  ausdrücklich  genannt;  unter  dem  „bjöÖa  fe 
eÖa  taka  til  HÖs  ser"  der  Njäla  ist  sie  mit  begriffen.  2)  Njala,  145/240 — I. 
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Alles  in  allem  genommen  dürfte  indessen  diese  letztere  Annahme 
zu  verwerfen,  und  demnach  die  Geltung  der  Bestimmung  auf  die 
oben  genannten  Personen  zu  beschränken  sein.  Eine  Vorschrift 
unseres  Rechtsbuches  rechnet  das  „gefa  til  liös"  ausdrücklich  zu  den 
erlaubten  Auslagen  in  einem  Prozesse,  bezüglich  deren  der  negotiorum 
gestor  Ersatz  beanspruchen  darf, J)  und  es  kann  demnach  unmöglich 
eine  solche  Zahlung  als  strafbare  Bestechung  verfolgt  worden  sein; 
die  Darstellung  der  Njäla  verrät  aber  in  allem,  was  sich  auf  Eyjölfr 
Bölverksson  bezieht,  eine  gewisse  Trübung,  und  mag  wohl  sein,  daß 
derselbe  in  deren  ursprünglicher  Bearbeitung  eine  andere  Rolle  als 
die  eines  bloßes  Ratgebers  gespielt  hatte,  etwa  die  eines  Referenten 
im  betreffenden  Viertelsgerichte.  Aber  doch  scheint  nach  einer 
anderen  Seite  hin  eine  Erweiterung  der  bisher  besprochenen  Kate- 
gorien noch  notwendig  zu  werden.  Die  Bestechungsfälle  haben  mit 
denen  einer  falschen  gerichtlichen  Aussage  das  gemein,  daß  es  sich 
bei  beiden  zwar  nicht  wie  bei  dem  vefangsmäl  um  die  gänzliche 
Verhinderung  einer  Entscheidung,  aber  doch  um  die  Verhinderung 
einer  dem  materiellen  Rechte  entsprechenden  Entscheidung  der  vor- 
liegenden Rechtssache  durch  widerrechtliche  Praktiken  handelt,  und 
sie  mögen  demnach  gemeinsam  mit  den  vefangsmäl  unter  den  höheren 
Gesichtspunkt  einer  ]nngsafglapan  oder  Dingstörung  gebracht 
werden;  da  läßt  sich  nun  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  etwa 
auch  noch  andere  Fälle  der  Dingstörung  demselben  Gerichte  zuge- 
wiesen worden  seien,  und  es  ist  nicht  leicht,  die  Frage  zu  beant- 
worten. Auf  der  einen  Seite  verweist  die  Njäla  sehr  bestimmt  an 
dieses  Gericht  die  Sachen  „um  alla  Jnngsafglöpun",  2)  und  nicht  ohne 
Zwang  läßt  sich  dieser  ihr  weitreichender  Ausdruck  auf  die  sofort 
aufgezählten  einzelnen  Fälle  beschränken.  Überdies  bietet  die  Sage 
in  ihrem  weiteren  Verlaufe  geschichtliche  Belege  für  die  Richtigkeit 
jener  weiteren  Auslegung.  Eyjölfr  Bölverksson  bezeichnet  es  aus- 
drücklich als  „fimtardömsmäl",  wenn  jemand  seine  Klage  an  einem 
anderen  Viertelsgerichte  anhängig  macht  als  an  dem  wirklich  kom- 
petenten, 3)  und  wirklich  legt  er  hinterher  gegen  die  weiteren  Ver- 
handlungen im  angegangenen  Viertelsgerichte  wegen  dessen  Inkom- 
petenz feierlichen  Protest  ein,  um  sodann  eine  Klage  „fyrir  Jiingsaf- 
glöpun"  an  das  fünfte  Gericht  bringen  zu  können,  wie  er  denn  auch 
tut,  nachdem  es  zuvor  im  Viertelsgerichte  über  seinem  Proteste  zu 


1)  Konüngsbök,  77/127. 

2)  Njäla,  98/150.  3)  ebenda,  142/231. 
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einem  vcfang  gekommen  war;1)  umgekehrt  läßt  in  derselben  Sache 
pörhallr  Asgrimsson  die  Gegenpartei  vor  das  fünfte  Gericht  laden, 
weil  dieselben  in  dem  Prozesse  böslicherweise  unerhebliche  Zeugen 
vorgeführt  hätten,  um  die  Richter  zu  verwirren,  und  auch  dieses  ihr 
Verfahren  wird  von  ihm  als  |ungsafglapan  bezeichnet. 2)  Nun  ist 
freilich  die  Darstellung  der  einschlägigen  prozessualischen  Vorgänge 
in  dieser  Sage  eine  im  einzelnen  höchst  unkorrekte:  aber  doch  sind 
deren  Hauptzüge  allzu  genau  mit  dem  ganzen  Gange  der  Erzählung 
verwebt,  als  daß  man  sie  nicht  für  echt  und  alt  überliefert  zu  nehmen 
hätte.  Dazu  kommt  noch  das  Zeugnis  einer  weiteren  Sage.  Die 
Ljösvetmnga  saga  erzählt,3)  wie  Guömundr  riki  den  Vöölu-Brandr  vor 
ein  Frühlingsgericht,  und  zwar  des  Vöölujnnges,  lädt,  während  der- 
selbe als  Hausgenosse  des  porkell  Geitisson  von  Krossavfk  in  das 
Ostviertel  gehörte,  wie  denn  porkell  wegen  Inkompetenz  des  Gerichtes 
Protest  erhebt,  und  da  Guömundr  trotzdem  die  weitere  Verhandlung 
durchsetzen  will,  das  Gericht  gewaltsam  sprengt,  wie  endlich  infolge- 
dessen Guömundr  den  porkell  „um  ]nngsafglapan",  und  umgekehrt 
porkell  ihn  „um  rangan  mälatilbünaö"  vor  das  Allding  zitiert.  Nun 
ist  freilich  richtig,  daß  es  sich  hier  um  einen  Vorgang  an  einem 
Frühlingsgerichte,  nicht  an  einem  Viertelsgerichte  handelt,  und  um 
den  Zug  an  ein  Viertelsgericht,  nicht  an  das  fünfte  Gericht;  es  mag 
überdies  sogar  sein,  daß  der  Vorgang,  der  jedenfalls  den  ersten 
Jahren  des  1 1.  Jahrhunderts  angehört,  noch  der  Zeit  unmittelbar  vor 
der  Einführung  dieses  letzteren  Gerichtes  zugewiesen  ist.4)  Aber 
doch  zeigt  sich  auch  hier,  daß  der  Zug  an  das  höhere  Gericht  auch 
in  anderen  als  den  oben  spezifizierten  Fällen  der  Dingstörung  ge- 
nommen werden  konnte,  und  daß  man  zwar  bei  strengerem  Sprach- 
gebrauche den  Begriff  der  j)fngsafglapan  auf  solche  Fälle  beschränkte, 
in  welchen  auf  widerrechtlichem  Wege,  wie  z.  B.  durch  Waffengewalt, 
die  formelle  Erledigung  einer  Sache  am  Untergerichte  verhindert 
wurde,  aber  doch  auch  in  jenen  anderen  Fällen,  in  welchen  wider- 
rechtlich nicht  zwar  die  formelle  Erledigung,  aber  doch  die  materiell 
gerechte  Erledigung  einer  solchen  unmöglich  gemacht  war,  den  Zug 
an  das  Obergericht  nehmen  ließ,  wenn  auch  unter  anderem  Namen. 
Im  weiteren  Sinne  mochte  auch  der  letztere  Fall  unter  der  ]nngs- 
afglapan  mit  begriffen  werden,  und  dieser  letztere  und  weitere  Sprach- 


l)  Njäla,  144 — 45/239—41.  2)  ebenda,  145/240 — I. 

3)  Ljösvetninga  s.,  10 — u/28 — 31. 

4)  vgl.  GuÖbrandr  Vigfüsson,  Um  timatal,  S.  486 — 7. 
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gebrauch  ist  es,  welchem  die  Njäla  folgt.  Aber  auf  der  anderen 
Seite  ist  es  nicht  minder  richtig,  daß  unser  Rechtsbuch  sich  auf  die 
Aufzählung  der  oben  spezifizierten  Fälle  beschränkt,  ohne  mit  einem 
Worte  anzudeuten,  daß  diese  nur  exemplifikativ  zu  verstehen  seien, 
und  ohne  des  Begriffes  der  Dingstörung  bei  dieser  Gelegenheit  auch 
nur  Erwähnung  zu  tun  ;  richtig  überdies,  daß  in  demselben  hin  und 
wieder  einzelne  Fälle  der  Dingstörung  ausdrücklich  als  solche  be- 
zeichnet, und  nichtsdestoweniger  dennoch  den  Viertelsgerichten,  und 
nicht  dem  fünften  Gerichte  zur  Aburteilung  überwiesen  werden.  So 
wird  z.  B.  derjenige,  der  eine  Anfechtung  von  Beweismitteln  nur  in 
der  Absicht  unternimmt,  um  damit  die  Verhandlung  der  Hauptsache 
zu  verzögern,  wegen  jungsafglapan  belangt,  die  Sache  aber  dem- 
selben Viertelsgerichte  zugewiesen,  bei  welchem  diese  letztere  an- 
hängig ist;J)  das  Gleiche  gilt  in  Bezug  auf  den  Richter  im  Viertels- 
gerichte, der  sich  der  Teilnahme  an  der  Urteilsfällung  weigert  2)  u. 
dgl.  m.  Ein  Widerspruch  scheint  demnach  zwischen  unserem  Rechts- 
buch und  den  angeführten  Geschichtsquellen  vorzuliegen;  indessen 
gelingt  es  vielleicht  doch  denselben  zu  beseitigen.  Da  ist  nun  zu- 
nächst soviel  klar,  daß  in  keinem  Falle  die  sämtlichen  Klagen  wegen 
jnngsafglapan  dem  fünften  Gericht  zugewiesen  sein  konnten.  Erfolgte 
eine  solche  Störung  an  einem  Frühlingsgerichte  oder  Privatgerichte, 
so  ging  die  Klage,  wenn  überhaupt  an  ein  höheres  Gericht,  so  doch 
nur  an  den  fjöröüngsdömr,  zu  dessen  Sprengel  das  betreffende  Unter- 
gericht gehörte,  ganz  wie  das  Gleiche  bei  einem  vefang  der  Fall 
war,  welcher  an  einem  Untergerichte  stattfand;  aber  auch  darüber 
hinaus  fehlte  es,  wie  die  obigen  Beispiele  zeigen,  nicht  an  Klagen 
wegen  Dingstörung,  welche  nicht  an  das  fünfte  Gericht,  ja  überhaupt 
nicht  an  ein  Obergericht  kamen,  sondern  gleich  an  demselben  Ge- 
richte verhandelt  wurden,  an  welchem  die  Dingstörung  begangen 
worden  war.  Hier  gilt  es  nun  die  Grenze  zu  finden  und  gibt  hierzu 
eine  Anleitung  die  Vorschrift,  3)  daß  die  Klage  wegen  einer  am  vär- 
fung  begangenen  [nngsafglapan  nur  dann  an  das  Allding  zu  richten 
sei,  wenn  die  begangene  Störung  eine  gedeihliche  Erledigung  der 
betreffenden  Sache  an  jenem  ersteren  wirklich  verhindert  habe. 
Wirklich  war  von  jeher  der  Zug  an  das  Allding  gegangen,  wenn  am 
Frühlingsgerichte  z.  B.  durch  Waffengewalt  eine  Entscheidung  hinter- 
trieben worden  war,  und  die  oben  angeführte  Stelle  der  Ljösvetnmga 


')  Konüngsbök,  41/73—4. 

2)  ebenda,  41/74.  3)  ebenda,  58/100. 
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saga  zeigt,  daß  das  Gleiche  auch  dann  der  Fall  war,  wenn  durch 
widerrechtliche  Umtriebe  am  Frühlingsgerichte  eine  materiell  falsche 
Entscheidung  erschlichen  werden  wollte;  die  Konsequenz  erfordert, 
daß  in  gleicher  Weise  auch  vom  Viertelsgerichte  ab  der  Zug  an  das 
fünfte  Gericht  verstattet  wurde,  wenn  dort  eine  die  Entscheidung 
schlechthin  hindernde  oder  fälschende  Widerrechtlichkeit  begangen 
worden  war,  und  die  aus  der  Njäla  angeführten  Vorgänge  bestätigen 
diese  Folgerung,  während  andererseits  die  Fälle  der  Dingstörung, 
welche  unser  Rechtsbuch  der  Judikatur  des  betreffenden  Untergerichtes 
zuweist,  samt  und  sonders  der  Art  sind,  daß  sie  eine  definitive  Er- 
ledigung der  Sache  vor  diesem  nicht  ausschließen.  Insoweit  w  äre 
demnach  eine  vollkommen  sachgemäße  Begrenzung  der  Kompetenz 
des  fünften  Gerichtes  auf  solche  Fälle  gewonnen ,  welche  an  den 
Untergerichten  nicht  zu  einer  Entscheidung  oder  doch  nicht  zu  einer 
unverfälschten  Entscheidung  gelangen  konnten,  und  es  bliebe  höch- 
stens noch  das  Bedenken  übrig,  das  in  der  Nichterwähnung  der  zu- 
letzt besprochenen  Kategorie  von  Fällen  in  unserem  Rechtsbuche 
begründet  ist;  auch  dieses  jedoch  ein  Bedenken,  welches  nicht  sehr 
hoch  angeschlagen  werden  kann,  da  der  Text  der  einschlägigen  Stelle 
dieses  Rechtsbuches  ohnehin  unleugbar  ein  mehrfach  entstellter  ist. 
Mit  den  bisher  besprochenen  Fällen  scheint  nun  aber  auch  die  Kom- 
petenz des  fünften  Gerichtes  ursprünglich  erschöpft  gewesen  zu  sein. 
Allerdings  weist  unser  Rechtsbuch  demselben  auch  noch  alle  Klagen 
zu,  welche  wegen  widerrechtlicher  Aufnahme  oder  Unter- 
stützung von  Achtern,  dann  flüchtigen  Sklaven,  Schuld- 
knechten oder  dienstpflichtigen  Priestern  gestellt  werden, 
falls  nur  deren  Acht,  Schuldknechtschaft  u.  dgl.  am  Alldinge  bekannt- 
gegeben worden  war,1)  und  auch  an  ein  paar  anderen  Stellen  unserer 
Rechtsquellen  wird  bezüglich  der  Ächter,2)  der  Schuldknechte,3)  dann 
der  Ächter,  Unfreien  und  der  dienstpflichtigen  Priester 4)  des  gleichen 
Kompetenzverhältnisses  gedacht;  ja  sogar  einige  Hss.  der  Njäla  tun 
wenigstens  der  „innihafnir  ]:>raela  eöa  skylldarmanna"  Erwähnung.5) 
Allein  in  diesen  Aussprüchen  wird  man  eben  doch  kaum  umhin 
können,  eine  spätere  Erweiterung  der  Kompetenz  jenes  Gerichtes  zu 
erkennen.    Zwei  Stellen  zwar,  welche  die  Klagen  wregen  skögar- 


l)  Konungsbök,  44/78.  2)  ebenda«,  55 '95. 

3)  Festa  b.,  48/363- 

4)  Konungsbök,  4/18;  KrR.  hinn  gamli,  13/58. 

5j  Xjala,  98/150,  Note  d;  Vers,  lat,  S.  327,  Note  b. 
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mannabjörg  an  die  Viertelsgerichte  zu  weisen  scheinen, x)  können 
nicht  für  diese  Behauptung  angeführt  werden,  da  sie  nicht  von  den 
Achtern  überhaupt,  sondern  nur  von  solchen  Ächtern  sprechen,  deren 
Friedlosigkeit  durch  Vertrag  oder  Begnadigung  wesentlich  gemildert 
worden  war,  und  ebensowenig  Wert  möchte  ich  auf  die  Erwähnung 
der  Priester  legen,  da  ja,  wenn  auch  feststeht,  daß  auf  sie  unmöglich  in 
einem  dem  Jahre  1004  angehörigen  Gesetze  in  der  oben  bezeichneten 
Weise  reflektiert  werden  konnte,  doch  nichts  der  Annahme  im 
Wege  steht,  daß  die  Bestimmungen  über  die  Ächter,  Schuldknechte 
und  Unfreien  älteren  Datums  und  daß  die  Bestimmungen  über  die 
Priester  erst  hinterher  nach  ihrem  Muster  eingeschoben  worden  seien. 
Auch  darauf  ist  wenig  zu  geben,  daß  die  meisten  Hss.  der  Njäla  die 
betreffenden  Bestimmungen  gänzlich  ignorieren,  da  ja  für  deren  Ver- 
fasser keineswegs  notwendig  war,  auf  ein  vollständiges  Verzeichnis 
aller  vor  das  fünfte  Gericht  gehörigen  Sachen  sich  einzulassen;  da- 
gegen scheint  allerdings  der  innere  Grund  maßgebend,  daß  der  für 
die  gesamte  übrige  Kompetenz  dieses  Gerichtes  bestimmende  Grund- 
gedanke bei  den  die  Unterstützung  aller  jener  Personen  betreffenden 
Klagen  in  keiner  Weise  zutraf,  und  daß  eine  derartig  zweigeteilte 
Kompetenz  unmöglich  gleich  bei  der  ersten  Einführung  des  Ge- 
richtes beliebt  worden  sein  kann.  So  werden  wir  demnach  anzu- 
nehmen haben,  daß  dem  fünften  Gerichte  ursprünglich  nur  die  Be- 
deutung eines  ganz  ausnahmsweisen  Obergerichtes  für  Fälle  hatte 
eingeräumt  werden  wollen,  in  welchen  der  ältere  Prozeß  keine,  oder 
doch  keine  genügende  Abhilfe  geboten  hatte,  und  in  welchen  man 
darum  vordem  zum  Zweikampf  seine  Zuflucht  genommen  hatte,  und 
daß  ihm  dann  erst  hinterher,  ungewiß  zu  welcher  Zeit,  nebenbei 
auch  noch  eine  primäre  eigene  Kognition  in  einigen  wenigen  und 
eng  begrenzten  Strafsachen  zugewiesen  wurde,  letzteres  doch  wohl 
nur  darum,  weil  man  gerade  diese  um  ihrer  besonderen  Gemein- 
gefährlichkeit willen  einer  strengeren  Verfolgung  unterstellen  wollte, 
als  welche  die  gewöhnlichen  Gerichte  zu  versprechen  schienen.  Doch 
behauptete  auch  in  der  späteren  Zeit  noch  die  obergerichtliche .  Be- 
deutung des  fimtardömr  immerhin  das  Übergewicht,  und  wurde  dem- 
selben zumal  eine  konkurrierende  Gerichtsbarkeit  neben  den  Unter- 
gerichten zu  keiner  Zeit  zugestanden.  Sowohl  Schlegel, 2)  als  ihm 
folgend  Dahlmann,3)  vergleicht  dieses  Gericht  in  seiner  ursprünglichen 


1)  Konüngsbök,  55/94  und  73/122. 

2)  Comment.,  S.  XCI  3)  Geschichte  von  Dänemark,  II  S.  224. 
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und  wichtigeren  Bedeutung  dem  Kassationshofe  des  französischen 
Prozesses,  und  soll  zwischen  beiden  nur  der  Unterschied  bestehen, 
daß  dieser  letztere  das  von  ihm  kassierte  Erkenntnis  nicht  sofort 
durch  ein  eigenes  in  der  Sache  erlassenes  Urteil  ersetze,  während 
das  isländische  oberste  Gericht  in  jeder  Sache  zugleich  selbst  erkannt 
habe,  in  welcher  es  ein  untergerichtliches  Urteil  kassieren  zu  müssen 
glaubte;  indessen  ist  diese  Behauptung,  wenn  überhaupt,  so  doch 
jedenfalls  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange  richtig.  Handelte  es 
sich,  was  doch  wohl  das  häufigere  gewesen  sein  muß,  um  vefangs- 
mäl,  so  konnte  von  einem  eigenen  Erkenntnisse  des  Obergerichtes 
in  der  Hauptsache  von  vornherein  nicht  die  Rede  sein,  indem  ja 
solchenfalls  immer  nur  das  eine  der  beiden  sich  widersprechenden 
unterrichterlichen  Urteile  kassiert  werden  konnte,  womit  dann  die 
Rechtsbeständigkeit  des  anderen  eo  ipso  außer  Zweifel  gesetzt  war.1) 
Wurde  ferner  gegen  Zeugen  oder  Geschworene  eine  Klage  wegen 
falscher  Aussage  erhoben,  so  geschah  dies  doch  wohl  in  der  Regel 
noch  ehe  das  betreffende  Viertelsgericht  sein  Erkenntnis  erlassen 
hatte;  solchenfalls  pflegte  dann  aber  dieses  letztere  Erkenntnis  bis 
zur  Erledigung  jenes  Inzidenzpunktes  sistiert  zu  werden, 2)  so  daß 
auch  in  diesem  Falle  von  einem  Urteile  des  fünften  Gerichtes  in  der 
Hauptsache  selbst  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Wir  werden  an- 
nehmen dürfen,  daß  es  bei  Klagen  wegen  Bestechung  oder  auch 
wegen  irgendwelcher  anderen  Dingstörung  ebenso  gehalten  worden 
sein  werde,  falls  nur  die  Verfolgung  der  Sache  im  fünften  Gerichte 
noch  vor  dem  Ergehen  des  Urteilsspruches  im  betreffenden  Viertels- 
gerichte möglich  war,  obwohl  über  diesen  Fall  unsere  Quellen  sich 
allerdings  nicht  aussprechen.  Nur  in  dem  Falle  also,  da  eine  Klage 
wegen  falscher  Aussage,  wegen  Bestechung  oder  wegen  irgendeiner 
anderen  materiellen  Dingstörung  erst  gestellt  wurde,  nachdem  der 
Spruch  des  Viertelsgerichtes  in  der  Hauptsache  bereits  erfolgt  war, 
oder  auch  in  dem  anderen  Falle,  da  der  Zug  an  das  fünfte  Gericht 
wegen  einer  Dingstörung  genommen  wurde,  welche  die  Fällung 
eines  Urteiles  im  Viertelsgerichte  schlechthin  unmöglich  gemacht 
hatte,  war  für  jenes  erstere  Gericht  überhaupt  die  Möglichkeit  vor- 
handen, ein  Erkenntnis  in  der  Hauptsache  zu  erlassen;  aber  selbst 
für  diese  Fälle  wird  nirgends  in  den  Quellen  direkt  ausgesprochen, 
ob  diese  Erkenntnisfällung  jenem  Gerichte  wirklich  zustand,  und 
kann  man  höchstens  aus  dem,  was  später  noch  über  das  Verhältnis 


l)  Konüngsbök,  47/83.  2)  ebenda,  41/73 — 4. 
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der  Frühlingsgerichte  zu  den  Viertelsgerichten  in  den  einschlägigen 
Fällen  zu  sagen  sein  wird,  allenfalls  einen  Schluß  auf  die  bejahende 
Beantwortung  der  Frage  ziehen.  Allein  ein  solcher  Schluß  bleibt 
immerhin  unsicher,  da  dem  fünften  Gerichte  jene  konkurrierende 
Gerichtsbarkeit,  wie  sie  den  Viertelsgerichten  gegenüber  den  Früh- 
lingsgerichten  zukam,  jenen  ersteren  gegenüber  eben  nicht  zustand, 
und  selbst  wenn  man  denselben  für  zulässig  halten  will,  darf  man 
i  doch  jedenfalls,  was  für  jene  bestimmt  begrenzten  Kategorien  von 
Fällen  gilt,  nicht  ohne  weiteres  auf  die  gesamte  Kompetenz  des 
obersten  Gerichtes  ausdehnen. 

Die  Tätigkeit  der  am  Alldinge  verfassungsmäßig  bestehenden 
Ausschüsse  ist  im  bisherigen  geschildert  worden,  und  es  bleibt 
demnach  nur  noch  übrig,  auf  die  freiere  und  weniger  organisierte 
Tätigkeit  einen  Blick  zu  werfen,  welche  außerhalb  jener  Ausschüsse 
von  den  einzelnen  Dingleuten  als  solchen  ausgeübt  wurde. 
Zunächst  ist  es  eine  lange  Reihe  von  vorbereitenden  Handlungen 
für  die  Prozeßführung,  welche  dabei  in  Betracht  kommt,  und  ist  es 
regelmäßig  das  lögberg,  von  welchem  aus  dieselben  zu  erfolgen 
haben,  obwohl  je  nach  Umständen  auch  deren  Vornahme  an  anderen 
Orten,  an  welchen  die  Beteiligten  sich  zufällig  treffen,  oder  auch  in 
der  Dingbude  desjenigen,  mit  welchem  man  dabei  gerade  zu  tun 
hat,  gestattet  wird.  Es  gehört  aber  hierher  vor  allem  die  Bekannt- 
gabe (lysing)  aller  derjenigen  Rechtssachen,  welche  an  einem  der 
Viertelsgerichte  demnächst  zur  Verhandlung  gebracht  werden  sollen ; 
der  Kläger  hat  dieselbe  am  ersten  Freitage  oder  Samstage  der 
Dingzeit,  kraft  besonderen  Beschlusses  der  lögretta  allenfalls  auch 
noch  am  nächsten  Montage,  vom  lögberg  aus  vorzunehmen,  l)  und 
nur  für  gewisse  Sachen,  wie  zumal  für  bestimmte  Zehntsachen, 2) 
dann  in  Armenpflegesachen, 3)  wird  der  Termin  für  die  Bekannt- 
machung noch  mehr  erweitert.  Doch  scheint  diese  nicht  bei  allen 
und  jeden  Prozessen  erforderlich  gewesen  zu  sein,  welche  am 
Viertelsgerichte  verhandelt  werden  sollten,  vielmehr  nur  als  Ersatz 
für  die  Ladung  (stefna)  gedient  zu  haben,  wenn  diese  wegen  Kürze 
der  Zeit,  oder  wegen  zu  entfernter  Wohnung  des  Gegners  und  da- 
durch bedingte  Beschwerlichkeit  und  Gefährlichkeit  seiner  Ladung 
oder  wegen  des   gleichzeitigen  Vorhandenseins   mehrerer  Gegner, 


Konüngsbök,  21/39;  vgl.  1 16/208. 
ebenda,  21/39—40;  259/212— 13;  Kr R. 
Konüngsbök,  22/43. 
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welche  zugleich  zu  laden  untunlich  war,  nicht  hatte  erfolgen  können; 
die  Njäla  bietet  mehrfache  Beispiele  von  Klagen,  die  lediglich  auf 
Grund  einer  lysing  ohne  vorgängige  stefna  durchgeführt  werden. 
Ebenso  beginnt  gleichzeitig  die  lysing  derjenigen  Sachen,  welche  an 
das  fünfte  Gericht  gebracht  werden  wollen,  nur  daß  für  sie  neben 
dem  ersten  Freitage  und  Samstage  der  Dingzeit  auch  noch  der 
nächstfolgende  Montag  und  Dienstag  verfügbar  ist,  *)  und  daß  selbst- 
verständlich auch  dieser  erweiterte  Termin  für  diejenigen  Sachen 
nicht  maßgebend  sein  konnte,  welche  lediglich  infolge  einer  im 
Viertelsgerichte  vorgekommenen  Gerichtsspaltung  an  jenen  Oberhof 
gelangten;2)  auch  hier  aber  scheint  die  lysing  nur  alternativ  neben 
der  stefna  gegolten  zu  haben.  Wiederum  geht  am  lögberg  das 
„spyrja  at  {nngfesti  man  na"  vor  sich,  d.  h.  die  feierliche  Er- 
kundigung nach  der  Dingzugehörigkeit  derjenigen  Personen,  deren 
Dingzugehörigkeit  man  aus  irgendwelchen  Gründen  zu  wissen  braucht; 
auch  diese  Fragen  sind  am  ersten  Freitage  oder  Samstage  der  Ding- 
zeit zu  stellen,  jedoch  allenfalls  auch  noch  etwas  später,  solange  nur 
die  Gerichte  ihre  Sitzungen  nicht  begonnen  haben,  und  zu  deren  Be- 
antwortung ist  dem  betreffenden  Goden  je  nach  Umständen  sogar 
noch  eine  etwas  längere  Frist  verwilligt. 3)  Weiß  übrigens  der  Be- 
treffende ohnehin  schon,  wo  der  andere  Teil  im  Dinge  ist,  oder  zieht 
er  vor,  auf  anderem  Wege  sich  hiernach  zu  erkundigen,  z.  B.  durch 
persönliche  Befragung  des  anderen  Teiles  oder  seines  angeblichen 
Goden,  so  ist  selbstverständlich  jene  Fragestellung  am  lögberg  über- 
flüssig. Am  lögberg  erfolgt  ferner  die  „st efn a  um  heimasetuna" 
gegen  die  Zeugen  und  Geschworenen,  welche  trotz  richtig  an  sie 
ergangener  Aufforderung  zum  Dingbesuche  hier  nicht  erschienen 
sind;4)  die  Ladung  kann  am  ersten  Montage  der  Dingzeit  erfolgen, 
aber  auch  an  jedem  folgenden  Tage  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  da  man 
im  Verlaufe  der  gerichtlichen  Verhandlung  der  Hauptsache  der  Aus- 
gebliebenen bedurfte.  Am  letzten  Tage  der  Dingzeit  erfolgen  nicht 
nur  die  sämtlichen  öffentlichen  Verkündigungen  des  Ge- 
setzsprechers am  lögberge,  während  dessen  Vortrag  der 
Dingordnung  schon  am  ersten  Freitage,  und  dessen  sonstige 
Rechtsvorträge  an  beliebig  von  ihm  zu  wählenden  Tagen  vor 
sich  zu  gehen  hatten,  sondern  es  haben  auch  mancherlei  Verkündi- 


1)  Konüngsbök,  44/78. 

2)  ebenda,  42/77;  vgl.  Njäla,  145/240 — I. 

3)  Konüngsbök,  22/40  und  41.  4)  ebenda,  32/55  —  56  und  34/60. 
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gungen  von  Privaten  an  diesem  Tage  zu  geschehen.  So  wird  an 
diesem  Tage  die  lysing  vorgenommen  bezüglich  derjenigen  Rechts- 
sachen, die  erst  am  Alldinge  des  nächsten  Sommers  verhandelt 
werden  sollten;1)  war  am  Alldinge  durch  Urteil,  Schiedspruch  oder 
Vergleich  jemand  der  Acht  oder  Landesverweisung  verfallen,  so  war 
am  Schlüsse  der  Dingzeit  der  kompetente  Gode  um  die  rechtzeitige 
Abhaltung  des  feränsdömr  anzugehen.2)  Neben  diesen,  wenig- 
stens was  die  Zeit  ihrer  Vornahme  betrifft,  einigermaßen  regulierten 
Geschäften  stehen  sodann  noch  andere,  welche  nicht  in  gleicher  Weise 
an  bestimmte  Tage  gebunden  sind,  vielmehr  in  freierer  Weise  je  nach 
Bedarf  vorzunehmen  waren,  höchstens  mit  Einhaltung  von  Zeitgrenzen, 
die  in  der  Natur  der  Sache  selbst  begründet  waren.  Je  nach  Umständen 
konnte  es  nötig  werden,  jemanden  erst  am  Dinge  zu  laden  (stefna 
ä  f)  \  n  g  i),  statt,  wie  gewöhnlich,  an  seinem  eigenen  Wohnorte  (stefna 
heiman);  am  lögberg  pflegte  dies  dann  zu  geschehen,3)  und  natür- 
lich mußte  dabei,  wenn  die  Klage  in  demselben  Sommer  verhandelt 
werden  wollte,  ein  Zeitpunkt  gewählt  werden,  der  dies  ermöglichte. 
Sind  Körperverletzungen  oder  Totschläge  am  Ding  oder  doch  auf 
der  Dingfahrt  erfolgt,  so  kann  eine  vfglysfng  am  Ding  notwendig 
werden;4)  ebenso  wegen  erlendisvig,  5)  und  ist  in  beiden  Fällen  vom 
lögberg  aus  die  Verkündigung  vorzunehmen.  Wiederum  kommt  in 
besonderen  Fällen  eine  vättakvöö  oder  büakvöö  am  Dinge 
vor,  welche  stets  in  derjenigen  Bude  stattfinden  mußte,  in  welcher 
der  zu  Berufende  wohnte,  oder  aber  da  wo  man  ihn  selber  traf. 6) 
Wurde  jemand  zur  Acht  oder  zur  Landesverweisung  verurteilt,  so 
war  ein  segja  til  sektar  am  lögberg  nötig,  und  zwar  sogar  dann, 
wenn  die  Verurteilung  an  einem  Frühlingsdinge  erfolgt  war, 7)  da  ja 
außerdem  niemand  gehalten  sein  konnte,  von  solchem  Vorgange 
Notiz  zu  nehmen;  wir  ersehen  aus  einer  unserer  geschichtlichen 
Quellen,  8)  welche  die  in  solchem  Falle  gebrauchte  Formel  mitteilt, 
daß  man  dabei  auch  die  sektarmörk  anzugeben  pflegte,  d.  h.  eine 
genaue  Personalbeschreibung  des  Verurteilten,  welche  dem  betreffenden 
Inhalte  unserer  Steckbriefe  vollkommen  entspricht.  War  die  Beendi- 
gung einer  Streitsache  auf  einen  Schiedspruch  gestellt  worden,  so 
wurde  auch  dieser  gerne  am  Dinge  bekannt  gegeben  (upp  luka 

x)  Konüngsbök,  76/124;  77/125  und  öfter. 

2)  ebenda,  62/112;  dann  48/84  und  69/120.  3)  ebenda,  32/58. 

4j  ebenda,  101/177  und  105/180— I  ;  VigslöÖi,  44/83  und  46/85  und  86. 

5j  Vi'gslöÖi,  59/98.  6)  Konüngsbök,  26/51;  27/51. 

7J  ebenda,  59/108.;  60/109;  73/122.  8)  Bandamanna  s.,  S.  19. 
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g e r ö ; *)  s e g j  a  upp  s ae 1 1 2) ) ,  und  zwar  am  lögberg.  :5J  Zah- 
lungen, welche  am  Ding  zu  leisten  sind,  müssen  am  ersten  Mittwoch 
der  Dingzeit  erfolgen,  und  zwar  auf  dem  Kirchhofe,  welcher  zu  der 
auf  der  Dingstätte  befindlichen  Kirche  gehört,  4j  woraus  sich  denn 
auch  erklärt,  warum  gerade  auf  der  Mauer  jener  Kirche  jenes  Nor- 
malmaß angebracht  war,5)  welches  in  den  Jahren  1195  — 1201  au^ 
der  Insel  neu  eingeführt  wurde. 6)  Am  lögberg  erfolgt  auch  die 
Aufforderung  (bei))ing)  an  die  Richter,  welche  widerrechtlich  die 
Fällung  ihres  Urteiles  zurückhalten,  dieses  zu  fällen,  und  die  Auf- 
forderung an  die  Goden,  welche  die  betreffenden  Richter  ernannt 
haben,  sie  an  ihren  Sitzungsplatz  zu  führen,  7)  u.  dgl.  m.  Anderer 
Bekanntmachungen,  Aufforderungen,  Einladungen  u.  dgl.  m.,  welche 
wie  am  Alldinge  so  auch  an  anderen  Dingversammlungen  zu  er- 
folgen pflegten,  ist  bereits  früher,  in  dem  einleitenden  Paragraphen 
gedacht  worden  und  mag  darum  hier  nur  noch  erwähnt  werden, 
daß  man  unter  Umständen  fremdes  Gut,  das  man  irrtümlich  an 
sich  genommen  hat,  zum  Allding  bringen  und  hier  vom  lögberg  aus 
verrufen  muß,8)  daß  in  gleicher  Weise  derjenige,  welcher  eine  Har- 
pune in  einem  toten  Walfisch  findet,  dieselbe  am  lögberge  vor- 
weisen muß,  damit  deren  Eigentümer  sich  zu  dem  ihm  gebührenden 
Anteile  am  Fische  (skotmannshlutr)  ziehen  könne,9)  während  anderer- 
seits auch  jeder  Harpunierer  gehalten  ist,  die  Marke,  welche  er  sich 
für  seine  Harpune  gewählt  hat,  am  Alldinge  vom  lögberg  aus  zu 
zeigen, 10)  worauf  dann  die  Harpune  als  jDmgborit  skot  allgemeiner 
Anerkennung  genießt,11)  daß  endlich  die  Anzeige  am  lögberg  unter 
Umständen  auch  seitens  des  Grundeigentümers  gefordert  wird,  der 
vägrek,  d.  h.  Gut  von  einem  gescheiterten  Schiffe  an  sich  ge- 
nommen hat,  ohne  zu  wissen,  wer  etwa  zu  demselben  berechtigt  sein 


J)  Vatnsdoela,  29/49.  2)  Njäla,  45/71—2. 

3)  Ölkofra  b.,  S.  72;  Njäla,  124/189. 

4)  vgl.  z.  B.  Konüngsbök,  6/2 1  ;  116/209;  130/13  und  133/16;  110/190; 
sowie  Kr  R.  15/72;  Ömagab.  8/260  und  10/265;  Vfgslööi,  1 1 1/163 —  4; 
Kaupab.  38/442. 

5)  Kaupab.  82/497 — 8;  Belgsdalsbök,  S.  250;  vgl.  Diplom,  island.  I, 
81/309—10. 

6)  Päls  bps.  s.,  9/135.  7)  Konüngsbök,  41/74. 

8)  ebenda,  231/168;  ähnlich  bei  gefundenem  Gute,  ebenda,  239/185 — 6. 
9J  ebenda,  215/130;  Landabrb.  60/370  und  63/374;  65/376. 

10)  Landabrb.  65/377  —  78. 

11)  ebenda,  60/371;  65/377  und  378;  70/387  und  die  letztere  Stelle  auch 
Konüngsbök,  217/133. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  26 
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möge. 1)  Zum  Schlüsse  mag  übrigens  noch  bemerkt  werden ,  daß 
der  Gesetzsprecher,  der  ja  am  lögberg  überhaupt  regierte,  unter 
Umständen  die  Dingleute  eigens  in  ihren  Buden  auffordern  ließ,  sich 
zum  lögberg  zu  begeben,  um  seine  Mitteilungen  entgegenzunehmen;2) 
in  der  Njäla  ist  auch  einmal  davon  die  Rede,  daß  mit  einer  Glocke 
das  Zeichen  zur  Versammlung  am  lögberg  gegeben  wurde,  wo  dann 
doch  nur  ein  Schiedsspruch  verkündet  wird,3)  ganz  wie  die  Glocke 
vom  Gesetzsprecher  benützt  wurde,  um  das  Zeichen  zur  Ausfahrt 
der  Richter  geben  zu  lassen.4)  Indessen  ist  mir  doch  zweifelhaft,  ob 
wirklich  jene  Glocke  auch  für  den  bloßen  Bedarf  von  Privatleuten, 
die  etwas  an  das  Publikum  zu  bringen  hatten,  zur  Verfügung  ge- 
standen habe;  die  Worte  der  Njäla  sind  in  dieser  Beziehung  nicht 
schlechthin  beweisend,  da  sie  möglicherweise  auch  dahin  verstanden 
werden  könnten,  daß  der  Gesetzsprecher  mit  der  Glocke  nur  die 
Zeit  habe  bezeichnen  lassen,  in  welcher  das  lögberg  zu  irgendwelchen 
Mitteilungen  gebraucht  werden  konnte,  und  überdies  wäre  auch  recht 
wohl  denkbar,  daß  jene  Quelle  die  Angabe  lediglich  infolge  einer 
irrigen  Generalisierung  der  auf  die  Richterausfuhr  bezüglichen  Vor- 
schrift gemacht  hätte. 

Im  übrigen  versteht  sich  von  selbst,  daß  die  Schilderung,  welche 
im  vorigen  Paragraphen  von  dem  bunten,  bewegten  Treiben  in  den 
Dingversammlungeh ,  und  zumal  von  den  mancherlei  Spielen  und 
Belustigungen  einerseits,  von  den  häufigen  Ausbrüchen  wilder  Partei- 
kämpfe andererseits  entworfen  wurde,  ganz  vorzugsweise  für  das 
Allding  gemeint  ist,  welches  ja  ganz  besonders  lange  dauerte,  ganz 
besonders  stark  besucht  zu  werden  pflegte  und  ganz  besonders  wich- 
tige Sachen  zu  erledigen  hatte,  demnach  mehr  als  alle  anderen  Ver- 
sammlungen zu  heiterer  Unterhaltung  wie  zu  ernstesten  Zerwürf- 
nissen Veranlassung  bot.  Auf  diese  Seite  des  Alldinges  braucht  aber 
nach  dem,  was  früher  schon  bemerkt  worden  ist,  hier  nur  mit  einem 
Worte  aufmerksam  gemacht  zu  werden. 


x)  Konüngsbök,  218/135;  Landabrb.  71/392. 

2)  Islendi'ngabök,  7/12;  Kristni  s.,  11/24. 

3)  Njäla,  124/189.  4)  Konüngsbök,  24/45. 
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§  12.    Die  Frühlingsdinge. *) 

Daß  bereits  vor  der  Einsetzung  einer  gemeinsamen  Landesver- 
sammlung auf  Island  einzelne  Bezirksversammlungen  sich  nachweisen 
lassen,  welche  als  })ing  oder  noch  genauer  als  heraösjnng  be- 
zeichnet werden,  und  daß  diese  Bezirksversammlungen  auch  in  der 
nächsten  Zeit  nach  der  Einsetzung  des  Alldinges  sich  in  Geltung 
erhielten,  ist  bereits  wiederholt  erwähnt  worden;  über  die  Organi- 
sation und  Kompetenz  dieser  ältesten  Bezirksversammlungen  sind 
wir  indessen  in  keiner  Weise  unterrichtet,  obwohl  wir  aus  einer  ein- 
zelnen, zufällig  erhaltenen  Notiz  über  die  Regeln,  nach  welchen  sich 
dazumal  der  Gerichtsstand  in  Kampfsachen  richtete, 2)  immerhin  so 
viel  ersehen  können,  daß  es  an  Vorschriften  hierüber  in  den  Ülf- 
ljötslög  nicht  gefehlt  hatte.  Durchgreifend  reformiert  wurden  aber 
jedenfalls  die  betreffenden  älteren  Einrichtungen  durch  das  Gesetz 
des  [)örör  gellir  über  die  Bezirksverfassung,  und  auf  dieser  im  Jahre 
965  gelegten  Grundlage  bewegen  sich  auch  noch  die  Vorschriften 
unserer  Rechtsbücher,  wenn  auch  im  einzelnen  durch  spätere  Ge- 
setze, wie  zumal  die  Begründung  der  Godorde  neuerer  Ordnung, 
dann  durch  das  spätere  Herkommen  manches  modifiziert  wurde. 
Aus  je  drei  Godorden  wurde  jetzt  eine  [nngsokn  gebildet,  deren 
Bezeichnung  von  dem  Dingbesuche  (scekja  ]nng)  hergenommen  ist; 
von  jetzt  an  also  konnte  von  samjnngisgoöar  gesprochen  werden, 
welche  gemeinsam  einem  und  demselben  Dingverbande  angehörten, 
und  konnte  der  Ausdruck  })riöjüngr  geradezu  identisch  mit  goöorö 
genommen  werden,  soferne  man  unter  diesem  letzteren  Ausdrucke 
die  Gesamtheit  der  einem  und  demselben  Goden  untergebenen  Ding- 
leute verstehen  wollte,  —  konnte  ferner  die  Zugehörigkeit  dieser 
Dingleute  zu  ihrem  Häuptlinge  durch  die  Worte:  vera  i  \nngi  meö 
goöa  bezeichnet  werden.  Der  jnngsöknir  sollten  andererseits  3  im 
Viertel  sein,  und  wurden  nur  dem  Nordlande  ausnahmsweise  deren 
4  zugestanden,  so  daß  das  ganze  Land  deren  13  enthielt;  wie  aus 
dem  Viertel  ein  fjöröüngsjDing,  so  sollte  ferner  aus  dem  Ding- 
bezirke ein  värfnng  oder  Frühlingsding  und  ein  haustjjing  oder 


l) 

mann, 

2) 


vgl.  Jon  Ärnason,  S.  311  — 14;  Schlegel,  S. 
II,  S.  202 — 210;  Münch,  I,  2,  S.  156;  Keyser,  S. 
Islendi'ngabök,  5/8. 


LXXXVI— VIII;  Dahl- 
260 — I,  273 — 4  und  403. 
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Herbstding  hervorgehen,  welches  letztere  auch  unter  dem  anderen 
Namen  der  leiö  aufzutreten  pflegt  und  im  nächstfolgenden  Para- 
graphen zu  besprechen  sein  wird.  —  An  diesen  Grundzügen  der 
Bezirksverfassung  hatte  sich  nun  freilich  mit  der  Zeit  gar  mancherlei 
geändert.  Die  Viertelsdinge  welche  ursprünglich  offenbar  bestimmt 
gewesen  waren,  ein  wesentliches  Glied  in  der  neuen  Dingverfassung 
zu  bilden,  kamen  nie  recht  auf  und  infolgedessen  mußte  die  Kom- 
petenz, sei  es  nun  des  Alldinges,  oder  der  Frühlings-  und  Herbst- 
dinge, oder  ihrer  aller  sich  beträchtlich  erweitern.  Die  Zahl  der 
Goden  steigt  über  das  legale  Maß,  teils  durch  Zersplitterung  der 
alten  Godorde,  teils  durch  die  Bildung  neuer,  welche  letztere  durch 
das  Gesetz  des  Jahres  1004  in  gewissem  Umfange  sogar  gesetzlich 
sanktioniert  wurde,  und  teils  im  Zusammenhange  hiermit,  teils  auch 
im  Gefolge  anderer  Tatsachen,  tauchen  auch  neben  den  altherkömm- 
lichen Dingstätten  neue  auf,  eine  gleiche  Bedeutung  mit  jenen 
ersteren  sich  erobernd  und  eben  damit  deren  Geltungsgebiet  be- 
schränkend. So  kommt  es,  daß  unser  älteres  Rechtsbuch  die  Be- 
dingungen besprechen  kann,  unter  welchen  eine  Dingstätte  verlegt 
oder  auch  eine  Veränderung  in  der  Zahl  und  dem  Umfange  der 
einzelnen  Dingbezirke  vorgenommen  werden  kann,  x)  daß  sie  ferner 
die  Zeit,  da  die  Dingbezirke  unzerrissen  (öslitin)  waren  und  da  drei 
Godorde  einen  Dingbezirk,  dann  drei  Dingbezirke  ein  Landesviertel 
bildeten,  als  eine  längst  verschwundene  bezeichnen,2)  und  von  dem 
Zustande,  da  man  im  Nordlande  vier,  in  den  anderen  Landesvierteln 
aber  drei  Dingbezirke  im  Viertel  und  je  drei  Godorde  im  Ding- 
bezirke zählte,  als  von  einem  weit  zurückliegenden  sprechen  kann. 3) 
In  den  beiden  Gesetzbüchern,  welche  in  den  ersten  Jahren  der  nor- 
wegischen Herrschaft  für  Island  erlassen  wurden,  finden  wir  die  Insel 
ganz  übereinstimmend  in  12  namentlich  genannte  Dingbezirke  ge- 
teilt ;  der  Wegfall  des  1 3.  trifft  dabei  das  Ostland,  welches  nur  zwei 
Dingbezirke  bildet,  und  scheint  bereits  in  der  Zeit  des  Freistaates 
eingetreten  zu  sein.4)  In  den  Rechtsbüchern  aus  der  Zeit  des  Frei- 
staates dagegen  finden  wir  keine  ähnliche  Zusammenstellung;  viel- 
mehr müssen  wir  uns  unsere  Kenntnis  der  einzelnen  Dingverbände 
und  Dingstätten  aus  den  geschichtlichen  Quellen  zusammensuchen, 
und  ergibt  sich  aus  diesen,  daß  die  sämtlichen  später  genannten 


x)  Konüngsbök,  59/107 — 8. 

2)  ebenda,  20/38.  3)  ebenda,  117/211. 

4)  Järns.,  Jn'ngfb.  2;  Jönsbök,  2;  vgl.  Jon  Ärnason,  S.  397. 
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Dingverbände  auch  schon  der  älteren  Zeit  angehörten,  nur  daß  neben 
denselben  gelegentlich  auch  noch  von  anderen  Dingstätten  die  Rede 
ist,  bezüglich  deren  es  freilich  schwer  hält,  jederzeit  mit  Sicherheit 
festzustellen,  ob  eine  solche  überhaupt  auf  die  Dauer  in  Gebrauch 
war,  oder  etwa  nur  in  einem  einzelnen  vorübergehenden  Notfalle 
ausnahmsweise  benützt  wurde.  Es  scheint  nicht  am  Platze,  auf  eine 
Aufzählung  und  Erörterung  der  einzelnen  Dingstätten  und  Ding- 
bezirke hier  [wiederum]  einzugehen;1)  dagegen  muß  bemerkt  werden, 
daß  unser  Rechtsbuch  augenscheinlich  bezüglich  der  Frühlingsdinge 
lediglich  die  altüberlieferten  Rechtsvorschriften  vorträgt,  welche  doch 
auf  diejenigen  Dingbezirke,  welche  im  Verlaufe  der  Zeiten  entweder 
zerrissen  oder  umgekehrt  mit  anderen  zusammengelegt  worden  waren, 
unmöglich  unveränderte  Anwendung  rinden  konnten. 

Über  die  Organisation  der  Frühlingsdinge  enthält  aber 
unser  Rechtsbuch  zunächst  folgende  Regeln:  Stets  sollen  drei  Goden 
ihr  Frühlingsding  gemeinsam  halten,2)  eine  Bestimmung,  welche 
doch  unmöglich  für  jene  isolierten  Dingversammlungen  gelten  konnte, 
welche  sich  zufolge  der  Gründung  der  neueren  Godorde  und  der 
Zersplitterung  der  alten  Dingverbände  gebildet  hatten.  Wir  erfahren, 
daß  kurz  nach  dem  Jahre  1004  Höskuldr  Hvitanessgoöi  für  sein 
neues  Godord  eine  eigene  Dingstätte  zu  Hvitanes  hatte,  getrennt  von 
der  althergebrachten  Dingstätte  des  pmgskälajnnges,8)  und  wir  wissen 
auch,  daß  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  I)orsteinn  ])orgilsson  infolge 
eines  Zerwürfnisses  mit  Snorri  goöi  das  Rauömelingagoöorö  aus  dem 
Verbände  des  I)örsness]nnges  zog,  um  für  dasselbe  eine  eigene  Ding- 
stätte im  Straumsfjörör  zu  gründen,  bei  welcher  es  auf  lange  Zeit 
sein  Bewenden  hatte ; 4)  in  beiden  Fällen  konnte  natürlich  von  einer 
gemeinsamen  Haltung  des  Frühlingsdinges  durch  drei  samjnngisgoöar 
nicht  die  Rede  sein ,  und  ähnliche  Vorkommnisse  mußten  sich  oft 
genug  wiederholen.  Weitere  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die 
Zeit  und  Dauer  der  Frühlingsdinge.5)  Die  Versammlung  soll 
nicht  kürzer  währen  als  vier  Tage  und  nicht  länger  als  eine  Woche, 
es  sei  denn,  daß  die  gesetzgebende  Versammlung  am  Alldinge  ihre 
Zustimmung  hierzu  gegeben  hätte;  doch  darf  ausnahmsweise  eine 
Abkürzung  der  Dauer  der  Versammlung  auch  ohne  solche  Zustim- 
mung dann  eintreten,  wenn  im  einzelnen  Falle  alle  Rechtssachen, 

*)  [Siehe  des  Verfassers  ausführliche  Darstellung  oben  S.  50 — 79.] 

2)  Konüngsbök,  56/96. 

3)  Njäla,  108/166.  4)  Eyrbyggja,  56/105. 
h)  Konüngsbök,  56/96. 


406 


Abschnitt  III.    Die  Dingversammlungen. 


welche  in  derselben  zu  verhandeln  waren,  früher  erledigt  und  über- 
dies alle  Dinggenossen  bezüglich  des  früheren  Dingschlusses  einver- 
standen waren. *)  Dabei  soll  die  Versammlung  nicht  vor  dem  Ab- 
laufe der  vierten  Sommerwoche  beginnen  und  nicht  später  als  so 
schließen,  daß  wenigstens  das  söknar])mg,  d.  h.  der  gerichtliche  Teil 
der  zu  verhandelnden  Geschäfte,  mit  dem  Ablaufe  der  sechsten 
Sommerwoche  beendigt  ist;2)  da  der  erste  Sommertag,  wie  schon 
früher  bemerkt,  frühestens  auf  den  9.  und  spätestens  auf  den  15.  April 
fiel,  konnte  hiernach  das  Ding  nicht  vor  dem  7.  Mai  anfangen  und 
nicht  nach  dem  27.  Mai  endigen.  Immer  scheint  dabei  das  Ding 
an  einem  Samstage  begonnen  zu  haben,  da  an  einer  Stelle  unseres 
Rechtsbuches  dem  Goden  zur  Pflicht  gemacht  wird,  so  früh  zu  er- 
scheinen, daß  er  Samstags  noch  vor  Sonnenuntergang  seine  Bude 
bezogen  haben  kann,  während  zugleich  zugunsten  der  Leute,  welche 
zum  Frühlingsding  reisen,  das  legale  Verbot  des  Arbeitens  am  Sams- 
tag nachmittag  erheblich  ermäßigt  wird, s)  und  wirklich  sehen  wir 
einmal  den  pörör  Sturluson  am  Samstage  der  sechsten  Sommer- 
woche zum  pörsnessjjinge  reisen.4)  Hierzu  stimmt  auch  vollkommen, 
daß  eine  andere  Stelle  unseres  Rechtsbuches  die  Aussagen  derjenigen 
Leute  als  ungültig  behandelt,  welche  später  als  am  zweiten  Tage 
der  Dingzeit  zum  värjn'nge  kommen,  5)  während  eine  dritte  speziell 
den  Wahrspruch  der  Geschworenen  nichts  gelten  lassen  will,  wenn 
solche  erst  am  Montage  sich  einfinden.6)  Endlich  erklärt  sich  auch 
hieraus  im  Zusammenhalte  mit  der  regelmäßig  nur  viertägigen  Dauer 
dieser  Versammlungen,  daß  der  Mittwoch  als  derjenige  Tag  galt,  an 
welchem  dieselben  zu  Ende  zu  gehen  pflegten ; 7)  daraus,  daß  ein- 
mal der  Montag  während  der  Dingzeit  als  der  Verfalltag  für  eine 
bestimmte  Zahlung  genannt  wird,  8)  darf  man  jedenfalls  nicht  den 
Schluß  ziehen,  daß  an  diesem  Tage  das  söknar)nng  regelmäßig  be- 
reits vorüber  gewesen  sein  müsse,  wogegen  man  allerdings  darauf 
noch  Gewicht  legen  darf,  daß  gelegentlich  die  Möglichkeit  sich  be- 
rücksichtigt zeigt,  daß  die  „helga  vika"  in  die  Dingzeit  falle,9)  d.  h. 
die  Woche  vor  Pfingsten,10)  was  mit  den  obigen  Angaben  über  die 


x)  Konüngsbök,  56/97  ;  59/107. 

2)  ebenda,  56/96.  3)  ebenda,  10/27— 8;  KrR.  18/96. 

4)  Sturlünga,  V,  38/168. 

5)  Konüngsbök,  56/98.  6)  ebenda,  72/122. 

1)  ebenda,  77/125.         8)  ebenda,  S.  124.  9)  ebenda,  56/98;  58/100. 

10)  So  nach  Jon  SigurÖsson,  im  Diplom.  Island.  I,  S.  593;  nach  {>6rör 
Sveinbjörnsson,  im  Glossar  zur  Gragäs,  wäre  darunter  die  Woche  nach  Pfingsten 
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äußersten  Grenzen  der  Dingzeit  ganz  wohl  übereinstimmt.  Die  Hin- 
wendungen, welche  Päll  Vidalfn  gegen  diese  erhob,  indem  er  das 
var)ung  statt  dessen  bis  in  die  achte  Sommervvoche  henibzubringen 
suchte,1)  sind  von  Jon  Eiriksson  längst  widerlegt,2)  und  neuerdings 
denn  auch  nicht  wieder  aufgegriffen  worden;  in  der  Tat  hindert 
schon  der  Umstand,  daß  das  Allding  seit  dem  Jahre  999  mit  dem 
Donnerstage  der  elften  Sommerwoche,  d.  h.  18. — 24.  Juni  begann, 
und  vorher  sogar  noch  um  eine  Woche  früher,  während  man  die 
beiden  unmittelbar  vorhergehenden  Wochen  auf  die  Dingreise  rech- 
nete, ein  so  spätes  Ansetzen  des  Frühlingsdinges,  da  man  doch  not- 
wendig zwischen  der  Heimkunft  von  diesem  und  der  Abreise  zu 
jenem  Ding  den  Leuten  einige  Zeit  und  Ruhe  gönnen  mußte.  Wie 
übrigens  Anfang  und  Ende  der  Dingzeit  innerhalb  der  oben  er- 
wähnten Grenzen  bestimmt  wurde,  bleibt  ungesagt;  wahrscheinlich 
wohl  durch  eine  Übereinkunft  der  sam)nngisgoöar,  wie  solche  ja  auch 
über  die  Zeit  zu  bestimmen  haben,  in  welcher  die  Gerichte  am  Ding 
ihre  Sitzungen  zu  beginnen  haben.8)  Die  Dingstätte  des  Früh- 
lingsdinges pflegt  ein  für  allemal  bestimmt  zu  sein,  und  wenn  gesagt 
wird,  daß  jedes  Frühlingsding  seinen  bestimmten  Namen  erhalten 
solle,4)  so  ist  hierzu  zu  bemerken,  daß  dieser  Name  regelmäßig  ge- 
rade von  ihr  hergenommen  ist.  Dabei  soll  an  den  überlieferten 
Einrichtungen  bezüglich  der  Frühlingsdinge  festgehalten  werden,  es 
sei  denn,  daß  man  sich  in  Güte  über  eine  Veränderung  einige;  in 
diesem  Falle  wird  selbst  eine  Zusammenlegung  früher  getrennter, 
oder  umgekehrt  eine  Zerlegung  früher  einheitlicher  Dingverbände 
möglich,  wenn  nur  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Formen  dabei 
eingehalten  werden. 5)  Die  beteiligten  Goden  nämlich  haben  sich 
zunächst  unter  sich  über  die  Neuerung  zu  einigen  und  durch  förm- 
lichen Handschlag  zu  deren  Vornahme  zu  verpflichten;  an  der  leiö 
haben  sie  sodann  von  dem  gefaßten  Beschlüsse  ihren  Dingleuten 
Nachricht  zu  geben.  Zu  einer  Veränderung  aber  im  Bestände  des 
Dingverbandes  haben  sie  überdies  die  Zustimmung  der  lögretta  zu 
erholen  und  dieselbe  sodann  am  lögberg  zu  verkündigen,  wobei  der 
Name  des  Dinges  und  die  für  dasselbe  beliebten  Dingmarken  be- 

zu  verstehen;  [ebenso  GuÖbrandr  Vigfüsson,  Icel.  Dictionary,  s.  v.  heilagr;  V. 
Finsen,  Glossar  zur  Gragäs  (III,  S.  695) ;  und  ausführlichst  Fritzner,  s.  v.  heilagr 
(S.  756)]. 

l)  Skyringar,  s.  v.  {)ing,  S.  634—40.  2)  bei  J  6  n  Ärnason,  S.  390 — 96. 

3)  Konüngsbök,  57/99. 

*)  ebenda,  56/97;  59/108.  5)  ebenda,  59/107  —  8. 
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kanntgegeben  werden  müssen.  Es  fehlt  nicht  an  Beispielen  für  der- 
artige Vorkommnisse.  Wir  wissen  z.  B.,  daß  die  Dingstätte  sowohl 
des  I)örsness])mges  als  des  pmgnessjringes  mit  der  Zeit  verlegt  wurde, 
und  daß  das  letztere  im  Zusammenhange  mit  dieser  Verlegung  sogar 
den  neuen  Namen  des  pverärjiinges  annahm ;  wir  wissen  ferner  auch, 
daß  im  Ostlande  noch  zur  Zeit  des  Freistaates  eine  Vereinigung 
zweier  früher  getrennter  Dingverbände  stattgefunden  haben  muß,  da 
bereits  in  der  Järnsiöa  in  dessen  nördlichem  Teile  nur  noch  ein 
Mülajnng  genannt  wird,  während  hier  vordem  neben  demselben  noch 
ein  Sunnudals])ing,  Krakalaekjarfnng  und  Lambaness|)ing  bestanden 
hatte;  wir  wissen  endlich,  daß  im  Nordwesten  der  Insel,  wo  die 
Järnsiöa  nur  ein  porskafjaröarjnng  kennt,  vordem  neben  demselben 
noch  ein  Dyrafjaröarjnng  bestanden  hatte,  welches  eine  Teilung  des 
ursprünglichen  einheitlichen  Verbandes  in  zwei  voraussetzt.  Aber 
auch  das  konnte  vorkommen,  daß  zwei  Dingbezirke,  ohne  im  übrigen 
ihre  Selbständigkeit  aufzugeben,  doch  über  die  Abhaltung  ihrer 
Frühlingsdinge  an  einer  gemeinsamen  Dingstätte  sich  einigten. 1) 
Uber  die  Einrichtungen  an  der  Dingstätte  und  zumal  die  Buden 
der  Dingleute,  ist  bereits  früher  das  Nötige  gesagt  worden,  da 
in  dieser  Beziehung  kein  erheblicher  Unterschied  gegenüber  den  am 
Alldinge  bestehenden  Einrichtungen  zutage  trat.  Die  Verpflich- 
tung, das  Ding  zu  besuchen,  liegt  zunächst  den  drei  Goden 
ob,  welche  zu  demselben  gehören,  und  zwar  müssen  diese  gleich 
zum  Beginne  des  Dinges  kommen,2)  d.  h.  so,  daß  sie  noch  am 
Samstagabend  mit  der  Herrichtung  ihrer  Dingbuden  fertig  werden, 
ehe  es  zur  feierlichen  Hegung  des  Dinges  kommt;3)  kommen  sie 
erst  später,  so  trifft  sie  eine  Buße  von  drei  Mark  und  Verlust  ihres 
Godordes,  ja  sogar  die  Strafe  der  Landesverweisung,  wenn  etwa 
Rechtssachen  von  der  Heimat  aus  an  das  Ding  gebracht  waren,  oder 
auch  am  Dinge  selbst  erst  aufgekommen  waren.4)  Bestimmend  hin- 
sichtlich dieser  Erschwerung  der  Strafe  ist  sicherlich  nur  die  Rück- 
sicht auf  die  Parteien,  welche  infolge  der  Verspätung  des  Goden 
warten  mußten;  die  Klage  auf  Landesverweisung  steht  darum  zu- 
nächst diesen  Parteien  zu,  eventuell  den  samjnngisgoöar  des  Säu- 
migen, und  zwar  zunächst  demjenigen,  der  zuerst  klagen  will,  und 
wenn  nicht  beide  am  Dinge  sind,  demjenigen,  bei  welchem  dies  zu- 
trifft;  subeventuell    mag    jeder    Dingangehörige  (innanjnngsmaör) 

*)  Konüngsbök,  50/87;  62/115;  83/140. 

2)  ebenda,  56/97.  3)  ebenda,  10/27— 8;  KrR.  18/96. 

4)  Konüngsbök,  56/97  und  98;  64/117;  84/142. 
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klagen,  und  wenn  auch  ein  solcher  sich  nicht  hierzu  bereit  findet, 
wird  die  Klagestellung  auch  den  Angehörigen  anderer  Dingverbände 
eröffnet  *)  Wer  die  Klage  auf  Buße  und  Verlust  des  Godordes  zu 
stellen  berufen  ist,  wird  demgegenüber  nicht  gesagt;  wahrscheinlich 
aber  sind  wieder  dieselben  Personen  in  derselben  Reihenfolge  ge- 
meint, nur  selbstverständlich  mit  Ausnahme  der  Parteien,  welche 
Rechtssachen  am  Dinge  zu  verfolgen  haben,  und  mag  es  hiermit 
zusammenhängen,  daß  eine  andere  Stelle, 2)  welche  der  Landesver- 
weisung gar  nicht  erwähnt,  dennoch  der  gleichen  Reihenfolge  der 
Klagsberechtigungen  gedenkt;  mag  sein,  daß  dabei  die  Erwähnung 
dieser  letzteren  nur  irrtümlich  ausgefallen  ist;  mag  sein  aber  auch, 
daß  die  Stelle  älteres  Recht  enthält,  welches  noch  nicht  zwischen 
zwei  Kategorien  von  Fällen  unterschied  und  es  unter  allen  Um- 
ständen bei  Buße  und  Verlust  des  Godordes  bewenden  ließ.  Nur 
wenig  später  als  die  Goden  mußten  die  übrigen  Dinggenossen  er- 
scheinen, welche  die  Versammlung  zu  besuchen  hatten;  nur  ist 
freilich  nicht  ganz  klar,  wieweit  die  Verpflichtung  zum  Dingbesuche 
überhaupt  reichte.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  wird  diese  Ver- 
pflichtung in  einer  Weise  besprochen,  welche  zu  der  Annahme  zwingt, 
daß  dieselbe  allen  zum  Dingverbande  gehörigen  Bauern,  d.  h.  mit 
eigenem  Haushalte  angesessenen  Männern  oblag,  soferne  dieselben 
natürlich  mit  Rücksicht  auf  ihre  persönlichen  Eigenschaften  zum 
Erscheinen  am  Dinge  berechtigt  und  zur  eigenen  Selbstvertretung 
im  Rechtsverkehre  befähigt  waren.  Es  wird  dem  Bauern  ausdrück- 
lich gestattet,  statt  seiner  einen  Vertreter  zum  Ding  zu  schicken,  3) 
und  zwar  kann  er  hierzu  ebensogut  einen  anderen  Bauern  wählen, 
vorausgesetzt  nur,  daß  derselbe  mit  ihm  dem  gleichen  Dingverbande 
angehört,  als  auch  einen  seiner  eigenen  Hausgenossen;  nur  muß 
dieser  Vertreter  gleich  am  ersten  Abend  der  Dingzeit  sich  bei  dem 
betreffenden  Goden  vorstellig  machen  und  ihm  anzeigen,  daß  er 
seinen  Dingmann  zu  vertreten  habe.  Ist  aber  diese  Form  erfüllt,  so 
kann  der  Vertreter  zu  allen  am  Dinge  vorkommenden  Funktionen 
völlig  ebensogut  verwendet  werden,  wie  der  Bauer  selbst  dies  könnte, 
welcher  ihn  geschickt  hat;  dagegen  verfällt  der  Bauer,  der  weder 
selber  kommt  noch  auch  einen  Vertreter  schickt,  in  eine  Buße  von 
drei  Mark,  welche  sein  Gode  bezieht.4)    Auf  der  anderen  Seite  aber 


1)  Konüngsbök,  56/97. 

2)  ebenda,  64/117.  3)  ebenda,  56/98;  59/106—7. 
4)  ebenda,  56/98. 
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gestattet  eine  weitere  Stelle  dem  Goden  für  den  zuletzt  erwähnten 
Fall  die  Wahl,  ob  er  gegen  den  Bauern  „um  heimasetuna"  klagen, 
oder  aber  von  ihm  eine  halbe  Unze  als  Jn'ngfararkaup  fordern  wolle,1) 
und  scheint  hiermit  auf  eine  ähnliche  Einrichtung  hinzudeuten  wie 
sie  bezüglich  des  Alldinges  bestand,  von  dessen  Besuch  man  sich  ja 
eben  durch  die  Entrichtung  dieser  letztgenannten  Zahlung  freikaufen 
konnte;  dies  vorausgesetzt,  wäre  dann  aber  anzunehmen,  daß  auch 
bezüglich  des  Frühlingsdinges  die  Verpflichtung  der  Bauern  zum 
Erscheinen  nur  eine  bedingte,  nämlich  eine  durch  die  Erläge  einer 
bestimmten  Geldsumme  abkaufbare  gewesen  sei.  Indessen  ist  doch 
das  letztere  kaum  wahrscheinlich.  Anders  als  zum  Alldinge,  hatten 
Zeugen  zum  Frühlingsdinge  auf  eigene  Kosten  zu  kommen,  ohne 
daß  sie  berechtigt  gewesen  wären,  die  Kosten  der  Dingreise  von 
demjenigen  in  Anspruch  zu  nehmen,  der  sie  zum  Erscheinen  am 
Dinge  aufforderte, 2)  und  von  hier  aus  ergibt  sich  von  selbst  der 
Schluß,  daß  auch  den  übrigen  Dingleuten  eine  Entschädigung  für 
die  Lasten  des  Dingbesuches  nicht  bezahlt  worden  sein  werde. 
Nirgends  ist  denn  auch  von  einem  ])mgfararkaup  die  Rede,  welches 
an  diejenigen  bezahlt  worden  wäre,  welche  sich  beim  Frühlingsdinge 
einfanden,  und  doch  ist  eine  solche  Zahlung  an  die  Erscheinenden 
das  notwendige  Korrelat  jener  Leistung  seitens  der  Ausbleibenden. 
Endlich  schließt  auch  das  dem  Goden  eingeräumte  Wahlrecht,  ob 
er  auf  Buße  klagen  oder  aber  ein  |nngfararkaup  fordern  wolle,  ganz 
von  selbst  die  Möglichkeit  aus,  daß  es  im  Belieben  des  Bauern  ge- 
standen wäre,  durch  die  Zahlung  des  letzteren  sich  von  der  Pflicht 
des  persönlichen  Erscheinens  freizumachen,  und  wird  demnach  nichts 
anderes  übrig  bleiben,  als  daß  wir  das  Jnngfararkaup,  von  welchem 
die  obige  Stelle  spricht,  in  etwas  anderem  Sinne  verstehen,  als  in 
welchem  ein  solches  beim  Alldinge  vorkam.  Es  kann  hier  nicht 
eine  Abgabe  bedeuten,  durch  deren  Entrichtung  man  sich  von  der 
Verpflichtung  zum  Dingbesuche  freikaufen  konnte,  und  auch  nicht 
eine  Zahlung,  welche  die  Erscheinenden  als  Entschädigung  für  ihre 
Reisekosten  erhielten ;  möglicherweise  kann  es  aber  die  Entschädigung 
bezeichnen,  welche  der  Bauer  dem  Ersatzmanne  zu  geben  hatte, 
welchen  er  als  seinen  Vertreter  zum  Dinge  schickte,  so  daß  also  die 
obige  Bestimmung  einfach  den  Sinn  hat,  daß  dem  Goden  anheim- 
gestellt wurde,  ob  er  den  säumigen  Bauern  zur  Strafe  ziehen  oder 
ob  er  sich  darauf  beschränken  wollte,  ihm  den  Gewinn  abzunehmen, 


x)  Konüngsbök,  59/106 — 7.  2j  ebenda,  56/97. 
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den  er  durch  die  Nichtentsendung  eines  Vertreters  machte.  Übrigens 
war  ausdrücklich  bestimmt,  daß  auch  derjenige  Bauer  einer  Buße 
von  drei  Mark  unterliegen  sollte,  welcher  darum  aus  dem  Dingver- 
bande seines  Goden  trat,  weil  ihn  dieser  wegen  Nichterscheinens 
am  Dinge  belangt  hatte. *)  Es  sollen  aber  alle  diejenigen ,  welche 
überhaupt  zum  Ding  zu  kommen  verpflichtet  sind,  und  insbesondere 
auch  diejenigen,  welche  hier  eine  Rechtssache  zu  führen  oder  in 
einer  fremden  Sache  einer  Beweisführung  zu  dienen  haben,  längstens 
am  zweiten  Tage  der  Dingzeit  erscheinen;2)  wer  später  kommt,  der 
wird  gestraft,  wie  wenn  er  gar  nicht  gekommen  wäre,  die  sich  ver- 
spätende Partei  verliert  überdies  die  Möglichkeit  zu  klagen  oder  sich 
zu  verteidigen,  und  die  Aussagen  der  behufs  einer  Beweisführung 
vorgerufenen  Personen  werden  im  Falle  ihres  verspäteten  Eintreffens 
ungültig, 3)  wobei  selbstverständlich  wieder  dafür  gesorgt  gewesen 
sein  wird,  daß  die  Partei  selbst  dadurch  nicht  zu  Schaden  kam, 
welche  das  ihrige  getan  hatte,  um  den  betreffenden  Zeugen  oder 
Geschworenen  zum  rechtzeitigen  Erscheinen  zu  bestimmen.  Eigen- 
tümliche Bestimmungen  sind  in  Bezug  auf  den  Fall  getroffen,  da 
jemand  um  einer  Beweisführung  willen  gleichzeitig  an  zwei  ver- 
schiedenen Frühlingsdingen  zu  erscheinen  aufgefordert  ist. 4)  Ist  er 
als  Zeuge  zu  beiden  Dingversammlungen  zu  erscheinen  aufgefordert, 
so  soll  er  diejenige  besuchen,  zu  der  er  selber  gehört  und  an  der 
anderen  sein  Zeugnis  durch  die  dritte  Hand  abgeben  lassen;  ist  er 
als  Geschworener  zu  zwei  Versammlungen  berufen,  so  soll  er  die- 
jenige besuchen,  zu  der  er  zuerst  berufen  wurde;  ist  er  endlich  zu 
der  einen  Versammlung  als  Zeuge,  zu  der  anderen  aber  als  Ge- 
schworener berufen,  so  soll  er  die  letztere  besuchen  und  zu  der 
ersteren  sein  Zeugnis  durch  die  dritte  Hand  senden;  letzteres  eine 
Bestimmung,  die  sich  einfach  daraus  erklärt,  daß  zwar  im  Zeugnisse, 
aber  nicht  im  Geschworenendienste  eine  Vertretung  möglich  war. 
Übrigens  können  auch  verspätet  Erscheinende,  ganz  wie  am  All- 
dinge, noch  zu  der  Funktion  eines  Richters  berufen  werden,  wenn 
sie  nur  noch  früher  gekommen  sind,  als  die  Ernennung  der  Richter 
erfolgt;5)  selbstverständlich  wird  aber  auch  hier  wieder,  wie  am  All- 
dinge, der  verspätet  Erscheinende,  der  eine  solche  Funktion  sich 
noch  übertragen  sieht,  dadurch  von  der  Buße  frei  werden,  welche 


'j  Konüngsbök,  59/107.  2)  ebenda,  56/97  und  98. 

z)  Wegen  der  Geschworenen  insbesondere  vgl.  ebenda,  72/122. 

i)  ebenda,  59/107.  5)  ebenda,  56/97. 
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er  durch  sein  verspätetes  Erscheinen  eigentlich  verwirkt  hätte.  Daß 
durch  eine  feierliche  Dinghegung  Qnnghelgi,  Jnnghelgun)  der 
Anfangspunkt,  und  durch  eine  feierliche  Aufsagung  (segja  laust 
|)fngit)  der  Endpunkt  der  Dingzeit  bestimmt  wurde,  ist  bereits  früher 
erwähnt  worden.  Die  Dinghegung,  welche  stets  mit  einem  der  drei 
verbundenen  Godorde  dauernd  verknüpft  war,  hatte  dabei  am  ersten 
Abende  der  Dingzeit,  also  an  einem  Samstage,  vor  sich  zu  gehen,1) 
und  zwar  in  derselben  Weise,  wie  die  Hegung  des  Alldinges;  der 
Name  des  Dinges  mußte  in  der  Hegungsformel  genannt  und  die 
Grenzen  der  Dingmark  mußten  in  derselben  angegeben  werden. 
Die  Aufsagung  des  Dinges  dagegen  erfolgte  stets  Mittags  an  dem 
letzten  Tage  der  Dingzeit,  also  regelmäßig  Mittwochs;2)  auch  sie 
ging  zweifelsohne  von  dem  Vorsitzenden  Goden  aus,  dessen  Präro- 
gative aber  auf  diese  beiden  Formalakte  beschränkt  gewesen  zu  sein 
scheint,  da  nicht  nur  Veränderungen,  welche  bezüglich  der  Ding- 
stätte beliebt  werden  wollten,  sondern  auch  die  Bestimmung  der 
Zeit  für  die  Ausfahrt  der  Gerichte  einer  Übereinkunft  unter  den 
drei  samlnngisgoöar  bedurften.  Die  Bedeutung  aber  jener  rechts- 
förmlichen Feststellung  des  Anfangs-  und  Endpunktes  der  Dingzeit 
war  hier  die  gewöhnliche,  wie  sie  früher  bereits  erörtert  wurde.  Sie 
bezeichnet  also  vor  allem  die  Zeitfrist,  für  welche  der  besondere 
Dingfriede  gilt  und  für  welche  demnach  einerseits  der  höhere  Rechts- 
schutz allen  innerhalb  der  Dingmark  anwesenden  Dingleuten  zugute 
kommt,  und  andererseits  das  Betreten  dieser  Dingmark  durch  un- 
befriedete  Personen  untersagt  ist;  sie  bezeichnet  aber  weiterhin  auch 
die  Zeit,  während  deren  die  Dingleute  bei  Strafe  der  Landesver- 
weisung das  Dingmark  nicht  verlassen  durften.  Überhaupt  wird  jede 
Jnngsafglöpun,  welche  am  värjnnge  erfolgt,  ebenso  bestraft,  wie  wenn 
sie  am  Alldinge  erfolgt  wäre,  und  auch  das  Verfahren  bei  deren 
Verfolgung  soll  dasselbe  sein,  wie  wenn  das  Vergehen  am  Alldinge 
begangen  wäre.3)  Geht  die  Dingstörung  so  weit,  daß  sie  die  Er- 
ledigung der  betreffenden  Verhandlung  am  värjnnge  unmöglich 
macht,  so  geht  die  Klage  an  das  Allding,  und  zwar  an  dasjenige 
Viertelsgericht,  welchem  das  betreffende  vär]3ing  angehört;  ist  der 
Spruch  der  Geschworenen  am  värjnnge  bereits  erfolgt,  so  wird  am 
Allding  sofort  auf  dessen  Grund  das  Urteil  gefällt;  ist  derselbe  noch 
nicht  erfolgt,  so  gelten  alle  zum  värjnnge  vorgerufenen  Zeugen  und 


1   Konüngsbök,  56/97. 

2)  ebenda,  59/107.  3)  ebenda,  58/106. 
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Geschworenen  eo  ipso  als  zum  Alldinge  berufen,  und  haben  nun- 
mehr dort  ihr  Zeugnis  oder  ihren  Wahrspruch  abzugeben.  -  Sehr 
fraglich  ist  übrigens,  wieweit  am  varjnnge,  der  Organisation  des  All- 
dinges entsprechend ,  von  Ausschüssen  die   Rede   war ,  durch 
welche  die  öffentliche  Tätigkeit,  welche  an  demselben  entfaltet  wurde, 
zur  Geltung  kam.     Unser  Rechtsbuch  gedenkt  lediglich   der  Be- 
stellung eines  Gerichtes  (dömr),  in  welches  jeder  der  drei  samjringis- 
goöar  je  zwölf  Mitglieder  zu  ernennen  hatte,  so  daß  das  ganze  Ge- 
richt deren  36  zählte;1)  daneben  aber  wird  ganz  vereinzelt  einmal 
in  einer  einzigen  Sage  einer  lögretta  Erwähnung  getan,  welche 
am  Hegranessliinge  zusammengetreten  sei. 2)    Es  ist  kaum  denkbar, 
daß  neben  dem  Gerichte  noch  eine  weitere  Versammlung  innerhalb 
des  Frühlingsdinges  gestanden  habe,  da  ihrer  sonst  doch  wohl  in 
unserem  Rechtsbuche   irgendwo   hätte  Erwähnung   getan  werden 
müssen;  es  wird  demnach  angenommen  werden  dürfen,  daß  die 
Bezeichnung  lögretta  lediglich  auf  das  Gericht  selbst  zu  beziehen 
und  daß  somit  in  deren  Gebrauch  an  jener  Stelle  lediglich  ein  Rest 
des  ältesten,  norwegisch-isländischen  Sprachgebrauches  zu  sehen  sei, 
welcher  als  lögretta  eine  zugleich  gesetzgebende  und  richtende  Ver- 
sammlung bezeichnet  hatte,  oder  auch,  daß  dabei  der  Sprachgebrauch 
der  Järnsiöa  und  Jönsbök  maßgebend  gewesen  sei,  was  bei  einer 
Sage,  die  ihre  jetzige  Gestalt  erst  nach  des  Sturla  pöröarson  Zeiten 
(f  1284)  erhielt, 3)  keineswegs  unmöglich  wäre.    Eine  weitere  Be- 
sonderheit aber,  deren  gelegentlich  in  Bezug  auf  die  Frühlingsdinge 
gedacht  wird,  ist  der  hier  wiederholt  auftretende  Unterschied  eines 
söknarjnng  und  skuldajnng.     Es  wurde  bereits  gelegentlich 
erwähnt,  daß  der  Termin,  über  welchen  hinaus  das  vär])fng  nicht 
währen  sollte,  lediglich  mit  Rücksicht  auf  das  soknarlnng  bestimmt 
war;4)  dieses  mußte  längstens  mit  dem  Ablaufe  der  sechsten  Sommer- 
woche zu  Ende  sein,  womit  denn  doch  von  selbst  gesagt  ist,  daß 
ein  anderer  Teil  der  Funktionen  des  Frühlingsdinges  noch  länger 
währen  möge.    Eben  dahin  weist,  wenn  gesagt  wird,  es  sei  das  An- 
suchen um  die  Abhaltung  eines  feränsdömr  an  dem  Tage  zu  stellen, 
an  welchem  das  söknar|jing  schließe,5)  oder  gewisse  Zahlungen  seien 
zu  machen  14  Tage  nach  dem  söknarjnnge ; 6)  der  Gegensatz  aber 
zu  diesem  söknarjnnge  tritt  hervor,  wenn  gesagt  wird,  gewisse  La- 


1)  Konungsbök,  57/98. 

2)  Grettla,  82/163.  3)  ebenda,  49/11 1  und  95/208. 
4j  Konungsbök,  56/96. 

3j  ebenda,  59/108.  6)  ebenda,  65/117 — 18. 
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düngen  könnten  am  vär])inge  nur  gemacht  werden  „meöan  söknar- 
[)mg  er  fast",  während  andere  zulässig  seien  „lengr  er  söknarping 
er  laust,  ])öat  skuldaping  se  fast",1)  oder  die  eidliche  Zuführung  von 
Unterstützungsbedürftigen  sei  zulässig  „j)ött  skulda|nng  se  fast,  ef 
söknar]Ding  er  laust".2)  Man  sieht  aus  diesen  Stellen,  daß  das  skulda- 
l>ing  dem  söknar])inge  nachzufolgen  pflegte;  einige  andere  Stellen 
aber  scheinen  darauf  hinzudeuten,  daß  sich  dasselbe  nicht  oder  doch 
nicht  notwendig  an  das  letztere  in  ununterbrochener  Folge  anschloß. 
Es  wird  uns  gesagt,  daß  es  als  genügende  Bezeichnung  von  Ort  und 
Zeit  einer  Zahlung  anzusehen  sei  (eindagi),  wenn  dieselbe  unter  Be- 
zeichnung der  Dingstätte  auf  das  skulda]ii'ng  verlegt  werde,  nachdem 
die  Dingleute  eine  Nacht  daselbst  gewesen  seien;3)  es  wird  uns 
andererseits  auch  gesagt,  daß  man  gewisse  Anzeigen  machen  müsse 
an  demjenigen  söknar]iinge,  dem  man  selber  zugehöre,4)  und  in  einer 
Geschichtsquelle  erzählt,  wie  man  einmal  dem  Vöölujnnge  im  Nord- 
lande die  Eigenschaft  eines  söknarjnnges  entzogen  habe  wegen  der 
schweren  Kämpfe,  welche  an  demselben  unter  den  verschiedenen 
ihm  zugehörigen  Häuptlingen  ausgebrochen  waren. R)  Die  erstere 
Angabe  läßt  auf  eine  gewisse  zeitliche,  und  die  letzteren  Angaben 
lassen  auf  eine  gewisse  räumliche  Selbständigkeit  des  skuldafunges 
gegenüber  dem  söknarjnnge  schließen,  und  es  fehlt  nicht  an  Stellen, 
welche  nach  beiden  Seiten  hin  diesen  Schluß  unterstützen.  Von 
den  Bußen,  auf  welche  am  Frühlingsdinge  erkannt  wird,  heißt  es, 
sie  sollten  an  der  Dingstätte  selbst  erlegt  werden,  14  Tage  nach 
dem  Ende  des  söknar]nnges ; 6)  der  Name  des  skuldafnnges  wird 
dabei  allerdings  nicht  genannt,  aber  es  ist  kaum  möglich,  die  Be- 
ziehung auf  dasselbe  zu  verkennen,  und  zeigt  sich  demnach  hier,  wie 
dasselbe,  wenn  auch  an  derselben  Dingstätte  mit  dem  söknarpinge 
gehalten,  doch  der  Zeit  nach  von  diesem  einigermaßen  ablag.  Ander- 
wärts ist  von  einem  skuldamöt  die  Rede,  welches  die  Leute  in  dieser 
und  jener  Gegend  abzuhalten  pflegen,  und  es  wird  gesagt,  daß  die 
Sachwerte,  wie  sie  sich  hier  für  den  Tauschverkehr  herausstellen,  für 
die  nächste  Zeit  in  der  betreffenden  Gegend  als  die  anerkannten  Markt- 
preise gelten  sollen.7)    Es  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  mit  diesem 

*)  Konüngsbök,  58/101 — 2.  2)  Ömagab.  7/249. 

3)  Konüngsbök,  221/140;  Festa  b.,  59/383 — 4  und  Kaupab.  2/391. 

4)  Konüngsbök,  225/158;  Kaupab.  19/421 — 22. 

5)  Sturlünga,  III,  13/140.  6)  Konüngsbök,  65/117 — 8. 

7)  ebenda,  6/20 — 21;  KrR.  15/70;  Konüngsbök    221/143 — 44;  Kaupab. 
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skuldamöt  genau  dasselbe  bezeichnet  werden  will,  was  mit  unserem 
skuldafung  bezeichnet  wird,  nämlich  eine  Zusammenkunft  zum  Be- 
hufe  der  Abwicklung  von  Schuldverhältnissen,  deren  Ort  und  Zeit 
ein  für  allemal  bestimmt  war;  mit  dem  skuldadömr,  welcher  behufs 
der  Auseinandersetzung  eines  überschuldeten  Nachlasses  gehalten 
wurde,  hat  jedenfalls  weder  das  skuldamöt  noch  das  skuldu|nng  etwas 
zu  tun.  Wohl  aber  scheint  es  sich  auf  das  letztere  zu  beziehen,  wenn 
gelegentlich  von  gjalddagar  die  Rede  ist,  welche  mehreren  Personen 
gemein  sind.  Als  gjalddagi  wird  teils  der  Zahlort,1)  teils  die  Zahl- 
zeit bezeichnet, 2)  wie  solche  allenfalls  auch  vertragsweise  bestimmt 
sein  mögen,  also  ziemlich  dasselbe,  was  auch  wohl  eindagi  heißt; 
nicht  minder  aber  kann  derselbe  Ausdruck  auch  Ort  und  Zeit  einer 
Zahlung  bezeichnen,  welche  gesetzlich  bestimmt  sind,  und  nur  in 
jenem  Sinne  kann  der  Ausdruck  in  jenem  Zusammenhange  ver- 
standen werden,  da  dieser  Zusammenhang  ja  auf  eine  mehrfachen 
Personen  gemeinsame,  dauerndere  Einrichtung  hinweist.  So  wird 
z.  B.  bei  einer  Vindikation  von  Land  und  der  dadurch  bedingten 
Gewährleistung  der  Verluste  ausgesprochen,  daß  die  Zahlung  der  zu 
refundierenden  Kaufgelder  durch  Urteilsspruch  auf  die  nächsten 
gjalddagar  verlegt  werden  solle,  d.  h.  auf  den  ersten  Donnerstag 
nach  Ablauf  der  siebenten  Sommerwoche,  und  auf  das  abvindizierte 
Grundstück,  es  sei  denn,  daß  die  sämtlichen  Beteiligten  gemeinsame 
gjalddagar  haben,  in  welchem  Falle  diese  an  die  Stelle  treten  sollen;3) 
ein  andermal  wird  von  einer  Zahlung  gesprochen,  die  der  Schuldner 
ebenfalls  wieder  am  ersten  Donnerstag  nach  Ablauf  der  siebenten 
Sommerwoche  und  an  seinem  eigenen  Wohnorte  zu  entrichten  hat, 
es  sei  denn,  daß  beide  ihre  gjalddagar  gemein  haben.4)  Die  Ver- 
legung des  gjalddagi  auf  den  Donnerstag,  mit  welchem  die  achte 
Sommerwoche  beginnt,  kehrt  auch  sonst  noch  öfter  wieder;5)  aus 
jenen  anderen  Stellen  aber  scheint  sich  zu  ergeben,  daß  jene  für 
mehrere  Personen  gemeinsame  Zahlzeit  wenigstens  annähernd  in 
dieselbe  Zeit  fiel.  Da  nun  das  söknarjnng  frühestens  mit  der  fünften 
.  Sommerwoche  und  spätestens  mit  der  sechsten  schloß,  paßt  diese  dem 
gemeinsamen  gjalddagi  zugewiesene  Zahlzeit  vortrefflich  auf  die  für 
das  skuldafjing  sich  ergebende.   Ich  bemerke  noch,  daß  mir  bezüglich 

l)  Sturlünga,  I,  27/47. 

2j  Konüngsbök,  H4/33;  Festa  b.,  6/313. 

3J  Konüngsbök,  172/78;  Landabrb.  1/210. 

4J  Konüngsbök,  122/235;  Arfa  b.,  10/199— 200. 

5)  z.  B.  Konüngsbök,  192/99 — 100;  Landabrb.  12234 — 5. 
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einer  einzelnen  Frühlingsdingstätte  auf  Island  noch  der  Ort  nach- 
gewiesen wurde,  an  welchem  das  skuldajung  gehalten  wurde.  Mitten 
im  Skjälfondafljöt,  einem  mächtigen  Strome  des  Nordlandes,  liegt 
eine  ziemlich  geräumige  Insel,  welche  von  dem  auf  ihr  gehaltenen 
Frühlingsdinge  den  Namen  f)ingey  trug,  während  die  Dingversamm- 
lung selbst  wieder  nach  dieser  ihrer  Dingstätte  als  I)ingeyjar])ing 
bezeichnet  wurde;  hart  bei  derselben  liegt  aber  im  gleichen  Strome 
noch  eine  kleinere  Insel,  welche  als  Skulda]nngsey  bezeichnet  wird, 
und  welche  somit  durch  diesen  ihren  Namen  an  den  alten  Gegen- 
satz des  söknar])inges  und  skulda)jfnges  erinnert.  Alles  in  allem 
scheint  die  Sache  hiernach  folgendermaßen  zu  stehen.  An  das 
söknarjnng,  welches  die  gerichtlichen,  und  wohl  auch  alle  sonstigen 
politischen  Funktionen,  welche  dem  Frühlingsdinge  zukamen,  aus- 
zuüben berufen  war,  schloß  sich  eine  weitere  Zusammenkunft  an, 
welche  der  Abwicklung  aller  und  jeder  Zahlgeschäfte  unter  den 
Dinggenossen  zu  dienen  bestimmt  war.  Eben  weil  ohne  alle  poli- 
tische Bedeutung,  während  doch  andererseits  eine  Art  Fortsetzung 
des  söknarlringes  bildend,  wird  diese  zweite  Versammlung  bald  als 
skulda]nng,  bald  als  skuldamöt  bezeichnet;  sie  wird  bei  der  Ding- 
stätte selbst  gehalten,  aber  doch  nicht  gerade  immer  an  demselben 
Platze  wo  das  söknarjnng  selbst;1)  sie  kann  je  nach  Umständen 
länger  oder  kürzer  dauern,  ist  aber  immer  so  abzuhalten,  daß  der 
gemeingültige,  gesetzliche  Zahltag  entweder  in  ihre  Dauer  herein- 
fällt, oder  doch  nur  unbedeutend  über  sie  hinaus.  Es  läßt  sich  nicht 
verkennen,  daß  die  Einrichtung  dieses  skuldajnnges  eine  sehr  auf- 
fällige Ähnlichkeit  mit  den  Zahltagen  hat,  welche  vielfach  an  unseren 
Messen  eingeführt  zu  sein  pflegen;  daß  die  Vorteile,  welche  die 
Festsetzung  von  solchen  durch  die  Ermöglichung  einer  ausgiebigen 
Skontration  bot,  zur  Erleichterung  der  zu  machenden  Zahlungen 
dabei  nicht  minder  ins  Auge  gefaßt  wurden  als  der  Gewinn  an  Zeit 
und  Mühe,  der  sich  durch  die  Vermeidung  des  Reisens,  sei  es  nun 
zum  Gläubiger  oder  zum  Schuldner  ergab,  läßt  sich  nicht  bezweifeln, 
und  in  der  Tat  mußten  beiderlei  Vorteile  in  einem  Lande  ganz  be- 
sonders hervortreten,  dessen  Ausdehnung  und  Unwegsamkeit  das 
Reisen  so  sehr  beschwerlich  macht,  während  zugleich  dessen  Mangel 
an  barem  Geld  die  auf  Naturalleistungen  und  Tauschverkehr  ange- 
wiesenen effektiven  Zahlungen  gewaltig  erschwert. 


*)  vgl-  Konüngsbök,  65/117 — 8:  bar  ä  bingstööinni,  sem  bi'ngunautar  verÖa 
ä  sättir. 


§  i2.    Die  Frübliugsdüige. 


4*7 


Was  übrigens  die  Kompetenz  der  F  r  ü  h  1  i  n  g  s  d  i  n  g  c  be- 
tritt, so  ist  diese  zwar  vorzugsweise,  aber  keineswegs  ausschließlich 
auf  die  Verhandlung  und  Aburteilung  von  Rechtssachen  beschränkt. 
Wir  können  zunächst  nicht  bezweifeln,  daß  von  denselben  in  ge- 
wissem Umfange  gesetzgebende  Gewalt  ausgeübt  wurde,  ob- 
wohl unsere  Rechtsbücher  uns  weder  über  den  Umfang  noch  über 
die  Form,  in  welcher  sie  geübt  wurde,  genügenden  Aufschluß  geben. 
Ausdrücklich  wird  uns  bezeugt,  daß  die  Frühlingsdinge  befugt  waren, 
ihre  Dingordnung  (|)fngsköp)  sich  selbst  zu  setzen,  soferne  nur  da- 
durch den  Vorschriften  des  gemeinen  Landrechtes  kein  Abbruch 
getan  wurde ;  *)  daß  ferner  eine  Veränderung  im  Bestände  der  Ding- 
bezirke von  ihnen  beliebt  werden  konnte,  bezüglich  deren  freilich 
die  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Versammlung  am  Alldinge 
erholt  werden  mußte;2)  daß  endlich  eine  Verlängerung  oder  auch 
eine  Abkürzung  ,  der  an  und  für  sich  vorgeschriebenen  Dingzeit  hier 
beschlossen  werden  konnte,  nur  daß  zu  solchem  Beschlüsse,  wenn 
es  sich  dabei  um  mehr  als  eine  ganz  vorübergehende  Maßregel 
handelte,  ebenfalls  wieder  die  Genehmigung  der  Gesamtgesetzgebung 
des  Landes  zu  erbitten  war.8)  Vielleicht  darf  auch  hierher  bezogen 
werden,  daß  einmal  in  Bezug  auf  das  Frühlingsding  von  Verkündi- 
gungen die  Rede  ist,  welche  „1  Jnngbrekku,  eöa  1  ]ieim  staö,  er  menn 
eru  vanir  at  hafa  uppsögu"  vor  sich  gehen  sollen,  4)  oder  von  An- 
zeigen, welche  man  am  Herbstdinge  „1  ]:ungbrekku  eöa  ]iar,  er  menn 
segja  nymaeli"  zu  machen  hat, 5).  obwohl  der  Ausdruck  allerdings 
nicht  beweisend  ist;  die  Verkündigung  von  Novellen  kann  auf  die 
am  Alldinge  von  der  lögretta  beschlossenen  ebensogut  sich  beziehen, 
da  ja  bezüglich  ihrer  eine  nachträgliche  Publikation  an  der  leiö  nach- 
weisbar gesetzlich  vorgeschrieben  war,  und  der  Ausdruck  „uppsaga" 
braucht  vollends  überhaupt  nicht  auf  die  Verkündigung  legislativer 
Beschlüsse  bezogen  zu  werden,  da  er  ganz  ebensogut  auch  Publi- 
kationen ganz  anderer  Art,  z.  B.  einer  ergangenen  Verurteilung  zur 
Acht  oder  Landesverweisung,  eines  gefällten  Schiedsspruches  u.  dgl  m. 
bezeichnen  kann,  wie  denn  auch  wirklich  gelegentlich  die  Jnngbrekka 
als  der  Ort  bezeichnet  wird,  „er  menn  maela  mälum  sinum".  6)  An 
keiner  der  obigen  Stellen  wird  angegeben,  ob  die  betreffenden  Be- 

J)  Konüngsbök,  57/98 — 99. 

2)  ebenda,  59/107 — 8.  3)  ebenda,  56/96  und  97;  59/107. 
4j  ebenda,  100/176;  Vi'gslöÖi,  43/82. 

3)  Konüngsbök,  202/116;  Landabrb.  41/317. 
6)  Konüngsbök,  81/137;  vgl.  Kaupab.  64/478. 

.Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  27 
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Schlüsse  von  der  Gesamtheit  aller  Dingleute,  oder  nur  von  den  drei 
Goden  des  Dingbezirkes,  oder  von  einem  durch  diese  bestellten  Aus- 
schusse, wie  etwa  dem  Gerichte,  das  ja  gelegentlich  als  lögretta  be- 
zeichnet wird,  gefaßt  wurden;  indessen  deutet  doch  die  Verweisung 
auf  die  Jn'ngheyjendir  beim  Setzen  der  jnngsköp,  auf  die  fungunautar 
bei  der  Bestimmung  der  Dingzeit,  endlich  auf  die  „menn"  bei  der 
Verlegung  der  Dingstätte  eher  auf  eine  Beteiligung  der  Gesamtheit 
der  Dingleute,  woneben  ein  vorzugsweiser  Einfluß  der  Goden,  und 
zumal  eine  Vertretung  der  Gesamtheit  durch  dieselben  bei  der  for- 
mellen Feststellung  einer  bezüglichen  Ubereinkunft  durch  handsöl, 
immerhin  bestehen  kann.  —  Was  sodann  die  gerichtliche  Tätig- 
keit der  Frühlingsdinge  betrifft,  so  ist  bereits  erwähnt  worden,  daß 
und  wie  das  Gericht  durch  die  drei  samjjmgisgoöar  besetzt  wird, 
woraus  sich  von  selbst  das  Irrige  der  Annahme  Schlegels  ergibt,1) 
daß  die  Goden  selber  im  Gerichte  mit  gesessen  seien.  Dabei  bilden 
die  36  von  den  drei  sam])ingisgoöar  ernannten  Richter  ein  einziges 
Gericht,  nicht  aber,  wie  dies  Schlegel  annehmen  zu  wollen  scheint, 
je  die  zwölf  von  einem  jeden  Goden  ernannten  ein  eigenes;  es  er- 
gibt sich  dies  teils  daraus,  daß  unser  Rechtsbuch  immer  nur  von 
einem  dömr  spricht,  nie  von  dömar,  teils  aus  der  für  alle  norwegisch- 
isländischen Dinggerichte  konstanten  Zahl  von  36  Richtern,  teils 
endlich  auch  daraus,  daß  der  Beginn  der  Sitzungen  durch  die  Über- 
einkunft aller  drei  Goden  festgestellt  wird,  während  seine  Bestimmung 
doch  sicherlich  für  jedes  einzelne  Gericht  dem  betreffenden  Goden 
allein  überlassen  worden  wäre,  wenn  für  jedes  einzelne  Godord  ein 
besonderes  Gericht  bestanden  hätte.  Auch  in  diesem  Gerichte  sitzen 
die  einmal  ernannten  Richter  für  alle  Fälle,  welche  überhaupt  in  dem 
betreffenden  Gerichte  zur  Verhandlung  kommen ; 2)  über  die  Eigen- 
schaften, welche  für  den  Ernannten  erforderlich  sind,  damit  er  im 
Gerichte  sitzen  könne,  sowie  über  die  Voraussetzungen,  unter  welchen 
ein  solcher  von  den  Streitteilen  rekusiert  werden  könne,  gibt  unser 
Rechtsbuch  keinen  Aufschluß,  obwohl  es  des  Rekusationsverfahrens 
als  auch  in  den  Frühlingsgerichten  üblich  Erwähnung  tut,3)  und  man 
wird  somit  dieserhalb  die  bezüglich  der  Viertelsgerichte  gegebenen 
Vorschriften  auch  auf  diese  herüberziehen  dürfen.  Die  Zeit  für  den 
Beginn  der  Gerichtssitzungen  wird  von  den  Goden  nach  Stimmen- 
mehrheit festgesetzt;4)  nur  müssen  dieselben  so  früh  am  Tage  be- 


1)  Comment.,  S.  LXXXVII. 

2)  Konüngsbök,  57/98.  3)  ebenda.  4)  ebenda,  57/99- 


$  12.    Die  Frühlingsdinge. 


419 


ginnen,  daß  alle  Rechtssachen,  welche  an  dem  Gerichte  anhängig 
gemacht  worden  sind,  noch  vor  Sonnenuntergang  in  dasselbe  ein- 
geführt werden  können. L)  Bezüglich  des  Verfahrens  im  Gerichte 
entscheidet  natürlich  prinzipiell  die  Analogie  des  Verfahrens  in  den 
Viertelsgerichten,  wie  denn  oben  bereits  bemerkt  wurde,  daß  für  die 
ju'ngsköp  überhaupt  die  am  Alldinge  maßgebenden  Grundsätze  im 
großen  und  ganzen  galten;  es  wird  aber  überdies  auch  noch  be- 
züglich einer  Reihe  von  Einzelheiten  ausdrücklich  hervorgehoben, 
daß  es  bezüglich  derselben  am  Frühlingsdinge  ebenso  gehalten 
werden  solle  wie  am  Alldinge.  Insbesondere  gilt  dies  bezüglich  des 
Auslosens  der  Reihenfolge,  in  welcher  die  einzelnen  Sachen  zur  Ver- 
handlung kommen  sollen,  bezüglich  der  Ableistung  der  Kalumnien- 
eide,  sowie  bezüglich  des  Vortrages  der  Klage  und  der  Verteidigung.2) 
So  soll  ferner  jede  am  värjnnge  begangene  [nngsafglöpun  ebenso  be- 
straft und  bei  der  Verhandlung  der  betreffenden  Klage  ebenso  ver- 
fahren werden,  wie  wenn  der  Verstoß  am  Alldinge  begangen  worden 
wäre ; s)  doch  gilt  für  den  Fall  etwas  Besonderes,  da  die  Dingstörung 
so  weit  reicht,  daß  sie  die  Erledigung  der  betreffenden  Rechtssache 
am  värjDinge  ganz  und  gar  verhindert,  soferne  für  diesen  Fall  die 
Strafklage  sowohl  als  auch  die  Verhandlung  in  der  Hauptsache  so- 
fort an  das  Allding  übergeht.  Etwas  Besonderes  gilt  ferner  für  den 
anderen  Fall,  „ef  ä  gögn  er  kveöit  ä  vär]nngi",  oder  wie  es  auch 
ausgedrückt  wird,  „ef  menn  bera  ljügkviöo  eöa  ljügvsetti".4)  Ist  der 
Zeuge  oder  Geschworene,  dessen  Aussage  angefochten  werden  soll, 
ein  Angehöriger  desselben  .Dingverbandes,  vor  welchem  die  Haupt- 
sache anhängig  ist,  so  muß  die  Klage  wegen  der  falschen  Aussage 
sofort  hier  am  Frühlingsdinge  anhängig  gemacht  werden;  gehört  er 
dagegen  einem  anderen  Dingverbande  an,  so  hat  der  Kläger  die 
Wahl,  ob  er  die  Klage  an  diesem  Frühlingsdinge  stellen  oder  ob  er 
sie  erst  an  das  Allding  bringen  wolle,  jedoch  wird  man  wohl,  wenn- 
gleich bei  dieser  Gelegenheit  nichts  davon  erwähnt  wird,  nach  der 
Analogie  anderer,  verwandter  Fälle  annehmen  dürfen,  daß  dabei 
dem  Fremden  das  Recht  zustand,  gegen  die  Verhandlung  am  Früh- 
lingsdinge, wenn  er  wollte,  durch  Einlegung  eines  goöalyritti  zu 
protestieren.  Im  einen  wie  im  anderen  Falle  geht  indessen  die  Ver- 
handlung in  der  Hauptsache  fort,   wie  wenn  die  angefochtene  Aus- 


')  Konüngsbök,  58/99. 

2j  ebenda,  58/99.  3)  ebenda,  58/100. 

4j  ebenda,  58/100 — 101. 
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sage  unangefochten  geblieben  wäre ;  wenn  aber  dann  auf  Grund  der 
Strafklage  gegen  den  Zeugen  oder  Geschworenen  deren  Falschheit 
sich  herausstellt,  so  soll  auf  Antrag  des  Klägers  zugleich  auch  auf 
Kassation  des  in  der  Hauptsache  gefällten  Spruches  erkannt  werden, 
und  hat  das  die  Kassation  aussprechende  Gericht  sofort  auch  in  der 
Hauptsache  selbst  zu  erkennen.  Kommt  es  am  Frühlingsdinge  selbst 
zur  Kassation,  so  sollen  aber  bezüglich  des  Referates  und  des  ganzen 
übrigen  Verfahrens  genau  dieselben  Formen  eingehalten  werden,  wie 
sie  am  Alldinge  üblich  sind,  und  kann  überdies  die  Sache,  wenn  es 
zu  einer  Gerichtsspaltung  kommt,  doch  noch  ans  Allding  devolvieren. 
Dies  die,  allerdings  in  nicht  ganz  klarer  Weise  vorgetragenen,  Vor- 
schriften unseres  Rechtsbuches.  Vergleicht  man  dieselben  mit  dem, 
was  oben  über  das  Verfahren  bei  Anfechtung  einer  im  Viertels- 
gerichte abgegebenen  Beweisaussage  zu  berichten  war,  so  ergibt 
sich  eine  sehr  auffällige,  zwiefache  Differenz.  Einmal  nämlich  de- 
volviert  die  Klage  wegen  eines  im  Viertelsgerichte  abgelegten  ljüg- 
vaetti  oder  Ijügkviör  unter  allen  Umständen  an  das  fünfte  Gericht, 
ohne  jemals  an  dem  in  der  Hauptsache  kompetenten  Viertelsgerichte 
verhandelt  und  entschieden  werden  zu  können;  zweitens  aber  wird 
die  Verhandlung  der  Hauptsache  im  Viertelsgerichte  einstweilen 
sistiert,  bis  im  fünften  Gerichte  über  die  Straf  klage  aberkannt  ist, 
und  kann  demnach  bei  der  Fällung  des  Erkenntnisses  in  der  Haupt- 
sache das  in  der  Strafsache  ergangene  Urteil  bereits  berücksichtigt 
werden,  so  daß  eine  unnütze  Verhandlung  sowohl  als  eine  nach- 
trägliche Kassation  eines  auf  Grund  einer  solchen  gefällten  Erkennt- 
nisses vermieden  bleibt.  Selbstverständlich  kann  diese  Differenz  keine 
ursprüngliche  gewesen  sein,  und  es  fragt  sich  demnach  nur,  ob  die 
bei  den  Frühlingsgerichten  oder  die  bei  den  Viertelsgerichten  geltende 
Regel  die  ältere  sei.  Da  möchte  ich  nun  annehmen,  daß  die  Ver- 
weisung der  Strafklage  gegen  den  Zeugen  oder  Geschworenen  an 
das  höhere  Gericht  die  ursprüngliche  Regel  gebildet  habe.  Ein  Be- 
dürfnis nach  einem  fünften  Gerichte  am  Alldinge,  das  über  in  den 
Viertelsgerichten  vorgeführte  ljüggögn  sprechen  sollte,  konnte  nämlich 
nur  unter  der  Voraussetzung  sich  geltend  machen,  daß  eine  Ver- 
handlung derartiger  Sachen  in  den  betreffenden  Viertelsgerichten 
selbst  als  schlechthin  undenkbar  erschien;  dies  vorausgesetzt,  läßt 
sich  dann  aber  auch  nicht  absehen,  warum  die  Aburteilung  einer 
derartigen  Strafsache  an  einem  Frühlingsgerichte,  welches  mit  der 
Hauptsache  befaßt  war,  für  zulässig  gegolten  haben  sollte,  da  ja  hier 
und  dort  ganz  dieselben  Gesichtspunkte  maßgebend  sein  mußten, 
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und  umgekehrt  würde  sicherlich  auch  am  Frühlingsdinge  die  Er- 
richtung eines  dem  fünften  Gerichte  analogen  Oberhofes  nötig  be- 
funden worden  sein,  wenn  nicht  für  dieses  das  entsprechende  Viertels- 
gericht ohnehin  bereits  einen  solchen  gebildet  hätte.  Andererseits 
aber  scheint  mir  die  Behandlung  der  Straf  klage  wegen  ljüggögn  als 
Inzidenzpunkt  des  Hauptprozesses  als  durchaus  unursprünglich.  Ks 
läßt  sich  schwer  denken,  daß  man  eine  Verhandlung  am  Frühlings- 
dinge  auf  ein  volles  Jahr  unterbrochen  haben  sollte,  um  inzwischen 
am  Alldinge  einen  Inzidenzpunkt  erledigen  zu  lassen;  es  entspricht 
auch  wenig  dem  Geiste  der  älteren  Zeit,  daß  man  die  eidlich  ab- 
gegebene Aussage  eines  gesetzlich  zum  Dienst  als  Zeuge  oder  Ge- 
schworener berufenen  Mannes  auf  das  bloße  Wort  eines  Streitteiles 
hin  in  ihrer  Geltung  suspendiert  hätte,  während  es  vollkommen  im 
Sinne  der  älteren  Anschauungen  liegt,  daß  man  solche  Aussage  als 
zu  Recht  beständig  insolange  betrachtete,  bis  das  Gegenteil  evident 
hergestellt  war;  endlich  würde  auch  wohl  das  ältere  Recht,  das 
kurze,  schneidig  durchgeführte  Fristen  im  Prozesse  liebte,  eine  An- 
fechtung von  Beweisaussagen  nach  erfolgtem  Urteil  nicht  mehr  ge- 
stattet haben,  wenn  es  eine  solche  vor  erfolgtem  Spruche  zugelassen 
hätte,  während  es  zugleich,  um  die  völlige  Unparteilichkeit  des  in 
der  Strafsache  erkennenden  Gerichtes  zu  sichern,  sich  dringendst  em- 
pfehlen mußte,  dieses  von  dem  mit  der  Hauptsache  befaßten  völlig 
zu  scheiden.  Von  diesem  Ausgangspunkte  aus  ergibt  sich  dann  aber 
die  Folgerung,  daß  zunächst  am  Alldinge  bei  oder  nach  der  Errich- 
tung des  fünften  Gerichtes  die  Behandlung  der  Klagen  um  ljüggögn 
als  eines  Inzidenzpunktes  in  der  Hauptsache  aufgekommen  sein  muß, 
welcher  hier  in  der  Tat  die  obigen  Bedenken  nicht  im  Wege  standen, 
da  ja  hier  der  Oberhof  mit  dem  betreffenden  Untergerichte  zu  gleicher 
Zeit  und  am  gleichen  Orte  saß,  also  der  Zug  an  das  höhere  Gericht 
ohne  allen  Zeitverlust  vor  sich  gehen  konnte;  hier  also  mußte  der 
oben  berührte  Vorteil  der  Vermeidung  einer  unnützen  Verhandlung 
und  eines  unnützen  Spruches  am  ersten  einleuchten,  soferne  ihm 
hier  keinerlei  erhebliche  anderweitige  Bedenken  entgegenstanden. 
Später  erst  scheint  dann  der  Wunsch,  den  Vorteil  einer  rascheren 
Erledigung  der  Klagen  um  ljüggögn  auch  bezüglich  der  Frühlings- 
gerichte zur  Geltung  zu  bringen,  dazu  geführt  zu  haben,  die  Be- 
handlung jener  Strafklagen  ihnen  selbst  zu  überlassen,  also  den  Zug 
an  das  Allding  prinzipiell  aufzugeben,  soweit  nicht  die  Rücksicht 
auf  den  Gerichtsstand  des  Beklagten  ein  anderes  mit  sich  brachte; 
dabei  versäumte  man  aber  zu  beachten,  daß  nunmehr  auch  hier 
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aller  Grund  wegfiel,  die  Strafklage  erst  nach  in  der  Hauptsache  ge- 
lalltem Spruche  zur  Verhandlung  zu  bringen,  und  ließ  somit  in  dieser 
Beziehung  ein  Stück  des  älteren  Rechtes  bestehen,  welches  doch 
keinen  Sinn  mehr  hatte,  nachdem  dieses  Recht  in  einem  anderen 
entscheidenden  Punkte  geändert  worden  war.  Auch  im  Frühlings- 
gerichte kann  es  übrigens,  wie  bereits  angedeutet,  zu  einem  vefang 
kommen,1)  und  zwar  wird  dabei  dasselbe  Verfahren  beobachtet  wie 
in  den  Viertelsgerichten.  Einstimmigkeit  der  Richter  wird  auch  hier 
zu  erreichen  gesucht  und  ein  vefang  auch  hier  nur  zugelassen,  wenn 
die  Minorität  im  Gerichte  mindestens  sechs  Köpfe  stark  ist;  eine 
schwächere  Minderheit  muß  demnach  auch  hier  der  Mehrheit  sich 
unterwerfen,  obwohl  dies  hier  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 
Auch  hier  hat  das  vefang  eine  Strafklage  zur  Folge,  welche  auf  drei 
Mark  Buße  geht  und  welche  gegen  alle  einzelnen  Richter  gerichtet 
ist,  die  sich  für  das  angefochtene  Urteil  erklärt  haben ;  die  Ladung 
kann  sofort  nach  Beendigung  der  Gerichtssitzungen  am  Frühlings- 
dinge erfolgen,  oder  auch  am  Wohnorte  jedes  einzelnen  Richters; 
immer  ist  mit  der  Strafklage  zugleich  auch  die  Klage  auf  Kassation 
des  betreffenden  Urteiles  zu  verbinden,  und  gelangt  die  Sache  so- 
dann in  das  betreffende  Viertelsgericht,  und  wenn  auch  hier  wieder 
ein  vefang  sich  ergibt,  schließlich  in  das  fünfte  Gericht.  Endlich  ist 
aber  auch  noch  möglich,  daß  gegen  die  Verhandlung  und  Ab- 
urteilung einer  Sache  am  Frühlingsgerichte  ein  goöalyritti  ein- 
gelegt wird,  wenn  nämlich  eine  Sache  bei  einem  inkompetenten 
Frühlingsdinge  anhängig  gemacht  worden  ist. 2)  In  solchem  Falle 
haben  bereits  die  Zeugen  und  Geschworenen  ihre  Aussage  und  die 
Richter  ihren  Spruch  zurückzuhalten,  indem  sie  vor  aufgerufenen 
Zeugen  erklären,  daß  lediglich  jener  Protest  sie  dazu  zwinge;3)  die 
Sache  erwächst  sodann  zu  demjenigen  Viertelsgerichte,  dem  das  be-. 
treffende  Frühlingsding  angehört,  und  zwar  ganz  in  dem  Stadium, 
in  welchem  sie  sich  befindet.4)  —  Zum  Schlüsse  kommt  sodann  noch 
die  Kompetenz  der  Frühlingsgerichte  in  Betracht.  Die 
Frage,  wie  sich  die  Kompetenz  dieser  Gerichte  zur  Kompetenz  der 
Privatgerichte,  der  Gemeinderichte  und  des  Exekutionsgerichtes  ver- 
halten habe,  lasse  ich  hier  beiseite,  da  sie  sich  nur  für  die  sämtlichen 
Dinggerichte  gemeinsam ,  und  nur  im  Zusammenhange  mit  einer 
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Betrachtung;  dieser  letzteren  Kategorien  von  Gerichten  selbst  erörtern 
läßt,  und  ich  bemerke  demnach  nur  im  Vorbeigehen,  daß  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  ursprünglich  die  ganze  Ziviljurisdiktion  den  Pri- 
vatgerichten anheimgegeben  und  nur  die  Strafgerichtsbarkeit  den 
Dinggerichten  übertragen  war;  für  die  Zeit  unserer  Rechtsbücher 
ist  ohnehin  dieser  Satz  nicht  mehr  richtig,  vielmehr  auch  die  Zivil- 
jurisdiktion bereits  im  großen  und  ganzen  auf  die  Dinggerichte  über- 
gegangen, und  nur  die  Kognition  in  bestimmten  einzelnen  Arten 
von  Zivilsachen  den  Privatgerichten  noch  vorbehalten.  Im  übrigen 
muß  selbstverständlich  bei  Besprechung  der  Kompetenz  der  Frühlings- 
gerichte ein  Zwiefaches  getrennt  gehalten  werden,  nämlich  die  Be- 
grenzung der  Kompetenz  jedes  einzelnen  Frühlingsgerichtes  gegen- 
über allen  anderen  Frühlingsgerichten,  und  weiterhin  die  Begrenzung 
der  Kompetenz  der  Frühlingsgerichte  überhaupt  gegenüber  den  All- 
dingsgerichten ;  in  beiden  Beziehungen  scheinen  aber  zu  verschiedenen 
Zeiten  auf  der  Insel  sehr  verschiedene  Grundsätze  gegolten  zu  haben. 
Wir  wissen,  daß  die  Ulfljötslög  zunächst  die  Regel  aufgestellt  hatten,1) 
daß  in  Kampfsachen  zunächst  das  dem  Orte  der  Tat  nächstgelegene 
Frühlingsgericht  angegangen  werden  mußte,  und  daß  der  Zug  ans 
Allding  ging,  wenn  hier  die  Sache  aus  irgendwelchem  Grunde 
nicht  erledigt  werden  konnte;  ob  aber  das  forum  delicti  commissi 
auch  für  alle  anderen  Strafsachen,  ob  ferner  für  Zivilsachen,  soweit 
sie  überhaupt  vor  die  Dinggerichte  kamen,  das  forum  domicilii  des 
Beklagten,  oder  etwa  das  forum  rei  sitae,  contractus  u.  dgl.,  ob  end- 
lich für  das  Alldingsgericht  neben  der  übergeordneten  auch  noch 
eine  konkurrierende  Gerichtsbarkeit  den  Untergerichten  gegenüber 
gegolten  habe,  darüber  bleiben  wir  ohne  Aufschluß.  Als  dann  um 
einige  Dezennien  später  die  Bezirksverfassung  der  Insel  geordnet 
wurde,  scheint  die  Meinung  die  gewesen  zu  sein,  daß  alle  Rechts- 
sachen, welche  unter  Angehörigen  eines  und  desselben  Dingverbandes 
sich  ergeben  würden,  vor  dem  Frühlingsdinge  dieses  Verbandes, 
alle  Sachen,  welche  unter  Angehörigen  verschiedener  Dingbezirke 
eines  und  desselben  Landesviertels  sich  ergaben,  vor  dem  betreffenden 
Viertelsdinge,  endlich  alle  Sachen,  welche  unter  Angehörigen  ver- 
schiedener Landesviertel  sich  ergaben,  vor  dem  Viertelsgerichte  am 
Alldinge  abgehandelt  werden  sollten,  wobei  vielleicht  noch  dem 
fremden  Kläger  das  Recht  eingeräumt  sein  mochte,  wenn  er  wollte, 
statt  dem  nächsthöheren  Gerichte  auch  wohl  das  Untergericht,  dem 
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der  Beklagte  angehörte,  anzugehen,  und  jedenfalls  jedem  höheren 
Gerichte  zugleich  eine  übergeordnete  Kompetenz  bezüglich  aller  der- 
jenigen Sachen  eingeräumt  war,  welche  an  einem  seiner  Untergerichte 
aus  irgendwelchem  Grunde  ihre  Erledigung  nicht  hatten  finden 
können.  Allein  diese  ursprünglich  beabsichtigte  Ordnung  wurde, 
wie  es  scheint,  schon  von  Anfang  an  nicht  konsequent  durchgeführt, 
und  hinterher  dann  vollends  durch  zahlreiche  Ausnahmebestimmungen 
modifiziert.  Die  Viertelsdinge  kamen,  wie  früher  schon  erwähnt, 
überhaupt  niemals  in  rechte  Aufnahme,  und  mußte  demgemäß  die 
Kompetenz  teils  der  Frühlingsdinge,  teils  des  Alldinges  entsprechend 
erweitert  werden ;  die  Abgrenzung  der  Kompetenz  zwischen  den 
Frühlingsgerichten  und  den  Viertelsgerichten  ist  infolgedessen  eine 
so  komplizierte  geworden,  daß  sich  deren  ursprüngliche  Grundzüge 
kaum  noch  erkennen  lassen.  Bezüglich  der  Begrenzung  der  Kom- 
petenz jedes  einzelnen  Frühlingsgerichtes  gegenüber  allen  anderen 
Frühlingsgerichten  entscheidet  nunmehr  schlechthin  der  Wohnort 
und  die  Dingzuständigkeit  der  Parteien,  und  ist  somit  in  keinem 
Falle  mehr  das  forum  delicti  commissi  zuständig  wie  nach  den  Ulf- 
ljötslög;  aber  es  ist  andererseits,  um  die  Zuständigkeit  eines  be- 
stimmten Frühlingsgerichtes  zu  begründen,  auch  nicht  erforderlich, 
daß  beide  Streitteile  gleichmäßig  diesem  Gerichte  angehören,  viel- 
mehr genügt  es  in  gewissem  Sinne,  wenn  nur  einer  der  beiden 
Streitteile  demselben  angehörte,  und  wird  demnach  einerseits  dem 
Kläger  die  Wahl  gelassen,  ob  er  das  Frühlingsgericht  des  Beklagten 
oder  aber  sein  eigenes  angehen  wollte,1)  und  andererseits  nur  dem- 
jenigen Kläger  der  Verlust  seiner  Sache  und  die  gewöhnliche  Buße 
von  drei  Mark  angedroht,  der  ein  Frühlingsgericht  angehen  würde, 
dem  weder  der  Beklagte  noch  er  selber  angehört.2)  Doch  ist  dieses 
Wahlrecht  des  Klägers  keineswegs  ein  so  absolutes,  als  man  wohl 
annehmen  zu  dürfen  geglaubt  hat;3)  auch  der  Beklagte  hat  viel- 
mehr bei  dessen  Ausübung  sein  Wort  mitzureden,  soferne  seinem 
freien  Ermessen  anheimgegeben  ist,  ob  er  sich  an  dem  Frühlings- 
dinge des  Klägers  einlassen  wolle  oder  nicht,  und  die  Einlegung 
eines  Protestes  ihm  gestattet  wird,  falls  er  an  diesem  sich  einzulassen 
nicht  Lust  hat,  oder  auch  die  nachträgliche  Klage  auf  Kassation  des 
Urteils,  wenn  er  sich  eingelassen  hat.4)    Da  überdies,  wie  sich  gleich 
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zeigen  wird,  wenigstens  in  allen  Sachen,  bei  welchen  Angehörige 
verschiedener  Dingbezirke  beteiligt  waren,  der  Klüger  schlechthin 
berechtigt  war,  statt  der  Frühlingsgerichte  das  Allding  anzugehen, 
stand  somit  die  Sache  in  Wirklichkeit  so,  daß  dieses  letztere  eigentlich 
allein  das  schlechthin  zuständige  Forum  war,  woneben  nur  durch 
Prorogation  seitens  des  Klägers  das  Frühlingsding  des  Beklagten, 
und  durch  Prorogation  seitens  beider  Streitteile  auch  das  Frühlings- 
ding des  Klägers  zur  Verhandlung  und  Aburteilung  ermächtigt 
werden  konnte;  nur  wurde  freilich  die  Einwilligung  des  Beklagten 
insolange  präsumiert,  als  er  nicht  durch  eine  förmliche  Protesterhebung 
das  Gegenteil  zu  erkennen  gab,  und  das  Gericht  seinerseits  konnte 
sich,  solange  dies  nicht  geschehen  war,  nicht  weigern,  die  Verhand- 
lung vor  sich  gehen  zu  lassen  und  das  Urteil  zu  sprechen.  Handelt 
es  sich  aber  um  die  Abgrenzung  der  Kompetenz  der  Frühlings- 
gerichte von  der  Kompetenz  der  Viertelsgerichte  am  Alldinge,  so 
ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  konkurrierenden  und  der  über- 
geordneten Jurisdiktion,  welche  diesen  letzteren  den  Frühlingsge- 
richten gegenüber  zugestanden  war.  In  der  ersteren  Beziehung  stellt 
eine  oben  schon  angeführte  Stelle  *)  den  Satz  auf,  daß  Rechtssachen, 
welche  sich  unter  Angehörigen  eines  und  desselben  Dingverbandes 
ergeben,  vor  das  betreffende  Frühlingsgericht  zu  bringen  sind,  wo- 
gegen in  dem  anderen  Falle,  da  die  Streitteile  verschiedenen  Ding- 
bezirken angehören,  der  Kläger  zwar  berechtigt,  aber  nicht  ver- 
pflichtet sei,  seine  Klage  am  Frühlingsdinge  des  einen  oder  anderen 
Streitteiles  anhängig  zu  machen.  Damit  scheint  ziemlich  das  im 
Jahre  965  gesetzte  Recht  wiedergegeben,  nur  mit  der  selbstverständ- 
lichen Modifikation,  daß  an  die  Stelle  der  nicht  allgemein  in  Übung 
gekommenen  Viertelsdinge  das  Allding  zu  treten  hatte;  ich  möchte 
wenigstens  nicht  mit  Bestimmtheit  behaupten,  daß  in  dem  Rechte 
des  Klägers,  sein  eigenes  oder  das  Frühlingsding  des  Beklagten  statt 
des  Alldinges  anzugehen,  und  in  dem  Rechte  des  Beklagten,  sich 
vor  dem  ersteren  je  nach  Belieben  einzulassen  oder  nicht,  eine  spätere 
Neuerung  zu  erkennen  sei,  obwohl  mir  dies  allerdings  wahrscheinlich 
vorkommen  will.  Aber  ein  paar  weitere  Stellen  räumen  dem  All- 
dinge auch  für  die  Sachen,  welche  hiernach  als  dem  Frühlingsdinge 
vorbehalten  erscheinen  müßten,  noch  eine  'konkurrierende  Gerichts- 
barkeit, wenigstens  teilweise,  ein.  Nur  solche  Rechtssachen  nämlich 
unter  einem   und  demselben  Dingverbande   angehörigen  Personen 
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sollen  schlechthin  vor  dessen  Frühlingsding  gehören,  bei  welchen 
es  sich  lediglich  um  den  Anspruch  auf  eine  Geldbuße  handelt, 
wahrend  in  allen  anderen  Fällen  die  Wahl  zwischen  dem  Frühlings- 
dinge und  dem  Alldinge  den  Beteiligten,  d.  h.  doch  wohl  dem 
Kläger,  gelassen  wird.1)  Eine  zweite  Stelle  spricht  überdies  ohne 
alle  Einschränkung  den  Satz  aus,  daß  bei  allen  Sachen,  welche  unter 
Angehörigen  desselben  Dingverbandes  sich  ergeben,  der  Kläger  die 
Wahl  habe,  ob  er  das  Frühlingsding  oder  das  Viertelsding,  wo  ein 
solches  überhaupt  gehalten  werde,  oder  endlich  das  Allding  angehen 
wolle,2)  und  wenn  dieselbe  zwar  auf  den  ersten  Blick  mit  jener  an- 
deren, soeben  besprochenen  Bestimmung  in  offenem  Widerspruche 
zu  stehen  scheint,  so  erweist  sich  doch  bei  näherer  Betrachtung 
dieser  Widerspruch  als  ein  leicht  zu  beseitigender.  Von  den  Buß- 
klagen nämlich,  die  einem  Angehörigen  eines  Dingverbandes  gegen 
den  anderen  zustehen,  heißt  es  an  jener  ersteren  Stelle  ausdrücklich, 
daß  sie  am  nächsten  Frühlingsdinge  anhängig  gemacht  werden 
müssen,  wenn  sie  noch  zu  einer  Zeit  entstanden  sind,  welche  die 
Vornahme  einer  Ladung  an  dieses  Ding  gestattet;  nicht  darin,  daß 
das  Frühlingsding  allein  in  derartigen  Rechtssachen  kompetent  sein 
soll,  ist  demnach  der  Grund  zu  sehen,  warum  derartige  Bußklagen 
an  dasselbe  zu  bringen  sind,  sondern  lediglich  darin,  daß  diese,  wenn 
vor  dem  Frühlingsdinge  bereits  klagbar,  nicht  auf  spätere  Zeit  zu- 
rückgestellt werden  sollen,  und  eben  darum,  weil  es  sich  dabei  nicht 
um  die  Inkompetenz  des  Alldinges,  sondern  nur  um  eine  eigen- 
tümlich gestaltete  Klagverjährung  handelt,  wird  man  auch  anzu- 
nehmen haben,  daß  Bußsachen,  die  so  spät  klagbar  werden,  daß  die 
Zeit  für  die  Ladung  zum  nächsten  Frühlingsdinge  bereits  vorüber 
ist,  aber  doch  noch  vor  dem  Ablaufe  der  Ladungszeit  zum  Alldinge, 
an  diesem  letzteren  vollkommen  wohl  angebracht  werden  können. 
Die  Kompetenz  der  konkurrierenden  Gerichtsbarkeit  des  Alldinges 
neben  der  der  Frühlingsdinge  erstreckt  sich  somit  nach  unseren 
Rechtsbüchern  auch  auf  den  Fall,  da  sich  Angehörige  eines  und 
desselben  Dingverbandes  prozessualisch  gegenüberstehen;  ja  es  soll 
sogar,  wenn  der  Klagsberechtigten  bei  einer  und  derselben  Sache 
mehrere  sind,  und  von  diesen  der  eine  das  värjnng,  der  andere  das 
Allding  angehen  will,  der  letztere  vorgehen  und  dabei  berechtigt 
sein,  nach  eigener  Wahl  die  Verhandlung  am  värjnng  durch  einen 
feierlichen  Protest  zu  verhindern,  oder  aber  nach  gefälltem  Spruche 
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gegen  diesen  Kassation  zu  suchen.  ')  J dennoch  dürfte  die  Aus- 
dehnung der  Kompetenz  des  Alldinges  auch  auf  solche  Rechtssachen, 
welche  unter  Streitteilen  aus  einem  und  demselben  Dingbezirke  ver- 
handelt wurden,  erst  eine  spätere  Neuerung  und  somit  in  der  oben 
vorangestellten  Bestimmung  unseres  älteren  Rechtsbuches  noch  die 
ursprüngliche  Rechtsregel  zu  erkennen  sein;  der  überhandnehmende 
ausschließliche  Einfluß  einzelner  Häuptlinge  auf  einzelne  Frühlings- 
dinge und  die  damit  verbundene  Gefahr  für  Parteien,  die  diesen 
mißliebig,  oder  die  im  Falle  waren,  gegen  Günstlinge  derselben 
prozessieren  zu  müssen,  mochte  jene  Kompetenzerweiterung  für  das 
Allding  notwendig  gemacht  haben.  Was  aber  die  übergeordnete 
Gerichtsbarkeit  der  Viertelsgerichte  über  die  Frühlingsgerichte  be- 
trifft, so  läßt  sich  diese  sehr  einfach  feststellen.  Kam  es  zunächst 
zufolge  der  nicht  zu  erreichenden  Einstimmigkeit  im  Frühlingsge- 
richte zu  einem  vefang,  so  ging  der  Zug,  wie  bereits  bemerkt,  an 
das  Viertelsgericht  desjenigen  Landesviertels,  zu  welchem  das  be- 
treffende Frühlingsding  zählte,  und  wenn  hier  wiederum  ein  vefang 
eintrat,  an  das  fünfte  Gericht.2)  Kommt  es  am  Frühlingsgerichte 
zu  einer  Dingstörung,  welche  schlechthin  die  Erledigung  der  be- 
treffenden Sache  an  demselben  verhindert,  so  gelangt  die  Sache 
wiederum  an  jenes  Viertelsgericht, *)  und  zwar  ist  es  in  diesem  Falle 
die  Strafklage  wegen  der  Dingstörung  nicht  nur,  sondern  auch  der 
Hauptprozeß,  dessen  Entscheidung  dem  letzteren  zufällt;  hindert  da- 
gegen die  Jnngsafglöpun  die  Erledigung  der  Sache  am  Frühlings- 
dinge nicht,  so  muß  die  Straf  klage  gleich  bei  diesem  angebracht 
werden,  wenn  der  Schuldige  ein  innan])fngsmaör  ist,  wogegen  einem 
ütan]nngsmaör  gegenüber  der  Kläger  wTie  gewöhnlich  die  Wahl  hat, 
ob  er  die  Sache  gleich  ans  Frühlingsding,  oder  aber  erst  ans  All- 
ding bringen  wolle,  wobei  doch  wohl  für  den  letzteren  Fall  still- 
schweigend vorauszusetzen  ist,  daß  der  Beklagte  hier  wie  anderwärts 
berechtigt  war,  die  Verhandlung  am  Frühlingsdinge  durch  einen 
eingelegten  Protest  zu  verbieten,  oder  auch  das  bereits  hier  er- 
gangene Urteil  als  nichtig  anzufechten.  Will  eine  am  Frühlingsdinge 
abgegebene  Beweisaussage  als  wissentlich  falsch  gemacht  angefochten 
werden,  so  kann  der  Zug  wiederum  an  das  Viertelsgericht  gehen, 
natürlich  wiederum  nach  inzwischen  erfolgtem  Urteile  und  so,  daß 
neben  der  Strafklage  auch  zugleich  um  dessen  Kassation  nachge- 

x)  VfgslöÖi,  58/57;  ferner  Konüngsbök,  60/109 — 10. 
2)  Konüngsbök,  58/101.  3)  ebenda,  58/99 — ioi. 


428 


Abschnitt  III.    Die  Dingversammlungen. 


sucht  wird. ])  Endlich  erwächst  auch  diejenige  Sache  an  das  be- 
treffende Viertelsgericht,  gegen  deren  Verhandlung  und  Aburteilung 
am  Frühlingsgerichte  Protest  eingelegt  oder  deren  bereits  erfolgte 
Aburteilung  wegen  Inkompetenz  des  Gerichtes  als  nichtig  angefochten 
werden  will ; 2)  ein  Fall  übrigens,  der  sicherlich  auch  seinerseits  unter 
den  Begriff  der  (Dingsafglopun  gebracht  wurde.  Trotz  einzelner  Ver- 
schiedenheiten im  Detail  ist  demnach  die  Stellung  der  Frühlings- 
gerichte zu  den  Viertelsgerichten,  soweit  diese  letzteren  als  Ober- 
gerichte in  Betracht  kommen,  wesentlich  dieselbe  wie  die  Stellung 
der  Viertelsgerichte  zum  fünften  Gerichte,  und  man  darf  geradezu 
annehmen,  daß  es  bei  der  Einführung  dieses  letzteren  sehr  bewußt 
darauf  abgesehen  war,  für  die  Viertelsgerichte  ganz  in  derselben 
Weise  einen  Oberhof  neu  zu  schaffen,  wie  ihn  die  Frühlingsgerichte 
in  jenem  ersteren  bereits  längst  besaßen.  —  Wie  am  Alldinge,  so 
geht  übrigens  auch  an  den  Frühlingsdingen  neben  der  geordneteren 
und  regelmäßigen  Tätigkeit  des  Gerichtes  auch  noch  eine  minder 
geordnete  und  regelmäßige  Tätigkeit  des  Publikums 
selbst  her,  indem  einzelne  Privatpersonen  sowohl  als  einzelne  Goden 
je  nach  Bedarf  in  ihren  besonderen  Angelegenheiten  sich  besonders 
vernehmen  lassen.  Wie  am  Alldinge  das  lögberg,  so  bildet  hier  die 
])ingbrekka  den  regelmäßigen  Mittelpunkt  für  alle  derartige  Tätig- 
keit, wie  wir  sie  denn  oben  bereits  als  denjenigen  Platz  bezeichnet 
gefunden  haben,  „er  menn  msela  mälum  sfnum";  nicht  minder  ist 
aber  auch  das  Ziel  und  die  Beschaffenheit  dieses  regelloseren  Wirkens 
am  Frühlingsdinge  wesentlich  gleicher  Art  wie  am  Alldinge.  Von 
der  [jingbrekka  aus  erläßt  z.  B.  der  Gode,  wenn  er  es  für  nötig 
findet,  an  seine  Dingleute  jene  schon  mehrfach  besprochene  Auf- 
forderung, ihn  in  gehöriger  Zahl  zum  nächsten  Alldinge  zu  be- 
gleiten.3) Am  Frühlingsdinge  hat  der  Gode  ferner,  und  zwar  eben- 
falls an  der  ]nngbrekka,  die  lögleiöing  vorzunehmen,  mittels  deren 
ein  freigelassener  Sklave  in  die  Genossenschaft  der  freien  Männer 
eingeführt  wird. 4)  Will  ein  Gode  außer  Lands  gehen ,  so  soll  er 
wo  möglich  bereits  am  vär]nnge  davon  Anzeige  machen  und  zugleich 
angeben,  wem  er  für  die  Dauer  seiner  Abwesenheit  die  Führung  der 
Würde  übertragen  hat;  am  Frühlingsdinge,  Alldinge  oder  Herbst- 


v)  Konüngsbök,  58/101. 

2)  ebenda,  58/102;  59/105.  3)  ebenda,  59/107. 

4)  ebenda,  1 12/192;  Festa  b.,  43/358.  Für:  er  hann  eigi  leiddr  1  lög  eba 
\  brekko  ist  zu  lesen:  er  hann  eigi  leiddr  1  lög  1  bi'ngbrekko. 
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dinge  soll  ferner  die  Führung  eines  Godordes,  das  mehreren  ge- 
meinsam gehört,  aus  einer  Hand  in  die  andere  übergehen,  ')  wie 
denn  überhaupt  die  Übertragung  der  Würde  aus  einer  Hand  in  die 
andere  an  diesen  Versammlungen  zu  geschehen  pflegte. 2)  Wählt 
ein  Gode  sein  Domizil  bei  einem  Bauern ,  der  nicht  sein  eigener 
Dingmann  ist,  so  muß  er  die  Führung  seines  Godordes  einem  seiner 
Dingleute  übertragen,  widrigenfalls  er  die  Würde  verwirkt  und  einer 
Buße  von  drei  Mark  verfällt;  anders  steht  aber  die  Sache,  wenn  er 
an  dem  Hofe,  auf  den  er  zieht,  oder  doch  an  dessen  Bewirtschaftung 
als  Gesellschafter  beteiligt  ist,  soferne  solchenfalls  der  Gode  eben 
im  Grunde  doch  bei  sich  selber  wohnt;  jedoch  ist  ihm  für  solchen 
Fall  vorgeschrieben,  am  vär])inge  von  der  Jnngbrekka  aus  von  dem 
Sachverhalte  Anzeige  zu  machen.  3)  Auch  seitens  anderer  Personen 
erfordert  die  Wahl  eines  Domiziles  (heimili)  oder  einer  Dingzuständig- 
keit flringvist)  nicht  selten  ähnliche  Anzeigen.  So  muß  der  aus  der 
Fremde  Heimkehrende,  welcher  ein  anderes  Domizil  wählen  will,  als 
welches  er  vor  seiner  Abreise  gehabt  hatte,  hiervon  am  Frühlingsdinge, 
Alldinge  oder  an  dem  Herbstdinge  Anzeige  machen,  wenn  seine 
Wahl  volle  Wirkung  haben  soll;4)  doch  wird  auch  die  Anzeige  vor 
fünf  Bauern  aus  der  nächsten  Nachbarschaft  als  genügend  angesehen. 
Wer  sich  ferner  einen  selbständigen  Haushalt  neu  begründet  und 
infolgedessen  sich  einen  Goden  zu  wählen  hat,  dem  er  sich  als 
Dingmann  anschließen  will,  soll  am  värjnnge  oder  aljnnge  die  von 
ihm  getroffene  Wahl  bekanntgeben  oder  durch  einen  Bevollmäch- 
tigten bekanntgeben  lassen,  ehe  noch  die  Gerichte  ihre  Tätigkeit 
beginnen;5)  doch  soll  die  Anzeige  am  vär])inge  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung genügen,  daß  das  Godord,  welches  der  Anzeigende  ver- 
läßt, und  das  andere,  in  welches  er  übergeht,  einem  und  demselben 
Dingverbande  angehören,  oder  doch  wenigstens  zwei  Dingverbänden, 
die  auf  einem  Dingmarke  ihre  Versammlung  haben, 6)  und  es  ist 
demnach  nicht  ganz  konsequent,  wenn  anderwärts  gesagt  wird,  daß 
derjenige,  der  in  einem  und  demselben  Landesviertel  zwei  verschiedene 
und  gleich  große  Höfe  besitzt,  am  värjnnge  davon  Anzeige  machen 
solle,  welchen  er  als  den  Haupthof  betrachtet  wissen  wolle,  nach 

l)  Könüngsbök,  84/141. 
2j  Bandamanna  s.,  S.  10. 

3j  Könüngsbök,  81/137— 8;  Kaupab.  64/478. 
4j  Könüngsbök,  78/131 ;  Kaupab.  55/469. 

5J  Könüngsbök,  81/136 — 7  und  138;  Kaupab.,  63/476 — 77  und  64/479. 
6J  Könüngsbök,  84/140;  Kaupab.  66/483  und  68/484. 
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dem  sich  seine  Rechtspflichten  (lögskil)  zu  bemessen  haben. 5)  Bei 
diesen  Ankündigungen  ist  es  aber  nicht  etwa  darauf  abgesehen,  den 
Goden,  den  man  verläßt,  und  den  anderen,  zu  dem  man  übergeht, 
von  dem  Wechsel  der  Jnngvist  zu  verständigen,  sondern  lediglich 
darauf,  dem  gesamten  Publikum  diesen  Wechsel  bekanntzugeben,  da 
ja  dieses  an  der  Kenntnis  der  Dingzugehörigkeit  jedes  einzelnen 
Volksgenossen  auch  seinerseits  ein  Interesse  hatte,  soferne  sich  nach 
dieser  der  Gerichtsstand  und  manche  andere  erhebliche  Beziehungen 
des  Mannes  richteten.  Trotz  der  Anzeige  am  Ding  mußte  demnach 
auch  dem  Goden,  welchen  man  verlassen  wollte,  hiervon  noch  eigens 
Anzeige  gemacht  werden,  wenn  er  nicht  etwa  zufällig  bei  jener 
öffentlichen  Bekanntmachung  selber  anwesend  gewesen  war,2)  und  mit 
dem  Goden,  zu  welchem  man  übertreten  wollte,  mußte  man  vollends 
noch  vor  jener  öffentlichen  Anzeige  darüber  sich  geeinigt  haben,  ob 
er  die  Aufnahme  in  sein  Godord  auch  wirklich  gewähren  wolle, 3) 
da  er  ja  in  dieser  Beziehung  auch  seinerseits  völlig  freie  Hand  hatte. 
So  kann  denn  auch  umgekehrt  der  Gode  seinen  Dingmann  aus 
seinem  Dingverbande  wegweisen,  und  wird  auch  hier  wieder  zwischen 
der  persönlichen  Abmachung  unter  den  beiden  Beteiligten  und 
zwischen  der  öffentlichen  Bekanntmachung  unterschieden;  14  Tage 
vor  Beginn  des  vär]nnges,  eventuell  an  diesem  Dinge  selbst  soll  der 
Gode  seinem  Dingmanne,  natürlich  nicht  öffentlich,  die  Jungvist  auf- 
sagen, und  dieser  hat  sodann  am  värjnnge,  oder  eventuell  am  al- 
lringe, öffentlich  bekanntzugeben,  in  welches  Godord  er  übergetreten 
sei,  und  erst  wenn  dies  auch  am  Alldinge  nicht  vor  Beginn  der 
Gerichtssitzungen  geschehen  ist,  soll  nun  der  Gode  vom  lögberg 
aus  seinerseits  bekanntgeben,  daß  er  den  Mann  aus  seinem  Ding- 
verbande ausgewiesen  habe. 4)  Auch  in  diesem  Falle  wird  also 
zwischen  der  Privatabmachung  und  der  öffentlichen  Ankündigung 
unterschieden.  An  der  pringbrekka  erfolgt  aber  ferner  auch  die  lysing, 
d.  h.  der  öffentliche  Verruf  von  Streitsachen  %  durch  welche  diese 
ebensowohl  wie  durch  eine  förmliche  Ladung  anhängig  gemacht 
werden  können,5)  und  wenn  am  värjringe  etwa  eine  Ladung  (stefna) 
vorzunehmen  ist,  so  kann  auch  diese  ebenda  vorgenommen  werden;6) 


1)  Konüngsbök,  81/138;  Kaupab.  64/479. 

2)  Konüngsbök,  83/140;  Kaupab.  66/483. 

3)  Konüngsbök,  81/136 — 7;  Kaupab.  63/476 — 77. 

4)  Kaupab.  68/484;  nur  unvollständig  Konüngsbök,  83/141. 

5)  Konüngsbök,  57/99. 

ti)  ebenda,  58/99  und  100;  ferner  Kaupab.  51/462. 
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indessen  doch,  wie  es  scheint  nur  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Klage 
handelt,  die  noch  an  demselben  Dinge  durchgeführt  werden  will, 
während  für  Ladungen,  welche  sich  auf  ein  späteres  Ding  beziehen, 
die  gewöhnliche  Regel  gegolten  zu  haben  scheint,  wonach  dieselben 
in  Gegenwart  des  Beklagten,  oder  aber  in  seiner  Dingbude  zu  er- 
folgen hatte,  welche  letztere  hier  den  Wohnort  desselben  vertritt.1) 
Wiederum  soll  am  vär|nnge  von  der  |»mgbrekka  aus  die  Anzeige  er- 
folgen, wenn  etwa  wegen  einer  überschuldeten  Erbschaft  von  einigem 
Betrage  ein  skuldadümr  zu  halten  ist;'2)  am  dritten  Tage  der  Ding- 
zeit, also  am  Montage,  soll  die  Anzeige  erfolgen  und  14  Tage  später 
am  Wohnorte  des  Erblassers  das  Gericht  gehalten  werden.  Ebenso 
muß,  wenn  Leute  am  värjnnge  zur  Acht  oder  Landesverweisung  ver- 
urteilt werden,  an  deren  Goden  vom  Kläger  die  Aufforderung  er- 
lassen werden,  nach  Ablauf  von  14  Tagen  an  deren  Wohnorte  den 
feränsdömr  zu  halten ;  die  Aufforderung  hat  aber  wohl  von  der  jnng- 
brekka  aus  stattzufinden  „dag  ))ann  er  söknarjnng  er  laust", ;>')  ganz 
wie  sie  am  Alldinge  „eptir  döma"  und  vom  lögberg  aus  erfolgt, 4) 
und  wenn  eine  andere  Stelle  sagt  „at  {ringlausnom",  5)  so  mag  dies 
ebensowohl  für  das  Frühlingsding  wie  für  das'  Allding  gelten.  Außer- 
dem hat  derjenige,  welcher  Vermögensstücke  eines  Geächteten  oder 
des  Landes  Verwiesenen  in  Händen  hat,  für  den  Fall,  daß  ein  feräns- 
dömr nicht  gehalten  oder  dessen  Ort  ihm  nicht  bekannt  wird,  oder 
daß  ihn  ehehafte  Not  hindert,  an  demselben  sich  einzufinden,  hiervon 
am  Frühlingsdinge,  Alldinge  oder  Herbstdinge  Anzeige  zu  machen, 
wie  er  diese  eigentlich  am  Exekutionsgerichte  zu  machen  gehabt 
hätte.6)  Wenn  ferner  am  feränsdömr  nach  Berichtigung  aller  Schulden 
und  sonstigen  Ansprüche  noch  ein  Aktivbestand  übrig  bleibt/  so  fällt 
dieser  zur  Hälfte  an  den  siegreichen  Kläger,  zur  anderen  Hälfte  da- 
gegen, je  nachdem  die  Verurteilung  am  al^inge  oder  värjnnge  erfolgt 
war,  an  die  Angehörigen  desjenigen  Landesviertels  oder  Dingbezirkes, 
in  dessen  Gericht  der  Spruch  erfolgt  war.  Im  einen  wie  im  anderen 
Falle  soll  die  weitere  Aufteilung  des  betreffenden  Betrages  womöglich 
schon  am  feränsdömr  erfolgen;  ist  dies  aber  unmöglich,  so  soll  der 
Kläger  einstweilen  die  Verwaltung  des  Betrages  übernehmen  und 
diesen  je  nach  Umständen  am  nächsten  Herbstdinge  oder  am  nächsten 
Frühlingsdinge,  und  soweit  hier  noch  etwas  übrig  bleibt,  dann  am 

1)  Konüngsbölc,  58/102. 

2)  ebenda,  223/148;  Kaupab.  8/408 — 9. 
3J  Konüngsbölc,  59/108. 

4)  ebenda,  69/120.  5)  ebenda    62/112.  6)  ebenda,  54/93. 
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nächsten  Frühlingsdinge  oder  am  nächsten  Alldinge  zur  Verteilung 
bringen.1)  Je  nach  Umständen  werden  endlich  auch  Vergleichsver- 
handlungen am  Frühlingsdinge  geführt, 2)  oder  Zahlungen  daselbst 
gemacht,  für  welche  der  Montag  in  der  Dingzeit  bestimmt  gewesen 
zu  sein  scheint, 3)  u.  dgl.  m.  Selbstverständlich  dürfen  aber  diese 
Beispiele  auch  hier  wieder  lediglich  als  solche  und  nicht  als  eine 
erschöpfende  Aufzählung  dessen  genommen  werden,  was  von  der- 
artigen Geschäften  am  värjnnge  vorkommen  konnte;  ebenso  selbst- 
verständlich sind  ferner  auch  hierher  wieder  jene  Bemerkungen  zu 
beziehen,  welche  über  die  soziale  Bedeutung  der  Dingversammlungen 
überhaupt  früher  schon  zu  machen  waren. 


§  13.    Das  Herbstding.4) 

An  ein  paar  Stellen  unserer  Rechtsbücher  werden  die  drei 
großen  Dingversammlungen  des  Jahres  als  värfung,  ahMngi  und  leiö 
aufgezählt,5)  und  daß  sie  die  einzigen  waren,  ergibt  sich  daraus,  daß 
mit  ihrer  dreier  Ablauf,  soweit  die  Dinggeschäfte  in  Frage  waren, 
der  ganze  Jahreslauf  erschöpft  war.  Andere  Male  scheint  dagegen 
die  leiö  den  eigentlichen  Dingversammlungen  entgegengesetzt  werden 
zu  wollen.  Wenn  freilich  einmal  auf  das  verwiesen  wird,  „sem  upp 
er  sagt  ä  fungi  ok  ä  leiöum",6)  oder  wenn  es  heißt:  „nema  Jjeir  hafi 
sagt  ä  Jnngi,  eöa  ä  leiö,  eöa  büum",  7)  oder  wenn  einmal  das,  was 
„ä  leiö  häöri"  geschieht,  dem  gegenübergestellt  wird,  was  man  „ä 
]jingi"  tut,  8)  so  ist  dies  noch  nicht  als  entscheidend  zu  betrachten, 
da  an  allen  drei  Stellen  unter  dem  J)i'ng  möglicherweise,  wie  dies 


1)  Konüngsbök,  49/86;  62/115. 

2)  ebenda,  59/107.  3)  ebenda,  77/124 — 5. 

4)  vgl.  Jon  Ärnason,  S.  369 — 80;  Schlegel,  S.  XCII — IV;  Dahlmann, 
II,  S.  225 — 6;  Münch,  II,  S.  1013;  Keyser,  S.  261,  266—7  und  287. 

5j  Konüngsbök,  82/140  und  Kau  p  ab.  64/482 — 3;  dann  Konüngsbök, 
84/141.  Eine  dritte  Stelle,  welche  man  hierher  beziehen  könnte:  ebenda,  78/130: 
bar  skal  stefna  til  albi'ngis,  eöa  til  värpings ,  eöa  til  ens  briÖja  Dings,  gehört  nicht 
hierher,  da  die  Parallelstelle,  Kaupab.  54/467  zeigt,  daß  unter  dem  dritten  Dinge 
hier  das  nächstfolgende  alfnng,  also  das  des  folgenden  Jahres  gemeint  ist,  wie  denn 
auch  die  leiö  kein  Gericht  war. 

6)  Konüngsbök,  15/33;  KrR.  29/128. 

7)  Konüngsbök,  78/131  ;  Kaupab.  55/469. 

8)  Konüngsbök,  84/141. 
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zumal  bezüglich  der  zuerst  erwähnten  Stelle  naheliegt,  das  [ring  vmt 
s£o%r}Vf  d.  h.  das  allring  zu  verstehen  sein  kann.  Aber  wenn  es  an 
einer  anderen  Stelle  heißt:  „skolo  goöar  ]>eir  eiga  leiö  saman ,  er 
jung  eigo  saman,  ok  skal  ])ar  leiö  ]>eirra  vera,  sem  [ringstüö  |)eirra 
er'',1)  oder  wenn  von  dem  Weiden  der  Pferde  der  Dingleute  in  der 
Nähe  der  Dingstätte  die  Rede  ist,  „meöan  [)eir  ero  ä  leiö  eöa  ä 
l)fngi", 2)  oder  wenn  von  Verwundungen  gesprochen  wird ,  die  „ä 
]nngum  eör  ä  leiöum  helgaöum"  vor  sich  gehen, 3)  wenn  ferner  in 
einer  geschichtlichen  Sage  von  Geschäften  die  Rede  ist,  welche  „ä 
leiöum  eöa  Jringum"  vorgenommen  werden,4)  während  eine  andere 
von  dem  spricht,  was  „ä  leiöum  ok  lögmötum"  geschehen  sei,  5)  so 
ist  damit  eben  doch  unverkennbar  ein  Unterschied  zwischen  der  leiö 
und  dem  vär^ing  sowohl  als  dem  al)ring  gesetzt.  Damit  mag  es 
denn  auch  zusammenhängen,  daß  einerseits  in  den  Sagen  wiederholt 
die  Bezeichnung  als  leiömöt  vorkommt,  6)  und  daß  andererseits  die 
Bezeichnung  als  [ring  ä  leiöum  oder  leiöarjring  erst  in  den  Gesetz- 
büchern der  norwegischen  Zeit  sich  nachweisen  läßt;7)  ich  möchte 
fast  annehmen,  daß  einerseits  die  regelmäßige  Zeit  und  der  regel- 
mäßige Ort  für  die  Haltung  der  leiö,  dann  auch  zumal  die  feierliche 
Art  ihrer  Hegung,  dieselbe  den  Dingversammlungen  an  die  Seite 
stellte,  andererseits  aber  deren  beschränkte  Aufgabe  und  vorab  deren 
Ausschluß  von  aller  legislativen  sowohl  als  judiziellen  Tätigkeit  sie 
wieder  von  diesen  zu  unterscheiden  drängte.  —  Wie  in  dieser  Be- 
ziehung die  leiö  einen  einigermaßen  rätselhaften  Charakter  zeigt,  so 
ist  dies  auch  der  Fall  in  Bezug  auf  ihre  Benennung.  Unsere  Rechts- 
bücher kennen  dieselbe  nur  unter  dem  Namen  leiö;  in  den  Ge- 
schichtsquellen dagegen  tritt  sie  außerdem  auch  noch  unter  dem 
Namen  des  haust[)inges,  d.  h.  Herbstdinges  auf.  In  der  Vfga- 
glüma  ist  einmal  von  einem  haust]ringe  die  Rede,  dessen  Dingstätte 
„fyrir  austan  fjöröinn,  skamt  frä  Kaupangi"  ist,  d.  h.  die  Dingstätte 
des  Vöölufunges,  und  welches  wie  andere  Dingversammlungen  feier- 
lich gehegt  wird.8)  Die  Njäla  gedenkt  eines  am  Alldinge  geschlossenen 


l)  Konüngsbök,  61/iu.  2)  ebenda,  61/112. 

3)  VigslöÖi,  52/92;  in  der  Konüngsbök,  101/177  nur  als  Referenz.  Vgl. 
auch  Konüngsbök,  2/10:  ef  maÖr  andask  ä  bi'ngom  eöa  leiöom ;  KrR.  7/32. 

4)  Band  am  an  na  s.,  S.  10. 
5J  Vatnsdoela,  27/43. 

6)  Ljösvetninga  s.,  2/8;  Njäla,  110/168;  Vatnsdoela,  45/75. 
7j  Järns.,  |)ingfb.  5;  Jönsbök,  7. 
*)  Vigaglüms  s.,  27/394. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  28 
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Vergleiches,  bei  welchem  ausbedungen  war  „at  lysa  skylda  sekt 
Jieirra  ä  haust])ingi  eöa  värjungi ,  hvärt  sem  heldr  vildi". x)  In  der 
Droplaugarsona  saga  ist  von  einem  haustjnnge  die  Rede,  welches  zu 
pinghöföi  gehalten  wird, 2)  u.  dgl.  m.  Allerdings  hat  sowohl  Jon 
Arnason 3)  als  Guömundr  Petrsson 4)  in  dem  haustjnnge  eine  Ver- 
sammlung der  Armenpflegschaftsgemeinde  erkennen  wollen ;  indessen 
steht  solcher  Annahme  doch  nicht  nur  der  Umstand  im  Wege,  daß 
sich  der  Ausdruck  ]jing  in  den  älteren  Quellen  niemals  auf  einen 
hreppsfundr  oder  eine  samkväma  angewendet  findet,5)  sondern  ent- 
schiedener noch  die  andere  Tatsache,  daß  von  einer  Hegung  des 
haust]3inges  die  Rede  ist,  wie  sie  nur  bei  Versammlungen  staatlichen 
Charakters  üblich  war;  daß  dasselbe  an  der  ordentlichen  Dingstätte 
Qringstöö)  des  Dingverbandes  gehalten  und  gelegentlich  als  völlig 
gleichartige  Versammlung  dem  vär]iinge  zur  Seite  gestellt  wird, 
welches  ja  auch  in  seinem  Namen  sozusagen  ihm  gegenübergestellt 
wird;  daß  endlich  wiederholt  die  leiö  ausdrücklich  als  im  Herbste 
abgehalten  bezeichnet  wird,  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Njäla  heißt: 
„vartü  ä  f»mgskäla]3mgi  of  haustiö?"  6)  oder  wieder:  „ek  tök  viö  ä 
leiömöti  i  haust",7)  in  einer  anderen  Quelle:  „fyrir  leiö  of  haustit", s) 
oder  wieder  anderwärts:  „um  haustit,  er  menn  riöu  til  leiöar" 9)  u. 
dgl.  m.  Ob  übrigens  der  Name  des  haustj)fnges  jemals  ein  offizieller 
war,  oder  nicht  etwa  bloß  ein  vulgärer,  getraue  ich  mich  nicht  zu 
behaupten;  in  Norwegen  kommt  zwar  der  Name  haustjnng  sowohl 
als  värjimg  ebenfalls  vor,  aber  nicht  etwa,  wie  man  aus  Keysers  zu- 
versichtlichen Worten  schließen  könnte,10)  als  ein  in  den  Legalquellen 
technischer,  oder  auch  nur  sonst  allgemein  üblicher,  sondern  nur 
ganz  vereinzelt  und  soviel  ich  sehe  nur  in  Urkunden  ziemlich  späten 
Datums.11)    Die  Bezeichnung  haustjnng  erklärt  sich  übrigens  leicht 


1)  Njäla,  146/251. 

2)  Droplaugarsona  s.,  S.  18  und  20;  vgl.  S.  16:  af  haustpingi. 

3)  Islandske  Rsettergang,  S.  358 — 9. 

4)  Glossar  zu  seiner  Ausgabe  der  Vi'gaglüma,  s.  v.  bing. 

5)  In  der  Jönsbök,  Framfcerzlub.  12. ist  dies  freilich  der  Fall. 

6)  Njäla,  66/101. 

"')  ebenda,  110/168.  So  läßt  ferner  die  Njäla,  77/113  den  Gunnarr  von 
Hh'Öarendi  „um  haustit"  fallen,  die  Landnäma,  V,  5/291  aber  „um  leiÖarskeiÖ". 

8)  porsteins  p.  Siöuhallssonar,  2/3. 

9)  Lj  ösvetni'nga  s.,  32/112. 

10)  Keyser,  S.  161;  auch  Fr.  Brandt,  in  Langes  Norsk  Tidsskrift,  V, 
Seite  102. 

n)  Diplom,  norv  eg.  II,  772/581:  a  retto  haust  tinge  a  helgone  messo  (1446; ; 
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aus  dem,  was  später  über  die  Zeit  des  Zusammentrittes  dieser  Ver- 
sammlung zu  sagen  sein  wird;  um  so  schwerer  zu  erklären  ist  da- 
gegen die  Bezeichnung  leiö,  und  vermeide  ich  auf  diesen  Punkt 
vorläufig  noch  mich  einzulassen,  da  dessen  Besprechung  eine  vor- 
gängige Erörterung  der  Organisation  und  der  Kompetenz  der  Ver- 
sammlung voraussetzt. 

Nach  unserem  älteren  Rechtsbuche  sollte  die  leiö  von  denjenigen 
drei  Goden,  welche  zu  dem  betreffenden  Dingverbande  gehörten, 
gemeinsam  gehalten  werden,  und  zwar  an  der  gewöhnlichen 
Dingstätte  des  Bezirkes,  es  sei  denn,  daß  ihnen  ausdrücklich 
ein  anderes  gestattet  worden  wäre ; l)  natürlich  kann  es  nur  die 
lögretta  gewesen  sein,  welcher  die  Befugnis  zu  derartigen  ausnahms- 
weisen  Verwilligungen  zustand.  Von  den  Dingbuden,  dann  von  den 
Weideplätzen  für  die  Pferde  der  Dingleute,  kann  demgemäß  bei  Be- 
sprechung der  leiö  gehandelt  werden,  -)  obwohl  die  einschlägigen 
Bestimmungen,  wie  auch  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  ganz 
ebensogut  auch  für  das  var^ing  gelten.  Auffällig  ist  indessen  dem- 
gegenüber, daß  an  einer  anderen  Stelle  desselben  Rechtsbuches3) 
zwischen  dem  Jnngvöllr  und  leiöarvöllr  in  einer  Weise  unterschieden 
wird,  welche  jede  Identität  beider  ausschließt;  daß  ferner  mehrfache 
Örtlichkeiten  auf  der  Insel  nach  der  leiö  benannt  sind,  welche  doch 
weit  von  den  ordentlichen  Dingstätten  ablagen.  Ich  erwähne  des 
Leiövöllr  an  der  Küöä  im  Skaptafellsjnng ,  eines  anderen  „viö  Laxä 
hjä  Grunnafiröi"  in  der  Leirärsveit, 4)  und  den  Leiöhölmr  in  den 
Miödalir;  da  letzterer  schon  in  einer  älteren  Quelle  genannt  wird,5) 
fällt  auch  der  Einwand  weg,  daß  der  Name  erst  von  Versammlungen 
der  königlichen  Zeit  hergenommen  sein  könne,  und  braucht  auf  die 
„leiöarskeiö"  der  Landnäma  6)  gar  kein  Wert  gelegt  zu  werden,  welche 
ich  allerdings,  anders  als  die  Herausgeber,  nicht  auf  den  Ort,  sondern 
auf  die  Zeit  beziehen  möchte,  wie  man  etwa  „um  vetrnätta  skeiö, 
miönaettis  skeiö,  sölarfalls  skeiö"  u.  dgl.  sagt.  Es  ist  kaum  anzu- 
nehmen, daß  in  allen  diesen  Fällen  an  Privilegien  zu  denken  sei, 


III,  860/627:  a  waarthingeno  (1463).    Andere  als  diese  von  Fritzner  nachgewiesene 
Belege  weiß  ich  nicht  anzugeben. 
x)  Konüngsbök,  61/111. 

2)  ebenda,  61/112.  3)  ebenda,  2/10;  KrR.  7/32. 

4)  Hölmverja  s.,  31/92. 

5)  Kormaks  s.,  9/76;  es  ist  wohl  dieselbe  leiö,  deren  dieLaxdcela,  61/264 
gedenkt  und  die  nicht  weit  von  Tünga  im  HörÖadalr  gehalten  wurde, 

6)  Landnäma,  V,  5/291. 

28* 
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welche  von  der  lögretta  erteilt  worden  wären;  überdies  zeigen  auch 
noch  andere  und  weit  bestimmter  lautende  Zeugnisse,  daß  man 
keineswegs  immer  die  leiö  durch  die  drei  samjringisgoöar  gemeinsam 
halten  ließ.  Bekannt  ist  eine  desfallsige  Erzählung  der  Ljösvetninga 
saga,  die  sich  auf  einen  Vorgang  aus  der  zweiten  Hälfte  des  10.  Jahr- 
hunderts bezieht. x)  Guömundr  rfki  zu  Mööruvellir  und  porgeirr 
Ljösvetningagoöi  bemühen  sich,  einem  Landesverwiesenen  wieder 
seinen  Frieden  zu  verschaffen,  und  auf  des  letzteren  Rat  kommen 
sie  überein,  denselben  auf  drei  leiöir  zu  bringen,  um  ihm  hierdurch 
wieder  zu  seinem  Frieden  zu  verhelfen;  die  Eyfiröinga  leiö,  Ljösvet- 
ninga leiö  und  Reykdcela  leiö  werden  hierzu  gewählt,  und  wird  dabei 
beschlossen,  alle  drei  gemeinsam  abzuhalten.  Im  Jahre  965  mußten 
dem  Nordlande  vier  Dingverbände  zugestanden  werden,  weil  weder 
die  westwärts  des  Skagafjörör  wohnenden  Leute  zum  Besuche  des 
dortigen,  noch  auch  die  nordwärts  des  Eyjafjörör  gesessenen  zum 
Besuche  des  hier  gehaltenen  Dinges  sich  verstehen  wollten, 2)  und 
es  ist  demnach  klar,  daß  weder  die  Reykdcelir  noch  auch  die  Ljös- 
vetnmgar  zum  Vöölu])inge  gehören  konnten;  bezüglich  der  letzteren 
erkennt  dies  unsere  Stelle  ausdrücklich  an  und  die  Nähe  des  Hofes 
Ljösavatn  bei  der  Dingstätte  des  I)mgeyjar])mges  läßt  sogar  ver- 
muten, daß  gerade  dem  Ljösvetnmgagoöorö  die  Hegung  dieses  letz- 
teren Dinges  zugestanden  haben  wird.  Es  ist  demnach  klar,  daß 
hier  zwar  drei  verschiedene  Goden  ihre  leiö  gemeinsam  hielten,  aber 
nicht  die  rechten  sam]nngisgoöar,  vielmehr  Goden  aus  zwei  ver- 
schiedenen Dingverbänden,  und  klar  ist  überdies  noch,  daß  die  Ver- 
bindung derselben  zur  Abhaltung  einer  gemeinsamen  leiö  als  etwas 
ganz  Ungewöhnliches  dargestellt  wird.  Sodann  die  Bezeichnung 
Eyfiröinga,  Reykdcela,  Ljösvetninga  leiö  weist  darauf  hin,  daß  man 
die  Haltung  einer  gesonderten  leiö  für  jedes  einzelne  Godord  als  die 
Regel  betrachtete ;  es  scheint  ein,  anderwärts  freilich  nicht  nachweis- 
barer, Rechtssatz  gegolten  zu  haben,  wonach  derjenige  seinen  Frieden 
wieder  gewann,  welcher  an  drei  leiöir  erschien  und  irgend  etwas 
Vorgeschriebenes  tat,3)  und  von  diesem  Satze  wollte  nun  ein  schika- 
nöser Gebrauch,  in  dem,  was  sicherlich  für  drei  in  ebensovielen  Jahren 
aufeinander  folgende  leiöir  bestimmt  war,  ,  auf  drei  lokal  geschiedene 

*)  Ljösvetninga  s.,  2/7 — 8.  2)  Islendingabök,  5/9. 

3)  Nach  der  Njäla,  64/99  und  66/101  gewann  derjenige  seinen  Frieden,  der 
freilich  noch  vor  gesprochenem  Urteile,  am  Ding  sich  zum  Vergleiche  erbot;  mag 
sein ,  daß  nach  gesprochenem  Urteile  etwas  Ähnliches  dreimal  wiederholt  werden 
mußte,  um  das  gleiche  Ergebnis  zu  sichern. 
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und  im  gegebenen  Falle  sogar  gemeinsam  abgehaltene  angewendet 
wurde,  so  daß  also  die  der  Regel  nach  getrennte  Haltung  der  leiö 
für  jedes  einzelne  goöorö  auch  hierin  sehr  deutlich  hervortritt.  Eines 
ähnlichen  Kunstgriffes,  welcher  zugleich  den  obigen  erläutert,  erwähnt 
die  Vigaskütu  saga,  und  zwar  ebenfalls  für  die  zweite  Hälfte  des 
10.  Jahrhunderts;1)  der  Verurteilte  soll  hier  nacheinander  auf  der 
Hegranessleiö,  der  Vööluleiö  und  der  Ljösvetnmgaleiö  durch  öffent- 
lichen Verruf  für  in  den  Frieden  wieder  aufgenommen  erklärt  werden 
und  dadurch  seinen  Frieden  wieder  gewinnen,  wenn  niemand  da- 
gegen Widerspruch  erhebt.  In  diesem  Falle  sind  also  richtig  drei 
leiöir  genannt,  welche  ganzen  Dingverbänden  entsprechen,  oder 
wenigstens  entsprechen  können;  aber  auch  hier  bleibt  wenigstens 
die  Benützung  dreier  gleichzeitiger  statt  dreier  in  drei  Jahren  sich 
folgender  leiöir  eine  hinterlistige  Umgehung  des  Gesetzes.  Ein 
andermal  wird  der  Hünavatnsleiö  gedacht,2)  oder  auch  eines  leiömöt 
\  Vatnsdal ; 3)  aber  beide  Male  kann  allerdings  ebensowohl  die  ge- 
meinsame leiö  des  Hünavatnsjjings  bei  pmgeyrar,  als  eine  besondere 
leiö  der  Vatnsdcelir  gemeint  sein,  und  wirklich  nennt  gelegentlich 
des  Vorganges,  auf  welchen  sich  die  zuletzt  erwähnte  Stelle  bezieht, 
eine  andere  Quelle  das  Hünavatnsjung  selber.4)  Die  leiö,  deren  die 
Bandamanna  saga  erwähnt, 5)  scheint  dem  alleinigen  Melamanna- 
goöorö  anzugehören;  aber  gerade  dieses  war  ein  Godord  neuerer 
Stiftung,6)  und  von  ihm  aus  läßt  sich  also  auf  andere  Godorde  nicht 
schließen.  Wiederum  nennt  die  Sturlünga  einmal  die  pverärleiö  \ 
Eyjafiröi;7)  aber  auch  in  diesem  Falle  läßt  sich  nicht  mit  Bestimmt- 
heit ersehen,  ob  dabei  an  eine  leiö  der  pveraeringar,  oder  aber  des 
gesamten  Vöölujnnges  zu  denken  sei;  wenn  dagegen  dieselbe  Quelle 
eine  pverärleiö  im  Borgarfjörör  nennt,8)  so  ist  klar,  daß  darunter  die 
des  f)verär  Junges  gemeint  ist.  Um  die  Mitte  des  ir.  Jahrhunderts 
wird  eine  Hvammsleiö  genannt,  die  zu  Hvammr  im  Norörärdalr  ge- 
halten worden  sein  muß,9)  und  somit  nur  auf  ein  einzelnes  Godord, 
das  der  Gilsbekkingar,  sich  bezogen  haben  wird.  Dürftig  wie  sie 
sind,  genügen  diese  Belege  immerhin,  um  darzutun,  daß  neben  den 
aus  einer  ganzen  Jungsökn  hervorgehenden  leiöir  noch  andere  sich 

x)  Vigaskütu  s.,  20/292. 

2)  Kormaks  s.,  21/202.  3)  Vatnsdoela,  45/75. 

4)  HallfreÖar  s.  vandraeÖaskälds,  10/109. 

5)  Bandamanna  s.,  S.  10.  6)  ebenda,  S.  7 ;  Njäla,  98/151. 
7)  Sturlünga,  III,  17/151.           8)  ebenda,  VIII,  20/169. 

9)  Bandamanna  s.,  S.  41. 
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fanden,  welche  nur  aus  einzelnen  Godorden  hervorgingen,  gleichviel 
übrigens,  in  welchem  Verhältnisse  diese  zu  jenen  gestanden  sein 
mögen.  —  Die  Zeit,  in  welcher  die  leiö  zu  halten  ist,  wird  fol- 
gendermaßen bestimmt. 2)  In  keinem  Falle  soll  dieselbe  früher  zu- 
sammentreten als  14  Tage  nach  dem  Schlüsse  des  Alldinges;  in 
keinem  Falle  aber  auch  später  als  an  demjenigen  Sonntage,  welcher 
auf  denjenigen  Samstag  folgt,  von  welchem  ab  noch  acht  Sommer- 
wochen übrig  sind.  Um  die  letztere  Bestimmung  zu  verstehen,  muß 
man  sich  der  eigentümlichen  Einrichtung  des  isländischen  Kalenders 
erinnern.2)  Regelmäßig  zählte  dieser  nur  364  Tage,  indem  man  zur 
Ausgleichung  mit  dem  astronomischen  Jahre  jedes  siebente  Jahr  eine 
weitere  Woche  einschaltete  (sumarauki);  von  jenen  364  Tagen  aber 
rechnete  man  sechs  Monate  zu  30  Tagen  auf  den  Winter,  dagegen 
um  vier  Tage  mehr  auf  den  Sommer,  und  schaltete  man  diese  vier 
Tage  am  Schlüsse  des  dritten  Sommermonats,  also  unmittelbar  vor 
der  Mitte  Sommers,  ein.  Der  Sommer  kam  somit  auf  184  Tage, 
oder  26  Wochen  und  2  Tage,  so  daß  der  Winter  immer  mit  einem 
Samstage  beginnen  mußte,  weil  der  Sommer  jederzeit  mit  einem 
Donnerstage  anfing.  Da  der  erste  Sommertag  frühestens  auf  den 
9.  und  spätestens  auf  den  15.  April  fiel,  konnte  hiernach  der  Winter 
nicht  vor  dem  10.  und  nicht  nach  dem  16.  Oktober  beginnen,  und 
fiel  demnach  der  späteste  Termin  für  die  Haltung  der  leiö  auf  den 
Sonntag,  welcher  frühestens  auf  den  16.  und  spätestens  auf  den 
22.  August  traf;  da  andererseits  das  Allding  seit  dem  Jahre  999 
nicht  vor  dem  18.  und  nicht  nach  dem  24.  Juni  begann,  also  nicht 
vor  dem  1.  und  nicht  nach  dem  7.  Juli  schloß,  konnte  der  früheste 
Termin,  wenn  wir  die  14  Tage  vom  Schlüsse  des  Alldinges  ab  genau 
rechnen,  nicht  vor  den  15.  und  nicht  nach  den  21.  Juli  fallen.  Da 
aber  das  Allding  stets  an  einem  Mittwoch  schloß,  und  die  leiö,  wie 
es  scheint,  stets  an  einem  Sonntage  beginnen  sollte,3)  rückt  sich 
deren  frühester  Anfangstermin  noch  um  ein  paar  Tage  weiter  hinaus, 
auf  den  19. — 25.  Juli.  Es  fiel  also  die  leiö  stets  in  die  zweite  Hälfte 
des  Juli,  oder  in  den  Anfang  oder  die  Mitte  des  August,  oder  anders 
ausgedrückt  etwa  14  Tage  bis  6  Wochen  nach  dem  Alldinge.  Dabei 
sollte  sie  mindestens  einen  Tag  und  höchstens  zwei  Tage  dauern ; 4) 


*)  Konüngsbök,  61/ni;  ungenauer  6/20  und  KrR.  15/68 — 70. 

2)  Konüngsbök,  19/37;  vgl«  Islendingabök,  4/6 — 8. 

3)  vgl.  Laxdoela,  61/264. 

4)  tveggj'a  natta  leiö,  Vatnsdcela,  45/75. 
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mag  übrigens  sein,  was  pörör  Sveinbjörnsson  freilich  leugnet,1)  daß 
innerhalb  der  durch  das  gemeine  Landrecht  gezogenen  Grenzen  je 
für  die  einzelnen  Dingbezirke  oder  Godorde  der  Termin  für  deren 
Haltung  noch  genauer  begrenzt  war,  und  mochte  ich  hierauf  schließen 
aus  der  Verwendung  des  Ausdruckes  „um  leiöarskeiö"  als  Zeitbe- 
stimmung, 2)  sowie  aus  der  gelegentlichen  Erwähnung  eines  leiöar- 
morgun  als  eines  bestimmten  Tages.3)  In  der  Tat  ließ  sich  zwar, 
da  die  leiö  möglichst  bald  nach  der  Rückkunft  vom  Allding  gehalten 
werden  sollte,4)  für  deren  Haltung  nicht  wohl  ein  allerwärts  gleich- 
mäßig geltender  Termin  präzisieren,  da  die  Zeit  dieser  Rückkunft 
für  die  Angehörigen  der  verschiedenen  Landesteile  zu  sehr  verschie- 
dener Zeit  erfolgen  mußte;  aber  für  jeden  einzelnen  Bezirk  war 
dessen  Feststellung  nicht  nur  möglich,  sondern  auch  nahezu  nötig, 
da  ein  ausdrückliches  Ansagen  der  Versammlung  bei  den  weiten 
Entfernungen  auf  der  Insel  kaum  tunlich  war  und  die  Leute  denn 
doch  wissen  mußten,  wann  sie  sich  einzufinden  hatten.  Übrigens 
ist  klar,  daß  die  leiö  ihren  zweiten  Namen,  haustjDing,  von  ihrer  Ab- 
haltungszeit her  hatte,  und  verweise  ich  dieserhalb  auf  das  oben 
bereits  Bemerkte. 

Die  Versammlung  beginnt  stets,  wie  jede  andere  Dingversamm- 
lung, mit  einer  feierlichen  Hegung  (helgun),  weshalb  denn  auch 
für  die  Zeit  ihrer  Dauer  der  höhere  Dingfrieden  eintritt,  und  zumal 
auch  die  Buße  der  Leute  sich  ganz  ebenso  erhöht  wie  bei  jedem 
anderen  Dinge ; 5)  neben  dieser  Bußerhöhung  tritt  aber  auch  die 
Strafe  des  Waldganges,  dann  das  Verbot  der  Eingehung  eines  Ver- 
gleiches ohne  besondere  Genehmigung  der  lögretta  ein,  wie  bei  der 
Verletzung  des  Dingfriedens  an  einem  anderen  skap])ing,  und  mit 
derselben  Begrenzung.6)  Die  Hegung  muß  natürlich  hier  wie  beim 
värfiinge  von  dem  Goden  vorgenommen  werden,  dem  sie  ein  für 
allemal  zustand,7)  und  wir  wissen,  daß  z.  B.  die  Hegung  der  pverär- 
leiö  im  Borgarfjörör  dem  Reykhyltmgagoöorö, 8)  die  Hegung  aber 


1)  In  einer  Anmerkung  zu  Järns.,  Jnngfararb.  5. 

2)  Landnäma,  V,  5/291.  3)  Band  am  an  na  s.,  S.  10. 

4)  Dies  sprechen  ausdrücklich  aus  die  Järns.,  Jn'ngfb.  5  und  Jönsbök,  7; 
es  ergibt  sich  aber  überdies  aus  der  Bestimmung  der  leiö. 

5)  Konungsbök,  61/111 — 12. 

6)  ebenda,  100/176;  VigslöÖi,  43/82;  dann  VigslöÖi,  52/92,  was  in  der 
Konungsbök,  101/177  nur  als  Referenz;  endlich  VigslöÖi,  57/96. 

7)  Konungsbök,  61/112. 

8)  Sturlunga,  VIII,  20/169. 
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der  Vööluleiö  dem  Godorde  des  Vfgaglümr  zugehörte,  *)  der  zuerst 
wie  seine  Voreltern  auf  dem  Hofe  zu  pverä  und  später  auf  dem  zu 
Mööruvellir  im  Hörgärdalr  wohnte.  Die  Aufgabe  der  Ver- 
sammlung war  aber  wesentlich  die,  denjenigen,  welche  das  All- 
ding nicht  besucht  hatten,  von  allen  wichtigeren  Angelegenheiten 
Mitteilung  zu  machen,  welche  daselbst  verhandelt  und  entschieden 
worden  waren.  Es  haben  also  hier  zunächst  gewisse  Verkündigungen 
öffentlichen  Charakters  zu  .erfolgen,  und  zwar  ist  es  derjenige  Gode, 
welchem  die  Dinghegung  zusteht,  der  sie  vorzunehmen  hat,  soferne 
nicht  eine  andere  Abrede  von  den  samjungisgoöar  getroffen  wurde.2) 
Alle  neuen  Gesetze,  welche  am  Alldinge  beschlossen  worden  waren, 
mußten  demnach  hier  verkündigt  werden;  nicht  minder  der  Jahres- 
kalender, mit  seinen  beweglichen  Fasten  und  Festen,3)  sowie  mit 
der  Anzeige  eines  etwa  bevorstehenden  Schaltjahres  oder  sumarauki, 
dann  eines  etwaigen  früheren  Beginnes  des  Alldinges.  So  sollen 
ferner  Veränderungen,  welche  man  im  Bestände  der  Dingverbände 
vorzunehmen  verabredet  hat,  an  der  leiö  verkündet  werden,4)  na- 
türlich nachdem  man  vorher  die  Genehmigung  der  lögretta  zu  den- 
selben erholt  hat.  Alle  derartigen  Bekanntmachungen  erfolgen  aber 
von  der  Jnngbrekka  oder  einem  anderen,  ein  für  allemal  hierzu  be- 
stimmten Orte  aus ; 5)  der  letztere  Vorbehalt  scheint  wieder  auf  den 
Fall  zu  deuten,  da  die  leiö  nicht  von  den  drei  samfu'ngisgoöar  ge- 
meinsam, oder  doch  nicht  an  der  gewöhnlichen  Dingstätte  gehalten 
wurde.  Weiterhin  mußten  aber,  wie  es  scheint,  auch  die  am  All- 
dinge bewilligten  Gnaden  und  Privilegien  hier  verkündigt  werden, 
nur  daß  deren  Verkündigung  den  beteiligten  Privaten  überlassen 
sein  mochte,  welche  sich  dann  selbst  zuzuschreiben  hatten,  wenn 
die  Unterlassung  der  Anzeige  für  sie  üble  Folgen  hatte ;  das  gleiche 
wird  ferner  wohl  auch  bezüglich  der  am  Alldinge  erfolgten,  oder 
auch  bekannt  gegebenen  Verurteilung  zu  einer  sekt  gegolten  haben, 
obwohl  in  allen  diesen  Beziehungen  nur  eine  sehr  mangelhafte  Be- 
weisführung möglich  ist.  Die  Njäla  erwähnt  zwar  einmal  der  Ver- 
kündigung einer  Acht,  die  je  nach  Belieben  des  Gegners  am  haust- 


1)  Vigagiüma,  27/394. 

2)  Konüngsbök,  61/112. 

3)  Speziell  wegen  der  Quatembertage  vgl.  ebenda,  15/33  und  KrR.  29/128; 
wegen  der  neuen  Gesetze  Konüngsbök,  19/37. 

4)  Konüngsbök,  59/107. 

5)  ebenda,  100/176  und  202/115—16;  VfgslöÖi,  43/82  und  Landabrb. 
41/317.    Die  pragbrekka  nennt  auch  die  Sturlünga,  VIII,  20/169. 
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Junge  oder  värjn'nge  erfolgen  konnte;1)  aber  es  handelt  sich  dabei 
um  einen  Vergleich,  welcher  am  Alldinge  dahin  abgeschlossen 
worden  war,  daß  die  Schuldigen  binnen  drei  Jahren  das  Land 
räumen  oder  aber  der  Acht  verfallen  sollten,  und  hat  demnach  jene 
Publikation  nur  die  Bedeutung,  eine  ipso  facto  eintretende  Ächtung 
allgemein  bekanntzugeben.  Umgekehrt  berichtet  zwar  dieselbe  Quelle, 
wie  Nj all  dem  Gunnarr  von  HHöarendi  an  der  leiö  seinen  Frieden 
wieder  zu  verschaffen  (friö  helga)  wußte,  den  er  durch  eine  Gewalttat 
eingebüßt  hatte;2)  aber  das  war  nicht  eine  Verkündigung  eines  am 
al))inge  erlangten  syknuleyfi,  sondern  Folge  eines  von  Gunnarr  selbst 
an  der  leiö  gemachten  Vergleichsanbietens.  Wenn  ferner  Guömundr 
riki  und  porgeirr  Ljösvetningagoöi  dem  Sölmundr  dadurch  seinen 
Frieden  wieder  verschaffen  wollen,  daß  sie  ihn  auf  drei  leiöir  bringen 
und  hier,  ohne  Widerspruch  zu  finden,  seine  Befriedung  bekannt- 
geben,3) so  wird  auch  dabei  keine  vorgängige  Verwilligung  des  All- 
dinges vorausgesetzt;  aber  doch  dürfte  jenem  Versuche  der  Rechts- 
satz zu  Grunde  liegen,  daß  eine  von  der  lögretta  angeblich  ver- 
willigte Begnadigung  nicht  mehr  in  Frage  gezogen  werden  dürfe, 
wenn  dieselbe  erst  an  drei  sich  folgenden  leiöir  öffentlich  bekannt- 
gegeben worden  sei.  Einzelne  Angaben  schwedischer  Rechtsquellen 
legen  sogar  die  Vermutung  nahe,  daß  über  die  vom  Gesetzsprecher 
gehaltenen  Rechtsvorträge  an  der  leiö  Mitteilung  zu  machen  war; 
jedenfalls  aber  steht  soviel  fest,  daß  neben  den  öffentlichen  auch 
Privatankündigungen  der  verschiedensten  Art  hier  gemacht  werden 
konnten  und  je  nach  Umständen  mußten,  daß  ferner  neben  den 
Ankündigungen,  welche  sich  auf  Vorgänge  bezogen,  die  am  Alldinge 
sich  zugetragen  hatten,  auch  Anzeigen  ganz  anderer  Art  hier  er- 
folgten, die  mit  dem  Alldinge  gar  nichts  zu  schaffen  hatten.  Viel- 
fach handelt  es  sich  dabei  um  Anzeigen,  die  ganz  ebensogut  auch 
am  Alldinge  oder  am  Frühlingsdinge  erfolgen  konnten,  und  ent- 
scheidet dann  darüber,  ob  dieselben  hier  oder  dort  gemacht  werden, 
entweder  die  Beschaffenheit  der  Fristen,  innerhalb  deren  die  Ver- 
kündigung im  einzelnen  Falle  zu  erfolgen  hat,  oder  auch  die  freie 
Wahl  desjenigen,  von  dem  sie  auszugehen  hat;  vielfach  kommen 
ferner  statt  bloßer  Anzeigen  auch  wohl  weitere  Akte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  in  Frage,  denen  nur  durch  die  Vornahme  der  leiö 
größere  Publizität  gegeben  werden  will.    So  soll  z.  B.  der  aus  der 


*)  Njäla,  146/251.  2)  ebenda,  64/99  und  66/101. 

3)  Ljösvetninga  s.,  2/7 — 8. 
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Fremde  Heimkehrende  unter  Umständen  einen  von  ihm  beabsichtigten 
Wechsel  seines  früheren  Domiziles  am  Dinge,  an  der  leiö  oder  vor 
Nachbarn  bekanntgeben. 1)  Der  Priester  muß  längstens  bis  zur  leiö 
sein  Domizil  gewählt  haben  und  das  gewählte  hier  anzeigen ; 2)  doch 
wird  auch  hier  allenfalls  noch  die  Anzeige  vor  den  fünf  nächsten 
Nachbarn  als  genügend  betrachtet.  Wer  erst  nach  dem  Alldinge 
eine  eigene  Niederlassung  begründet,  der  hat  an  der  leiö  Anzeige 
von  der  Jnngvist  zu  machen ,  die  er  sich  gewählt  hat. 3)  Ist  eine 
Verwundung  an  der  leiö  erfolgt,  so  hat  die  lysing  hinsichtlich  der- 
selben an  der  ]nngbrekka  oder  dem  sie  vertretenden  Orte  zu  ge- 
schehen. 4)  Findet  jemand  am  värjringe  oder  an  der  leiö  Sachen, 
deren  rechtmäßigen  Besitzer  er  nicht  kennt,  so  soll  er  sie  sofort 
hier  aufbieten,  sodann  aber  demjenigen  Bauern  zur  Aufbewahrung 
übergeben,  welcher  der  Dingstätte  zunächst  wohnt.5)  Hat  ein  Gode 
am  Alldinge  für  einen  seiner  Dingleute  in  dessen  Abwesenheit  eine 
Verpflichtung  übernommen,  ohne  dazu  bevollmächtigt  worden  zu 
sein,  so  soll  er  diesem  an  der  leiö  hiervon  Anzeige  machen  und 
sodann  berechtigt  sein,  am  nächsten  värjnng  Ersatz  zu  fordern;6) 
unterbleibt  jene  Anzeige,  die  freilich  an  einem  etwas  späteren  Ter- 
mine nachgeholt  werden  kann,  so  schiebt  sich  auch  die  Verfallzeit 
über  die  Ersatzforderung  weiter  hinaus.  In  diesem  Falle  freilich 
handelt  es  sich  nicht  mehr  um  eine  öffentliche  Verkündigung,  son- 
dern nur  um  eine  Mitteilung  an  eine  bestimmt  bezeichnete  einzelne 
Person;  aber  doch  ist  es  auch  hier  ein  Vorgang  am  Alldinge,  um 
dessen  Bekanntgabe  es  sich  handelt,  und  wird  die  leiö  zu  deren 
Vornahme  bestimmt,  weil  man  annehmen  zu  dürfen  glaubt,  daß  der 
Gode  hier  alle  diejenigen  treffen  werde,  die  das  Allding  nicht  be- 
sucht haben.  Wenn  jemand  Vermögensstücke  eines  Mannes  in 
Händen  hat,  welcher  der  Acht  oder  Landesverweisung  verfiel,  so 
soll  er,  falls  ein  feränsdömr  nicht  gehalten  wurde,  oder  der  gehaltene 
ihm  verborgen  blieb,  oder  infolge  ehehafter  Not  von  ihm  nicht  be- 
sucht werden  konnte,  an  der  nächsten  leiö,  am  nächsten  vär[)i'nge 
und  am  nächsten  al)n'nge  hiervon  Anzeige  machen,  wie  sie  dies  am 
feränsdömr  selbst  zu  tun  verpflichtet  gewesen  wären ; 7)  ergeben' sich 


*)  Konüngsbök,  78/131 ;  Kaupab.  55/469. 

2)  Konüngsbök,  6/20;  Kr R.  15/68—70. 

3)  Konüngsbök,  71/138 ;  Kaupab.  64/478. 

4)  Konüngsbök,  100/176;  VfgslöÖi,  43/82. 

8j  Konüngsbök,  239/186.  6)  ebenda,  77/124 — 5. 

7)  ebenda,  54/93. 
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ferner  am  feränsdömr  nach  Tilgung  sämtlicher  Schulden  des  Landes- 
verwiesenen oder  Ächters  noch  Überschüsse,  welche  unter  den  Kläger 
und  die  Angehörigen,  sei  es  nun  des  Dingbezirkes  oder  des  Landes- 
viertels, zu  verteilen  kommen,  welchem  jener  erstere  angehörte,  so 
soll  der  Kläger,  falls  sofortige  Aufteilung  nicht  möglich  ist,  den 
Überrest  eintreiben  und  aufheben,  und  dann  je  nachdem  an  der 
nächsten  leiö,  eventuell  am  nächsten  vär]nnge,  oder  aber  am  nächsten 
värjn'nge  und  eventuell  am  nächsten  allimge  zur  Verteilung  bringen.1) 
Wiederum  muß  die  Aufforderung  zur  Abhaltung-  eines  afrettardömr 
am  vär])fnge  erlassen,  sodann  aber  an  der  leiö  demjenigen,  der  sie 
hatte  ergehen  lassen,  von  seinen  Gegnern  angezeigt  werden,  wer 
von  ihnen  mit  ihrer  gemeinsamen  Vertretung  in  der  Prozeßführung 
betraut  worden  sei;  geschieht  dies  nicht,  so  hat  der  Kläger  selbst 
sofort  seinen  Gegner  sich  zu  wählen,  und  seinerseits  dessen  Namen 
an  der  ])ingbrekka  oder  dem  sie  vertretenden  Orte  bekanntzugeben.'2) 
Ebenso  kann  man  auch  die  Aufforderung  zur  gemeinsamen  Einzäh- 
lung  (ftala)  des  Viehes,  welches  auf  die  gemeine  Weide  getrieben 
werden  soll,  an  der  leiö  an  die  Teilhaber  an  dieser  Weide  richten ; 3) 
aber  auch  hier  ist  wieder  lediglich  darauf  gerechnet,  daß  man  an 
dieser  Versammlung  die  Genossen  ziemlich  vollzählig  beisammen 
finden  werde,  da  ausdrücklich  gestattet  wird,  die  Aufforderung  auch 
anderwärts  an  dieselben  zu  richten,  wo  man  sie  eben  samt  und 
sonders  zu  treffen  weiß.  An  der  leiö  pflegt  ferner  ebensogut  wie 
am  vär])ing  oder  aljnng  die  Führung  eines  Godordes  aus  einer  Hand 
in  die  andere  übertragen  zu  werden,4)  und  zumal  schreibt  dies  unser 
Rechtsbuch  selbst  für  den  Fall  vor,  da  mehrere  Miteigentümer  eines 
solchen  dasselbe  von  Jahr  zu  Jahr  abwechselnd  zu  führen  haben ; 5) 
bemerkenswert  ist  dabei  aber  die  Bestimmung,  daß  der  Wechsel  in 
der  Führung  an  der  leiö  vor  sich  gehen  soll  „er  upp  er  sagt",  da- 
gegen aber  am  Dinge  „at  häöum  dömum".  Man  sieht  daraus,  daß 
beim  värjnnge  und  alfn'nge  der  Schwerpunkt  lediglich  auf  dem  Ge- 
richtswesen ruhte,  wie  sich  denn  auch  hieraus  die  Bezeichnung  des 
ersteren  als  söknarjnng  erklärt,  wogegen  bei  der  leiö  alles  auf  die 
Verkündigungen  ankam,  welche  hier  zu  machen  waren.  Doch  wissen 
wir  aus  geschichtlichen  Quellen,  daß  an  der  letzteren  gelegentlich 

x)  Konungsbök,  49/86;  62/115. 

2)  ebenda,  202/115 — 16;  Landabrb.  41/316  — 17. 

3)  Landabrb.  42/326. 

*■)  Bandamanna  s.,  S.  10;  Njäla,  HO/168. 
5)  Konungsbök,  84/141. 


444 


Abschnitt  III.    Die  Dingversammlungen. 


auch  über  administrative  Angelegenheiten  (heraöss  tjörn)  beraten 
wurde ; *)  daß  hier  dienstlose  Leute  sich  um  einen  neuen  Dienst 
umsehen  mochten, 2)  und  daß  auch  wohl  Zahlungen  hier  erlegt 
wurden,  für  welche  dieser  Zahltermin  im  Verglei  chs wege  festgesetzt 
worden  war;3)  daß  gelegentlich  einmal  auch  eine  Pferdehetze  da- 
selbst abgehalten  werden  konnte  4)  u.  dgl.  m.  Auffällig  ist  übrigens, 
daß  uns  nirgends  gesagt  wird,  wer  denn  eigentlich  zum  Besuche 
der  leiö  verpflichtet  gewesen  sei;  wir  können  nur  vermuten, 
daß  es  in  dieser  Beziehung  ähnlich  gestanden  haben  möge  wie  beim 
värln'nge  und  daß  somit  alle  zum  Dingverbande  gehörigen  Bauern 
zu  erscheinen  hatten,  wie  denn  auch  in  der  Tat  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  die  nächste  Aufgabe  der  Versammlung,  nämlich  die 
Bekanntgabe  der  am  Alldinge  gefaßten  Beschlüsse  und  erfolgten 
Mitteilungen  an  die  zu  Hause  Gebliebenen,  genügend  erreicht  werden 
konnte. 

Soviel  über  die  leiö  nach  dem  Rechte  des  isländischen  Frei- 
staates. Ohne  Zweifel  bildete  diese  eine  überaus  zweckmäßige  Ein- 
richtung für  ein  Land  und  eine  Zeit,  welche  einerseits  einen  massen- 
haften Besuch  der  Landsgemeinde  zufolge  der  Größe  der  Entfernungen 
und  der  Schwierigkeit  des  Reisens  nicht  verstatteten,  und  anderer- 
seits durch  schriftliche  Veröffentlichung  ihrer  Verhandlungen  und 
Beschlüsse  für  das  eigene  Anhören  noch  keinen  Ersatz  zu  bieten 
vermochten.  So  hat  denn  auch  die  Järnsiöa  sowohl  als  die  Jönsbök 
die  hergebrachte  Versammlung  unter  ihrem  alten  Namen  beibe- 
halten, 5)  und  erst  in  weit  späterer  Zeit  ist  deren  Haltung  auf  der 
Insel  allmählich  abgekommen ; 6)  ob  dieselbe  aber  von  Anfang  an 
isländischer  Entstehung,  oder  ob  sie  bereits  von  Norwegen  aus  nach 
der  Insel  herübergebracht  worden  sei,  ist  eine  andere  und  schwer 
zu  entscheidende  Frage.  Das  gemeine  Landrecht  des  K.  Magnus 
lagabcetir  kennt  eine  entsprechende  Versammlung;7)  jedoch  nennt 
dasselbe  nicht  den  Namen  leiö  noch  sonst  welche  technische  Be- 
zeichnung für  dieselbe,  so  daß  der  Verdacht  besteht,  der  König  möge 
nur  die  isländische  Einrichtung  nach  Norwegen  herüberverpflanzt 
haben,  nachdem  er  über  der  Bearbeitung  der  Järnsiöa  mit  derselben 

*)  Lorsteins  b.  Si'Öuhallssonar,  3/4. 
2)  Ljösvetninga  s.,  18/57.  3)  Vallaljöts  s., 

4)  Vigaskütu  s.,  12/259. 

5)  Järns.,  bingfb.  5;  Jönsbök,  7. 
•)  vgl.  Päll  Vidali'n,  s.  v.  leiö;  Jon  Ärnason,.  S 
7)  Landsl.,  bingfb.  7. 
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bekannt  geworden  war.  Da  in  Norwegen  der  Grundsatz  galt,  daß 
jedermann  ein  Ding  berufen  könne,  der  eines  solchen  bedürfe,  trat 
dort  die  Notwendigkeit  der  ungebotenen  Dinge  in  der  Tat  weniger 
dringend  auf;  indessen  ist  doch  immerhin  durch  jenen  Grundsatz 
für  die  Verkündigung  der  am  lög])fng  gefaßten  Beschlüsse  noch  nicht 
gesorgt  und  wäre  immerhin  denkbar,  daß  schon  das  ältere  nor- 
wegische Recht  etwas  der  leiö  Ähnliches  gekannt  hätte,  zumal  da 
die  Provinzialrechte  über  die  Verfassung  des  fylkisjnnges  und  heraös- 
])fnges  nur  wenig  Aufschluß  geben.  Auf  eine  Vergleichung  der 
schwedischen  und  dänischen  Dingverfassung  ziehe  ich  vor,  mich 
nicht  einzulassen,  und  bemerke  nur  im  Vorbeigehen,  daß  Westgöta- 
lagen  sowohl  ein  värjnng  als  ein  höst^ting  kennt;  einzugehen  ist  da- 
gegen noch  auf  die  vielbestrittene  Frage  nach  der  Ableitung  des 
Namens  der  leiö. 

Der  alte  Päll  Vidalfn  bezeugt,  *)  daß  zu  seiner  Zeit  die  allge- 
meine Meinung  dahin  ging,  leiö  bedeute  die  Heimreise  des  syslu- 
maör  vom  Alldinge ;  indessen  ist  klar,  daß  damit  weniger  eine  Deu- 
tung des  Wortes  als  technischen  Ausdruckes,  als  eine  Erklärung 
desselben  mit  Rücksicht  auf  die  einzige  Stelle  der  Jönsbök  beab- 
sichtigt war,  an  welcher  es  vorkam.  Wenn  es  nämlich  hier  hieß: 
„Svä  er  maelt,  at  syslumenn  skulu  ])ing  eiga  ä  leiöum,  er  J)eir  koma 
heim  af  Öxarärjnngi",  so  brauchte  man,  solange  man  die  älteren 
Quellen  außer  Betracht  ließ,  in  der  Tat  das  Wort  nicht  als  tech- 
nische Bezeichnung  einer  bestimmten  Art  von  Dingversammlungen 
zu  nehmen  und  konnte  dasselbe  vielmehr  im  gewöhnlichen  Sinne 
deuten,  wo  dasselbe  allerdings  soviel  als  Weg  oder  Reise  bezeichnet. 
Doch  war  bereits  der  alte  Björn  von  Skarösä  auf  den  Gebrauch  des 
Wortes  in  der  Bandamanna  saga  aufmerksam  geworden,  sowie  an- 
dererseits auf  die  Stelle  der  norwegischen  Landslög,  welche  die 
syslumenn  anweist,  innerhalb  dreier  Wochen  nach  ihrer  Heimkunft 
vom  lög]nng  eine  entsprechende  Versammlung  zu  halten,  und  er  be- 
merkt darum : 2)  „leiö  hafa  Jieir  äöur  kallaö  möt,  eöur  mannfund  eöur 
Jung".  Päll  Vidalfn  selbst  weist,  indem  er  ausführlich  auf  die  „Grägäs" 
eingeht,  noch  des  näheren  nach,  daß  unter  dieser  Benennung  eine 
Versammlung  zu  verstehen  sei,  die  ein  für  allemal  zu  bestimmter 
Zeit  und  an  bestimmtem  Orte  gehalten  worden  sei  und  die  man 
eben  darum  zu  den  skapjjfng,  d.  h.  den  ordentlichen  Dingversamm- 


1)  Skyringar,  S.  319—20. 

2)  Skyrsla  og  räömng  lögbökar,  og  hennar  dimmu  forn  yröa,  s.  v.  leiöarjnng. 
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lungen  gezählt  habe ;  auf  eine  sprachliche  Erklärung  des  Ausdruckes 
aber  läßt  er  sich  so  wenig  ein,  als  dies  Björn  getan  hatte.  Jon 
Einksson  schließt  sich  der  Auffassung  des  Päll  Vi'dalm  einfach  an, 
indem  er  sie  nur  noch  etwas  eingehender  begründet;1)  auf  eine 
sprachliche  Erklärung  läßt  aber  auch  er  sich  nicht  ein.  Jon  Olafsson 
von  den  Svefneyjar  wagte  sich  endlich  an  eine  solche,  indem  er  be- 
merkt: „A  Sax.  leet,  curia  vicana.  Forsan  a  Gr.  Irjijog  publicus, 
IrjiTOv  curia,  locus  publicus,  ubi  magistratus  convenit";2)  Grimr 
Jönsson  Thorkelin  folgt  ihm,  indem  er  zwar  die  Bezugnahme  auf 
das  Griechische  fallen  läßt,  aber  dafür  neben  dem  ags.  „Leet"  auch 
noch  das  fries.  „Lith"  heranzieht, 3)  welches  letztere  er  aus  Dreyers 
„Versuch  einer  Abhandlung  von  dem  Nutzen  der  heidnischen  Gottes- 
Gelahrtheit  in  Erklärung  der  Teutschen  Rechte  und  Gewohnheiten 
mittler  Zeiten"  entlehnt  hat;4)  ja  sogar  Finnr  Magnüsson  kommt 
noch  in  dem  altheidnischen  Kalender,  den  er  dem  dritten  Bande  der 
Kopenhagener  Ausgabe  der  Ssemundar  Edda  beigegeben  hat,  auf 
denselben  Gedanken  zurück,  indem  er  zum  Worte  leiö  bemerkt:5) 
„Anglosax.  Leiö,  Laeö,  quae  institutio  Anglis  adhuc  ex  aliqua  parte 
superest  sub  nomine  Leet  vel  Leat-Court,  Leetday".  Thorkelin  ver- 
fiel später  auf  eine  andere  Ableitung,  welche  er  an  Schlegel  mit- 
teilte ; 6)  von  dem  Zeitworte  leita,  d.  h.  suchen,  sollte  der  Ausdruck 
nunmehr  herkommen  und  somit  ein  Untersuchungsgericht  bedeuten. 
Schlegel  erklärt  sich  für  die  letztere  Annahme;  pörör  Sveinbjörnsson 
dagegen  kehrt  wieder  zu  der  älteren  Annahme  zurück,  welche  das 
Wort  mit  leiö  =  Weg  in  Verbindung  brachte,  nur  daß  er  den  ter- 
minus  technicus  als  solchen  anerkennt  und  daraus  entstanden  glaubt, 
daß  die  Versammlung  vom  Goden  und  später  vom  syslumaör  auf 
dem  Heimwege  oder  kurz  nach  dem  Heimwege  vom  Alldinge  zu 
halten  war. 7)  Dahlmann  endlich  will  auch  an  leiö  =  Weg  an- 
knüpfen, aber  den  Ausdruck  bildlich  nehmen:  „leiö,  Weg,  für  leiö- 

x)  bei  Jon  Ärnason,  S.  371  und  fgg. 

2)  Glossar.  Landnam.,  v.  leiö  (1774);  Schlegel,  Comment.,  S.  XCII,  Note  ** 
führt  diese  Ansicht  auf  B.  Finnr  Jönsson  zurück;  indessen  scheint  fast,  als  ob  er 
diesen  mit  seinem  Sohne  und  Nachfolger,  B.  Hans,  und  diesen  mit  Jon  Olafsson  ver- 
wechselt hätte,  welcher  letztere  zu  der  von  jenem  besorgten  Ausgabe  der  Landnäma 
nur  das  Glossar  beisteuerte. 

3)  Glossar  zum  älteren  Christenrechte,  v.  leiÖ  (1776). 

4)  Sammlung  vermischter  Abhandlungen,  S.  758  (1756). 

5)  Specimen  calendarii  gentilis,  S.  1105  (1828). 

6)  Comment.,  ang.  O. 

7)  Gloss.  Grägas.,  und  bestimmter  noch  Gloss.  Järns.,  h.  v. 
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retting,  Wegberichtigung  (Njäla,  lat.  vers.  509,  Note  i),  weil  Belehrung 
des  Volks  der  Zweck  war". *)  Sollen  nun  diese  verschiedenen  Er- 
klärungen geprüft  werden,  so  ist  zunächst  klar,  daß  die  zuletzt  an- 
geführte gar  nichts  für  sich  hat.  Die  von  Dahlmann  zitierte  Stelle 
aus  der  lateinischen  Übersetzung  der  Njäla  bietet  nur  zu  den  Worten: 
„vil  ek  eiga  retting  allra  oröa  minna"  2)  die  gleichbedeutende  Vari- 
ante „leiöretting",  aber  weder  einen  Beleg  dafür,  daß  leiö  für  leiö- 
retting stehen  könne,  noch  auch  dafür,  daß  eine  Belehrung  des 
Volkes  durch  Bekanntmachungen,  wie  sie  an  jener  Versammlung 
üblich  waren,  als  leiöretting  bezeichnet  worden  sei ;  beides  ist  in  der 
Tat  sprachlich  schlechthin  unmöglich,  da  leiöretting  ein  Verbessern 
und  auf  den  rechten  Weg  Zurückführen,  aber  nicht  ein  Belehren 
und  Aufklären  bezeichnet,  und  in  dieser  Zusammensetzung  überdies 
das  zweite  Wort,  nicht  das  erste,  den  für  den  figürlichen  Gebrauch 
des  Wortes  maßgebenden  Begriff  ausdrückt.  Ebenso  unstichhaltig 
ist  die  Ableitung  von  „leita";  sie  ist  sprachlich  unmöglich,  da  sich 
von  jenem  Zeitworte  „leit",  aber  nicht  „leiö"  ableiten  läßt,  und  nicht 
minder  sachlich,  da  die  leiö,  wie  pörör  Sveinbjörnsson  bereits  sehr 
richtig  bemerkt  hat,  niemals  ein  Untersuchungsgericht  war,  vielmehr 
gerade  umgekehrt  unter  allen  isländischen  Dingversammlungen  ganz 
allein  mit  der  Behandlung  von  Rechtssachen  gar  nichts  zu  tun  hatte. 
Endlich  darf  auch  jeder  Versuch,  das  WTort  aus  dem  Griechischen 
abzuleiten,  von  vornherein  als  hoffnungslos  abgewiesen  werden;  als 
möglich  bleibt  dagegen  die  Anknüpfung  an  die  angeführten  friesi- 
schen und  englischen  Worte,  sowie  die  Zurückführung  auf  das  nor- 
dische leiö  =  Weg  im  natürlichen  Sinne  übrig;  Möglichkeiten  in- 
dessen, die  sich  keineswegs  notwendig  auszuschließen  brauchen.  Da 
ist  nun  vor  allem  zu  bedenken,  daß  das  Friesische  als  Stützpunkt 
nicht  benützt  werden  darf.  Die  einzige  in  den  friesischen  Rechts- 
quellen vorflndliche  Stelle,  auf  welche  man  sich  bezogen  hat  und 
beziehen  konnte,  ist  allerdings  schwer  zu  deuten;3)  aber  jedenfalls 
ist  Wiardas  Versuch,  das  Wort  lith  für  hlid  —  Deckel  zu  nehmen 
und  darunter  Dach  =  Haus  zu  verstehen,  falsch,  wie  er  denn  auch 
keinen  verständlichen  Sinn  gibt,  und  könnte  man  allenfalls  mit 
v.  Richthofen 4)  an  ags.  liö  =  classis  denken ,  somit  die  Stelle  auf 

*)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  225,  Anm.  4. 

2)  Njäla,  143/232. 

3)  Brokmerbrief,  §  213  (v.  Richthofen)  S.  180:  Fon  lithe.  Sa  kiasat  Broc- 
men  thet  to  enre  kere,  thetter  en  feie  lith  ne  mote  wesa  binna  Wibaldinga  szerspele, 
bi  achta  mercum  and  bi  tha  huse.  4)  Altfriesisches  Wörterbuch,  h.  v. 
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das  Verbrechen  der  Heerfahrt  beziehen,  oder  an  hlid  =  ags.  hliö, 
d.  h.  Tür,  und  dabei  der  Fallgatter  sich  erinnern,  deren  Erhaltung 
vielfach  im  Interesse  der  Viehzucht  bei  Strafe  geboten  ist.  Ebenso- 
wenig läßt  sich  aber  auch  aus  der  ags.  Sprache  irgendein  Stützpunkt 
gewinnen.  Eine  ags.  Form  „leet"  weiß  ich  in  keinem  der  mir  zu- 
gänglichen Wörterbücher  nachzuweisen  und  entspricht  vielmehr  dem 
an.  Worte  leiö  das  ags.  läö  oder  läöu ;  erst  in  den  Quellen  der  nor- 
männisch-englischen  Zeit  kommt  die  lateinische  Form  „leta"  vor,  jetzt 
allerdings  die  später  sogenannte  Court-Leet  bezeichnend.  Selbst 
Speimann,  welcher  doch  dieses  Gericht  in  Verbindung  mit  der 
Friedensbürgschaft  auf  K.  ^Elfred  zurückführen  will,  erklärt  unum- 
wunden,1) daß  ihm  dessen  Name  in  den  ags.  Gesetzen  und  Urkunden 
nirgends  vorgekommen  sei,  daß  er  ihn  vielmehr  zuerst  in  Urkunden 
Wilhelms  des  Eroberers  gefunden  habe.  Allerdings  bleibt  auch  so 
noch  die  Möglichkeit  eines  Zusammenhanges  der  Court-Leet  mit 
der  leiö,  und  könnte  ja  gerade  das  normännische  Recht  diesen  ver- 
mittelt haben;  auf  die  Gestaltung  der  ersteren  wird  demnach  einzu- 
gehen sein,  und  gibt  über  sie  zumal  Blackstone  ziemlich  genügenden 
Bescheid, 2)  neben  dem  bereits  angeführten  Speimann.  Danach  be- 
stand der  ursprüngliche  und  Hauptzweck  dieser  Versammlungen  in 
der  Überwachung  des  frankpledge,  woran  sich  dann  auch  die  Ab- 
nahme des  Huldigungseides  und  weiterhin  die  Rüge  von  Missetaten 
anschloß ;  richterliche  Tätigkeit  scheint  dagegen  erst  in  späterer  Zeit 
auf  dieselben  übergegangen  zu  sein.  Gehalten  wurden  diese  Ver- 
sammlungen teils  unter  dem  Vorsitze  der  Vorsteher  der  einzelnen 
Hundreds,  teils  aber,  und  hauptsächlich,  unter  dem  Vorsitze  könig- 
licher Beamter,  zumal  der  Sherifs;  mit  der  Zeit  ging  jedoch  deren 
Haltung  mit  der  Gerichtsbarkeit  überhaupt  auch  wohl  in  die  Hand  von 
den  Grundherren  über.  Insoweit  ist  hiernach  vollkommen  begründet, 
was  Schlegel  und  andererseits  pörör  Sveinbjörnsson  gegen  die  Ver- 
gleichung  der  Court-Leet  mit  der  leiö  eingewendet  haben;  die  Ver- 
kündigung erlassener  Gesetze  und  sonstiger  für  das  Volk  wichtiger 
Vorgänge,  welche  die  Aufgabe  der  leiö  bildet,  ist  niemals  Aufgabe 
der  Court-Leet  gewesen,  und  wenn  man  auf  den  grundherrlichen 
Charakter  dieser  letzteren  Wert  legen  will,  so  ist  zu  bemerken,  daß 
dieser  Charakter  ihr  weder  von  Anfang  an  zukam,  noch  jemals 
wesentlich  war,  und  daß  andererseits  die  Leitung  der  leiö  den  is- 


1)  Gloss.  archaeol.,  s.  v.  leta. 

2)  Comment.  IV,  ch.  19;  vgl.  auch  von  Maurer,  Freipflege,  S.  32  und  fgg. 
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ländischen  Goden  um  nichts  mehr  zustand  als  die  Leitung  des  vär- 
])i'nges  oder  allnnges.  Aber  doch  bleibt  eine  Ähnlichkeit  bestehen 
zwischen  beiden  Arten  von  Versammlungen.  Auf  einer  Rundreise 
von  hundred  zu  hundred  pflegte  der  Sherif  seinen  visus  de  franco 
plegio  zu  halten,  wie  der  Gode  auf  der  Heimreise  vom  Alldinge 
seine  leiö  zu  halten  hatte,  und  gerade  dieser  einzige  Punkt,  in  welchem 
sich  eine  Ubereinstimmung  ergibt,  ist  zugleich  derjenige,  welcher  auf 
die  einzig  mögliche  sprachliche  Erklärung  des  Wortes,  von  leiö  = 
Weg,  Reise,  zurückführt.  Man  möchte  demnach  annehmen,  daß  die 
leiö  eine  uralte  Einrichtung  des  norwegischen  Rechtes  gewesen  sei, 
welche  von  Norwegen  aus  einerseits  über  die  Normandie  nach  Eng- 
land und  andererseits  nach  Island  hinüberverpflanzt  worden  sei, 
während  sie  im  Stammlande  selbst  erst  seit  dem  Schlüsse  des 
13.  Jahrhunderts  nachweisbar  auftritt,  gleichviel  übrigens,  ob  sie  vor- 
dem sich  daselbst  aus  dem  Gebrauche  verloren  hatte,  oder  ob  uns 
nur  zufällig  über  deren  früheren  Bestand  keine  Zeugnisse  erhalten 
sind.  Ungewiß  bleibt  aber,  wie  sich  dabei  die  leiö  in  ihrer  ursprüng- 
lichen Gestalt  ausgenommen  habe;  man  möchte  sich  daran  erinnern, 
wie  selbst  die  Könige  in  Norwegen  stets  in  ihrem  Lande  herum- 
zuziehen und  die  isländischen  Goden  mehrfach  ganz  regelmäßig  zu 
bestimmt  wiederkehrenden  Zeiten  die  Gegenden  zu  bereisen  pflegten, 
in  welchen  sie  zahlreiche  Dingleute  hatten,  und  hieran  anknüpfend 
in  der  leiö  ursprünglich  eine  Versammlung  sehen,  welche  gelegentlich 
dieser  Reisen  gehalten  wurde.  Mag  sein,  daß  värjnng  und  haust]nng 
ursprünglich  ganz  gleichmäßig  unter  den  Begriff  der  leiö  gefallen 
waren,  und  daß  sich  nur  zufällig  später  dieser  Name  auf  das  letztere 
beschränkte,  weil  ihm  hier  die  Beziehung  auf  die  Heimreise  vom 
Alldinge  eine  gewisse,  im  Grunde  freilich  nicht  ganz  zutreffende, 
Stütze  verlieh. 

Streng  genommen  wäre  noch  ein  weiteres  Gericht  hier  zur 
Sprache  zu  bringen,  der  feränsdömr  nämlich  oder  das  Exekutions- 
gericht. Das  isländische  Recht  kennt,  abweichend  vom  norwegischen, 
keine  Exekution  in  Zivilsachen  oder  Bußsachen;  es  läßt  vielmehr, 
wenn  ein  legales  Urteil  in  derlei  Sachen  ergangen  ist,  lediglich  eine 
Klage  zu  auf  Landesverweisung,  wegen  Nichtbeachtung  des  richter- 
lichen Erkenntnisses,  „um  dömrof '  in  diesem  Sinne  des  Wortes.  Ist 
aber  die  Verurteilung  auf  Landesverweisung  oder  auch  auf  Acht  er- 
gangen, so  fordert  deren  Vollzug  noch  ein  Weiteres,  und  es  ist  die 
Aufgabe  des  genannten  Gerichts,  dieses  Weitere  zu  ordnen.  Auf 
Anfordern  des  Klägers  ist  dasselbe  vom  Goden  des  Verurteilten, 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  29 
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eventuell  vpm  Goden  des  Klägers  selbst  zu  halten;  immer  14  Tage 
nach  dem  Schluß  desjenigen  Dinges,  an  dem  das  Urteil  erfolgt  ist, 
und  am  Wohnorte  des  Verurteilten,  eventuell  an  dem  seines  Goden, 
oder  auch  an  dem  Wohnorte  des  Goden  des  Klägers.  Die  Aufgabe 
dieses  Gerichtes  besteht  aber  vor  allem  in  der  Liquidation  des  Ver- 
mögens des  Verurteilten,  welches,  gleichviel  ob  das  Urteil  auf  Acht 
oder  Landesverweisung  lautete,  verwirkt  war,  und  es  waren  dem- 
gemäß einerseits  dessen  sämtliche  Aktiva  hier  festzustellen,  anderer- 
seits aber  auch  alle  seine  Schulden  von  den  Gläubigern  anzumelden 
und  zu  erweisen.  Soweit  möglich  erfolgte  sofort  die  Tilgung  der 
letzteren;  ergab  sich  aber  ein  Defizit,  so  erfolgte  nach  bestimmt 
vorgezeichneten  Regeln  eine  Herabsetzung  derselben,  doch  mit  Wah- 
rung des  Vorzuges  gewisser  Ansprüche  vor  den  übrigen;  ergab  sich 
dagegen  ein  Überschuß,  so  wurde  dieser,  nach  Abzug  gewisser  Ge- 
bühren, welche  dem  Goden  für  die  Leitung  des  Gerichtes  zufielen, 
zu  gleichen  Teilen  unter  den  Kläger  und  die  Gerichtsgemeinde  ver- 
teilt, in  deren  Gericht  die  Verurteilung  erfolgt  war.  Nur  eine  ein- 
zelne Seite  dieser  Vermögensliquidation  bildete  die  Feststellung  des 
Rechtes  der  hilfsbedürftigen  Personen,  welche  ihren  Unterhalt  bisher 
von  dem  Verurteilten  bezogen  hatten,  gleichviel  übrigens,  ob  dessen 
Vermögen  hinreichte,  um  für  ihre  Zukunft  Fürsorge  zu  treffen,  oder 
ob  für  dieselben  in  anderer  Weise  zu  sorgen  war;  handelte  es  sich 
aber  nicht  um  einen  Achter,  sondern  nur  um  einen  Landesverwiesenen, 
so  kam  zu  dieser  Aufgabe  des  Exekutionsgerichtes  noch  eine  weitere, 
ganz  andere  hinzu.  Was  die  Landesverweisung  von  der  Acht  unter- 
schied, war  wesentlich  die  Begrenzung  der  ersteren  auf  eine  be- 
stimmte Zeitdauer  und  die  Beschränkung  ihrer  Wirkungen  auf  das 
Inland;  im  Zusammenhange  damit  stand  aber,  daß  dem  Verwiesenen 
das  Recht  eingeräumt  war,  außer  Landes  zu  gehen,  und  bis  es  dahin 
kam,  innerhalb  gewisser  örtlicher  und  zeitlicher  Schranken  jener 
vollen  Rechtssicherheit  zu  genießen,  wie  wenn  kein  Urteil  gegen  ihn 
ergangen  wäre.  Die  Wohnstätten  (heimili)  nun,  an  welchen  sich  der 
Verurteilte  sicher  aufhalten  können  sollte,  samt  allen  anderen  Vor- 
bedingungen des  ihm  gewährten  Rechtsschutzes  mußten  ebenfalls 
am  feränsdömr  des  näheren  festgestellt  und  bekanntgegeben  werden, 
und  war  dies  natürlich  eine  Aufgabe  des  Gerichtes,  die  bei  der 
strengen  Acht  nicht  vorkommen  konnte.  Im  einzelnen  sind  die 
Regeln  für  die  Zusammenberufung  dieses  Gerichtes,  welches  stets 
aus  zwölf  von  dem  Goden  ernannten  Richtern  bestand,  sowie  für 
das  Verfahren  in  demselben  ziemlich  verwickelt;  da  dasselbe  indessen 
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wesentlich  nur  Zwecken  des  Kriminalprozesses  dient,  mag  die  Er- 
örterung dieser  Regeln  der  Lehre  vom  Strafrechte  und  Prozesse  über- 
wiesen werden,  obwohl  dasselbe  allerdings,  weil  von  einem  Goden 
geleitet  und  überdies  dem  Vollzuge  der  in  den  I  )ing^erichten  ge- 
fällten Urteile  dienend,  auch  als  ein  Teil  der  Staatsverfassung  in 
Betracht  kommen  könnte. 


Abschnitt  IV. 

Die  Begrenzung  der  Aufgabe  des  Staates. 

§  14.    Gesetzgebung  und  Strafrechtspflege. 

Zwei  Bestandteile  sind  im  isländischen  Staatsleben  unschwer  zu 
unterscheiden,  und  zwar  zu  unterscheiden  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Beschaffenheit  der  hier  und  dort  handelnden  Personen,  als  in  Bezug 
auf  die  hier  und  dort  geübte  Art  der  Tätigkeit.  Auf  der  einen  Seite 
steht  die  beschließende  Tätigkeit,  welche  der  am  Ding  versammelten 
Volksgemeinde  anvertraut  ist;  auf  der  anderen  Seite  dagegen  die 
vollziehende  Tätigkeit,  welche  in  der  Hand  der  Goden  als  der  In- 
haber aller  aktiven  Macht  im  Staate  ruht.  Haarscharf  ist  allerdings 
die  Scheidung  beider  Gewalten  nicht  durchgeführt.  Nicht  mehr  die 
ganze  am  Ding  versammelte  Volksmenge  faßt  die  Beschlüsse  und 
erläßt  die  Urteile,  sondern  nur  noch  ein  engerer  Ausschuß,  und  die 
Goden  sind  es,  welche  dessen  Mitglieder  ernennen;  ja  seitdem  die 
gesetzgebende  Versammlung  sich  von  der  richtenden  abgetrennt  hat, 
haben  dieselben  in  der  ersteren  auch  selber  Sitz  und  Stimme  und 
seit  dem  Gesetze  vom  Jahre  1004  sogar  allein  beschließende  Stimme, 
während  die  von  ihnen  ernannten  Beisitzer  zu  der  Rolle  bloßer  Rat- 
geber herabgedrückt  sind.  Überdies  haben  die  Goden  für  die  Zeit, 
innerhalb  deren  kein  Ding  versammelt  ist,  natürlich  selbst  eine  ge- 
wisse beschließende  Gewalt,  wenn  auch  nur  unter  Mitwirkung  ihrer 
Dingleute,  oder  doch  der  angeseheneren  Männer  unter  diesen;  bei 
dringenderen  Angelegenheiten  mußte  es  oft  rein  unmöglich  sein, 
eine  Dingversammlung  abzuwarten,  zumal  diese  nur  in  der  kurzen 
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Sommerszeit  zusammentraten  und  zusammentreten  konnten;  in  ge- 
ringfügigeren Angelegenheiten  aber  mochte  es  wenigstens  regel- 
mäßig zu  unbequem  und  zeitraubend  sein,  jene  anzugehen,  und 
darum  die  Bereinigung  der  Sache  in  der  Heimat  und  durch  den 
Goden  vorgezogen  werden.  Der  Gesetzsprecher,  so  ehrenvoll  und 
angesehen  auch  sein  Amt  war,  spielte  seinerseits  keine  irgendwie 
bestimmende  Rolle  im  Staatsleben ;  von  aller  vollziehenden  Gewalt 
ausgeschlossen  und  in  der  Dingversammlung  auf  das  Gewicht  be- 
schränkt, welches  ihm  sein  persönliches  Ansehen  verschaffte,  war 
sein  Einfluß  durch  Rat  und  Lehre  zwar  ein  sehr  erheblicher,  aber 
immerhin  nur  ein  indirekter  und  von  dem  guten  Willen  derjenigen 
abhängiger,  auf  welche  er  einzuwirken  hatte  und  bei  denen  der 
Regel  nach  das  entscheidende  Wort  stand.  —  Die  Stellung  der  be- 
zeichneten beiden  Faktoren  im  Staate  war  übrigens  eine  sehr  un- 
gleiche. Nur  seltener  zusammentretend,  aus  einer  größeren  Zahl 
von  Mitgliedern  bestehend,  mit  den  wichtigsten  Angelegenheiten 
betraut,  aber  diese  immer  nur  in  einmaliger  Tätigkeit  und  sozusagen 
stoßweise  erledigend,  bedurften  die  Dingversammlungen  absolut  be- 
stimmt formulierter  Vorschriften,  welche  die  Art,  Zeit  und  Stelle 
ihres  Zusammentrittes,  dann  aber  auch  ihre  Kompetenz  und  ihr  Ver- 
fahren regelten;  mehr  noch  als  in  Norwegen  tritt  dieses  Bedürfnis 
bei  ihnen  auf  Island  hervor,  wo  die  Bezirke  ausgedehnter  und  die 
Versammlungen  seltener  waren  als  dort,  ganz  wie  in  Norwegen  selbst 
die  lögjnng  sorgsamer  geregelt  zu  sein  scheinen  als  die  fylkisftmg 
und  heraösjnng,  und  je  mehr  die  Bedeutung  der  Ausschüsse  inner- 
halb der  Dinggemeinde  auf  Kosten  der  übrigen  Dinggenossen  sich 
hob,  desto  mehr  mußte  auch  das  Bedürfnis  nach  formeller  Abgren- 
zung und  Regelung  ihrer  Stellung  und  Tätigkeit  sich  seinerseits 
fühlbar  machen.  Bei  den  Häuptlingen  dagegen  stand  die  Sache  in 
jeder  Beziehung  anders.  Ohne  Unterbrechung  tätig,  stets  mit  ihrer 
Person  eintretend,  außerhalb  der  Dingversammlungen  immer  nur  in 
enger  beschränkten  Kreisen  wirkend,  zeigen  sie  ihre  staatsrechtliche 
Bedeutung  von  ihrem  sozialen  und  rein  menschlichen  Handeln  weit 
weniger  auffällig  geschieden.  Ein  gewisser  patriarchalischer  Zug 
macht  sich  von  hier  aus  in  dem  Godentume  geltend,  vermöge  dessen 
die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  des  Goden  seinen  eigenen  Ding- 
leuten gegenüber  nur  sehr  wenig  abgegrenzt,  die  Normen  über  die 
Art  seines  Vorgehens  diesen  gegenüber  nur  sehr  ungenügend  aus- 
geprägt sind;  je  nach  Verschiedenheit  der  Zeiten  und  Umstände, 
dann  zumal  auch  der  beteiligten  Persönlichkeiten,  konnte  demgemäß 
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Recht  und  Pflicht  des  Goden  bald  einen  weiteren,  bald  einen  engeren 
Umfang  gewinnen,  und  die  Form,  in  welcher  beide  geübt  wurden, 
bald  einen  strengeren  und  herrischeren,  bald  einen  milderen  und 
volkstümlicheren  Charakter  zeigen.  Während  demnach  die  recht- 
liche Regelung  der  Organisation,  Kompetenz  und  Prozedur  der  Ding- 
versammlungen eine  sozusagen  knapp  anliegende  war,  bildete  sie 
gegenüber  der  Godengewalt  nur  einen  weiten  und  ziemlich  elasti- 
schen Rahmen,  innerhalb  dessen  die  tatsächlichen  Zustände  sich  noch 
mit  der  größten  Freiheit  bewegen  und  die  Gestaltungen  des  wirk- 
lichen Lebens  sich  noch  zu  der  reichsten  Mannigfaltigkeit  entfalten 
konnten.  —  Es  begreift  sich  leicht,  daß  eine  derartige  Ausprägung 
des  staatlichen  Lebens  im  wesentlichsten  Zusammenhange  stand  mit 
der  engen  Begrenzung,  aus  welcher  der  nordische  Staat  erst  vor 
unseren  Augen  herausgewachsen  ist.  Die  Verlegung  des  Schwer- 
punktes aller  Entscheidung  in  die  Dingversammlungen  entspricht 
einer  Zeit,  in  welcher  die  Beschränktheit  des  Staatsgebietes  auch  in 
Bezug  auf  die  Landsgemeinde  noch  den  Satz  durchzuführen  ge- 
stattete, daß  der  ein  Ding  berufen  solle,  der  eines  solchen  bedürfe; 
die  Allseitigkeit  und  Unbegrenztheit  der  Häuptlingsgewalt  aber  kann 
ebenfalls  nur  aus  einer  Zeit  hervorgegangen  sein,  da  jeder  einzelne 
Volksgenosse  Nachbar  des  anderen  und  seines  Häuptlinges  war,  so 
daß  die  Vertrautheit  der  persönlichen  Berührungen  deren  rechtliche 
Regelung  noch  ersetzte,  und  da  der  König  selbst,  wie  Sigurör  syr 
mit  eigener  Hand  den  eigenen  Acker  bauend,  den  Bedürfnissen  und 
Interessen  des  geringsten  Bauern  noch  nahe  genug  stand.  Der  ge- 
ringe Abstand  des  Häuptlinges  vom  einfachen  Bauern  war  in  der 
Tat  auch  auf  Island  von  Anfang  an  gegeben;  dagegen  machte  die 
Ausdehnung  der  Dingverbände  wenigstens  seit  dem  Gesetze  des 
Jahres  965  ein  öfteres  Zusammentreten  der  Dingversammlungen  und 
zumal  die  besondere  Berufung  derselben  aus  speziellen  Anlässen 
schlechthin  unmöglich,  und  entzog  somit  insoweit  der  altüberlieferten 
Verfassung  in  einem  wesentlichen  Punkte  ihr  ursprüngliches  Eben- 
maß. Mit  derselben  Beschränktheit  der  Zustände  hängt  nun  aber 
auch  die  enge  Begrenzung  zusammen,  welche  das  altnordische  Staats- 
recht von  Anfang  an  der  Aufgabe  des  Staates  zuweist,  und  auf  diesen 
Punkt  ist  hier  zum  Schlüsse  noch  ein  Blick  zu  werfen. 

Eine  dreifache  Aufgabe  ist  es,  welche  der  nordische  Staat  von 
Anfang  an  zu  erfüllen  übernimmt,  und  bezieht  sich  dieselbe  auf  die 
Rechtspflege,  das  Heerwesen  und  den  Götterdienst.  Auf 
Island  aber  fällt  das  Heerwesen  von  vornherein  weg,  da  die  Insel 
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gegen  auswärtige  Feinde  niemals  sich  zu  verteidigen  hatte  und  die 
Kämpfe  in  ihrem  Innern  seit  der  im  Jahre  930  bereits  erfolgten 
Herstellung  eines  Gesamtstaates  einen  lediglich  privatlichen  und  zu- 
gleich durchaus  ungesetzlichen  Charakter  annahmen.  Der  Götter- 
dienst ferner  wurde  durch  den  im  Jahre  1000  beschlossenen  Über- 
tritt zum  Christentume  beseitigt,  indem  fortan  Religion  und  Kultus 
vom  Staate  sich  loslösten  und  an  eine  neben  ihn  tretende  Kirche 
übergingen.  Fortan  war  also  die  Rechtspflege  die  einzige  Auf- 
gabe des  isländischen  Staates  geblieben;  aber  freilich  die  Rechts- 
pflege in  einem  sehr  eigentümlich  gestalteten  Umfange,  teils  weit 
über  das  Gebiet  hinausgreifend,  welches  wir  derselben  zuzuweisen 
gewöhnt  sind,  teils  aber  auch  weit  hinter  diesem  zurückbleibend. 
—  Auf  der  einen  Seite  nämlich  bietet  dem  isländischen  Rechte  die 
Rechtspflege  nur  die  Form,  mittels  deren  dasselbe  materielle 
Zwecke  zu  erreichen  sucht,  deren  Verfolgung  wir  unsererseits  dem 
Gebiete  der  Verwaltung  zuzuweisen  gewöhnt  sind.  Die  auf  der 
Verwandtschaft  beruhende  sittliche  Verpflichtung  zu  gegenseitiger 
Hilfeleistung  erkennt  der  Staat  an  und  verwandelt  sie  in  eine  Rechts- 
pflicht, indem  er  sie  des  näheren  reguliert  und  begrenzt.  Der  Staat 
sorgt  ferner  für  den  Bestand  von  Gemeinden,  welchen  die  Armen- 
pflege und  wohl  noch  ein  guter  Teil  der  übrigen  Wirtschaftspolizei 
anheimfällt;  hier  wie  dort  stellt  derselbe  das  Maß  dessen  auf,  was 
die  einzelnen  Glieder  des  betreffenden  Verbandes  zu  leisten  haben, 
bedroht  er  die  Nichterfüllung  der  betreffenden  Verbindlichkeit  mit 
Strafen  und  sorgt  er  für  das  gerichtliche  Verfahren,  mittels  dessen 
in  zweifelhaften  Fällen  die  Verpflichtung  festgestellt  und  Säumigen 
gegenüber  die  Strafe  verhängt  werden  soll.  In  nicht  wenigen  Fällen 
endlich  verlangt  der  Staat  auch  wohl  von  seinen  einzelnen  Ange- 
hörigen als  Einzelnen,  daß  sie  durch  eigene  Tätigkeit  sich  unter- 
einander unterstützen,  oder  auch  zu  unmittelbaren  Staatszwecken 
ihre  Kräfte  zur  Verfügung  stellen,  und  auch  in  solchen  Fällen  be- 
schränkt er  sich  darauf,  das  zu  Leistende  zu  gebieten,  die  Nichtbe- 
achtung seines  Gebotes  mit  Strafe  zu  belegen  und  das  Verfahren 
vorzuschreiben,  mittels  dessen  der  Ungehorsam  konstatiert  und  die 
Strafsentenz  erholt  werden  soll.  Gesetzgebung,  Strafrecht  und  Straf- 
verfahren sind  also  in  weitem  Umfange  die  Mittel,  welche  der  Staat 
anwendet,  um  administrative  Zwecke  zu  fördern;  sie  sind  geradezu 
die  einzigen,  die  ihm  in  dieser  Beziehung  zu  Gebote  zu  stehen 
scheinen,  da  wir  nirgends  von  einer  eigentlichen  verwaltenden  Tätig- 
keit der  Goden,  oder  auch  nur  von  einer  ihnen  rechtlich  zuge- 
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standenen  Macht  zu  gebieten  und  zu  verbieten  eine  Spur  finden. 
Oft  genug  freilich  sehen  wir  dieselben  tatsächlich,  sei  es  nun  mit 
dem  Beirate  ihrer  Dingleute,  oder  auch  für  sich  allein  und  ohne 
solchen,  Gebote  und  Verbote  erlassen,  und  bald  helfend  und  schützend, 
bald  wehrend  und  strafend  einschreiten;  das  Recht  aber  scheint  um 
diese  wichtige  Seite  ihres  Wirkens  sich  nicht  gekümmert,  dieselbe 
vielmehr  ganz  unorganisiert  lediglich  der  Sitte  überlassen  zu  haben, 
welche  hinwiederum  in  dem  Rechte  der  Dingleute,  ihren  Goden  be- 
liebig zu  wechseln,  ein  sehr  wichtiges  Korrektiv  fand.  —  Anderer- 
seits scheint  der  Staat  von  Anfang  an  auch  nicht  die  ganze  Rechts- 
pflege in  sein  Bereich  hereingezogen,  sondern  sich  auf  die  Straf- 
rechtspflege  beschränkt  und  die  Zivilrechtspflege  der  Tätigkeit 
der  Privaten  überlassen  zu  haben,  welcher  er  lediglich  ihren  Gang 
vorschrieb  und  durch  Strafgebote  ihren  Erfolg  sicherte.  Allerdings 
tritt  diese  Auffassung  in  den  Vorschriften  unserer  Rechtsbücher 
keineswegs  in  ihrer  prinzipiellen  Schärfe  hervor;  allein  teils  die  Ver- 
gleichung  des  norwegischen  Rechtes,  von  welchem  doch  das  islän- 
dische seinen  Ursprung  genommen  hat,  teils  auch  die  Heranziehung 
einzelner  Spuren  des  älteren  einheimischen  Rechts,  von  welchen 
einzelne  Geschichtsquellen  der  Insel  Zeugnis  geben,  zeigt  deutlich, 
daß  in  dieser  Beziehung  Veränderungen  vor  sich  gegangen  waren, 
und  in  welcher  Richtung.  In  unseren  Rechtsbüchern  finden  wir 
neben  den  Dinggerichten  (|nngadömar)  und  dem  an  sie  sich  an- 
reihenden Exekutionsgerichte  (feränsdömr)  auf  der  einen  Seite 
noch  das  Priestergericht  (prestadömr),  das  freilich  formell  selber 
zu  den  Dinggerichten  zählt,  und  das  Gemeindegericht  (hreppa- 
d  ö  m  r),  auf  der  anderen  Seite  aber  eine  Anzahl  von  Privatgerichten 
vor,  für  welche  jeder  gemeinsame  Name  fehlt,  unter  denen  aber  ein 
Wiesengericht  (e  n  g  i  d  ö  m  r),  ein  Almendengericht  (a f  r  e  1 1  a  r  d  ö  m  r), 
ein  Gantgericht  (skuldadömr),  endlich  ein  Gastgericht,  für 
welches  eine  technische  Bezeichnung  fehlt,  hervortreten.  Daß  das 
Priestergericht  lediglich  in  Disziplinarsachen  der  Kleriker  zu  er- 
kennen hat  und  dabei  in  der  Art  den  Dinggerichten  untergeordnet 
ist,  daß  im  Falle  der  Nichtunterwerfung  unter  seinen  Spruch  die 
Klage  um  dömrof  an  jene  geht,  ist  bereits  erwähnt  worden;  er- 
wähnt worden  auch,  daß  in  demselben  stets  der  Bischof  als  Kläger 
auftritt,  und  daß  derselbe  Bischof  auch  stets  die  Richter  in  dem- 
selben ernennt.  Vor  das  Gemeindegericht  gehören  alle  Ver- 
stöße gegen  die  Ordnung  der  Armenpflege;  aber  auch  in  ihm  kann 
neben  den  Leistungen,  zu  welchen  diese  verpflichtete,  nur  auf  Geld- 
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büße  geklagt  werden,  und  ist  es  eine  Neuerung,  wenn  unser  jüngeres 
Rechtsbuch  die  Klage  statt  auf  drei  Mark  Buße  vielmehr  auf  Landes- 
verweisung gehen  läßt.  Besetzt  wird  das  Gericht  von  den  Parteien 
zu  gleichen  Hälften,  also  nicht  von  den  Gemeindevorstehern  als 
solchen,  und  müssen  die  sämtlichen  Richter  in  demselben  Gemeinde- 
angehörige sein,  ganz  wie  die  Richter  im  Priestergerichte  Priester; 
hinsichtlich  seiner  Stellung  zu  den  Dinggerichten  aber  gilt  die  Regel, 
daß  letztere  teils  eine  subsidiäre  Kompetenz  hatten,  indem  sie  gleich 
in  erster  Instanz  angegangen  werden  konnten,  wenn  die  primär  zur 
Anstellung  der  Klage  Berechtigten  von  ihrer  Berechtigung  keinen 
Gebrauch  machten,  oder  wenn  die  Klage  in  einer  Zeit  zu  stellen 
war,  in  welcher  das  Allding  zusammentrat  und  eben  darum  ein  Ge- 
meindegericht nicht  berufen  werden  durfte,  teils  aber  auch  eine 
übergeordnete,  indem  die  Klage  ans  Dinggericht  gehen  konnte,  wenn 
im  Gemeindegerichte  deren  gedeihliche  Erledigung  wegen  einer  Ge- 
richtsstörung unmöglich  war  (ef  menn  glepja  dorn),  wesfalls  freilich 
die  Klage  als  Strafklage  auf  Landesverweisung  geht.  Insoweit  also 
läßt  sich  sagen,  daß  der  Staat  wie  der  Kirche  so  der  Gemeinde  auf 
dem  ihr  zustehenden  Gebiete  freie  Judikatur  sowohl  als  freie  Selbst- 
verwaltung zugestand  und  sich  nur  vorbehielt,  durch  seine  eigene 
Gesetzgebung  die  Grenzen  dieses  Gebietes  festzustellen  und  mittels 
seines  eigenen  Strafrechtes  und  seiner  eigenen  Gerichtsbarkeit  für 
die  geordnete  Durchführung  jener  Selbstverwaltung  und  Selbst]  udi- 
katur  seinerseits  eine  höhere  Gewähr  zu  bieten.  Ganz  ähnlich  stand 
die  Sache  aber  auch  bezüglich  der  Privatgerichte,  soweit  sie  reichten. 
Immer  werden  diese  von  den  streitenden  Teilen  selber  besetzt,  und 
zwar  der  Regel  nach  in  der  Art,  daß  die  Richter  von  beiden  Streit- 
teilen zu  gleichen  Hälften  ernannt  werden;  nur  beim  Gastgerichte 
hat  ausnahmsweise  der  Kläger  sie  allein  zu  ernennen,  doch  wohl 
weil  dem  fremden  Beklagten  die  Ernennung  weder  zugemutet  noch 
anvertraut  werden  wollte.  Immer  ist  das  Gericht  ferner  ohne  alle 
und  jede  Beteiligung  eines  Vertreters  der  Staatsgewalt,  der  Kirche 
oder  der  Gemeinde  zu  halten.  Immer  ist  endlich  von  einer  Kom- 
petenz der  Dinggerichte  nur  insoweit  die  Rede,  als  diese  etwa  sub- 
sidiär in  jenen  reinen  Ausnahmsfällen  eingreifen  dürfen,  da  das 
Privatgericht  wegen  besonderer  ehehafter  Not  nicht  rechtzeitig  ge- 
halten werden  konnte,  oder  aber  als  übergeordnete  Gerichte  zur 
Entscheidung  berufen  waren,  wenn  etwa  im  Privatgerichte  wegen 
Gleichheit  der  Stimmen,  oder  wegen  sonstigen  widerrechtlichen  Ver- 
haltens des  einen  oder  anderen  Streitteiles,  Richters,  Zeugen  oder 
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Geschworenen  eine  Erledigung  der  Sache  unmöglich  war  und  diese 
darum  im  Wege  einer  Strafklage  an  das  Dinggericht  gebracht  wurde; 
nur  das  Gastgericht  macht  auch  hier  wieder  eine  Ausnahme,  indem 
bei  ihm  den  Dinggerichten  schlechthin  eine  konkurrierende  Gerichts- 
barkeit eingeräumt  ist.  Auch  den  einzelnen  Privaten  überläßt  dem- 
nach der  Staat,  soweit  diese  Privatgerichte  reichen,  die  gerichtliche 
Abwicklung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten,  nur  daß  er  ihnen  das 
materielle  Recht  setzt  und  die  Formen  anweist,  nach  welchem  und 
in  welchen  diese  Abwicklung  zu  erfolgen  hat,  daß  er  ferner  durch 
eigene  Strafgebote  und  die  Eröffnung  des  Zuganges  zu  seinen  eigenen 
Strafgerichten  dafür  sorgt,  daß  der  von  ihm  gesetzten  Ordnung  der 
Dinge  auch  wirklich  ihr  Vollzug  werde.  Aber  schwer  hält  es  zu  er- 
klären, wie  der  Staat  dazu  gekommen  sein  möge,  gerade  nur  in 
Bezug  auf  Streitigkeiten  über  Wiesen  und  gemeine  Weidenschaften, 
die  Auseinandersetzung  überschuldeter  Erbschaften  und  die  Klagen 
gegen  die  Ausländer  den  Privaten  jenes  Recht  einzuräumen,  wenn 
er  in  allen  anderen  Fällen  die  Klagstellung  einfach  an  die  Ding- 
gerichte verwiesen  wissen  wollte;  gerade  hier  ist  aber  auch  der 
Punkt,  wo  die  oben  bezeichneten  weiteren  Behelfe  unserer  Unter- 
suchung zu  Hilfe  kommen.  Unsere  Rechtsbücher  selbst  haben  an 
einer  vereinzelten  Stelle  einen  Uberrest  früherer  weiterer  Erstreckung 
der  Privatgerichte  stehen  lassen.  Dieselben  weisen  nämlich  zwar  im 
übrigen  die  Vindikation  aller  liegenden  Güter  (landsbrigö)  den 
Dinggerichten  zu,  haben  aber  doch  an  einer  Stelle  den  Satz  stehen 
lassen:1)  „Ef  land  er  svä  Htit,  at  eigi  mä  dömr  sitja  ä  ok  [>eir  menn 
er  til  ero  talöir,  ok  skal  brigöa  at  ]nngadömi  ])at",  und  sie  zeigen 
damit,  daß  vordem  der  Regel  nach  derartige  Sachen  am  Orte  der 
belegenen  Sache  von  einem  Privatgerichte  abgeurteilt  worden  sein 
müssen.  Wiederum  läßt  eine  lokalrechtliche  Bestimmung  über  die 
Almenden  im  Hornafjörör,  welche  Saemundr  Ormsson  (f  1252)  er- 
ließ, in  anderer  Richtung  einen  ähnlichen  Schluß  zu.2)  Nachdem 
hier  angeordnet  wurde,  daß  gewisse  Zahlungen  am  Donnerstage 
gemacht  werden  sollen,  welcher  nach  Ablauf  einer  Woche  vom 
Strandfalle  der  nächste  sei,  und  zwar  bei  Vermeidung  einer  Buße 
von  drei  Mark,  wird  weitergefahren:  „scekja  1  heraösdome,  J3a  er 
vika  er  frä  liöin  gjalddaganum ;  fara  ella  sem  önnur  fjärheimta",  und 
es  wird  demnach  jedenfalls  die  Klage  wegen  der  Übertretung  der 


1)  Konungsbök,  172/78 — 9;  Landabrb.  1/212 — 13. 

2)  Diplom,  island.  I,  137/537. 
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Strandordnung,  vielleicht  auch  jede  andere  Schuldklage,  an 
an  ein  Gericht  gewiesen,  das  kein  Dinggericht  gewesen  sein  kann 
schon  wegen  des  wechselnden  Termines  seiner  Haltung,  und  das 
hiernach  doch  wohl  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  für  ein  Privat- 
gericht genommen  werden  darf.  In  ein  paar  Sagen  wird  uns  ferner 
für  den  Schluß  des  10.  und  Anfang  des  II.  Jahrhunderts  ein  dura- 
dömr  oder  dyradömr  genannt,  d.  h.  ein  Türengericht,  welches 
diesen  seinen  wunderlichen  Namen  offenbar  dem  Gebrauche  ver 
dankte,  gewisse  Privatgerichte  „fyrir  karldurum"  des  Hauses  zu  halten, 
in  welchem  der  Gegner  wohnte,  ganz  wie  man  an  demselben  Orte 
auch  wohl  andere  Rechtshandlungen  vornahm  und  auch  wohl  Zah- 
lungen leistete.  Das  eine  Mal  wird  ein  duradömr  gehalten  ge- 
legentlich einer  Haussuchung  nach  gestohlenem  Gut,1)  aber  zugleich 
auch  angedeutet,  daß  ein  solcher  auch  wohl  wegen  anderer  Ver- 
gehen niedergesetzt  werden  könnte ; 2)  ein  andermal  aber  wird  ein 
Türengericht  berufen  und  vor  demselben  Klage  geführt  gegen  Ge- 
spenster, welche  widerrechtlich  auf  dem  betreffenden  Hofe  sich 
herumtrieben  und  Menschen  zu  Schaden  brachten. 3)  In  Fällen  der 
handhaften  Tat  wenigstens,  zu  welchen  ja  auch  der  Fall  gezählt 
werden  mochte,  da  jemand  den  Besitz  gestohlenen  Gutes  abgeleugnet 
hatte,  aber  durch  Haussuchung  desselben  überführt  wurde,  scheint 
hiernach  ein  Türengericht  zulässig  gewesen  zu  sein ;  zweifelhaft  mag 
aber  erscheinen,  ob  dieses  auf  solche  Fälle  beschränkt  war,  oder  ob 
nicht  vielleicht  dessen  Name  allen  und  jeden  Privatgerichten  ge- 
meinsam zukam,  welche  und  soweit  sie  bei  dem  Hofe  des  Beklagten 
gehalten  wurden.  Wie  dem  aber  auch  sei,  soviel  steht  fest,  daß  der 
Umfang,  innerhalb  dessen  von  den  Privatgerichten  auf  Island  Juris- 
diktion geübt  wurde,  in  der  älteren  Zeit  ein  ungleich  weiterer  war, 
als  welcher  uns  in  unseren  Rechtsbüchern  entgegentritt,  und  es  er- 
öffnet sich  damit  die  Möglichkeit,  daß  in  der  älteren  Zeit  eine  ra- 
tionelle Abgrenzung  ihrer  Kompetenz  gegenüber  der  Kompetenz  der 
Dinggerichte  bestanden  habe,  welche  nur  hinterher  durch  die  all- 
mählich und  in  durchaus  irrationell  erfolgte  Schmälerung  ihres  Gel- 
tungsgebietes sich  verwischte.  Auf  genau  dasselbe  Ergebnis  führt 
aber  auch  die  Vergleichung  des  norwegischen  Rechtes,  indem  sie 
uns  zugleich  zu  einer  festeren  Kompetenzbegrenzung  verhilft,  als 
welche  aus  den  isländischen  Quellen  für  sich  allein  zu  gewinnen  wäre. 


1)  Eyrbyggja,  18/21— 3;  Landnäma,  II,  9/89. 

2)  Eyrbyggja,  19/25.  3)  ebenda,  55/101— 2. 
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Das  ältere  norwegische  Recht  überweist  zunächst  das  Verfahren  in 
allen  und  jeden  Schuldsachen  einfach  der  Privattätigkeit.  Handelt 
es  sich  um  vitafe,  d.  h.  liquide  Schulden,  so  ist  nicht  einmal  ein 
Privatgericht  nötig,  vielmehr  nur  eine  förmliche  Aufforderung  zum 
Zahlen  (krafa)  an  den  Gegner  zu  erlassen,  nachdem  vorgängig  die 
Beweiszeugen  vor  ihm  die  Schuld  konstatiert  haben;1)  ist  dagegen 
eine  nicht  liquide  Schuld  in  Frage,  so  tritt  ein  Verfahren  mit  kvaöa 
ein,  und  wird  im  Verlaufe  desselben  durch  ein  Privatgericht  die 
Schuldfrage  festgestellt,  welches  vor  der  Tür  des  Beklagten  gehalten 
wird  und  somit  völlig  dem  isländischen  Türengerichte  entspricht;'2) 
in  beiden  Fällen  aber  kommt  die  Sache  an  die  Dinggerichte  nur 
dann ,  wenn  der  Schuldner  die  gehörig  festgestellte  Schuld  nicht 
entrichtet  und  unter  dieser  Voraussetzung  nur  in  Gestalt  einer  Straf- 
klage, zu  deren  Begründung  lediglich  der  Nachweis  der  Legalität 
des  formellen  Verfahrens  gehört.  Ein  ganz  ähnliches  Verfahren  wie 
im  letzteren  Falle  wird  aber  auch  bei  Eigentumsstreitigkeiten  über 
Fahrhabe,  3)  in  Streitigkeiten  über  die  Leihe,  den  Verkauf  oder  die 
Verpfändung  von  Liegenschaften, 4)  dann  aber  auch  bei  der  Vindi- 
kation von  Stammgütern  angewandt, 5)  und  in  allen  diesen  Fällen 
wird  das  von  den  Streitteilen  zu  gleichen  Hälften  besetzte  Gericht 
als  skiladömr,  d.  h.  Auseinandersetzungsgericht,  zuweilen  auch  wohl 
als  kvööudömr,  d.  h.  Anspruchsgericht,  bezeichnet.  Für  Norwegen 
dürfen  wir  hiernach  als  ausgemacht  betrachten,  daß  wirklich  die 
Entscheidung  aller  Zivilsachen  lediglich  der  Privattätigkeit  überlassen 
war,  und  als  bestimmend  hierfür  muß  uns  die  Annahme  gelten,  daß 
in  solchen  Sachen  stets  nur  eine  Meinungsverschiedenheit  über  das, 
was  der  eine  Teil  dem  anderen  schulde,  dem  Streite  zugrunde  liege, 
welche  Meinungsverschiedenheit  durch  die  rechtsförmliche  Aussage 
von  Zeugen,  oder  auch  den  rechtsförmlich  erholten  Ausspruch  eines 
Nachbargerichtes  ganz  genügend  beseitigt  werden  könne,  wogegen 
der  Staat  für  den  Fall,  da  der  Beklagte  seine  Mitwirkung  zu  dem 
vorgeschriebenen  Feststellungsverfahren  oder  seine  Unterwerfung 
unter  dessen  Ergebnis  verweigern  würde,  allerdings  durch  seine 
Dinggerichte  Hilfe  schaffen  müsse,  aber  nur  darum,  weil  jetzt  an  die 
Stelle  einer  bloßen  Meinungsverschiedenheit  über  das  geltende  Recht 

1)  GpL.  35 — 36  und  49;  vgl.  FrpL.  X,  19 — 24.  Siehe  in  Bezug  auf  diese 
norwegischen  Verhältnisse  überhaupt  Hertzberg,  ^Eldste  norske  Proces,  passim. 

2)  GpL.  37;  vgl.  FrpL.  X,  4-24. 

3)  GpL.  40;  FrpL.  X,  II,  13,  15  und  25.  4)  GpL.  78—79  und  86. 
5j  GpL.  266—69  und  277;  FrpL.  XII,  6  und  8. 
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eine  offene  Auflehnung  gegen  die  gesamte  Rechtsordnung  als  solche 
getreten  war  und  somit  die  bisherige  Zivilsache  in  eine  Kriminal- 
sache sich  umgesetzt  hatte.  Auch  in  Norwegen  sehen  wir  diese 
ältere  Auffassung  nach  und  nach  sich  abstumpfen  und  infolgedessen 
das  Bereich  der  Privatgerichte  allmählich  sich  reduzieren,  wie  denn 
z.  B.  schon  des  K.  Magnus  Erlingsson  Legislation  für  Schuldsachen 
den  kvööudömr  fallen  gelassen  hat;  um  so  eher  werden  wir  an- 
nehmen dürfen,  daß  eben  jene  Auffassung  auch  dem  isländischen 
Rechte  ursprünglich  eigen  gewesen  sein  werde,  nur  daß  sie  in  diesem 
noch  früher  als  im  norwegischen  Einschränkungen  der  verschiedensten 
Art  erlitt,  und  die  vollständige  Zerrüttung  des  Verfahrens  „um  ein- 
dagat  fe",  welches  doch  die  Grundlage  des  norwegischen  Verfahrens 
bei  vitafe  noch  immer  durchschimmern  läßt,  dann  der  wiederholte 
Gebrauch  der  Formel  „stefna  til  skila  ok  til  raunar"  bei  der  Be- 
sprechung von  dinglichen  Klagen,  welche  noch  deutlich  an  den 
skiladömr  des  norwegischen  Rechtes  anklingt,  mögen  als  weitere 
Belege  zugunsten  dieser  Schlußfolgerung  angeführt  werden.  Freilich 
läßt  sich  gegen  diese  einwenden,  daß  in  zwei  Fällen  die  isländischen 
Privatgerichte  umgekehrt  ihrerseits  in  das  Bereich  der  Strafgerichts- 
barkeit hinübergreifen,  nämlich  beim  Gastgerichte  sowohl  als  beim 
alten  duradömr ;  allein  in  beiden  Fällen  liegt  eben  ein  Notstand  vor, 
der  für  Island  unzweifelhaft  begründet,  für  Norwegen  ganz  und  gar 
nicht  in  gleicher  Weise  gegeben  war,  da  ja  hier  der  Satz  galt,  daß 
ein  Ding  berufen  könne,  wer  eines  solchen  zu  bedürfen  glaube,1) 
und  zumal  in  Kampfsachen  die  sofortige  Berufung  eines  Pfeilgerichtes 
(örvar])inges)  sogar  gesetzlich  vorgeschrieben  war, 2)  während  auf  Is- 
land ein  gebotenes  Ding  schlechthin  nicht  berufen  werden  konnte, 
also  kaum  etwas  anderes  übrig  blieb,  als  daß  man  sich  Fremden 
gegenüber  oder  in  Fällen  der  handhaften  Tat  an  die  Privatgerichte 
wandte,  soferne  man  nicht  vorzog,  wie  dies  später  für  Fälle  der 
letzteren  Kategorie  wirklich  geschah,  die  Verfolgung  einfach  bis  zum 
Zusammentritte  des  nächsten  ordentlichen  Dinges  zu  verschieben, 
d.  h.  alles  besondere  Verfahren  in  Fällen  der  handhaften  Tat  aufzu- 
geben. Daß  man  aber  für  diesen  Fall  nicht  nur,  sondern  auch  für 
einen  guten  Teil  des  zivilrechtlichen  Gebietes  das  System  der  Privat- 
gerichtsbarkeit trotz  aller  Vorteile,  welche  dasselbe  zufolge  der  be- 
sonderen lokalen  Verhältnisse  Islands  bot,  dennoch  fallen  ließ,  dürfte 
sich  aus  der  Scheu  vor  jenen  Gewalttätigkeiten  erklären,  denen  die 


*)  G]>L.  35  und  131.  2)  ebenda,  151. 
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Privatgerichte  teils  vermöge  des  Ortes,  an  dem  sie  zusammenzutreten 
hatten,  teils  aber  auch  zufolge  ihrer  völligen  Unabhängigkeit  von 
der  Staatsgewalt  in  erhöhtem  Maße  ausgesetzt  waren. 

Die  Privatgerichte  zeigen  am  deutlichsten,  wie  der  Staat  selbst 
einen  Teil  der  Rechtspflege  von  sich  ab  und  auf  seine  einzelnen 
Angehörigen  als  einzelne  hinüberzuwälzen  wußte;  allein  sie  bilden 
ganz  und  gar  nicht  das  einzige  Beispiel  für  diesen  Satz.  In  einer 
langen  Reihe  von  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  eine  Abschätzung 
(viröing),  eine  Auseinandersetzung  und  Teilung  (skiptfng),  eine 
öffentliche  Bekanntmachung  (lysin  g)  u.  dgl.  m.  handelt,  verweist 
der  Staat  die  Beteiligten  an  die  Hilfe  ihrer  Nachbarn,  und  zwar  zu- 
meist an  eine  Fünfzahl  von  solchen  ,  und  diese  fünf  „büar"  müssen 
die  ihnen  angesonnene  Funktion  lediglich  nach  Direktiven  verrichten, 
welche  das  Landrecht  ihnen  vorzeichnet.  Es  ist  also  schließlich  nur 
die  äußerste  Gewalt  und  deren  Verhängung,  welche  der  Staat  sich 
selbst  vorbehält,  und  selbst  bezüglich  ihrer  rekurriert  derselbe  wieder 
auf  seine  einzelnen  Angehörigen  als  einzelne,  sowie  es  sich  um  den 
wirklichen  Vollzug  der  verhängten  handelt.  Das  letzte  Mittel  des 
Staates  liegt  nämlich  im  Ausspruche  der  Acht  über  einen  der  Rechts- 
ordnung beharrlich  widerstrebenden  Übeltäter ;  aber  auch  deren  Voll- 
zug wird  nur  dadurch  ermöglicht,  daß  die  gewaltsame  Verfolgung 
des  Geächteten  jedermann  gestattet  und  sogar  durch  verschieden- 
artige Belohnungen  befördert,  jegliche  Unterstützung  desselben  da- 
gegen bei  Strafe  jedermann  verboten  wird.  Aber  wohlbemerkt,  die 
überraschend  enge  Begrenzung,  welche  sich  hiernach  für  das  Gebiet 
der  staatlichen  Tätigkeit  ergibt,  ist  im  Grunde  nur  insoweit  gezogen, 
als  die  Aufgaben  des  Staates  und  die  Art  ihrer  Lösung  überhaupt 
rechtliche  Regelung  empfangen  haben,  gezogen  also  nach  dem  Ein- 
gangs Bemerkten  im  Grunde  nur,  soweit  die  Kompetenz  und  das 
Verfahren  der  Dingversammlu  ngen  reichte,  wogegen  seitens 
der  Häuptlinge  als  solcher  die  Unbegrenztheit  der  Ansprüche 
sowohl,  welche  deren  Untergebene  an  ihre  Hilfe  und  Vertretung  zu 
erheben  hatten,  als  auch  der  Pflicht  zu  Treue,  Dienst  und  Gehorsam, 
welche  diesen  ihnen  gegenüber  umgekehrt  oblag,  zu  einem  ganz 
anderen  Ergebnisse  führen  mußte.  Gerade  in  diesem  Umstände  ist 
ein  sehr  wesentliches  Moment  zu  finden  für  die  Erklärung  des  all- 
mählichen Umsichgreifens  des  monarchischen  Elementes  in  der  Ver- 
fassung auf  Kosten  des  demokratischen ;  die  zugleich  enge  und  steife 
Begrenzung  der  Leistungsfähigkeit  der  Dingversammlungen  gegen- 
über der  Elastizität  und  unbegrenzten  Dehnbarkeit  der  Häuptlings- 
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gewalt  mußte  zur  Folge  haben,  daß  alle  und  jede  nach  und  nach 
erwachenden  weiteren  staatlichen  Bedürfnisse  und  alle  neuen  An- 
sprüche an  den  Staat  sich  lediglich  an  die  letztere  gewiesen  sahen, 
so  daß  diese  in  fortwährendem  Wachstume  sich  begriffen  zeigt, 
während  das  Ansehen  der  Volksgemeinde  stationär  bleibt  und  eben 
damit  sinkt. 


Abschnitt  V. 

Das  Gemeinderecht. 

§  15.    Umfang  und  Begrenzung  der  Gemeinden. 

Sehr  scharf,  aber  zugleich  auch  sehr  eigentümlich  ist  auf  Island 
zu  allen  Zeiten  das  Gemeindeleben  ausgeprägt  gewesen.  Unter  dem 
Namen  des  hreppr,  oder  in  verstärkter  Form  löghreppr1)  tritt 
die  Gemeinde  hier  auf,  und  ist  schon  dieser  Name  schwer  zu  er- 
klären. Guömundr  Andresson  will  ihn  von  dem  Zeitworte  reifa  oder 
rifja  ableiten  und  daraus  erklären,  weil  daselbst  für  Rechtssachen 
und  für  die  Armen  gesorgt  worden  sei.2)  Päll  Vidalin  denkt  an  das 
Zeitwort  hreppa  und  meint,  es  sei  unter  dem  hreppr  ursprünglich 
ein  Bezirk  zu  verstehen,  welchen  die  Götter  durch  irgendein  Wahr- 
zeichen gewissen  Leuten  zur  Besitzergreifung  zugewiesen  hätten. 3) 
Die  neueren  Lexikographen  sprechen  sich  über  die  Etymologie  des 
Wortes  überhaupt  nicht  aus,  mit  Ausnahme  von  Guöbrandr  Vig- 
füsson,  welcher  geneigt  ist,  des  Päll  Vidalin  Erklärung  anzunehmen; 
ich  meinerseits  aber  möchte  zwar  auch  an  das  Zeitwort  hreppa  an- 
knüpfen, aber  in  etwas  anderer  Weise  als  Päll  Vidalin  es  getan  hat. 
Das  Zeitwort  bedeutet  soviel  wie  „hastig  ergreifen,  erwischen";  dürfte 
man  nun  hreppr  passiv  nehmen,  als  das  hastig  Ergriffene,  so  ließe 

r)  Die  letztere  Form  siehe  z.  B.  Konungsbök,  5/19  und  234/1 71  ;  KrR.  14/62 
und  Kaupab.  39/443. 

2)  Lexicon  Islandicum  (1683),  S.  122:  „Reppr,  qvasi  Refpr,  a  Reife  et 
Rifja,  levo,  allevo,  attollo,  qvod  procurarentur  ibi  Causse  et  pupilli." 

3)  Skyringar  yfir  fornyrÖi  lögbökar,  S.  247 — 8. 
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sich  allenfalls  ähnlich  wie  bei  dem  römischen  manipulus  zu  dem 
Begriffe  einer  zusammengerafften  Schar  gelangen.  Es  ließe  sich 
allenfalls  hierfür  geltend  machen,  daß  auch  der  Ausdruck  sveit, 
welcher  in  der  späteren  Zeit  gar  häufig  identisch  mit  hreppr  und 
in  der  älteren  wenigstens  bereits  in  unbestimmterer  Weise  für  Land- 
bezirke überhaupt  gebraucht  wird,  ursprünglich  persönliche,  nicht 
territoriale  Bedeutung  hatte,  und  daß  auch  der  Ausdruck  heraö, 
welcher  auf  Island  gleichfalls  teils  in  diesem  unbestimmteren  Sinne 
für  Landbezirke  überhaupt,  teils  in  jenem  bestimmteren  für  den 
hreppr  insbesondere  gebraucht  wird,  ursprünglich  von  dem  rein  per- 
sönlichen Begriffe  des  her,  als  einer  Anzahl  von  120  Menschen,  aus- 
gegangen ist;  indessen  bleibt  doch  immerhin  die  Ableitung  des 
Wortes  zweifelhaft  und  darf  aus  ihr  nichts  gefolgert  werden. 

Die  hreppar  gelten  auf  Island  als  Verbände  geographi- 
scher Natur,  nicht  als  bloß  persönliche  Verbände,  und  sie  bilden 
demgemäß  eine  Einteilung  des  Landes,  nicht  des  Volkes.  Allerdings 
ist  diese  ihre  Eigenschaft  neuerdings  bestritten  worden ; r)  es  hält 
indessen  nicht  schwer,  dieselbe  aus  den  Quellen  zu  erweisen.  Es 
ist  in  unseren  Rechtsbüchern  gelegentlich  von  einem  hreppamöt, 
d.  h.  einer  Reppsgrenze  die  Rede,  und  von  Bauern,  die  an  dieser 
gesessen  sind;'2)  es  wird  der  Fall  besprochen,  da  eine  graptarkirkj a 
„innan  hrepps"  ist  oder  nicht  ist,  3)  und  die  Frage  erörtert,  wieweit 
der  Priester  eine  Leiche  über  den  hreppr  hinaus  zu  begleiten  ver- 
pflichtet sei  oder  nicht;4)  es  wird  dem  Bischöfe  die  Verpflichtung 
auferlegt,  gelegentlich  seiner  regelmäßigen  Visitationsreisen  jeden 
einzelnen  löghreppr  innerhalb  seiner  Diözese  zu  besuchen,5)  und  in 
jedem  hreppr,  nach  einer  anderen  Fassung  in  jedem  heraö,  soll  er 
Männer  benennen,  die  für  ihn  seinen  Zehntanteil  in  Empfang  nehmen 
sollen 6)  u.  dgl.  m.  Werden  durch  derartige  Bestimmungen  bereits 
die  hreppar  als  feststehende  geographische  Bezirke  mit  bestimmten 
territorialen  Grenzen  charakterisiert,  so  weist  eben  dahin  mit  nicht 
geringerer  Sicherheit  auch  das  Vorkommen  bestimmter  landschaft- 
licher Bezeichnungen  für  einzelne  hreppar,  wie  denn  z.  B.  ein  Hraun- 
geröingahreppr,  Kaldnesingahreppr,  Gnüpverjahreppr,  Hrunamanna- 

v)  von  R.  Keyser,  Rechtsgeschichte,  S.  278. 

2)  Konüngsbök,  234/171;  Kau  p  ab.  39/444. 

3j  KrR,  4/24. 

*)  Konüngsbök,  2/10;  KrR.  6/30  —  32. 

5)  Konüngsbök,  5/19;  KrR.  14/62. 

6)  Konüngsbök,  5/19  und  257/209;  KrR.  14/64  und  39/152. 
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hreppr  schon  frühzeitig  genannt  werden.1)  Freilich  wird  anderwärts 
gesagt,  daß  der  hreppr  immer  mindestens  20  Bauern  in  sich  be- 
greifen müsse  und  daß  in  diese  Zahl  nur  diejenigen  eingerechnet 
werden  sollen,  welche  mit  Rücksicht  auf  das  Maß  ihres  Vermögens 
schuldig  seien,  das  jnngfararkaup  zu  entrichten;  eine  Regel,  welche 
nur  mit  besonderer  Genehmigung  der  lögretta  in  einzelnen  Fällen 
umgangen  werden  dürfe,  während  andererseits  den  Beteiligten  aller- 
dings unbenommen  sei,  zum  Behufe  einer  behenderen  Verwaltung 
ihren  Bezirk  in  Unterabteilungen,  wie  etwa  in  Drittel  oder  Viertel 
(])riöj üngar,  fjöröüngar)  zu  zerlegen. 2)  Aber  es  wird  dabei  zugleich 
auch  ausgesprochen,  daß  die  Angehörigen  jedes  einzelnen  hreppr 
immer  die  nächsten  Nachbarn  sein  sollten,  und  daß  der  Bestand  des- 
selben unverändert  so  bleiben  solle,  wie  er  einmal  sei;  damit  ist 
aber  auch  bereits  gesagt,  daß  die  hreppar  wirklich  Landesabteilungen 
mit  fest  bestimmten  geographischen  Grenzen  und  nicht  bloße,  nach 
der  Kopfzahl  bestimmte  Volksabteilungen  bilden  sollen,  und  will 
demnach  die  Vorschrift,  daß  dieselben  nicht  weniger  als  20  steuer- 
pflichtige Bauern  umfassen  sollen,  nur  eine  Minimalgrenze  setzen, 
unter  welche  dieselben  nicht  herabsinken  dürfen,  ohne  sofort  ihrer 
Aufhebung  zu  verfallen,  dagegen  in  keiner  Weise  eine  Maximalgrenze 
ziehen,  wie  denn  auch  der  Vorbehalt  einer  Zerlegung  des  Bezirkes 
in  drei  bis  vier  Unterabteilungen  nur  unter  der  Voraussetzung  einen 
Sinn  hat,  daß  dessen  Ausdehnung  und  Einwohnerzahl  eine  beträchtlich 
größere  sei. 

Einer  näheren  Bestimmung  bedarf  noch  die  Feststellung  des 
Vermögensmaßes  der  Bauern,  welche  als  vollberechtigte  Angehörige 
des  hreppr  zu  gelten  haben.  Es  wurde  bereits  bemerkt,  daß  als 
solche  nur  diejenigen  zu  betrachten  sind,  welche  das  Jjmgfararkaup 
zahlen ;  die  Verpflichtung  aber  zu  dieser  Zahlung  traf  alle  diejenigen, 
welche  so  viel  Vermögen  hatten,  daß  nach  Abzug  des  nötigen  Wirt- 
schaftsinventares  für  alle  diejenigen  Leute,  für  deren  Alimentation 
sie  zu  sorgen  hatten,  oder  deren  sie  zum  Behufe  ihres  Wirtschafts- 
betriebes bedurften,  noch  der  Wert  einer  Kuh  oder  was  dem  gleich- 
stand für  den  Kopf  übrig  blieb.3)  Auf  diese  vermöglicheren  Bauern 
war  eben  auch  die  Zehntlast  gelegt,  und  wenn  diese  zwar  noch 
etwas  strenger  angezogen  war,  so  daß  unter  Umständen  selbst  nicht 


2) 
3) 


Landnäma,  I, 
Konüngsbök, 
Konüngsbök, 


17/54 ;  V,  9/303  und  n/3°9  und  310. 
234/171;  Raup  ab.  39/443—44. 
89/159;  VigslöÖi,  25/42. 
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ansässige  Leute  zu  derselben  herangezogen  werden  konnten,  wenn 
sie  nur  ein  schuldenfreies  Vermögen  von  mindestens  zehn  Unzen 
besaßen,1)  so  darf  man  hierin  wohl  eine  spätere  Neuerung  erkennen, 
welche  sich  denn  auch  nicht  recht  organisch  in  das  System  des 
Zehntrechtes  einfügt.  Wenn  aber  Jon  Arnason  angibt,  VJ  daß  nur  die- 
jenigen Bauern  als  vollberechtigt  gegolten  hätten,  welche  20  Hun- 
derte, jedes  Hundert  zu  120  Ellen  gerechnet,  besessen  hätten,  so 
liegt  dabei  ein  doppelter  Verstoß  zugrunde;  einmal  nämlich  bezieht 
sich  die  Angabe  nicht,  wie  man  nach  dem  Zusammenhange,  in  dem 
sie  ausgesprochen  wird,  auf  das  ältere,  sondern  auf  das  neuere  is- 
ländische Recht,  und  zweitens  ist  sie  auch  für  dieses  letztere  nicht 
richtig,  da  die  Jönsbök  nicht  den  Besitz  von  20,  sondern  nur  von 
10  Hunderten  fordert,  um  den  Betreffenden  als  vollberechtigtes  Mit- 
glied des  hreppr  erscheinen  zu  lassen,3)  ganz  wie  das  neuere  Christen- 
recht dieses  Maß  von  Besitz  sozusagen  als  das.  normale  bei  seiner 
Besprechung  der  Zehntlast  zum  Ausgangspunkte  nimmt. 4)  Das 
spätere  Recht  erst  setzt  einen  absoluten  Vermögenswert  fest  als 
Vorbedingung  des  vollen  Rechtes  im  hreppr,  wogegen  das  ältere 
einen  relativen  festgesetzt  hatte,  soferne  dasselbe  stets  die  vorhandenen 
Schulden  und  die  zu  erhaltenden  Köpfe  berücksichtigt,  und  überdies 
auch  noch  das  nötige  Wirtschaftsinventar  in  Abzug  gebracht  hatte, 
dessen  Wert  sehr  verschiedenen  Umfanges  sein  konnte  je  nach  Ver- 
schiedenheit des  Umfanges  des  Wirtschaftsbetriebes;  das  spätere 
Recht  scheint  aber  zugleich  auch  die  Wertgrenze  wesentlich  erhöht 
und  somit  eine  weit  größere  Zahl  von  Leuten  von  der  vollen  Teil- 
nahme am  hreppr  ausgeschlossen  zu  haben,  als  in  der  älteren  Zeit 
der  Fall  gewesen  war,  in  welcher  der  schuldenfreie  Besitz  von  zehn 
Unzen,  also  von  einem  halben  Hundert  Ellen,  bereits  die  Zehntpflicht 
begründete  und  somit  wohl  auch  annähernd  für  die  Vollberechtigung 
im  hreppr  genügt  zu  haben  scheint.  Es  lag  aber  in  solcher  Neuerung 
des  späteren  Rechtes  eine  Erleichterung,  nicht  eine  Beschränkung 
der  kleineren  Leute. 

Auf  den  ersten  Blick  bereits  fällt  auf,  daß  dem  hreppr,  in  dem 
wir  doch  die  isländische  Gemeinde  zu  erkennen  haben,  jede  Spur 
jener  Feldgemeinschaft  fehlt,  welche  für  die  deutsche  Gemeinde  eine 
so  sichere  als  wesentliche  Grundlage  bildet.    Es  hängt  dies  indessen 


x)  Konüngsbök,  255/206;  Kr R.  36/142. 
2)  Historisk  Indledning,  S.  439.  3)  F  r  amf  oe  rzlub.  9. 

4)  Ärna  bps.  Kristinrettr ,  14/80—82. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  3° 
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wesentlich  mit  den  wirtschaftlichen  Zuständen  der  Insel  und  zugleich 
auch  mit  dem  Gange  zusammen,  welchen  die  Einwanderung  nach 
derselben  nahm.  Feldbau  wurde  auf  Island  auch  bereits  in  jenen 
älteren  Zeiten  so  gut  wie  gar  nicht  betrieben,  und  es  wird  jederzeit 
als  etwas  Ausnahmsweises  bezeichnet,  wenn  in  einigen  wenigen  be- 
sonders günstigen  Lagen,  wie  etwa  auf  Reykjanes  oder  in  der  Fljöts- 
hliö  und  einzelnen  Gegenden  im  Eyjafjörör,  regelmäßig  der  Acker 
bestellt  wurde  und  dessen  Frucht  reifte;  daß  mit  den  Feldern  auch 
die  Feldgemeinschaft  fehlte,  ist  klar,  und  höchstens  gemeine  Weiden 
machte  die  mit  Vorliebe  betriebene  Viehzucht  nötig.  Solche  Ge- 
meinden (afrettir)  kannte  denn  auch  bereits  das  ältere  Recht; l)  aber 
nicht  eine  Spur  deutet  darauf  hin,  daß  diese  damals  bereits  mit  den 
hreppar  in  einer  ähnlichen  Verbindung  gestanden  seien,  wie  dies 
jetzt  so  häufig  der  Fall  ist.  Der  Grund  hiervon  wird  wohl  nur 
darin  zu  suchen  sein,  daß  auf  Island  die  Ansiedelungen  von  Anfang 
an  nicht  von  geschlossenen  Gemeinden  oder  Volksverbänden  aus- 
gingen, sondern  von  einzelnen  Privaten  als  solchen,  und  daß  infolge- 
dessen kein  Gesamteigentum,  sondern  nur  individuelles  Eigentum 
einzelner  Personen  sich  ausbilden  konnte.  Ergriff  ein  mächtiger  Herr 
wie  Ingölfr  Arnarson,  Helgi  hinn  magri  oder  Skallagrimr  von  ganzen 
Landstrichen  mit  einem  Male  Besitz,  so  blieb  eben  der  Teil  des  ok- 
kupierten Landes,  den  er  nicht  unter  seine  Anhänger  verteilte,  in 
seiner  Hand  zurück;  nahmen  von  vornherein  in  einer  einzelnen 
Gegend  nur  kleinere  Leute  Land,  so  blieb  eben  das  für  die  Nieder- 
lassung nicht  geeignete  Land  vorläufig  herrenlos,  von  Gemeindeland 
aber  konnte  im  einen  wie  im  anderen  Falle  nicht  die  Rede  sein, 
vielmehr  konnten  sich  gemeine  Weidenschaften  erst  hinterher  ein- 
finden, wenn  entweder  der  größere  Grundherr  an  den  hierzu  ge- 
eigneten Teilen  seines  Landdistriktes  auch  anderen  einen  Anteil  zu- 
gestand, oder  wenn  die  wüsten  Ländereien  im  Innern  der  Insel,  die 
anfangs  unbeachtet  und  herrenlos  geblieben  waren ,  nach  und  nach 
zur  Nutzung  von  den  Angrenzern  herangezogen  wurden  und  es  nun 
galt,  diese  verschiedenen  Nutzungsberechtigungen  zu  einer  Aus- 
gleichung unter  sich  und  gegenüber  den  weiter  abliegenden  Nach- 
barn zu  bringen.  —  Nicht  minder  auffällig  ist  aber  auch  die  enge 
Begrenzung,  welche  für  die  Aufgabe  der  hreppar  gezogen  ist. 
Lediglich  auf  die  Armenpflege  und  im  Zusammenhange  mit  ihr  auf 
die  Unterstützung  ihrer  Angehörigen  bei  gewissen  schweren  Un- 


J)  Konüngsbök,  205/120;  Landabrb.  44/130  und  36/303. 
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glücksfällen  sind  dieselben  beschränkt,  und  alle  weiter  etwa  noch 
von  ihnen  geübten  Rechte  sind  lediglich  dieser  Aufgabe  dienstbar; 
die  Fürsorge  des  hreppr  für  die  Erhebung  und  Verteilung  des  Zehnts, 
ein  gewisser  Einfluß  desselben  auf  die  Ansässigmachung  ne  uer  Ge- 
meindeglieder, endlich  eine  gewisse  Aufsicht  über  die  Bettler  und 
Vaganten  fällt  lediglich  unter  diesen  letzteren  Gesichtspunkt,  und 
von  dem  Einflüsse,  welcher  demselben  später  auf  die  gesamte  Wirt- 
schaftspolizei u.  dgl.  zukommt,  vermag  ich  in  dem  Rechte  des  Frei- 
staates ebensowenig  eine  Spur  zu  erkennen,  wie  von  dessen  späterem 
Zusammenhange  mit  dem  Befahren  der  Gemeinweiden,  von  welchem 
letzteren  freilich  bereits  die  Jönsbök  Meldung  tut.  Auch  in  dieser 
Beziehung  steht  demnach  die  isländische  Gemeinde  weit  ab  von  der 
deutschen,  mit  ihrer  von  Anfang  an  so  vielgestaltig  gearteten  Tätig- 
keit ;  dagegen  teilt  sie  aber  mit  dieser  ihre  vollkommene  Unabhängig- 
keit vom  Staat  und  seinen  Organen.  Die  Gemeindeversammlungen 
werden  von  den  Dingversammlungen  des  Staates  scharf  geschieden, 
und  die  von  den  Genossen  gewählten  Gemeindebeamten  sondern 
sich  nicht  minder  schroff  von  den  Goden;  diese  letzteren  haben 
zwar  in  der  Gemeinde  ebenfalls  ihr  Wort  mitzusprechen,  aber  nur 
gleich  jedem  anderen  Bauern,  während  die  Gemeinde  in  keiner  W7eise 
unter  ihrer  Häuptlingsgewalt  steht.  Völlig  ebenso  unabhängig  ist 
der  hreppr  aber  auch .  von  der  Kirche ;  auch  mit  deren  Organen 
bringt  ihn  teils  die  Verteilung  des  Zehnts,  teils  auch  die  Armen- 
pflege selbst  vielfach  in  Verbindung,  aber  auch  dem  Priester  und 
selbst  dem  Bischöfe  steht  als  solchem  kein  Recht  in  der  Gemeinde 
oder  über  die  Gemeinde  zu. 


§  16.    Die  Armenpflege  des  hreppr. *) 

Das  isländische  Recht,  welches  ein  sehr  ausgebildetes  System 
des  Armenrechtes  kennt,  überbürdet  den  Unterhalt  aller  hilfsbedürf- 
tigen Personen  in  erster  Linie  der  Verwandtschaft,  an  deren  Ver- 
pflichtung sich  die  Alimentationspflicht  des  Vertragserben  gegenüber 
dem  vertragsweisen  Erblasser,  die  unter  Ehegatten  bestehende  wechsel- 

l)  vgl.  über  diesen  Gegenstand  Michelsen,  Über  altnordisches  Armenrecht, 
in  Falcks  Erarien,  Heft  II,  S.  117—83  und  III,  S.  68—99  (1826  und  1828);  Vil- 
hjälmr  Finsen,  Den  islandske  Familieret  efter  Gragäs,  in  den  Annaler  for  nordisk 
Oldkyndighed  og  Historie,  1850,  S.  125 — 91  [und  zumal  Maurer  s  eigene  Darstellung 
in  „Island"  (1874)  S.  272 — 322,  359—63  und  366 — 67]. 
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seitige  Alimentationspflicht,  endlich  auch  die  Verpflichtung  des  Frei- 
lassers des  Freigelassenen,  sich  im  Bedürfnisfalle  einander  zu  alimen- 
tieren,  analog  anschließt.  Diese  Regelung  der  Armenpflege  läßt  nun 
aber  eine  zwiefache  Lücke ,  welche  einer  anderweitigen  Ergänzung 
schlechterdings  bedarf.  Es  kann  vorkommen,  daß  ein  Hilfsbedürftiger 
(ömagi)  im  Inlande  keinen,  oder  doch  keinen  mit  Rücksicht  auf  den 
Betrag  seines  Vermögens  alimentationspflichtigen  und  alimentations- 
fähigen  Verwandten  hat,  und  ist  für  diesen  Fall  für  dessen  Unterhalt 
anderweitig  Fürsorge  zu  tragen  nötig.  Es  ist  aber  auch  möglich, 
daß  zwar  alimentationspflichtige  sowohl  als  -fähige  Verwandte  im 
Inlande  vorhanden  sind,  aber  deren  Ermittelung,  die  Zuführung  des 
ömagi  an  dieselben,  endlich  auch  wohl  die  Entscheidung  über  deren 
bestrittene  Alimentationspflicht  einen  längeren  Aufenthalt  veranlaßt, 
und  muß  für  diesen  Fall  auf  eine  vorläufige  Verpflegung  des  Hilfs- 
bedürftigen Bedacht  genommen  werden,  da  man  diesen  eben  doch 
nicht  bis  zur  Entscheidung  der  Sache  ohne  Alimente  lassen  kann. 
Für  den  ersteren  Fall  ist  eine  subsidiäre,  aber  definitive,  für  den 
letzteren  dagegen  eine  primäre,  aber  nur  provisorische  Alimentations- 
pflicht anderweitig  zu  beschaffen,  welche  unter  allen  Umständen  Platz 
zu  greifen  vermag  und  für  die  praktische  Anwendung  keine  Schwierig- 
keiten macht.  In  beiden  Beziehungen  legt  nun  das  isländische  Recht, 
wenn  man  von  einigen  wenigen  und  wenig  bedeutsamen  Fällen  einer 
strafweisen  Alimentationspflicht  absieht,  dem  Dienstherrn  oder 
Grundherrn  die  Verpflichtung  auf,  ihre  eigenen  Dienstleute  oder 
Pächter,  samt  den  von  diesen  zu  alimentierenden  Personen  gegen- 
über in  die  Alimentationspflicht  einzutreten,  falls  jene  während  der 
Dauer  der  Dienst-  oder  Pachtzeit  verarmen ; x)  diese  Verpflichtung 
aber  reicht  in  keiner  Beziehung  aus.  Sie  gilt  von  vornherein  nur 
für  solche  Personen,  welche  entweder  selbst  Pächter  oder  Dienst- 
boten eines  anderen  sind,  oder  deren  bisheriger  Ernährer  in  einem 
solchen  Abhängigkeitsverhältnisse  stand;  ömagar,  bei  welchen  diese 
Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  können  demnach  von  vornherein 
nicht  auf  ein  derartiges  Auskuftsmittel  verwiesen  werden.  Überdies 
kann  jene  Alimentationspflicht  des  Herrn  sich  doch  jedenfalls  nur 
auf  die  ausbedungene  Pacht-  oder  Dienstzeit  erstrecken,  und  nach 
deren  Ablauf  sind  die  ömagar  somit  wieder  unversorgt  und  einer 
neuen  Regelung  ihrer  Verhältnisse  bedürftig.  Wiederum  kann  der 
Herr  sich  von  der  ihn  treffenden  Verpflichtung  dadurch  freimachen, 


l)  Konüngsbök,  234/172;  Kaupab.  39/444—45;  ferner  Oma  gab.  31/290. 
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daß  er  beweist,  daß  er  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Dienst-  oder 
Pachtvertrages  von  der  drohenden  Verarmung  des  Mannes  oder  von 
der  ihm  bevorstehenden  Uberbürdung  mit  Alimentationspflichtigen 
nichts  wußte  und  nichts  wissen  konnte.  Endlich  war  doch  auch 
der  Fall  möglich,  daß  der  Herr  wegen  eigener  Mittellosigkeit  der 
ihm  zufallenden  Alimentationspflicht  zu  genügen  außerstande  war, 
und  auch  für  diesen  Fall  mußte  immerhin  Fürsorge  getroffen  werden. 
Für  alle  und  jede  derartige  Fälle  nun  tritt  je  nach  Umständen  eine 
Alimentationspflicht  des  hreppr,  der  jnngsökn,  des  fjöröüngr 
oder  des  ganzen  Landes  ein,  jedoch  so,  daß  die  Verpflichtung  des 
hreppr  weitaus  überwiegt,  und  daß  zumal  gerade  sie  als  eine  provi- 
sorische in  erster  Linie  einzutreten  hat;  teils  aus  diesem  Grunde, 
teils  aber  auch  darum,  weil  dem  hreppr  die  Überwachung  der  ge- 
samten Armenpflege  übertragen  ist,  soweit  solche  durch  das  öffent- 
liche Interesse  bedingt  ist,  mag  die  Erörterung  des  ganzen  Systems 
der  öffentlichen  Armenpflege  an  diesem  Orte  ihre  Stelle  finden. 

Die  technische  Bezeichnung  für  den  Alimentationsbedürftigen  ist 
omagi  oder  ümagi,  d.h.  der  Unvermögende.  Derselbe  Ausdruck 
wird  wunderlicherweise  auch  für  den  Unmündigen  gebraucht,  und 
wird  dadurch  die  Vermutung  nahegelegt,  daß  einerseits  alle  Un- 
mündigen als  alimentationsbedürftig  galten,  was  mit  einer  strengen 
Durchführung  des  Prinzipes  einer  tutela  usufruetuaria  zusammen- 
hängt, und  daß  andererseits  auch  alle  Alimentationsbedürftigen  einer 
Art  von  Vormundschaft  unterworfen  waren;  ich  vermeide  aber  ein 
genaueres  Eingehen  auf  diesen  Punkt,  weil  das  isländische  Recht,  so 
wie  es  uns  vorliegt,  kein  genügendes  Material  zu  dessen  erschöpfender 
Erörterung  zu  bieten  scheint.  Als  ömagi  aber  in  dem  hier  maß- 
gebenden Sinne  gilt  jede  Person,  welche  sich  mit  der  eigenen  Hände 
Arbeit  ihre  Kost  und  Kleidung  nicht  verdienen  kann,1)  und  welche, 
wie  wir  beizufügen  haben,  zugleich  zu  arm  ist,  als  daß  sie  von  dem 
Ertrage  ihres  Vermögens  zu  leben  vermöchte.  Bezüglich  aller  der- 
artiger Leute  gilt  nun  zunächst  der  Satz,  „at  sina  ömaga  ä  hverr 
maör  fram  at  feera  ä  landi  her",2)  d.  h.  alle  Alimentationspflicht  be- 
ruht zunächst  auf  einem  privatrechtlichen  Titel  und  liegt  einzelnen 
Individuen  als  solchen  ab,  und  zwar  ist  es,  wie  schon  bemerkt,  zu- 
nächst die  Verwandtschaft,  auf  welcher  solche  Verpflichtung  beruht. 
Prinzipiell  ist  es  dabei  die  Erbfolgeordnung,  nach  welcher  sich  be- 


1)  Ö  mag  ab.  30/292;  AM.  315.  fol.  B.,  6/229. 

2)  Konüngsbök,  128/3;  Ö  mag  ab.  1/232. 
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stimmt,  in  welcher  Reihenfolge  die  Verwandten  zur  Übernahme  der 
Alimentation  berufen  werden;  indessen  wird  bezüglich  der  aller- 
nächsten Verwandten,  der  Aszendenten  nämlich,  der  Deszendenten 
und  der  Geschwister,  diese  Reihenfolge  eigens  bestimmt,  wie  es 
scheint,  nach  ganz  individuell  gefärbten  Rücksichten,  und  überdies 
war  die  Alimentationspflicht  verschiedenen  Kategorien  von  Ver- 
wandten gegenüber  ihrer  Stärke  nach  sehr  verschieden  abgestuft. 
Den  Aszendenten,  Deszendenten  und  Geschwistern  gegenüber  durfte 
man  der  Verpflichtung  sich  unter  keiner  Bedingung  durch  einen 
Verpfründungsvertrag  (arfsal)  entziehen,  selbst  dann  nicht,  wenn  man 
diesen  in  einem  Zeitpunkte  einging,  wo  die  Betreffenden  noch  gar 
nicht  in  der  Lage  waren,  die  Alimentationspflicht  in  Anspruch  zu 
nehmen;  derselbe  Satz  galt  ferner  auch  dem  gegenüber,  dessen 
nächster  Erbe  man  war,  gleichviel  übrigens,  ob  die  Verwandtschaft 
mit  demselben  eine  nähere  oder  entferntere  war,  wogegen  man  allen 
anderen  Verwandten  gegenüber  nur  dann  in  Eingehung  eines  Ver- 
pfründungsvertrages  behindert  war,  wenn  und  soweit  man  deren 
Alimentation  bereits  wirklich  vor  dem  Vertragsabschlüsse  hatte  über- 
nehmen müssen.  Außerdem  mußte  man  die  eigenen  Aszendenten 
schlechthin  alimentieren  und  nötigenfalls  sogar  für  sie  in  die  Schuld- 
knechtschaft gehen;  bei  den  eigenen  Deszendenten  hatte  man  für 
diesen  schlimmsten  Fall  die  Wahl,  ob  man  selber  für  sie  in  die 
Schuldknechtschaft  gehen  oder  sie  ihrerseits  in  diese  verkaufen  wollte, 
jedoch  so,  daß  beidemal  der  nächste  alimentationsfähige  Verwandte 
des  ömagi  es  ist,  der  die  Alimentation  desselben  zu  übernehmen  hat 
und  welchem  gegenüber  die  Schuldknechtschaft  begründet  ist.  Für 
andere  Verwandte  braucht  man  nicht  in  die  Schuldknechtschaft  zu 
gehen;  doch  muß  man  die  Alimentation  von  Geschwistern,  dann 
von  solchen  Personen,  deren  nächster  Erbe  man  ist,  wenigstens  noch 
unabhängig  von  allem  eigenen  Vermögensbesitze  übernehmen,  also 
auch  dann,  wenn  man  nur  mit  der  eigenen  Hände  Arbeit  sie  zu  er- 
nähren vermag,  wogegen  allen  entfernteren  Verwandten  gegenüber, 
deren  nächster  Erbe  man  nicht  ist,  die  Alimentationspflicht  an  den 
Besitz  eines  gewissen  Maßes  von  Vermögen  geknüpft  ist.  Doch  fällt 
auch  dem  nächsten  Erben,  und  man  wird  wohl  beifügen  dürfen,  auch 
den  Geschwistern  gegenüber,  die  Rücksicht  auf  das  Vermögen  keines- 
wegs völlig  weg ;  vielmehr  braucht  auch  ein  solcher  die  Alimentation 
nur  unter  der  Voraussetzung  zu  übernehmen,  daß  er  für  sich,  für 
den  ömagi,  um  dessen  Alimentation  es  sich  gerade  handelt,  endlich 
für  alle  Alimentationsbedürftige,  denen  er  gleich  nahe  verpflichtet 
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und  deren  Unterhalt  bereits  von  ihm  übernommen  ist,  auf  volle  zwei 
Halbjahre  genügenden  Unterhalt  (tveggja  missera  björg)  besitzt,  und 
wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  geht  die  Alimentationspflicht  sofort  auf 
den  nächsten  alimentationsfähigen  Verwandten  über,  welchem  nur 
der  nächste  Erbe  des  ömagi  aus  dem  Ertrage  seiner  eigenen  Arbeit 
nach  Kräften  beizusteuern  hat.  Bei  dem  entfernteren  Verwandten, 
der  nicht  zugleich  des  ömagi  nächster  Erbe  ist  (hinn  nänasti  niör), 
wird  aber  wieder  der  Vermögensbesitz,  welcher  als  Voraussetzung 
der  Pflicht,  die  Alimentation  zu  übernehmen,  gilt,  verschieden  abge- 
gestuft,  je  nachdem  derselbe  im  dritten  gleichen  Grade  oder  näher, 
oder  aber  im  vierten  gleichen  Grade  oder  näher,  oder  endlich  im 
fünften  gleichen  Grade  oder  näher  verwandt  ist,  und  überdies  wird 
für  den  letzten  dieser  drei  Fälle  dem  Pflichtigen  auch  noch  das 
Recht  eingeräumt,  durch  die  Zahlung  von  jährlich  zehn  Unzen  sich 
von  der  wirklichen  Übernahme  der  Alimentation  freizukaufen;  jedoch 
wurde  durch  die  Novelle,  welch  B.  Magnüs  Gizurarson  im  Jahre  12 17 
durchsetzte,  jede  Alimentationspflicht  dem  fünften  gleichen  Grade 
abgenommen,  für  den  dritten  und  vierten  ungleichen,  den  vierten 
gleichen  und  den  vierten  und  fünften  ungleichen  Grad  der  gleiche 
Vermögensbetrag  als  Voraussetzung  der  Alimentationspflicht  aufge- 
stellt, endlich  für  den  vierten  und  fünften  ungleichen  Grad  jenes 
Ablösungsrecht  dem  Pflichtigen  eingeräumt.  Doch  scheint  das  ältere 
Recht,  wie  es  sich  hiernach  herausstellt,  selbst  bereits  auf  einer 
Neuerung  zu  beruhen  und  ursprünglich  überhaupt  von  keiner  Ab- 
stufung verschiedener  Vermögensklassen  die  Rede  gewesen  zu  sein, 
so  daß  schlechthin  für  den  nänasti  niör  nur  ein  Vermögensmaß  als 
Vorbedingung  der  Alimentationspflicht  galt,  mochte  derselbe  nun  in 
näherem  oder  entfernterem  Grade  mit  dem  ömagi  verwandt  sein. 
Ich  unterlasse  es,  auf  eine  Reihe  weiterer  Einzelheiten  einzugehen, 
wie  etwa  auf  die  Stellung  der  unecht  Geborenen  in  Bezug  auf  Ali- 
mentationsrecht  und  Alimentationspflicht,  auf  die  gegenseitige  Ver- 
pflichtung der  Ehegatten,  dann  des  Freilassers  und  der  Freigelassenen, 
auf  die  Verteilung  der  Alimentationspflicht  unter  mehrere  gleich 
nahe  Berufene  und  das  Verhältnis,  welches  dabei  zwischen  der  väter- 
lichen und  mütterlichen  Verwandtschaft  des  ömagi  beobachtet  wurde, 
u.  dgl.  m. ;  dagegen  wende  ich  mich  sofort  zur  Betrachtung  des  Ver- 
fahrens in  Armensachen,  als  in  welchem  die  Tätigkeit  des  hreppr, 
soweit  dessen  Verpflichtung  zur  provisorischen  Alimentation,  dann 
zur  Überwachung  der  gesamten  Armenpflege  in  Frage  ist,  am  klarsten 
und  lebendigsten  hervortritt.    Aber  auch  hierbei  sehe  ich  wieder  von 
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den  seltener  vorkommenden  Fällen  einer  strafweisen,  oder  einer  vom 
Dienst-  oder  Grundherrn  zu  übernehmenden  Alimentation  u.  dgl.  m. 
ab  und  halte  mich  wesentlich  nur  an  den  regelmäßigen  Fall  der 
verwandtschaftlichen  Armenpflege. 

Entsteht  das  Bedürfnis,  für  die  Unterkunft  eines  ömagi  zu  sorgen, 
dadurch,  daß  dessen  bisheriger  Verpfleger  außerstande  ist,  seine  Ali- 
mentation weiterhin  zu  besorgen,  so  ist  es  natürlich  zunächst  dieser, 
welcher  für  die  Ausmittelung  eines  anderen  Pflichtigen  zu  sorgen 
hat;  gibt  dieser  aber  nach  einigen  vergeblichen  Versuchen  das  Unter- 
nehmen als  hoffnungslos  auf,  so  mag  von  jedem,  der  da  will,  der 
Versuch  erneuert  werden,  und  ebenso  wird  es  wohl  auch  dann  ge- 
halten worden  sein,  wenn  das  Bedürfnis  nach  Verpflegung  erst  neu 
entstand,  also  der  nunmehrige  ömagi  bisher  noch  gar  keinen  Ver- 
pfleger hatte,  nur  daß  in  einem  derartigen  Falle  doch  wohl  der 
ömagi  selbst,  oder  auch  dessen  Vormund,  in  erster  Linie  einzugreifen 
berufen  sein  mochte.1)  Eine  indirekte  Nötigung  zur  Verfolgung  der 
Sache  lag  aber  für  die  hreppsmenn  darin,  daß,  wie  sich  gleich  zeigen 
wird,  eventuell  die  Alimentation  ihnen  selber  zufiel,  also  ein 
dringendes  Interesse  für  sie  begründet  war,  einen  anderen  Verpflich- 
teten ausfindig  zu  machen.  Das  Verfahren,  welches  zu  beobachten 
war,  um  dem  ausgemittelten  Pflichtigen  den  ömagi  zu  überbürden, 
bestand  aber  in  einer  Zuführung  desselben  unter  Beeidigung  des 
eigenen  guten  Glaubens  an  deren  Rechtmäßigkeit  (eiöfcersla, 
ei öf cerfng,  fcera  meö  eiö,  eiöfcera), 2)  und  kann  diese  Zu- 
führung auf  dem  Hofe  des  Pflichtigen  oder  auch  an  jedem  anderen 
provisorischen  Wohnorte  desselben  geschehen,  wie  z.  B.  an  einer 
Sennhütte,  einer  Fischerhütte,  der  Dingbude  am  Alldinge  oder  vär- 
]n'nge,  endlich  auch  den  Buden  am  Ankerplatze  eines  Schiffes. 
Übrigens  braucht  diese  Zuführung  keineswegs  an  denjenigen  zu  ge- 
schehen, welcher  zur  sofortigen  Übernahme  der  definitiven  Alimen- 
tationspflicht berufen  ist;  vielmehr  genügt  es,  wenn  sie  nur  an  den 
nächsten,  innerhalb  desselben  hreppr  angesessenen  Verwandten  des 
ömagi  erfolgt,  und  dieser  muß  sodann  die  Alimentation  einstweilen 
übernehmen,  bis  es  ihm  seinerseits  gelingt,  den  ömagi  einem  näher 
Verpflichteten  zu  überbürden.  Ja  es  braucht  die  Zuführung  nicht 
einmal  an  den  nächsten  im  hreppr  wohnenden  Verwandten  zu  ge- 
schehen, wenn  sie  nur  an  einen  Mann  im  hreppr  geschieht,  welcher 


x)  Konüngsbök,  130/12;  Ömagab.  8/257;  ferner  ebenda,  7/256  und  30/291. 
2)  Siehe  die  Eidesformel  Konüngsbök.  129/8;  Ömagab.  7/244 — 45. 
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dem  ömagi  überhaupt  verwandt  und  nicht  gänzlich  von  Mitteln  ent- 
blößt ist;1)  nur  in  dem  Falle  gilt  sie  als  ungeschehen,  wenn  sie  an 
einen  Mann  geschieht,  welcher  gar  kein  Vermögen  hat  oder  welcher 
mit  dem  ömagi  schlechthin  nicht  verwandt  ist,  2)  und  macht  selbst 
der  Fall,  da  der  nächste  Erbe  des  ömagi  es  ist,  der  angegangen 
werden  will,  von  dieser  Regel  nur  in  beschränktem  Umfange  eine 
Ausnahme.  Allerdings  wird  nämlich  gesagt,  man  dürfe  dem  nächsten 
Erben  des  ömagi  diesen  auch  unter  der  Voraussetzung  zuführen,  daß 
er  zu  arm  sei,  um  dessen  Alimentation  übernehmen  zu  müssen;8) 
aber  damit  will  offenbar  nur  gesagt  sein,  daß  der  Erbe  auch  dann, 
wenn  er  nicht  so  vermöglich  ist,  um  dessen  Alimentation  definitiv 
übernehmen  zu  müssen,  d.  h.  wenn  er  nicht  für  seinen  eigenen 
Unterhalt  und  den  der  von  ihm  zu  Alimentierenden  für  das  ganze 
nächste  Jahr  durch  sein  Vermögen  gedeckt  ist,4)  wenn  er  also  nur 
verpflichtet  ist,  dem  entfernteren  Verwandten,  welcher  demzufolge 
die  Alimentation  zu  übernehmen  hat,  aus  dem  Ertrage  seiner  Hand- 
arbeit nach  Kräften  beizusteuern, 5)  dennoch  gehalten  sein  soll,  die 
provisorische  Alimentation  des  ömagi  zu  übernehmen,  aber  natürlich 
doch  nur  unter  der  ein  für  allemal  gemachten  und  darum  als  selbst- 
verständlich zu  betrachtenden  Voraussetzung,  daß  es  ihm  selber 
nicht  schlechthin  an  allen  und  jeden  Mitteln  fehle.6)  —  Demjenigen, 
welchem  in  bisher  geschilderter  Weise  ein  ömagi  zugeführt  worden 
ist,  steht  nun  aber  das  Recht  zu ,  wenn  er  entweder  einen  näher 
Verpflichteten  zu  ermitteln  weiß,  oder  nicht  das  nötige  Vermögen 
besitzt,  um  selber  seiner  Verpflichtung  nachzukommen,  denselben 
wieder  einem  anderen  zu  überbürden,  nur  daß  dies  nicht  mehr 
außergerichtlich,  sondern  nur  noch  mit  Urteil  und  Recht  (at  dömi) 
geschehen  kann ; "')  wenn  dabei  gelegentlich  von  einer  Mitwirkung 
der  hreppsmenn  gesprochen  wird,  so  erklärt  sich  dies  einfach  daraus, 
daß  dem  hreppr  je  nach  Umständen  die  teilweise  oder  vollständige 
Alimentation  seiner  Angehörigen  sowohl  als  der  von  diesem  alimen- 
tierten ömagar  für  den  Fall  drohte,  daß  der  erstere  etwa  auch  seiner- 
seits verarmen  würde.    Konnte   nämlich  weder  durch   die  Heran- 


l)  Konüngsbök,  129/8—9;  Ö  mag  ab.  7/247—48. 

2j  Konüngsbök,  1298;  Ömagab.  7/247;  vgl.  ebenda,  2/236  und  27/284. 

3)  Konüngsbök,  129/9;  Ömagab.  7/248. 

4)  Konüngsbök,  143/26;  Ömagab.  27/284. 

h)  Konüngsbök,  130/10 — Ii;  Ömagab.  7/252,  vgl.  250. 

6)  Ömagab.  2/236. 

7)  Konüngsbök,  129/9;  Ömagab.  7/248  und  249. 
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ziehung  irgendwelcher  Verwandter  des  ömagi  innerhalb  des  hreppr, 
noch  auch  durch  den  Rückgriff  auf  die  oben  besprochene  Haftung 
seines  Grund-  oder  Dienstherrn  geholfen  werden,  so  traf  jedenfalls 
die  provisorische  Alimentationspflicht  den  hreppr.  Ausdrücklich  wird 
der  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  alle  in  einem  hreppr  Verarmenden 
von  demselben  alimentiert  werden  müssen;1)  daß  ferner  jeder  hreppr 
diejenigen  Personen  zu  alimentieren  hat,  welche  in  seinem  Bezirke 
irgendwelcher  Privatalimentation  genossen,  aber  diese  wieder  einge- 
büßt haben,  ohne  doch  auf  gesetzlichem  Wege  einem  anderen  hreppr 
zugewiesen  worden  zu  sein,  oder  einen  Privatalimentanten  gewonnen 
zu  haben;2)  endlich  insbesondere  noch,  daß  derjenige  ömagi,  welcher 
von  seinem  gesetzlichen  Verpfleger  widerrechtlich  verlassen  wurde, 
von  den  hreppsmenn  nicht  etwa  auf  den  Bettel  verwiesen  werden 
darf,  sondern  daß  sie  ihn  dem  Pflichtigen  zuführen  und  natürlich 
auch  inzwischen  ihrerseits  alimentieren  sollen. 3)  Damit  ist  also 
wirklich  eine  subsidiäre  Alimentationspflicht  des  hreppr  geschaffen, 
welche  für  alle  irgend  denkbare  Fälle  ausreicht,  möge  es  sich  nun 
um  einen  ömagi  handeln,  der  noch  niemals  einen  Verpfleger  gehabt 
hat,  oder  um  einen  solchen,  der  einen  Verpfleger  gehabt  aber  wieder 
verloren  hat,  oder  endlich  um  einen,  der  von  seinem  Verpfleger 
böslich  verlassen  worden  ist;  aber  selbstverständlich  kann  für  alle 
diese  Fälle  die  dem  hreppr  auferlegte  Verpflichtung  zunächst  nur 
als  eine  provisorische  gemeint  sein.  Einerseits  also  bleibt  den  hrepps- 
menn ganz  ebenso  wie  dem  Privaten,  der  provisorisch  die  Verpflegung 
eines  ömagi  übernommen  hat,  dessen  Alimentation  ihm  doch  nicht 
definitiv  obliegt,  überlassen,  einen  näher  Verpflichteten  zu  ermitteln 
und  ihm  den  Alimentationsbedürftigen  zuzuführen;  andererseits  sind 
dieselben  aber  auch,  wiederum  wie  jeder  Private,  berechtigt,  von  dem 
definitiv  Verpflichteten  den  Ersatz  derjenigen  Kosten  zu  beanspruchen, 
welche  sie  auf  die  Alimentation  des  provisorisch  übernommenen 
ömagi  verwendet  haben.  Lediglich  darauf  also  zielen  die  bisher  be- 
sprochenen Bestimmungen  ab,  daß  einerseits  dem  Hilfsbedürftigen 
einstweilen  der  Unterhalt  vorgeschossen  werde,  bis  diejenige  Person 
ermittelt  ist,  welche  ihm  denselben  zu  gewähren  eigentlich  ver- 
pflichtet ist,  und  daß  andererseits  genügende  Sicherheit  dafür  ge- 
boten werde,  daß  zum  Behufe  der  Ermittelung  dieses  Verpflichteten 

1)  Konüngsbök,  234/172 ;  Kaupab.  39/444 — 45. 

2)  Konüngsbök,  235/178;  Kaupab.  45/454;  vgl.  Konüngsbök,  130/12; 
Omagab.  8/257. 

3)  Konüngsbök,  132/15;  Ömagab.  9/262. 
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und  der  Zuführung  des  ömagi  an  denselben,  die  nötiget!  Schritte 
geschehen. 

Etwas  anders  beantwortet  sich  natürlich  die  Frage  nach  der 
definitiven  Alimen  tationslast.  Daß  dieselbe  in  erster  Linie 
auf  der  Verwandtschaft  und  allenfalls  auch  auf  dem  Ehegatten,  dann 
dem  Freilasser  oder  Freigelassenen  des  ömagi  ruht,  wurde  bereits 
bemerkt;  ebenso,  daß  hinter  diesen  primär  Verpflichteten  noch  der 
Grundherr  und  Dienstherr  steht,  als  welcher  verpflichtet  ist,  die  Ali- 
mentation seiner  verarmenden  Pächter  und  Dienstleute,  dann  der 
von  ihnen  zu  alimentierenden  ömagar  zu  übernehmen,  wenn  ihn  der 
Vorwurf  trifft,  bei  Eingehung  des  Dienst-  oder  Pachtvertrages  die 
drohende  Gefahr  ihrer  Verarmung  leichtsinnig  übersehen  zu  haben. 
Aber  daraus  folgt  noch  keineswegs,  daß  der  hreppr,  welcher  die 
Alimentation  eines  ömagi  provisorisch  übernommen  hat  und  welcher 
nicht  imstande  ist,  dieselbe  auf  eine  der  eben  erwähnten  Kategorien 
von  Personen  abzuwälzen,  sofort  dieselbe  definitiv  zu  tragen  ver- 
pflichtet sei;  vielmehr  überzeugt  man  sich  leicht  beim  ersten  Blick 
in  die  Quellen,  daß  dies  ganz  und  gar  nicht  der  Fall  ist.  Allerdings 
bestimmt  eine  Stelle, 1)  daß  die  hreppsmenn,  welche  einem  Manne 
ohne  eigenen  Viehbesitz  die  Niederlassung  in  einer  bloßen  Bude  ver- 
stattet haben,  diesen  „büösetumaör"  im  Verarmungsfalle  zu  alimen- 
tieren  haben,  falls  sie  nicht  imstande  sind,  für  ihn  einen  näheren 
Alimentationspflichtigen  zu  ermitteln;  aber  nach  derselben  Stelle 
trifft  dieselbe  Verpflichtung  auch  den  Grundbesitzer,  welcher  eine 
derartige  Niederlassung  auf  seinem  eigenen  Grund  und  Boden  ge- 
stattete, ohne  daß  sie  von  den  hreppsmenn  verwilligt  worden  wäre, 
und  es  handelt  sich  demnach  auch  in  jenem  ersteren  Falle  nur  um 
eine  Verpflichtung,  welche  der  hreppr  infolge  der  unvorsichtig  ge- 
währten Aufnahme  sich  zugezogen  hat,  um  eine  Haftung  also,  welche 
der  vorhin  besprochenen  Verpflichtung  des  Grund-  oder  Dienstherrn 
völlig  parallel  läuft  und  welche  auch  sonst  noch  mehrfach  ihre 
weiteren  Parallelen  findet.  So  gilt  z.  B.  die  Regel,  daß  ein  Aus- 
länder, der  ohne  genügende  Unterhaltsmittel  oder  alimentations- 
pflichtige Verwandte  auf  Island  zu  besitzen  dahin  gebracht  wurde, 
von  dem  SchifTsherrn  alimentiert  werden  mußte,  welcher  ihn  dahin 
gebracht  hatte,  es  sei  denn,  daß  dieser  sich  darüber  auswies,  daß  er 
ihn  nur  in  Erfüllung  einer  Rechtspflicht,  oder  dem  Zwange  eines 
Königs  oder  sonstigen   übermächtigen  Herrn  weichend,   oder  im 


L)  Ömagab.  31/294- 
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guten  Glauben,  daß  er  auf  Island  Vermögen  besitze,  dahin  gebracht 
habe ; x)  außerdem  wird  auch  noch  die  Entschuldigung  angenommen, 
daß  der  Erbe  des  ömagi  mit  genügenden  Mitteln  zu  dessen  Unter- 
halt zuvor  mit  einem  anderen  Schiffe  nach  Island  abgegangen  sei, 
und  daß  nur  um  seinetwillen  dieser  ebendahin  gebracht  werden 
wollte.2)  Man  sieht,  hier  wie  dort  handelt  es  sich  um  eine  sozu- 
sagen strafweise  Alimentationspflicht,  welche  man  sich  durch  eine 
eigene  Verschuldung  zuzieht ;  hinter  dieser  Alimentationspflicht  steht 
aber  für  die  Fälle,  in  welchen  dieselbe  nicht  geltend  gemacht 
werden  kann,  nicht  etwa  die  Alimentationspflicht  des  hreppr,  sondern 
die  des  Landesviertels,  in  welchem  das  betreffende  Schiff  angelaufen 
war,  ganz  wie  solche  Leute,  welche  auf  Island  verarmen,  ohne  da- 
selbst alimentationspflichtige  und  -fähige  Verwandte  zu  haben,  gleich- 
falls dem  Landesviertel  zum  Unterhalte  zugewiesen  werden,  innerhalb 
dessen  sie  verarmen,3)  falls  dieselben  anders  Ausländer  sind,  welche 
Voraussetzung  die  eine  der  beiden  einschlägigen  Stellen  ausdrücklich 
ausspricht,  die  andere  aber  offenbar  stillschweigend  gemacht  haben 
will.  In  ähnlicher  Weise  fallen  auch  diejenigen  ömagar,  welche  von 
einem  zur  Acht  oder  Landesverweisung  verurteilten  Manne  alimen- 
tiert worden  waren,  der  ]jingsökn  oder  dem  landsfjöröüngr  anheim, 
je  nachdem  die  Verurteilung  am  vär]nnge  oder  aljnnge  erfolgt  war;4) 
doch  soll  diese  Regel  nur  für  den  Fall  gelten,  da  die  Alimentations- 
pflicht des  Verurteilten  auf  dessen  Eigenschaft  als  eines,  sei  es  nun 
geborenen  oder  vertragsweisen,  Erben  des  ömagi  beruhte,  und  soll 
die  Alimentationspflicht  des  Dingbezirkes  oder  Landesviertels  über- 
dies mit  der  Volljährigkeit  des  ömagi  endigen,  als  von  welchem 
Zeitpunkte  an  die  Verwandtschaft  wieder  in  die  Verpflichtung  ein- 
tritt. Doch  hat  der  Verurteilte,  wenn  er  nach  Ablauf  seiner  Ver- 
bannungszeit wieder  in  die  Heimat  zurückkehrt,5)  oder  welchem  im 
Gnadenwege  die  Heimkehr  verstattet  wird,  6)  seine  früheren  ömagar 
sofort  selber  wieder  zu  übernehmen.  Es  kann  nicht  schwer  halten, 
den  Grund  aufzufinden,  auf  welchem  die  dem  Dingverbande  oder 
Landesviertel  übertragene  Alimentationspflicht  beruht.  Soweit  es 
sich  dabei  um  die  Kinder  von  Verurteilten  handelt,  ist  offenbar  der 

l)  Konüngsbök,  139/20-21;  Ömagab.  19/272 — 73. 
a)  Ömagab.  20/275. 

3)  Konüngsbök,  138/20;  Ömagab.  18/272,  dann  28/286 — 87. 

4)  Konüngsbök,  50/86—87;  51/87—88;  54/92;  62/113,  115  und  1 1 6 ;  ferner 
142/23  und  Ömagab.  22/277  und  ebenda,  3/237;  endlich  Sturlünga,  I,  7/10. 

5j  Konüngsbök,  34/91.  6)  Ömagab.  30/290. 
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Gesichtspunkt  entscheidend,  daß  infolge  der  Verurteilung  das  Ver- 
mögen des  Verurteilten  eingezogen  wurde.  Ks  galt  der  Satz,  daß 
beim  Tode  des  nächsten  Erben  eines  ömagi,  welcher  diesen  kraft 
seiner  Erbenqualität  alimentiert  hatte,  die  Alimentationspflicht  der 
Erbschaft  folgen,  also  mit  dieser  auf  denjenigen  übergehen  solle, 
welcher  den  Nachlaß  nehme;1)  es  ist  nur  eine  Konsequenz  dieses 
Satzes,  daß  infolge  einer  strafweisen  Vermögenskonfiskation  derjenige 
Verband,  von  dessen  Gericht  dieselbe  verhängt  worden  war  und  an 
welchen  auch  der  Teil  des  konfiszierten  Gutes  fiel,  der  nicht  an 
Privatberechtigte  kam,  auch  die  Alimentation  der  betreffenden  Armen 
übernehmen  mußte.  Daß  aber  diese  Alimentationspflicht  unmündigen 
ömagar  gegenüber  nur  bis  zu  dem  Zeitpunkte  reicht,  in  welchem 
diese  volljährig  werden,  ist  ebenfalls  nur  eine  Konsequenz  einer  ganz 
allgemein  geltenden  Regel,  soferne  jede  Zuweisung  eines  minder- 
jährigen ömagi  nur  bis  zu  jenem  Zeitpunkte  gilt,  von  diesem  ab 
aber  die  Zuführung  an  denjenigen  wieder  gestattet  ist,  der  in  jenem 
Zeitpunkte  als  der  nächstberufene  Pflichtige  sich  darstellt. 2)  Beide 
Bestimmungen  dürften  damit  zusammenhängen,  daß  die  Verpflich- 
tung des  nächsten  Erben  überhaupt  in  einem  ganz  anderen  Lichte 
erschien  als  die  aller  anderen  Verwandten,  soferne  sie  stets  als  die 
primäre  und  durchschlagende  betrachtet  wird,  welcher  gegenüber 
diese  letztere  nur  eine  vorübergehende  Ausnahme  bildet;  sagt  man 
doch  auch  von  dem  entfernteren  Verwandten,  welcher  wegen  Mittel- 
losigkeit des  nächsten  Erben  die  Alimentation  übernimmt,  daß  er 
„annars  manns  ömaga"  alimentiere. s)  Wahrscheinlich  hing  diese 
ganze  Anschauung  ursprünglich  mit  jener  strengen  Durchführung 
des  Prinzipes  der  tutela  usufruetuaria  zusammen,  deren  oben  bereits 
im  Vorbeigehen  zu  gedenken  war;  aber  auch  hier  vermeide  ich 
wieder  auf  diesen  Punkt  näher  einzugehen,  da  er  in  allzu  dunkle 
Zeiten  zurückzugehen  nötigen  würde.  Ganz  anders  muß  aber  selbst- 
verständlich die  Alimentationspflicht  erklärt  werden,  welche  dem 
Landesviertel  fremden  Angehörigen  gegenüber  oblag,  die  ins  Inland 
gebracht  worden  waren,  ohne  doch  hier  Verwandte  zu  haben  und 
ohne  daß  man  den  Schiffsherrn  für  sie  haftbar  machen  konnte,  der 
sie  gebracht  hatte,  dann  auch  Ausländern  gegenüber,  welche  erst 
während  ihres  Aufenthaltes  auf  Island  verarmten.    Hier  fällt  jede 

v)  Konüngsbök,  129/9 — 10;  Ömagab.  7/249. 

2)  Konüngsbök,  128/7  und  129/8;  Ömagab.  5/243  und  7/246 — 47. 
3J  Konüngsbök,  129/10;  Ömagab.  7/250;  vgl.  Konüngsbök,  143/27 — 28; 
Ömagab.  26/283  uncl  ebenda,  25/280 — 81. 
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Möglichkeit  einer  rationellen  Erklärung  weg.  Das  zwar  begreift  sich 
leicht,  warum  man  in  solchen  Fällen  den  hreppr  nicht  in  Anspruch 
nahm,  da  ja  ihm  gegenüber  jeder  Anhaltspunkt  für  eine  Haftung 
fehlte;  um  so  schwerer  ist  aber  einzusehen,  warum  man  die  Haftung 
nicht  dem  ganzen  Lande  auferlegte,  wie  dies  nach  einer  gleich  zu 
erörternden  Stelle  den  eigenen  Landeskindern  gegenüber  geschah, 
die  man  einem  einzelnen  hreppr  nicht  zu  überbürden  vermochte. 
Vielleicht  ist  übrigens  die  Lösung  des  Rätsels  in  rein  finanziellen 
Rücksichten  zu  suchen.  Es  mochte  vielleicht  das  Landesviertel, 
welches  aus  dem  sektarfe  u.  dgl.  bedeutende  Einkünfte  zog,  leichter 
imstande  sein,  die  Kosten  einer  geordneten  Alimentation  zu  tragen 
als  das  gesamte  Land,  dem  in  seinem  lögrettufe  u.  dgl.  zu  solchem 
Behufe  nur  ungenügendere  Mittel  zu  Gebote  standen,  und  mochte 
darum,  als  man  sich  veranlaßt  sah,  für  die  eventuelle  Alimentation 
ausländischer  Armer  überhaupt  Fürsorge  zu  treffen,  sich  empfehlen, 
diese,  wenn  auch  mit  Verletzung  der  juristischen  Konsequenz,  lieber 
dem  reicheren  Viertel  als  dem  ärmeren  Lande  zuzumuten.  —  Auf 
dem  hreppr  bleibt  dagegen  die  Alimentation  aller  Inländer  liegen, 
zu  deren  Unterhalt  keine  Privatperson  verpflichtet  und  befähigt  ist, 
und  zwar  auf  demjenigen  hreppr,  innerhalb  dessen  der  nächste  Erbe 
des  ömagi  sein  Domizil  hat,  falls  dieser  anders  mit  letzterem  inner- 
halb des  dritten  gleichen  Grades  einschließlich  verwandt  und  zu- 
gleich imstande  ist,  von  seinem  eigenen  Vermögen  oder  Arbeits- 
verdienste zu  leben ; 1)  eine  andere  Stelle  verweist  solche  Leute  an 
den  hreppr,  innerhalb  dessen  sie  einen  Verwandten  des  dritten 
gleichen  Grades  zum  mindesten  haben,  ohne  dabei  der  Erbenqualität 
des  letzteren  zu  gedenken  ; 2)  indessen  ist  doch  wohl  auch  hier  diese 
Voraussetzung  hinzuzudenken.  Haben  aber  solche  ömagar  überhaupt 
keinen  in  dieser  Weise  qualifizierten  Verwandten,  so  sollen  sie  dem 
ganzen  Lande  anheimfallen.  Es  begreift  sich  leicht,  warum  zunächst 
auf  den  hreppr  zurückgegriffen  wurde,  in  welchem  der  Erbe  des 
ömagi  wohnte,  da  dieser  ja  verpflichtet  war,  jeden  Uberschuß  aus 
dem  Ertrage  seines  Vermögens  oder  seiner  Handarbeit  zu  dessen 
Unterhalt  beizusteuern ;  um  so  schwerer  ist  aber  zu  erklären,  warum 
dabei  nur  auf  denjenigen  Erben  reflektiert  werden  soll,  der  innerhalb 
des  dritten  gleichen  Grades  mit  dem.  ömagi  verwandt  ist,  während 


x)  Ömagab.  30/292 — 93;  AM.  315.  fol.,  B.,  6/229;  ferner  Konüngsbök, 
143/26;  Ömagab.  27/284. 

2)  Konüngsbök,  235/178;  Kaupab.  45/454. 
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doch  die  Alimentationspflicht  bis  zum  fünften  gleichen  Grade  reicht. 
Mag  sein,  daß  es  sich  dabei  um  eine  spätere  Ermäßigung  einer 
ursprünglich  weiter  reichenden  Verpflichtung  handelt;  wenigstens 
ist  von  den  beiden  hier  maßgebenden  Stellen  die  eine  in  der  Staöar- 
hölsbök,  was  freilich  aus  der  Ausgabe  nicht  ersichtlich  ist,  ausdrücklich 
als  nymaeli  bezeichnet,  die  andere  aber  in  der  Konüngsbök  noch 
nicht  enthalten. 

Übrigens  beschränkt  sich  die  Aufgabe  des  hreppr  keineswegs 
darauf,  diejenigen  ömagar,  welche  ihm  in  Ermangelung  von  Privat- 
verpflichteten, sei  es  nun  provisorisch  oder  definitiv,  zur  Alimen- 
tation überwiesen  werden,  also  die  hreppsömagar, J)  wie  sie  gegen- 
über den  fjöröüngsömagar  2)  genannt  werden,  auch  wirklich  zu  ver- 
pflegen; er  hat  vielmehr  außerdem  auch  noch  diejenigen  Privatleute 
seines  Bezirkes,  welche  entweder  die  von  ihnen  zu  alimentierenden 
ömagar  kaum  noch  zu  erhalten  vermögen,  oder  auch  sich  selbst 
nicht  recht  fortzubringen  imstande  sind,  ohne  doch  noch  der  Armen- 
pflege zur  Last  zu  fallen,  soweit  möglich  durch  seinerseits  gewährte 
Beihilfen  zu  unterstützen.  Neben  die  bisher  allein  ins  Auge  ge- 
faßte vollständige  Alimentationspflicht  des  hreppr  stellt  sich  somit 
noch  eine  bloß  teilweise ;  von  ihr  wird  indessen  besser  im  Zusammen- 
hange mit  den  Mitteln  gesprochen,  welche  dem  hreppr  behufs  der 
Erfüllung  seiner  Obliegenheiten  zu  Gebote  stehen,  und  zu  ihrer  Be- 
trachtung ist  denn  auch  sofort  überzugehen. 

Schon  dem  Privatmanne,  welcher  zur  Alimentation  eines  ömagi 
verpflichtet  war,  stand  ein  doppelter  Weg  zur  Erfüllung  seiner  Ver- 
bindlichkeit offen,  soferne  er  entweder  den  Hilfsbedürftigen  zu  sich 
auf  seinen  Hof  nehmen  und  hier  selber  verpflegen,  oder  aber  dessen 
Verpflegung  gegen  Entgelt  einem  anderen  übertragen  konnte  (selja 
til.framfcerslu);  letzteres  ein  Ausweg,  der  nur  insoferne  einiger- 
maßen beschränkt  war,  als  man  nicht  leichtlich  seine  Angehörigen 
zur  Verpflegung  ins  Ausland  verdingen  sollte.  In  ähnlicher  Weise 
konnte  nun  denkbarer  Weise  auch  von  den  öffentlichen  Verbänden 
ge wirtschaftet  werden,  indem  ja  aus  gemeinsamen  Mitteln  derselben 
Anstalten  zur  Verpflegung  der  Hilfsbedürftigen  hergestellt,  oder  doch 
die  Zahlungen  geleistet  werden  konnten,  gegen  welche  von  Privaten 
die  Alimentation  derselben  übernommen  wurde ;  hier  war  aber  über- 


*)  Ömagab.  8/257,  wo  freilich  die  Konüngsbök,  130/12  eine  andere 
Lesart  hat. 

2)  Konüngsbök,  234/172;  Kaupab.  40/445. 
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dies  auch  noch  in  anderer  Weise  vorzugehen  möglich,  z.  B.  so,  daß 
die  einzelnen  Angehörigen  der  betreffenden  Verbindung  reihenweise 
die  Alimentationspflicht  zu  übernehmen  hatten.  Die  Rechtsbücher 
gewähren  aber  folgende  positive  Bestimmungen.  Bezüglich  der- 
jenigen ömagar,  welche  das  ganze  Land  zu  unterhalten  hat,  wird 
gesagt,  daß  ihnen  „för  um  allt  land",  die  Fahrt  über  das  ganze  Land, 
zustehe;1)  eine  andere  Stelle  führt  diesen  Satz  aber  noch  näher 
dahin  aus,  daß  solche  Leute  von  jedem  Bauern,  dessen  Hof  sie  be- 
rühren, einmal  des  Tages,  nämlich  abends  (nättveröarelöi)  zu  speisen 
seien,  und  nur  an  den  Feiertagen  allenfalls  zweimal,  nämlich  auch 
morgens  (at  dagveröi).2)  Der  Unterhalt  soll  dabei  derartigen  Leuten 
in  derselben  Weise  gereicht  werden,  wie  dies  bezüglich  der  hrepps- 
ömagar  im  betreffenden  hreppr  ausgemacht  ist;  an  Leute  aber,  die 
gesetzlich  nicht  zum  Halten  der  Fasten  verpflichtet  sind,  also  an 
Leute,  die  noch  nicht  12  oder  schon  über  70  Jahre  alt  sind,  an 
Kranke,  dann  an  Weiber,  die  entweder  in  der  Hoffnung  sind  oder 
ein  Kind  nähren, 3)  darf  zweimal  am  Tage  Nahrung  gegeben,  und 
Leuten,  die  schlimmer  Witterung  halber  nicht  reisen  können,  auch 
auf  mehr  als  einen  Tag  Aufnahme  gewährt  werden.  Einer  anderen 
Art  der  Alimentation  geschieht  bezüglich  dieser  Klasse  von  ömagar 
keine  Erwähnung,  und  doch  läßt  sich  nicht  bezweifeln,  daß  ein 
ständiges  Herumreisen  im  Lande  bei  gar  manchen  von  ihnen  wegen 
Jugend,  Alter  oder  Krankheit  kaum  tunlich  erscheinen  mußte,  zumal 
da  für  Transportmittel  zu  deren  Behuf  nirgends  gesorgt  gewesen  zu 
sein  scheint;  indessen  mag  ja  sein,  daß  man  für  reiseunfähige  ömagar 
aus  gemeinen  Mitteln  des  Landes  anderweitig  sorgte  und  daß  nur 
dieses  Umstandes  zufällig  in  unseren  Quellen  nicht  gedacht  wird. 
Bezüglich  der  fjöröüngsömagar  sodann  ist  ebenfalls  wieder  von 
einer  „för"  die  Rede,  nur  daß  diese  bei  ihnen  sich  auf  das  betreffende 
Landesviertel  beschränkt ; 4)  doch  bleibt  den  Angehörigen  des  Viertels 
unbenommen,  diesen  zu  Zwecken  der  Armenpflege  in  kleinere  Be- 
zirke zu  zerlegen,  welchenfalls  dann  die  Rundfahrt  der  ömagar  je 
nach  der  getroffenen  Abrede  auch  wohl  auf  einen  Teil  des  Viertels 


1)  Ö  mag  ah.  30/293;  AM.  315,  fol.  B.,  6/229—30. 

2)  Konüngsbök,  235/178;  Kaupab.  45/454. 

3)  Konüngsbök,  16/35;  KrR.  33/134;  vgl.  Belgsdalsbök,  67/251 — 2,  wo 
aber  statt  12  Jahren  bereits  16  stehen. 

4)  Konüngsbök,  50/86—87;  ferner  142/23  und  Ömagab.  22/277;  dann 
ebenda,  3/237. 
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beschränkt  werden  kann.1)  Bezüglich  der  omagar  endlich,  welche 
von  einer  einzelnen  Jungsokn  zu  erhalten  sind,  wird  auch 
wieder  von  einer  „för"  gesprochen ; 2)  aber  diese  bezieht  sich  hier 
nur  auf  die  betreffende  Inngsokn,  und  nur  in  dem  Falle,  da  etwa 
zwei  Dingbezirke  an  einer  und  derselben  Dingstatte  ihr  Ding  halten, 
soll  die  auf  einer  hier  erkannten  Verurteilung  beruhende  Rundfahrt 
sich  auf  beide  Dingverbände  beziehen.  Neben  dieser  „för",  von 
welcher  auch  sonst  hin  und  wieder  die  Rede  ist,  ohne  daß  aus- 
drücklich der  Bezirk  genannt  ist,  auf  welchen  sie  sich  beziehen  soll,3} 
wird  nun  aber  noch  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  Angehörigen 
eines  Dingbezirkes  dasjenige  Gut,  welches  ihnen  aus  dem  Vermögen 
eines  Geächteten  oder  Landesverwiesenen  zufällt,  zunächst  dazu  ver- 
wenden sollen,  dessen  bisherigen  ömagar  einen  Platz  zu  verschaffen, 
an  welchem  sie  ihre  ständige  Verpflegung  erhalten  sollen;  daß  sie 
dasselbe  ferner,  wenn  der  Verurteilte  etwa  keine  ömagar  zu  ver- 
pflegen hatte,  zum  Besten  anderer  ömagar  verwenden  sollen,  welche 
in  demselben  Dingbezirke  die  .,för"  haben.4)  Es  ist  klar,  daß  die- 
selbe Bestimmung  auch  bezüglich  der  Landesviertel  und  ihrer  Armen 
gegolten  haben  muß;  hier  wie  dort  galt  demnach  die  Rundfahrt  der 
Armen  nur  als  ein  eventueller  Behelf  für  solche  Fälle,  da  die  ver- 
fügbaren Mittel  des  Bezirkes  nicht  erlaubten,  jene  wünschenswertere 
und  geordnetere  Versorgung  den  Armen  zuteil  werden  zu  lassen. 
Ungleich  komplizierter  noch  stellen  sich  aber  die  Bestimmungen  be- 
züglich der  hreppar.  Bezüglich  ihrer  wird  von  einem  manneldi, 
von  einer  ömagatmnd,  endlich  von  matgjafir  gesprochen,  und  gilt 
es  demnach,  die  Bedeutung  und  Verwendungsweise  dieser  verschie- 
denen Hilfsmittel  der  Armenpflege  festzustellen.  Am  leichtesten  ge- 
lingt dies  hinsichtlich  der  Jiurfamannatfund,  d.  h.  des  Armen- 
zehnts.  Es  wurde  bei  anderer  Gelegenheit  bereits  bemerkt,  daß  von 
allem  Ertragszehnt  (lögtiund)  der  Regel  nach  ein  Viertel  an  die 
Armen  fallen  sollte,  und  daß  überdies  ganz  kleine  Zehntbeträge,  d.  h. 
alle  die,  welche  im  ganzen  weniger  als  eine  Unze  betrugen,  sogar 
ungeteilt  an  diese  gehen  sollten;5)  von  hier  aus  erklärt  sich  die 
Bezeichnung  skiptfngartiund, G)  skiptitiund, 7)  für  jene  größeren  Be- 

*)  Konüngsbök,  50/87. 

2)  ebenda,  50/87;  62/115  und  116. 

3)  ebenda,  51/88;  54/92;  62/113;  dem  Zusammenhange  nach  beziehen  sich 
die  beiden  ersteren  Stellen  auf  den  fjörÖüngr,  die  dritte  aber  auf  die  pmgsökn. 

4j  ebenda,  49/86;  62/115.  5)  ebenda,  256/208. 

°)  ebenda,  259/214.  7)  Laurentius  bps.  s.,  35/834. 
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träge.  Es  wird  aber  der  von  jedem  einzelnen  Bauern  zu  entrichtende 
Zehntbetrag  zunächst  im  ganzen  festgestellt,  und  zwar  primär  auf 
Grund  der  eidlich  abgegebenen  Fassion  des  Zehntpflichtigen  selbst, 
eventuell  auf  Grund  einer  von  dem  hreppr  vorgenommenen  Taxie- 
rung, wenn  nämlich  jene  Selbstfassion  sich  als  beträchtlich  unter- 
schätzt erwies.  Weiterhin  erfolgt  dann  die  Zerlegung  des  Gesamt- 
zehnts  in  Viertel,  und  die  Verteilung  der  einzelnen  für  die  Armen- 
pflege bestimmten  Beträge  an  die  einzelnen  Personen,  denen  dieselben 
zugute  kommen  sollten,  und  zwar  ist  es  der  hreppr,  welchem  diese 
Verteilung  oblag.  Im  Herbst,  oder  doch  längstens  im  folgenden 
Frühjahr  ist  sodann  der  Zehnt  zu  entrichten,  und  zwar  unmittelbar 
von  jedem  einzelnen  Zehntpflichtigen  an  diejenige  Person,  welche 
ihm  als  Empfänger  des  von  ihm  zu  leistenden  Betrages  zugewiesen 
worden  war.  Der  Armenzehnt  war  hiernach  unzweifelhaft  eine  sehr 
ausgiebige  Hilfsquelle  für  die  Armenpflege;  aber  derselbe  wird  nicht 
an  die  ömagar,  d.  h.  die  völlig  Verarmten  gegeben,  sondern  an  die 
])urfamenn,  d.  h.  bedürftige  Personen,  welche  zwar  noch  niemanden 
zur  Verpflegung  überwiesen  sind,  vielmehr  allenfalls  sogar  selber 
noch  andere  zu  verpflegen  haben,  aber  zu  solcher  ömagabjörg,  d.  h. 
zur  Unterhaltung  ihrer  selber  und  der  von  ihnen  zu  ernährenden 
Armen  eines  Zuschusses  bedürfen,  und  je  nach  dem  Grade  ihrer 
Dürftigkeit  hat  man  denselben  unter  sie  zu  verteilen.  *)  Alle  die- 
jenigen Gemeindeangehörigen  haben  Anspruch  auf  einen  Anteil  am 
Armenzehnt,  welche  nicht  selbst  mit  Rücksicht  auf  ihre  Vermögens- 
verhältnisse zu  dessen  Entrichtung  verpflichtet  sind ;  2)  über  die  Grenze 
des  hreppr  hinaus  darf  aber  nichts  von  demselben  gegeben  werden, 
es  wäre  denn,  daß  die  Gemeindeversammlung  dies  beschlösse,  weil 
außerhalb  des  hreppr  ein  größeres  Bedürfnis  nach  solcher  Unter- 
stützung vorliegt.3)  Schwerer  ist  es  bereits,  mit  den  matgjafir, 
d.  h.  Speisegaben,  ins  Reine  zu  kommen,  da  sich  unter  diesem 
Namen  sehr  verschiedene  Gaben  zu  bergen  scheinen.  Einmal  näm- 
lich wird  bestimmt, 4)  daß  an  drei  bestimmten  Tagen  im  Jahr  ein 
24 stündiges  Fasten  in  der  Art  gehalten  werden  soll,  daß  jeder  Haus- 
vater die  Speise,  welche  er  für  sich  und  seine  Hausgenossen,  soweit 
diese  die  Fasten  zu  halten  verpflichtet  waren,  hätte  aufwenden 
müssen,  zu  Zwecken  der  Armenpflege  zu  verwenden  hat;  diese 

x)  Konüngsbök,  256/208;  Kr R.  38/148. 

2)  Konüngsbök,  255/206;  Kr R.  36/142. 

3)  Konüngsbök,  256/208;  Kr R.  38/148. 

4)  Konüngsbök,  .13/31 ;  KrR.  22/108. 
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Speise  muß  aus  etwas  Besserem  bestehen  als  aus  Fischen,  brauchte 
aber  ursprünglich,  wie  es  scheint,  nur  für  diejenigen  Hausgenossen 
gegeben  zu  werden,  welche  der  Bauer  das  ganze  Jahr  über  auf  seinem 
Hofe  hielt;  erst  B.  Arni  fügte  den  drei  Tagen  noch  einen  vierten 
bei  und  ließ  überdies  die  Speise  für. alle  die  Leute  fordern,  die  an 
dem  betreffenden  Fasttage  auf  dem  Hofe  waren;1)  letzteres  eine 
Bestimmung,  welche  von  Anfang  an  auf  heftigen  Widerstand  stieß, 2) 
und  welche  von  B.  Gyrör  im  Jahre  1354  auf  Grund  der  Beschlüsse 
einer  Diözesansynode  wieder  beseitigt  wurde.  3)  Auch  diese  Speise 
wird  übrigens  wieder  an  dieselben  Leute  gegeben  wie  die  [mrfa- 
mannatiund,  nämlich  an  solche  Angehörige  des  hreppr,  welche  kein 
Jnngfararkaup  und  somit  auch  keinen  Zehnt  zahlen,  und  werden 
auch  sie  auf  der  Gemeindeversammlung  im  Herbste  verteilt,  d.  h. 
es  werden  von  der  Gemeinde  jedem  einzelnen  Leistungspflichtigen 
diejenigen  Empfangsberechtigten  zugewiesen,  an  welche  er  dann 
seinerzeit  seine  Beiträge  direkt  abzuliefern  hat.  An  diese  Leistung, 
welche  übrigens  im  norwegischen  Rechte  nicht  ohne  Parallele  ist,  4) 
reihen  sich  ein  paar  andere,  ähnliche  an.  Eigentlich  sollte  man  nur 
das  Fleisch  solcher  Tiere  genießen,  die  von  Menschenhand  geschlachtet 
wurden;  doch  wird  gestattet,  daß  auch  das  Fleisch  von  Tieren  ver- 
zehrt werde,  welche  eines  anderen  gewaltsamen  Todes  sterben,  mögen 
sie  nun  ertrinken,  oder  durch  Bergstürze  oder  Schneestürme  zugrunde 
gegangen  sein  usw.,  nur  daß  man  von  solchem  Fleische  den  fünften 
Teil  den  Armen  zugute  kommen  lassen  muß.  Dieselbe  Bestimmung 
gilt  auch  für  das  Fleisch  von  Kälbern,  welche  man  verbotwidrig  vor 
dem  vierten  Tage  nach  ihrer  Geburt  geschlachtet  hat ;  hier  wie  dort 
aber  fällt  die  Abgabe  wieder  an  diejenigen  Gemeindeangehörigen, 
welche  kein  J)ingfararkaup  entrichten.5)  Wiederum  wird  gesagt,  daß 
man  vom  Ertrage  der  Jagd  und  Fischerei,  welche  an  einem  Sonn- 
oder Feiertage  betrieben  wurde,  den  fünften  Teil  an  die  Armen 
geben  solle,  nämlich  an  diejenigen  Gemeindeangehörigen,  welche  kein 
Jnngfararkaup  entrichten;6)  dies  freilich  eine  Bestimmung,  welche  später 
wegfiel,  da  der  Fang  an  solchen  Tagen  schlechthin  verboten  wurde.7) 


x)  Arna  bps.  Kr R.,  13/76—80.  2)  Ärna  bps.  s.,  17/701  und  20/706. 

3)  Finnr  Jönsson,  Hist.  eccles.  II,  S.  III. 

4)  vgl.  FrhL.  II,  32—33;  Jöns  KrR.  39. 

B)  Konüngsbök,  16/34;  KrR.  32/132—34. 

6)  Konüngsbök,  8/25 — 26;  KrR.  17/85,  Anm.  mm. 

'')  Konüngsbök,  268/218;  KrR.  17/84,  Anm.  hh  und  49/172.  Vgl.  meine 
Abhandlung  über  die  Grägäs,  S.  77 — 78. 
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Dieselbe  Bestimmung  wird  noch  insbesondere  in  Bezug  auf  den 
Vogelfang  wiederholt ; 2)  ebenso  wird  sie  auch  auf  Treibholz  er- 
streckt, das  man  am  Sonntage  findet  und  zu  bergen  sich  erlaubt. 2) 
Endlich  mag  auch  noch  die  andere  Vorschrift  sich  hier  anreihen, 3) 
nach  welcher  derjenige,  welcher  um  sein  Schiff  und  seine  Waren  zu 
retten  am  Sonntage  arbeitet,  dafür  je  eine  Elle  vaömäl  oder  einen 
entsprechenden  Wert  an  Wolle  denjenigen  Leuten  geben  soll,  welche 
kein  fungfararkaup  entrichten.  Allerdings  wird  in  allen  diesen  Fällen 
von  matgjafir  nicht  gesprochen,  und  in  den  beiden  letztgenannten 
Fällen  läßt  sich  sogar  das  Objekt  der  Leistung  nicht  unter  den  Be- 
griff einer  Speisegabe  bringen;  allerdings  läßt  sich  ferner  auf  alle 
diese  Leistungen,  als  auf  unständige,  der  Satz  nicht  anwenden,  daß 
die  matgjafir  von  der  Gemeinde  alljährlich  im  Herbste  verteilt  werden 
sollen.4)  Aber  doch  sind  wenigstens  die  Bezugsberechtigten  dieselben 
wie  bei  den  matgjafir,  und  da  überdies  wenigstens  bei  den  meisten 
und  wichtigsten  hier  einschlägigen  Fällen  auch  das  Objekt  der  Lei- 
stung in  Eßwaren  besteht,  so  mögen  die  betreffenden  Bestimmungen 
immerhin  hier  ihren  Platz  finden.  Es  hat  aber  die  Jmrfamannatiund 
samt  den  matgjafir  und  allen  an  sie  sich  anschließenden  Leistungen 
das  gemein,  daß  beide  nicht  zur  Bestreitung  der  Alimentation  der- 
jenigen ömagar  verwendet  werden,  deren  Verpflegung  der  Gemeinde 
selber  obliegt,  sondern  nur  zur  Unterstützung  dürftiger  Personen, 
welche  im  wesentlichen  sich  noch  selbst  oder  auch  wohl  gar  noch 
andere  ömagar  zu  erhalten  hatten.  Es  gewähren  demnach  alle  diese 
Leistungen  nur  eine  Beisteuer  für  die  den  Privaten  obliegende  Ali- 
mentationspflicht, und  haben  für  die  dem  hreppr  selbst  obliegende 
Armenpflege  nur  einen  sekundären  Wert,  soferne  sie  die  Zahl  der 
ihm  zuwachsenden  ömagar  indirekt  vermindern.  Sie  stehen  insoweit 
ganz  auf  einer  Linie  mit  so  manchen  anderen,  der  Privatarmenpflege 
verwilligten  Vergünstigungen,  wie  z.  B.  dem  Satze,  daß  Leute,  die 
mit  ömagar  überbürdet  sind,  in  gewissem  Umfange  mit  Verletzung 
der  Feiertagsordnung  fischen  dürfen ,  5)  oder  daß  Dienstboten ,  die 
über  ihre  Kräfte  hinaus  mit  ömagar  beschwert  sind,  einen  höheren 
Lohn  als  den  sonst  gestatteten  sich  ausbedingen  mögen,6)  oder  daß 

x)  Konüngsbök,  14/32;  KrR.  23/112. 

2)  Konüngsbök,  8/25;  KrR.  17/84. 

3)  Konüngsbök,  8/25;  KrR.  17/84. 

4)  vgl.  hierüber  noch  Konüngsb  ök  ,  234/171  —  74;  K  au p  ab.  39 — 40/443 — 48. 

5)  KrR.  17/90. 

6)  Konüngsbök,.  78/129;  Kau  p  ab.  54/466. 
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alle  Zuwendungen,  welche  man  an  Leute  macht,  die  kein  ßfrigfarar- 
kaup  zu  zahlen  haben  und  alles  ihr  Vermögen  und  ihren  Arbeits- 
verdienst zur  Erhaltung  ihrer  ömagar  brauchen,  als  Seelgaben  fsälu- 
gjafir)  gelten  und  an  den  Privilegien  der  Seelgaben  Anteil  haben 
sollen. J)  Sie  stehen  ferner  auf  gleicher  Linie  mit  so  manchen  Zu- 
wendungen und  Leistungen,  welche,  von  Privaten  ausgehend,  eben- 
falls der  eventuellen  Alimentationspflicht  der  hreppar  einen  Teil 
ihres  Umfanges  abnehmen,  wie  etwa,  wenn  jemand  einen  Armen, 
welchen  zu  alimentieren  er  nicht  verpflichtet  wäre,  „fyrir  guös  sakir" 
verpflegt,2)  oder  wenn  jemand,  wovon  die  Urkunden  eine  Fülle  von 
Beispielen  bieten,  eine  Stiftung  macht  zur  Verpflegung  eines  oder 
mehrerer  Armen  (kristbü,  kristfe);  auf  gleicher  Linie  auch  mit  der 
Entrichtung  des  großen  Zehnts,  mochte  diese  nun  eine  gebotene 
oder  freiwillige  sein,  als  bei  welcher  die  gewöhnliche  Vierteilung 
eintrat,3)  und  demnach  ein  Viertel  wohl  auch  an  die  Armen  gegeben 
werden  mußte,  nur  daß  dabei  der  hreppr,  dessen  Angehörige  bezugs- 
berechtigt waren,  nicht  ein  für  allemal  bestimmt  war,  sondern  erst 
von  Fall  zu  Fall  von  dem  Leistenden  nach  Anleitung  des  Bischofs 
bestimmt  wurde. 

So  beruht  denn  in  der  Tat  die  Verpflegung  der  hreppsömagar, 
d.  h.  der  von  der  Gemeinde  allein  zu  alimentierenden  Armen, 
lediglich  auf  dem  manneldi,  d.  h.  der  Ernährung  der  Leute, 
wie  dies  in  der  Tat  der  Ausdruck  selbst  bereits  ausspricht.  In 
Bezug  auf  dieses  aber  werden  folgende  Rechtsgrundsätze  aufge- 
stellt. Verpflichtet  zur  Alimentation  der  hreppsömagar  sind  an  sich 
alle  Bauern  im  hreppr,  welche  das  Ju'ngfararkaup  zahlen.4)  Die  Ver- 
teilung der  einzelnen  von  der  Gemeinde  zu  erhaltenden  Leute  unter 
die  einzelnen  leistungspflichtigen  Bauern  liegt  dabei  den  Gemeinde- 
vorstehern ob  und  haben  dieselben  dabei  darauf  zu  achten,  daß  die 
Last  genau  im  Verhältnis  zum  schuldenfreien  Vermögen  jedes  ein- 
zelnen Bauern  verteilt  werde. 5)  Die  ihm  zugewiesenen  Armen  hat 
der  betreffende  Bauer  sofort  unweigerlich  zu  alimentieren,6)  und  zwar 
müssen  sie  dieselben  in  Kost  und  Kleidung  ganz  ebenso  halten  wie 
ihre  eigenen  Dienstboten,7)  es  sei  denn,  daß  dieserhalb  im  einzelnen 


1)  Konüngsbök,  127/246 — 47;  Arfa  b.,  n/202. 

2)  Konüngsbök,  121/230;  Arfa  b.,  18/224.  3)  Festa  p.,  55/379- 
4)  Konüngsbök,  235/178;  Kaupab.  45/454. 

5j  Konüngsbök,  234/172;  Kaupab.  39/444. 

6)  Konüngsbök,  234/172;  Kaupab.  39444, 

7)  Konüngsbök,  234/172  und  173;  Kaupab.  40/445  und  447. 
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hreppr  besondere  Bestimmungen  verabredet  seien. x)  Schon  diese 
Bestimmung  zeigt,  daß  es  sich  bei  dieser  Verteilung  der  Armen 
darum  handelt,  sie  zu  geregelter  und  einigermaßen  dauernder  Ver- 
pflegung den  einzelnen  Bauern  zuzuweisen;  deutlicher  noch  spricht 
aber  in  gleicher  Richtung  die  andere  Vorschrift,2)  daß  man  niemals 
bei  der  Verteilung  so  verfahren  soll,  daß  eine  Mannsperson  und  eine 
Weibsperson,  die  ihrem  Alter  nach  noch  Kinder  bekommen  könnte, 
gleichzeitig  auf  einen  Hof  überwiesen  werden.  Dergleichen  weist 
unbedingt  auf  eine  durchaus  geordnete  Verteilung  sowohl  als  auf 
eine  Verteilung  zu  bleibendem,  nicht  bloß  vorübergehendem  Auf- 
enthalte; wenn  demnach  gelegentlich  von  ömagar  die  Rede  ist,  „er 
})ar  eigo  at  fara  i  hrepp", 3)  so  darf  dabei  nicht  an  ein  regelloses 
Herumwandern  derselben  in  der  Gemeinde  gedacht  werden,  sondern 
nur  an  ein  geordnetes  Rundführen  derselben  von  einem  Bauern  zum 
andern,  wie  dies  nahezu  unvermeidlich  war,  wenn  überhaupt  an  einer 
gleichheitlichen  Verteilung  der  Alimentationslast  unter  die  sämtlichen 
Pflichtigen  festgehalten  werden  wollte,  und  wie  dies  auch  bei  der 
Privatarmenpflege  vorkam,  sowie  die  Alimentation  einer  Person 
mehrere  gleich  nahe  Berufene  traf.  Von  hier  aus  mag  nun  wohl 
die  Frage  aufgeworfen  werden,  was  denn  unter  der  „för"  zu  ver- 
stehen sei,  welche  anderen  ömagar  gegenüber  einer  ganzen  [img- 
sökn,  einem  Landesviertel  oder  selbst  dem  ganzen  Lande  gestattet 
wird.  Ich  möchte  nun,  mit  Michelsen,  aber  gegen  Dahlmann,4)  an- 
nehmen, daß  darunter  nicht  das  Recht  zu  verstehen  sei,  sich  durch 
den  betreffenden  Bezirk  oder  das  ganze  Land  durchzubetteln,  sondern 
eine  mehr  oder  minder  geordnete  Rundführung,  wie  etwa  in  Nor- 
wegen die  „fätcekra  manna  flutning"  als  Gemeindelast  erwähnt  wird.5) 
Ich  berufe  mich  dieserhalb  auf  die  Tatsache,  daß  auch  bezüglich  der 
fjöröüngsömagar, 6)  dann  der  vom  ganzen  Lande  zu  ernährenden 
ömagar 7)  ausdrücklich  vorgeschrieben  wird,  daß  dieselben  genau  ebenso 
verpflegt  werden  müssen,  wie  dies  bezüglich  der  hreppsömagar  an- 
geordnet sei ;  '  eine  Verpflichtung  ist  damit  den  Angehörigen  des 


45/454- 
40/447. 
40/447. 
Anm.  3. 

La  ndsleigub.  57. 
40/445- 

45/454;  vgl.  Ömagab.  30/293;  AM. 
315,  fol.  B,  6/229—30. 


x)  Konüngsbök,  335/178;  Kaupab. 

2)  Konüngsbök,  234/173;  Kaupab. 

3)  Konüngsbök,  234/173;  Kaupab. 

4)  Geschichte  von  Dänemark,  II,  S.  280, 

5)  FrpL.  Einleitung,  17;  Lands  1., 

6)  Konüngsbök,  234/172;  Kaupab. 

7)  Konüngsbök,  235/178;  Kaupab. 


§  1 6.    Die  Armenpflege  des  hreppr. 


487 


Dingverbandes,  Viertels  oder  Landes  dem  Armen  gegenüber  aufer- 
legt, welche  mit  der  Annahme  schlechthin  unvereinbar  ist,  daß 
diesem  eben  nur  die  Erlaubnis  erteilt  sei,  in  dem  betreffenden  Be- 
zirke den  Bettel  zu  betreiben,  und  in  der  Tat  wäre  denn  auch  die 
Ausstellung  von  förmlichen  Bettelbriefen  mit  dem  so  überaus  sorg- 
sam geregelten  Systeme  der  isländischen  Armenpflege  geradezu  un- 
vereinbar. Von  einer  förmlichen  Verteilung  der  Armen  unter  die 
einzelnen  Angehörigen  des  Landes,  Viertels,  Dingverbandes  ist  freilich 
nirgends  die  Rede,  und  eine  solche  mochte  auch  weder  möglich 
noch  nötig  erscheinen;  nicht  möglich,  weil  es  an  den  Organen  fehlte, 
durch  welche  sie  hätte  vorgenommen  werden  können,  und  nicht 
nötig,  weil  bei  der  verhältnismäßig  geringen  Zahl  solcher  ömagar, 
der  Größe  der  betreffenden  Bezirke  und  dem  eigenen  Interesse  der 
Armen  an  einer  guten  Verpflegung,  füglich  darauf  zu  rechnen  war, 
daß  diese  sich  nur  an  Bauern  halten  würden,  die  guten  Willen  und 
Vermögen  genug  hatten,  um  ihnen  gerne  Aufnahme  zu  verwilligen. 
Immerhin  war  aber  auch  so  noch  die  „för"  in  keiner  Weise  als  eine 
Bettelfahrt  anzusehen,  und  wenn  man  sie  dennoch  hin  und  wieder 
unter  diesen  Gesichtspunkt  bringen  zu  sollen  geglaubt  hat,  so  liegt 
der  Grund  hiervon  doch  wohl  nur  darin,  daß  die  Ausdrücke  för, 
fara,  förumaör  u.  dgl.  m.  anderwärts  wirklich  nachweisbar  oft  von 
Bettlern  und  deren  Herumstreifen  gebraucht  werden;  aber  dieser 
Grund  ist  denn  doch  in  keiner  Weise  stichhaltig.  För  bezeichnet 
eben  ganz  allgemein  jede  Fahrt,  gleichviel  ob  erlaubt  oder  uner- 
laubt, geregelt  oder  ungeregelt,  und  kann  somit  ebensogut  eine 
Reise  bezeichnen  als  die  geordnete  Rundfahrt  des  ömagi  bei  denen, 
die  ihn  zu  alimentieren  haben,  oder  wieder  das  ordnungswidrige 
Herumschweifen  eines  Vaganten;  wenn  also  das  Wort  an  manchen 
Stellen  zwar  allerdings  auf  das  Herumziehen  von  Bettlern  angewandt 
wird,  so  steht  doch  darum  nichts  im  Wege,  denselben  Ausdruck 
anderwärts  auch  für  das  erlaubte  Rundgehen  der  ordentlich  verteilten 
ömagar  zu  gebrauchen,  die  ja,  wenn  anders  mehrere  zu  ihrer  Ver- 
pflegung Verpflichtete  nebeneinander  stehen,  ebenfalls  der  Reihe 
nach  von  einem  zum  anderen  ziehen  müssen.1) 


x)  Fritzner,  s.  v.  för,  hat  diesen  mehrfachen  Gebrauch  des  Wortes  kurz  und 
präzis  unterschieden. 
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§  17.    Der  hreppr  als  Assekuranzgesellschaft. 

Mit  der  Armenpflege  betraut  und  durch  diese  schwer  genug 
belastet,  ist  die  Gemeinde  selbstverständlich  gar  sehr  dabei  inter- 
essiert, daß  der  Verarmung  ihrer  Angehörigen  soweit  nur  immer 
möglich  vorgebeugt,  und  daß  Auswärtigen,  welche  entweder  bereits 
verarmt,  oder  doch  dem  Verarmen  bereits  nahe  sind,  der  Zutritt  zu 
ihrem  Gebiete  verwehrt  werde.  Nach  der  ersteren  Seite  hin  macht 
sich  dieses  ihr  Interesse  zunächst  in  einer  Reihe  von  Maßregeln 
geltend,  durch  welche  dieselbe  bedürftigen  Angehörigen  aufzuhelfen 
und  sie  bei  ihren  häuslichen  Ehren  zu  erhalten  bestrebt  ist,  in  der 
Verwendung  zumal  der  Jmrfamannatiund  und  der  matgjafir  zur  Unter- 
stützung dürftiger  Gemeindeglieder,  die  doch  noch  auf  eigenen  Füßen 
stehen,  und  in  einer  Reihe  ähnlicher  Privilegien,  welche  derartigen 
Leuten  verwilligt  sind  und  deren  bereits  im  vorigen  Paragraphen 
gelegentlich  gedacht  wurde;  ganz  unter  denselben  Gesichtspunkt  ist 
aber  auch  die  Unterstützung  zu  stellen,  welche  die  Angehörigen 
eines  hreppr  einander  in  Fällen  gewisser  schwerer  Beschädigungen 
zu  gewähren  haben  und  welche  dem  hreppr  geradezu  den  Charakter 
einer  auf  dem  Prinzipe  der  Gegenseitigkeit  beruhenden  Versicherungs- 
gesellschaft aufprägen.  Es  sind  nur  zwei  Gefahren,  gegen  welche 
die  isländische  Gemeinde  ihre  Angehörigen  versichert,  Viehsterben 
nämlich  und  Brandschaden;  von  derjenigen  Assekuranz  also,  welche 
anderwärts  so  früh  und  so  bestimmend  hervortritt,  von  der  See- 
assekuranz nämlich,  ist  auf  Island  keine  Rede,  so  sehr  auch  die  Lage 
des  Landes  und  dessen  wirtschaftliche  Zustände  diese  nahezulegen 
scheinen ;  mag  sein,  daß  man  es  bedenklich  fand,  die  genossenschaft- 
liche Haftung  auf  ein  Gebiet  zu  erstrecken,  auf  welchem  die  indivi- 
duelle Tüchtigkeit  und  Anstrengung  in  so  hervorragender  Weise  auf 
die  Größe  der  Gefahr  bestimmend  einwirkt.  —  Es  sind  aber  zu- 
nächst die  Grundsätze ,  von  welchen  bezüglich  der  V  i  e  h  a  s  s  e  - 
kuranz  ausgegangen  wird ,  folgende.  Nur  auf  Hornvieh  bezieht 
sich  dieselbe,  also  weder  auf  Pferde  noch  auf  Schafe,  so  massenhaft 
auch  diese  wie  jene  auf  der  Insel  gehalten  wurden;  sie  trifft  ferner 
nur  in  dem  Falle  ein,  da  durch  eine  Seuche  mindestens  der  vierte 
Teil  des  Viehstandes  des  betreffenden  Besitzers  umgekommen  ist, 


J)  Kaupab.  48/458 — 59. 
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während  einen  geringeren  oder  auch  durch  anderweitige  Umstände 
veranlaßten  Schaden  stets  der  Besitzer  allein  zu  tragen  hat.  Liegt 
nun  ein  derartiger.  Fall  vor,  so  gilt  es  vor  allem,  die  Höhe  des  ein- 
getretenen Schadens  zu  erheben.  Der  Besitzer  hat  innerhalb  des 
nächsten  halben  Monates  von  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  in 
welchem  die  Seuche  ihr  Ende  erreicht,  seine  fünf  Nachbarn  zu- 
sammenzuberufen,  um  durch  sie  seinen  Schaden  abschätzen  zu  lassen. 
Er  hat  diesen  zunächst  selber  den  Schaden  anzusagen ,  den  er  er- 
litten hat  und  zur  Bestätigung  der  Wahrheit  seiner  Angabe  Haut 
und  Fleisch  der  gefallenen  Tiere  ihnen  vorzuweisen;  hierauf  schätzen 
die  Nachbarn  die  Größe  des  Schadens,  und  der  Beschädigte  selbst 
hat  sodann  noch  eidlich  zu  bestätigen,  daß  derselbe,  wenn  nicht 
größer,  so  doch  jedenfalls  auch  nicht  kleiner  gewesen  sei,  als  sie  ihn 
geschätzt  haben.  In  der  Gemeindeversammlung  muß  der  Beschädigte 
alsdann  anzeigen,  wie  hoch  der  Schaden  geschätzt  worden  sei,  der 
ihn  betroffen  hat,  und  daraufhin  haben  die  Bauern  der  Gemeinde 
sofort  ihrer  Ersatzpflicht  zu  genügen;  aber  dieser  Ersatzpflicht  sind 
nach  zwei  Seiten  hin  sehr  bestimmte  Grenzen  gezogen.  Einmal 
nämlich  ersetzt  die  Gemeinde  in  keinem  Falle  mehr  als  die  Hälfte 
des  erlittenen  Schadens,  und  es  ist  somit  vollkommen  ausreichend 
dafür  gesorgt,  daß  der  Eigentümer  nicht  im  Vertrauen  auf  die  Asse- 
kuranzpflicht des  hreppr  in  der  Wartung  und  Pflege  seiner  Tiere 
lässig  werde.  Zweitens  aber  durften  die  Beiträge  zur  Ersatzleistung, 
welche  nach  Verhältnis  ihres  Vermögens  von  den  Gemeindeange- 
hörigen zu  leisten  waren,  sich  nicht  höher  belaufen,  als  auf  eine 
Unze  von  jedem  Hundert,  also  .nicht  höher  als  auf  fünf  Prozent  des 
Vermögens  des  Pflichtigen.  An  dieser  letzteren  Beschränkung  wird 
sogar  für  den  Fall  festgehalten,  da  etwa  in  einem  und  demselben 
Jahre  mehrere  Gemeindeangehörige  an  ihrem  Viehstande  Schaden 
erleiden  sollten;  auch  solchenfalls  soll  die  Zahlpflicht  der  Bauern 
sich  nicht  über  die  angegebene  Grenze  hinaus  erstrecken,  und  haben 
somit  die  Beschädigten  sich  an  dem  von  ihnen  an  sich  zu  bean- 
spruchenden Ersatzbetrage  einen  Abzug  gefallen  zu  lassen,  dessen 
Höhe  im  Verhältnisse  zu  dem  von  einem  jeden  erlittenen  Schaden 
sich  bemißt.  Die  Haftung  also  der  Mitglieder  jener  Assekuranz- 
gesellschaft, welche  der  hreppr  bildet,  ist  schlechthin  eine  limitierte. 
—  Ganz  ähnlich  steht  die  Sache  auch  in  Bezug  auf  den  Brand- 
schaden.1)   Auch  in  Bezug  auf  diesen  ist  die  Assekuranz  wieder 


l)  Kaupab.  48/459—60. 
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eine  mehrfach  beschränkte.  Zunächst  sind  es  nur  drei  Gebäude,  auf 
welche  sich  dieselbe  erstreckt,  nämlich  die  stofa,  das  eldhüs  und  das 
„bür,  ])at  er  konur  hafa  matrei])u  r";  nur  für  den  Fall,  da  jemand 
eine  Kirche  oder  eine  Kapelle  auf  seinem  Hofe  hat,  soll  diese  an 
vierter  Stelle  als  versichert  gelten,  und  soll  andererseits  derjenige, 
der  zugleich  ein  eldhüs  und  einen  skäli  auf  seinem  Hofe  besitzt,  die 
Wahl  haben,  ob  er  mit  diesem  oder  mit  jenem  in  der  Assekuranz 
sein  wolle,  nur  daß  er  die  von  ihm  getroffene  Wahl  in  der  Ge- 
meindeversammlung bereits  im  Frühling  bekanntzugeben  hat.  Zum 
Verständnis  dieser  Angaben  wird  es  nötig,  einen  Blick  auf  die  An- 
lage der  isländischen  Bauernhöfe  zu  werfen,  welche  in  der  älteren 
Zeit  ziemlich  dieselbe  war  wie  in  der  neueren.1)  Selbst  der  kleinste 
Hof  pflegte  und  pflegt  auf  der  Insel  aus  einer  größeren  oder  ge- 
ringeren Zahl  einzelner  Gebäude  zu  bestehen,  welche  teils  in  eine 
Zeile  aneinandergereiht,  teils  aber  auch  unter  sich  völlig  unverbunden 
über  das  tun,  d.  h.  den  Grasgarten,  zerstreut  liegen  und  nur  durch 
den  Zaun  (garör)  zu  einem  Ganzen  zusammengefaßt  werden,  welcher 
das  ganze  tun  umschließt.  Der  gemeinsame  Name,  welchen  alle 
und  jede  Gebäude  tragen,  ist  h  ü  s ,  d.  h.  Haus ;  bezüglich  der  Einzel- 
benennungen dagegen,  welche  für  die  verschiedenen  Arten  von  Ge- 
bäuden galten,  war  keine  völlig  gleichmäßige  Terminologie  üblich. 
Unter  dem  eldhüs  oder  eldahüs,  d.  h.  Feuerhaus,  versteht  man 
heutzutage  auf  Island  die  Küche,  und  auch  in  den  älteren  Quellen 
läßt  sich  dieser  Sprachgebrauch  hin  und  wieder  nachweisen ;  häufiger 
aber  versteht  man  darunter  dasselbe,  wie  unter  eldaskäli,  d.  h.  ein 
Hauptgemach,  in  welchem  der  ganzen  Länge  nach  auf  dem  mittleren 
Teile  des  Bodens  Feuer  unterhalten  zu  werden  pflegte,  um  den 
Raum  behaglicher  zu  machen.  In  diesem  Sinne  muß  der  Ausdruck 
an  unserer  Stelle  stehen,  da  von  dem  eldhüs  das  bür,  worin  die 
Weiber  die  Speise  bereiten,  also  die  Küche,  unterschieden  wird. 
Sonst  pflegt  unter  bür  eine  Vorratskammer  verstanden  zu  werden, 
und  zwar  zumal  eine  solche,  in  welcher  man  Speisevorräte  aufbe- 
wahrte; aber  gerade  an  diese  war  allenfalls  auch  die  Küche  ange- 
baut, 2)  und  daraus  mag  sich  der  hier  gewählte  Ausdruck  erklären. 
Unter  der  stofa,  d.  h.  Stube,  wird  ein  weiteres  Hauptgemach  ver- 
standen, welches  zumal  den  Weibern  als  Wohnzimmer  dient  und 


1)  vgl.  R.  Keys  er,  Nordmaendenes  private  Liv  i  Oldtiden  (Efterladte  Skrifter, 
II,  2),  S.  38—54. 

2)  vgl.  Njala,  48/75. 
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ungefähr  der  baöstofa  der  heutigen  Isländer  entspricht;  eldhüs  und 
stofa  werden  darum  auch  wohl  gelegentlich  zusammengestellt. l) 
Unter  dem  skäli  aber,  d.  h.  dem  Saale,  wird  nur  ein  stattlicheres 
eldhüs  zu  verstehen  sein,  dessen  man  sich  allenfalls  bei  größeren 
Gastereien  bediente,  während  man  für  minder  feierliche  Veran- 
lassungen mit  jenen  anderen  vorlieb  nahm,  also  ungefähr  dasselbe, 
was  sonst  allenfalls  auch  als  höll,  d.  h.  Halle,  bezeichnet  wurde. 
Stube,  Küche  und  Feuerhaus  sind  demnach  die  drei  Hauptgebäude, 
die  auf  jedem  Hofe  sich  finden,  nur  daß  für  das  letztere  allenfalls 
auch  ein  ansehnlicherer  Saal  eintreten  konnte;  auf  größeren  Höfen 
aber  mag  noch  eine  Kirche  oder  Kapelle  hinzukommen.  Nur  diese 
Hauptgebäude  scheint  man  dabei  aus  Holz  gebaut  oder  doch  mit 
Holz  ausgetäfelt  zu  haben,  wogegen  die  übrigen  Baulichkeiten,  wie 
zumal  die  Stallungen  (hestahüs,  nautahüs,  sauöahüs,  lambahüs),  die 
Schmiede  (smiöja)  u.  dgl.  m.  nur  aus  Rasenstreifen  und  Rollsteinen 
gebaut  worden  sein  mögen ;  diese  anderen  Baulichkeiten  hatten  eben 
darum  geringeren  Wert  als  jene  und  waren  zugleich  auch  einer 
Feuersgefahr  ungleich  weniger  ausgesetzt  als  diese.  Übrigens  be- 
zieht sich  die  Versicherung  nicht  nur  auf  die  Gebäude  selbst,  sondern 
auch  auf  die  Fahrhabe,  welche  in  und  mit  denselben  verbrannt  ist, 
jedoch  auf  diese  nur  mit  einer  gewissen  Beschränkung;  nur  die- 
jenigen Mobilien,  als  Kleider,  Speisevorräte  u.  dgl.  m.  sollen  nämlich 
in  Betracht  kommen,  welche  dem  Hausherrn  selbst  gehörten  und 
zum  Gebrauche  der  gewöhnlichen  Haushaltung  nötig  waren,  wogegen 
weder  Handelswaren  noch  auch  Kleinodien  besonderen  Wertes  als 
versichert  galten.  In  gleicher  Weise  sollte  bei  einer  Kirche  oder 
Kapelle  nicht  nur  der  Chor  (sönghüs)  als  mit  versichert  gelten,  son- 
dern auch  die  Teppiche,  mit  denen  man  deren  Wände  zu  schmücken 
liebte  (kirkjutjöld),  die  Glocke,  oder  wenn  deren  mehrere  waren,  die 
beste  unter  ihnen,  sowie  alle  diejenigen  Paramente  (skrüö),  deren 
man  zur  Haltung  der  gewöhnlichen  Gottesdienste  bedarf.  Auch  den 
Brandschaden  hat  aber  der  Beschädigte  durch  seine  fünf  Nachbarn 
abschätzen  zu  lassen,  und  hat  sich  die  Schätzung  neben  den  Ge- 
bäuden auch  auf  die  soeben  aufgezählten  Mobilien  zu  erstrecken; 
auch  beim  Brandschaden  wird  ferner  nur  der  halbe  Betrag  des  durch 
die  Schätzung  hergestellten  Wertes  ersetzt.  Bei  beiden  Arten  der 
Assekuranz  haben  die  Gemeindeangehörigen  übrigens  den  Zahltag 


*)  Kaupab.  55/468;  die  Paralleistelle  der  Konüngsbök,  78/130  hat  die 
Worte  nicht. 
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(eindagi)  der  Assekuranzsumme  ihrerseits  festzusetzen ;  die  Klage  auf 
dieselbe  unterliegt  denselben  Regeln  wie  jede  andere  Klage  auf  be- 
tagte Schulden,  nur  daß  die  sonst  bei  diesen  vorkommenden  Geld- 
bußen für  die  Zahlungssaumsal,  nämlich  handsalsslit  und  haröafang, 
hier  wegfallen.  Bei  beiden  Arten  der  Versicherung  gilt  ferner  noch 
die  weitere  Beschränkung,  daß  der  hreppr  nicht  öfter  als  dreimal 
einem  und  demselben  Manne  Schadenersatz  zu  leisten  hat;  eine 
weitere  Garantie  gegen  leichtfertiges  Verhalten  des  einzelnen  dro- 
henden Beschädigungen  gegenüber.  Im  übrigen  scheint  aber  der 
Ersatz  gleichmäßig  geleistet  worden  zu  sein,  mochte  nun  ein  reiner 
Unglücksfall  oder  aber  fremde  Bosheit  oder  Ungeschicklichkeit  die 
Beschädigung  veranlaßt  haben;  wenigstens  vermag  ich  nur  hierauf 
den  Satz  zu  beziehen,  daß  der  Bauer,  der  Dienstboten  aus  einem 
fremden  Dingverbande  aufgenommen  hat,  für  allen  von  ihnen  ange- 
richteten Schaden  (jieirra  vandraeöi  öll)  keinen  Ersatz  zu  beanspruchen 
hat,  soweit  nicht  etwa  die  Gemeindeangehörigen  solchen  aus  gutem 
Willen  ihm  leisten  wollen.  Die  Bestimmung  scheint  zunächst  darauf 
berechnet,  die  Haftungspflicht  der  Gemeinde  gegenüber  solchen  Per- 
sonen zu  erleichtern,  welche  im  Bezirke  fremd  und  darum  als  nicht 
genugsam  verlässig  erschienen;  sie  wirkt  aber  überdies  auch  als  eine 
Prämie  auf  die  Verwendung  im  Gemeindeverbande  selbst  oder  doch 
im  Verbände  der  nächstliegenden  Gemeinden  stehender  Dienstboten, 
und  wirkt  somit  der  Verarmung  der  kleineren  Leute  in  eben  diesen 
Kreisen  durch  Vermehrung  der  Absatzgelegenheit  für  ihre  Arbeits- 
kräfte entgegen.  Die  territoriale  Geltung  des  Ausdruckes  Jnngmark 
in  der  Stelle  zeigt  übrigens,  daß  dieselbe  späterer  Entstehung  ist 
und  eben  dahin  weist,  daß  die  beiden  von  der  Assekuranz  handelnden 
Kapitel  nur  in  der  Staöarhölsbök,  nicht  auch  in  der  Konüngsbök  zu 
finden  sind.  Es  muß  hiernach  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Bedeu- 
tung einer  Assekuranzgesellschaft  den  hreppar  überhaupt  bereits  in 
der  älteren  Zeit  zugekommen  sein  möge  oder  nicht. 


§  18.    Die  Maßregeln  gegen  Landstreicherei. 

Das  Interesse,  welches  die  Gemeinde  daran  hat,  verarmte  Leute, 
oder  solche,  welche  in  nächster  Zeit  zu  verarmen  drohen,  von  ihrem 
Gebiete  fernzuhalten,  ist  bereits  wiederholt  gelegentlich  zu  erwähnen 
gewesen;  dasselbe  berührt  sich  auf  manchen  Punkten   mit  dem 
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Interesse,  welches  der  Staat  vom  Standpunkte  der  Sicherheitspolizei 
aus  an  der  Verhütung  aller  und  jeder  Landstreicherei  hat,  während 
es  in  anderen  Beziehungen  wieder  rein  und  selbständig  zur  Geltung 
kommt. 

Im  Interesse  der  Gemeinde  besteht  zunächst  der  Satz,  daß  die 
Übersiedelung  eines  Mannes  aus  einem  hreppr  in  den  anderen 
immer  nur  mit  Zustimmung  der  betreffenden  Gemeinde  erfolgen 
konnte,  welche  freilich,  das  Vorhandensein  gewisser  Vorbedingungen 
vorausgesetzt,  nicht  verweigert  werden  konnte;  der  Gemeinde  war 
damit  die  Möglichkeit  verschafft,  vor  dem  Eindringen  dürftiger  oder 
unverlässiger  Leute  in  ihr  Bereich  sich  zu  schützen.  *)  Es  soll  aber 
derjenige,  welcher  in  einen  neuen  hreppr  übersiedeln  will,  in  der 
Gemeindeversammlung  in  der  Langefasten,  oder  wenn  er  hier  zu 
erscheinen  verhindert  ist,  oder  erst  später  zum  Umzüge  sich  ent- 
schließt, zunächst  nach  dem  värpinge  sich  melden  und  um  die  Auf- 
nahmsbewilligung bitten  (biöja  ser  by  gö  arl  ey  fir);  kannerauch 
diesen  Termin  nicht  einhalten,  so  genügt  es  allenfalls  auch,  wenn  er 
seine  Bitte  an  die  fünf  Landeigentümer  richtet,  welche  dem  von  ihm 
zu  beziehenden  Lande  am  nächsten  wohnen.  Die  Aufnahme  darf 
nur  in  dem  Falle  verweigert  werden,  wenn  der  Nachsuchende  ent- 
weder bereits  eines  Diebstahls  überführt  worden  oder  aber  so  arm 
ist,  daß  zu  befürchten  steht,  daß  er  zu  seinem  und  der  Seinigen 
Unterhalt  bereits  im  Laufe  des  nächsten  Jahres  die  Beihilfe  der  Ge- 
meinde werde  in  Anspruch  nehmen  müssen.  Zieht  aber  einer  im 
hreppr  auf,  ohne  die  Aufnahmebewilligung  erhalten  zu^haben,  gleich- 
viel übrigens,  ob  sie  ihm  verweigert  wurde  oder  ob  er  gar  nicht 
um  sie  nachgesucht  hat,  so  mögen  ihn  die  hreppsmenn,  wenn  sie 
anders  berechtigt  waren,  sein  Aufnahmegesuch  abzuschlagen,  ge- 
waltsam aus  ihrer  Gemeinde  vertreiben,  und  in  keinem  Falle  dürfen 
sie  ihm  zum  Unterhalt  der  Seinigen  etwas  vom  Armenzehnt  oder 
den  Speisegaben  zuwenden.  Liegt  dagegen  die  Sache  so,  daß  ihm 
die  Aufnahme,  wenn  er  gehörig  um  sie  nachgesucht  hätte,  nicht 
hätte  verweigert  werden  können,  so  mag  der  Mann  immerhin  wohnen 


x)  Kau p ab.  47/457 — 58.  Strenger  noch  ist  die  Bestimmung  über  die  büÖsetu- 
menn,  imÖmagab.  31/294;  solche  sollen,  wenn  sie  kein  eigenes  Vieh  haben,  über- 
haupt nur  mit  Zustimmung  des  hreppr  sich  niederlassen  können,  der  dann  aber  auch 
subsidiär  alimentationspflichtig  ist,  wenn  sie  verarmen,  und  es  steht  die  Landesver- 
weisung darauf,  wenn  sie  sich  ohne  Erlaubnis  niederlassen.  Von  einem  Rechte, 
unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Aufnahme  fordern  zu  können,  ist  also  bei  ihnen 
keine  Rede. 
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bleiben ;  aber  er  nimmt  doch  an  den  Rechten  eines  Gemeindegliedes 
keinen  Anteil  (i  engum  verör  hann  lögskilum  meö  öörum  hrepps- 
mönnum).  Sogar  der  Bauer,  der  an  der  Grenze  eines  hreppr  sitzt 
und  seine  Niederlassung  in  den  Bezirk  der  benachbarten  Gemeinde 
hinüber  ausdehnt,  kann  nur  unter  der  doppelten  Voraussetzung  in 
diese  letztere  hinübertreten,  daß  erstens  die  Gemeinde,  welche  er 
verlassen  will,  nicht  infolgedessen  unter  den  legalen  Minimalbestand 
von  20  zehntpflichtigen  Bauern  herabsinkt  und  daß  zweitens  die 
Angehörigen  jener  anderen  Gemeinde,  in  welche  er  übergehen  will, 
ihn  aufnehmen  mögen.1)  Allerdings  findet  sich  die  erstere  und  aus- 
führlichere Bestimmung  nur  in  der  Staöarhölsbök,  und  könnte  man 
von  hier  aus  versucht  sein,  sie  für  späteren  Ursprungs  zu  halten; 
allein  die  zweite  steht  auch  in  der  Konüngsbök  und  setzt  denn  doch 
die  erstere  in  ihren  Grundzügen  voraus,  und  überdies  wissen  die 
Geschichtsquellen  schon  für  weit  ältere  Zeiten  davon  zu  berichten, 
wie  die  Einholung  des  bygöarleyfi  der  Nachbarn  bei  der  Begründung 
einer  neuen  Niederlassung  herkömmlich  war,2)  wenn  auch  in  einzelnen 
Fällen  gewalttätige  Menschen  sich  über  diese  Form  wegsetzten,  und 
kann  demnach  das  Alter  des  Gebrauches  nicht  zweifelhaft  sein.  — 
Im  Interesse  der  Gemeinde  besteht  ferner  der  oben  schon  erwähnte 
Satz,  daß  der  Dienst-  oder  Grundherr,  welcher  mit  der  Auf- 
nahme von  Dienstboten  oder  Pächtern  leichtsinnig  verfahren  ist,  die 
Alimentation  ihrer  selbst  und  aller  von  ihnen  zu  verpflegenden  Armen 
übernehmen  muß ; 3)  da  nämlich  solche  Herren  in  der  Lage  sind, 
durch  Eingehung  der  betreffenden  Verträge  beliebig  welche  Leute 
in  den  Gemeindebezirk  hereinzuziehen,  ist  jene  ihnen  auferlegte 
Haftung  im  Grunde  nur  als  ein  Mittel  zu  betrachten,  welches  die 
Gemeinde  vor  der  Gefahr  schützen  sollte,  Arme  unterhalten  zu 
müssen,  welchen  sie  nicht  in  der  Lage  war,  ihren  Bezirk  zu  ver- 
schließen. Unter  denselben  Gesichtspunkt  fällt  auch  die  Alimenta- 
tionspflicht des  Schiffsherrn,  welcher  leichtfertiger  Weise  fremde 
Arme  nach  Island  herübergeführt  hat;4)  ferner  die  Alimentations- 
pflicht desjenigen,  der  einem  Abreisenden  den  von  ihm  zu  ver- 
pflegenden ömagi,  welchen  er  mitnehmen  wollte,  versteckt  und 
dadurch  dessen  Mitnahme  verhindert  hat;5)  endlich  die  Alimentations- 

*)  Kaupab.  39/444;  Konüngsbök,  234/171 — 2. 

2)  Vatnsdoela,  18/31;  Vallaljöts  S.,  3/208. 

3)  Konüngsbök,  234/172;   Kaupab.  39/444 — 45,   dann  Ömagab.  31/296. 

4)  Konüngsbök,  139/20 — 21;  Ömagab.  19/272 — 3  und  20/275. 

5)  Konüngsbök,  1 32/15;  Ömagab.  9/263  und  30/290. 


§  l8.    Die  Maßregeln  gegen  Landstreicherei. 


495 


pflicht  desjenigen,  welcher  einen  fremden  ömagi  auf  unbestimmte 
Zeit  in  Pflege  genommen,  aber  übersehen  hat,  sich  rechtzeitig 
zu  rühren,  wenn  dessen  legaler  Verpfleger  außer  Landes  geht.1) 
Alle  diese  Alimentationspflichten  tragen  einen  mehr  oder  minder 
strafweisen  Charakter,  indem  sie  denjenigen,  welcher  durch  sein  Ver- 
schulden einen  Hilfsbedürftigen  in  die  Gemeinde  gebracht  hat,  auch 
für  die  Folgen  dieser  Verschuldung  haftbar  gemacht  zeigen ;  sie  alle 
nehmen  aber  bloß  der  Gemeinde  eine,  wenn  auch  nicht  alle,  Ali- 
mentationspflicht ab,  welche  sie  an  und  für  sich  treffen  oder  doch 
provisorisch  treffen  würde,  und  wirken  zugleich  abschreckend  gegen 
jedes  böswillige  oder  leichtsinnige  Hereinbringen  von  Armen  in  deren 
Bezirk.  Auf  einem  etwas  anderen  Gesichtspunkte  beruht  dagegen 
die  andere  Bestimmung,2)  wonach  ein  uneheliches  Kind,  welches 
ein  Mann  aus  Norwegen  oder  dessen  Nebenlanden  auf  Island  erzeugt 
hat,  jedem  Landsmanne  des  letzteren,  der  sich  zur  Abreise  aus  Is- 
land rüstet,  zugeführt  werden  kann,  damit  er  es  dem  Kindsvater 
heimbringe;  auch  hier  handelt  es  sich  nämlich  zwar  zunächst  nur 
um  das  Bestreben,  Hilfsbedürftige  sich  dadurch  vom  Hals  zu  schaffen, 
daß  man  sie  einem  Verwandten  als  näher  Verpflichteten  zuführt, 
aber  der  Umstand,  daß  man,  um  dies  zu  können,  die  Hilfeleistung 
eines  völlig  unbeteiligten  Dritten  ohne  weiteres  in  Anspruch  nehmen 
darf,  ist  doch  ein  ganz  eigentümlicher  und  lediglich  aus  Gründen 
der  Wohlfahrtspolizei  zu  erklärender.  Wieder  unter  einen  anderen 
Gesichtspunkt  fällt  eine  Reihe  von  Vorschriften,  welche  der  leicht- 
sinnigen Erzeugung  von  Kindern  durch  Leute  entgegen- 
zuwirken suchen,  welche  zu  deren  Ernährung  nicht  die  nötigen  Mittel 
besitzen.  Oben  wurde  bereits  erwähnt,  daß  man  bei  der  Verteilung 
des  manneldi  im  hreppr  stets  darauf  zu  sehen  hatte,  daß  nicht  eine 
Mannsperson  mit  einer  Frauensperson  in  ein  Quartier  gewiesen  werde, 
welche  noch  fähig  sei,  Kinder  zu  bekommen;3)  ebenso  wird  aber 
auch  die  Strafe  der  Landesverweisung  dem  angedroht,  der  eine  der- 
artige Weibsperson  an  einen  Fischplatz  mitnimmt,  ohne  dort  für  sie 
beide  den  Unterhalt  zu  gewinnen,  dann  der  Weibsperson  selbst 
sowie  demjenigen,  der  sie  auf  sein  Schiff  aufnimmt,4)  —  wird  ferner 
den  skipamenn,  d.  h.  Schiffleuten ,  die  irgendwo  vor  Anker  liegen 
und  hier  ihre  Buden  am  Lande  haben,  die  Beherbergung  derartiger 

l)  Konüngsbök,  132/15;  Ömagab.  9/263 — 4. 
2j  Konüngsbök,  143/25;  Ömagab.  34/299 — 300. 
*)  Konüngsbök,  234/173;  Kaupab.  40/447. 
4)  Ömagab.  31/294. 
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Weibsleute  untersagt,  auch  wenn  sie  innanhreppsmenn  sind,1) 
offenbar  weil  man  fürchtete,  daß  das  Mitbringen  oder  Aufnehmen 
von  solchen  bei  dem  leichtsinnigen  See-  und  Fischervolke  zu  schlimmen 
Folgen  führen  könnte.  Darüber  hinaus  wird  aber  den  armen  Leuten 
sogar  die  Eingehung  einer  Ehe  versagt,  solange  das  Weib  noch  in 
einem  Alter  steht,  welches  die  Geburt  von  Kindern  erwarten  läßt.2) 
Heirateten  unter  dieser  Voraussetzung  Leute,  welche  zusammen  we- 
niger als  ein  Hundert  „lögaura"  besaßen,  unbeschwert  durch  irgend- 
welche Alimentationspflichten  und  ihre  tägliche  Kleidung  nicht  mit 
einbegriffen,  so  stand  darauf  die  Strafe  der  Landesverweisung;  je- 
doch sollte  dabei  keine  Vermögenskonfiskation  eintreten  und  darum 
auch  kein  feränsdömr  gehalten  werden,  und  sollte  überdies  die 
Landesverweisung  hier  nicht,  wie  sonst  auf  bestimmte  Jahre  begrenzt 
sein,  sondern  so  lange  dauern,  bis  entweder  die  Eheleute  das  vor- 
geschriebene Minimum  von  Vermögen  erworben  haben  oder  die  Frau 
ein  Alter  erreicht  hat,  welches  keine  Kinder  mehr  von  ihr  befürchten 
läßt.  Die  Landesverweisung  ist  demnach  hier  augenscheinlich  nicht 
als  Strafe  gemeint,  sondern  nur  als  Sicherungsmittel  gegenüber  der 
Gefahr  einer  Vermehrung  der  Alimentationslast;  ob  aber  die  Landes- 
verweisung, welche  auch  dem  Verlober  der  Frau,  dann  demjenigen, 
der  die  Hochzeit  in  seinem  Hause  abhalten  läßt,  für  den  Fall  an- 
gedroht wird,  daß  sie  nicht  die  Kinder  zu  ernähren  imstande  sind, 
welche  in  der  widerrechtlich  eingegangenen  Ehe  geboren  werden, 
in  eben  diesem  Sinne  gemeint  sei  oder  in  einem  strengeren,  wird 
nicht  gesagt.  In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  aber  sichtlich 
um  das  Bestreben,  einer  Anhäufung  von  Armen  vorzubeugen,  und 
wenn  zwar  dieses  Bestreben  je  nach  Umständen  der  Verwandtschaft, 
dem  Dingverbande,  Landesviertel  oder  dem  ganzen  Lande  ebensogut 
zustatten  kommen  kann  wie  der  Gemeinde,  so  tritt  doch  das  Inter- 
esse dieser  letzteren  sehr  entschieden  hervor,  weil  man  sich  provi- 
sorisch doch  wohl  zumeist  an  sie  zu  halten  pflegte  und  weil  sub- 
sidiär in  bei  weitem  den  meisten  Fällen  ihre  definitive  Haftung 
wiederum  in  Aussicht  stand. 

Von  einem  anderen  Gesichtspunkte  gehen  dagegen  diejenigen 
Bestimmungen  aus,  welche  dem  Bettel  und  der  Land- 
streicherei von  Leuten  entgegenzutreten  suchen,  die  an  und  für 
sich  fähig  wären,   ihren  Unterhalt  sich  selbst  zu  verdienen  und 


1)  Konüngsbök,  234/176;  Kau p ab.  42/451. 

2)  Konüngsbök,  148/38—39;  Festa  b.,  12/323—4. 
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somit  nur  aus  Arbeitsscheu  lieber  ihren  Mitbürgern  zur  Last  fallen. 
Teils  der  Mangel  an  Arbeitskräften  im  Lande,  welche  die  Aus- 
nutzung der  vorhandenen  doppelt  nötig  machte,  teils  die  Be- 
lästigung, mit  welcher  die  Bettelei  die  seßhaften  Leute  bedrohte, 
teils  endlich  auch  die  Gefährdung  der  Rechtssicherheit  durch  die 
Landstreicher,  welche  man  weder  rechtlich  noch  tatsächlich  zu  fassen 
imstande  war,  haben  dahin  geführt,  daß  das  Vagabundentum  auf 
Island  von  der  Gesetzgebung  mit  einer  Strenge  verfolgt  wurde,  welche 
in  manchen  Punkten  über  alles  Maß  geht. 

Jedermann  im  Lande  mußte  sein  festes  Domizil  (lögheimili, 
vist)  haben,  und  wer  ein  solches  nicht  in  selbständiger  Weise  auf 
seinem  eigenen  Hofe  hatte,  mußte  es  in  fremdem  Hause  erwerben 
(griö).  Die  vier  ersten  Tage  der  siebenten  Sommerwoche  gelten 
dabei  als  die  Zieltage  (fardagar),  welche  für  die  Gewinnung  des 
Domiziles  (heimilisfang)  bestimmt  sind,  und  wer  an  dem  Sonn- 
tage dieser  Woche  nicht  für  sich  und  die  Seinigen  ein  Domizil  ge- 
wonnen hat,  verfällt  einer  Geldbuße  von  drei  Mark.1)  Mit  derselben 
Strafe  wird  derjenige  bedroht,  welcher  sein  Domizil  verläßt,  um 
mindestens  einen  halben  Monat  innerhalb,  oder  mindestens  einen 
ganzen  Monat  außerhalb  seines  Landesviertels  sich  herumzutreiben, 
ohne  weiteres  Ziel,  als  daß  er  seinem  eigenen  Vermögen  oder  dem 
seines  Domizilgebers  insolange  die  Last  seines  Unterhaltes  abnehmen 
will ; 2)  zieht  ein  solcher  aber  auch  nur  einen  halben  Monat  herum, 
um  da  Herberge  zu  nehmen,  wo  er  kann,  und  läßt  er  sich  Almosen 
(ölmusugj  afir)  reichen,  so  gilt  er  als  ein  Bettler  (göngumaör, 
auch  hüsgangsmaör,  förumaör)3)  und  wird  als  solcher  mit 
größter  Härte  behandelt.  Bei  Strafe  der  Landesverweisung  darf  man 
einem  solchen  weder  Herberge  noch  Speise  gewähren,  oder  nach 
älterem  Recht  wenigstens  bei  einer  Geldbuße  von  drei  Mark;4)  nur 
Schuhe  und  Kleidungsstücke  durfte  man  auch  ihm  ungestraft  geben.5) 
Insbesondere  durfte  man  am  Alldinge,  wo  sich  die  Bettler  massen- 
haft eingefunden  zu  haben  scheinen,  ihnen  nicht  zu  essen  geben, 
noch  auch,  um  das  Verbot  zu  umgehen,  zur  Essenszeit  die  Budentür 
offenstehen  lassen ;  finden  sich  solche  ein,  um  zu  betteln,  so  soll  der 

v)  Konüngsbök,  78/128—29;  Kau p ab.  53/464—5. 

2)  Konüngsbök,  82/139 — 40;  Kaupab.  65/482. 

3)  ang.  O. ;  auch  Ömagab.  31/294. 

4)  Konüngsbök,  234/173;  235/178;  Kaupab.  40/447:45/454546/455;  dann 
ömagab.  30/293. 

6)  Konüngsbök,  235/178;  Ömagab.  30/293  und  Kaupab.  45/454. 
Maurer,  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates.  32 
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Besitzer  der  Bude  sie  sofort  hinauswerfen  lassen,  und  trifft  ihn  keine 
Buße,  wenn  sie  dabei  auch  hart  mitgenommen  werden,  soferne  es 
nur  nicht  zu  einer  eigentlichen  Verstümmelung  (örkumbl)  kommt. 
Niemand  soll  Bettlern,  die  zum  Ding  fahren,  dazu  irgend  etwas  leihen 
oder  vermieten;  was  sie  mitbringen,  soll  man  ihnen  abnehmen  und 
ihre  Dingbuden  sollen  bußlos  niedergerissen  werden  dürfen. x)  Zu- 
nächst war  übrigens  selbstverständlich  diese  Härte  nur  gegen  solche 
Bettler  gerichtet,  welche  vollkommen  fähig  waren,  ihren  Unterhalt 
sich  zu  verdienen  und  welche  also  nur  aus  Faulheit  sich  dem  Bettler- 
leben zuwandten ;  solchen  Leuten  aber,  die  stark  und  gesund  genug 
wären,  um,  wenn  sie  wollten,  einen  Dienst  bekommen  zu  können, 
der  sie  vollauf  nähren  würde,  wird  für  das  Betteln  sogar  die  Strafe 
der  Acht  angedroht, 2)  und  nicht  minder  gilt  es  als  eigene  Schuld, 
wenn  jemand  nur  um  seiner  Faulheit  oder  anderer  grober  Fehler 
keinen  Hausherrn  findet ,  der  ihn  in  Dienst  nehmen  will. 3)  Als 
ömennska,  d.  h.  Menschenunwürdigkeit,  wird  ein  solches  Verhalten  be- 
zeichnet,4) und  als  „lands  ofringi  rettr",  d.  h.  ein  rechter  Taugenichts,, 
der,  der  sich  ihm  hingibt;5)  man  durfte  sie  ungestraft  kastrieren  und 
wenn  sie  auch  darüber  tot  blieben,6)  ja  es  galt  sogar  für  verdienst- 
lich und  als  eine  Sühnung  für  begangene  Verstöße  gegen  die  Armen- 
pflege, wenn  man  einen  solchen  Bettler  rechtschaffen  durchprügelte, 
selbst  wenn  dabei  drei  Bauern  über  einen  einzigen  herfielen.7)  Solche 
Bettler  und  ebenso  diejenigen,  die  zwar  nicht  mehr  arbeitsfähig  sind, 
aber  doch  bei  ihren  rechtmäßigen  Verpflegern  ihre  leidliche  Unter- 
kunft haben  könnten,  wenn  sie  nur  wollten,  und  somit  gleichfalls 
ohne  Not  betteln,  sind  überhaupt  rechtlos  und  erbunfähig,  solange 
sie  diese  Lebensart  treiben ; 8)  umgekehrt  werden  Bettler  selbst  dann, 
wenn  ihre  Erben  beweisen,  daß  sie  sich  wider  ihren  Willen  dem 
Bettelgange  ergeben  haben,  nur  teilweise  beerbt,  außerdem  aber  gar 
nicht.  9)  Selbst  ihre  Kinder  sind  noch  in  Bezug  auf  ihre  Erbrechte 
sowohl  als  Alimentationsansprüche  in  gewissem  Umfange  beschränkt, 


1)  Konüngsbök,  131/14;  Ömagab.  8/261 — 2. 

2)  Konüngsbök,  82/140;  Kaupab.  65/482. 

3)  Konüngsbök,  143/28;  Ömagab.  35/301. 

4)  ang.  O. 

5)  Konüngsbök,  118/225;  Arfa  p.,  8/192. 

6)  Konüngsbök,  254/203;  Ömagab.  35/301. 

7)  Konüngsbök,  235/179;  Kaupab.  46/455  —  6. 

8)  Konüngsbök,  118/225;  Arfa  p.,  8/192;  ebenda,  18/224  und  20/226. 

9)  Konüngsbök,  121/229—30;  Arfa  p.,  8/191— 2. 
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und  erst  wenn  sie  längere  Zeit  festen  Wohnsitz  gehabt  haben, 
schwindet  für  sie  die  Zurücksetzung.  ])  Milder  wurde  dagegen,  wie 
billig,  derjenige  behandelt,  der  wegen  Krankheit  und  hohem  Alter 
betteln  geht,2)  vorausgesetzt  natürlich,  daß  ihm  nicht  von  seinen 
Angehörigen  eine  Verpflegung  leidlicher  Art  zur  Verfügung  gestellt 
ist;3)  insbesondere  gilt  derselbe  als  rechtsfähig,  nur  daß  die  Buße 
wegen  seiner  Verletzung  nicht  von  ihm  selbst,  sondern  von  seinem 
Erben,  wie  es  scheint,  eingeklagt  wurde,  der  dann  auch  ein  Drittel 
von  derselben  für  seine  Mühe  behalten  durfte;  nur  wenn  dieser  die 
Klagstellung  unterließ,  konnte  der  Bettler  selber  klagen.4)  Man  sieht, 
die  Strenge,  mit  welcher  man  auf  Island  dem  Bettelvolke  zu  Leibe 
ging,  war  nicht  geringer  als  die  milde  Fürsicht,  welche  sich  im 
übrigen  in  der  Regelung  der  Armenpflege  aussprach. 


§  19.    Die  Organe  des  hreppr. 

Daß  der  hreppr  eine  territoriale  Abteilung  ist,  welche  selbst 
wieder  in  Unterabteilungen  sich  zerlegen  konnte,  wurde  oben  bereits 
bemerkt;  ebenso  auch,  daß  derselbe  aus  mindestens  20  Bauern  be- 
stehen mußte,  die  vermöglich  genug  waren,  um  das  ])fngfararkaup 
und  somit  auch  den  Zehnt  zahlen  zu  müssen.  Schon  dies  weist 
darauf  hin,  daß  dieses  Maß  von  Vermögen  für  die  volle  Berechtigung 
in  der  Gemeinde  die  Voraussetzung  bildet;  ebendahin  deutet  aber 
auch,  daß,  wer  nicht  zehntpflichtig  ist,  umgekehrt  berechtigt  er- 
scheint, seinen  Anteil  am  Armenzehnt,  an  den  Speisegaben  und  an 
mancherlei  anderen  Emolumenten  zu  fordern,  also  zu  der  Klasse  der 
|)urfamenn,  d.  h.  der  einer  Unterstützung  seitens  der  Gemeinde  Be- 
dürftigen, gerechnet  wird.  Hiernach  sind  drei  Klassen  von  Gemeinde- 
angehörigen zu  unterscheiden,  nämlich  vollberechtigte  Bauern,  welche 
ihr  Jnngfararkaup  zahlen  und  demgemäß  auch  zu  allen  und  jeden 
Gemeindelasten  beizutragen  verpflichtet  sind,  {mrfamenn,  d.  h.  Bauern, 
welche  nicht  nur  zu  diesen  Lasten  nichts  beitragen,  sondern  umge- 
kehrt von  der  Gemeinde  eine  unterstützende  Beihilfe  beziehen,  endlich 


r)  Konüngsbök,  118/225;  143/28;  Arfa  b-,  20/225 — 265  Ömagab.  35/301. 

2)  Arfa  {>.,  20/226. 

3)  Konüngsbök,  121/229 — 30;  Arfa  b.,  8/191 — 2;  Ömagab.  35/301. 

4)  Arfa  b.,  20/226. 
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ömagar,  d.  h.  Leute,  welche  vollkommen  arm  sind  und  darum  ent- 
weder von  einzelnen  Privaten  oder  von  der  Gemeinde  selbst  ver- 
pflegt werden  müssen.  Mit  dieser  Unterscheidung  dreier  Klassen 
von  Gemeindeangehörigen  hängt  aber  eine  gewisse  Unsicherheit  des 
Sprachgebrauches  zusammen,  welche  auch  für  die  Auffassung  der 
Rechtsvorschriften  selbst  Schwierigkeiten  macht.  Einerseits  wird 
auch  dem  ömagi  sein  löghreppr  zugeschrieben,1)  und  auch  in  Bezug 
auf  diese  völlig  Verarmten  wird  zwischen  innanhreppsmenn  und 
utanhreppsmenn  unterschieden,2)  zum  deutlichen  Beweise  dafür,  daß 
auch  sie  in  gewissem  Sinne  als  Gemeindeangehörige  behandelt 
wurden.  In  gleicher  Weise  unterscheidet  man  bezüglich  der  ]3urfa- 
menn,  die  zwar  nicht  völlig  verarmt,  aber  doch  einer  Unterstützung 
von  seiten  der  Gemeinde  bedürftig  sind,  zwischen  innanhreppsmenn 
und  utanhreppsmenn ; 3)  andere  Male  wird  den  hreppsmenn  das 
manneldi  auferlegt, 4)  oder  die  beihelfende  Armenunterstützung, 5) 
oder  die  Entrichtung  von  Assekuranzbeiträgen,6)  sie  werden  haftbar 
gemacht  für  die  Alimentation  von  büösetumenn,  welchen  sie  trotz 
ihres  ungenügenden  Vermögens  die  Niederlassungsbewilligung  erteit 
haben,7)  und  erscheinen  als  beteiligt  an  der  Fortschaffung  von  ömagar 
aus  ihrem  Bezirke,  möge  diese  nun  mittels  eiöfcersla  oder  at  dömi 
erfolgen.8)  In  allen  diesen  Fällen  ist  klar,  daß  unter  den  hrepps- 
menn nur  die  vollberechtigten  Gemeindeangehörigen  verstanden  sein 
können,  wie  sich  dies  aus  dem  Zusammenhalte  mit  den  oben  bereits 
angeführten  Stellen  unzweifelhaft  ergibt;  minder  klar  ist  die  Sache 
aber  bei  einer  Reihe  von  anderen  Stellen,  und  zwar  zumal  bei 
solchen,  welche  sich  auf  den  Anteil  der  hreppsmenn  an  der  Leitung 
der  Gemeindeangelegenheiten  beziehen.  Die  hreppsmenn  haben  vor- 
kommendenfalls  die  Gemeindevorsteher  zu  wählen ; 9)  sie  fassen  Be- 
schlüsse über  das  Maß  der  den  ömagar  zu  reichenden  Alimen- 
tation, 10)  über  den  Zahltag,  an  welchem  die  Assekuranzbeiträge  zu 

Konüngsbök,  235/178;  Kaupab.  45/454. 

2)  Konüngsbök,  234/173 — 4;  234/176;  Kaupab.  40/447  und  448;  42/451; 
ferner  Ömagab.  30/293  und  Kaupab.  41/450. 

3)  Konüngsbök,  8/26;  13/31  ;  16/34;  256/208;  Kr R.  17/85,  Note  mm;  22/108; 
32/132;  38/148. 

4)  Konüngsbök,  234/172;  Kaupab.  39/444  und  40/445. 

5)  Kaupab.  47/457.  6)  ebenda,  48/458  und  49/460. 

7)  Ömagab.  31/294. 

8)  Konüngsbök,  129/9;  132/15;  Ömagab.  7/248;  9/262. 

9)  Konüngsbök,  234/171  und  172;  Kaupab.  39/444. 

10)  Konüngsbök,  235/178;  Kaupab.  45/454;  Ömagab.  30/293. 
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erlegen  sind, *)  und  ihre  Zusammenkünfte  entscheiden  auch  sonst 
über  allerlei  Gemeindeangelegenheiten.2)  Die  hreppsmcnn  sind  ferner 
berechtigt,  denjenigen,  der  sich  wider  ihren  Willen  im  hreppr  nieder- 
gelassen hat,  aus  diesem  gewaltsam  zu  entfernen,15)  und  sie  haben 
auch,  sei  es  nun  primär  oder  doch  für  den  Fall,  daß  sich  die  Ge- 
meindevorstände saumselig  erwiesen,  die  Klagen  wegen  Vergehen 
gegen  die  Gemeindeordnung  zu  erheben;  nur  dann,  wenn  die  hrepps- 
menn  oder  innanhreppsmenn  die  Erhebung  der  Klage  unterlassen, 
geht  das  Klagerecht  von  ihnen  auf  die  utanhreppsmenn  über.4) 
Wiederum  werden  aus  den  hreppsmenn  die  Gemeindevorsteher  ent- 
nommen,5) ebenso  die  Richter  im  hreppadömr,  sowie  alle  diejenigen, 
welche  in  diesem  Gerichte  irgendwelche  andere  Funktionen  zu 
übernehmen  haben.6)  Für  derartige  Fälle  entsteht  demnach  die 
Frage,  in  welchem  Sinne  der  Ausdruck  hreppsmenn  oder  innan- 
hreppsmenn an  den  betreffenden  Stellen  zu  nehmen  sei,  ob  derselbe 
insbesondere,  da  von  einem  Miteinbegreifen  der  hreppsömagar  selbst- 
verständlich nicht  die  Rede  sein  kann,  nur  die  vollberechtigten  Ge- 
meindeangehörigen bezeichnen,  oder  aber  neben  diesen  auch  noch 
die  {mrfamenn  mit  umfassen  wolle.  Die  Frage  läßt  sich  kaum  in 
ihrem  vollen  Umfange  mit  voller  Sicherheit  entscheiden;  aber  doch 
scheint  dieselbe  im  ganzen  nicht,  wie  man  von  vornherein  erwarten 
sollte,  im  eingeschränkteren  Sinne,  sondern  vielmehr  in  liberalerer 
Weise  zugunsten  der  kleineren  Leute  entschieden  werden  zu  müssen. 
Zu  den  Gemeindeversammlungen  sollen,  wie  uns  ausdrücklich  gesagt 
wird,  „bcendr  allir,  J)eir  er  innan  hrepps  büa"  sich  einfinden,  oder  doch 
zu  ihrer  Vertretung  einen  ihrer  Dienstboten  schicken,7)  und  sie  alle 
wirken  bei  den  hier  zu  fassenden  Beschlüssen  mit;8)  nicht  minder 
müssen  auch  alle  Bauern  den  Ladstock  weiter  befördern,  durch 
welchen  eine  außerordentliche  Zusammenkunft  angesagt  wird,  und 
alle  zu  dieser  Zusammenkunft  kommen,  wobei  ausdrücklich  bemerkt 
wird,  daß  sich  diese  doppelte  Verpflichtung  auch  auf  diejenigen  er- 
strecke, welche  zu  arm  seien,  um  das  ])mgfararkaup  zahlen  zu  müssen.9) 


l)  Kaupab.  49/460.  2)  ebenda,  47/458. 

3)  ang.  O. 

4)  Konüngsbök,  132/15  ;  234/177  ;  235/178— 9  ;  255/207  ;  259/212;  Ömagab. 
9/262;  Kaupab.  44/252  und  453;  46/455;  KrR.  37/146;  42/160. 

5)  Konüngsbök,  234/171 — 2;  256/208;  Kaupab.  39/444;  KrR.  38/148. 

6)  Konüngsbök,  234/175;  Kaupab.  41/449  und  450. 
7j  Kaupab.  47/456.  8)  ebenda,  458. 

9)  Konüngsbök,  234/173;  Kaupab.  40/446. 
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Man  wird  demgegenüber  nicht  darauf  sich  berufen  dürfen,  daß  das 
Zehntgesetz  bei  Besprechung  der  Versammlung,  in  welcher  die 
Zehntbeträge  der  einzelnen  Pflichtigen  festzustellen  kommen,  in  einer 
Weise  sich  ausspricht,  die  allenfalls  die  Deutung  zuließe,  als  ob  n  u  r 
die  zehntpflichtigen  Bauern  zu  erscheinen  hätten;1)  es  war  eben  an 
dieser  Stelle  nur  zur  Erwähnung  der  Zehntpflichtigen  Veranlassung 
geboten,  weil  es  darauf  ankam,  festzustellen,  daß  und  wie  die  zehnt- 
pflichtigen Bauern  in  jener  Versammlung  ihr  Vermögen  zum  Behufe 
der  Verzehntung  eidlich  zu  fatieren  hatten;  aber  damit  wollte  denn 
doch  keineswegs  gesagt  werden,  daß  die  nichtzehntpflichtigen  Bauern 
auszubleiben  berechtigt  gewesen  seien,  und  zumal  in  der  Staöar- 
hölsbök,  welche  auf  Grund  eines  nymseli  bemerkt,  daß  die  griömenn 
und  själfeldismenn,  d.  h.  die  nicht  mit  eigener  Wirtschaft  ange- 
sessenen Leute,  mochten  sie  nun  in  fremdem  Dienste  stehen  oder 
von  eigenem  Vermögen  leben,  nicht  in  der  Gemeindeversammlung, 
sondern  schon  zuvor  vor  einem  verlässigen  Bauern  ihre  eidliche 
Fassion  abgeben  sollen,  von  welcher  dieser  dann  in  der  Versamm- 
lung Anzeige  zu  machen  hat,  tritt  sehr  deutlich  hervor,  daß  für  die 
Stelle  nicht  die  Frage,  wer  überhaupt  zur  Gemeindeversammlung  zu 
kommen  habe,  sondern  nur  die  andere  maßgebend  ist,  wo  und  wie 
jeder  einzelne  Zehntpflichtige  seine  Fassion  abzugeben  und  zu  be- 
schwören verpflichtet  sei.  Hierfür  spricht  auch,  daß  nur  den  griö- 
menn gegenüber  ausdrückliche  Bestimmungen  nötig  befunden  wurden, 
welche  deren  Stellung  zur  Gemeinde  regeln  sollten.  Wenn  an  einer 
Stelle  bemerkt  wird,  daß  zu  Gemeindevorstehern,  wenn  die  Ge- 
meinde darüber  einstimmig  sei,  auch  andere  als  Grundeigentümer 
gewählt  werden  könnten,2)  so  erklärt  eine  andere,  daß  griömenn  so 
gut  wie  Bauern  zu  dieser  Funktion  berufen  werden  dürften;3)  bei 
Besprechung  des  hreppadömr  aber  wird  gesagt,  daß  als  Geschworene 
nötigenfalls  auch  zwei  griömenn  neben  drei  Bauern  verwendet  werden 
dürften,  wenn  durch  mehrfache  Rekusation  von  Bauern  die  verfüg- 
bare Zahl  der  letzteren  erschöpft  sei.4)  Man  wird  nämlich  aus  der- 
artigen Bestimmungen  schließen  dürfen,  daß  zwar  die  griömenn 
regelmäßig  von  jeder  aktiven  Beteiligung  an  den  Gemeindeangelegen- 
heiten ausgeschlossen  waren,,  ganz  wie  sie  ihre  Zehntfassion  nur  durch 
einen  Bauern  an  die  Gemeinde  bringen  konnten,  und  selbst  bezüglich 

1)  Konüngsbök,  255/206;  KrR.  37/144. 

2)  Konüngsbök,  234/171;  Kaupab.  39/444. 

3)  Konüngsbök,  255/206;  KrR.  37/144. 

4)  Konüngsbök,  234/175;  Kaupab.  41/449. 
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der  Armenalimcntation  gewissermaßen  durch  ihren  Dienstherrn  ver- 
treten wurden,  soferne  sie  zwar  ebensogut  wie  die  Bauern  ihre 
dmagar  zu  verpflegen  haben,  aber  doch  von  ihrem  Hausherrn  der 
hreppsfundr  berufen  wird,  wenn  sie  hierzu  nicht  imstande  sind,  so- 
fern« nur  er  selber  nicht  rechtlich  verpflichtet  ist,  statt  ihrer  deren 
Verpflegung  zu  übernehmen.1)  Andererseits  würden  aber  doch  wohl 
ähnliche  Bestimmungen  wie  bezüglich  der  griömenn  auch  bezüglich 
der  nichtzehntpflichtigen  Bauern  nötig  befunden  worden  sein,  wenn 
auch  sie  als  nicht  oder  nur  ausnahmsweise  berechtigt  zum  Über- 
nehmen des  Geschworenendienstes,  der  Gemeindevorsteherschaft  u. 
dgl.  hätten  betrachtet  werden  wollen;  so  auffallend  es  demnach  er- 
scheinen mag,  daß  Leute  an  der  Verwaltung  der  Gemeindeangelegen- 
heiten selbständig  mitwirkten,  welche  die  Gemeindelasten  nicht  trugen, 
so  wenig  wird  dies  doch  bezweifelt  werden  dürfen.  Wohl  aber  darf 
noch  bemerkt  werden,  daß  das  Domizil  und  nicht  der  Besitz  von 
Liegenschaften  als  solcher  es  ist,  was  die  Teilnahme  an  der  Ge- 
meindeverwaltung begründet,2)  wie  ja  auch  bezüglich  der  Zehnt- 
leistung der  Wohnort  des  Besitzers  über  den  hreppr,  an  den  sie  zu 
erfolgen  hat,  entscheidet,  nicht  der  Ort  der  belegenen  Sache. 3)  — 
Die  hreppsmenn  in  dem  soeben  festgestellten  Sinne  kommen  aber 
für  die  Armenpflege  in  einem  zwiefachen  Sinne  in  Betracht  und 
erweisen  sich  somit  auch  in  zwiefacher  Richtung  als  bedeutsam  für 
die  Organisation  der  Gemeinde;  einmal  insoferne,  als  aus  ihnen,  wie 
soeben  bemerkt,  die  Gemeindeversammlungen  sich  zusammensetzen 
und  die  Gemeindevorsteher  hervorgehen,  sodann  aber  auch  inso- 
ferne, als  ihnen  als  einzelnen  im  wesentlichen  die  Armenpflege 
überlassen  ist.  Die  erstere  Seite  hat  hier  zuerst  zur  Sprache  zu 
kommen. 

Als  ein  erstes  Organ  der  Gemeinde  dienen  die  Gemeinde- 
vorsteher. Unsere  Rechtsbücher  bezeichnen  dieselben  zumeist 
mit  dem  farblosen  Ausdrucke  söknarmenn  oder  auch  hrepp  s- 
söknarmenn,4)  welcher  sich  von  der  sökn  oder  hreppssökn, 5) 


x)  Ömagab.  31/296;  vgl.  Konüngsbok,  234/172;  Kaupab,  39/445- 

2)  Kaupab.  47/456:  bcendr  peir  er  innan  hrepps  büa,  und  458:  neir 

er  1  hrepp  büa.  Vgl.  Ömagab.  32/297:  landeigandi,  —  —  ef  hann  er  innan- 
hreppsmaör. 

3)  Konüngsbok,  259/212:  bar  skal  maÖr  tiund  gjalda  i  beim  hrepp,  sem 
hann  ä  lögheimili  pau  misseri,  hvergi  er  firr;  KrR.  42/158. 

4)  Ömagab.  31/295;  dann  Konüngsbok,  235/178;  Kaupab.  46/455. 

5)  Konüngsbok,  235/179;  Kaupab.  46/455. 
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d.  h.  der  Klagestellung  in  Gemeindeangelegenheiten,  ableitet;  doch 
findet  sich  vereinzelt  auch  schon  die  später  übliche  Bezeichnung 
hreppstj  örar, x)  wogegen  ich  die  Benennung  hreppstjörnarmenn 
in  der  Zeit  des  Freistaates  noch  nicht  nachzuweisen  vermag.2)  Die- 
selben werden  durch  die  hreppsmenn  aus  ihrer  eigenen  Mitte  ge- 
wählt und  sollen  der  Regel  nach  Grundeigentümer  sein;  doch  kann 
durch  einstimmigen  Beschluß  der  Genossen  von  diesem  Erfordernisse 
Umgang  genommen  werden,8)  und  sogar  bloße  griömenn  sind  nach 
einer  anderen  Stelle  wählbar,4)  was  möglicherweise  damit  zusammen- 
hängt, daß  solche  unter  Umständen  auch  zehntpflichtig  sein  konnten. 
Dieser  Vorsteher  sollten  regelmäßig  fünf  sein ;  B)  doch  fordert  eine 
andere  Stelle  deren  nur  zum  mindesten  drei  und  läßt  sie  überdies 
im  Frühling  wählen,6)  während  das  Christenrecht  ihre  Wahl  in  den 
Herbst  verlegen  zu  wollen  scheint.  Da  die  letztere  Stelle  aus- 
schließlich der  Staöarhölsbök  angehört,  darf  man  vielleicht  annehmen, 
daß  in  der  späteren  Zeit  die  Zahl  der  Vorsteher  herabgesetzt  worden 
sei,  wie  denn  in  der  Tat  neuerdings  deren  nur  einer  oder  höchstens 
zwei  im  hreppr  zu  sein  pflegen;  indessen  steht  doch  einer  solchen 
Annahme  entgegen,  daß  die  Jönsbök  sowohl  als  das  neuere  Christen- 
recht noch  an  der  Fünfzahl  festhalten. 7)  pörör  Sveinbjörnsson  hat 
die  Schwierigkeit  dadurch  zu  umgehen  gesucht,  daß  er  die  letztere 
Stelle  nicht  auf  eine  Wahl  der  söknarmenn  durch  die  Gemeinde- 
versammlung, sondern  vielmehr  auf  die  Wahl  anderer  Männer  durch 
die  söknarmenn  beziehen  wollte,  welche  anstatt  dieser  die  Klage 
wegen  Vergehen  wider  die  Gemeindeördnung  stellen  sollten;  in- 
dessen scheint  diese  Auslegung  der  Stelle  aus  sprachlichen  wie  sach- 
lichen Gründen  unzulässig.  Dagegen  wird  man  vielleicht  beachten 
dürfen,  daß  nirgends  gesagt  ist,  daß  die  Wahl  der  söknarmenn  auf 
Lebenszeit  oder  auch  nur  auf  bestimmte  Zeitdauer  erfolge;  es  wäre 
hiernach  möglich,  daß  ihre  Funktion  überhaupt  keine  ständige  ge- 
wesen und  daß  sie  im  Herbste  an  fünf,  im  Frühjahre  aber  an  drei 
Männer  übertragen  worden  sei,  weil  die  im  Herbste  zu  verrichtenden 
Geschäfte   ungleich   mühsamer   waren   als*  die   im   Sommer  vor- 


iori. 


*)  Ömagab.  9/262;  Diplom,  island.  I,  30/199;  31/200;  137/536. 

2)  Dies  zur  Berichtigung  von  GuÖbrandr  Vigfüsson,  s.  v.  hreppstji 

3)  Konüngsbök,  234/171;  Kaupab.  39/444. 

4)  Konüngsbök,  255/206;  KrR.  37/144 

b)  Konüngsbök,  234/171  und  255/206;  Kaupab.  39/444  und  KrR.  37/144. 

6)  Kaupab.  47/456—57. 

7)  Jönsbök,  Framfcerzlub.  9;  Ärna  bps.  KrR.  14/86. 
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kommenden.  Die  Bezeichnung  der  Gewählten  als  Gemeindevor- 
steher, welche  auf  die  heutigen  hreppstjörar  völlig  paßt,  wäre  dann 
freilich  keine  ganz  entsprechende;  um  so  besser  würde  sich  dagegen 
die  Bezeichnung  als  söknarmenn  erklären,  deren  Farblosigkeit  mehr 
einer  vorübergehenden  als  einer  bleibenden  Funktion  entsprechen 
würde.  Es  sind  aber  die  Obliegenheiten  der  söknarmenn  zwiefacher 
Art. ])  Einerseits  haben  dieselben  die  Verteilung  der  [»urfamanna- 
tfund,  der  matgjafir  und  des  manneldi  in  ihrer  Gemeinde  zu  be- 
sorgen und  im  Zusammenhange  damit  auch  bei  der  Aufnahme  der 
betreffenden  Fassionen  und  deren  Richtigstellung  mitzuwirken  ;  was 
den  Zehnt  betrifft,  reicht  ihre  Aufgabe  sogar  noch  etwas  weiter,  so- 
ferne  sie  notwendig  auch  die  Feststellung  der  übrigen  drei  Zehnt- 
viertel mit  umfaßt.  Andererseits  aber  liegt  ihnen  auch  die  Klage- 
stellung ob  wegen  aller  Verstöße,  welche  etwa  gegen  die  Gemeinde- 
ordnung begangen  werden  mögen,  soferne  nicht  etwa  ein  durch  den 
Verstoß  in  seinen  Rechten  gekränkter  Private  die  Klage  seinerseits 
erhebt;  gleichviel  übrigens,  ob  es  sich  dabei  um  nicht  gehörige  Ent- 
richtung des  Armenzehnts  und  der  Speisegaben,  oder  um  nicht  ge- 
hörige Leistung  des  manneldi,  um  verbotwidrige  Aufnahme  und 
Verpflegung  von  Bettlern,  oder  um  Nichtbeförderung  der  Ladung  zu 
einer  Gemeindeversammlung,  oder  Nichtbesuch  einer  solchen  handle.2) 
Bezüglich  der  Verteilung  der  tfund  und  der  matgjafir  wird  gestattet, 
den  hreppr  in  Unterabteilungen  zu  Zerfällen,3)  und  wir  werden  wohl 
annehmen  dürfen,  obwohl  es  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  daß  eine 
solche  Zerlegung  der  Gemeinde  sich  auch  in  Bezug  auf  die  Klage- 
stellung geltend  gemacht  haben  werde ;  andererseits  wird  den  söknar- 
menn das  Recht  eingeräumt,  die  sachfälligen  Bauern  in  der  Gemeinde 
zur  Einklagung  unter  sich  zu  verteilen,4)  eine  Erlaubnis,  welche  sich 
selbstverständlich  auf  jene  erstere  Funktion  nicht  beziehen  konnte, 
da  bei  dieser  eine  getrennte  Behandlung  der  einzelnen  Pflichtigen 
schlechterdings  untunlich  war.  Denkbar  wäre  nun,  daß  die  Wahl 
von  fünf  söknarmenn  im  Herbste  sich  zunächst  nur  auf  die  Vertei- 
lung der  tiund  und  matgjafir,  mit  welcher  doch  wohl  auch,  was 
freilich  nicht  ausdrücklich  gesagt  wird,  die  durchgreifende  Verteilung 
des  manneldi  verbunden  gewesen  sein  wird,  bezogen  hätte,  wobei 

x)  Konüngsbök,  234/171 — 72;  255/206;  Kaupab.  39/444;  KrR.  37/144. 

2)  Konüngsbök,  234/173 — 74;  235/178 — 79;  256/208 — 9;  Kaupab.  40/447 
—48;  46/455;  KrR.  38/148—50;  auch  Ömagab.  31/295. 

3)  Konüngsbök,  234/171;  Kaupab.  39/443. 

i)  Konüngsbök,  234/177  —  78;  Kaupab.  44/453. 
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sich  freilich  von  selber  verstand,  daß  auch  die  Erhebung  aller  Klagen, 
welche  im  Laufe  des  Winters  begründet  wurden,  den  damals  Ge- 
wählten zufiel,  und  daß  dann  die  Wahl  von  drei  söknarmenn  im 
Frühjahre  sich  nur  auf  die  Erhebung  solcher  Klagen  bezog,  die  erst 
späterhin  erwuchsen.  Es  ließe  sich  für  solche  Annahme  geltend 
machen,  daß  die  Frühjahrsversammlung  unmittelbar  nach  den  Fahr- 
tagen gehalten  wurde,  welche  recht  wohl  eine  Neuwahl  nötig 
machen  konnten  wegen  der  zahlreichen  Domizilwechsel,  welche  ge- 
legentlich ihrer  vor  sich  zu  gehen  pflegten;  inzwischen  läßt  sich 
doch  auch  nicht  verkennen,  daß  erhebliche  Bedenken  ihr  entgegen- 
stehen, wie  sie  denn  z.  B.  nötigen  würde  anzunehmen,  daß  der  ab- 
tretende söknarmaör  von  ihm  vorbereitete  Klagen  am  Alldinge  zu 
einer  Zeit  durchzuführen  hatte,  in  welcher  er  seine  Funktion  doch 
bereits  niedergelegt  hätte.  —  Übrigens  tragen  die  söknarmenn  die 
sämtlichen  Gemeindelasten,  wie  zumal  manneldi  und  matgjafir  ganz 
ebenso  wie  alle  anderen  hreppsmenn,  und  wenn  sie  in  ihren  Funk- 
tionen etwas  versehen,  z.  B.  die  ihnen  obliegende  Klagestellung  ver- 
säumen, unterliegen  sie  der  gewöhnlichen  Strafe,  mit  welcher  alle 
Vergehen  gegen  die  Gemeindeordnung  bedroht  sind ; x)  dagegen  ist 
nirgends  von  einem  Entgelt  die  Rede,  welches  sie  für  ihren  be- 
schwerlichen Dienst  erhalten  hätten,  außer  etwa  insoferne,  als 
ihnen  gelegentlich  der  von  ihnen  zu  erhebenden  Klagen  gewisse 
Bußen,  oder  doch  Anteile  an  Bußen,-)  zufallen  konnten.  Im  wesent- 
lichen muß  das  Amt  also  bereits  damals  als  ein  Ehrenamt  betrachtet 
worden  sein,  ganz  wie  dies  noch  heutigentags  auf  der  Insel  der  Fall 
zu  sein  pflegt. 

Als  ein  zweites  Organ  des  hreppr  erscheinen  sodann  die  Ge- 
meindeversammlungen; diese  sind  aber,  wenn  ich  von  den  Ge- 
meindegerichten vorläufig  ganz  absehe,  von  zwiefacher  Art,  nämlich 
teils  ordentliche,  teils  außerordentliche.  Die  ersteren  beruhen  auf 
gesetzlicher  Anordnung 3)  und  werden  zu  einer  durch  das  Recht  ein 
für  allemal  festgesetzten  Zeit  gehalten;  die  letzteren  dagegen  haben 
keine  feste  Zeit,  und  werden  vielmehr  von  demjenigen  eigens  be- 
rufen, der  ihrer  bedarf.4)  Die  ordentlichen  Gemeindeversammlungen 
bezeichnet  in   unseren   Rechtsbüchern   regelmäßig    der  Ausdruck 


x)  Konüngsbök,  234/174;  Kaupab.  40/448. 

2)  Konüngsbök,  259/213;  KrR.  43/162. 

3)  Kaupab.  47/456:  til  samkvämna  beirra,  er  hreppsmenn  eiga  at  lögum. 

4)  Konüngsbök,  234/172 — 73;  Kaupab.  40/446 — 7. 
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samkväma  oder  samkoma,  wogegen  für  die  außerordentlichen  der 
Ausdruck  hreppsfundr  gebraucht  wird;  doch  wird  in  den  Sagen 
fundr,1)  oder  hreppsfundr,2)  oder  hreppsstefna  3)  auch  wohl  für  Ver- 
sammlungen jener  ersteren  Art  gebraucht  und  scheint  somit  der 
Sprachgebrauch  kein  vollkommen  fester  gewesen  zu  sein.  —  Eitle 
ordentliche  Versammlung  wurde  aber  gehalten  „um  langafostu" ; 4) 
eine  zweite  „nsest  värjringi  eptir",  „eptir  värfu'ng", B)  oder,  was  wohl 
hiermit  gleichbedeutend  genommen  werden  darf,  „um  värit":';j  eine 
dritte  endlich  „ä  haustit" 7)  oder  wie  es  genauer  angegeben  wird, 
nicht  früher  als  vier  Wochen  vor  Wintersanfang  und  nicht  später 
als  so,  daß  dieselbe  am  ersten  Sonntage  im  Winter  zu  Ende  ist.  sj 
Eine  sehr  verlässige  Geschichtsquelle  läßt  diese  letztere  Versammlung 
einmal  an  der  Krossmessa,  d.  h.  den  14.  September,  und  ein  ander- 
mal an  der  Mattiasmessa ,  d.  h.  den  ZI.  September  halten,9)  was 
beides  recht  wohl  mit  dieser  Zeitangabe  stimmt;  wenn  aber  in  einer 
Stelle,  die  nur  in  einzelnen  unserer  Rechtsbücher  sich  rindet,  auch 
auf  den  Fall  reflektiert  wird,  daß  die  Herbstversammlung  in  einem 
einzelnen  Jahre  in  einer  einzelnen  Gemeinde  einmal  nicht  gehalten 
würde,10)  so  ist  damit  wohl  nur  ein  in  gesetzloser  Zeit  allenfalls  vor- 
kommender Mißbrauch  ins  Auge  gefaßt,  aber  nicht  etwas,  was  im 
geordneten  Verlaufe  der  Dinge  vorkommen  durfte.  Von  anderen 
ordentlichen  Gemeindeversammlungen  als  den  eben  genannten  weiß 
ich  keine  Spur  nachzuweisen ;  bezüglich  ihrer  aber  waren  alle  hrepps- 
menn  in  dem  oben  erörterten  Sinne  verpflichtet,  entweder  selber  zu 
kommen  oder  aber  einen  passenden  Vertreter  zu  schicken,  welcher 
in  ihrem  Namen  Rede  und  Antwort  zu  stehen  vermochte ;  wer  weder 
in  eigener  Person  noch  durch  einen  Vertreter  längstens  bis  Mittag 
an  dem  bestimmten  Tage  erschien,  wurde  dafür  straffällig.  n)  Von 


*)  Ljösvetnfnga  s.,  6/17:  Eitt  haust  er  fundr  fjölmennr  i  Sköröum,  at  tala 
um  hreppaskil  ok  ömegÖir  manna,  ok  var  pvi  skipt  at  lögum. 

2)  Sturlünga,  II,  n/58:   En  um  haustit,   Matüas-messu,   var  hreppsfundr 
Ilvammi. 

3)  ebenda,  III,  34/185:  bä  ättu  peir  hreppstefnu  Krossmessu  um  haustit  a 
Hälsi  1  SvarfaÖardal. 

4)  Kaupab.  47/457.  5)  ebenda. 

6)  ebenda,  49/459. 

7)  Konüngsbök,  13/31;  KrR.  22/ro8;  Ljösvetninga  s.,  ang.  O. 
8j  Konüngsbök,  255/206;  KrR.  37ll42- 

9)  Sturlünga,  ang.  O. 

10)  KrR.  50/174. 

n)  Kaupab.  47/456;  dann  Konüngsbök,  255/206;  KrR.  37/144- 
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den  Mitgliedern  der  Versammlung,  den  samkvämumenn , J)  werden 
die  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit  gefaßt,  wenn  es  sich  um  neue 
Beliebungen  handelt,  wogegen  Einstimmigkeit  erforderlich  ist  zur 
Veränderung  der  geltenden  Bestimmungen  (samkvämumäl) ; 2)  Ein- 
stimmigkeit fordert  auch  die  Wahl  der  söknarmenn,  und  muß,  wenn 
diese  nicht  zu  erreichen  ist,  unter  den  Grundeigentümern  innerhalb 
der  Gemeinde  das  Los  entscheiden ; 3)  für  rein  administrative  Be- 
schlüsse gelten  zum  Teil  eigene  Regeln,  wie  denn  z.  B.  für  den  Fall, 
da  Streit  darüber  besteht,  ob  man  einen  ömagi  weiterführen  oder 
selber  verpflegen  soll,  die  Meinung  derjenigen  vorgeht,  die  ihn  los 
zu  werden  suchen  wollen.4)  Uber  die  Gegenstände,  welche  an  jeder 
einzelnen  Versammlung  zu  erledigen  sind,  geben  die  Quellen  nur 
*  teilweise  Aufschluß.  Wir  erfahren,  daß  im  Herbst  der  Zehnt  und 
die  Speisegaben  zu  verteilen  sind,  5)  und  wie  es  scheint,  werden  in 
derselben  Versammlung  unmittelbar  zuvor  die  söknarmenn  gewählt, 
welche  dieses  Geschäft  zu  leiten  haben.  In  der  Versammlung,  welche 
in  der  langen  Fasten,  oder  doch  spätestens  in  der,  welche  gleich 
nach  dem  vär]nnge  gehalten  wird,  ist  die  Aufnahmebewilligung  von 
denen  nachzusuchen,  welche  in  die  Gemeinde  hereinziehen  wollen ; 6) 
an  der  letzteren  Versammlung  sind  überdies  söknarmenn  zu  wählen 
für  die  gerichtliche  Verfolgung  der  Vergehen  wider  die  Gemeinde- 
ordnung,7) und  ebenso  ist  in  ihr  bekanntzugeben,  ob  des  einzelnen 
Besitzers  skäli  oder  eldhüs  als  in  der  Assekuranz  begriffen  gelten 
solle ; 8)  endlich  erfahren  wir  noch ,  daß  man  von  einem  erlittenen 
Viehschaden  und  dessen  durch  Schätzung  festgestelltem  Betrage 
jedesmal  in  derjenigen  Versammlung  Anzeige  zu  machen  habe, 
welche  zunächst  auf  den  betreffenden  Unglücksfall  folge,9)  und  hier 
wird  demnach  wohl  auch  die  Beitragspflicht  jedes  einzelnen  Bauern 
zum  Schadenersatze  und  die  Zeit  festgestellt  worden  sein,  in  welcher 
dieser  zu  leisten  war.  —  Ungleich  einfacher  lauten  die  Bestimmungen 
über  die  außerordentlichen  Gemeindeversammlungen. 10)    Die  Ver- 


1)  Kau  p  ab.  47/456 — 57;  dann  Konüngsbök,  255/207  und  KrR.  37/146. 

2)  Kaupab.  47/458. 

3)  Konüngsbök,  234/171  und  172;  Kaupab.  39/444. 

4)  Konüngsbök,  129/9;  Ömagab.  7/248. 

5)  Konüngsbök,  13/31 ;  255/206;  KrR.  22/108  und  37/142. 

6)  Kaupab.  47/457- 

7)  ebenda,  47/456 — 7.  8)  ebenda,  49/459. 

9)  ebenda,  48/458 — 9. 

10)  Konüngsbök,  234/172—3;  Kaupab.  40/446 — 47. 
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anlassung  zu  einer  solchen  scheint  regelmäßig  der  Umstand  gegeben 
zu  haben,  daß  jemanden  ein  ömagi  zugeführt,  oder  auch  daß  bei 
jemanden  ein  solcher  sitzen  gelassen  worden  war,  welcher  doch  ihn 
zu  ernähren  nicht  befähigt  oder  nicht  verpflichtet  ist,  und  welcher 
ihn  darum  zur,  sei  es  nun  provisorischen  oder  definitiven,  Alimen- 
tation dem  hreppr  überweisen  zu  sollen  glaubt.  Derjenige,  welcher 
aus  einem  solchen  Grunde  einer  Versammlung  bedarf,  kann  eine 
solche  nach  Belieben  berufen,  nur  daß  er  dieselbe  auf  eine  Frist  von 
mindestens  sieben  Tagen  hinaus  ansagen  muß;  die  Ladung  erfolgt 
durch  das  Schneiden  eines  Kreuzes,  welches  sodann  von  Haus  zu 
Haus  getragen  wird.  Mit  dem  Kreuze  ist  den  Nachbarn  der  Tag 
der  Versammlung  bekanntzugeben  und  zugleich  anzusagen,  in  welcher 
Richtung  er  dasselbe  weiter  zu  befördern  hat;  alle  Bauern,  auch  die, 
die  kein  [nngfararkaup  zahlen,  müssen  die  Ladung  befördern,  und 
von  Notfällen  abgesehen  muß  diese  laufen,  solange  der  Tag  währt. 
Eine  Buße  von  drei  Mark  trifft  den,  der  die  Ladung  zu  befördern 
versäumt,  oder  der  nicht  zur  Versammlung  kommt;  als  nicht  ge- 
kommen gilt  aber,  wer  nicht  vor  Mittag  kommt,  und  gebüßt  wird 
auch  der,  dem  kein  Kreuz  zugekommen  ist,  wenn  er  nur  von  der 
Ladung  erfahren  hat.  In  der  Versammlung  haben  aber  die  söknar- 
menn  sofort  das  manneldi  zu  verteilen,  wobei  die  Ausgebliebenen 
ebensogut  belastet  werden  können  wie  die  Anwesenden,  d.  h.  es 
muß  zwar  jedem  Gemeindegenossen  Gelegenheit  geboten  werden, 
etwaige  Einwendungen  gegen  die  beabsichtigte  Verteilung  zu  er- 
heben, aber  es  ist  die  Gegenwart  derjenigen  nicht  nötig,  welche 
es  versäumen,  von  der  ihnen  gebotenen  Gelegenheit  Gebrauch  zu 
machen. 

Nur  im  Vorbeigehen  bemerke  ich,  daß  neben  den  Gemeinde- 
versammlungen auch  noch  kleinere  Zusammenkünfte  vorkommen, 
welche  mehrfach  für  die  Verwaltung  der  Armenpflege  und  der  Ge- 
meindeangelegenheiten überhaupt  Bedeutung  erlangen.  Es  gehört 
dahin  die  Versammlung  jener  fünf  Nachbarn,  welche  im  Falle  von 
Brand  oder  Viehsterben  das  Maß  der  erlittenen  Beschädigung  ab- 
zuschätzen haben ; ])  ferner  die  Versammlung  der  fünf  nächsten 
Grundeigentümer,  welche  derjenige  um  die  Aufnahmsbewilligung 
angehen  darf,  welcher  in  die  Gemeinde  hereinzuziehen  beabsichtigt 
und  doch  an  den  beiden  im  Frühjahre  gehaltenen  Gemeindever- 


l)  Kaupab.  48/458 — 9;  49/460. 
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Sammlungen  solche  nachzusuchen  verhindert  war;1)  hierher  endlich 
auch  der  hreppadömr,  d.  h.  das  in  Gemeinde-  und  Armenpfleg- 
schaftssachen zu  haltende  Gericht,  von  welchem  unten  noch  des 
näheren  zu  sprechen  sein  wird.  Allein  dieses  Gemeindegericht 
bildet  nur  eine  einzelne  Spezies  der  Privatgerichte,  und  jene  ab- 
schätzenden Nachbarn  sind  bloße  viröfngarbüar,  wie  sie  auch  außer- 
halb der  Gemeindeverhältnisse  oft  genug  zur  Verwendung  kommen; 
auch  sonst  werden  die  fünf  Nachbarn  zum  Ersätze  einer  öffentlichen 
Versammlung,  wie  z.  B.  einer  Dingversammlung,  herangezogen,  wo 
eine  solche  bei  irgendeinem  Akte  nicht  benützt  werden  konnte,  und 
es  berühren  sich  demnach  alle  derartigen  Zusammenkünfte  sozusagen 
nur  zufällig  mit  den  Gemeindeversammlungen;  dem  Gemeindeleben 
als  solchem  gehören  sie  nicht  an  und  haben  ihm  gegenüber  keine 
andere  Bedeutung,  als  welche  sie  auch  dem  Staats-  oder  Privatleben 
gegenüber  behaupten. 

In  letzter  Instanz  endlich  kommen  auch  noch  die  einzelnen 
Gemeindeangehörigen  als  solche  als  Organe  der  Gemeinde 
in  Betracht.  Insoferne  zwar,  als  sie  die  Armenalimentation ,  deren 
Verpflegung  ihnen  von  Verwandtschafts  wegen  obliegt,  ist  die  Ge- 
meinde bei  ihrer  Leistung  unbeteiligt;  allein  soweit  sie  das  mann- 
eldi  der  hreppsömagar  besorgen,  sind  sie  ausschließlich,  und  soweit 
sie  die  fmrfamannatiund  und  die  matgjafir  geben,  wenigstens  teil- 
weise als  Vertreter  derselben  zu  betrachten,  soferne  nämlich  zwar 
die  Verpflichtung,  Zehnt  und  Speisegaben  zu  entrichten,  sie  als  ein-* 
zelne  trifft,  aber  die  Ausantwortung  beider  Arten  von  Beisteuern  an 
die  einzelnen  Jiurfamenn  im  Auftrage  der  Gemeinde  erfolgt.  Die 
söknarmenn  beschränken  sich  eben  darauf,  festzustellen,  welcher 
einzelne  Bauer  eben  jedem  einzelnen  J^urfamaör  oder  ömagi  gegen- 
über die  Gemeinde  zu  vertreten  habe  und  zu  überwachen,  daß  diese 
Vertretung  auch  gehörig  besorgt  werde ;  aber  nicht  sie,  sondern  die 
einzelnen  Bauern  sind  es  schließlich,  welche  bezüglich  der  wirklichen 
Verpflegung  der  Armen,  dann  der  wirklichen  Unterstützung  der 
Jmrfamenn,  die  Organe  der  Gemeinde  bilden.  Der  Staat  aber  mischt 
sich  vollends  in  die  Armenpflege  nur  insoweit  ein,  als  seine  ordnende 
und  die  einzelnen  zur  Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  Verbindlich- 
keiten zwingende  Tätigkeit  schlechterdings  notwendig  ist.  Hier  wie 
anderwärts  geht  demnach  ein  großer  Teil  der  Verwaltung  in  den 
Formen  des  Strafrechts  und  der  Rechtspflege  vor  sich;  aber  selbst 


l)  Kaupab.  47/457- 
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die  klagweise  Verfolgung  aller  Saumseligkeiten  in  Erfüllung  der  be- 
treffenden Verpflichtungen  geht  nur  zum  Teil  von  den  Beamten  der 
Gemeinde  aus.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  kann  bei  der  Alimen- 
tation durch  die  Gemeinde  sowohl  wie  durch  Private  jeder  beliebige 
Dritte  den  Armen,  der  nicht  gehörig  alimentiert  wird,  zu  sich  nehmen 
und  sodann  die  auf  seine  Verpflegung  verwendeten  Kosten  von  be- 
eidigten Schätzleuten  veranschlagen  lassen,  um  deren  doppelten  Er- 
satz von  dem  Verpflichteten  einzuklagen;1)  der  ömagi  selbst  scheint 
zu  einer  Klagstellung  nicht  befähigt  gewesen  zu  sein,  als  unter  Ku- 
ratel stehend.  Wegen  Nichtentrichtung  der  Speisegaben  kann  der 
als  Kläger  auftreten,  dem  deren  Bezug  zugewiesen  worden  war;*2) 
ebenso  wegen  Nichtentrichtung  der  |)urfamannatmnd. 3)  Auf  der 
anderen  Seite  aber  werden  die  söknarmenn  selber  straffällig,  wenn 
sie  ihrer  Verpflichtung  zur  Klagestellung  gegen  irgendeinen  Buß- 
fälligen nicht  gehörig  nachkommen,  und  nur  durch  den  Nachweis, 
daß  sie  von  den  zur  Klage  sie  berechtigenden  und  verpflichtenden 
Tatsachen  nicht  rechtzeitig  Kenntnis  erlangten,  können  sie  sich  vor 
der  Verurteilung  schützen;  die  Klage  aber  gegen  sie,  sowie  das 
Klagerecht  in  der  von  ihnen  vernachlässigten  Sache  selbst,  steht 
allen  hreppsmenn,  und  wenn  auch  diese  sich  lässig  erweisen,  sogar 
den  utanhreppsmenn  zu. 4)  Es  ist  wohl  das ,  freilich  nur  indirekte, 
Interesse  des  Staates  an  der  Armenpflege,  welches  die  eventuelle 
Klagsberechtigung  der  Fremden  begründet;  in  gleicher  Weise  wird 
aber  auch  dem  Interesse  der  Kirche  Rechnung  getragen  durch  die 
Bestimmung,  daß  auch  der  Bischof  befugt  sein  solle,  die  von  den 
söknarmenn  nicht  angestellte  Klage  durch  einen  von  ihm  Beauf- 
tragten erheben  zu  lassen,  möge  es  sich  nun  um  widerrechtliche 
Verpflegung  oder  Nichtverpflegung  von  Leuten  handeln,5)  wie  er  ja 
auch  in  die  Gesetzgebung  in  Armensachen  in  gewissem  Umfange 
bestimmend  eingreifen  darf. 6)  Über  den  Kreis  seiner  Gemeinde- 
angehörigen scheint  überdies  die  Klageberechtigung  der  söknarmenn 
nicht  hinausgegangen  sein,  da  wiederholt  von  den  hreppsmenn  als 


*)  Konüngsbök,  234/173 — 4;  Kaupab.  40/447. 

2)  Konüngsbök,  234/174;  Kaupab.  40/447. 

3)  Konüngsbök,  256/208;  Kr R.  38/148. 

4)  Konüngsbök,  21/39—40;  132/15;  234/174;  234/177  ;  235/178— 9  ;  255/207 
und  259/212;  Öraagab.  9/262  und  31/295;  Kaupab.  40/448;  44/452—3;  46/45S 
und  456;  KrR.  37/146  und  42/160. 

5)  Konüngsbök,  235/178—9;  Kaupab.  46/455. 

6)  Konüngsbök,  235/179;  Kaupab.  46/456. 
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solchen  gesagt  wird,  daß  sie  für  die  Klagestellung  gegen  Auswärtige 
zu  sorgen  haben,  welchen  sie  die  Verpflegung  eines  ömagi  zu  über- 
bürden wünschen;1)  indessen  ist  doch  recht  wohl  möglich,  daß  damit 
nur  die  gemeinsame  Beschlußfassung  bezeichnet  werden  will,  welche 
die  Ausführung  durch  Beamte  als  Organe  nicht  ausschließt,  und  in 
einzelnen  derartigen  Fällen  wird  sogar  ausdrücklich  auf  die  Tätigkeit 
dieser  letzteren  hingewiesen.  Wenn  z.  B.  ein  Mann  seinen  ömagar 
durch  die  Flucht  in  einen  fremden  hreppr  sich  entzieht,  so  mag  so- 
wohl der  Grundeigentümer,  auf  dessen  Land  jene  sich  befinden,  als 
der  hreppstjöri  klagen,  eventuell  aber  wer  da  will;2)  eine  andere 
Stelle  aber  läßt  im  gleichen  Falle  zunächst  den  leiglendmgr  klagen, 
der  auf  dem  Hofe  wohnt,  eventuell  den  Grundeigentümer,  falls  er 
ein  Gemeindeangehöriger  ist,  subeventuell  den  söknarmaör,  und  wenn 
dieser  nicht  klagen  will,  oder  wenn  ein  solcher  gar  nicht  vorhanden 
ist,  jeden  der  will.3)  Man  sieht  also,  daß  immerhin  auch  die  Privat- 
alimentation  von  den  Gemeindebeamten  in  einem  Umfange  über- 
wacht wurde,  welche  sie  je  nach  Umständen  weit  über  den  Kreis 
der  Gemeindeangehörigen  und  das  Gebiet  der  Gemeinde  hinaus- 
führen konnte.  Die  regelmäßige  Strafe  aber  der  Verstöße  gegen 
die  Gemeinde-  und  Armenpflegschaftsordnung  war  ursprünglich  eine 
Buße  von  drei  Mark;  später  dagegen  wurde  dieselbe  zur  Landes- 
verweisung verschärft,  und  erklärt  sich  von  hier  aus  die  Verwirrung, 
welche  in  dieser  Beziehung  in  unseren  Rechtsbüchern  eingerissen  ist. 
An  den  meisten  Stellen  hat  das  ältere  Rechtsbuch  die  Buße  von 
drei  Mark,  während  das  neuere  die  Strafe  der  Landesverweisung 
dafür  gesetzt  hat;4)  an  ein  paar  Stellen  hat  aber  auch  die  Staöar- 
hölsbök  das  ältere  Recht,  die  Dreimarkbuße  also,  festgehalten;5) 
an  einer  Stelle,  welche  in  der  Konüngsbök  fehlt,  bezeichnet  die 
Staöarhölsbök  geradezu  die  Landesverweisung  als  das  neuere  Recht.6) 
Aber  wunderlich  genug  kommt  eine  ganz  entsprechende  Stelle  auch 

L)  Konüngsbök,  129/9;  132/15;  Ömagab.  7/248;  9/262. 

2)  Ömagab.  9/262;  es  ist  wohl  nur  eine  spezielle  Anwendung  desselben  Satzes, 
wenn  es,  ebenda,  22/278,  heißt,  daß  die  Klage  gegen  den,  der  seinen  ömagi  am 
Alldinge  sitzen  läßt,  dem  zustehe,  der  dort  wohnt. 

3)  ebenda,  32/297. 

4)  vgl.  Konüngsbök,  234/173,  174  und  177  mit  K au p ab.  40/447  und  448; 
41/448—9;  44/453- 

5)  Kaupab.  39/445;  40/445—6;  dann  KrR  17/84  und  85,  Note  mm;  32/132; 
vgl.  mit  Konüngsbök,  8/25;  234/172;  16/34. 

6)  Ömagab.  30/293:  nü  varÖar  fjörbaugsgarö ;  AM.  315,  B.  f  o  1., 
6/229. 
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in  der  Konüngsbök  vor,1)  und  eine  andere  Stelle  derselben  Hg.  zeigt 
ebenfalls  die  Landesverweisung  statt  der  Geldbuße;2)  aber  an  der 
ersteren  Stelle  bezeichnet  die  Staöarhölsbök ,  was  allerdings  unsere 
Ausgabe  nicht  erkennen  läßt,  die  betreffende  Bestimmung  ausdrück- 
lich als  ein  nymseli,  und  an  der  letzteren  gibt  sie  dieselbe  Bezeich- 
nung dem  unmittelbar  vorangehenden  Kapitel,  mit  welchem  doch 
das  folgende  untrennbar  zusammenhängt;  an  der  letzteren  ist  über- 
dies die  Beweisführung  durch  fünf  Geschworene  statt  durch  neun 
stehengeblieben,  welche  doch  sonst  nur  bei  Bußsachen  gilt.  Es  ist 
demnach  klar,  daß  die  Neuerung  zwar  schon  eingeführt  worden  sein 
muß,  ehe  der  Omagabälkr  der  Konüngsbök  geschrieben  wurde,  aber 
doch  erst,  nachdem  die  Hauptmasse  der  in  ihn  übergegangenen  Ma- 
terialien entstanden  war. 

Die  eben  besprochenen  Strafbestimmungen,  deren  tatsächliche 
Verwirklichung  durch  die  große  Zahl  der  Klagsberechtigten  und 
durch  die  Vermögensvorteile  gesichert  war,  welche  sich  an  die  Klage- 
stellung knüpften,  bilden  den  eigentlichen  Nerv  des  ganzen  Armen- 
rechtes. Die  Verwirklichung  aber  dieser  Strafen,  dann  teilweise  auch 
die  Geltendmachung  der  Ersatzansprüche  wegen  geleisteter  Alimen- 
tation und  manche  andere  mit  der  Armenpflege  zusammenhängende 
Rechtssachen,  gehören  vor  den  hreppadömr,  d.  h.  das  Gemeinde- 
gericht. Es  wird  dieser  als  heraösdömr  dem  Jnngadömr  gegenüber- 
gestellt,8) und  er  ist  im  Grunde  nur  eine  einzelne  Art  der  viel  weiter 
reichenden  Privatgerichte;  mit  seiner  Berufung  hat  es  aber  folgende 
Bewandtnis:  Die  Klage  soll  jederzeit  erhoben  werden  (heraös- 
sökn)  innerhalb  der  nächsten  14  Tage,  nachdem  der  Klagsberech- 
tigte  von  dem  sie  begründenden  Umstände  Kenntnis  erlangt  hat;4) 
eine  Bestimmung,  die  sich  natürlich  nur  auf  den  primär  Klags- 
berechtigten bezieht  und  gerade  bezüglich  der  Devolution  des  Klage- 
rechtes auf  die  eventuell  Berechtigten  besondere  Bedeutung  hat.  Der 
Kläger  hat  aber  damit  zu  beginnen,  daß  er  den  Gerichtsort  wählt  und 
absteckt  (marka  dömstaö),  was  an  einem  Werktage  geschehen  muß;5) 

^Konüngsbök,  132/15:  varÖar  honum  bat  fjörbaugsgarÖ  nü ;  Ömagab. 
9/262  fehlt  das  nü. 

2j  Konüngsbök,  235/178—9;  Kaupab.  46/455- 

3)  Konüngsbök,  234/177;  Kaupab.  44/452;  vgL  Konüngsbök,  234/175 
und  178;  Kaupab  41/449  und  44/453.  In  Konüngsbök,  167/73  scheint  dagegen 
hreppadömr  eine  fasche  Lesart. 

4J  Konüngsbök,  234/177;  Kaupab.  44/452. 

5)  Konüngsbök,  234/174;  Kaupab.  41/448. 

Maurer,  Das  Staatsrecht  des  islandischen  Freistaates.  33 
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er  muß  ihn  wählen  außerhalb  einer  Pfeilschußweite  von  der  Um- 
zäunung des  Hofes  des  Beklagten,  nach  der  Richtung  hin,  in  welcher 
seine  eigene  Wohnung  liegt,  aber  an  einer  Stelle,  wo  weder  Wiese 
noch  Acker  ist.  Sind  freilich  die  Beklagten  Schiffer  ohne  festen 
Wohnsitz,  so  soll  der  Gerichtsort  nicht  bei  ihren  Buden,  sondern 
beim  Hofe  des  Klägers  gewählt  werden.1)  Diesen  Bestimmungen  liegt 
offenbar  erstens  die  Rücksicht  auf  den  Hausfrieden  zugrunde,  welcher 
von  der  Grenze  des  Hofes  noch  einen  Pfeilschuß  weit  reicht,  zweitens 
der  Wunsch,  das  Bauland  zu  schonen,  endlich  drittens  die  Absicht, 
in  symbolischer  Weise  anzudeuten,  daß  das  Gericht  ein  für  beide 
Streitteile  gemeinsames  sei.  Die  einschlägigen  Vorschriften  sind  aber 
nicht  etwa  dem  hreppadömr  eigentümlich,  sie  kehren  vielmehr  regel- 
mäßig bei  allen  Privatgerichten  wieder.  Nun  folgt,  und  zwar  wiederum 
an  einem  Werktage,  die  Ladung  des  Beklagten  (stefna),  bei  welcher 
nicht  nur  der  Klagegrund  und  die  beantragte  Strafe  anzugeben,  son- 
dern auch  dem  Gegner  anzusagen  ist,  daß  und  wo  Kläger  ein  Ge- 
richt mit  ihm  zu  halten  beabsichtige,  und  soll  der  Gerichtstag  immer 
um  sieben  Tage  später  fallen  als  die  Ladung. 2)  Mindestens  drei 
Tage  vor  dem  Gerichtstermine  hat  sodann  der  Kläger,  und  zwar 
auch  wieder  an  einem  Werktage,  fünf  heimilisbüar  des  Beklagten  zu 
berufen  (kveöja  heimilisbü  a). 3)  Das  Gericht  selbst  darf  eben- 
falls an  keinem  Festtage  gehalten  werden,  und  ebensowenig  in  der 
langen  Fasten;  auch  darf  es  nicht  in  den  14  Tagen  zusammentreten, 
während  deren  das  Allding  beisammen  ist,  noch  innerhalb  der  zu- 
nächst vorhergehenden  und  nachfolgenden  14  Tage.  Zum  Gericht 
hat  jeder  der  beiden  Streitteile  zehn  Gemeindeangehörige  mitzu- 
bringen, aus  deren  Zahl  die  nötigen  Richter  und  Zeugen  zu  ent- 
nehmen sind;  die  nötigen  Geschworenen  sind  jedoch  in  dieser  Zahl 
nicht  mit  einbegriffen.4)  Wer  mehr  als  die  erlaubte  Zahl  von  Leuten 
mitbringt,  unterliegt  ebensowohl  wie  der  Mitgehende  selbst  einer 
Buße  von  drei  Mark;  ebenso  büßt  aber  andererseits  auch  jeder  Ge- 
meindeangehörige, welcher  die  Übernahme  einer  derartigen  Funktion 
verweigert,  oder  sonst  den  Fortgang  des  Gerichtes  stört.  Nicht- 
angehörige  der  Gemeinde  dürfen  zu  gerichtlichen  Funktionen  im 
hreppadömr  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  nicht  verwendet  werden.5) 

1)  Konüngsbök,  234/176;  Kaupab.  42/451. 

2)  Konüngsbök,  234/174;  Kaupab.  41/448 — 9. 

3)  Konüngsbök,  234/174 — 5;  Kaupab.  41/449. 
4j  Konüngsbök,  234/175;  Kaupab.  41/449. 

r,j  Konüngsbök,  234/175;  Kaupab.  41/450. 
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Nur  für  den  Fall,  da  der  Beklagte  ein  Schiffer  ist,  soll  der  Kläger 
berechtigt  sein,  so  viele  Leute  als  er  will  zum  Gerichte  mitzubringen, 
wogegen  der  Beklagte  auch  in  diesem  Falle  die  Zahl  von  zehn  nicht 
überschreiten  darf; x)  offenbar  darum,  weil  man  bei  dem  Schiffer  mit 
einer  größeren  Anzahl  gewalttätiger  Genossen  zu  tun  zu  bekommen 
befürchten  muß,  gegen  welche  eine  Überzahl  von  Bauern  ein  Gegen- 
gewicht bilden  soll.  Weiterhin  soll  dann  jeder  der  beiden  Streitteile 
drei  Männer  ins  Gericht  ernennen,  so  daß  dieses  aus  sechs  Richtern 
besteht;  weigert  sich  der  Beklagte  der  Ernennung,  so  mag  der  Kläger 
alle  sechs  Richter  ernennen,  und  ist  das  Gericht  darum  doch  rechts- 
gültig besetzt.  Nun  erfolgt  gegenseitig  die  Aufforderung  zur  Prüfung 
der  ernannten  Richter,  und  ist  dabei  zu  verfahren  wie  bei  der  Prü- 
fung der  Geschworenen;  weiterhin  schließt  sich  die  Aufforderung 
zur  Prüfung  der  Geschworenen  an,  welche  natürlich  immer  vom  Be- 
rufenden ausgeht,  und  gilt  dabei  der  Satz,  daß  nötigenfalls  auch 
zwei  griömenn  neben  drei  bcendr  den  Geschworenendienst  über- 
nehmen können,  wenn  durch  die  ruönmg  die  verfügbaren  bcendr 
erschöpft  sind.  Alle  im  Gerichte  handelnden  Personen,  also  jeden- 
falls die  Richter,  Geschworenen  und  Zeugen,  vielleicht  aber  auch  die 
Parteien  selbst,  werden  vereidigt  wie  im  Jnngadömr.2)  Die  Verteidi- 
gung hat  nichts  Eigentümliches  und  kann  insbesondere  auch  vor 
diesem  Gerichte  durch  einen  bjargkviör  geführt  werden.  Das  Urteil 
wird  nach  Stimmenmehrheit  gefällt,  und  zwar  so,  daß  im  Falle  der 
Stimmengleichheit  Verurteilung  des  Beklagten  eintritt.3)  Das  Urteil 
soll  noch  an  demselben  Tage  gesprochen  werden,  an  welchem  das 
Gericht  zusammentrat;  falls  sein  Spruch  auf  eine  Geldzahlung  lautet, 
so  ist,  wenn  der  Verurteilte  ein  Bauer  ist,  als  Zahltag  bei  Straf- 
zahlungen der  Donnerstag,  mit  welchem  die  achte  Sommerwoche 
beginnt,  bei  matgjöld,  d.  h.  Beiträgen  zur  Armenpflege,  oder  Ersatz 
für  geleistete  Pflege,  der  14.  Tag  nach  dem  Gerichtstage  zu  be- 
stimmen, wenn  aber  der  Verurteilte  ein  Schiffer  ist,  unter  allen  Um- 
ständen der  letztere  Tag.  Als  Zahlort  gilt  der  Ort,  wo  das  Gericht 
gehalten  wurde;  doch  mag  die  Strafzahlung,  wenn  die  beiden  Par- 
teien einen  gemeinsamen  gjalddagi  haben,  auch  nach  diesem  verlegt 
werden.4)  Immer  muß  dabei  die  Zahlung  vor  Mittag  geleistet  werden, 
was  im  Urteile  ausdrücklich  auszusprechen  ist,  und  sind  bei  derselben 

1)  Konüngsbök,  234/176;  Kaupab.  42/451. 

2)  Konüngsbök,  234/175;  Kaupab.  41/449—50. 

3)  Konüngsbök,  234/175 — 6;  Kaupab.  41/450. 

4)  Konüngsbök,  234/176;  Kaupab.  42451. 
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nur  lögaurar,  d.  h.  gesetzlich  tarifierte  Zahlmittel,  oder  aber  Güter 
höheren  Wertes  verwendbar,  d.  h.  solche,  deren  schlechtestes  Stück 
noch  mindestens  zwei  Unzen  wert  "ist;  zur  Schätzung  solcher  „gripir" 
sind  beiderseits  Schätzleute  (lögmetendir)  beizuziehen,  von  denen  alles 
Gut  zu  Geld  anzuschlagen  ist.  Alle  zur  Zahlung  verwendeten  Güter 
sollen  „öfundlaust"  sein,  d.  h.  nicht  durch  ihre  Beschaffenheit  Ärgernis 
geben.1)  Jede  Störung  des  Gerichtes  wird  aber  mit  Landesverweisung 
bestraft,  und  geht  die  Klage  an  die  Dinggerichte.2)  Was  aber  die 
Kompetenz  des  hreppadömr  anbelangt,  so  scheint  sich  die- 
selbe auf  alle  Übertretungen  der  gemeindlichen  Armenpflegschafts- 
ordnung  bezogen  und  innerhalb  dieser  Schranke  zivile  sowohl  als 
Straf  klagen  umfaßt  zu  haben.  Ausdrücklich  wird  gesagt,  daß  an 
demselben  „um  manneldi"  geklagt  werden  konnte,3)  worunter  jeden- 
falls die  unerlaubte  Ernährung  herumstreifender  Bettler,4)  wahr- 
scheinlich aber  überdies  auch  die  widerrechtlich  verweigerte  Ver- 
pflegung solcher  ömagar  verstanden  wurde,  zu  deren  Alimentation 
man  verpflichtet  war;  gewiß  ist  ferner,  daß  sowohl  auf  Bußzahlungen 
(vitigjöld)  als  auf  Zahlungen  für  den  Unterhalt  von  Armen  (matgjöld) 
hier  erkannt  werden  konnte, 5)  unter  welchen  letzteren  doch  wohl 
der  Ersatz  für  widerrechtlich  vorenthaltene,  oder  auch  für  einen 
anderen  vorgeschossene  Verpflegung  (mannfulga)  sowie  für  nicht  ge- 
reichte Speisegaben  (matgjafir)  zu  verstehen  ist.  Außerdem  dürfte 
auch  die  Klage  wegen  Nichtbesuchens  der  Gemeindeversammlungen, 
und  wegen  Nichtbeförderung  der  Ladung  zu  solchen,  hierher  ge- 
hören ,  da  auch  in  diesen  Fällen  die  söknarmenn  zur  Klagestellung 
berufen  werden;6)  daß  aber  solche  Klagen  ursprünglich  nur  auf  Geld- 
buße, später  dagegen  auch  wohl  auf  Landesverweisung  gingen,  ist 
oben  bereits  ausgesprochen  und  belegt  worden.  Nur  in  Zehntsachen 
ging  die  Klage  an  den  ]nngadömr  statt  an  den  hreppadömr,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  es  sich  um  den  Armenzehnt  handelte;7) 
doch  wohl  darum,  weil  die  Verpflichtung  zur  Zehntleistung  als  eine 
kirchenrechtliche,  oder  höchstens  noch  staatsrechtliche,  aber  nicht 


Konüngsbök,  234/176 — 77;  Kaupab.  43/451  —  2. 

2)  Konüngsbök,  234/177;  Kaupab.  43/452, 

3)  Konüngsbök,  234/176;  Kaupab.  42/451. 

4)  Konüngsbök,  234/175;  Kaupab.  41/450. 

5)  Konüngsbök,  234/176;  Kaupab.  42/45 1. 

6)  Konüngsbök,  234/174;  Kaupab.  40/448. 

7)  Konüngsbök,  255/207  und  256/208  und  209;  KrR.  37/146  und  38/148 
•50  u.  dgl.  m. 
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als  eine  gemeindliche  betrachtet  wurde.  Freilich  konnten  auch 
Sachen,  die  an  und  für  sich  geeignet  waren,  im  hreppadömr  ver- 
handelt zu  werden,  unter  Umständen  an  einen  jnngadömr  gebracht 
werden.  Einmal  nämlich  dann,  wenn  die  Klagestellung  am  h^raös- 
dömr,  welche  ja  immer  innerhalb  einer  I4tägigen  Frist  von  dem 
Zeitpunkte  ab  erfolgen  muß,  in  welchem  der  Kläger  von  der  die 
Klage  begründenden  Tatsache  Kenntnis  erlangt,  nicht  möglich  ist, 
weil  dieselbe  in  die  für  ihn  geschlossene  Zeit  fallen  würde ; 1)  zweitens 
aber  auch  dann,  wenn  die  Klage  nicht  von  den  primär  zur  Klage 
Berufenen,  den  söknarmenn  also,  oder  den  persönlich  beteiligten 
Privaten,  sondern  von  den  eventuell  berufenen  innanhreppsmenn  oder 
utanhreppsmenn  angestellt  wurde,  und  wenn  diese  gegen  den  söknar- 
maör  selbst  wegen  Nichtanstellung  der  Klage  auftraten,2)  sowie  wohl 
auch,  wenn  ein  vom  Bischöfe  bestellter  Kläger  unter  gleicher  Vor- 
aussetzung eingriff;3)  endlich  drittens,  wenn  die  Sache  wegen  einer 
Gerichtsstörung  am  hreppadömr  nicht  erledigt  werden  konnte,  wes- 
falls  sie  aber  freilich  nur  als  Annex  einer  auf  Landesverweisung 
gehenden  Strafklage  an  den  ])ingadömr  erwuchs. 4)  Man  sieht,  die 
Kompetenz  der  Dinggerichte  ist  teils  eine  nur  subsidiäre,  indem  sie 
eintreten,  weil  und  soweit  die  für  die  Klagestellung  laufenden  Fristen 
nur  durch  ihre  Angehung  gewahrt  werden  können,  oder  nur  eine 
übergeordnete,  indem  sie  eintreten,  weil  und  soweit  die  Gemeinde- 
behörden ihren  Dienst  versagen  oder  am  hreppadömr  eine  Erledigung 
der  Sache  unmöglich  gemacht  wird.  Daß  aber  eine  vereinzelte  Stelle, 
welche  auch  noch  die  im  Handelsverkehre  mit  ausländischen  Schiffern 
vorfallenden  Unterschleife  und  alle  Klagen  gegen  solche  Fremde  in 
die  Kompetenz  des  hreppadömr  hereinziehen  zu  wollen  scheint,5)  an 
einer  Korruptel  zu  leiden  scheint,  ist  oben  bereits  erwähnt  worden. 
Wird  übrigens  an  einem  jnngadömr  in  einer  Gemeindesache  (hreppa- 
mäl)  auf  eine  Geldbuße  erkannt,  so  hat  die  Zahlung  14  Tage  „eptir 
väpnatak"  an  dem  Orte  zu  geschehen,  an  welchem  der  hreppadömr 
zu  halten  gewesen  wäre,  also  in  bestimmter  Nähe  vom  Hofe  des 
Beklagten.  6) 


1)  Konüngsbök,  234/177;  Kaupab.  44452. 

2)  Konüngsbök,  234/177  und  235/178— 9;  Kaupab.  44/452 — 3  und  46/455: 
Ömagab.  31/295. 

3)  Konüngsbök,  235/178—9;  Kaupab.  46/455. 

4)  Konüngsbök,  234/177;  Kaupab.  43/452. 

5)  Konüngsbök,  167/73. 

6)  ebenda,  234/178;  Kaupab.  44/453. 
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§  20.    Die  Entstehung  der  hreppar. 

Die  schwierige  Frage  nach  der  Entstehung  der  isländischen 
Gemeindeverfassung  steht  in  einem  gewissen  Zusammenhange  mit 
der  Frage  nach  dem  Alter  des  isländischen  Systemes  der  Armen- 
pflege, ohne  doch  mit  dieser  vollständig  zusammenzufallen. 

Es  hat  aber  Nordström  die  Ansicht  ausgesprochen , x)  daß  im 
Norden  überhaupt  und  auf  Island  insbesondere  die  Verpflegung  der 
Armen  erst  in  der  christlichen  Zeit  zu  einer  Rechtspflicht  erhoben 
worden  sei,  wogegen  das  Heidentum  sich  teils  durch  die  Aussetzung 
der  Kinder  und  teils  durch  den  Selbstmord  oder  die  Tötung  alter 
und  gebrechlicher  Leute  durch  ihre  Verwandten  geholfen  habe. 
Damit  wäre  also  nicht  nur  jede  gemeindliche  Armenpflege  für  die 
ältere  Zeit  geleugnet,  sondern  auch  die  verwandtschaftliche;  aber 
freilich  steht  es  mit  der  Begründung  der  aufgestellten  Sätze  schlimm 
genug.  Richtig  ist  allerdings,  daß  die  Kindesaussetzung  im 
Heidentume  in  gewissem  Umfange  erlaubt  war,2)  und  daß  sie  zumal 
von  armen  Leuten  hin  und  wieder  als  ein  Mittel  benützt  wurde,  sich 
von  der  Last  der  Ernährung  der  Kinder  freizumachen ; 3)  richtig  auch, 
daß  sich  gegen  das  christliche  Verbot  der  Kindesaussetzung  ebenso 
wie  gegen  das  Verbot  des  Essens  von  Pferdefleisch  nationalökono- 
mische Bedenken  erhoben,  und  daß  man  darum  beim  Ubertritte  zum 
Christentum e  zunächst  in  beiden  Richtungen  das  alte  Recht  aus- 
drücklich vorbehielt  und  erst  einige  Jahre  später  diesen  Vorbehalt 
fallen  ließ.  Aber  es  ist  doch  andererseits  auch  nicht  zu  verkennen, 
daß  die  Aussetzung  der  Kinder  nur  so  lange  gestattet  war,  als  sie 
noch  nicht  die  Wasserweihe  erhalten  hatten,  wogegen  sie  von  da 
ab  als  Mord  galt;4)  daß  sie  ferner  selbst  bei  den  ärmsten  Leuten 

*)  Bidrag  til  den  svenska  Samhälls-Författningens  Historia,  II,  S.  109 — Iii. 

2)  vgl-  Jon  Ein'kssons  Abhandlung:  de  expositione  infantum  apud  veteres 
Septentrionales,  ejusque  causis ,  welche  der  arnamagnäanischen  Ausgabe  der  Gunn- 
laugs  s.  ormstüngu  angehängt  ist;  meine:  Bekehrung  des  norwegischen  Stammes  zum 
Christentume,  II,  S.  181  —2;  Kälund,  Familielivet  pä  Island  i  den  f0rste  sagaperiode, 
in  den  Aarböger  for  nordisk  Oldkyndighed  og  Historie,  1870,  S.  272 — 4. 

3J  vgl.  zumal  Gunnlaugs  s.  ormstüngu,  3/198:  Ok  bat  var  pä  siövandi 
nokkur,  er  land  var  allt  heiÖit,  at  peir  menn,  er  felitlir  voru,  en  stöÖ  ömegö  mjölc 
til  handa,  letu  üt  bera  börn  sin,  ok  nötti  bö  illa  gjört  ävallt;  dann  auch  porsteins 
p.  uxaföts  in  der  Flbk.  I,  252  und  Finnboga  s.,  2/210 — 12  und  4/216. 

4)  H  6  Im  v  er  ja  s.,  8/22. 


§  20.    Die  Entstellung  der  hreppar. 


5 '9 


zwar  als  erlaubt,  aber  nicht  als  geboten,  ja  sogar  nichts  weniger  als 
lobenswert  galt;  daß  endlich  gerade  die  Uberbürdung  mit  anderen 
ömagar,  die  man  zu  ernähren  hatte,  als  ein  Grund  angeführt  wird, 
der  einen  armen  Mann  zur  Aussetzung  von  Kindern  bestimmen 
konnte.  Bezüglich  der  Tötun  g  von  Greisen  ist  ferner  allerdings 
richtig,  daß  eine  vereinzelte  Sage  berichtet,  wie  in  grauer  Vorzeit 
eine  in  den  Wildnissen  von  Vestrgötland  gesessene  Familie  einen 
bei  ihrem  Hofe  gelegenen  Felsen,  den  aetternisstapi,  d.  h.  Stammes- 
felsen, dazu  gebraucht  habe,  das  Leben  der  altersschwachen  oder 
sonst  lebensmüden  Angehörigen  abzukürzen;  nach  vorgängiger  Aus- 
einandersetzung ihres  Nachlasses  hätten  sich  diese  nämlich,  von  der 
ganzen  Familie  begleitet,  nach  jenem  Felsen  begeben,  um  sich  von 
ihm  herabzustürzen  und  dadurch,  wie  sie  meinten,  ohne  Schmerz 
und  Krankheit  zu  Oöinn  zu  gelangen. *)  Geijer  berichtet,  daß  sich 
noch  heutigentags  mehrfache  Berge  in  Schweden  finden,  deren  Namen 
an  diese  Erzählung  erinnern  und  an  welche  sich  Sagen  knüpfen, 
welche  dieselbe  bestätigen;  er  bringt  ferner  andere  Sagen  hiermit 
in  Verbindung,  welche  davon  erzählen,  wie  gebrechliche  Leute  von 
ihren  Verwandten  mit  Keulen  totgeschlagen  worden  seien  und  er- 
zählt, daß  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  herab  auf  einem  Hofe  in 
Ostrgötland  eine  solche  ätteklubba,  d.  h.  Geschlechtskeule,  zu  sehen 
gewesen  sei. 2)  Indessen  darf  denn  doch  nicht  übersehen  werden, 
daß  die  Gautreks  saga  zu  den  späteren  und  sehr  wenig  verlässigen 
Sagen  gehört;  sie  ist  bereits  vielfach  durch  die  Romantik  der  Ritter- 
poesie gefärbt,  und  mehr  unter  den  Gesichtspunkt  eines  Abenteuers, 
als  einer  echten  Überlieferung  alten  Volksglaubens  zu  stellen/5)  Die 
Anknüpfung  an  neuere  schwedische  Volkssagen  und  an  einzelne 
Ortsnamen  vermag  ihrem  Berichte  keine  weitere  Gewähr  zu  geben, 
da  auch  diese  recht  wohl  späterer  Entstehung  und  mehr  humoristi- 
schen als  geschichtlichen  Charakters  sein  können,  wie  denn  in  der 
Tat  die  Erzählung  von  der  Keule  ein  in  mittelalterlichen  Schwänken 
sehr  beliebter  Stoff  war;4)  überdies  ist  auch  hier  wieder  nur  von 
einem  Rechte  der  Alten,  sich  zu  töten  oder  töten  zu  lassen,  die 


*)  Gautreks  kgs.  s.,  i — 2/7  —  1  ;  vgl.  über  die  ganze  Materie  J.  Grimm, 
RA.,  S.  486—90. 

2J  Geschichte  Schwedens,  I,  S.  102—3. 

z)  P.  E.  Müller,  Sagabibliothek,  II,  S.  583—9. 

4)  vgl-  J-  Grimm,  in  Haupts  Zeitschrift,  V,  S.  72 — 4;  von  der  Hagen,  Ge- 
samtabenteuer, II,  S.  LXIII — VI,  und  das  Gedicht  „der  slegel",  ebenda,  S.  407  und  fg., 
zumal  V.  1 1 25 — 48. 
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Rede,  ganz  und  gar  nicht  dagegen  von  einem  Rechte  ihrer  Ange- 
hörigen, sich  ihrer  wider  ihren  Willen  zu  entledigen,  und  berechtigen 
uns  demnach  auch  derartige  Berichte,  selbst  wenn  wir  von  ihrem 
märchenhaften  Charakter  und  ihrer  ausschließlichen  Beziehung  auf 
Schweden  völlig  absehen,  ganz  und  gar  nicht  zu  der  Annahme,  daß 
der  heidnischen  Zeit  alle  und  jede  obligatorische  Armenpflege  ge- 
fehlt habe.  In  einzelnen,  außerordentlichen  Fällen  mochte  zwar  die 
Aussetzung  von  Kindern  oder  die  Tötung  von  Greisen  zur  Beseiti- 
gung einzelner  ömagar  führen ;  aber  als  ein  regelmäßiges  Mittel,  der 
Alimentation  solcher  Leute  sich  zu  entziehen,  können  beide  Aus- 
wege nicht  betrachtet  werden,  wie  denn  auch  der  Fall,  von  welchem 
die  Gautreks  saga  spricht,  gar  nicht  einmal  mittellose  Leute  betrifft. 

Nordström  hat  freilich  geglaubt,  mit  jenen  mythischen  Angaben 
über  die  Tötung  alter  Leute  einige  Berichte  verlässigerer  Quellen 
kombinieren  zu  dürfen,  welche  sich  speziell  auf  Island  beziehen;  in- 
dessen scheinen  diese,  richtig  gewürdigt,  zu  ganz  anderen  Schlüssen 
als  den  seinigen  zu  führen.  Die  Vigaskütu  saga  erzählt, x)  wie  ein- 
mal ein  schweres  Mißjahr  die  Reykdcelir  veranlaßte,  zu  [)verä  bei 
dem  Goden  Ljötr  eine  Zusammenkunft  zu  halten,  welche  als  sam- 
koma  oder  fundr  bezeichnet  wird.  Man  beriet  über  die  in  Anbe- 
tracht der  Not  zu  treffenden  Maßregeln  und  kam  überein,  ein  Ge- 
lübde zu  machen  für  die  Besserung  der  Witterung  (at  heita  til 
veörabäta) ;  nur  wollte  man  darüber  nicht  recht  einig  werden,  worauf 
dasselbe  gerichtet  werden  solle.  Ljötr  schlug  vor,  Schenkungen  an 
die  Tempel  zu  geloben,  zugleich  aber  auch  die  Kinder  auszusetzen 
und  die  alten  Leute  umzubringen;  ein  anderer  Gode  aber,  Askell 
Eyvindarson,  erklärte,  das  sei  ein  schändliches  Vorhaben  und  werde 
zu  nichts  Gutem  führen,  vielmehr  solle  man  Geld  und  Gut  zusammen- 
schießen, um  die  alten  Leute  damit  zu  ernähren  und  die  Kinder 
aufzuziehen,  dem  Schöpfer  zu  Ehren,  und  dieser  Vorschlag  ging, 
obwohl  von  manchen  Seiten  bekämpft,  schließlich  durch.  Auf  das- 
selbe Hungerjahr  wird  man  eine  weitere  Nachricht  beziehen  dürfen, 
welche  eine  weitere  Quelle  bietet.2)  Um  die  Zeit,  da  K.  Haraldr 
grafeldr  fiel  und  Häkon  jarl  die  Regierung  Norwegens  übernahm, 
soll  auf  Island  eine  schwere  Hungersnot  geherrscht  haben,  wie  keine 
schwerere  je  über  das  Land  gekommen  sei;  Raben  und  Füchse  und 
viel  anderes,  was  sonst  als  nicht  eßbar  galt,  hätten  die  Leute  damals 


x)  Vigaskütu  s.,  7/248. 

2)  SkarÖsärbok  der  Landnäma,  Viöb.  I,  S.  323. 
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gegessen,  viele  Leute  seien  verhungert,  andere  aber  hatten  sich  aufs 
Stehlen  verlegt  und  sei  dadurch  die  Zahl  der  Friedlosen  so  sehr  ge- 
stiegen, daß  man  schließlich  auf  des  Eyjülfr  Valgeröarson  Antrag 
durch  ein  Gesetz  jedem  Ächter  die  Begnadigung  in  Aussicht  gestellt 
habe,  der  drei  seinesgleichen  umbringe;  damals  aber  hätten  auch 
manche  Leute  ihre  ömagar  und  Greise  von  Felsen  herabstürzen  und 
töten  lassen.  Die  angeführten  chronologischen  Anhaltspunkte  ge- 
statten das  Mißjahr  etwa  in  die  Jahre  975—76  zu  setzen,  und  wirklich 
haben  zu  diesen  die  Annalen  den  Eintrag:  „ööld  hin  fyrri",  d.  h. 
das  erste  große  Mißjahr;  die  beiden  mitgeteilten  Erzählungen  lassen 
aber  übereinstimmend  erkennen,  daß  die  Aussetzung  der  Kinder  und 
die  Tötung  der  alten  Leute  zwar  von  einigen  wenigen  Leuten  als 
äußerster  Ausweg  in  einer  verzweifelten  Lage  ergriffen  werden 
mochte,  aber  ganz  und  gar  nicht  als  etwas  Gewöhnliches  und  recht- 
lich Zulässiges  erschien,  daß  in  schwerer  Zeit  zwar  sogar  eine  ge- 
nerelle Maßregel  jener  Art  in  Vorschlag  gebracht  werden  mochte, 
daß  aber  ein  solcher  Vorschlag  selbst  unter  solchen  Umständen  auf 
energischen  Widerstand  stieß  und  schließlich  abgelehnt  wurde.  Aus 
der  zuerst  angeführten  Stelle  ersieht  man  überdies,  daß  schon  im 
10.  Jahrhundert  die  Fürsorge  für  die  Ernährung  des  Volkes  als  eine 
gemeinsame  Angelegenheit  des  betreffenden  Bezirkes  galt,  und  wenn 
man  berücksichtigt,  daß  die  in  der  Stelle  gebrauchten  Ausdrücke 
samkoma,  fundr  später  als  technische  Bezeichnungen  der  Gemeinde- 
versammlungen galten,  möchte  man  versucht  sein,  schon  in  ihr  die 
Existenz  der  hreppar  bezeugt  zu  finden.  —  Eine  weitere  Nachricht, 
welche  uns  die  Lebensbeschreibung  des  K.  Olafr  Tryggvason  auf- 
bewahrt hat,  bezieht  sich  auf  ein  zweites  Mißjahr,  welches  kurz  nach 
der  Abreise  des  B.  Friedrich  von  Island  (985)  daselbst  eintraf.1)  Wir 
erfahren  zunächst,  wie  ein  vornehmer,  aber  grausamer  Mann  im 
Skagafjörör,  Svaöi  mit  Namen,  eine  Anzahl  armer  Leute  zu  sich 
berief  und  dann  treuloserweise  umbringen  lassen  wollte,  und  wie 
diese  dann  von  einem  neubekehrten  Christen,  porvarör  Spakböövarsson, 
gegen  das  Versprechen,  sich  taufen  zu  lassen,  errettet  und  bis  zum 
Ende  der  Hungersnot  verpflegt  wurden.  Sodann  aber  wird  weiter 
erzählt,  wie  zu  derselben  Zeit,  und  wiederum  im  Skagafjörör,  eine 
Zusammenkunft  gehalten  wurde,  welche  bald  als  eine  samkoma  der 
heraösmenn,  bald  als  ein  fundr,  bald  als  ein  J)mg  bezeichnet  wird, 


x)  FMS.  II,  225 — 26/222 — 28;  Flbk.  I,  435 — 39;  auf  dieselbe  Hungersnot  be- 
zieht sich  wohl  auch  FMS.  I,  138/272;  J>orvalds  b.  viÖförla,  7/46. 
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aber  dem  ganzen  Zusammenhange  nach  nicht  wohl  etwas  anderes 
als  eine  Gemeindeversammlung  gewesen  sein  kann.  In  dieser  Ver- 
sammlung nun  sei  in  Anbetracht  des  herrschenden  Notstandes  be- 
schlossen worden,  daß  es  erlaubt  sein  solle,  die  alten  und  gebrech- 
lichen Leute  ihrem  Schicksale  zu  überlassen  und  ihnen  weder  Kost 
noch  Wohnung  zu  gewähren;  da  aber  der  angesehenste  Häuptling 
der  Gegend,  Arnörr  kerlmgarnef,  zu  seiner  Mutter  heimkam,  sei  er 
von  dieser  wegen  seiner  Teilnahme  an  einem  so  harten  Beschlüsse 
bitter  getadelt  worden  und  habe  schließlich  selber  eingesehen,  daß 
es  seine  Verpflichtung  sei,  nicht  nur  selber  von  jeder  derartigen 
Grausamkeit  gegen  seine  eigenen  Angehörigen  sich  ferne  zu  halten, 
sondern  auch  seinen  Dingleuten  keine  solche  Ungebühr  hingehen  zu 
lassen.  So  habe  er  denn,  um  alle  schlimmen  Folgen  des  einmal  ge- 
faßten Beschlusses  abzuwenden,  zunächst  alle  armen  Leute,  die  auf 
Grund  desselben  von  den  Ihrigen  ausgestoßen  worden  waren,  zu 
sich  berufen  und  einstweilen  selber  verpflegen  lassen,  sodann  aber 
die  Bauern  zu  einer  neuen  Zusammenkunft  berufen  und  ihnen  hier 
die  Verwerflichkeit  des  früher  gefaßten  Beschlusses  auseinander- 
gesetzt, zugleich  aber  beantragt,  daß  man  mit  allen  Mitteln  zunächst 
je  die  eigenen  Eltern,  sodann  aber  auch  die  weiteren  Verwandten 
ernähren  solle.  Alle  Lasttiere  sollten  geschlachtet  werden,  so  daß 
kein  Bauer  mehr  als  zwei  Pferde  übrig  behalte,  und  ebenso  alle 
Hunde  getötet  werden,  damit  für  die  Menschen  mehr  Nahrungsmittel 
übrig  bleiben ;  allen  denen,  welche  ihre  Verwandten  nicht  nach  Ver- 
mögen erhalten  würden,  drohte  Arnörr  schließlich  mit  seiner  per- 
sönlichen Rache,  während  er  sich  zugleich  erbot,  die  Verwandten 
aller  derer  selber  aufzunehmen  und  zu  ernähren,  welche  solche  zu 
verpflegen  schlechterdings  nicht  imstande  seien.  Auch  hier  fehlt  die 
Verweisung  auf  den  Gott,  welcher  die  Sonne  geschaffen  hat  und  die 
Welt  regiert,  nicht,  und  überdies  ist  hier  die  spezifisch  christliche 
Ausschmückung  der  Erzählung  schon  in  dem  legendenhaften  Tone 
derselben  unverkennbar  ausgeprägt;  immerhin  zeigt  aber  auch  sie, 
wenn  sie  anders  überhaupt  irgendwelchen  Glauben  verdient,  daß 
schon  in  der  heidnischen  Zeit  auf  Island  die  Alimentation  der  Eltern 
und  in  zweiter  Linie  auch  der  übrigen  Verwandten  als  eine  Rechts- 
pflicht galt,  und  daß  es  eines  förmlichen  Beschlusses  bedurfte,  um 
selbst  unter  den  schwierigsten  Umständen  ein  Versagen  dieser  Ali- 
mentation statthaft  erscheinen  zu  lassen.  Daß  die  beschließende 
Versammlung  eine  Gemeindeversammlung  gewesen  sein  muß,  ist 
bereits  bemerkt  worden,  und  kann  dabei  weder  auffallen,  daß  dieselbe 
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in  das  gemeine  Landrecht  einzugreifen  sich  erlaubt,  da  ja  im  Drange 
der  Not  ein  Beschluß  der  lögretta  unmöglich  abgewartet  werden 
konnte,  noch  auch,  daß  ein  Gode  in  derselben  das  große  Wort  führt, 
da  ja  dieser  an  der  Gemeindeversammlung  ebensogut  Anteil  zu 
nehmen  hatte  wie  jeder  andere  Bauer.  Andererseits  aber  ergibt  sich 
aus  dieser  Erzählung  doch  auch  wieder  soviel,  daß  am  Schlüsse  des 
10.  Jahrhunderts  auf  der  Insel  nur  von  einer  verwandtschaftlichen 
Alimentationspflicht,  nicht  von  einer  gemeindlichen  die  Rede  war. 
Nur  ihre  Verwandten  zu  ernähren  ermahnt  Arnörr  seine  Leute  und 
diejenigen,  welche  hierzu  schlechterdings  außerstand  sind,  verweist 
er  nicht  etwa  auf  den  hreppr,  sondern  lediglich  auf  seine  eigene, 
freiwillig  angebotene  Mildtätigkeit,  ganz  wie  auch  in  dem  Falle  der 
Vigaskütu  saga  Askell  goöi  ohne  alle  Hindeutung  auf  irgendwelche 
Verpflichtung  der  Gemeinde  lediglich  ein  freiwillig  von  ihr  zu  über- 
nehmendes Gelübde  in  Anregung  bringt,  welches  die  Mittel  für  die 
Verpflegung  der  sonst  hilflosen  Armen  liefern  soll. 

Das  Bild,  welches  sich  aus  der  Vergleichung  der  obigen  Stellen 
ergibt,  ist  demnach  ein  ganz  anderes  als  das  von  Nordström  ge- 
wonnene. Die  verwandtschaftliche  Alimentationspflicht  zeigt  sich 
nach  denselben  bereits  in  der  heidnischen  Zeit  vollkommen  fest  be- 
gründet. Die  Zulässigkeit  der  Kindesaussetzung,  kaum  der  für  Island 
völlig  unbezeugte  Selbstmord  alter  oder  gebrechlicher  Leute,  mochte 
sie  für  einzelne  Fälle  etwas  erleichtern,  hob  aber  das  Prinzip  der- 
selben keineswegs  auf;  nur  in  Zeiten  der  äußersten  Not  wird  etwa 
einmal  von  einzelnen  das  Gesetz  verletzt,  oder  allenfalls  sogar  dessen 
zeitweise  Suspension  angeregt,  ohne  daß  sich  jedoch  auch  nur  für 
einen  einzigen  Fall  die  Annahme  eines  derartigen  Antrages  nach- 
weisen ließe.  Schon  damals  sind  ferner  Bezirksversammlungen  in 
Bezug  auf  die  Armenpflege  tätig,  und  die  Gleichheit  der  für  sie  ge- 
brauchten Bezeichnungen  weist  auf  deren  Identität  mit  den  Ge- 
meindeversammlungen der  späteren  Zeit  hin;  aber  freilich  scheint 
sich  andererseits  mit  ziemlicher  Sicherheit  zu  ergeben,  daß  von  einer 
in  späterer  Weise  geordneten  gemeindlichen  Alimentationspflicht  am 
Schlüsse  des  10.  Jahrhunderts  noch  nicht  die  Rede  war.  Ein  paar 
andere  Zeugnisse  bestätigen  diese  Angaben,  indem  sie  dieselben 
noch  etwas  vervollständigen.  In  der  Zeit,  da  Guömundr  rfki  zu 
Mööruvellir  und  sein  Bruder  Einarr  zu  l)verä  wohnte,  also  etwa  in 
den  Jahren  992 — 1025,  wurde  zu  Skörö  in  Reykjahverfi  im  Herbste 
eine  Zusammenkunft  (fundr)  gehalten,   „at  tala  um  hreppaskil  ok 
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ömegöir  manna";1)  hier  wird  uns  also  sogar  der  Name  des  hreppr 
genannt,  die  Zeit  der  Versammlung  genau  ebenso  bestimmt  wie  in 
den  späteren  Rechtsbüchern,  und  deren  Kompetenz  in  Bezug  auf 
die  Armenpflege  sehr  unzweideutig  ausgesprochen.  Nur  wenig  später, 
wie  es  scheint  nur  kurz  nach  dem  Tode  des  Snorri  goöi  (103 1), 
sehen  wir,  und  zwar  im  Svarfaöardalr,  eine  Klage  wegen  Bettelgangs 
angestellt,2)  was  denn  doch  auch  schon  den  Bestand  der  späteren 
Armenordnung  vorauszusetzen  scheint,  da  man  doch  kaum  die  Bettler 
mit  aller  Strenge  verfolgen  konnte,  solange  nicht  die  Armenpflege 
völlig  geordnet  und  somit  auch  neben  der  Verwandtschaft  die  Ge- 
meinde zur  Verpflegung  der  Armen  herangezogen  war.  Wenn  ich 
nun  zwar  gerne  zugebe,  daß  die  mehrmalige  Nennung  von  hreppar 
in  der  Landnäma  gelegentlich  der  ersten  Niederlassungen  auf  der 
Insel  nichts  für  die  betreffende  Zeit  beweise,  da  ja  in  diesen  Fällen 
recht  wohl  die  geographische  Bezeichnung  der  späteren  Zeit  in  die 
frühere  zurückgetragen  sein  konnte,  so  finde  ich  doch  keinen  Grund, 
mit  Guöbrandr  Vigfüsson  s)  auch  bei  jenen  materiellen  Angaben  der 
Quellen  einen  Anachronismus  anzunehmen,  und  vollends  möchte  ich 
dem  Umstände  kein  Gewicht  beilegen,  daß  die  nächste  Gegend  um 
Skälholt  herum  speziell  mit  dem  Namen  der  Hreppar  bezeichnet  zu 
werden  pflegt.  Daß  die  Bezeichnung  alt  ist,  ergibt  sich  allerdings 
daraus,  daß  schon  die  Sturlünga  die  Hreppamenn  von  den  Skeiöa- 
menn  und  Biskupstüngnamenn  scheidet ; 4)  aber  daraus  zu  schließen, 
daß  erst  vom  Bischofsstuhle  aus  sich  die  Einteilung  des  Landes  in 
hreppar  verbreitet  habe,  scheint  mir  völlig  unzulässig.  Ganz  wie  die 
Gegend  vom  Lagarfljöt  abwärts  als  Heraö,  oder  eine  Gemeinde  an 
der  pjörsä  als  Land,  so  mochte  auch  wieder  ein  anderer  Bezirk  als 
Hreppar  bezeichnet  werden,  und  die  letztere  Bezeichnung  erklärt 
sich  sogar  sehr  einfach,  wenn  man  bedenkt,  daß  der  Gnüpverja- 
hreppr  und  Hrunamannahreppr  als  Eystri-  und  Ytrihreppr  unter- 
schieden werden,  während  alle  umliegenden  Gemeinden  in  einer 
Weise  benannt  sind,  die  das  Wort  hreppr  beiseite  läßt  (Grfmsnes, 
Biskupstüngur,  Skeiö,  Flöi,  Land,  Holt);  andererseits  aber  liegt  Skäl- 
holt nicht  einmal  in  den  Hreppar,  so  daß  auch  von  hier  aus  jener 
Vermutung  aller  Halt  fehlt.  Endlich  aber  möchte  ich  noch  ein  paar 
weitere  Gründe  für  das  höhere  Alter  der  hreppar  geltend  machen. 


1)  Ljösvetm'nga  s.,  6/17. 

2)  Laxdcela,  84/350;  über  des  Snorri  Tod  ebenda,  78/330. 

3)  s.  v.  hreppr.  ±)  Sturlünga,  VI,  34/248. 
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Bei  der  Einführung  des  Zehnts  auf  Island  wurde  bekanntlich  dessen 
Feststellung  und  Verteilung,  sowie  insbesondere  die  ganze  Verwal- 
tung des  Armenzehnts  ausschließlich  in  die  Hand  des  hreppr  gelegt. 
Diese  Anordnung  stand  im  strengsten  Widerspruche  mit  dem  ge- 
meinen Kirchenrechte,  welches  den  Armenzehnt  durchaus  als  eine 
kirchliche  Last  auffaßt  und  durch  die  Hand  des  Klerus  gehen  läßt; 
die  Abweichung  begreift  sich  vollkommen,  unter  der  Voraussetzung, 
daß  der  hreppr  bereits  von  alters  her  bestanden  und  für  die  Armen- 
pflege gewirkt  hatte,  sie  wäre  aber  geradezu  unerklärlich,  wenn  man 
denselben  als  eine  neue  erst  mit  dem  Christentume  aufgekommene 
Einrichtung  zu  betrachten  hätte.  Zweitens  kennt  auch  das  nor- 
wegische Recht  eine  vollkommen  geregelte  Armenpflege;1)  sie  ist 
zunächst  auf  die  Verwandtschaft  gelegt,  und  allenfalls  auch  auf  den 
Freigelassenen  und  den  Freilasser,  wogegen  eine  Verpflichtung  der 
Bauern  als  solcher  zur  Rundführung  der  Armen  allerdings  erst  in 
den  Gesetzen  der  K.  Häkon  und  Magnus  erwähnt  wird.  Die  Strenge 
gegen  die  Bettler  tritt  auch  hier  hervor;  von  eigenen  Armenpfleg- 
schaftsgemeinden ist  dagegen  nicht  die  Rede.  Genau  ebenso  stand 
die  Sache  auch  in  Schweden ; 2)  daß  hier  der  Armenzehnt  dem  ein- 
zelnen Zehntpflichtigen  belassen  wurde,  um  selber  dessen  Verteilung 
an  Arme  zu  besorgen,  zeigt  deutlich,  daß  hier  jede  Spur  einer  Armen- 
pflegschaftsgemeinde fehlte.  Man  möchte  hiernach  annehmen ,  daß 
die  Verpflichtung  der  Verwandtschaft  zur  Armenalimentation ,  die 
eventuelle  Verpflichtung  der  Bauern  zur  Rundführung  der  Armen, 
endlich  die  strenge  Behandlung  der  Bettler  schon  aus  Norwegen 
nach  Island  herübergebracht  worden  sei,  dagegen  die  Bildung  eigener 
Armenpflegschaftsgemeinden,  innerhalb  deren  dann  die  ungeordnetere 
Rundführung  zu  einem  geregelteren  manneldi  ausgebildet  wurde, 
erst  auf  Island  selbst  erfolgte;  deren  erste  Entstehung  muß  dabei 
noch  in  die  heidnische  Zeit  zurückverlegt  werden,  wogegen  allerdings 
deren  vollkommene  Ausbildung  erst  einer  späteren  Zeit  angehört  zu 
haben  scheint.  Merkwürdig  ist,  daß  in  England  hin  und  wieder, 
zumal  in  der  Grafschaft  Sussex,  eine  Einteilung  des  Landes  in  „Rapes" 
vorkommt;  man  möchte  fast  vermuten,  daß  ein  Zusammenhang  der- 
selben mit  dem  isländischen  hreppr  bestehe.3) 

x)  vgl.  Fr.  Brandt,  Brudstykker  af  Forelaesninger  over  den  norske  Retshistorie, 
S.  179—85.  2)  Nordström,  II,  S.  117— 22. 

[3)  Daß  man  übrigens  auch  in  Norwegen  den  hreppr  gehabt  hat,  darüber  vgl. 
Xorges  gamle  Love,  II,  S.  20,  Anm.  2  und  Ivar  Aasen,  Norsk  Ordbog,  s.  v.  repp.] 
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Von 

Dr.  F.  K.  Neubecker. 

Preis:  80  Pf. 


Wesen  des  Mitgiftversprechens. 

Von 

Dr.  F.  K.  Neubecker. 

Preis:  60  Pf. 


Die  Mitgift 

in  rechtsvergleichender  Darstellung. 

Von 

Dr.  F.  K.  Neubecker. 

Preis:  M.  5.60. 


A.  Deichert'sche  VerlagsbuchMlg.  (G.  B  ö  h  m  e),  L  e  i  p  /  i  gj 

Der  Kauf 

nach  gemeinem  Recht 

von 

Dr.  August  Bechmann. 

I.  Geschichte  des  Kaufs  im  Kölnischen  Recht.   12  Mk. 

II.  System  des  Kaufs  nach  gemeinem  Recht.   1.  Abt.   10  Mk. 
III.  1.  System  des  Kaufs  nach  gemeinem  Recht.  2.  Abt.  1.  Hälfte.  5M. 
HI.  2.  System  des  Kaufs  nach  gemeinem  Recht.  2.  Abt.  2.  Hälfte.  8M. 


Das  Edictum 
de  eo  quod  certo  loco. 

Eine  rechtshistorische  Untersuchung 
von 

Dr.  Gerhard  Beseler, 

Privatdozenten  in  Kiel. 
2  Mark  50  Pf. 


Die  PassiYlegitimation 

bei  der 

Rei  Tindicatio 

als  Beitrag  zur  Lehre  von  der  Aktionenkonkurrenz. 

Von 

Dr.  Heinrich  Siber, 

Professor  in  Erlangen. 
Preis :  6  Mark. 


A.  Deichert'sche  Verlagsbuchhdlg.  (G.  Böhme),  Leipzig. 


Lehrbuch  des  Deutschen  Strafrechts. 

Von 

Dr.  Hugo  Meyer, 

t  Professor  der  Rechte  in  Tübingen. 

Sechste  völlig  umgearbeitete  Auflage 

von 

Dr.  Ph.  Allfeld, 

o.  Professor  der  Rechte  in  Erlangen. 
Preis:  11  Mk.  50  Pf.,  eleg.  geb.  13  Mark. 


Uber  die  Mancipatio 

von 

Dr.  W.  Stintzing, 

Professor  in  Leipzig. 
Preis:  M.  1.—. 


Findet  Vorteilsanrechnung 
beim  Schadensersatzanspruch  statt? 

(Zur  sog.  compensatio  lucri  cum  damno.) 

Von 

Dr.  Wolfgang  Stintzing, 

Professor  in  Leipzig. 
Preis:  1.80  M. 


A.  Deichert'sche  Verlagsbuchhdlg.  (G.  Böhme),  Leipzig. 
Von  Herrn  Professor  Sigmund  Schlossmann  in  Kiel  erschien: 

Die  Lehre  von  der  Stellvertretung, 

insbesondere  bei 

obligatorischen  Verträgen. 

L:  Kritik  der  herrschenden  Lehren. 

Preis:  6  Mk.  50  Pf. 

IL:  Tersuch  einer  wissenschaftlichen  Grundlegung. 

Preis:  12  Mark. 


Altrömisches 

Schuldrecht  und  Schuldverfahren. 

14  Bogen.    4  Mk.  80  Pf. 


Nexum. 

Nachträgliches  zum  Altrömischen  Schuldrecht, 

6  Bogen.    2  Mk.  25  Pf. 


Litis  contestatio. 

Studien  zum  Römischen  Zivilprozefs. 

Preis:  5  Mark. 


Praeseriptiones  und  Praescripta  verba. 

Wider  die  Schriftformel 
des  römischen  Formularprozesses. 

Preis:  1  Mk.  40  Pf. 


A.  Deichert'sche  Verlagsbuchhdlg.  (G.  Böhme),  Leipzig. 


Die  Bedeutung 

des 

Rechtsirrtums  im  Strafrecht. 

Von 

Dr.  Philipp  Allfeld, 

o.  Professor  der  Rechte. 
Preis:  M.  —.80. 


Gesetzeszwang 

und 


Richterfreiheit. 


Von 

Dr.  Paul  Oertmann, 

Professor  der  Rechte. 
Preis :  1  Mk.  20  Pf. 


Die  streitgenössische  Menintervention. 

Von 

Dr.  Hans  Walsmann. 

Preis:  4  Mk.  80  Pf. 


Die  Rechtsverhältnisse 

an  den  der  Verfügung  des  Grundeigentümers 
nicht  entzogenen  Mineralien 

mit  besonderer  Berücksichtigung 

des  Kohlenbergbaus  in  den  vormals  sächsischen 
Landesteilen  Preufsens, 

des  Eisenerzbergbaus  im  Herzogtum  Schlesien  u.  a. 

sowie 

des  Kalibergbaus  in  der  Provinz  Hannover. 

Von 

Dr.  Emil  Sehling, 

o.  Professor  der  Rechte  in  Erlangen. 
Preis:  6  Mark. 


